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In dem Nadjrufe, welcher dem am 21. Oftober 1900 verftorbenen Reichs⸗ 
gerichtsrath a. D. Dr. Achilles in der Deutſchen Juriſten-Zeitung 1900 ©. 474 
aus der Feder des Geheimen Raths Dr. Gebhard gewidmet ift, wird bie 
Bedeutung feines Kommentars zu ben preußiſchen Gejegen vom 5. Mai 1872 
für Theorie und Praxis und feine Mitarbeit an dem Zuftandefommen des 
materiellen und formellen Reichsgrundbuchrechts beſonders hervorgehoben. Er 
war Hülfsarbeiter der erften und. Reichskommiſſar bei der zweiten Kommiffion zur 
Ausarbeitung bes Entwurfs eines B.G.B. In erfterer Eigenſchaft hat er ins- 
befondere unter dem Rebaktor des Sachenrecht3 “den Nedaftoren-Entwurf zur 
G.B.O. nebit einer fehr ausführlichen Begründung ausgearbeitet. Er hat ferner 
die Stelle eines Referenten bei den Berathungen beffeidet, welche in den Jahren 
1895, 1896 im Reichsjuſtizamt über den erften Entwurf der G.B.O. ſtattfanden 
und auf denen die Faffung des Geſetzes vor Allem beruht. Dieſe hernorragende 
Mitwirkung bei der Entftehung der G.B.O. und eine genaue Kenntniß des big- 
herigen Grundbuchrechts machten ihn. mehr als jeden Anderen geeignet, einen 
Kommentar zur G. B.O. zu veröffentlichen. Da er aber durch andere literarifche 
Arbeiten, insbejondere durch feine Vetheiligung an Plands Kommentar zum 
B.GL. in Anſpruch genommen und meine Bearbeitung der vierten Auflage feines 
Kommentars zu den preußifchen Gefegen vom 5. Mai 1872 fo fehr nad) feinem 
Wunſche ausgefallen war, daß er, von einigen Kleinigkeiten in der Einleitung 
abgejehen, feine Wenderungen veranlaft hat, Hat er mir auch zur Bearbeitung 
Diefer neuen Auflage nur fein ſehr reichhaltiged Material überfandt und die 
Geftaltung des Kommentars eingehend mit mir erörtert, im Uebrigen aber mir die 
Ausarbeitung völlig überlaffen. In Folge feines Todes Hat er zu. meinem 
Bedauern mein Manuffript feiner Durchſicht unteriverfen können. Ich hoffe aber, 
daß es mir, wie bei ber Bearbeitung der vierten Auflage, jo auch jetzt geglüct 
ift, das Werk auch in den Einzelheiten nach feinem Wunfche zu geftalten. 


Iv Vorwort. 


Zei der Bearbeitung habe ich als langjähriger Grundbuchrichter mich auf 
den Standpunkt des Praktikers geftellt und nicht nur bie Beftimmungen des 
formellen Grundbuchrechts, fondern auch die des materiellen Liegenſchaftsrechts 
befprochen, foweit fie für den Grundbuchverfehr von Bedeutung find. Der befferen 
Ueberfichtlichfeit wegen ift die Darftellung des letzteren Rechtes in die Einleitung 
aufgenommen. 

Die Teilung des Werkes in zwei Theile, von denen der erfte das Reichs- 
recht und ber zweite die preußifchen Beftimmungen bringt, beruht auf dem 
befonderen Wunfche des Reichsgerichtsraths Dr. Achilles und entjpricht der 
Hoffnung, daß ber erfte Theil auch außerhalb Preußens Verbreitung finden 
werde. In erfter Linie ift aber das Werk für den preußifchen Praftifer berechnet, 
deshalb ift in dem erften Theile ftet3 auf die neben dem Neichsrecht in Betracht 
fommenden Vorfehriften des preußiichen Rechtes vertwiefen, während Beftimmungen 
anderer Bundesſtaaten nur beiſpielsweiſe angeführt find. 

Im Intereffe der Ueberfichtlichfeit haben wir den Erläuterungen der einzelnen 
Paragraphen Ueberſchriften vorausgeſchickt und den Inhalt jeder Erläuterung 
durch ein fett ober gefperrt gedrucktes Stichwort angedeutet. Auch dieſe Neuerung 
ift von Dr. Achilles angeregt und wird, wie ich Hoffe, den Beifall der alten 
Freunde jeines Kommentars finden. 


Göttingen, den 4. April 1901. 
Stredker. 
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Abkürzungen. 


Die genaueren Titel der nur mit dem Namen bes Verfafierd oder Herausgebers ober 
ſonſt im abgefürzter Faſſung angeführten Werke ergeben fih aus bem Literaturverzeichniß 
©. 137f. Auch die befannten Kommentare zum Bürgerlichen Geſetzbuche (3.8. Pland, 
Biermann) und Lehrbücher über das Vürgerliche Recht (3. 8. Dernburg, Endemann) find 
nur mit dem Namen bes Verfaſſers oder Herausgebers bezeichnet. Unter Adilles-Streder 
ift die 4. Aufl. des Kommentars zu den preuß. Gefegen über Grundeigenthum und Hnpothelen- 
recht vom 5. Mai 1872 (1894) und unter Joh ow deſſen Jahrbuch für endgültige Entſcheidungen 
der preuß. Appellationsgerichte (Berlin 1872—1879, 8 Bände) zu verftehen. 


Außerdem find folgende Abkürzungen Hervorzuheben: 
A.G. — Ausführungsgefeg, im Zweifel Ausführungsgejeg zur Grundbuchorbnung, insbefonbere 
daß preußifce vom 26. September 1899; 
Allg.Verf. — Allgemeine Verfügung, im Zweifel preußifhe Allgemeine Verfiigung vom 
20. November 1899 zur Ausführung der Grundbuchorbnung (unten ©. 499ff.); 
WLR. = Allgemeines Landrecht für die preußiihen Staaten; 
B.G.V. Bürgerliches Geſetzbuch; 
Begr. — Begründung zu den Geſetzentwürfen; im Zweifel zu dem preußiſchen Ausführungs- 
geſetze zur Grundbuchordnung; 
C.P.O. — Civilprozegordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898; 
D. = Dentfärift, im Zweifel die dem E. IT 5. ©.8.0. beigefügte Denkſchrift (vgl. ©. 9 
Anm. 1); J 
€. = Entwurf; € I = ber 1889 veröffentlichte Entwurf einer Grundbuchordnung; E. II — 
der bem Reichstage vorgelegte Entwurf derfelben (vgl. ©. 8, 9); 
E.G. — Einführungsgefeg, im Bmeifel zum B. G. B.; 
Entſch. — Entſcheidung, im Zweifel die S. 139 an erſter Stelle angeführten Entſcheidungen, 
zufammengeftellt im Reichsjuſtizamte; 
Erl. = Erläuterung; 
freiw. G.G. — Reichsgeſetz über die Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1R98; preuf. freiv. ©.&. — preußifhes Beleg über bie freitiffige Gerichts 
barkeit vom 21. September 1899; 
BBD. — Grundbuhordnung vom 24. März 1897; preuß. ©.8.D. — Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872; 
Gruch. = Gruchots Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechtes (vgl. ©. 139); 
G.S. ©. — Geſeßſammlung Seite; 
G. V.G. Gerichtsverfaſſungsgeſetz in ber Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Dat 1898; 
HGB. = Handeldgefegbuch vom 10. Mai 1897; 
J.M.Bl. = Juftigminifteriafblatt, im Zweifel das preußifche; 












zu abturzungen. 


KB. = Kommiſſionsbericht, im Zweifel der S. 10 Anm. 1 erwähnte Bericht der Reichstags- 
tommiſſion; Q.B. d. A.h. = der ©. 11 Anm. 4 erwähnte Bericht der Kommiſſion des 
preußifcen Wbgeordnetengaufes über das preuß. A.B. 5. ©.B.D.; RB. d. 9.9. = ber 
©. 12 Anm. 1 angeführte Bericht der Kommilfion des Herrenhaufes über dafjelbe Geſetz; 

8.6. — Kammergeriät, im Zweifel das ©. 139 an dritter Stelle erwähnte Jahrbuch für 
Entſcheidungen des Kammergerichts; K.G. N.F. — die ebenda an zweiter Stelle erwähnte 
neue Folge dieſes Jahrbuchs; 

RD. — Konturordmung in der Saffung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898; 

M. = Motive, im Zweifel die Motive zum Entwurfe der Grundbuchordnung von 1889 

(8.8.0. 2); 

DTr. Entf. — die im amtlichen Auftrage Heraußgegebenen Entſcheidungen bes preußiſchen 
Obertribunalg; 

P. = die Protokolle über die Verhandlungen ber Kommiffionen zur Ausarbeitung bes 
Entwurfs eines B.G. B.; P. I = die metallographirten Protokolle der eriten, P. II = bie 
gebrudten Protokolle der zweiten Kommilfion;, 

Rechtſpr. = die von Mugdan und Falkmann herausgegebene Rechtſprechung ber Über: 
Tandesgerichte (vgl. ©. 139); 

RG. — Reichsgericht, im Zweifel Entſcheidungen des Reichsgerichis in Civilſachen; 

R.GB. S. — Reihägefegblatt Seite; 

St.B. — Stenographiſche Berichte, im Zweifel über die Verhandlungen bes Reichstags über 
die 6.8.0. (vgl. &. 9 Anm. 2, ©. 10 Anm 2); StB. d. 9. (9.H.) = ftenograptiice 
Berichte über die Verhandlungen des preuß. Wbgeordnetenhaufes (Herrenhaufes) über 
das AG. z. C.B.L. (vgl. €. 11 Anm. 5, ©. 12 Anm. 1); 

St.G.B. — Strafgeſetzbuch für dad Deutihe Reich; 

SPD. — Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877; 

Str. Ach. = Archiv für Rechtsfälle aus der Praxis ber Rechtsanwälte des Königl. Ober- 
tribunals, Herausgegeben und rebigirt von Striethorit; 

BO. — Verordnung, im Zweifel preuß. Königl. Verordnung, betr. das Grundbuchweſen, 
vom 13. November 1899 (unten ©. 471 ff.); 

Borbm. Vorbemerkung vor den einzelnen Abfchnitten des Gefehes; 

30.8.6. — Reichsgeſetz über die Bmangsverfteigerung und die Bwangsverwaltung vom 
24. März 1897; preuß. Zm.B.G. — preußiſches Geſetz, betr. die Zwangsvollſtreckung 
in da8 unbeweglihe Vermögen vom 13. Juli 1883. 


Die Identität der in den verſchiedenen Sammlungen abgedrudten Entſcheidungen iſt durch 
das Zeichen = zum Musbrude gebradit. 





Einleitung. 


I. Geſchichte. 


1. Der frühere Rechtszuſtand. 

1. Aus der abfoluten Wirkung der dinglichen Rechte ergiebt ſich die Gefahr, 
daß Jeder, der eine unbewegliche Sache ober ein Recht an einer ſolchen erwirbt 
oder zu erwerben glaubt, gemwärtig fein muß, hinterher zu erfahren, daß der Werth 
der Sache bereitd durch andere auf ihr laftende Rechte erjhöpft oder der Erwerbsakt 
wegen Mangel8 der Berechtigung bed Rechtsvorgängers wirkungslos ift. Die bloße 
Möglichkeit eine ſolchen Ergebniſſes ift aber unerträglich für den Verkehr, für ihn 
iſt zweifellofe Rechtöficerheit unumgänglich erforderlih. Daher muß eine gefunde 
Immobiliargejeggebung beftrebt fein, eine Einrichtung zu ſchaffen, welche geeignet ift, 
Jedem, der in Beziehung auf ein Grundftüd mit einem Anderen in ein Rechts— 
verhäftnig tritt, die an dem Grundftüde beftehenden Rechte und die Perjonen der 
Berechtigten erfennbar zu macen.!) Died verfannte das fpätere römiſche Recht, in- 
dem es das Eigentfum an unbeweglichen wie an beweglichen Sachen Lediglich, durch 
Tradition übergehen und dingliche Rechte an fremden Grunditüden, insbefondere auch, 
dad Pfandrecht durch formlofen Vertrag entitehen ließ. Dagegen Hat das deutſche 
Recht des Mittelalterd mit Rückſicht auf die Bedeutung, die der Grundbeſitz, ins— 
befondere in Folge der Verknüpfung ber politiichen Rechte mit dem Befige von Grund 
und Boden, der Zeit befaß, ein Sonderrecht für die Grundftüce auögebildet, indem 
& die Rechtsverhältniſſe an Grundftüden unter den Schuß der Deffentlichkeit ftellte. 
In ältefter Zeit war ber Erwerb des Eigenthums und des Pfandrechts (der alten 
Sapung) an eine Auflafjung geknüpft, die an einem öffentlichen Orte, in der Kirche, 
in der Volksverſammlung ober bor Gericht, jtattfand; fpäter wurden die Rechte an 
Grundftüden von der Eintragung in öffentliche Bücher abhängig gemadjt.?) 

Obwohl zur Zeit der Rezeption des römifchen Rechtes dieſes fog. Publizitätd- 
ober Eintragungsprinzip bereitß in zahlreichen Gebieten Deutſchlands galt, konnte 


) M. 5.868. 3.3 ©. 16. 
) Bl. Achilles 3. Aufl. ©. 15ff.; Stobbe-Lehmann, Handbuch des deutſchen Privat: 
rechts, 3. Aufl. Bd. 1 (1893) 8. 67, Wo. 2 (1896/77) 98. 105, 144146; Stohbe, Die Auflaffung 


des beutichen Rechtes, Jahrb. f. Dogmatik Bd. 12 ©. 137 ff. 
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es ſich doch gegenüber dem römiſchen Rechte nicht behaupten und behielt nur in wenigen 
Städten, namentlich in Hamburg und Lübed, fortdauernde Gültigfeit. 

2. Die Mängel des römischen Liegenſchaftsrechts führten ſchon bald nad ber 
Rezeption zu Beſchwerden über die Unfiherheit der Eigenthumsrechte und den Mangel 
an Nealfredit. Die Partitulargefeggebung verjuchte zunächſt vergeblich Abhülfe zu 
ſchaffen. Erſt im ber neueften Zeit gelangte daB Oeffentlichkeitsprinzip wieder zur 
Geltung, und zwar unter dem Einfluffe des preufjifchen Rechtes. 

a. In Preußen brachte nach mehreren ziemlich erfolglofen Verſuchen, öffentliche 
Bücher einzuführen,!) die von Suarez verfaßte allgemeine Hypothefenordnung 
vom 20. Dezember 1873 eine gründliche Reform. Nach ihr follten alle jelbftändigen 
Grunbftüde in den Hypothekenbüchern verzeichnet, jedem Grundſtück ein bejonderes 
Folium angewiejen, der Beſitztitel des Eigenthümers berichtigt und der als Bejiger 
Eingetragene für den wahren Eigenthümer angefehen, alle Hypothefen und Real— 
verbindlichkeiten (mit Ausnahme der gemeinen Lajten) in bem Buche vermerkt, alle 
Veränderungen, die der Realzuſtand erfuhr, forgfältig nachgetragen werben und der 
Richter verpflichtet fein, die Gültigfeit und Nechtöbeftändigfeit der zur Eintragung 
gelangenden Afte zu prüfen und zu vertreten.?) 

Während hiernach die Eintragung nicht nur Bedingung für die Begründung 
von Hypothefen, jondern auch für den Erwerb des Eigenthums und der fonitigen 
dinglichen Rechte fein follte, erfannte da8 Allgemeine Landredt für die 
preußifhen Staaten vom 5. Februar 1794 das Publifationsprinzip nur für die 
Hypothefen- und dinglichen Vorkaufsrechte an und ließ vor allem das Eigentum 
ohne Eintragung durch Uebergabe auf Grund eines gültigen obligatoriſchen Rechts- 
geichäfts übergehen.?) Auch für da formelle Recht wurde mit den Grundjäßen ber 
Hypothefenordnung gebrochen, als die Kabinetsordre vom 31. Oftober 1831 die 
Zwansspflicht zur Befiptitelberichtigung aufhob. 

Der dur die Hypothekenordnung und dad Allgemeine Landrecht geſchaffene 
Rechtszuſtand wurde zunächſt nur in wenigen Punkten geändert, um dem dringenditen 
Bebürfniffen zu genügen. So wurde auf Grund eine Gutachtens der Geſetzkommiſſion 
vom 10. Zufi 1802 durch 8. 52 des Anhangs zum ALN. (1. 16 $ 484) die 
Eigenthümerhypothef eingeführt, und das Geſetz vom 24. Mai 1853 „betr. einige 
Abänderungen der Hhpothefenordnung vom 20. Dezember 1783" vereinfachte das 
Verfahren überhaupt und infonderheit die Bildung der Hhpothefeninjtrumente, 
beſchränkte die Eintragungen von Amtswegen und präzijirte die Lehre von den 
Protejtationen.t) 

b. Eine völlig neue Regelung des materiellen wie des jormellen Grundbuchrehts 


Vergl. über die Geſchichte des preub. Immobiliarrechts Achilles-Strecer 4. Aufl. ©. 7ff. 

*) Aug. Oyp.O. 1. 98. 6, &, Alfj.; IL 88. 11, 92, 109. 

®) AER.1.988.1—6; 1.1088.1,2; 1.20 88. 6—10,570; 1. 21 88. 1ff.; 1.2288. 13ff.: 
vgl. auch 1.2 8.135; I. 10 99. 10ff.; 1.20 8.410. Eniſch. des Obertribumald 21 ©. 10, 7 ©. 

% Hartmann, Das preuß. Immobiliar-Sachenrecht x. ©. Sf. 
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brachten erſt nach langjährigen Neformbeftrebungen‘) die beiden Geſetze dom 
5. Mai 1872, das „Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtändigen Gerechtig— 
keiten“, welches das materielle Recht enthält, und die das formelle Recht enthaltende 
„Grundbuch-Ordnung.“ Durch dieſe hat ſich in Preußen der Uebergang von 
dem Pfandbuchſyſteme zum Grundbuchſyſteme vollzogen; während bie Hypothefen- 
bücher nad} der Allg. Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783 nur Pfandbücher waren, , 
da fie lediglich den Zwecken des Realkredits dienten und nur die Begründung der Hypotheken 
an bie Eintragung gefnüpft war, find feit dem Inkrafttreten der genannten Geſetze die 
Öffentlichen Bücher in Preußen bejtimmt, dem gefammten Immobilinrverfehr eine 
ſichere Grundlage zu geben und alle Rechtsverhältniſſe der Grundſtücke, insbeſondere 
auch das Eigenthum zu veröffentlichen. Freilich wurde auch durch dieſe Geſetze das 
Eintragungsprinzip nicht für alle Rechte in gleicher Weife durchgeführt. Nur zur 
Uebertragung de3 Eigenthums im alle freiwilliger Veräußerung ſowie zur Entftehung 
und Aufhebung ber Hypothek und der Grundſchuld, welde jegt neben der afzejjorijchen 
Hypothek eingeführt wurbe, bedurfte ed der Eintragung: andere dingliche Rechte an 
fremden Grundftüden, die auf einem privatrechtlichen Titel beruhen, entitanden und 
erloſchen aud ohne Eintragung, fie erlangten aber regelmäßig erſt durch die Ein- 
tragung Wirkſamkeit gegen Dritte, einerlei ob fie dieſen befannt waren oder nicht. 
Verfügungsbeſchränkungen des Eigenthümers waren dagegen gegen Dritte wirkjam, 
wenn fie eingetragen oder den Dritten befannt waren. Ausnahmsweiſe bedurften 
nicht der Eintragung und wirkten aud) uneingetragen gegen redliche Dritte die Grund— 
gerechtigfeiten, die gefeßlichen Vorkaufsrechte, Miethe und Pacht und einige berg= 
rechtliche Nutzungs⸗ und Gebrauchsrechte ſowie die gemeinen Laften; desgleichen 
vollzog ſich ohne Eintragung der Eigenthumserwerb außerhalb der Fälle freiwilliger 
Veräußerung und der Erwerb eingetragener dinglicher Rechte, vor allem der Hypotheken 
und Grundfchulden. Aber für alle diefe Fälle war die Eintragung nicht bedeutungslos, 
namentlich erlangte der Grundeigenthümer erjt mit feiner Eintragung das Recht der 
Auflaffung und der Velaftung jeines Grundſtücks. Won der Eintragung ausgeſchloſſen 
waren die an den Staat zu entrichtenden öffentlichen Abgaben und Leiftungen.?) 

Durch diefe Erweiterung des Erforbernifjes der Eintragung, durch die theilweije 
Beſeitigung des landrechtlichen Rechtes zur Sache (jus ad rem) für den Bereich des 
Liegenſchaftsrechts) und durch die ſtrengere Durchführung des Grundſatzes des 
offentlichen Glaubens des Grundbuchs“) wurde das Publizitätsprinzip mehr als 
bisher zur Geltung gebracht. 

2) Vergl. über dieſe und die Entſtehungsgeſchichte der Geſetze vom 5. Mat 1872 Achilles— 
Streder 4. Aufl. ©. 11ff; Werner, Die preub. Grundbuch und Hyp.-Befepe vom 5. Mai 


1872 mebft Materialien, 1872 Bd. 2, insbefondere ©. 36ff. 
%) Gef. über den Eigenthumderwerb ıc. 89. 4, 5, 11, 12, 18, 49, 54, 57; preuß. 6.8.0. 
$. 11 if. 1 Abſ. 2, 3. 
) Gef. über den Eig. Erw. 1. 88. 4, 15. Vergl. Achilles-Strecker 4. Aufl. S. 44, 104 ff. 
4) Gef. über den Eig.Erm. x. 88. 9, 11, 38, 49; preuß. ©.8.0, 8. 118, 
fi 


4 Einfeitung. 


Dad Legalitätsprinzip, Fraft deſſen die die öffentlichen Bücher führenden 
Beamten bei eigener Werantwortlichfeit verpflichtet jind, die geſetzlichen Voraus— 
jegungen ber Eintragungen zu prüfen, wurde durch die Gejege vom 5. Mai 1872 
anders geftaltet. Gerade dieſer Grundſatz Hatte zu vielfachen Beſchwerden Anlaß 
gegeben, weil die bisherige Tollegialiihe Behandlung der Hupothefenjachen bei den 
Gerichten an fi ſchon den Geſchäftsgang beeinträdtigte, die Richter aber überdies 
im Bewußtſein ihrer Verantwortlichkeit für Die formelle und materielle Geſetzmäßigkeit 
der Alte nur zu ſehr geneigt waren, Bedenken Raum zu geben, die dem unbefangenen 
Sinne nit einleuchten wollten. Jetzt wurde nicht nur die Bearbeitung der Hypotheken⸗ 
ſachen durch Kollegien befeitigt, jondern auch dad Legalitätsprinzip durch das Konjend- 
prinzip gemildert, indem die mit der landrehtlihen Lehre vom titulus und modus 
acquirendi zufammenhängende Verpflichtung zur Prüfung der Rechtsbeſtändigkeit des 
obligatorifchen Rechtsgeſchafts, das ber dinglichen Rechtsänderung zu Grunde liegt, 
aufgehoben und die Grundbuchämter nur verpflichtet wurden, die Rechtögültigfeit der 
Auflafjung, Eintragungs= oder Löſchungsbewilligung zu prüfen.!) 

Auch das Spezialitätsprinzip wurde konſequenter durchgeführt, indem 
Hypotheken mit unbeſtimmtem Betrage nicht mehr zugelaſſen, ſondern mindeſtens die 
Eintragung des Höchſtbetrags, bis zu welchem das Grundſtück haften ſollte, gefordert 
und bie genaue Bezeichnung der Grundſtücke im Grundbuche nach den Grund» und 
Gebaudeſteuerbũchern vorgejchrieben mwurde.?) 

Weiter wurden von dem Antragdprinzipe, d. i. dem Grundſatze, daß bie 
Grumdbuhämter nur auf Antrag zu verfahren haben, nur noch wenige und nicht 
erhebliche Ausnahmen zugelafjen?) und neben verfdiedenen einzelnen Neuerungen 
3 B. für die Hhpothefenurtunden andere Formen vorgejchrieben. 

Das bisherige Hypothekenbuchformular wurde in mehrfacher Hinficht, namentlich 
mit Nüdficht auf die Burüdführung der Grundbücher auf die Steuerbücher, geändert 
und daneben ein zweite® Formular für Grundftüde ſowie ein Formular III für 
„Bergmwerfe mit unbeweglichen Untheilen der Gewerken (Kure)“, alfo für Gemwerf- 
ſchaften aus der Beit vor dem Inkrafttreten de3 allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
1865 eingeführt. Bei dem Formular I erhielt grundfäglich jedes einzelne Grundftüd, 
ausnahmsweiſe aud) mehrere zufammen, ein Bfatt,‘ das in einen Zitel und drei 
Abtheilungen zerfällt; der Titel enthält die Beſchreibung des Grundſtücks und etwaige 
Abfchreibungen, die erfte Abtheilung den Namen des Eigenthümerd und Zeit und 
Grund des Erwerbs, Abtheilung II die Eigenthumsbeihräntungen und Belajtungen 
mit Ausnahme der Hhpothefen und Grundſchulden und Abtheilung ILL die Hypothefen 
und Grundſchulden. Bei Formular II erhielt jeder Eigenthümer für alle feine in 
einem Gemeindebezirfe befegenen Grundftüde einen Artikel, der ebenfalls in ein Titel- 

1) Breub. ©.B.O 9.46; dgl. Achilles-Streder 4. Aufl. ©. 353 ff. und über die Aus- 
nahme bei der Oypothek ebenda 5 128ff. 


*) Gef, über den Ein Erw. ıc. 8.24; preuß. GB.O. 98. 4, 8. 
) Bol. Achilles: Streder 4. Aufl. ©. 331. 
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blatt und drei Abtheilungen zerlegt iſt; von Formular J weichen dieſe inſofern ab, als 
der Titel den Eigenthümer und Abtheilung I die einzelnen Grundſtücke und Zeit 
und Grund des Erwerbs aufführt; die Abtheilungen II und III ftimmen bei beiden 
Sormularen faft völlig überein, der einzige Unterjdied befteht darin, daß das 
Sormular II eine bei dem anderen Formular fehlende Spalte „Bezeichnung des 
belafteten Grundſtücks nad der laufenden Nr. der I. Abtheilung“ enthält. Das 
Formular II war für Die Gegenden des zerfplitterten Grumdbefiges beftimmt und 
neu eingeführt, weil das bisherige Formular für die Aufführung und nähere fteuer- 
mäßige Bezeichnung mehrerer jelbftändiger Grundſtücke auf feinem Titelblatte nicht 
genügend Raum bot umd bei verfchiedener Belaftung der einzelnen Parzellen der 
Ueberfichtlichkeit entbehrte, während jenes in jeiner Abtheilung I mehr Play für die 
Grundftüde enthielt und dur die eben erwähnte bejondere Spalte in ben 
Abtheifungen II und III die rajche Auffindbarkeit der Die einzelnen Parzellen 
betreffenden Laften ermöglichte.t) 


e. Der Geltungsbereich der beiden Geſetze vom 5. Mai 1872 umfaßte zunächft 
die Gebietätheile, in denen das allgemeine Landrecht gilt, mit Ausnahme der land» 
rechtlichen Theile der Provinz Hannover. Auf die übrigen Gebietötheile ?) wurben 
fie jpäter durch folgende befondere Gejege ausgedehnt; Geſetz über dad Grundbuch— 
wejen in dem Jadegebiete, vom 23. März 1873 (abgeändert durch Gefeg vom 
3. Februar 1879); Geje über dad Grundbuchweſen und die Verpfändung von See- 
idiffen in Neuvorpommern und Rügen vom 26. Mai 1873; Gefep über das 
Grundbuchweſen und die Verpfändung von Seeſchiſfen in der Provinz Schleswig- 
Holſtein, vom 27. Mai 1873 (abgeändert durch Geſetz vom 31. Januar 1879); 
Geſetz über dad Grundbuchwefen in der Provinz Hannover mit Ausichluß des 
Jadegebiets, vom 28. Mai 1873 (geändert durch Geſetz vom 29. Januar 1879); 
Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Kaſſel 
mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von Vöhl, vom 29. Mai 1873 (ergänzt durch 
die Gejege vom 29. Mai 1874 und vom 28. Mai 1885); Gejeg über das Grund- 
buchweien in dem Bezirke des Juftizienat® zu Ehrenbreitftein, vom 30. Mai 1873 
(geändert durch Gejeg vom 3. Februar 1879); Geſetz über daß Grundbuchweſen 
in den Hohenzollernjhen Landen, vom 31. Mai 1873; Geſetz über dad Grund- 
buchweſen und die Zwangsvollſtreckung in das unbeweglihe Vermögen im Geltungs— 
bereiche des Rheiniſchen Rechtes, vom 12. April 1888 (ergänzt durch Gefeg vom 
14. Juli 1893); Gejeg, betr. das Grundbuchmejen und die Zmangsvollitredung in 
das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien Stadt Sranffurt 
jowie den vormald Großherzoglichen Heffiihen und Landgräflih Heſſiſchen 


2) Vgl. preuß. G.B. O. 88. 6-17 und die beigefügten amtfigen Formulare; Achil les— 
Streder 4. Aufl. ©. 304, 467ff. Ueber bie Weiterbenugung diefer alten Formulare dgl. 
preuß. Allg. Berf. 88. 25—28. 

%) Ueber den früheren Rechtszuftand in biefen Gebieten vgl. Achilles-Streder 4. Aufl. 
©. 18f. 
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Gebietötheilen der Provinz Hefien-Naffau, vom 19, Auguſt 1895; Geje über das 
Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung in das unbeweglihe Vermögen im 
Kreife Herzogtfum Lauenburg, vom 8. Juni 1896. 

Durch diefe Geſetze war das Grundbuchrecht bereit? vor dem 1. Januar 1900 
auf die ganze preußiſche Monarchie ausgedehnt, mit alleiniger Ausnahme der Inſel 
Helgoland und des Gebiet? des vormaligen Herzogthums Nafjau. Die Anlegung 
der Grundbücher ift jedoch auch in ben übrigen Gebietötheilen noch nicht überall 
vollendet. 

3. Auch in den übrigen deutſchen Staaten wurde dad Liegenfhaftsreht im 
Laufe des 19. Jahrhunderts neu geftaltet, zum Theil in Anlehnung an die preußifchen 
Gefege. In Waldek und Pyrmont wurden dieje bireft eingeführt, und ihnen 
nachgebildet waren die Gejege von Oldenburg, Roburg-Gotha, Braunſchweig, 
Lippe-Detmold, Schwarzburg-Sonder3haufen und Schaumburg-Lippe. 
Demnad) galten in dem größten Theile Deutſchlands bis zum 1. Januar 1900 bie 
Grundfäge des preußiſchen Grundbuchrechts. Auch in verſchiedenen anderen Staaten, 
namentlich im Körigreih Sachſen, war das Grundbuchſyſtem eingeführt, während in 
Bayern, Württemberg, Baden, Sahjen-Weimar und Elfah-Lothringen 
u.a. dad Liegenfchaftsrecht auf der Grundlage des Pfandbuchſyſtems geregelt war. 
Durch die neueren Geſetze wurde nicht nur das römische Recht, fondern auch das 
früher in einem großen Theile Deutſchlands geltende franzöſiſche Transſkriptions- 
und Inſtkriptionsſyſtem, nad welchem die Trandffription des Eigenthumsübergangs 
und die Inſtription der Hypotheken in die öffentlichen Regiſter zwar nicht zum 
Erwerbe der Rechte erforderlih war, aber doch gewiſſe Vortheile gewährte, fait 
überall verbrängt.") i 


2. Die Entſtehung der Grundbuchordnung. 


1. ‚Die erfte Kommiffion zur Wusarbeitung des Entwurfs eines B.G.B.%) 
betrachtete als ihre Aufgabe die Kobififation des gefammten bürgerlihen Rechtes, 
nit nur bed materiellen Privatrechts, fondern aud der formellrechtlihen Normen, 
welche zur Durchführung der materiellrechtlichen Vorſchriften erforderlich find. Deshalb 
hat fie aud die Außarbeitung bed formellen Liegenfchaftsrechtd unternommen. Da 
defien Vorſchriften aber zur Aufnahme in das B.G.B. felbft nicht geeignet waren, 
meil dieſes Geſetzbuch grundfäglih nur zur Aufnahme des materiellen Rechtes 
beftimmt war und eine Abweichung von diefem Grundſatze zu Gunſten des Immobiliar— 
ſachenrechts ſchon durch die Rückſicht auf dad Syſtem und die verfciedene Bedeutung 


3) Bgl. die Bufammenftellung ber in den einzelnen deutſchen Staaten geltenden Liegen 
ſchaftsrechte bei Stobbe⸗Lehmann Handbuch des Deutſchen Privatrechts, 3. Aufl. 2. Bd. 
1. Hälfte (1896) 8. 80 ©. 9167, namentlih S. 104—167 und $. 106 ©. 380ff. fowie 2. Br. 
2. Hälfte (1897) ©. 155—159. 

®) Ueber deren Bufammenfegung und Thätigleit vgl. Pland Bd. 1 ©. 4—10. 
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der materiellen und der formellen Vorſchriften für die Betheiligten ausgeſchloſſen 
erſchien, wurde die Zuſammenſtellung dieſer Vorſchriften in einem beſonderen Geſetze 
von vornherein in Ausſicht genommen.t) 

Die erforberlihen Vorarbeiten wurden im Jahre 1882 in Angriff genommen. 
In diefem Jahre arbeitete unter Leitung des Geh. Oberjuſtizraths Johow, des 
Redaltors des Sachenrechts, der ihm als Hülfßarbeiter beigegebene damalige Ober- 
landesgerichtsrath Achilles einen volljtändigen „Entwurf einer Grundbuchordnung 
für dad Deutfche Reich“ und eine „Begründung“ aus. Beide Arbeiten find im 
Jahre 1883 durch den Drud vervielfältigt, aber nicht veröffentlicht worden. Wie 
der Nebaftorenentwwurf des Sachenrechts und entſprechend dem in dem größten Theile 
Deutjhlands geltenden Rechte folgt diefer Entwurf dem Grundbuch und nicht dem 
Piandbuchfgftem;*) er ſchließt fi vor allem an bie preußiſche Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 an. Seine 133 Paragraphen verteilen fi auf fieben Abſchnitte 
mit den Ueberſchriften: Grundbücder; Grundbuchämter; Verfahren der Grundbuch— 
ämter; Hhpothefenurfunden; Anlegung neuer Grundbuchblätter und Wieberherftellung 
zerftörter Grundbücher; Erbbaurecht, Bergbaurecht und andere felbftändige 
Berechtigungen; Stammguts-, Familienfideikommiß⸗ und Lehen-Örundftüde und 
Berechtigungen. Schon dieſe Ueberſchriften laſſen erkennen, daß der Verfafler eine 
einheitliche Ordnung des formellen Grundbuchrechts für das ganze Reich erftrebte; 
nur Vorſchriften regfementarer Natur follten den Einzelſtaaten überlaffen bleiben. 
Die Begründung ift fehr umfangreih (392 Folioſeiten); fie enthält insbeſondere auch 
bei ben einzelnen Beftimmungen eine Darftellung des bißherigen Rechtes der 
verſchiedenen Bundesſtaaten. 

Bei der Berathung des Sachenrechtsentwurfs durch die Geſammtkommiſſion in 
den Jahren 1884, 1885 nahm dieſe wiederholt Veranlaſſung, ſich mit dem Inhalte 
der künftigen Grundbuchordnung zu beſchäftigen. Der Ueberſchrift des dritten 
Buches des Entwurfs eines B.G.B. fügte fie folgende Anmerkung III bei: 

„Die Rechte an Grunditüden find auf der Grundlage des in dem größten 
Theile des Reiches geltenden Grundbuchſyſtems geregelt. Diefe Art der 
Regelung bringt e8 mit fih, daß mit der Einführung des B.G.B. zugleich 
im Wege der Reichögefeggebung eine Grundbuchordnung zu erlaſſen ift, in 
welder das Grundbuchmejen und das Verfahren der mit ber Führung ber 
Grundbücher beauftragten Behörden (Grundbuchämter) inſoweit einheitlich 
geordnet wird, als die einheitliche Geltung der materiellen Vorſchriften des 
B.6.B. erfordert. Bei der Berathung ded vorliegenden Entwurf find für 
die einem bejonberen Reichsgeſetze vorbehaltene Grundbuchordnung ver— 
ſchiedene Vorſchriften beſchloſſen, auf melde zum Theil in befonderen An— 
merkungen hingewieſen ift.“ 


DIE M. z. BOB. Bd. 3 S. 213 M. z. G.B. O. S. 21. 
*) Vol. oben ©. 3 und M. 5.8.0.8. 8.3 ©. 19ff. 
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In Folge der Kommifjionsbeihlüffe mußte der Entwurf von 1883 einer ein- 
gehenden Nachprüfung dur den Redaktor unterzogen werden. Daß Ergebniß war 
der „neue Entwurf einer G.B. O. für das Deutſche Reich“ vom Jahre 1888. 

Diejer Entwurf bildete die Grundlage der Beratungen ber erjten Kommifiion, 
die am 4. Zumi 1888 begonnen und am 8. Oftober 1888 beendigt wurden.‘) Aus 
den Berathungen ift der im Jahre 1889 durch den Drud veröffentlichte „Entwurf 
einer Grundbuhordnung“ Herborgegangen.?) Die ihm beigefügten „Motive“ 
(105 Ceiten) find auf Grund der Protokolle und der Vorarbeiten von dem Hülfs- 
arbeiter der Kommiffion, dem jetzigen Reichsgerichtsrath a. D. von Liebe aud- 
gearbeitet. 

Diefer Kommifliondentwurf (E. I) unterfdeidet fi von dem Rebaktorenentwurf 
von 1883 ſchon äußerlich durch feine verhältnigmäßige Kürze. Er enthält nur 79 
Paragraphen und zerfällt nur in fünf Abſchnitte: Grundbuhämter, Grundbücher; 
Eintragung in das Grundbuch; Hypothefendrief, Grundſchuldbrief; Beſchwerde; Ein- 
führungsvorfchriften. Vor allem fehlen die in dem älteren Entwurf enthaltenen aus— 
führlichen Vorſchriften über die Einrichtung der Grundbücher und über die Verfafjung 
der Grundbudämter, weil die Kommiffion, um die beftehenden Einrichtungen zu ſchonen 
und die Einführung des Reichsgrundbuchrechts zu befchleunigen, die Regelung biejer 
ragen ber Landesgefeggebung vorbehielt und nur die für die einheitliche Durch— 
führung des B. G. B. unbedingt erforderlihen Beftimmungen traf. Aud die An— 
fegung neuer Grundbuchblätter und die Wiederherftelung zeritörter Grundbücher 
wurben, wie bie erjte Anlegung ber Bücher im Entwurf eined Einführungsgejeges 
3 B. G. B. Urt. 108, der Regelung durch landesherrliche Verordnung überlafjen, und 
die VBeftimmungen über Bergbauberehtigungen und andere felbftändige Berechtigungen, 
mit Ausnahme des Erbbaurechts, über Stammguts-, Familienfideilommiß- und Lehen- 
Grundftüde fielen fort, weil diefe Materien durch den Entwurf eines Einführungd- 
geſetzes 3. B.G.B. der Landesgefeggebung vorbehalten waren. Schließlich wurde von 
dem Kobififationdprinzip überhaupt abgeſehen und Vorfchriften zur Ergänzung und 
zur Ausführung der G.B.O. allgemein zugelaffen.®) 

2. Die Kommiffion für die zweite Lefung des Entwurf eined B.G.B. war mit 
der Berathung der Grundbudordnung nicht betraut. Auch jie ift jedoch von der 
Vorausſetzung audgegangen, „daß im Wege der Reichsgeſetzgebung eine Grundbuch 
ordnung erlafjen wird, in welder dad Grundbuchweſen und das Verfahren der mit 
der Führung der Grumdbücher beauftragten Behörden (Grundbuchämter) injomeit 
geregelt wird, als die materiellen Vorſchriften des B.G.B. eine einheitliche Regelung 
erfordern,“ und Hat dies durch die Unmerkung I 1 zu dem zweiten Abſchnitte des 


2) Val Pland Bb.1 S. 9. 

*) Die amtliche Ausgabe dieſes Entwurfs nebft Motiven ift zufammen mit dem Entwurf 
eines Geſetzes betr. die Bwangsvollitredung in das unbeweglihe Vermögen nebſt Motiven 1889 
bet 3. Guttentag erſchienen. 

2) E. I 8. 70; M. 6.2. 
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dritten Buches zum Ausdrude gebracht. Auch ſonſt hat fie vielfach durch Anmerkungen 
Hargeftellt, in welchem Sinne beftimmte einzelne Fragen durh die ©.B.D. zu 
regeln feien. 

Die Umarbeitung des Entwurf® der G. B.O., die in Folge der Neugeftaltung 
des materiellen Rechte durch den zweiten Entwurf des B. G. B. erforderlich geworden 
war, erfolgte im Reichsjuſtizamte durch eine befondere Kommiffion in den Jahren 
1895 und 1896. Auf ihren Arbeiten beruht der zweite Entwurf (E. II), der von 
dem Bundesrath als Reichstagsvorlage angenommen wurde. Diejer Entwurf ift von 
dem Entwurfe der erften Kommiſſion (E. I; wiederum erheblich verfchieden. Er 
enthält 100 Paragraphen und zerfällt in biejelben fünf Abfchnitte wie dad Geſetz, 
von dem er überhaupt nur wenig abweicht. Das Kobififationdprinzip ift wieder an— 
genommen, aber hinfichtlid) der Verfaffung der Grundbuchämter und der Einrichtung 
der Grundbücher ift der Standpunkt des E. I beibehalten. Die Hauptunterfdiede 
gegenüber dieſem Entwurfe liegen in den Einzelbeftimmungen. 

Beigefügt ift ihm eine Denkichrift, welche die einzelnen Beſtimmungen erläutert 
und für dad Verftändniß des Geſetzes von großer Bedeutung ift.!) 


3. Der Entwurf nebft der Denkfehrift wurde am 22. Januar 1897 dem Neichd- 
tage vorgelegt. Am 3. Februar 1897 fand die erſte Berathung ftatt, in ber die 
Vorlage nad) kurzer Debatte der XVI. Kommifjion überwieſen wurde, der die Vor— 
berathung des Geſetzentwurfs über bie Zwangsverſteigerung und die Bmangs- 
verwaltung oblag.?) Die Kommijjion berieth den Entwurf in zwei Lefungen, deren 
erſte die Sigungen vom 8., 9. 10. und 11. Februar in Anſpruch nahm, während die 
zweite am 16. deſſ. Monat3 erfolgte. Am 19. Februar wurde der Bericht feitgeitellt. 
Borfigender war Dr. v. Cunhy, Berichterſtatter de Witt. 

Die dur die Kommiſſion beſchloſſenen Aenderungen beftanden in der Aufnahme 
zweier neuen Paragraphen (SS 10, 31 des Geſetzes), in der Hinzufügung des Satzes 2 
des Abf. 1 des $ 13 des Geſetzes, des Abſ. 2 des $ 18, des Schlußhalbſatzes bes 
8 36, des Abſ. 2 Sag 2 des $ 54, bed Abſ. 2 Sap 2 des 8 79 und der letzten 
Hälfte de $ 97 und in Wenberungen der 88 11, 15, $ 18 Abſ. 1, 88 41, 43, 
69, 99 des Gejeged. Außerdem flug die Kommiffion eine Rejolution vor, wonach 
die Regierungen dahin wirken follten, daß bei der Neunnlage von Grundbüchern das 
Verzeichniß (GB.D. $ 2 Abf. 2) auf eine Flurkarte geftügt fein müffe, in welcher 

) Die Reichstagsvorlage und die beigefügte Denlſchrift (D.) bilden Nr. 631 der amtlichen 
Drudjaden des Reichstags. Val. die ftenographiichen Berichte Über Die Verhandlungen des 
Neichdtags, 9. Legißlcturperiode, 4. Seſſion 1895/97, Unlageband 5 ©. 3027—3052. (Die 
Denkigrift ift auch im Verlage von I. Guttentag und zufammen mit dem Kommilfionsbericht, 
Anm. 1 8.10, in Carl Heymanns Verlag erihienen und jümmtliche Materialien zur ©.B.D. 
find von Mugdan im Bb.5 von Hahns gefammen Materialien zu ben Reichsjuſtizgeſehen 
©. 136 bis 229 veröffentlicht.) 

?) Vgl. über die erfte Berathung, in der außer dem Etaatsjefretär des Reichsjuſtizamts 
Dr. Nieberding nur 5 Abgeordnete das Wort ergriffen, die ſtenographiſchen Berichte über die 
Verhandlungen des Reichstags, 9. Legislaturpertode, 4. Seffion 1895/97 Bd. 6 ©. 4417-4428. 
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die Grundjtüce mit denfelben Nummern oder Buchſtaben bezeichnet find, wie in dem 
Verzeichniſſe.) 

Die dergeſtalt veränderte Vorlage und die Reſolution wurden von dem Reichs— 
tage am 26. Fehruar 1897 in zweiter und am 8. März 1897 in dritter Leſung 
ohne Debatte en bloc angenommen.*) 

Nachdem auch der Bundesrath die Vorlage in diefer Geftalt angenommen hatte, 
wurde die „Örundbuhordnung für das Deutfche Reich“ am 24. März 1897 vom 
Kaifer vollzogen und in der am 3. April 1897 audgegebenen Nr. 15 des Reichs— 
gejegblattd S. 139ff. verkündet. 

In Kraft getreten ift fie nicht überall mit dem 1. Januar 1900, vielmehr tritt 
das formelle wie dad materielle Reichs-Grundbuchrecht grundfäglich für jeden einzelnen 
Grundbuchbezirk mit dem Zeitpunkt in Kraft, in melden dad Grundbuch als an- 
gelegt anzufehen ift.®) " 

4. Durch Reichsgeſetz dom 17. Mai 1898 (R.G.BL. S. 342) $ 2 wurde ber 
Reichskanzler ermächtigt, den Text ber Grundbuchordnung durch dad Reichsgeſetzblatt 
in der Weiſe bekannt zu machen, daß die darin enthaltenen Verweiſungen auf Vor— 
ſchriften der Civilprozeßordnung und der Konkursordnung durch Verweiſungen auf 
die entſprechenden Vorſchriften der durch den Reichskanzler auf Grund deſſelben 
Gejeßes $ 1 befannt gemachten neuen Texte dieſer Geſetze zu erſetzen find. Dieſe 
Velanntmahung erfolgte am 20. Mai 1898 in Nr. 25 des Reichsgeſetzblatts 
©. 754. 


3. Die landesrechtlichen Beitimmungen. 


Wenn auch die Grundbuchordnung für das Deutfche Reich den Charakter einer 
Kodififation Hat und demnach die Landesrechte nur über diejenigen Fragen Beſtimmungen 
treffen dürfen, deren Regelung ihnen durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vor— 
behalte in dem Reichsgeſetz überlafjen ift,*) jo hat fie doc nur einen fragmentarifchen 
Charakter, da in einer verhäftnigmäßig erheblichen Zahl von Punkten landesrechtliche 
Ergänzungsbeftimmungen erforderlich find. Dies gilt vor Allem von ber Anlegung 
der Grundbüder; nah Urt. 186 des EG. z. B.G.B. erfolgt die Regelung bed 
Anlegungsverfahrens durch landesherrliche Verordnungen. Ferner iſt die Organifation 
der Grundbugämter und die Einrichtung ber Grundbücher faſt völlig Sache der 
Einzefftanten. Die geſetzgebenden Faktoren des Reiches Haben ſich auf die Beftimmungen 
beſchrankt, die fie im Intereſſe der für das bürgerliche Recht unentbehrlicen Rechts- 


3) Vgl. den Kommiffionsbericht (Mr. 686 der amtlichen Drudiaden) ebb. Anlageband 6 
©. 3417-3449. 

®) gl. die ſtenographiſchen Berihte a. a. ©. Bd. 7 ©. 4990, 5001. 

*) Bgl. EB. 5. BGB. Art 186, 189; GB.O. 9. 8%. Xgl. unten ©. 35 und die Erl. 
zu 8 82. Daher find der Zeitpunkt des Inkrafttretens ded B.CB, (ber 1. Januar 1900) und 
der bes Inkrafitretens des Grundbuchrechts zu unterſcheiden. 

*) Bol. G.BO. 8. 82 Abf. 2 und 88. 83ff, namentlich Erl. 3 zu 8. 82 und Erl. 1 zu 
88. 33, 84. 
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einheit für erforderlich hielten, dagegen im Uebrigen die Regelung den Einzelſtaaten 
überlaſſen, um den Einrichtungen der einzelnen Bundesſtaaten und den Gewohnheiten 
ihrer Bevölkerung nicht mehr Abbruch zu thun, als es durch den Zwed ber Rechts- 
einheit unbedingt geboten erſchien.) Schließlich läßt das Reichsgrundbuchrecht auch 
die im Cinführumgsgefege 3. B.G.B. den Landesrechten überlafjenen Rechtsgebiete 
völlig unberührt. Es kommen daher für dad formelle Grundbuchrecht neben dem 
Reichsgeſetze noch bie Landesrechte in Betracht. 

Die landesrechtlichen Beftimmungen find, theils in Landesgeſetzen tHeils in Iandes- 
herrlichen Verordnungen und zum Theil in Anordnungen der Landesjuſtizverwaltungen 
enthalten, ba die Reichsgeſetze die Negelung der den Einzelftanten borbehaltenen 
Punkte bald diefen bald jenen übertragen haben.*) 


2. In Preußen ift auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 5. April 1899 
am 12. deſſ. Mon. der im Juſtizminiſterium außgearbeitete Entwurf eine? Aus— 
führungsgefeged zur Orundbuhordnung von bem Quftizminifter dem 
Abgeordnetenhaufe vorgelegt. Er enthält 33 Artikel und ift von einer 24 Seiten 
unfafjenden Begründung begleitet.?) 

Im Abgeordnetenhaufe fand die erfte Berathung am 24. April 1899 ſtatt. 
In ihr wurde der Entwurf ohne Diskuſſion der XV. Kommiffion überwiefen, der die 
Vorberathung des Ausführungsgefeßes zum 8.6.8. übertragen war. Diefe hat den 
Entwurf in einer Sigung und in zwei Lefungen durchberathen; nur hinſichtlich der 
Artitel 4 und 10 des Geſetzes fand eine dritte Lejung ftatt. Der Art. 10 wurde 
eingeſchaltet und in den Artifen 4, 8, 12, 15, 16, 23, 30 if. I-I, VI, IX 
des Geſetzes Aenderungen borgenommen.t) Das Plenum billigte die Vorſchläge der 
Kommiffion, beſchloß felbft noch eine weitere Wenberung zu Art. 33 Bifi. 3 des 
Gefeped und nahm den fo geänderten Entwurf am 28. Juni 1899 in zweiter Lefung 
und am 30. deſſ. Mon. in dritter Leſung en bloc an.®) 

Das Herrenhaus hatte die Entwürfe der preußiichen Ausführungsgefege bereits 
am 22. Februar 1899 vor ihrem Eingange ber verftärkten (IV.) Kommiffion für 
Juſtizangelegenheiten zur Berathung überwiefen. Dieſe berietd den Entwurf eines 
Ausführungsgeſetzes z. G.B.D. in der Sigung vom 17. Juli 1899 und ſchlug deſſen 


) Bel. SB. ©. 4417 ff. 

9) Bol. G.B.O. 8.1 Abſ. 2, 8.2 Ubi. 2, 89. 83, 85—87, 90-102; E. G. z. B.6.B. Urt. 186. 

) Bol, Nr. 140 der Drudjahen des Haufe der Abgeordneten, 19. Legislaturperiode, 
I. Seffion 1899, abgedrudt bei Stegemann, Die gefammten Materialien zu ben preußiſchen 
Ausführungsgefegen zum 8.8.8. (1900) ©. 722 ff. 

+) Der Kommiffionsberiht bildet die Nr. 223 der Drudſachen (Stegemann a. a. O. 
€. 738.). Vorfigender der Kommiſſion war Dr. Porſch, Berichterftatter Bimmermann 
(Schlüctem). 

5) gl. über die zweite Leſung St.®. des Hauſes der Abgeordneten, 19. Legislaturperiode, 
1. Seffion 1899, ©. 2627—2629 (Stegemann a. a. D. ©. 749). In der dritten Hat feine 
Diskuffion ftattgefunden. 
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Annahme in ber von dem MWbgeordnetenhaufe bejchloffenen Faſſung vor. Diefe 
erfolgte durch das Plenum am 24. Yuguft 1899 en bloc.!) 

DaB Geſetz wurde am 26. September 1899 von bem Könige vollzogen und 
in der am 10. Oftober 1899 auögegebenen Nr. 31 der Gejegfammlung ©. 307 ff. 
verkündet. 

Neben dieſem Geſetz ergingen zur Regulierung des Grundbuchweiend in Preußen 
die Königl. Verordnung, betr. dad Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 
(6.5. ©. 519ff.) und die Allgemeine Verfügung vom 20. November 1899 zur 
Ausführung der Grundbuchordnung (IMDB. S. 349ff.). Neben diefen Erlaſſen mit 
allgemeinem Inhalte find noch die Allgemeine Verfügung vom 18. November 1899 
zur Ausführung der Urt. 4, 14 und 36 der genannten Königl. Verordnung (J. M.Bl. 
S. 347) und die Königl. Verordnungen vom 11. Dezember 1899, betr. die Anlegung 
der Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau (G.S. ©. 595) 
und vom 10. April 1900, betr. die Anlegung des Grundbuchs für die Injel Helgo- 
fand (G.S. ©. 111) hervorzuheben. 

Auch andere Landegejege und Verfügungen enthalten Beftimmungen über dad 
formelle Grundbuchrecht, vor allem das preußiſche Geſetz über die freiwillige Gerichts— 
barkeit vom 21. September 1899 (G.S. ©. 249ff.). 

3. In den anderen deutſchen Bundesſtaaten find unter Anderem folgende, 
das formelle Grundbuchrecht betreffende Gejege, Verordnungen und Verfügungen 
ergangen: . ö 

a. Bayern: AG. vom 9. Juni 1899 5. GB.O. und z. Zw. V. Geſ. (Beilage 
3 Geſ- und BOB. Nr. 28 ©. 125). Gef. vom 18. Juni 1898 betr. die Vor- 
bereitung der Anlegung des Grundbuchs in den Qandestheilen rechts bes Rheins 
(Gef. u. V.O.Bl. ©. 367). Gef. vom 1. Juli 1898 über das Liegenſchaftsrecht in 
der Pfalz (ebd. S. 370). Allerhöchſte Verordnungen vom 23. Juli 1898, die An- 
legung des Grundbuchs in den Landestheilen rechts des Rheins betr. (ebd. ©. 493) 
und vom 28. Auguſt 1898, die Anlegung de3 Grundbuchs in der Pfalz betr. 
(ebd. ©. 561). Ferner Bekanntmachungen vom 13., 14. September 1898, 1., 13., 
15., 21. Oftober, 12. November 1898, 30. April und 2. Juli 1899, 2, 17. und 
26. Juli 1900 (IMBl. 1898 ©. 279, 315, 507, FinMBl. 1898 ©. 417; 
J.M.Bl. 1898 ©. 632, 633, 650, J.M.BL. 1899 ©. 99, 165; 1900 ©. 981, 
1048, 1070). 

b. Württemberg: A.G. 5. B.G.B. und zu deſſen Nebengejegen vom 28. Juli 
1899, namentfih Art. 1—40 (Reg.Bl. ©. 423). Königl. V.O. vom 30. Juli 1899, 
betr. da8 Grundbuchwefen (daf. ©. 540). Min.Verf. vom 2. September 1899, betr. 
das Grundbuchweſen (Amtsbl. d. I. Min. ©. 101). Min. Bek. vom 13. März 1899, 
betr. das Inkrafttreten des Grundbuchrechts (daf. ©. 72). 


) gl. den Bericht der Kommiſſion des Herrenhaufes Nr. 138 der Drudfaden und St. B. 
©. 378 (Stegemann a. a. ©. ©. 751— 756). Vorfipender der Kommiffion war Drentmann, 
Berichterſtatter Dr. Loerſch. 
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© Sachſen: V. O. zur Ausführung einiger mit dem B.G.B. zufammenhängender 
Reichsgeſetze vom 24. Juli 1899 (Gef.- u. BOB. ©. 217) 88. 19-30. V.O. 
vom 26. Juli 1899 zur Ausf. der G.B.O. (ebd. ©. 261) und vom 30. November 
1899 betr. das Grundbuchweſen (I:M.BL. ©. 79). 

d. Baden: AG. z. GB.O. vom 19. Juni 1899 (dei u. BD.BL. ©. 273). 
Geſ. vom 14. April 1898, die Eintragung des Eigenthums im Grundbud betr. 
(ebd. ©. 256). Landesherrl. V.O., die Führung der Grund- und Pfandbücher betr., 
vom 11. September 1897 (ebd. ©. 298). Min.-V.O. vom 1. Auguft 1899, 4. Mai, 
6. Juni und 3. Juli 1900 (ebd. 1899 S. 430, 1900 ©. 619, 767, 831). 

e. Hefien. Gef. vom 22. Juli 1899 betr. die Außf. der GB.O. (Reg.Bl. 
S. 363), vom 16. März 1899 betr. die Unlegung bed Grundbuchs (ebd. ©. 65) 
und vom 14. Juli 1900 betr. Fortführung der Grundbuchlarten und die bißherigen 
Grundbücher (ebd. ©. 435). Unordnungen vom 14. Januar und Anweifung vom 
1. Februar 1900 (ebd. ©. 151, 221). 

f. Medlenburg- Schwerin: V.O. vom 9. April 1899 zur Ausf. des B.G. B. 
(Reg.Bl. ©. 57), insbefondere SS. 50—83, und von demſelben Tage zur Ausf. der 
BD. (daf. S. 173). Anordnungen zur Ausführung der letzteren (daf. ©. 191). 

g. Medienburg-Etrelif: BD. zur Ausf. des B.G.B. (insbeſondere 
88. 49—81) und zur Ausf. der G. B.O., beide vom 9. April 1899, und Anordnungen 
von demfelben Tage (Offiz.Anz ©. 181, ©. 199, und für Ratzeburg ©. 49, 
157, 177). 

h. Oldenburg: Gefege und Verordnungen zur Ausf. der ©.8.D. für daß 
Herzogtfum Oldenburg und für das Fürftentfum Lübeck vom 15. Mai 1899 
(Gef. Bl. ©. 453, 456, GeſBl. f. Fürſt. Lübeck S. 161, 163) und für das Fürften- 
tum Birkenfeld vom 13. Oltober 1899 (G.S. f. Birk. ©. 275, 278). 

i. Braunfhweig: WG. z. ©.8.D. vom 12. Juni 1899 (G.- und B.D. Samml. 
©. 379). BD. von demſelben Tage, betr. die Ausf. der G.B.O. fowie die Anlegung 
der Grundbücher (daf. S. 503). MinBel. vom 7. Juli und vom 15. September 
1899 (ebd. ©. 585, 737). 

k. Sadfen-Meiningen: Gef. vom 14. Auguft 1899 zur Ausf. der G.8.D. 
(Samml. der BD. ©. 399) und VD. vom 16. Dezember 1899 (ebd. ©. 484). 

1. Sadjen-Altendurg: A.G. z. G.B.D. vom 4. Mai 1899 (88. ©. 69) 
und V.O. vom 5. September 1899 (ebd. ©. 141). 

m. Sachſen-Koburg-Gotha: AG. z. G.B.O. vom 23. Oftober 1899 
(6.5. ©. 121). V. O. und Min.Berf. vom 1. Dezember 1899 (ebd. &. 317, 325). 

- n. Anhalt: AG. z. G.B.O. vom 20. April 1899 und BD. vom 7. und 
vom 10. Dezember 1899 (6.6. ©. 139, 367, 369). 

0. Shwarzburg-Sonderdhaufen: A.G. z. GB.O. vom 29. Juli 1899, 
Ausf.B.D. vom 14. Oktober und Min.Bel. vom 21. November 1899 (9.6. ©. 145, 
343, 399). 

p. Balded: AG. z. G.B.O. vom 11. Dezember 1899 und BD. vom 20. 
def. Mon. (Reg.Bl. ©. 173, 244). 
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q. Reuß älterer Linie: Gef. vom 28. Oktober und V.O. vom 6. Dezember 
1899 zur Ausf. der 6.8.0. (6.6. ©. 85, 201). 

r. Reuß jüngerer Linie: Gef. vom 10. Auguft und V.O. vom 18. November 
1899 zur Ausf. der GB.O. (0.5. ©. 137, 263). 

3. Shaumburg-Lippe: Gef. vom 19. Auguft 1899, betr. die Außf. der ©.B.T. 
und B.D. vom 2. Dezember 1899, betr. die Auf. der G. B.O. ſowie die Anlegung der 
Grundbücher (Land.B.D. ©. 146, 319) und BD. vom 6. Tezember 1900 (ebd. S. 397). 

t. Lippe=Detmold: Gef. vom 17. November 1899 und V.O. vom 18. Dezember 
1899 zur Ausf. der G.B.O. (6.5. ©. 529, 600). 

u. Hamburg: Gef. vom 14. Juli 1899, betr. die Ausf. der .B.D., Bekanntm. 
vom 11. Dezember 1899 und vom 17. Januar 1900 (Amtsbl. 1899 ©. 376, 
1061, 1900 ©. 143, 245). 

v. Lübed: AG. z. GB.O. vom 18./22. Dezember 1899 nebſt Nachträgen 
(Samml. der V.O. Nr. 85 und 1900 Nr. 21 und 51), BO. vom 24. Januar, 
17. März und 8. Mai 1900 (ebd. Nr. 8, Nr. 20 und 31.) 

w. Bremen: AG. z. ©.B.D. vom 18. Juli 1899 (Geſ. Bl. S. 133) und zwei 
Verordnungen vom 19. Dezember 1899 (ebd. ©. 251, 303). 

x. Elfaß-Lothringen: Ge. vom 6. November 1899, betr. die Ausf. der 
G.B.O. (Geſ.Bl. ©. 137). BD. vom 18. April 1900, betr. die Anlegung von 
Grundbüchern (ebd. S. 91) und vom 11. Dezember 1899, betr. die vom Buchungs- 
zwange befreiten Grumdftüde (ebd. ©. 247), Min.Berf. vom 5. und vom 
19. Dezember 1899 (E.Amtsbl. ©. 313, 315). 

In Sahjen-Weimar und in Schwarzburg-Ruboljtadt find biöher Feine 
Ausführungsbeftimmungen erlaffen. 


II. Bie moateriellrerhtlichen Borfchriften über die Eintragungen. 


1. Die unbeweglichen Saden. 

Die Grundftüde find beftimmt, die Nechtöverhältnifje an den unbeweglichen 
Sachen zu veröffentlichen. Dem B.G.B. ift allerdings diefer Ausdrud unbekannt: 
& ſpricht ftatt defien von Grundſtücken und ftellt diejen einige Berechtigungen gleich, 
indem es die Anwendung der „jih auf Grunbftüce beziehenden Vorſchriften“ auf 
diefe vorſchreibt. 

1. Grundftüde find räumlich begrenzte Theile der Erdoberfläche. Ob ein 
Abſchnitt der letzteren al ein felbftändiged Grundftüd in das Grundbuch einzutragen 
it, beftimmt ſich nach dem amtlichen Verzeichniffe, das nad) $. 2 Abſ. 2 der ©.B:T. 
der Bezeichnung der Grundftüde in dem Grundbuche zu Grunde liegen muß. Aus— 
nahmöweife können mehrere in dem Verzeichniß aufgeführte Grunditüde als ein 
einheitliches gebucht werden, wenn fie zu einem Ganzen vereinigt oder das eine dem 
andern als Beſtandtheil zugefchrieben wird.) Neelle Theile einer in dem 


2) Vol. 8.8.0. 9. 5 mit Erl. 
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amtlichen Verzeichniß eingetragenen Parzelle bilden regelmäßig nicht den Gegenftand 
befonderer Buchung; fie müfjen in ber Regel erſt als felbjtändige Grundftüde ein- 
getragen werden, bevor fie veräußert oder mit einem Rechte belaftet werden können.) 
Der ideelle Antheil eines Miteigenthümers bildet ebenfalls fein ſelbſtändiges Grund- 
ſtück und kann nicht als ſolches ein Grundbuchblatt erhalten ;*) wohl aber können 
auf dem Blatte des Grundſtücks Eintragungen erfolgen, die lediglich den ideellen 
Antheil eines Miteigenthümerd betreffen, während der Bruchtheil eines Grundſtücks, 
der nicht in dem Antheil eines Miteigenthümerd befteht, mit anderen Rechten als 
mit einem Nießbrauche nicht befaftet werben, fonftigen Eintragungen (Eigenthums- 
änderungen, Verfügungsbeſchränkungen, Vormerkungen und Widerſprüchen) aber 
unterliegen fann.?) 

Landſeen und andere Gewäfjer bilden Grundftüde im Sinne des Grund» 
buchrechts; öffentliche Gewäfler jind aber von dem Buchungszwange befreit.‘) 

Dagegen find die Gebäude und andere mit dem Grundftüde verbundenen 
Werke feine felbftändigen Grundſtücke. Sie bilden regelmäßig weſentliche Beſtandtheile 
des Grundftüds, die nicht Gegenſtand befonderer Rechte jein können. Sind fie aber 
mit dem Grund und Boden nicht feit oder nur zu einem vorübergehenden Zwecke 
verbunden oder in Ausübung eine Rechtes an einem fremden Grundjtüde von dem 
Berechtigten errichtet, fo find fie feine Beſtandtheile und können befonderen Rechten 
unterliegen,®) aber nur als bewegliche Sachen; da8 Grundbuch ift aljo zur Aufnahme 
diefer Rechte nicht beftimmt. Ein Grundbuchblatt können die Gebäude oder fonftigen 
Werte daher nie erhalten. Ob fie auf dem Blatte des Grundjtüdd zu verzeichnen 
find, hängt don dem amtlichen Verzeichniß ab, nad) dem laut $. 2 Abf. 2 der 6.8.0. 
die Bezeichnung der Grundtüde in den Büchern zu erfolgen hat.*) Die Angabe der 
Gebäude im Grundbuche giebt aber feine Gewähr für ihre Eigenſchaft als wefentliche 
Beſtandtheile des Grundſtücks; trotzdem der Erwerber eines Rechtes an dem Grund» 
ftüde fie als ſolche angeſehen Hat, kann ihm entgegengehalten werden, daß einer ber 
oben erwähnten Ausnahmefälle vorliegt. ?) 

Auch an einzelnen Theilen eined Gebäudes, namentlih an Stodwerten, läßt 
das B.G.B. feine befonderen Rechte zu.) Insbeſondere ijt auch ein Erbbaurecht an 
ihnen ausgeſchloſſen.“) Nur ein zur Zeit des Inkrafttreten des B.G.B. beitehendes 


’) Bel. 8.8.0. 8. 6 mit Erl. 

9) Vol. jedoch Erl. 2a zu 8. 5 der ©.B.O. über die Buläffigfeit der Zuſchreibung eines 
ideellen Anteils als Beſtandtheil. 

9) Bol. B.G.B. 9$. 1095, 1106, 1114, 1192; EBD. $8. 864 Abſ. 2; preuß. AB. z. 
B.G.B. Art. 29 8. 2 (beit. Wiederfaufsrecht bei Rentengütern, unten S. 21 Anm. 4). 

682.8. W. 8.6. 11 ©. 377, 396, 14 ©. 9. 

5) Vol. B.G.B. 88. 93—95, Bland Bd. 1 S. 120ff. 

®) Bol. preuß. Allg. Verf. $. 3, ſächſ. BO. von 26. Juli 1899 $. 47. 

”) Bland 3.1 ©. 133 Erl. 5; Turnau:Förfter Bd.1 ©. 29 Erl. 3. 

®) Anders bezüglich des Beſihes B.G.B. $. 865. Darliber, daß diefer nit eintragungsr 
fäßig ift, vgl. ©. 20. 

) B.G.B. 8. 1014. 
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Stodwerkdeigenthum bleibt beſtehen.) Dies ift unter Anderem*) für da Gebiet 
des Rheinischen Rechtes von Bedeutung. Hier betrachtet man das dieſem Rechte 
unterliegende Stockwerk als ein ſelbſtändiges Grundſtück, das ein felbftändiged Grund- 
buchblatt erhalten Tann.) Nach dem Inkrafttreten des B.G.B. kann ein joldhes 
Stockwerkseigenthum nicht mehr begründet werben; einen Erſatz gewährt die 
Beftimmung ded Art. 131 des EG. z. B.G.B., wonach die landesrechtlichen Vor— 
ſchriften unberührt bleiben, „welche für den Fall, daß jedem der Miteigenthümer 
eined mit einem Gebäude verjehenen Grundftüdß die ausſchließliche Benugung eines 
Theiled des Gebäubed eingeräumt ift, das Gemeinſchaftsverhältniß näher beitimmen, 
die Anwendung der 88. 749751 des B.G.B. ausſchließen und für den Fall des 
Konkurſes über dad Vermögen eines Miteigenthümerd dem Konfuröverwalter das 
Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, verfagen.“*) In diejem Halle 
bildet der Grund und Boden mit dem Gebäude ein Grunditüd im Sinne des 
Grundbuchrechts; ein beſonderes Grundbuchblatt für das Recht des einzelnen Mit- 
eigenthümers iſt nicht zuläjfig. 

Wie Die Gebäude, bilden aud die jonftigen mit dem Grund und Boden feft 
verbundenen Sachen weſentliche Beſtandtheile des Grundftüds, es fei denn, daß die 
Verbindung nur zu einem vorübergehenden Zwecke erfolgt iſt.) Auch die mit 
dem Eigentfum an einem Grundjtüde verbundenen, fog. ſubjektiv-dinglichen 
Rechte gelten als Beftandtheile des herrſchenden Grundſtücks; während bie G.B.D. 
über ben Vermerk der fonftigen Beſtandtheile im Grundbuche ſchweigt, ſchreibt 
fie die Eintragung diefer Rechte auf dem Blatte des herrſchenden Grundſtücks auf 
Antrag vor.®) 

2. Neben den Grumdtüden haben auch gewifie Rechte Immobiliarqualität und 
können Grundbuchblätter erhalten, nämlich: 

a. Dad Erbbauredht, d. i. das vererblihe und veräußerliche Recht, auf oder 
unter der Oberfläche des Grunditüds ein Bauwerk zu haben. Diefes Recht ift auß- 
ſchließlich durch dad Reichsrecht geordnet;?) 

b. das Erbpachtrecht mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häuslerrechts. 
Dieſe find zwar nicht durch das B.G.B. geregelt; das E.G. z. B. G.B. Urt. 63 erhält 
vielmehr die landesgeſetzlichen Vorſchriſten über dieſe Rechte aufrecht, aber nur in 
denjenigen Bundesſtaaten, in welchen fie zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. 

1) EB. z. B.G.B. Art. 182. Daſſelbe gilt nach Art. 181 von einem zur Zeit des Inkraſt- 
tretens des B. G. B. begründeten Sondereigenthum an fiehenden Erzeugnifien eines Grundſtüds, 
insbeſondere an Bäumen. 

2) Bgl. M. z B.G.B. Bd. 3 S 44ff.; Oberned ©. 309 $ 59; Bayer.Gef., Uebergangs« 
vorſchriften 3. B.G B. betr., vom 9 Juni 1x99 Art. 42. 

7) RB. 16 ©. 525. Dagegen ebd 12 ©. 313, 318. 

+) In Preußen ift von diefem Vorbehalte fein Gebrauch gemacht. 

8.8.8. 88. 94, 9%. Bgl. aber Anm. 1. 

% BGB. 8. 9%; BD. 8 8. Vgl. die Erl. zu $. 8. 

7) Val. B.G.B. 88. 1012-1017, 6.8.0 88.7, %0, 8 22 Abſ. 2. 
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beſtehen, und mit der weiteren Einfchränfung, daß die Vorjchriften des $. 1017 des 
BGB. auf dieſe Rechte Anwendung finden. Kraft Reichsrechts gelten alfo für bie 
landesgeſetzlich geregelten Erbpachtrechte die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vor— 
ſchriften und in entſprechender Anwendung auch die Vorſchriften über den Eigenthums— 
erwerb und die Anſprüche aus dem Cigenthume.t) 

e. Die vererblien und veräußerlihen Rechte zur Gewinnung eines den berg- 
rechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals, die jog. Abbaurehte Auch 
hinſichtlich ihrer bleiben in erſter Linie die Landeögejege maßgeblich. Kraft Reichsrechts 
gelten aber auch für fie die obenerwähnten Vorfchriften des 9. 1017 de 8.6.8. 
und daneben aud die der 88. 874—876, 1015 über die Beitellung, Eintragung 
und Aufhebung eined Erbbaurechts.ꝰ) 


d. Zu diefen durch dad Reichsrecht für unbemeglihe Saden erklärten Gerechtig- 
feiten kommen noch weitere Hinzu, welche das Landesrecht den Grundſtücken gleich 
stellt, fofern die landeögefeplichen Vorſchriften Hinfichtlih folder Rechte durch das 
Einf.Gef. + B.G.B. aufrecht erhalten find. In Betracht kommen vor Allem 
die Bergbauberehtigungen, Realgewerbeberehtigungen, Zwangs rechte, 
Bannrechte, Mühlengeredtigfeiten, Fiſchereirechte, Fahrgerechtigkeiten x.®) 
Außerdem läßt das E.G. z. B.G.B. Art. 196 eine landesgeſetzliche Beſtimmung zu 
wonach auf ein an einem Grundftüde zur Zeit des Inkrafttretens des B.G.B 
bejtehendes, vererbliches und übertragbared Nutzungsrecht die ſich auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften und auf ben Erwerb eines folhen Rechtes die für ben 
Erwerb des Eigenthums an einem Grundjtüde geltenden Vorſchriften des B.G.B. 
Anwendung finden. 


2. Ueberſicht über die zuläffigen Eintragungen. 

Nicht alle Nechtöverhältniffe an den Grundftüden und an ben ihnen gleiche 
geitellten Rechten find eintragungsfähig. Vielmehr ift davon auszugehen, da in das 
Grundbuch nur diejenigen Eintragungen aufgenommen werden dürfen, welche durch 
eine Nechtönorm zugelaffen find, daß aljo eine nicht geſetzlich vorgeſchriebene oder 


2) Bol. G. B. O. $. 84 (Erl. 4 zu 88. 83, 84). Dieſer Vorbehalt ift vor Allem mit Rüdficht 
auf die Verhältniffe in den Grofherzogthümern Medienburg gemacht (P. IT Bd. 6 ©. 472ff., 
6075., 651F.), vgl. die medL,-fhwer. BO. zur Ausf. des B.G.B. vom 9. April 1899 88. 164ff 
und die medl.ıftrel. BO. zur Ausf. des B.G. B. von demſ. Tage 88. 161ff. Fur Preußen kommt 
er nicht in Beiracht; vgl. A.G. Art. 15. 

) E.G. z. BGB. Art. 68; ©.8.D. 9. 84. Vgl. preuß. A.G. z. G. B. O. Urt. 22, 27, 
28 nebft Erl. Sächſ. A.G. z. 8.6.8. vom 18. Juni 1898 $$. 14—17; V.O. vom 6. Juli 
1899 $. 19, 8.0. vom 26. Juli 1899 98. 153—155. 

2) EG. z. BGB Art. 67, 74, 65. Bol. preuß. A.G. z. ©.B. Urt. 22—28, bayr. 
WG. z. G. B.O. Art. 17, 18, ſächſ. BD. vom 24. Juli 1899 $. 29 (8.D. vom 26. Juli 1899 
88. 153-155), württb. WG. 5 B.G.B. Art. 208. Weitere Vorbehalte des E.G. 5.8.8.2. zu 
Gunften des Landesrechts find unten in den Erl. zu 88. 83, 84 der ©.8.D. engefüprt 

AHilles-Streder, Grundbugordnung. 6. Auflage. 


18 Einleitung. 


geitattete Eintragung unftatthaft iſt.) Cintragungsfähig find nun?) die dinglichen 
Rechte an Grundftüden und an ben Rechten an Örundftüden, die Verfügungs- 
befhränfungen bed Eigenthümers ober eines fonftigen Berechtigten zu Gunften 
beftimmter Perfonen und als vorläufige Eintragungen die Widerſprüche und die 
Vormerfungen. Bon den einzelnen dinglichen Rechten, Verfügungsbeſchränkungen, 
Vormerkungen und Widerſprüchen wird unten noch näher die Rede fein. Hier find 
nur folgende Bemerkungen voranzuichiden. 

I. Während für das Gebiet des Obligationenrecht3 der Grundfag der Vertrags— 
freiheit gilt, find die fachenrechtlichen Vorſchriften des B.G.B. infofern zwingend, als 
andere als die geſetzlich zugelafienen dinglichen Rechte nicht geſchaffen werden 
Innen und als ferner ber gejeßliche Inhalt der dinglichen Rechte durch Verein- 
barungen der Parteien nicht verändert werben Tann, es jei denn, daß daB Geſetz dies 
befonberß geftattet. 

1. Aus der erjteren Regel folgt, baß die Zahl der dinglihen Rechte eine 
geſchloſſene ift;*) andere als die in dem B.G.B. geregelten oder kraft der Vorbehalte 
im E.G. z. 8.6.8. aufrecht erhaltenen dinglihen Rechte find nicht zuläſſig. Vor 
allem fönnen, von den Vormerkungen abgejehen, (ander als nad dem bißherigen 
preußifchen Rechte) obligatoriiche Anfprüche nicht durch Eintragung in da8 Grund— 
buch dingliche Wirkſamkeit erlangen.*) 

a. Das BGB. kennt nur folgende dingliche Rechte an Grundſtücken: das 
Eigenthum, das Erbbaurecht, die Dienſtbarkeiten (die Grunddienſtbar— 
keiten, den Nießbrauch und die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten), 
das Vorkaufsrecht, die Reallaſten, die Hypothek, die Grundſchuld und die 
Rentenſchuld; und als Belaſtung der Rechte an Grundſtücken, die nicht, wie das 
Erbbaurecht, den Grundſtücken ſelbſt gleichgeſtellt iind, läßt das B.G.B. nur Nieß— 
brauch und Pfandrecht zu. 

Außerdem geſtattet das B.G.B. eine eigenartige Belaſtung der Miteigen- 
thumsantheile an einem Grundſtücke. Nach den Vorſchriften des Obligationenrechts 
wirft eine Regelung der Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
ſowie eine Vereinbarung, durch melde das Recht, die Aufhebung ber Gemeinſchaft 
zu verlangen, für immer ober auf Beit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfriſt 
bejtimmt ift, für und gegen die Sondernachfolger der einzelnen Theilhaber.’) 


») Bol. RG. NE. 1A. ©. 203 — Redtipr. 1 ©. 202, wo mit Recht nicht eintragungs- 
bedürftige Rechtsverhältniſſe als nicht eintragungefähig bezeichnet find, „weil nad) der G.B. O. 
und nad) dem 8.6.8. folde Eintragungen vermieden werden follen, die nicht erforderlich find 
und das Grundbud nur unnütz belafien.* 

9) Die thatfählihen Angaben über die Grunbftüde fommen hier, wo nur die eintragungs- 
fäßigen Rectöverhältniffe erörtert werden, nicht in Vetradht; dgl. darüber GB.O. 8. 2 Nbf. 2 
nebft Erl. 

) Pland Bd. 3 €. 6 if. 2; M. z. B.G. B. Bd. 3 €. 3. 

%) Enfh.16.5 = K6.NF.1A. 69. 

) 8.8.8. 88. 746, 751. Ohne Rüdficht auf die obige Vereinbarung kann die Aufhebung 


Ueberſicht über die dinglichen Rechte. 19 


Hiervon gilt für den Fall des Miteigenthums an einem Grundftüd eine Aus— 
nahme; die getroffene Beftimmung wirkt gegen den Sondernachfolger eined Miteigen- 
thümerd nur, „wenn fie als Belaftung de Antheil® im Grundbuch eingetragen ijt.“") 
Wie aud dem Worte „Velaftung* und auch daraus erhellt, daß die Veftimmung 
uneingetragen nicht einmal gegen bößgläubige Sondernachfolger wirkt, Handelt es ſich 
hier nicht um eine Verfügungsbeſchränkung, fondern um eine dingliche Laft. 

Dieſe Vorfhrift findet entjprechende Anwendung, wenn ein Erblafjer durch Iept- 
willige Verfügung die Außeinanderfegung in Anjehung eine® Nachlaßgrundſtücks 
ober eines fonftigen eingetragenen Nachlaßgegenſtandes ausgeſchloſſen oder von der 
Einhaltung einer Kündigungsfrijt abhängig gemacht Hat.?) 

Zweifelhaft ift, ob eine weitere befondere Belaftung der Miteigenthums- 
antheile an einem Grundftüde durch die Vorjchrift bes $. 1010 Abf. 2 zugelaffen ift: 
„Die in den SS. 755, 756 beftimmten Anſprüche können gegen den Sondernachfolger 
eines Miteigenthümerd nur geltend gemacht werden, wenn fie im Grundbud) ein- 
getragen find.“ Nah 8. 755 kann jeder Theilhaber bei der Aufhebung der 
Gemeinſchaft verlangen, daß aus dem gemeinjchaftlihen Grundſtück oder fonftigen 
Gegenftand eine allen Theilhabern als Geſammtſchuldnern zur Laſt fallende Verbind- 
lichkeit berichtigt wird, die fie al® zu den Laften des gemeinſchaftlichen Gegenitandes, 
zu den Roften der Verwaltung ober einer gemeinfchaftlihen Benugung gehörig nad) 
dem Verhältniß ihrer Antheile zu erfüllen haben oder die fie zum Zwecke der Er— 
füllung einer ſolchen Verbindlichkeit eingegangen jind, und nad) $. 756 Tann ein 
Theilhaber, der gegen einen anderen Theilhaber eine Forderung hat, die fi) auf 
die Gemeinſchaft gründet, bei der Aufhebung der Gemeinjchaft die Berichtigung feiner 
Forderung aus dem auf feinen Schuldner entfallenden Theile des gemeinfchaftlichen 
Gegenſtandes verlangen.?) Diefe Anfprüche der Gemeinjchafter gegen einander können, 
wenn ber gemeinſchaftliche Gegenſtand nicht in einem Grundſtücke befteht, auch gegen 
die Sondernachfolger geltend gemacht werden.) Für das Miteigenthum an Grund- 


der Gemeinſchaft gefordert werben: von den Gemeinfchaftern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, 
außerdem von einem Gläubiger, der auf Grund eines nicht blos vorläufig volftredbaren Echuld- 
titels bie Pfändung bes Antheils eines Theilhaberd erwirkt hat, ſowie Im Konkurſe; vgl. 8.6.8. 
8. 749 bl. 2, $. 751 Gap 2; 6.0. 8.16 Nbf.2. Schliehlic tritt eine Vereinbarung, wonad 
das Recht, die Aufhebung zu verlangen, „auf Zeit“ auögefhloffen ift, im Zweifel mit dem Tode 
eines Theiſhabers außer Kraft (BG.B. 8. 750). Bl. Pland Bd. 2 ©. 491 ff. 

3) 8.9.8. 8.1010 Abſ. 1. Ueber den Ort der Eintragung pl. preuß. Ulg.Berf. $.11 Biff. 1. 

%) 8.6.8. 8.2044 Ubf. 1. Xgl. Planck Bb. 5 ©. 195 Ext. 1, insbefondere auch darüber, 
daß dieſe Vorſchrift fich nicht auf den Fall bezieht, daß der Erblafier die obige Anordnung hin 
Ächtlich des ganzen Nadjlaffes getroffen hat. Muf die obige Beftimmung des Exblaffers finden 
die in Anm. 5 ©. 18 angeführten Beftimmungen bes $. 749 Ubſ. 2, der 88. 750, 751 bes 
B.G.B. und des 8. 16 Abf. 2 der K.D. entſprechende Anwendung. Außerdem wirb bie Ver— 
fügung regelmäßig mit dem Ablaufe von dreißig Jahren feit dem Erbfall unwirkſam. Dgl. 
$. 2044 Abf. 2. 

) Bol. Planck Bb. 2 ©. 494ff.; P. II Bb. 2 ©. 759-766. 

+) 8.0.8. 8. 755 Abſ. 2, 8. 756 Sap 2. 

2* 
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ftüden gilt die aber nad) der obigen Beſtimmung nur, wenn die Anſprüche in dad 
Grundbuch eingetragen find. Es fragt ji, wie biefe Eintragung zu bewirken üft. 
Nach dem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion follte eine Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Berichtigung der Schuld eingetragen werben.t) Eine Vormerkung 
ift aber nur eine vorläufige Eintragung zur Sicherung des Anſpruchs auf eine end« 
gültige Eintragung;?) wenn aljo eine Vormerkung zugelafien werden foll, muß zu— 
nachſt feftitehen, welche endgültige Eintragung in Betracht fommt. Das fönnte nun 
vorliegenden Falles nur eine Hypothek fein. Indeſſen auch fie entſpricht nicht völlig 
den durch SS. 755, 756 gemährten Rechten der Miteigenthümer. Die Anfprüce, um 
deren Eintragung es ſich handelt, gehen nämlich nicht auf Berichtigung einer Forderung 
des einen Miteigenthümerd gegen ben anderen auß dem Bruchtheile des letzteren an 
dem Grunditüde; in dem Falle des $. 755 handelt es fich überhaupt um bie Berich— 
tigung der Forderung eined Dritten. Vielmehr it der Inhalt der Anſprüche dahin 
zu faflen, daß jeder Miteigentgümer verpflichtet ift einzumilligen, daß bei der Aus— 
einanderfegung die Forderung ihre® gemeinjamen Gläubigers im Falle des $. 755 
oder die Forderung ded einen Miteigenthümers gegen den anderen im Falle des $. 756 
berichtigt wird, und daß zu dieſem Zwede daS gemeinſchaftliche Grundftüd, nicht etwa 
der belaftete Antheil, infoweit zu verkaufen ift, als es des Erlöſes zur Berichtigung 
der Schuld bedarf, während es im Uebrigen ber der Theilung in Natur, welche die 
regelmäßige Art der Außeinanderjegung bildet, verbleibt.*) Deshalb dürfte auch diefe 
Eintragung als eine bejondere Belaftungart anzufehen fein.) 

Außer den in ben vorftehenden Abjägen genannten fennt da B.G.B. feine 
dinglihen Rechte an Grundftüden und an den Rechten an Grundftüden. Ins— 
befondere gehören nicht zu ſolchen Rechten und find daher nicht eintragungsfähig: 
der Bejig, dad Verwaltungs und Nutzungsrecht des Ehemanns an bem ein- 
gebrachten Gute der Ehefrau?) und das der Eltern an dem Vermögen der ihrer 
Gewalt unterworfenen Kinder®), die Verpflichtungen und Beſchränkungen die ſich aus 
den Vorſchriſten des Nachbarrechts ergeben”), ferner Wiederfaufsrechte und 
Mieth- und Pachtrechte. Letztere find nad dem B.G.B. nur obligatoriſche Rechte, 
obwohl der gemeinrechtliche Sap „Kauf bricht Miethe“ befeitigt ift.®) 


1) 2. II Bd. 3 ©. 276-279. Ebenſo Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 385, Biermann 
©. 129, Boehm S. ill. 

®) gl. unten ©. 2 

*) Bol. BOB. 8. 755 Abſ. A, 8. 756 Eap 2; Pland Bb. 2 ©. 495, 496, P. II 
Bd. 2 6. 761. 

) Ebenfo ohne Begründung R. Förſter ©. 170. UM. die preuß. Nlg.Berf., die im 
8. 11 Abſ. 1 nur $ 010 Abſ. 4, nicht Abſ. 2 anführt, und Fuchs ©. 260, der ſich für bie 
Eintragung der Aniprühe „al® Geldbelaftungen (Hupothel, Grundſchuld 2c.)* ausſpricht. 

®) 8®.B. 88. 1.63, 1404, 1525, 1550. Del Pland Bb.4 ©. 152 Erl. 2 zw 8.1404, 
©. 289 Erf. 2d zu 8. 16.5. 

) BOB 38 16%. Bol. Bland Bd. 4 ©. 405 Erl. 4 zu 8. 1649. 

7) Redrfpr. 1 ©. 3m, 

%) 8.68. 58. 571ff. Bol. BPland Bd. 2 ©. 318 Ext. 4 zu 88. 571-579. 
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Ausnahmsweiſe find auch einige der oben erwähnten dinglichen Rechte nicht ein- 
tragungdfähig. Das B.G.B. ſchließt die Renten, durch die ber Eigenthümer eines 
Grundſtücks ſowie der Inhaber eines Erbbaurechts oder einer Dienftbarkeit für die 
Duldung eines Ueberbaues oder eines Nothwegs entſchädigt wird, ausdrücklich von 
der Eintragung aus, obwohl auf fie im Webrigen die Vorſchriften über ſubjektiv— 
dingliche Reallaften zur Anwendung fommen; nur „zum Verzicht auf das Recht ſo— 
mie zur Zeititellung der Höhe der Rente durch Vertrag ift die Eintragung erforderlich.“ ?) 
Bon ſelbſt entiteht alfo das Recht auf eine angemefjene Rente und zwar nad) 8. 914 
Abj. 1 des B.G.B. mit dem Vorrange vor allen Rechten an dem belafteten Grund» 
ftüd, auch den älteren; jegen die Betheiligten aber die Höhe ber Rente durch Vertrag 
feft, jo bedarf ed der Eintragung in dad Grundbuch und zur Erlangung des Vor— 
rangs der Bujtimmung der boreingetragenen Berechtigten. Ebenſo erliſcht das Recht 
auf eine angemefjene Rente nicht durch bloßen Verzicht, jondern erſt durch Ein- 
tragung des Verzichts in das Grundbuch, damit ſich jeder Erwerber des überbauten 
Grundſtücks auf das Beſtehen des Rentenrechts verlafien kann, ſofern ſich nicht aus 
dem Grundbuche das Gegentheil ergiebt.?) 

b. Der Kreis der eintragungsfähigen dinglichen Rechte verändert ſich aber durch 
die im E.G. z. B. G.B. aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften, z. B. über das 
Familienfideilommiß⸗, Lehen-, Stammgutsrecht, über Rentengüter, über das Anerben- 
recht, das Waſſer⸗ und Mühlenrecht, das Deich- und Sielrecht, dad Bergrecht, das 
Enteignungsrecht, über die Zuſammenlegung von Grundſtücken, die Gemeinheits- 
theilung, über das Recht zur Benutzung eined Plage in einem dem öffentlichen 
Gottesdienſte gewidmeten Gebäude oder auf einer öffentlichen Begräbnißſtätte ıc.®) 
Innerhalb des Bereichs dieſer Sonderrechte können auch Rechte, die nad) dem B.G.B. 
nur obligatoriſche Wirkungen haben, als dingliche landesrechtlich zugelaffen und 
andererſeits dingliche Nechte von der Eintragung außgefchloffen werben; erſteres ift 
3. B. in Preußen Hinfichtlic) des Wiederkaufsrechts bei Rentengütern gefchehen.t) 

Auch für die zur Zeit des Inkrafttretens des B.G.B. bejtehenden Rechte bleibt 
grundfäplih das bisherige Landesrecht maßgeblih. Für die Uebergangszeit kommen 
daher als dingliche Rechte außer dem oben ©. 16 bereit3 erwähnten Stodwerfd- 
eigenthum insbeſondere auch Mieth- und Pachtrechte, welche zu der Zeit, zu der das 
Grundbuch als angelegt anzufehen ift, als Rechte an einem Grundftüde bejtehen, 
und bäuerlibe Nutzungsrechte in Betracht. Hinfichtlih der legteren geftattet das 


2) 8.0.8. 88. 12-917, namentlich $. 914. 

9) Bol. P. II Bd. 3 ©. 136. 

) EG. z B. G.B. Art. 59, 62, 64, 65—67, 109, 113—116, 133 ꝛc. Bgl. auch bie oben 
5.17 und in den Exl. zu 98. 83, 84 der G.B.O. erwähnten Vorbehalte. 

+) Breub. A.G. z. B.G.B. Art. 29 $ 1: „Ein Grundftüd, welches gegen Uebernahme 
einer feften Geldrente zu Eigenthum übertragen tft (Rentengut), ann zu Gunften bes Vers 
äußerer8 in ber Weife befaftet werden, daß biefer dem Eigenthülmer gegenüber zum Wiedertaufe 
beredhtigt ift. Das Wiederkaufsrecht kann auch zu Gunften des jeweiligen Eigenthümers eines 
Grundftüds des Veräußerers beftellt werden.” 


2. Einfeitung. 


Reichsrecht ſogar die Neubegründung eined Rechtes gleicher Art nach Beendigung 
de3 am 1. Januar 1900 bejtehenden Nutzungsrechts auf Grund ded Landesrechts, 
während grundfäglic nach dem Inkrafttreten des B.G.B. ein nad) den Vorſchriften 
des B.G. B. unzuläfiiges Recht nicht mehr begründet werden ann. Sinfichtlich ber 
Mieth= und Pachtrechte Tann durch landesherrliche Verordnung beftimmt werben, daß 
fie zur Erhaltung der Wirkjamfeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs der Eintragung nicht bedürfen.!) 

Schließlich entſcheidet daS Landesrecht auch über die Eintragungsfähigfeit der 
öffentliden Lajten, über die wegen ihres Zufammenhangs mit dem öffentlichen 
Rechte reichsrechtlich keine Beſtimmung getroffen üt.*) 

2. Der Inhalt der dinglichen Rechte iſt ebenfalls gejeplich fetgelegt und nur 
in beſchränktem Umfange der Parteivereinbarung freigegeben. Nur foweit das Geſetz 
es gejtattet, Können die Parteien die Bejugnifje des Berechtigten erweitern ober 
befchränfen.®) Wie weit dies der Fall it, joll bei der Beſprechung der einzelnen 
Rechte unterfucdht werden. Aus den allgemeinen Vorſchriften de3 B.G.B. über Rechte 
an Grundftüden fommt hier nur die Vorſchrift de S. 882 in Betracht: „Wird 
ein Grundftüd mit einem echte belaftet, für welches nach den für die Zwangs-, 
verfteigerung geltenden Vorſchriften dem Berechtigten im Hall des Erlöſchens dur) 
den Zuſchlag der Werth aus dem Erlöje zu erjeßen ift, fo fann der Hödjitbetrag 
des Erſatzes beftimmt werden. Die Beſtimmung bedarf ber Eintragung in das 
Grundbuch.“ Nach dem Zm.B.G. 8. 92 tritt an die Stelle eines nicht auf Zahlung 
eines Kapitals gerichteten Rechtes, dad von dem Erjteher weder auf Grund gefeplicher 
Vorſchrift noch aut bejonderer Vereinbarung zu übernehmen ift und deshalb nad) 
s$. 52, 91 deſſelben Geſetzes durch den Zujchlag erlifcht, der Anfpruc auf Erſah des 
Werthes aus dem Verſteigerungserlöſe. $. 882 betrifft demnach nicht folde Rechte, 
die auf Zahlung eines Kapitals gerichtet jind, wie Hypothefen und Grundfchulden. 
Auch auf Nentenfhulden findet er feine Anwendung, weil bei ihnen ſtets die 


) E.G. z. BG.B. Art. 184, 188, 189 Abſ. 1 Satz 3, Art. 197. Im Preußen iit von 
dem lepterwähnten Vorbehalte hinfichtlich der zur Zeit des Inkrafttretens des Reichsgrundbuch— 
rechts nicht eingetragenen dinglichen Mieth- und Pachtrechte im Art. 9 der Königl. V.O. vom 
16. November 1899 zur Ausführung des B.G. B. (6.6. ©. 562) Gebrauch gemadit. (Ueber das 
frühere preußiſche Recht ift das Geſ. über den Eig.Erw. vom 5. Mat 1872 $. 12 Abi. 2 und 
Agilles-Streder 4. Aufl. S. 98 zu vergleigen.) 

2) In Preußen find „die öffentlichen Laſten des Grundſtücks, die bei der Zwangsveriteigerung 
und der Zwangsverwaltung den Nechten an dem Grundſtück im ange vorgehen“, von einer 
Ausnahme abgefehen, und regelmäßig auch die Nentenbankrenten und die Domänen-Amortifas 
tionsrenien von der Eintragung ausgeſchloſſen. A.G. z. G. B.O. Art. 11, 12. Vgl. ferner 
preuß. A.G. z. 3.6.8. Urt. 22 und die preuß. Geiege über das Grundbuchweſen in dem Ber 
zitte des Apelationsgerichts zu Kaffel vom 29. Mai 1873 9.45 (A. G. 3 G. B.O. Arı. 33 Ziff. 6) 
und über die gerichtliche Eintragung von Grundfaften in den vormals bayeriſchen Landestheilen 
defielben Beziries vom 29. Mai 1874 8. 1. (©. die Erl. zu Art. 11, 12, 33 des A.G.) Für 
Sadjfen vgl. V.O. vom 26. Juli 1899 $. 12. 

) Vgl. Pland Bd. 3 ©. 7; Entſch. 1 €. 25 u. S 165, RG. N.F. 1 A. ©. 91 u. 207. 
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Ablöfungsfumme eingetragen werben muß.') Schließlich fommen auch Vorfaufsrechte 
nicht in Betracht, jedenfall® dann nicht, wenn fie der Regel gemäß auf einen 
Verkaufsfall beichräntt find, weil fie bei einem Verkauf im Wege der Zwangs—⸗ 
vollſtreckung nicht geltend gemacht werden können.) 8. 882 bezieht ſich demnad nur 
auf Erbbaurechte, Dienftbarkeiten und Reallaſten und nad einer Meinung auch auf 
die für alle ober mehrere Verkaufsfälle beftellten Vorkaufsrechte. Wird für dieſe 
Rechte von der Vorſchrift des $. 882 Gebrauch gemacht, fo bedarf es der Eintragung 
des Höchſtbetrages des Erſatzes in das Grundbuch. Diefer Betrag darf bei der 
Feſtſetzung des Erfaganiprud in dem Theilungsplane, welche im Uebrigen nad den 
Vorſchriften des 8. 92 Abſ. 2, 3 des Zw. V. G. erfolgt, nicht überfchritten werben. 

U. Eintragungsfähig find ferner diejenigen Verfügungsbefchränfungen, welche 
den Berechtigten in der Verfügung über ein im Grundbuch eingetragenes Recht zu 
Gunſten einer beftimmten Perfon bejchränten. Indem das 8.6.8. $. 892 Abf. 1 
Sag 2 dieſe Beſchränkungen nur dann gegenüber einem Erwerber für wirkſam 
erffärt, wenn jie aus dem Grundbuch erfichtlih oder dem Erwerber bekannt find, 
läßt es ihre Eintragung zu.®) 

Zu den erwähnten Beſchränkungen gehören nicht die Geſchäftsunfähigkeit 
oder die beichränfte Gejchäftsfähigkeit bed eingetragenen Berechtigten.) Durch diefe 
wird nicht die Verfügungsbefugniß, fondern die Verfügungsfähigfeit entzogen oder 
beſchränkt. Bei ihmen liegt daß der Verfügung ded Berechtigten entgegenitehende 
Hinderniß in einer perſönlichen Eigenſchaft des Berechtigten, bei jenen dagegen in 
einem Mangel des Rechtes an dem Grundftüd, und nur diefe, nicht die erfteren find 
zur Eintragung in das Grundbuch bejtimmt. Die Nichtigkeit der Verfügungen eines 
Geiftestranfen, eines wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Ent- 
mündigten oder eines Minderjährigen kann demnad demjenigen, zu deſſen Gunften 
er verfügt hat, auch dann entgegengehalten werden, wenn biefer ihn für voll gejchäfts- 
fähig gehalten hat, und erſt deſſen gutgläubiger Sondernadhfolger kann fi auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuch berufen. 

Von den Beihränkungen der Verfügungsbefugniß gehören ferner nicht hierher 
die im öffentliden Intereffe verhängten. Auch fie wirken gegen jeden Dritten, 
jelbft wenn er fie nicht gefannt haben follte; das Privatinterejie muß dem öffent» 
lichen Intereſſe nachftehen. Ob fie unmittelbar auf Gefeg beruhen oder buch einen 
auf das Geſetz gegründeten Ausſpruch ber zuftändigen Behörde Hervorgerufen find, 
macht feinen Unterjchied. Als Beijpiele nicht eintragungsfähiger geſetzlicher Verfügungs- 





) B.GB. 8. 1199 Ubi. 2. 

%) Bol. 8.6.8. 8%. 1097, 1098, 512 und über die Streitfenge, ob bie für mehrere oder 
für ale Bertaufsfäle befteien Vorlaufsrechte vom der Vorſchrift ded $. 882 betroffen werden, 
Bland Bb.3 ©. 9 Er. 3. 

®) Bol. Bland Bd. 3 ©. 67. Vorbm. VI. 3; M. 3. 8.6.8. Bd. 3 ©. 2ib ff. for 
wie die enfprehenden Vocſchriſten bes preuß. Gef. über den Eig.Erw. 2c. 39. 11,49; Adilles- 
Streder 4. Aufl. S 7off, 241 ff. 

%) BGB. 88. 104. Vgl. auch Rechtſpr. 1 ©. 326. 
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beſchrankungen nennen bie Motive z. B. G.B. 8b. 3 ©. 216 die in verfchiedenen 
Bundesſtaaten beftehenden und durch Art. 119 des Einf.&ef. z. B.G.B. aufredt- 
erhaltenen Verbote oder Einfhränfungen der Veräußerung, Theilung oder Zufammen- 
legung von Grundftüden und als Beifpiele von nicht eintragungsfähigen gerichtlichen 
Verfügungsbeſchränkungen im öffentlichen Intereſſe die Beichlagnahme des Vermögens 
eines des Hoch⸗ ober Landesverraths Angeſchuldigten oder eines abweſenden An— 
geſchuldigten, gegen den Verdachtsgründe vorliegen, welche die Erlaſſung eines Haft— 
befehls rechtfertigen würden, auf Grund des 8. 93 des St G.B. und der 88. 332—335, 
480 der SPD. 

Schließlich fcheidet von den zum Schutze bed Intereſſes einer bejtimmten Perjon 
dienenden gejeglichen Verfügungsbeſchränkungen aus die Beſchränkung der Ehefrau 
in der Verfügung über dad eingebrachte Gut dur dad Berwaltungd- und Nutz- 
nießungsrecht des Mannes; dieſe wird ebenjowenig wie das Recht des Mannes 
eingetragen und wirft nad) S. 1404 gegen einen Dritten auch dann, wenn er nicht 
gewußt Bat, daß die Frau eine Ehefrau ift.‘) 

Dagegen find die übrigen Verfügungsbeichränfungen zum Echupe beſtimmter 
Perſonen eintragungsfähig, ohne Unterſchied, ob fie unmittelbar auf Geſetz beruhen 
ober auf einer innerhalb der geſetzlichen Zuſtändigkeit erlaffenen Anordnung eines 
Gerichts oder einer fonftigen Behörde. Unmittelbar durch Rechtsgeſchäft kann dagegen 
eine ſolche Beſchränkung nicht gefchaffen werden. Im Gegenfage zu dem Allg. Land» 
rechte (1, 4 SS. 15ff.), nach welchem durch Privatwillfür eine Sache außer Verkehr 
geiegt und das Verfügungsrecht des Cigenthümers zu Gunften eined Anderen 
beſchränkt werden fonnte, beftimmt dad B.G.B. 8. 137: „Die Befugniß zur Ver— 
fügung über ein veräußerliches Recht fann nicht durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen 
oder beſchränkt werden.“. Die Parteien können alſo grundfäglic nicht durch Ver— 
einbarung eine dinglich wirkende Beſchränkung, insbeſondere ein Veräußerungsverbot 
mit Dingliher Wirkung ſchaffen, fondern nur obligatoriſche Wirkungen erzielen.?) 
Hiervon gilt infofern eine Ausnahme, als dur Vertrag zwiſchen dem Berechtigten 
und Verpflichteten die Abtretung einer Forderung ober eines jonjtigen Rechtes aus— 
geſchloſſen werden kann.) Außerdem find die Betheiligten befugt, durch Rechtsgeſchäft 
gewiſſe Nechtöverhältnifie zu ſchaffen, mit denen das Geſetz Verfügungsbeichränfungen 
verfnüpft, wie 3. B. Samilienfideitommifje, Einfegung eines Nacherben, Ernennung 
eines Tejtament3vollitreders, bie Hinzufügung einer Bedingung oder einer Beit- 
beftimmung x. In den Motiven z. B. G.B. Bb. 3 ©. 218 werden dieſe Verfügungs- 
beichränfungen als rechtsgeſchäftliche bezeichnet, mit dem Bufage, daß die Beſchränkungen 

3) Dagegen bedarf eine Meditsänderung, die durch ein vertraggmäßiges Güterrecht eintritt, 
der Eintragung in das Grundbud, um die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grunds 
buchs auszuſchliehen. Vgl. unten Erl. 3 zu $. 34 der BD, 

) Fir Eheverträge ift eine Ausnahme von 8. 137 nicht zugelafien. Soweit eine Bers 
fügungsbefhräntung nicht die geiegliche Folge des Güterftandes iſt, kann fie fo wenig zu Laſten 
des Mannes mie der Frau ausgemacht werden (K. G. N.F. 1A. ©. 292 = Rechtſpr. 1 ©. 457). 

) 8.0.8. 88. 399, 413. 
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freilich) dur das Geſetz normirt und infofern gefeplihe genannt werden könnten.!) 
Mit Rüdfiht auf die obige Vejtimmung des $. 137 verdient nah Pland Bd. 3 
©. 68 die legtere Anſicht für das B.G.B. jelbft den Vorzug. 

Als eintragungsfähige Verfügungsbefhränfungen kommen demnach in 
Betracht: der Konkurs, die Nachlaßverwaltung, die Beſchlagnahme im Zmangd- 
verjteigerungd- und im Zwangsverwaltungsverfahren, die Beſchränkung des Vorerben 
durch dad Recht des Nacherben, die Beſchränkung des Erben durch den Teſtaments- 
volljtreder, Bedingungen, Befriftungen, die Rechtshängigfeit, die Samilienfideilommiß-, 
Zehen-, Stammgutseigenſchaft- u. &., behördliche Veräuferungsverbote zc. Dieje werden 
unten näher bejprodhen werben. 

IM. Eintragungsfähig find ſchließlich Widerfprüche und Vormerfungen. Beide 
bilden vorläufige Eintragungen in das Grundbuch, welche gegen die aus dem Ein- 
tragungprinzip und dem Grundſatze des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
erwachſenden Gefahren Schug gewähren follen. Da nad) jenem Prinzipe zur Ent» 
ftehung der dinglihen Rechte an Grundſtücken die Eintragung erforderlich ift, kann 
derjenige, dem ein ſolches Recht zugefichert ift, vor befien Eintragung nur den 
perjönlich Verpflichteten und nicht etiva deſſen Sondernachjolger im Eigenthume des 
Grundftüdd in Anfpruc nehmen; und ebenjo muß er Hinter die inzwiſchen einge 
tragenen Rechte zurücktreten, wenn ber Derpflichtete das Grundſtück anderweit 
belaftet. Kraft des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs können ferner nicht ein— 
getragene dingliche Rechte nicht gegen gutgläubige Erwerber geltend gemacht werben. 
Um dieje Gefahren abzumenden, gejtatteten ſchon bie früheren Rechte vorläufige 
Eintragungen, theils fog. Sperrvermerfe, welche grunbjäglich jede Eintragung in das 
Grundbuch zum Nachtheile des dadurch geficherten Rechtes verhinderten, theils ſog. 
Proteſtationen oder Vormerkungen.?) Das B. G. B. hat nicht die erfteren, wohl aber 
die feßteren aufgenommen und zwar nicht nur, wie der E. J z. 8.6.8. 8. 844, zur 
Erhaltung beftehender dinglicher echte, fondern auch zum Schutze perſönlicher An— 
ſprũche. Anders als das bisherige preußiiche Necht?) nennt es aber nur bie Ießteren 
„Qormerkungen“ und bie erjteren „Widerſprüche gegen die Richtigkeit bed Grundbuch." 

Nah 88. 899, 894 des B. G.B. kann ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs in den Fällen eingetragen werben, in denen eine Berichtigung bes 
Grundbuchs gefordert werden Tann, nämlich, wenn „der Inhalt des Grundbuds in 
Anſehung eined Rechtes an dem Grumdftüd, eines Rechtes an einem ſolchen Rechte 
ober einer Verfügungsbeſchränkung der im $. 892 Abf. 1 bezeichneten Art mit der 
wirklichen Rechtelage nicht im Einflange fteht."‘) Die Widerfprüche dienen demnach 
nur zum Schutze beftehender dingliher Rechte oder zum Schutze von Verfügungs- 


2) Aehnlich P. II Bd. 1 ©. 125. 

Bol. M. 5. BGB. Bd. 3 ©. 237 ff, Pland 8b. 3 ©. boff. und über das frühere 
preuß. Recht Ahilles-Streder 4. Aufl. ©. 58ff. 

®) Gel. über ben Eig Erw. x. 88. 8, 9, 16, 22, 60; preuß. ©.8.0. 88. 64, 88, 102. 

h Bol. vor allem Schilde, die Untihtigteit des Grundbuchs (Leipzig 1899); ferner 
Staffel im fähf. Archiv Bd. 9 ©. 202. 
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beſchränkungen in dem oben erläuterten Sinne. Ein obligatoriſcher Anſpruch auf 
Eintragung, Uebertragung, Löſchung oder Inhaltsänderung eined Rechtes genügt nicht, 
um die Eintragung eines Widerſpruchs zu rechtfertigen, denn ber Inhalt des Grund- 
buch, welches nicht zur Aufnahme perſönlicher Anſprüche bejtimmt ift, fteht mit ber 
wirklichen Rechtslage des Grundſtücks noch im Einklange, dieſe wird durch den 
obligatoriſchen Anſpruch noch nicht geändert. Dagegen liegt eine Nichtübereinſtimmung 
des Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage vor, wenn ein eintragungsfähiges Recht 
oßne Eintragung neu entjtanden ober ein eingetragene® Recht auf einen neuen 
Berechtigten ohne Buchung übergegangen oder ohne Löſchung aufgehoben iſt, ferner, 
wenn ein noch beitehendes Recht irrthümlich gelöſcht oder ein eingetragenes Recht 
oder defjen Webertragung oder Belaftung nichtig ift (3. B. wegen Mangeld der 
erforderlichen Einigung), wenn der Inhalt oder der Rang eines Rechtes im Grund⸗ 
bude nicht in Mebereinjtimmung mit bem dinglichen Vertrag angegeben oder eine 
eintragungsfähige Verfügungsbejchränfung nicht oder zu Unrecht eingetragen iſt ꝛc. 

Eine Vormerkung it dagegen zuläfiig, zur „Sicherung des Anſpruchs auf 
Einräumung oder Aufhebung eines Rechtes an einem Grundftüd oder an einem dad 
Grundſtück belajtenden Rechte oder auf Wenderung des Inhalts ober des Ranges 
eines jolchen Rechtes“ (B.G.B. 8. 883 Abf. 1 Satz 1), und zwar ohne Unterfchied, 
ob der Anfpruc fällig oder ein fünftiger oder ein bedingter ift, ob er von einer 
Gegenleijtung abhängig ift oder nicht (ebd. Sap 2), ob er ſich auf einen Vertrag, 
auf ein Vermächtniß oder unmittelbar auf ein Gejeß!) gründet. Durch Vormerkungen 
werden demnach geſichert die Anſprüche auf Auflafjung eines Grundſtücks, auf 
Bejtellung eined Erbbaurechts, einer Hypothet oder Grundſchuld oder jedes anderen 
eintragungsfähigen Rechtes an einem Grundſtücke, auf Abtretung eines ſolchen Rechtes, 
es jei denn, daß ed, wie 3. B. die Briefhypothek nad B.G.B. $. 1154, bereits ohne 
Eintragung auf den Erwerber übergegangen ift, ferner auf Einräumung eines erit 
durd Eintragung entitehenden Nießbrauchs oder Pfandrechts an einem eingetragenen 
Nechte, auf Löſchung eines noch beftehenden dinglichen Rechtes,“) auf Aenderung des 
bisherigen Rangverhältnifjes oder des noch rechtsbeſtändigen Inhalts der eingetragenen 
Rechte ıc. 


Im Uebrigen wird von den Vormerkungen und Widerfprüchen gegen Ende der 
Einleitung die Rede fein. 


2) Bol. 3. 8. 8.6.8. $. 648 (Anſpruch des Bauunternehmers auf Einräumung einer 
Sicherungshypothet an dem Baugrundftüde bes Beftellers) und dazu ſächſ. Archiv Bd. 10 ©. 47. 
Siehe auch preuß. AG. z. B.G.B. Art. 15 $. 1 (Altentheil), unten ©. 50 Anm. 3. 

®) Der durch die Vormerkung zu ſichernde perſönliche Anfpruch auf Aufhebung eines Rechtes 
muß fid unmittelbar gegen den in Anfehung dieſes Rechtes Vereditigten felbit richten, nicht 
gegen einen Dritten, der ſich verpflichtet hat, das Recht zur Löſchung zu bringen (ſächſ. Archiv 
Bd. 10 S. 627). ©. auch R.G. 20 ©.242. Vgl. aber B.G.B. $. 1179 über der Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs gegen den Eigenthlimer auf Löſchung einer Hypothet, wenn fie 
fi mit dem Eigentgum in einer Perfon vereinigt, unten ©. 71. 
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3. Wirkung der Eintragungen im Allgemeinen. 

I. Die Bedeutung der Eintragung iſt nicht immer die gleiche für die eintragungs— 
fähigen Rechte und Nechtöverhältniffe. Für die dinglihen Rechte hat die Eintragung 
bald fonftitutive bald deflaratorifche Wirkung, je nachdem fie zu dem Eintritte 
der Rechtöänderung erforderlih ift ober nit. Dieſer Unterſchied ift für das 
formelle Grundbuchrecht nicht ohne Bedeutung. Vollzieht ſich eine Rechtsänderung 
ohne Eintragung, jo wird durch ifren Eintritt das Grundbuch unrichtig. Daſſelbe 
gilt, wenn eine Eintragung erfolgt, die dem materiellen Rechte nicht entjpriht. In 
allen diejen Fällen kann nad; $. 894 des B. G. B. „derjenige, deſſen Recht nicht oder 
nicht richtig eingetragen oder durch die Eintragung einer nicht bejtehenden Belaſtung 
ober Beſchränkung beeinträchtigt ift,“ „die Zuftimmung zu der Berichtigung bed 
Grundbuchs von demjenigen verlangen, deifen Recht durch die Berichtigung betroffen 
wird.“ Für dieſe Berichtigung des Grundbuchs giebt die ©.B.D. einige befondere 
Vorſchriften;) außerdem ift, wie bereit3 erwähnt,?) die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
Borausjegung für die Eintragung eined Widerſpruchs. 

Auch für die Fälle, in denen der Eintragung feine rechtsändernde Wirkung 
zufommt, Hat jie nicht unerhebliche Bedeutung. Vor allem iſt ſie zur Erhaltung der 
Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs erforderlich.®) 
Ferner ſtreitet eine Vermuthung für das Beſtehen des eingetragenen Rechtes zu 
Gunſten des Berechtigten.“) Nicht eingetragene Rechte an einem fremden Grundſtück 
erlöſchen mit der Verjährung des Anſpruchs des Berechtigten gegen ben Eigenthümer.®) 
Tagegen unterliegen Anjprüde aus eingetragenen oder durch einen Widerſpruch 
gefiherten Rechten nicht der Verjährung, mit Ausnahme der Anſprüche auf Rüdjtände 
wiederfehrender Leijtungen oder auf Scadenserjag.‘) Die Eintragung überhebt 
ferner den Berechtigten der Verpflichtung, fein Recht im Zwangsverſteigerungsverfahren 
anzumelden,?) und ſchließlich bedarf es der Eintragung des Berechtigten, damit eine 
jein Recht betreffende meitere Eintragung erfolgen fann.®) 

Bon bejonderer Bedeutung ift die Eintragung einer Vormerkung; durch jie wird 
dem perjünlichen Anſpruche, zu deſſen Sicherung die Vormerkung dient, dingliche 
Wirkung beigelegt.?) 

U. Für die dinglichen Rechte hat die Eintragung regelmäßig Eonftitutive 
Wirkung. 


) 68.0.9914, 22, D4 

*) Chen ©. 2. 

%) 8.6.8. $. 892. Dies gilt nicht nur fir die dinglichen Rechte, fondern auch für die 
Verfügungsbeigränfungen zu Gunſten beftimmter Berfonen (oben ©. 23). 

BGB. 8. 891. Weiter geht die Vorſchrift des 8. 1148. 

) 8.0.8. 3. 901. 

*) Dai. $. 902. 

7) 3w.B.8 $. 37 Biff. 4, 88. 45, 110, 114 

9) 8.80. 8. 40 Abf. 1; Ausnahme daf. Abſ. 2 und 8. 41. 

%) Vgl. unten IL. 13 der Einleitung. 
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1. Das B.G.B. hat dad Eintragungsprinzip in einem weit größeren Um— 
fange angenommen, als da8 frühre preußiiche Recht. Regelmäßig bedarf es zu einer 
Nechtsänderung an den Grundſtücken oder an den Rechten an Grunditüden der Ein- 
tragung. Diefe ift, „ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt,“ ſowohl „zur 
Mebertragung bed Eigentfums an einem Grundftüde, zur Belaftung eines Grundftüds 
mit einem echte fomie zur Uebertragung oder Belajtung eines ſolchen Rechtes,“ ala 
auch „zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundftüde”?) und zur Aenderung des 
Inhalts oder ded Ranges eine folhen Rechtes erforderlic.?) 

2. Andererſeits ift die Eintragung allein nicht geeignet, die Rechtsänderung her— 
beizuführen. Dad B.G. B. legt ihr feine formelle Rechtskraft bei, wie z. B. das 
frühere Hamburger Recht,®) jondern knüpft den Eintritt der Rechtöänderung nod an 
weitere Voraußfegungen.t) Bei der Neubegründung, bei ber Uebertragung eined 
Rechtes und bei der Wenderung bed Inhalts oder bed Ranges iſt außer der Ein- 
tragung „die Einigung des Berechtigten und des anderen Theiles über den Eintritt 
der Rechtänderung“ und bei der Aufhebung eine Rechtes außer dejien Löſchung 
„die Erflärung des Berechtigten, da er das Recht aufgebe*, gegenüber?) dem 
Grundbuchamt oder demjenigen, zu deſſen Gunften fie erfolgt, erforberlih. Außerdem 
bedarf es zur Aufhebung und zur Aenderung des Inhalts ober des Ranges eines 
Nechtes der Zuftimmung des Dritten, welchem ein Recht an dem aufzuhebenden, 
in feinem Inhalte zu verändernden oder in feinem Range zurüdtretenden Rechte zu— 
ſteht; ift dieſes ein ſubjektiv-dingliches Recht und das herrſchende Grundtüd mit dem 
Rechte eine Dritten belaftet, jo ift befien Zuftimmung erforberlid, es jei denn, 
daß defien Recht durch die Aufhebung ‚nicht berührt wird.) Diefe Zuftimmung iſt 
dem Grundbuhamt oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu defjen Gunften fie er- 
folgt. Bei der Aufhebung einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Nentenjchuld 
oder bei einer Rangänderung zum Nachtheil eines dieſer Rechte bedarf es ſchließlich 
nod mit Rüdjicht auf dad Inſtitut der Eigenthümerhypothek ꝛc. der Zujtimmung des 
Eigenthümers; dieſe ift entweber dem Grundbudamt oder bei der Aufhebung dem 
Gläubiger, bei der Rangänderung einem der Vetheiligten gegenüber zu erflären.”?) 

Nur wenn die hiernach erforderliche Einigung, Erklärung und Zuftimmung zu 
der Eintragung hinzukommen, wird die Rechtsänderung herbeigeführt. Fehlt eines 
diejer Erforderniffe, ift insbeſondere die erforderliche Einigung auf Grund ber Vor— 
ſchriften des allgemeinen Theiles des B.G.B. nichtig (z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit 


) Auf die Aufhebung der Rechte an einem ſolchen Rechte bezieht fi $. 875 nicht. Bon 
ihr wird unten bie Rede fein. 

®) BOB. 88. 873, 875, 877, 880. 

®) Bol. M. z. 8.6.8. Bd. 3 ©. 137 ff, Pland Bd. 3 ©. 13. 

4) Bl. zu dem Folgenden B.G. B. 88.873, 875-- 877, 880 und dazu Bland Bb.3 ©. 72ff 

®) Erklärung „vor“ dem Grundbuchamt ift nicht gefordert. Die Einreihung einer fchrift= 
lichen Ertlärung bei biefer Behörde genügt. 

%) Bal. noch ©.8.D. 8. 21 und Erl. 3 zu $. 8 der G.B. O. 

7) 3.8.8. $. 88U Abf. 2, 8. 1183. 
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eined der Vertragfchließenden, wegen Simulation oder Scherz!) ober wird fie nichtig 
durch rechtswirkſame Anfechtung (z. ®. wegen Irrthums, arglijtiger Täuſchung oder 
Drohung?), fo tritt die Rechtänderung troß ihrer Eintragung nicht ein; das Grund- 
buch ift alsdann unrichtig und unterliegt dem Berichtigungsverfahren.?) Nichtig ober 
anfechtbar ift aber die Einigung nur dann, wenn fie jelbft, nicht wenn das ihr zu 
Grunde fliegende obligatorifhe Rechtsgeſchaft an einem Mangel leidet; denn bie 
Einigung ift ein abftrafter Vertrag und wird daher durch das Fehlen, die Nichtigkeit 
ober bie Anfechtbarkeit des obligatoriſchen Rechtsgeſchäfts allein nicht berührt. Nichts 
Anderes gilt von der Aufhebungserffärung und von der Zuftimmung Dritter; auch 
fie führen zufammen mit der Eintragung und, joweit erforderlich, mit der Einigung 
die Rechtsanderung trotz des Mangels eines gültigen Kauſalgeſchäfts herbei.*) 

In welcher Reihenfolge die angeführten Erforderniſſe beſchafft werden, iſt 
bedeutungslos. Insbeſondere braucht die Einigung der Eintragung nicht voraus— 
zugehen und bildet keine Vorausſetzung für dieſe; das Grundbuchamt hat die Eintragung 
regelmäßig ſchon auf die einſeitige Bewilligung des leidenden Theiles vorzunehmen.?) 
Ebenſowenig bedarf die Einigung, die Aufhebungserklärung oder die Zuſtimmung 
einer Form. Hiervon gilt nur bei der Uebereignung eines Grundſtücks ſowie bei 
der Beſtellung und bei der Uebertragung des Erbbaurechts, bei der Uebertragung des 
Erbpachtrechts und bei der Beſtellung und bei der Uebertragung des ſog. Abbaurechts 
eine Ausnahme.“) 

Jede zu einer Rechtsänderung erforderliche Willenserklärung kann nad ber 
EBD. $ 894 durd) eine rechtäfräftige Verurtheilung zu ihrer Abgabe erſetzt werben. 
Sobald dad Urtheil die Rechtskraft erlangt hat, gilt die Erklärung als abgegeben. 
Iſt die Willenserklärung jedod) von einer Gegenleiftung abhängig gemacht, fo gilt fie 
erft dann ald abgegeben, wenn die vollftredbare Außfertigung des rechtskräftigen 
Urtheils ertheilt it.) 

3. Weitere Vorausſetzungen der Rechtsänderung find nicht gefordert. Vor allem 
ift die Gültigkeit der Eintragnngsbewilfigung nicht weſentlich. Auch eine irr- 
thümfiche Eintragung genügt, wenn die Einigung x. (Aufhebungserflärung, Zu— 
ftimmung des Dritten) Hinzutritt. 

Ebenfowenig hängt — ander ald in dem früheren preußiſchen Rechte?) — 
der Eintritt der Rechtsäͤnderung davon ab, daß der Berechtigte, der fein Grund— 


2) 8.9.8. 98. 104ff., 88. 116-118. 

%) 8.0.8. 88. 119 

*) Ganz ohne Wirkung ift aber aud; eine derartige Eintragung nicht, 3. B. ſteht auch ihr 
die Vermuthung des 8. 891 zur Seite, und durch den Erwerb ſeitens eines gutgläubigen Dritten 
oder duch Tabularerfigung kann das Recht nachträglich zur Entſtehung gelangen. 

4) Bel. Pland Bd. 3 ©. 14ff.; Streder, Rechte an Grundſtücken (1898) ©. ff. 

%) ©.80. 8.19. 

) gl. unten ©. 37f., 45, 47 und G. B.O. 88. 20, 84 nebſt Erl. 

”) gl. unten Borbm. III 2a vor $ 13. 

*) Bgl. Achilles-Strecker 4. Aufl. ©. 47 ff.; QG. 14 ©. 125 — J. M.Bl. 1895 ©. 139. 
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ftüd oder Recht belaftet oder überträgt, zur Beit ber Einigung oder der Eintragungs- 
bemilligung im Grundbuch eingetragen ift. gl. hierüber Erl. 1 zu 88. 40, 41 
der BD. 

II. Von ber unter II erörterten Regel gelten viele Ausnahmen. Die meilten 
tönnen erſt bei ber Beſprechung ber einzelnen Rechte erörtert werben. Einige find 
jedoch von allgemeinerer Bebeutung und daher an biefer Stelle zu erwähnen. 

1. Ohne Einigung und Eintragung vollzieht ſich der Erwerb des Eigenthums 
wie aud der Rechte an Grundftüden 

a. im Falle der Erbfolge. Der Erbe erwirbt das Vermögen bed Erblaſſers 
einfhlieglih der Nachlaßgrundftüde und der Rechte an Grundftüden ohne Weiteres 
mit dem Erbfalle. Nicht? Underes gilt von dem Nacherben; mit dem Eintritte des 
Falles der Nacherbfolge hört der Vorerbe auf, Erbe zu fein, und erwirbt der Nach— 
erbe die Erbſchaft und bamit alle einzelnen Nachlaßgegenſtände.“) 

Dagegen findet die Regel Unmendung auf den Erwerb durch einen Vermächtniß— 
nehmer. Abweichend von dem früheren Nechte, giebt ihm das B.G.B. 8 2174 
nur einen perjönlien Anſpruch auf Leijtung des vermachten Gegenitandes; er er- 
wirbt alſo erſt durch Einigung mit dem Erben und durch feine Eintragung in das 
Grundbuch die vermachten Nachlaßgrunditüde oder Rechte?) 

Daſſelbe gilt, in Uebereinftimmung mit dem gemeinen Rechte, aber im Gegen- 
fage zu dem Allg. Landrechte, von dem Erbſchaftskäufer.) 

b. Ein Miterbe fann über feinen Antheil an dem Nadjlaffe durch einen 
gerihtli oder notariell beurfundeten Vertrag verfügen, ihn mit einem Nießbraud) 
ober einem Pfandrechte belajten und auch an die Miterben ober an einen von ihnen 
ober an einen Dritten veräußern. Diefe Verfügung hat dinglie Wirkung. Ins— 
befondere tritt im Falle der Veräußerung der Erwerber unmittelbar durch den Vertrag 
in die Miterbenftellung de Veräußerers ein und erwirbt damit ohne Weitere defjen 
Anrecht an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden. Es bedarf daher z. B. nicht der 
Auflaffung eines Bruchtheils der Nachlaßgrundſtücke und der Eintragung des Er— 
werberd in das Grundbuch. Eine ſolche Auflaffung ift fogar unmöglich, weil dem 
einzelnen Miterben feine Verfügungsbefugniß über feinen Antheil an den einzelnen 
Nachlaßgegenſtänden, ſondern nur über den Antheil an dem Nachlaß als Einheit zuiteht. 
Auch mit bedingter Wirkung, d. 5. mit Wirkung hinſichtlich des ihm bei der fpäteren 
Erbaueinanderjegung Zufallenden, kann der einzelne Miterbe über die, Nachlaß- 
gegenftände (ander8 als man in dem früheren preuß. Rechte annahm) nicht verfügen. 
Ebenſo ift eine gegen den Miterben gerichtete Zwangsvollſtreckung (Pfändung, Ein- 

3) Val. B.GB. 98. 1922, 1942, 2106, 2139. Ueber den Nachweis des Erbrechte ift $. 36, 
über das Erforderniß der vorgängigen Eintragung des Erben vor einer fein Recht betreffenden 
Eintragung $. 41 und über bie Eintragung des Vorerben und des Teitamentövolliireders 48. 52, 
53 der ©. zu vergleichen, 

”) Qgl. Bland Bd. 5 ©. 355. 

*) 8.0.8. 8. 2374. 
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tragung einer Jubifatd- oder Arreſthypothek ꝛc.) in feinen Antheil an den einzelnen 
Nachlaßgegenftänden unzuläflig.!) 

e. Der Zamilienfideilommißfolger, der Lehndfolger und der Stamm— 
gutsnachfolger erwerben die zu dem Fideikommiß-, Lehend- oder Stammguts- 
Vermögen gehörigen Gegenftände ohne Einigung und Eintragung, insbeſondere die 
Grundjtüde ohne Auflafjung.*) 

d. Die erbrechtlichen Vorjchriften finden aud) Anwendung auf den Erwerb des 
Vermögens einer juriſtiſchen Perſon durd den Fiskus mit der Auflöfung 
eines Vereind ober der Entziehung feiner Nechtöfähigkeit oder mit dem Erlöſchen 
einer Stiftung. Der Fiskus erwirbt alfo ohne Einigung (Auflafjung) und Eintragung 
die Grundſtücke der juriftiihen Perfon und bie ihr gehörigen Rechte an Grundftüden. 
Faällt dagegen das Vereins- oder Gtiftungsvermögen an einen anderen Ynfall- 
berechtigten, jo erwirbt dieſer erjt mit der Ausantwortung feitend der Liquidatoren 
den nad) der Befriedigung der Gläubiger verbleibenden Ueberihuß des Vermögens ; 
jollte ſich ausnahmsweiſe ein Grundſtück oder ein Recht an einem Grundftüce darunter 
befinden, fo ift Einigung und Eintragung erforderlich?) 

e. Mit dem Eintritte der ehelihen Gütergemeinſchaft, d. h. mit dem 
Abſchluſſe des Ehevertragd oder, wenn diefer vor der Ehe geſchloſſen wird, mit der 
Eingehung der Ehe, werden alle einem der Ehegatten gehörenden Gegenjtände, fofern 
fie zu dem Gejammtgute gehören, gemeinſchaftliches Eigenthum beider Ehegatten, ohne 
daß ed einer Einigung (Auflaſſung) oder Eintragung hinſichtlich der Grundftüde und 
der Rechte an Grundjtüden bedarf. Auch diejenigen Gegenjtände, melde einer der 
Gatten während der Gütergemeinſchaft (einſchließlich der Errungenſchafts- und Fahrniß— 
gemeinſchaft) erwirbt, fallen mit dem Erwerb ohne Weiteres in das Geſammteigenthum 
beider Ehegatten, es ſei denn, daß ſie nicht zu dem Geſammtgute, ſondern zu dem 
Sonder⸗ oder Vorbehaltsgute (oder dem eingebrachten Gute) gehören. Das Grund— 
buch, welches den Erwerber als Alleineigenthümer aufführt, ift demnach unrichtig und 
unterliegt der Berichtigung, zu ber jeder Ehegatte die Mitwirkung bed anderen ver- 
langen kann.“) Entſprechendes gilt für bie fortgejegte Gütergemeinfcaft; zu dem 
Gejammtgute gehört bei diefer aber nicht ber Erwerb der Abkömmlinge.®) 

f. Wenn aus der fortgefegten Gütergemeinjdaft ein Abkömmling durch 
Tod ohne Hinterlafjung von antheilberechtigten Abkömmlingen oder durch Verzicht 
ausſcheidet, jo wächſt fein Antheil an dem Gefammtgute den übrigen antheils- 
berechtigten Abfümmlingen oder, wenn ſolche nicht vorhanden jind, dem überlebenden 


2) Bel. BGB. $. 2033; dazu Pland Bd. 5 ©. 179f.; C.P. O. 8. 864 Abſ. 2; Entic. 1 
S. 29 — K.G. N.F. 1A. ©. 85, Rechtſpr. 2 ©. 27, und filr die Uebergangszeit 8.G.N.F. 1A. 
&. 313. Ueber bie Eintragung der Miterben vgl. 8. 48 der GBO. 

2) Bgl. preub. US. 5. 6.8.0. Art 15-19. 

V Bol. B.G. B. 38. 45, 46, 49, 88; Blond Bd. 1 Erl. 1 zu 8. 45, S. 96. 

4) 8.6.8. 88. 1438, 1519, 1549. Pland Bd. 4 ©. 203, 206. 

5) 8.6.8. 8. 1485. Pland Bd. 4 ©. 252. Vgl. auch über den Nachweis der Gilter- 
gemeinſchaft 8. 34 und über die Eintragungsform 8. 48 der G. B.O. nebft Erl. 
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Ehegatten zu. Gehören zu dem Gefammtgute Grunditüde oder Rechte an jolden, 
bedarf e3 feiner Einigung (Auflafjung) und Eintragung.!) 


8. Dafjelbe gilt bei dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters aus einer im 
Uebrigen fortbeftehenden Gejellfchaft des B.G.B., offenen Handelsgeſellſchaft oder 
Kommanditgeſellſchaft.) Durch diefe Vorſchrift wird eine Streitfrage des früheren 
Rechtes entſchieden.ꝰ) 

Diefe Beſtimmung jept aber, wie erwähnt, voraus, daß die Geſellſchaft trog 
des Ausſcheidens fortbejteht, und findet daher feine Anwendung auf den Fall, daß 
die Geſellſchaft aufgelöft und das Gejellihaftsvermögen auf einen Geſellſchafter über- 
tragen wird. Hiervon gilt zwar nicht für die Geſellſchaft des B.G.B., wohl aber für 
die aus zwei Geſellſchaftern beftehende offene Handelögefellihaft in einigen Zällen 
eine Ausnahme. Wenn in der Perſon de3 einen von ihnen die Vorausjegungen 
vorliegen, unter welchen bei einer größeren Zahl von Gefelliaftern feine Aus— 
ſchließung aus der Gejellihaft zuläfiig fein würbe,‘) fann der andere Geſellſchafter 
auf feinen Antrag von dem Gerichte für berechtigt erklärt werben, das Gejchäft ohne 
Liquidation mit Aftiven und Pafjiven zu übernehmen; und ferner, wenn ein Privat» 
gläubiger de3 einen Gefellihafterd die Pfändung und Ueberweijung des Anſpruchs 
feines Schuldner® auf daS diefem bei der Außeinanderjegung Bufommende erwirkt 
und alsdann von feinem Kündigungsrechte®) Gebrauch gemacht Hat, oder wenn über 
da8 Vermögen bed einen Gefellihafterd Konkurs eröffnet ift, fo iſt der andere 
berechtigt, das Gefchäft in der bezeichneten Weife zu übernehmen. In diefen Fällen 
gilt für die Auseinanderfegung bafjelbe wie bei dem Ausscheiden eines Geſellſchafters 
aus der Gejelljhaft.‘) In allen übrigen Fällen de Uebergangs eines Gefelliafts- 
vermögens auf einen der bißherigen Gejellfchafter bedarf es dagegen zur Uebertragung 
der Grundftüde und der Rechte an Grundftüden grundſätzlich der Einigung und ber 
Eintragung in das Grunbbud,.?) 


) B.G.B 8%. 1490, 1491. 

) BGB. $. 738: Bland Bd. 2 ©. 481; 9.0.8. 8. 105 Abi. 2, 8. 161 Ab. 2. Bol. 
über die Gründe des Ausfheidens B.G.B. 98. 736, 737; 9.0.8. 98. 138-141. 

) Vgl. RO. 18 ©. 44; 26 ©. 32; 8.0.8 ©. 63. 

9GB. 8. 140. 

>) 9.6.8 8. 135. 

% 9.68.8.142. Bl. Staub, Kommentar 5. 9.6.8. 6. und 7. Aufl. Vd. 1 ©. 464ff; 
DOberned ©. 322. AM. Turnausförfter Bd. 1 ©. 336, 

) RG. 11 ©. 1%; 13 ©. 226; Oberned ©. 321, 322. (Vgl. auch KiG. 19 ©. 85 
über den Uebergang des Vermögens einer Gewertſchaft auf den Gewerten, in deſſen Hand alle 
Kurxe vereinigt find.) A. M. für den Fall der Uebertragung ded Vermögens einer offenen Handels 
geſellſchaft mit Aktiven und Paſſiven auf einen Gefellihafter gegen Abfindung des anderen 
Staub a. a. D. ©. 473 Unm. 8 zu $. 145, der 9.6.8. 8. 142 entfprehend anwenden will, 
und für das bieherige Net R.G. 25 ©. 252 und in Gruch. 38 ©. 161, 43 ©. 198. Ueber 
die Höhe des in biefem alle zu beredinenden Stempel3 vgl. außer den angeführten Ent- 
ſcheidungen R.G. 32 ©. 253 und in Gruch 39 ©. 1011. 
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h. Ein weiterer handelsrechtlicher Ausnahmefall ift der der jog. Fuſion zweier 
Altiengefellfhaften oder einer Aktiengejelihaft und einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aftien, jebod nur wenn vereinbart iſt, daß eine Liquidation des Vermögens der 
aufgelöften Altiengeſellſchaft nicht ftattfinden foll.t) 

Unter der gleichen Vorausſetzung bildet auch die fog. Verftaatlihung d. 5. 
die Uebernahme des Vermögens einer Aktiengeſellſchaft als Ganzes durch das 
Reich, einen Bunbesftant oder einen inländiihen Kommunalverband eine Univerfale 
fußgefiion.?) Mit der Eintragung des Veräußerungsbefchluffes der Generalverfammlung 
der übertragenden Gejellichaft gilt der Uebergang ded Vermögens als erfolgt. 

i. Ein Uebergang von Rechten auf einen neuen Berechtigten kann fi ohne 
Einigung und Eintragung auch mit dem Eintritt einer Bedingung ober eines 
Termin vollziehen. Hiervon wird unten bei den Verfügungsbeſchränkungen näher 
die Rebe fein. 

2. Ohne Einigung läßt dad B.G.B. einige Rechte an Grundſtücken entftehen 
duch die ſog. Tabularerjigung‘) Sie ift ſowohl für dad Eigenthum wie auch 
für ein ſonſtiges Recht zugelaffen, „dad zum Beſitze des Grundftüdß berechtigt oder 
defien Ausübung nad den für den Beſitz geltenden Vorſchriften geſchützt ift“, alfo 
für das Eigenthum, dad Erbbauredt, dad Erbpachtrecht und das ſog. Abbaurecht, für 
den Nießbrauch, das Wohnungsreht, die Grunddienftbarfeiten und die beſchränkten 
verjönlien Dienjtbarkeiten.‘) Die Vorausfegungen ber Tabularerfigung find Ein- 
tragung des Eigenthümerd ober des fonftigen Rechtes in das Grundbuch, Beſitz bed 
Grundſtücks ober bei den Grunddienſtbarkeiten und bei den beſchränkten perjönlichen 
Dienitbarfeiten thatjächliche Ausübung des Rechtes und ununterbrochene dreikigjährige 
Dauer diejer beiden Zuſtände. Wenn das Beſtehen bed Bejited am Anfang und 
am Ende der Frift feitfteht, ftreitet eine gefegliche Vermuthung für den Beſitz der 
Zwiſchenzeit. In die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der die Verjährung 
des Anſpruchs des wirklichen Eigenthümerd gegen den Erfigenden gehemmt war ober 
gemäß 88. 206, 207 de& 8.6.8. nicht vollendet werben konnte oder in der ein 
Widerſpruch gegen die Nichtigfeit der Eintragung des Erfigenden im Grundbuch ein 
getragen war. Dem Rechtsnachfolger kommt die Beit feines Nechtövorgängerd, dem 


2) Ufo nur im alle des 8. 306, nicht in dem der 88. 303, 305 des 9.0.8. Xgl. 
Staub a. a. ©. ©. 909 Anm. 10, ©. 916 Anm. 20, ©. 919 Anm. 11; Biermann, Ueber 
die Nothwendigleit der Auflafjung zum Eigentyumserwerb an Grundftüden, insbeſ. im Falle 
der Fufion zweier Handelsgefelihaften (Diff.) 1899. 

) 9682. 8. 301; Staub a. a D. ©. 910 Anm. 10. 

) 8.6.2. $. 900; Pland Bd. 3 S 123. Ueber eine zur Beit des Inkrafttretens 
des Reichsgrundbuchrechts laufende Erſitzung vgl. Urt. 189 Abſ. 2, Art. 169 des E.G. 
> 868. 

+) Bgl. über den Beſitz bes Nießbrauchers und des Wohnungsberedtigten B.G.B. 8$. 1036, 
1093 und über ben Beſitzesſchuß bei ben anderen Dienftbarkeiten $. 1029, 3. 1090 Abſ. 2. Im 
Preußen kann aud das Bergwerkseigenthum durch Tabularerfigung erworben werden (A. G. 
3 B.GB Art. 37 L, vgl. die Begr zu dem Entw. dieſer Vorſchrift). 

Adtlles-Streder, Grundbugorbnung. 5. Auflage. 3 
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Erben auch die eines Erbſchaftsbeſihers zu Statten. Titel umd guter Glaube find 
nicht erforderlich. 

Eine andere Erfigung der Rechte an Grundſtücken ift dem B.G.B. unbelannt.t) 
Vorkaufsrechte, Reallaften, Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden Fönnen alfo 
nie erfefjen werben. 

3. Sehr zahlreich find die Fälle, in denen Rechte an Grundftüden ohne 
Loſchung untergehen. Allerdings ift die Konfufion als Erlöſchungsgrund der 
Rechte an Grundſtücken ausdrücklich befeitigt. „Ein Recht an einem fremden Grund- 
ſtück erliſcht nicht dadurch, daß der Eigentgümer des Grundſtücks das Recht oder der 
Berechtigte dad Eigenthum an dem Grundſtück erwirbt." (8. 889). Für das 
Grundbuchrecht kommt die Ronfufion als Veendigungsgrund daher nur für Nieß— 
brauch und Pfandrecht an eingetragenen Rechten in Betradht.?) Aus der Befeitigung 
der Konfufion folgt aber nicht die Buläffigkeit der Veftellung von Rechten an Grund- 
ftüden zu Gunſten des Eigenthümerd. Nur die Grundſchuld und die Rentenſchuld 
können für den Eigenthümer beftellt werden.?) Außerdem iſt bei allen Rechten bie 
Belaftung eines gemeinfchaftlihen Grundftüds zu Gunſten eines Miteigenthümers 
zuläffig, und bie Beftellung fubjektiv-dingliher Rechte wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Alleineigenthümer des einen Grundſtücks zugleich Miteigenthümer des 
anderen ift.*) 

Von allgemeiner Bedeutung ſind folgende Endigungsgründe für die Rechte an 
Grundſtücken, bei denen es der Löſchung nicht bedarf. 

a. Von ſelbſt verſteht es ſich, daß mit dem Untergange des Grundſtücks 
alle Rechte an dieſem erlöſchen. Dagegen bleibt ihr Beſtand von dem Untergange 
der auf dem Grundſtücke ſtehenden Gebäude unberührt.®) ö 

b. Gubjektivedinglihe Rechte erlöſchen auch mit dem Untergange des 
herrfhenden Grundſtücks, höchſtperſönliche mit dem Tode des Berechtigten 
oder mit dem Erlöſchen ber berechtigten juriftiichen Perjon.*) 

Subjektiv-dingli find ſtets bie Grunddienitbarfeiten und können auch fein die 
Vorkaufsrechte und die Nealfaften.?) Höchftperfönlih find der Nießbrauch, die 
befchräntten perſönlichen Dienjtbarkeiten und regelmäßig auch die fubjektiv-perfönlichen 
Vorkaufsrechte, außerdem die Neallaften dann, wenn das Recht auf die einzelne 

3) gl. aber ımten ©. 44 über ben Eigenthumserwerb auf Grund eines Aufgebots. 

*%) 8.0.8. 98. 1072, 1063, 1273, 1256. 

) 8.6.8. 88. 1196, 1199. 

%) 8.8.8. 8. 1009. 

$)M. 5. 8.9.8. III S. 716. Lepteres gilt auch bei dem Erbbaurechte (8.8.8. 8. 1016). 

©) Der Ablauf einer Frift z. B. von hundert Jahren, wie in dem gemeinen Rechte, ift 
den Erlöfhen der jurijtifhen Perfon nicht gleichgeitellt. 

783.68. $. 1018, 8. 1094 Abf. 2, $. 1105 Abf. 2, vgl. 88.1103, 1110. Auch das in 
Preußen zugelafiene Wiedertaufsrecht an Mentengütern kann zu Gunften des jeweiligen Eigen- 
thümers eines Grundftiüds des Veräußerers, aljo als fubjeftiv-bingliches beftellt werden (A. G. z. 
8.6.8. Urt. 29 8. 1 Abf. 2, 8. 10 Abſ. 1). 
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Zeiftung, zu welcher die Reallaft den Eigenthümer des belafteten Grundſtüds ver- 
pflichtet, nad; den Vorjchriften des Obligetionenrechts G.G.B. 88. 399, 400) nicht 
übertragbar ift.!) 

e. Auflöfend bedingte oder befriftete Nechte gehen mit dem Eintritte ber 
Bedingung oder des Termind unter.?) 

d. Durch den Zufhlag im Bmangdverfteigerungsverfahren erlöfchen, jofern 
nicht im Beſchwerdewege der Beſchluß rechtskräftig aufgehoben wird, alle Rechte an 
dem Grundftüce, welche nicht nad) den Verfteigerungsbebingungen ober nad) befonderen 
Vereinbarungen zwiſchen dem Berechtigten und bem Erfteher beftehen bleiben follen.®) 

e. Aehnlihe Erlöſchungsgründe find die Enteignung und die Zufammen- 
fegung und ®emeinheitötheilung u. &. nad Maßgabe der aufrechterhaltenen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften.“) 

4. In anderen Fällen bedarf es zur Aufhebung der Rechte an Grundſtücken 
zwar der Löſchung, aber nicht der Aufgabeerklärung. 

a. „Iſt ein Recht an einem fremden Grundſtück im Grundbuche mit Unrecht 
gelöſcht, ſo erliſcht es, wenn der Anſpruch des Berechtigten gegen den Eigenthümer 
verjährt if. Das Gleiche gilt, wenn ein kraft Geſetzes entſtandenes Recht an einem 
fremden Grundſtücke nicht in das Grundbuch eingetragen worden ift“ (8. 901).°) 
Eine erlöfhende Verjährung eingetragener Rechte kennt das B.G.B. bei den Grund» 
dienftbarfeiten und bei den beſchränkten perſönlichen Dienftbarfeiten.*) 

b. Einen Erſatz für die Aufgabeerflärung bildet auch nach Maßgabe der auf- 
rechterhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften das fog. Unſchädlichkeitszeugniß.“) 

IV. Die in den vorſtehenden Ausführungen erwähnten Vorſchriften des B. G.B. 
find nicht überall mit dem 1. Januar 1900 im Kraft getreten. Sie feen das 
Vorhandenfein von Grundbüchern voraus und können baher erft mit dem der Be- 
ftimmung durch landesherrliche Verordnung unterliegenden Beitpuntt, in welchem das 
Grundbuch, für den einzelnen Bezirk als angelegt anzufehen ift, Wirkſamkeit erlangen. 
Bis zu dieſem Zeitpunkt erfolgen „ber Erwerb und Verluſt des Eigenthums fowie 
die Begründung, Uebertragung, Belaftung und Aufhebung eines anderen Rechtes an 
einem Grundftüd oder eined Rechtes an einem folden Rechte, die Wenderung des 
Inhalts und des Ranges der Rechte nad; den bisherigen Geſetzen. Ein nad) den 


2) 8.0.8. 88. 1059, 1061, 1092, 1098, 514, 8. 1111 Abſ. 2. 

9) Bol. darüber unten bei den Verfügungsbefhräntungen. 

*) 30.8.6..8. 91; vgl. auch ebd. $. 158 und Erl. 1b zu $. 39 der G.B.O. 

+) EG. z. 8.6.8. Urt. 109, 113. Vgl. preuß. Gef. über die Enteignung von Grund» 
eigentum vom 11. Juni 1874 8. 45; U®. 5. 68.0. Urt. 12. 

®) Bol. Bland Bb. 3 ©. 125. 

) 8.6.8. $. 1028, 8. 1090 Ab. 2. 

) E.G. z. 8.6.8. Art. 130; preuß. A.G. z. 8.6.8, Art. 19, 20; A. G. z. ©.B.D. Urt. 20; 
bayer. Geſ., das Unſchädlichteitszeugniß betr, vom 15. Juni 1898 (Gef. u. BDBL ©. 301); 
fißf. LO. 3 BOB. vom 18. Juni 188 (ef u BOB © 191) 88. 21-27 und BE. 


vom 6. Juli 1899 (ebd. S. 203) 88. 20-23. 
3* 
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Vorſchriften des B.G.B. unzuläffiged Recht kann aber nach dem 1. Januar 1900 
nicht mehr begründet werden. 

Dad Reichsgrundbuchrecht tritt für alle Grundftüde eines Bezirke gleichzeitig 
in Kraft, ſelbſt für diejenigen, welche noch fein Blatt im Grundbuch erhalten haben, 
es jei denn, daß beftimmte Grunditüde durch befondere Anordnung von dem Intraft- 
treten auögenommen jind. 

Ebenſo macht es für das Inkrafttreten der Vorſchriften über die Webertragung 
und bie Belaftung eines Rechtes feinen Unterſchied, ob das Recht in das Grundbuch 
eingetragen ift. Das Reichsrecht kommt aud dann zur Anwendung, wenn die Ein- 
tragung unterblieben ift, fofern nur dad Gruuditüd unter Grundbuchrecht fteht. 
Died gilt auch don den nad dem B. G. B. unzuläfjigen Rechten. Dagegen erfolgt die 
Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundftüd ober ein Recht an einem Grundjtüde 
zu der Zeit belaftet ift, zu welcher dad Grundbuch ald angelegt anzujehen ift, auch 
nad diefer Zeit nad) den biöherigen Gejegen, bis das Recht in das Grundbuch ein- 
getragen wirb.?) 


4. Eigenthum. 

L Der Inhalt des Eigenthumsrechts ergiebt fih aus $. 903 des B.G.B.: 
„Der Eigenthümer einer Sache Tann, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter 
entgegenftehen, mit der Sache nad) Belieben verfahren und Andere von jeder Ein- 
wirkung ausſchließen.“ Schon aus dem oben ©. 18 ff. Geſagten erhellt, daß an 
dem Inhalte des Eigenthums durch Rechtsgeſchäft nur infoweit etwas geändert 
werben fann, als es durch eine ber in dem B.6.B. oder in den aufrechterhaltenen 
Landesgeſetzen zugelaffenen Belaftungen, Verfügungsbeſchränkungen, Vormerkungen oder 
Widerfprüche eingefchränft ober durch Verbindung mit einem der gejeglich zugelaffenen, 
fubjektiv-Dinglichen Rechte erweitert werden fann.?) 

II. Steht ein Grundftüd im Miteigentbume mehrerer Perjonen, jo liegt 
entweder eine Gemeinſchaft zur gefammten Hand oder ein Miteigentfum nad) Bruch— 
theilen vor. Letzteres bildet die Regel*); eine Gemeinjchaft zur gefammten Hand iſt 
nur dann vorhanden, wenn dad Grundſtück zu dem Vermögen einer Geſellſchaft des 
BGB., einer offenen Handelsgejellihaft oder einer Kommanditgefellichaft, zu dem 
Gefammtgut einer allgemeinen Gütergemeinſchaft, einer fortgefegten Gütergemeinſchaft, 
einer Errungenjchaftögemeinfchaft oder einer Fahrnißgemeinſchaft ober zu einem 
mehreren Erben gehörigen Nachlaſſe gehört.‘) Den Parteien fteht ed nicht frei, an 
Stelle eines Miteigentfumd nad) Bruchtheilen ein Geſammteigenthum zu vereinbaren. 
Bei dem Miteigentfume nad Bruchtheilen kann nämlich jeder Theilhaber über feinen 





) EB. BOB. Art. 186, 189. 

9) Bel. Pland Bd. 3 6.7 und über die fubjefti-dinglichen Rechte oben ©. 34 unter 3b. 

808 8. 741. 

%) 8.68. 88. 719, 1442, 1471, 1487, 1519, 1549, 2033, 9. 2040 Abſ. 1; 9.6.8. 8. 105 
Abſ. 2, 8. 161 Uhl. 2. . 
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Antheil verfügen, ihn veräußern ober belaften; nur zur Werfügung über das 
Grundftüd im Ganzen ober über einen reellen Theil deſſelben bedarf es der Mit- 
wirkung aller Gemeinſchafter.) Bei einer Gemeinschaft zur gejammten Hand fteht 
dagegen feinem der Gemeinſchafter ein Bruchtheil an den einzelnen zu dem gemein 
ſchaftlichen Vermögen gehörigen Gegenftänden zu, ber feiner felbftändigen Verfügung 
unterliegt. Wenn demnach zwei Miteigenthümer, die nicht in einem ber oben 
angeführten Gejammthanbsverhältniffe ftehen, eine Gemeinſchaft zur gefammten Hand 
vereinbaren, jo würden fie ſich durch Nechtögeihäft ihrer Verfügungsbefugniß über 
ihren Grundſtücksantheil begeben, und das ift nach B.G.B. 8. 137 unzuläffig.?) 

Wenn ein Grundftüd mehreren Perfonen nad Bruchtheilen gehört, fo find 
Belaftungen nicht nur des Grundſtücks ſelbſt, jondern auch der einzelnen Bruchtheile 
zuläffig. Dagegen fann bei einem im Geſammteigenthume ftehenden Grundftüde nur 
das Grundſtück jelbft belaftet werden; nur der Niebraud) ift, wie an dem Bruch— 
theil eines im Alleineigentfume ftehenden Grundftüds, fo auch an einem Bruchtheile 
eine im Geſammteigenthume befindlichen zuläifig.?) Bu deſſen Beſtellung bebarf es 
aber grunbfäßlich, wie bei jeder Verfügung über einen Gegenjtand, der zu dem Ver- 
mögen einer Gemeinſchaft zur gefammten Hand gehört, der Mitwirkung aller Gemein- 
ichafter; hiervon gelten jedoch Ausnahmen für die Handelsgeſellſchaften und die 
ehelichen Gütergemeinjchaften.*) 

Dies findet auch auf Belaftungen im Wege der Zwangsvollſtreckung Anwendung. 
Benn ein Grundftüd im Miteigentfume nad) Bruchtheifen fteht, iſt die Zwangs— 
vollſtreckung, indbefondere auch die Eintragung einer Yudilatd- und Arreſthypothek, 
nit nur in das ganze Grundftüd auf Grund eines gegen alle MiteigentHümer 
vollſtreckbaren Schuldtitel3 zuläffig, fondern auch in den Bruchtheil des einzelnen 
Miteigenthümerd auf Grund eines gegen ihn gerichteten Titel®. Bei der Gemeinſchaft 
zur gefammten Hand ift dagegen die Zwangsvollſtreckung in einen Bruchtheil aus— 
geigglofien.®) 

Die eigenartigen Belaftungen, melde das B.G.B. bei dem Miteigentfum an 
einem Grundftüde zuläßt, find oben S. 19ff. erwähnt. 

III. Eine Veränderung des Eigenthums an einem Grundftüde ſetzt, 

1. joweit es fi) um eine rechtögeichäftliche Uebereignung, um eine „Ueber- 
tragung des Eigenthums“ handelt, regelmäfig eine in gehöriger Form erklärte 
Einigung, die jog. Auflafjung, und die Eintragung des Erwerbers ald Eigen- 
thümer in das Grundbuch voraus. Die Auflafjung „muß bei gleichzeitiger Anweſenheit 





2) BGB. 8. 747. 

8. U 8. 3 ©. 51. Vgl. die Erl. zu 8. 48 der G.B. O. 

®) Oben ©. 15. Ueber die Belaftung zu Gunften eines Miteigenthümerd vgl. oben S. 34 
unter 3. 

4) gl. darüber bie Ext. zu 8. 33, zu $. 34 und zu $ 36 der ©.8.0. 

%) EBD. 8. 864 Abſ. >; Entſch. 1 S. 29 — KG. NE. 1 A. ©. 85. Bol. oben S. 30 
unter b und fir die Uebergangszeit K.G. NE. 1A. ©. 313. 
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beider Theile vor dem Grundbuchamt!) erklärt werden. Eine Auflaſſung, die unter 
einer Bedingung ober einer Beitbeftimmung erfolgt, ift unwirkſam“) (8.6.8. 8. 925). 
Nah Art. 143 des EC. 5 B.G.B. bleiben jedoch die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
unberührt, „melde in Anfehung der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden 
Grundftüde beftimmen, daß die Einigung der Parteien in ben Fällen ber 88. 925, 
1015 des 8.6.8. außer vor dem Grundbuchamt auch dor Gericht, vor einem Notar, 
vor einer anderen Behörde oder vor einem anderen Beamten erflärt werden ann,“ 
ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, „nad welchen es bei der Auflafjung eines 
Grundftüdd der gleichzeitigen Anweſenheit beider Theile nicht bedarf, wenn das 
Grundftüd durch ein Gericht ober einen Notar vgriteigert worden ift und die Auf- 
lafjung noch in dem Verfteigerungdtermine itattfindet.” Von diefen Vorbehalten ift 
in vielen Bundesftaaten Gebrauch; gemacht, in Preußen nur für Grundftüde, die im 
bißherigen Geltungßbereiche des Rheiniſchen Rechtes belegen find.®) 

Ein beftimmter Inhalt der Auflafjungserflärungen ift reichsrechtlich nicht vor— 
geſchrieben. Es genügt alfo jede mündliche Erflärung der Willensübereinftimmung 
der Betheiligten, daß das Eigenthum von dem Veräußerer auf den Erwerber über- 
gehen ſoll; die durch das preuß. Gef. über den Eig.Erw. ꝛc. $. 2 vorgefchriebenen 
Erklärungen des Veräußerers, daß er die Eintragung des neuen Erwerbers bemillige, 
und des Ermwerbers, daß er dieſe Eintragung beantrage, find nicht erforberlich.*) 

Ueber die Reihenfolge von Auflaffung und Eintragung trifft das B.G.B. feine 
Beitimmung. Die G.B.O. 8. 20 verlangt, daß jene dieſer vorausgeht. Ein materielles 
Erforderniß ift dies jedoch nicht; die Eintragung eined neuen Ermwerberd in dad 


1) Vgl. über die Frage, welches Grundbuchamt zuftämdig iſt, Ex. 4 zu 8. 1 Mbf. 1 der 
EBD. 

®) Vgl. über ben legten Sag unten gegen Ende der Einleitung unter ben Berfügungd- 
beſchränkungen. 

) Preuß. AG. z. B.G. B. Art. 26 trifft für dieſe Grundftüde folgende Vorſchriften: 

„8. 1. Die Auflaſſung ſowie die zur Beſtellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts er- 
forderliche Einigung fann außer vor dem Grundbudjamt auch vor einem anderen 
Preußiſchen Amtsgericht oder vor einem Preußiſchen Notar erklärt werben. Dur 
Königliche Verordnung kann beftimmt werben, daß auch bie Amtägerichte oder die 
Notare anderer Bundesftanten zuftändig find. 

Jeder Theil ift bereditigt zu verlangen, dab die Auflaffung vor dem Grund ⸗ 
buchamt erfolgt. 

8. 2. Bei der Auflaſſung bebarf es der gleichzeitigen Anweſenheit beider Theile nicht, wenn 
das Grundftüd durch ein Amtögericht oder einen Notar verfteigert worden ift und 
die Auflaffung noch in dem Berfteigerungstermine ftattfindet.” 

Bol. ferner bayer. A.G. z. B..B. vom 9. Juni 1899 Urt. 81, 82; ſächſ. A.G. 3. 8.0.8. 
vom 18. Juni 1898 8. 13; mwürttb. A.G. 5. 8.6.8. vom 28. Juli 1899 Axt. 3iff. In Bayern 
find die Notare, in Sachſen jedes deutſche Amtsgericht und die Notare, in Württemberg ber 
Rathsſchreiber neben dem Grundbuchamte zuftändig. 

*) Aber genügend. Lenel in der Deutfchen Juriften-Zeitung 1900 ©. 286. A. M. O.L. G. 
Colmar im fäcl. Archiv Bd. 10 ©. 491. Bgl. ebd. S. 375, 376 und Turnausförfter 
Bd. 1 ©. 332, 
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Grundbuch, der keine Auflaſſung voraußgegangen ift, wird aljo wirkſam, wenn diefe 
nachgeholt wird, ohne daß es einer Wiederholung der Eintragung bedarf.?) 

Auch im Uebrigen gelten für die Auflafjung die obigen (S. 28ff.) Erörterungen 
über die Einigung; indbefondere wird auch die Auflafjungserflärung durch ein rechts- 
kräftiges Urtheil erfegt,*) und die vorgängige Eintragung des Auflaffenden als 
Eigenthümer in das Grundbuch ift nicht Bedingung der materiellrechtlichen Gültigfeit 
der Auflaſſung. 

2. Die dargelegte Regel findet nicht mur bei der Uebereignung des ganzen 
Grundſtücks, ſondern aud) bei der eined ibeellen Theiles Anwendung. Insbeſondere 
bedarf es alſo bei der Uebertragung des Bruchtheils eines Miteigenthümerd ber 
Auflafung und der Eintragung, einerlei ob der Erwerber ein Dritter iſt oder einer 
der Miteigenthümer oder alle übrigen Miteigentgümer; in dem leßteren Falle wächſt 
nicht etwa durch einen Verzicht eines Miteigenthümerd deſſen Antheil den übrigen 
an.?) Daß die Auflafjung eined Bruchtheils feitend eines Miteigenthümerd nur bei 
dem Miteigenthume nad Bruchtheilen, nicht bei einer Gemeinſchaft zur gefammten 
Hand erfolgen fann, ift oben unter II bereit3 gejagt; bei der legteren bebarf es für 
die Auflafjung eine® Bruchtheils grundfäglih der Mitwirtung aller Gemeinfchafter, 
ebenfo wie bei der Auflafjung des ganzen Grundſtücks. 

Entſprechend dem bißherigen Rechte“) gilt die Regel ferner auch dann, wenn bie 
Miteigenthümer fi) an Stelle ihrer ideellen Antheile entfprechende reelle Theile 
des Grundſtücks zutheilen wollen, da das Eigentfum an einem Bruchtheile von dem 
Alleineigentfum an einem reellen Theile durchaus verſchieden ift. Jedem der biß- 
herigen Miteigenthümer müſſen aljo die ideellen Theile der übrigen Miteigenthümer 
an dem ihm zugetheilten Trennftüd aufgelafjen werben. 

Ebenfo bedarf es der Auflafjung und Eintragung, wenn bei der Errichtung 
einer Gejelljhaft im Sinne de B.G.B. oder einer Handelsgejellfhaft das 
Grundftüd eines Geſellſchafters gemeinſchaftliches Eigenthum der Geſellſchafter werden 
ſoll.“) Ob daſſelbe gilt, wenn die Geſellſchaft nur aus dem bisherigen Miteigen- 
thũmern des Grundſtücks beſteht, iſt ſtreitig. Da nad) dem B.G.B. 8. 718 und nad 
der herrſchenden Anſicht auch nach dem H. G.B. das Vermögen der Geſellſchaft des B.G.B., 


%) Bredari ©. 121. Bgl. ferner über die Frage, ob die Aufnahme eines Protolkolls 
weſentlich ift, unten Exl. 3 zu 8. 1 Abſ. 1 der 8.0. 

N) Obwohl alsdann nicht beide Theile vor dem Grundbuchamt erfheinen und ihre Er> 
Märung nicht gleichzeitig abgeben. Vol. v. II 8b. 3 ©. 177, Turnan-Förfter 80.1 &,333. 
Ob in dem Falle, daß eine Eintragung des Erwerbers auf Grund einer noch nicht rechtskräftigen 
Berurtheilung des Veräußerers zur Auflafjung erfolgt fein follte, die Auflafjungserflärung des 
Erwerbers nad dem Eintritte ber Rechtskraft wiederholt werben muß, ift zweifelhaft. Vgl 
Turnau-Förſter a. a. O. “ 

%) Bland Bd. 2 ©. 489 Erl. 1 zu 8. 747. 

8.8. 13 ©. 232 — preuß. J.M.Bl. 1894 ©. 29. 

) Die früher für die Handelsgeſellſchaft vereinzelt vertretene abweichende Anſicht ſtützte 
fi auf Art. 91 Abſ. 2 des HGB. vom 5. Juni 1869 (vgl. Ahilles-Streder 4. Aufl, 
©. 33) und bedarf jet feiner Widerlegung mehr, weil dieſe Vorſchrift in bad neue H. G. B. 
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der offenen Handelsgeſellſchaft umd der Kommanditgejellihaft den Gejellihaftern und 
nit einer von dieſen verſchiedenen juriſtiſchen Perjon gehört, jo tritt ein Wechſel in 
den Perſonen der Eigenthümer nicht ein, wenn bie ſämmtlichen Miteigenthümer des 
Grundſtücks eine Geſellſchaft errichten, an der ein Dritter nicht betheiligt ift, und 
das Grundftüd zu dem Gejellihaftsvermögen beifteuern. Daraus Hat das Reichs- 
geriht und früher auch das Kammergericht gefolgert,') daß es feiner Auflafjung 
bedarf, wenn die Miteigenthümer die Umfchreibung des Grunditüd® auf die Firma 
der Handelsgefellichaft oder die Eintragung des Vermerfed beantragen, daß das 
Grundftüd nicht mehr den Miteigenthümern nad) Bruchtheilen, jondern zu dem 
Geſellſchaftsvermögen gehört. Indeſſen da jeder Eigenthümer fein Sondereigenthum 
an feinem ibeellen Grundſtücksantheil aufgiebt und dafür nur an dem ganzen Grund- 
ftüde mit ben anderen Gefellichaftern zufanmen fog. Geſammteigenthum erhält, Tiegt 
doch eine Eigentfumsänderung vor, die ſich erit mit der Auflafjung und Eintragung 
vollzieht.“) Dafielde gilt, wenn ſich die Geſellſchafter bei der Auflöjung der Geſellſchaft 
ibeelle Antheile an dem Geſellſchaftsgrundſtücke zutheilen.*) Unzweifelhaft bedarf es 
in den entiprechenden Zällen bei Aftiengejelichaften, Geſellſchaften mit befchränfter 
Haftung und eingetragenen Genofjenjchaften der Auflafjuug und Eintragung, da dieſe 
juriſtiſche Perſonen finb.*) 

Die Auflaſſung der Gejellihaftögrundftüde iſt ferner wegen der juriſtiſchen 
BVerfönlichfeit de Erwerbers erforderlich bei der Umwandlung einer Kommandit- 
geſellſchaſt in eine Aktiengeſellſchaft, felbjt wenn lediglich die bißherigen Mit» 
glieder Aktionäre werden und auch ihr Antheilsverhältniß an dem Gefellicafts- 
vermögen dad gleiche bleibt,®) bei der Umwandlung einer eingetragenen Genoſſenſchaft 
oder einer nah den franzöfiichen Geſetzen errichteten Bergbaugejellihaft in eine 
Altiengeſellſchaft ſowie bei der Umwandlung einer offenen Handelögejellicaft 
in eine Gewerkſchaft u. a,) dagegen nicht bei der Ummandlung einer Kommandit- 
geſellſchaft auf Aktien in eine Aftiengejelljchaft”) oder in eine gewöhnliche Kommandit- 


nicht übernommen ift und bie an ihre Stelle getretene Beitimmung bes 3.0.8. 8. 706 Abi. 2 
feinen Bmeifel läßt. Vgl. Pland Bd. 2 ©. 458 Erl. 2, 

In dem obigen Falle ift für die Berechnung der Gerichtskoſten und des Stempels der 
Werth des ganzen Grundftilds mahgeblid, weil der biäherige Eigenthiimer teinen Bruchtheil 
des Grunbfitid® behält (R.G. in Gruchot 39 ©. 1014). Bgl. die folgenden Süße bes Textes. 
Daffelbe gift bei der Uuflafjung des Gejellihaftsgrundftüds an einen Befellihafter (K.G. a. a. O. 
©. 853; 8.6. 13 ©. 226). 

) 8.0. 30 ©. 150 und in Gruch. 38 ©. 1065, 8.6. 6 ©. 65. Ebenſo noch für das 
jepige Recht Turnaurförfter Bb. 1 ©. 386. 

2) 8.8. 17 ©. 44; Dberned ©. 320, 321; Staub, Kommentar z. 9.0.8. 6., 7. Aufl. 
©. 385 Anm. 10, Ezturs zu $. 122. 

®) 8.8. 13 ©. 229. Vgl. dagegen über den Fall des Ausſcheidens eines Geſellſchafters 
oben ©. 32g. 

%) Johow 7 ©. 169. 

%) Lepteren Falles a. M. R.G. 2 ©, 92. Dagegen Oberned ©, 324. 

% RB. 11 ©. 132; Johow 6 ©. 116; 8.6. 13 ©. 221. 

7) 9.0.8. 8. 333 Abf. 3. Staub, Kommentar z. 9.6.8. 6., 7. Aufl. S. 992 Anm. 6. 
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geſellſchaft, ſofern letzteren Falles die bisherige Firma beibehalten wird und in den 
Perſonen feine Aenderung eintritt,t) ſowie bei der Umwandlung einer Gewerkſchaft 
in eine Aftiengefellichaft.?) ö 

Kein Eigenthumswechſel Liegt in der Abtretung eines Grundſtücks des preußiſchen 
Zorftfisfus an dem preußiichen Eiſenbahnfiskus, da der Fiskus nur eine juriftifche 
Perſon bildet und feinen verfchiedenen Stationen feine bejondere Perfönlichkeit zu— 
tommt. Es bedarf daher feiner Auflaffung zur Umfchreibung des Grundftüds.®) 


3. Keiner Auflafiung und Eintragung bedarf es zur Eigenthumsänderung 
in den oben ©. 30ff. unter Ziff. 1 aufgeführten fowie in folgenden Fällen. 


a. Bei der Zwangsverſteigerung erwirbt der Erſteher das Eigentfum an 
dem verfteigerten Grunbitüde dur den Zuſchlag d. h. durch die Verkündung bed 
Beſchluſſes, durch welchen der Zuſchlag ertheilt wird, „jofern nicht im Beſchwerde— 
wege der Beſchluß rechtöfräftig aufgehoben wird.“ Von feiner Eintragung ift alfo 
fein Eigenthumserwerb nicht abhängig. Diefe erfolgt erſt nad) der Vertheilung des 
Verfteigerungserlöjes und der Nechtöfraft des Zuſchlags auf Erfuchen des Vollſtreckungs- 
gericht3.*) 

b. Bei der Enteignung geht in Preußen das Eigenthum an dem enteigneten 
Grundſtück ebenfall® one Eintragung auf den Unternehmer über mit Zuftellung bes 
Enteignungsbeſchluſſes an den bisherigen Eigenthümer und den Unternehmer und zwar mit 
der zulegt erfolgten Zuftellung.®) Die Eintragung erfolgt auf Erſuchen der Enteignungs- 
behörbe, aljo regelmäßig des Bezirksausſchuſſes.“) Cinigen ſich aber die Parteien über, bie 
Abtretung des Eigenthums, jo bedarf es der Auflaffung.?) Hiervon gilt eine Aus— 
nahme nad dem preuß. Geſetze vom 3. Juni 1874 (G.S. ©. 239): „Orundftüde, 
welche auf Grund der Gejege vom 7. Dftober 1865 und vom 7. April 1869 zur 
Errichtung trigonometrif—er Marffteine vom Staate erworben find, müffen, ſofern fie 
im Hypotheken⸗ reſp. Grundbuch aufgeführt find, auf bloße Nequifition des Kreis— 
landraths aud dann abgeſchrieben werden, wenn bie Enteignung nicht zwangsweiſe, 
jondern im Wege der Vereinbarung erfolgt iſt.“ 


) 8.6. 6 ©. 62. AM. Staub a. a. O. ©. 994 Unm. 7, weil er die Kommanditgeſell- 
ſchaft auf Attien als juriſtiſche Perſon anfieht. 

RG. 26 ©. 334. . 

) Bgl. R.G. 2 ©. 392, 21 ©. 57; K.G. 10 ©. 311, 19 ©. 94. Ueber die Angabe der 
verſchiedenen Reſſoris des Fiskus im Grundbuche vgl. preuß. Allg. Verf. 8. 4 Abſ. 2 und über 
das GErforderniß der Genehmigung des Minijters für Landwirthſchaft zu der oben erwähnten 
Umfcreibung 8.6. in I.M.BL. 1900 ©. 55. 

*) 30.8.6. 8$. 89, 90, 130. gl. Erl. 1b zu 8. 39 der 0.8.0. 

®) €. z. B.G.B. Art. 109; preuß. Gef. über bie Enteignung von Grundeigenthum vom 
11. Juni 1874 (0.6. ©. 221) 8. 44. 

©) Dafielbe Geſetz $. 33. 

”) Dafi. Geſ. 88. 16, 17; vgl. über die Gebüßren- und Stempelfreigeit aud) dieſer frei— 
willigen Beräußerungsgeichäfte ebd. 8.43, preuß. Gerichtötoftengef. 8. 7, preuß. Stempelſteuer⸗ 
geieh 8. de. 
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Negelmäßig wird das Enteignungsrecht für jedes einzelne Unternehmen durch 
Königliche Verordnung bejonder8 verliehen;!) zum Zwecke der Unlegung oder Ver- 
änderung von Straßen und Pläßen in Städten und ländlichen Ortichaften jteht es 
jedoch den Gemeinden nad; näherer Vorſchrift des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
(6.8. ©. 561) Hinfictlih der durch die feſtgeſetzten Straßenfludtlinien beftimmten 
Grundflächen ohne Weiteres zu.) 

c. In den Fällen der Gemeinheitötheilung und der Bufammenlegung 
von Grundſtücken wird nad) dem aufrechterhaltenen®) preußiſchen Geſetze, bett. die 
Berichtigung des Grumditeuerfatafters und der Grundbücher bei Außeinanderfegungen 
vor Betätigung des Mezefjed vom 26. Juni 1875 (6.6. ©. 325) dad Eigenthum 
an den Abfindungsplänen ohne Eintragung mit der Beftätigung des Rezeſſes ober 
ſchon vorher mit der Ausführung de endgültig feitgeitellten Auseinanderjegungsplans 
erworben. 

d. Der Erwerb von Anlandungen (Alluvionen, Aoulfionen), von entftehenden 
Injeln und von verlaffenen Zlußbetten vollzieht ſich ohne Eintragung nad) 
den landesrechtlichen Bejtimmungen.‘) VELALR. 19 SS. 228ff, 242ff., 263 ff. und 
für daß gemeine Recht Endemann 3b. 2 8.79, Dernburg, Pand. Bd. 1 8. 207. 
Nach dem eriteren Rechte bedarf es zum Erwerbe ber Avulſion, der Infel und des 
tünftlich verengten oder zugelandeten Flußbetts der Beſitzergreifung; dieſe theilen in 
Folge defjen nicht ohne Weitered das Schickſal des Ufergrundftüds, fondern find 
jelbftändige Grundftüde, bis fie der Ufereigenthümer als Beſtandtheil buchen läßt. 
Dogegen werden die Alluvionen und das natürlich zugelandete oder verlafjene Flußbett 
von ſelbſt Beſtandtheile des Wfergrumdftüds. Nach dem gemeinen Rechte bedarf es 
nie der Vefigergreifung; die Alluvionen und Aoulfionen gelten als Theile der Ufer- 
grumdftüce, dad verlaſſene Flußbett und Inſel als jelbitändige Grundſtücke. 

Dagegen bedarf es der Auflaſſung und Eintragung zum Erwerbe der Entſchädigung, 
welche nach AL.R. I 9 8. 271 der Erwerber eines verlaſſenen Flußbetts aus dieſem den- 
jenigen gewähren muß, die durch den neuen Flußlauf an ihrem Eigenthume gelitten Haben. 

e. Das Eigenthum an den Grundjtüden, welche dem dienſtlichen Gebrauch einer 
verfafjungsmäßig aus Reihsmitteln zu unterhaltenden Verwaltung gewidmet 
find, geht von den einzelnen Bundesftaaten, denen das Eigenthum früher zugeitanden 
hat, auf das Deutſche Reich mit dem Zeitpunkt über, in weldem die Grundſtücke in 
eine folche Verwaltung eintreten, ohne daß es der Auflafjung und Eintragung bedarf.®) 


) Geſ. v. 11. Juni 1874 8. 2. 

%) Ueber den Fall des zwangsweiſen Erwerbs eines Grundſtücks jeitens bes Bergwerks- 
eigenthümers auf Verlangen des Grundeigenthümers nad) $$. 138, 139 des Allg. Berggeſetzes 
vom 24. Junt 1865 vgl. E. G. 7 ©. 139 und dagegen Arndt in Grud. 33 ©. 24ff. 

) EB. z. 8.6.8. Urt. 113. 

) E.G. z. B.G.B. Art. 65. 

) Reichsgeſ. über bie Nechtsverhälmifie der zum dienſtlichen Gebrauch einer Reichs- 
verwaltung beftimmten Gegenftände, vom 25. Mai 1873, R.G.Bl. ©. 113, insbeſ. 88. 1, 2; 
Iohom 6 ©. 110. 
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Auch der Rückerwerb der ſpäter für die Zwecke der Reichsverwaltung entbehrlich oder 
unbrauchbar gewordenen Grundſtücke durch den Landesfiskus vollzieht ſich kraft 
Geſetzes.) Die fortdauernde Gültigkeit dieſer Vorſchriften ergiebt ſich aus Art. 32 
de EG. z. B.GB. 

f. Nach Art. 126 des E.G. z. B. G.B. kann durch Landesgeſetz, alſo ohne Auf- 
laſſung und Eintragung, das dem Staate an einem Grundftücke zuſtehende Eigen— 
thum auf einem Kommunalverband oder daß einem Kommunalverband an einem 
Grundftüde zuftehende Eigenthum auf einen anderen Kommunalverband oder auf den 
Staat übertragen werben. 

g. Schließlich bedarf es Feiner Auflafjung und Eintragung für die Webertragung 
des Eigenthums an einem Grundftüde, das im Grundbuche nicht eingetragen 
ift und nad) den Vorfchriften der Grundbuchordnung $. 90 und ber Hierauf geftügten 
landeöherrlichen Berordnungen?) auch nad) der Webertragung nicht eingetragen zu 
werben braudt, aljo 3. B. bei der Webertragung des Eigentums von dem Fiskus 
auf eine Gemeinde, von einer Gemeinde auf eine andere oder auf eine Kirche. In 
diejem Falle genügt in Preußen „die Einigung des Veräußered und des Erwerberd 
über den Eintritt der Uebertragung“, welche gerichtlich oder notariell zu beurfunden 
ift; wird einer ber Betheiligten durch eine öffentliche Behörde vertreten, fo ift zur 
Beurkundung auch der Beamte zuftändig, welder von dem Vorſtande der zur Ver— 
tretung berufenen Behörde ober von ber vorgefeßten Behörde beftimmt ift. Auch 
diefe Eigenthumsübertragung fann nit unter einer Bedingung oder einer Zeit— 
bejtimmung erfolgen.®) 

4. Zu biefen Fällen, in denen weder Auflafjung noch Eintragung zum Erwerbe 
des Eigenthums erforderlich iſt, kommen mehrere Fälle, in denen e8 zwar der Ein- 
tragung, aber feiner Auflafjung bedarf. Diefe find außer der oben ©. 33 Biff. 2 
bereit3 erwähnten Tubularerfigung: 

a. Die Aneignung eines aufgegebenen Grundſtücks. Zu der Aneignung 
eine herrenlofen Grundſtücks ift nur der Fiskus des Bundesſtaats, in deſſen Gebiete 
das Grundftücd Liegt, oder die durch Landesgeſetz für befugt erflärte „beftimmte 
andere Perſon“ berechtigt.) Diefe erwerben das Eigentfum dadurch, daß fie ſich 
al3 Eigenthümer in dad Grundbud eintragen laffen.) Das Aneignungsrecht ift 
nicht auf diejenigen Grundftüde beſchränkt, welche unter der Herrſchaft des B. G. B. 
aufgegeben und dadurch herrenlos geworden find, ſondern erjtredt fi auf alle 
Grundftüde, die zu ber Beit des Inkrafttretens des Reichsgrundbuchrechts herrenlos 
find.®) 


) Daſſ. Gef. 8. 6; 8.8. 4 ©. 145. 

) Preuß. BD. Urt. 1. 

) Preuß. AG. z. B.G.B. Art. 27. Bgl. bayer. A.G. z. B.G.B. vom 9. Juni 1999 
Art. 83, 84. 

) 8.6.8. $. 928 Abſ. 2 Sag 1; E.G. Art. 1299. 

) 8.9.8. 8. 928 Abſ. 2 Saß 2. 

9) E.G. Art, 190. 
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Zur Aufgabe des Eigenthums iſt nah dem B.G.B. 8. 928 Ubi. 1 
erforberlih, „daß ber Eigenthümer den Verzicht dem Grundbuchamte gegenüber 
erflärt und der Verzicht in dad Grundbuch eingetragen wird.“ Won der allgemeinen 
Regel des 8. 875 über die Aufhebung der Rechte an Grundjtüden weicht diefe 
Beftimmung infofern ab, als der Verzicht nicht demjenigen gegenüber, zu deſſen 
Gunſten er erfolgt, erflärt werden kann und nicht eine Löſchung des Eigenthumsrechts, 
ſondern eine Eintragung des Verzicht erfolgt.?) 

b. Der EigentHumsermwerb auf Grund eines Aufgebotd. Dieſer bildet 
einen Erjag für die in dem B.G.B. nicht zugelafiene Erfigung durd einen nicht 
eingetragenen Eigenthümer und ſetzt ebenjo wie die oben (&. 33) bejprochene 
Zabularerfigung, weder Titel noch guten Glauben, wohl aber einen breißigjäßrigen 
Eigenbejig und außerdem die Ausſchließung des früheren Eigenthümers durch ein 
AusfhlußurtHeil und Eintragung in das Grundbuch voraus. Das Aufgebotd- 
verfahren fann nur von bemjenigen beantragt werden, der dad Grundſtück dreißig 
Jahre im Eigenbefig Hatte, und ift ferner nur zuläfjig, wenn der bisherige Eigen- 
thümer entweder nicht im Grundbuch eingetragen ift (3. B. weil dad Grundjtüd zwar 
unter Grundbuchrecht fteht, aber fein Blatt im Grundbud, erhalten hat, oder weil 
es von dem Eigenthümer aufgegeben und von dem Fiskus x. nicht erworben ift), 
oder wenn der eingetragene Cigenthümer geftorben oder verſchollen ift und eine 
Eintragung in das Grundbuch, die der Zuftimmung de Eigenthümers bedurfte, feit 
dreißig Jahren nicht erfolgt ift. Hat der Eigenbefiger dad Ausſchlußurtheil erwirkt, 
jo ift er noch nicht ohne Weitere Eigenthümer, jondern muß erft auf Grund 
defielben feine Eintragung ermirfen. Dazu bedarf er, fall$ vor der Erlafjung des 
Ausſchlußurtheils ein Dritter als Eigenthümer eingetragen ift, noch deffen Zuftimmung 
oder deſſen rechtskräftiger Verurtbeilung zur BZuftimmung, da dieſem gegenüber das 
Ausſchlußurtheil wirkungslos ift. Hat ber Dritte nicht jeine Eintragung als Eigen- 
thümer, fondern nur wegen feines Eigenthums die Eintragung eines Widerſpruchs 
gegen die Nichtigfeit des Grundbuchs erwirkt, jo kann der Eigenbefiger zwar trotzdem 
als Eigenthümer eingetragen werben, muß aber dem Dritten weichen, wenn dieſer 
fein Eigenthum ihm gegenüber zur richterlihen Anerkennung bringt, denn dad Aus— 
ſchlußurtheil wirkt auch in einem folhen Falle nicht gegen den Dritten.*) 

IV. Für die Uebergangäzeit ift die Vorfhrift de Art. 181 des EG. z. B.G.B. 
zu beachten, wonach auf das zur Zeit des Inkrafttretens des B.G. B. beftehende 
Eigentfum von diefer Zeit an die Vorfchriften des B.G.B. Anwendung finden. 
Dagegen beurtheilt ſich Die Frage, ob Eigentfum an dem 1. Januar 1900 befteht, 
nad; dem bisherigen Rechte.) 


%) Ueber die Art der Eintragung vgl. preuß. Allg. Verf. 8. 10 Ziff. 3. 

) BGB. 8.927; EBD. 58. 977-981. Vgl. RG. in Gruch. 44 ©. 862 über die 
Unmendbarfeit des 8. 927 fofort nad; dem Intrafttreten des Reichsgrundbuchrechts, auch wenn 
vorher ein Antrag auf Erlaß eines Aufgebot? auf Grund bes früheren Rechtes (preuß. G. B.O. 
8. 135 Ziff. 2) wegen Mangels der gefeglihien Bedingungen abgelehnt war. 

) Bol. nod EG. Art. 181 Abſ. 2, 182, 183 (S. 16 Anm. 1). 
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5. Erbbaurecht. 

I. Das Erbbaureht!) ift „das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder 
unter der Oberfläche des Grundftüds ein Bauwerk zu haben.“ (8.6.8. 8. 1012.) 
Es entſpricht alfo der Superfizie des bisherigen Rechtes, ift aber auf ganze Gebäude 
oder jonjtige Bauwerke, z. B. Brüden, Viadufte, bejchränft und kann nicht fonftige 
Anlagen (3. B. Bäume) oder Theile eines Gebäudes, indbejondere nicht ein Stod- 
werf, zum Gegenitande haben.?) Dagegen ift feine Erjtrefung auf die Benutzung 
eines für das Bauwerk nicht erforderlichen Theile des Grundſtücks zugelafien, wenn 
diefe für die Benutzung des Bauwerkes Vortheil bietet. 

Ob das Bauwerk zur Zeit ber Begründung bed Erbbaurechts bereits bejteht 
oder erft von dem Berechtigten errichtet werden foll, ift gleichgültig. Lepterenfalls 
ift der Berechtigte Eigenthümer des Bauwerkes.*) 

„Der Begründungsvertrag Hat den Anhalt der eingeräumten Benugungsbefugniß 
poſitiv vorzuſchreiben. Der Inhalt des Erbbaurechts ift nicht in gleicher Weife wie 
der Inhalt des Nießbrauchs vom Geſetze dergeſtalt beftimmt, daß die Betheiligten 
nur über etwaige Einſchränkungen des gejeplihen Inhalts jid zu einigen hätten“ 
(M. z. BGB. Bd. 3 ©. 471). Danad) unterliegt die Beitimmung des Inhalts des 
Nechted in weitem Umfange der Parteivereinbarung. Insbeſondere ift dieſe auch für 
die Dauer und für die Entgeltlichleit der Benutzungsbefugniß entſcheidend. 

Als jubjektiv-dinglicde, mit dem Eigenthum eine® anderen Grunbftüds 
untrennbar verbundene Necht kann das Erbbaurecht nicht beftellt werben.*) 

U. Zur Begründung eines Erbbaurechts bedarf es entweder der Einigung 
und Eintragung oder der Tabularerjipung. 

Die Einigung „muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Zeile vor dem 
Grundbuchamt erklärt werden.“ (8.6.8. $. 1015.) Sie muß alfo in derſelben 
Form erfolgen, wie die Auflafjung; fie wird aber weder in dem B. G. B. noch in 
der G.B.O. Auflafjung genannt, unter leßterer verftehen die Reichsgeſetze nur bie 
zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundſtück erforderliche Einigung bed 
Veräußererd und des Erwerber.) Wie für die Auflafjung können aud) für dieſe 
Einigung andere Behörden oder Beamte durch die Landeögejege für zuftändig erklärt 
werden. Vgl. oben ©. 38 mit Anm. 3. 

Anderd al die Auflafjung fann aber bie Einigung unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeftimmung erjolgen,°) und die für jene in dem E.G. z. 8.6.8. 


1) Bol. BG.B. 88. 1012-1017, M. 5. 8.6.8. 3.3 ©. A66ff. und Grügmann im 
ſachſ. Archiv Bd. 8 ©. 149, 154 ff. 

) Vgl. über das bisherige Stockwerkseigenthum oben ©. 16. 

%) 8.0.8. 8. 9. 

)M. z. 8.6.8. 38.3 ©. 468, 474; P. II Bd. 3 ©. 282. Bgl. unten Erl.3 zu 8.7 
der 8.8.0. 

®) Bel. 8.8.8. 88. 925, 1015; EG. z. B.G.B. Urt. 143; &B.D. 8. 20. Diefe Termis 
nologie iſt 3. B. für die Auslegung bed $. 98 der &.B.D von Bedeutung. 

9) Bol. DM. z. BGB. Bd.3 ©. 472. 
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Art. 143 Abſ. 2 zugelaffene Ausnahme von dem Erforderniffe gleichzeitiger Anweſenheit 
im Falle einer Derfteigerung ift auf die Begründung unb die Mebertragung des 
Erbbaurechts nicht erftredt. 

Ueber die Eintragung bes Erbbaurechts vgl. die Erl. zu 8. 7 der G.B.O. und 
über die Tabularerfigung oben ©. 33. 

II. Die Uebertragung und die Belaftung eines Erbbaurechts erfolgt nad) 
denſelben Vorſchriften, wie die Uebertragung des Eigenthums und die Belaſtung der 
Grundftüde. Denn $. 1017 des 8.6.8. beitimmt: „Für das Erbbaurecht gelten 
die ſich auf Grundftüde beziehenden Vorſchriften.i) Die für den Erwerb des Eigen- 
thums und die Anfprücde aus dem Cigenthume geltenden Vorſchriften finden auf 
das Erbbaurecht entjprechende Anwendung.“ Es fommen demnad für bie Ueber— 
tragung die oben ©. 37ff. erörterten Vorſchriften über die Eigentyumßänderungen?) 
und für die Belaftung die oben ©. 18ff. erwähnten binglichen Rechte an Grundſtücken 
in Betradt. 

Demnach ift bei der rechtsgeſchäftlichen Uebertragung des Erbbaurechts, anders 
als bei defien Veftellung, die Hinzufügung einer Bedingung oder einer Beitbejtimmung 
unzufäffig.®) 

Keine Anwendung findet die Vorſchrift über die Aneignung eines aufgegebenen 
Grundftüds. 

IV. Für die Aufhebung bes. Erbbaurechts gelten nämlich nidt die Vor— 
ſchriften über die Aufgabe des Cigenthums, jondern die allgemeinen Beftimmungen 
(oben ©. 28 ff.), und mit dem Erlöſchen des Rechtes konſolidirt ſich das Eigenthum.t) 

Bejonderd hervorgehoben ift im Geſetze, daß durch den Untergang ded Bau: 
werkes das Erbbaurecht nicht erliſcht.“) 

V. Auch auf eine Aenderung des Inhalts oder des Ranges des Erbbaurechts 
finden die allgemeinen Vorſchriften Anwendung.“) 

VI. Für die Uebergangszeit kommt die Vorſchrift des EG. z. B.G.B. Art. 184 
in Betracht. Danach bleiben die Rechte, mit denen eine Sade oder ein Recht zur 
Beit des Inkrafttretens des B.G.B. belaftet ift, mit dem fi) aus den biöherigen 
Gefegen ergebenden Inhalt und Range betehen, foweit ſich nicht aus den die 
Hypotheken oder Grundichulden betreffenden Artileln 192—195 ein Anderes ergiebt. 

») Dies bezieht fih aud auf die Vorihriften des Obligationenrecht3 über Grundſtücke 
3. ®. auf die Formvorſchrift bes $. 313 (Planck Bb.2 S 85 Erl. 1). Auch für die Zwangs- 
vollftredung zählen „bie Berechtigungen, fir welche die fi auf Grumdftide beziehenden Vor- 
ſchriften gelten“, zu dem unbeweglichen Vermögen (C. P.O. 88. 864, 870). 

%) Auch der Erwerb auf Grund eines Aufgebots ift (top M. 3. 8.0.8. 8.3 ©. 474) 
mit Oberned S. 369 Ziff. 4 für anwendbar zu erachten. 

9) 3.6.8. 8. 925 Abſ. 2, 8. 1017 Abf. 2. Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 404. 

4) Turnau-Förſter Bd. 1 6. 392, Oberned ©. 372. Ueber die Löſchung des Erb» 
baurechts im Grundbuch vgl. Erf. 2 zu 8. 7 der 8.8.0. 


8.6.8. 8. 1016. 
©) Oben ©. 28. 
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Von dem Inkrafttreten des B.G. B. an gelten jedoch für ein Erbbaurecht die Vor— 
ſchriften des 8. 1017 (oben Ziff. IM). 


6. Erbpachtrechte und Abbaurechte. 

Der Inhalt der Erbpachtrechte, mit Einfluß der Büdnerrechte und der 
Häußlerrechte, fowie der Inhalt ber vererblichen und veräußerliden Rechte zur 
Gewinnung eines ben bergredtlihen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals!) 
beftimmt ſich Lediglich nad; dem Landesrecht. 

Zür die Begründung und die Aufhebung gilt bafjelbe bei ben erjtgenannten 
Rechten. Dagegen findet auf die Begründung der Abbaurechte die dad Erbbaurecht 
betreffende Vorſchrift des 8. 1015 des B.G.B. und auf deren Wufhebung bie 
allgemeinen Vorſchriften der 88. 875, 876 über die Aufhebung der Rechte an Grund- 
ftüden entiprechende Anwendung. 

Die Uebertragung und Belaftung erfolgt bei beiden Arten von Rechten 
nad den Vorfchriften des B.G.B. über dad Erbbaurecht, fofern das Landesrecht fie 
nicht für nicht übertragbar und nicht belaſtbar erflärt Hat. 


7. Dienftbarkeiten. 
Als Dienftbarkeiten läßt das B.G.B. Grundbienftbarfeiten, Nießbrauch und 
befchränfte perſönliche Dienftbarkeiten zu. 


I. Der Inhalt 

1. der Grunddienſtbarkeiten ergiebt fi) au8 dem 8.6.8. SS. 1018, 1019: 
„Ein Grundftüt kann zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eine® anderen 
Grundftüd® in der Weije belajtet werden, daß dieſer dad Grundjtüd in einzelnen 
Beziehungen benußen darf oder daß auf dem Grundftüde gewiſſe Handlungen nicht 
dorgenommen werden dürfen ober daß die Ausübung eined Rechtes ausgeſchloſſen iſt, 
das fich aus dem Eigenthum an dem belafteten Grundftüde dem anderen Grundftüde 
gegenüber ergiebt (Grunddienſtbarkeit).“ „Eine Grunddienftbarkeit kann nur in einer 
Belaftung beitehen, die für die Benugung des Grundſtücks des Berechtigten Vortheil 
bietet. Ueber das ſich hierauß ergebende Maß hinaus fann der Inhalt der Dienft- 
barfeit nicht erftredt werden.“ Innerhalb diefer Grenzen beftimmt fid) der Inhalt der 
Grunbbienftbarfeiten ngd dem Begründufigsafte, fomeit nicht die im EG. z. B.G.B. 
vorbehaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften entgegenjtehen. Unberüßrt geblieben find 
nämlich die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ablöfung, Umwandlung oder Ein- 


+) Vgl. über die Aufrehterhaltung der Iandeögefeglichen Vorſchriften über dieſe Rechte 
oben ©. 16f. und über die Frage, ob ber die Abbaurechte betreffende Worbehalt für Preußen 
von Bedeutung iſt, die Erl. zu Art. 22 des preuß. A.G. 3. ©.B.D. Bl. auch Grützmann 
im fühj. Archiv Bb. 8 ©. 157f. und Planck Bd. 6 ©. 143, 151. 
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ſchränkung von Dienftbarkeiten und Reallaften fowie diejenigen, welche die Belaftung 
eines Grundftüd® mit gewiffen Örundbienftbarfeiten oder beſchränkten perjünlichen 
Dienftbarkeiten oder mit Neallaften unterfagen oder beſchränken, oder melde den 
Inhalt und das Maß folder Rechte näher bejtimmen.t) 

Beſonders hervorgehoben ift in dem B.G.B. SS. 1021, 1022 die Buläffigfeit 
einer Vereinbarung über die Unterhaltung der zur Ausübung der Grunddienſt- 
barfeiten gehörigen Anlagen auf dem belafteten Grundſtücke. „Befteht die Grund- 
dienftbarfeit in dem Rechte, auf einer baulichen Unlage bed belafteten Grundſtücks 
eine bauliche Anlage zu halten, jo hat, wenn nicht ein Anderes beftimmt ift, der 
Eigenthümer des belajteten Grundſtücks feine Anlagen zu unterhalten, ſoweit e8 das 
Intereſſe des Berechtigten erfordert“ ($. 1022 Satz 1). Bei anderen Grund- 
dienſtbarkeiten verfteht fi dieſe Unterhaltungspflicht im Zweifel nicht von jelbft, fie 
tann aber vereinbart werden, währenb andererfeit3 auch bei einem Mitbenugungsrechte 
des Eigenthümerd bie Pfliht zur Unterhaltung dem Dienftbarfeitöberedhtigten auf 
erlegt werben fann, ſoweit e8 für dad Benutzungsrecht des Eigenthümers erforderlich 
ift (8. 1021 Abſ. 1). Auf diefe Unterhaltungspflichten finden die Vorſchriften über 
die Reallaſten entſprechende Anwendung. 

Die Grunddienſtbarkeiten find ſtets ſubjektiv-dinglich; fie können aber nicht nur 
zu Gunſten eine Grundftüds, fondern auch zu Gunften einer Berechtigung beftellt 
werden, für welde bie fi auf Grundſtücke beziefenden Vorjchriften gelten, ins— 
befondere alfo zu Guniten eine® Erbbaurechts. Umgekehrt können diefe auch mit 
Dienftbarfeiten aller Art belaftet werben. 


2. Der Nießbrauch ift das unvererbliche und unibertragbare Recht, die (d. h. 
ſammtliche) Nugungen der belafteten Sache zu ziehen.) Unter Nupungen verfteht 
das BGB. die Früchte und die Vortheile, welche der Gebrauch der Sache gewährt.®) 
„Der Nießbrauch Tann durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen beſchränkt werben“ 
(8.6.8. $. 1030 Abſ. 2). Dagegen ift ein nur auf einzelne bejtimmte Gebrauchs- 
oder Fruchtziehungsrechte bejchränftes Recht fein Nießbrauch, fondern eine bejchränfte 
perjönliche Dienjtbarfeit. 

Eine Ausdehnung der Rechte des Nießbrauchers iſt nicht zugelafien. Insbeſondere 
tann die höchſtperſönliche Natur des Nießbrauchrehtd durch Vertrag nicht befeitigt 
werden. Er ift ftet® unvererblich und unveräußerlih. Nur die Ausübung kann 
einem Anderen überlaffen werben; dies hat aber nur obligatorifhe Wirkung.t) 








) ES. z. BGB. rt. 113, 115. Bol. Turnau-Förfter Bd. 1 S. 4096ff. 

9) 8.6.8. 88. 1030, 1059, 1061. Hier ift mır von dem Nießbrauch an Grundftüden 
und den dieſen gleichgeftellten Berechtigungen (Erbbaurecht 2c.) die Rede. Der Nießbrauch an 
Rechten wird unten (S. 110) zufammen mit dem Pfandrecht erörtert werben. Daß das Nupungs- 
recht des Ehemann und des Inhabers der elterlichen Gewalt fein dingliches Recht ift, wurde 
oben ©. 2U ſchon erwähnt. 

) 8.0.8. 8. 100. 

%) 8.0.8. 8. 1059 Sag 2. Dgl. P. I Bb. 3 ©. 407 ff, 414, 517. 
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Auch ein fog. Dispoſitionsnießbrauch d. i. ein Nießbrauch mit der Befugniß 
des Berechtigten, über die belajtete Sade zu verfügen, wie er in dem bißherigen 
Rechte vielfach durch letztwillige Verfügung, namentlich zu Gunſten des Ehegatten 
des Erblaſſers beftellt mwurde,') iſt als dingliches Recht nicht anerkannt. Daraus 
allein folgt aber noch nicht die Ungültigfeit einer derartigen letztwilligen Verfügung.) 
Wenn ein Erblajjer feinem Chegatten oder einer anderen Perfon Nutzungs- und 
Verfügungsbefugniß an feinem Nachlaſſe verſchaffen will, wird es das Richtigfte fein, 
wenn er diefe Perfon als Vorerben einjegt und die Kinder ober bie fonftigen 
Bedachten ald Nacherben auf dasjenige beruft, was von der Erbfchaft bei dem Tode 
de3 Vorerben oder zu dem fonftigen Zeitpuntt, an welchem das Recht des Vorerben 
endigen foll, noch übrig fein wird; im Zweifel wird man eine Verfügung von Todes- 
wegen, die den obigen Inhalt bat, als Berufung zum Worerben auffafjen bürfen.?) 
Ausnahmsweiſe wird vielleicht die Uebertragung ber Verfügungsbefugniß dur den 
Erblaffer auch als Ernennung eines Teſtamentsvollſtreders, dem Lediglich die Verwaltung 
des Nachlaſſes übertragen ift, aufgefaßt werden können.“) Entſpricht aber weder dieſe 
noch jene Auslegung dem Willen des Teftatord, fo liegt — von dem Nießbrauch 
abgejehen®) — fein eintragungsfähige® Recht und feine eintragungsfähige Verfügungs- 
beſchränkung vor. Die Anordnung des Erblaſſers ift lediglich als eine Auflage an= 
zuſehen, die den Erben verpflichtet, eine dem Willen bed Erblaſſers entiprechende 
Vollmacht auszuftellen und ſich ſelbſt jeder dieſem widerſprechenden Verfügung zu 
enthalten. In der feptwilligen Verfügung felbit liegt nie eine Vollmachtsertheilung, 
da dieſe eine empfangsbedürftige Willenderflärung („gegenüber dem zu Bevoll= 
mädjtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber bie Vertretung jtattfinden fol,“ 
3.6.8. 8. 167 Abf. 1) erfordert. ber auch wenn die Vollmacht von dem Exb- 
laſſer ſchon bei feinen Lebzeiten (5. B. gleichzeitig mit einem Erbvertrage) für die 
Zeit nad feinem Tode oder von dem Erben auf Grund der Anordnung ded Erb- 
laſſers ertheilt fein follte, gilt für fie nichts Beſonderes; und wenn ſich der Erbe 
durch Vertrag mit dem Nießbraucher der Verfügung über den Nachlaß gemäß bes 
Willens des Erblafjerd begiebt, jo ift diefer Vertrag nad $ 137 des B.G. B. (oben 
©. 24) ohne dingliche Wirkung.“) 


) R. G. 7 S. 249; 8.0. 2 ©. 111: 12 ©. 339; 14 ©. 101, 131, 134. 

*) Redifpr. 1 ©. 55. 

) 88.8 88. 2147, 2084. 

) 8.8.8. $. 2209. 

5) Daß auch diefer erft mit der Beftellung feitens der Erben entiteht, it oben ©. 30 
bereitd erwähnt. 

©) Nur für die vor dem 1. Januar 1900 eingetretenen Erbfälle kommen daher bie durch 
die preußiſche Praxis feitgelegten Säge noch in Betracht, daß die letztwillig eingeräumte, freie 
Berfügungsbefugnik nach Analogie der Rechtsſtellung des Teftamentsvollitreder zu beurtheilen 
fei, daß ihr Umfang fich nach dem Willen des Erblafiers beftimmt, dab fie im Zweifel auch bie 
Befugniſſe umfaßt, Namens der Erben und ohne deren Zuftimmung die Eintragung des eigenen 
Berwaltungs: und Verfügungsrechts zu bewilligen, die Nachlafgrundftüde aufzulafien, über bie 
zum Nachlaſſe gehörigen Rechte an Grunbftüden zu verfügen, bie Löſchung der auf den Nachlaß · 

Adilies-Streder, Grundbucorduung. 5. Auflage. 
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3. Der Inhalt der gleichfalls höchſtperſönlichen beſchränkten perſönlichen 
Dienftbarfeiten bejteht darin, daß der Berechtigte dad belajtete Grundſtück in 
einzelnen Beziehungen benußen darf, oder daß ihm eine jonftige Befugniß zuiteht, die 
den Inhalt einer Grunddienftbarfeit bilden Tann.!) Hinſichtlich ihres Inhalts gilt 
daher das von den Grunddienftbarfeiten Geſagte mit der bei der jubjektiv-perjönlichen 
Natur jelbftverftändlichen Wenderung, daß der Umfang fi) im Zweifel nad, dem 
perfönlicden Bebürfniffe des Berechtigten beftimmt. Insbeſondere finden aud) die 
oben erwähnten Vorſchriften über die Pflicht zur Unterhaltung der Anlagen ent— 
iprechende Anwendung. 

Im Gegenfage zu dem Nießbrauchsrechte ift die beſchränkte perſönliche Dienit- 
barkeit auch der Ausübung nad) unübertragbar, e3 fei denn, daß die Weberlafjung der 
Ausübung geftattet ift. In dieſer Hinſicht ift alfo der Parteivereinbarung Raum 
‚gelafien.*) 

Als befondere Art ber beſchränkten perſönlichen Dienftbarkeiten hebt das B. G.B. 
dad Wohnungsreht hervor d. i. das Recht „ein Gebäude oder einen Theil eines 
Gebäudes unter Ausſchluß des Eigenthümers als Wohnung zu benußen.” Bei diejem 
Rechte ift der Berechtigte befugt, „eine Familie fowie die zur ftandesmäßigen 
Bedienung und zur Pflege erforderlichen Perjonen in feine Wohnung aufzunehmen” 
und „falls das Recht auf einen Theil des Gebäudes bejchränkt ift, die zum gemein- 
ſchaftlichen Gebrauche der Bewohner beftimmten Anlagen und Einrichtungen mit 
zubenugen.“ . 

Ein ſolches Wohnungsrecht wird häufig in Verbindung mit der Ueberlaffung 
eines Grundſtücks in einem Leibgedings-, Leibzuchts-, Altentheild- oder Aus— 
zugsvertrage beftellt werden. Alsdann finden die landeögejeplichen Vorſchriften 
Anmendung, „jomeit fie da8 id) aus dem Vertrag ergebende Schuldverhältniß für 
den Fall regeln, daß nicht bejondere Vereinbarungen getroffen werden.“®) 

I. Auf die Begründung der Dienftbarfeiten kommen 

1. die oben ©. 28ff. angeführten allgemeinen Borfhriften zur Anmendung. 
Insbeſondere unterliegen auch die Grunddienftbarkeiten, ander als nad) dem preuß. 


grundflüden eingetragenen Rechte zu beantragen ıc., und zwar aud wenn bie Erben bereits 
als Eigenthümer der Nachlaßgrundſtücke und als Inhaber der ererbten Rechte in das Grundbuch 
eingetragen find, und ohne Rüdficht darauf, ob das Verwaltungs- und Verfügungsrecht gebucht 
iſt oder nicht. Vgl. 8.6. und Rechtſpr. a. a. O. 

) Vgl. über die beſchränkten perfünlihen Dienftbarkeiten 8.8.8. 88. 1090—1093. 

) P. II Bd. 3 ©. 436. 

) EG. z. BGB. Art. 96. Der Vorbehalt betrifft nur „einen mit der Ueberlafjung eines 
Grundſtücks in Verbindung ftehenden Leibgedings- ꝛc. Vertrag.“ In Preußen ift von diefem 
Vorbehalt im Art. 15, in Bahern in den Art. 32—48, in Sachſen im $. 31 de A. G. z. 8.6.8. 
Gebrauch gemadit. 

Aus den preußiſchen Bejtinnmungen ift hervorzuheben, daß der Berechtigte unter der oben 
erwähnten Vorausiegung, daß nicht befondere Vereinbarungen getroffen find, ohne Weiteres 
einen Anſpruch auf Beitellung einer feinen Rechte entiprechenden Reallaft oder perſönlichen 
Dienftbarteit Hat. Vgl. auch Exl. 3 zu z. 48 und Erl. 4 zu $. 50 der ©.8.0. 
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Gejeg über den Eig. Erw. ıc. 8. 12 Abf. 2, dem Eintragungszmwange. Diejer er- 
ftredt fich aber nicht auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Reichsgrundbuchrechts 
beitehenden Grunddienſtbarkeiten; jedoch ift es den Landesgeſetzen vorbehalten geblieben, 
die Erhaltung der Wirkſamkeit der beftehenden Grunddienſtbarkeiten ober einzelner 
Arten gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuch von deren Eintragung 
abhängig zu machen, wenn auch nur für einzelne Grundbuchbezirte. In Preußen iſt 
hiervon ein Gebrauch gemadjt.") Ueberall hat aber die Eintragung ber zu der an- 
gegebenen Zeit beftehenden Grunbdienftbarfeiten zu erfolgen, wenn fie von bem 
Beredhtigten ober von dem Eigenthümer des belafteten Grundſtücks verlangt wird.°) 

Für die Grunddienftbarfeiten wie für alle ſubjektiv-dinglichen Rechte ift 
die oben S. 34 bereit? erwähnte Vorſchrift des B.G.B. 8. 1009 Abſ. 2 von 
Bedeutung: „Die Belaftung eined gemeinſchaftlichen Grundſtücks zu Gunften 
des jeweiligen Eigenthümer® eined® anderen Grundftüd® ſowie die Belaftung 
eines anderen Grunbjtüds’ zu Gunjten der jeweiligen Eigenthümer des gemein- 
ihaftlihen Grundſtücks wird nicht dadurch audgefchlofien, da das "andere 
Grundftüd einem Miteigenthümer des gemeinfchaftlihen Grundſtücks gehört.“®) 
Dagegen kann eine Örunddienftbarfeit wegen Mangels der erforderlichen Einigung 
nicht entftehen, wenn das herrſchende und dad dienende Grundſtück zur Zeit ber 
Beftellung demſelben Eigenthümer gehören. In einem folhen Falle hat das Grumbbuc- 
amt den Antrag auf Eintragung der Grunddienftbarfeit abzulehnen.*) 

Daß der Nießbrauch ftet3 an einem ibeellen Grundſtückstheile beſtellt werden 
fann, auch wenn diejer nicht in dem Antheil eined Miteigenshümers befteht, ift oben 
S. 15 bereitd erwähnt. 

2. Bon den allgemeinen Erfordernifien der Einigung und der Eintragung läßt 
das Reichsrecht bei der Begründung der Dienftbarfeiten nur wenige Ausnahmen 
zu, insbeſondere giebt es feine Erfigung durch einen nicht eingetragenen Berechtigten, 
feinen gejeglichen Nießbrauch und feine Entftehung des Nießbrauchs durch letztwillige 
Verfügung.®) 

Ohne Einigung entitehen alle Arten der Dienitbarkeiten in Fällen der 
Tabularerfigung (©. 33). 


2) Begr. z. Entw. eines AG. z. B.G.B. Art. 21. Vgl. dagegen bayer. Gef, Ueber» 
gangsvorſchriften 3. B.G.B. betr, vom 9. Juni 1899 Art. 10-18, 44; ſächſ. BD. vom 
12. Ottober 1900 betr. vor dem 1. Januar 1900 zur Entftefung gelangte Grunddienſtbarkeiten 
EMZ. S. 100). 

9 &8. 5. 3.8.8. Art. 187. Die Eintragungsloften trägt derjenige, der bie Eintragung 
verlangt (ebd. Abi. 1 a. €). 

%) Bol. hierzu M. 3. 8.6.8. Bd. 3 ©. 438, P. II ®b. 3 ©. 275. 

+) Entſch. 1 ©. 167 = K.G. NE. 1A ©. 294 — Rechtſpr. 1 ©. 427. Anders für das 
frlügere Recht 8.8. 16 ©. 104. 

®) Bol. oben ©. 30 und ©. 34; außerdem Erl. 3b zu 8. 30 der G B.O. über bie 
Anwendbarkeit des 8. 181 8.8.8. auf bie Veftellung eine vermachten Nießbrauchs zu Gunſten 


des gefeplihen Bertreters bes Eigenthümers. 
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Ohne Eintragung entiteht der Nießbrauch an einem Grundftüde zu Gunften 
des Nießbrauchers der Forderung auf Uebereignung des Grundſtücks. Wenn diejer 
von feinem Rechte zur Einziehung der Forderung Gebrauch macht und die Eintragung 
des Gläubigerd der belafteten Forderung als Eigenthümer des Grundſtücks in das 
Grundbuch erwirkt, fo ermirbt er damit dad Nießbrauchsrecht an dem Grunditüd, 
ohne daß deſſen Eintragung erforderlich iſt.) 

Daneben können auf Grund der aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
Dienftbarkeiten ohne Eintragung entftehen.?) 


II. Eine gejonderte Mebertragung bejtehender Dienftbarfeiten ift bei ihrer 
ſubjektiv⸗dinglichen oder Höchitperfönlichen Natur nicht möglich. Dafjelbe gilt grund- 
ſatzich von der Belaftung.®) . 

IV. Eine Aenderung ber Inhalts der Dienjtbarteiten erfolgt nad ben 
allgemeinen Vorſchriften. Zu erwähnen find nur zwei befondere Beſtimmungen des 
BGB. Wenn fi) die jeweilige Ausübung der Grumddienftbarfeit ober ber 
beſchrankten perſonlichen Dienſtbarkeit auf einen Theil des belaſteten Grundſtücks 
beſchränkt, fo kann der Eigenthümer unter beſtimmten Vorausſetzungen nach näherer 
Vorſchrift des 8. 1023 ($. 1090 Abſ. 2) die Verlegung ber Ausübung auf eine 
andere Stelle des belafteten Grundſtücks (nicht auf ein andered Grundſtüch) ver- 
langen. Wird ferner das Grundſtück des Berechtigten getheilt, fo beiteht die Grund⸗ 
dienftbarkeit für die einzelnen Theile fort; bie Ausübung ift jedoch im Bweifel nur 
in der Weiſe zuläffig, daß fie für den Cigenthümer des belafteten Grundftüds nicht 
beſchwerlicher wird; gereicht die Dienftbarfeit aber nur einem der Theile zum Vor— 
theile, fo exrlifcht fie für die übrigen Theile ($. 1025). 


V. Für dad Erlöfchen der Dienftbarfeiten fommen neben den allgemeinen Bor- 
ſchriften (©. 28ff.) zwei Sonberbeftimmungen für die Grundbienftbarfeiten und (nad 
8. 1090 Abſ. 2) auch für die beſchränkten perſönlichen Dienftbarkeiten in Betracht: 
„Iſt auf dem belafteten Grundſtück eine Anlage, durch melde die Grunddienftbarkeit 
beeinträchtigt wird, errichtet worden, fo unterliegt der Anſpruch des Berechtigten auf 
Befeitigung der Beeinträchtigung der Verjährung, aud wenn die Dienftbarkeit im 
Grundbuch eingetragen ift. Mit der Verjährung des Anſpruchs erliſcht die Dienftbar- 
feit, foweit der Beitand der Anlage mit ihr in Widerſpruch fteht“ ($. 1028 Abf. 1). 


) 888. 8. 1075. 

) Insbefondere auf Grund der Vorbehalte im Urt. 113 des E.G. z. B.G.B. über 
die Gemeinheitötheilung, Zufammenfegung u. ä. und im rt. 128 über die nicht budungs- 
pflichtigen Grundftiide (vgl. über Iegtere Erl zu 8.90). Vgl außerdem preuß. A.G. z. 8.0.8. 
Art. 22 Biff. 2, wonach die Gebrauchs: und Nußzungsrechte, melde nad den 88. 8, 142 
des Alg.Berggef vom 24. Juni 1865 im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden 
tönnen, zur Erhaltung der Wirffamteit gegenüber dem öffentlihen Glauben der Eintragung 
nicht bebürfen. 

) Bl. unten S. 110 ff. 
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Die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben ded Grundbuch finden auf bad auf 
diefe Weife erlofchene Recht feine Anwendung ($. 1028 bj. 2).*) 

„Bird das belaftete Grunditüd getheilt, jo werden, wenn die Ausübung der 
Grunddienſtbarkeit auf einen beftimmten Theil des belafteten Grundftüds beſchränkt 
ift, die Theile, welche außerhalb des Bereichs der Ausübung liegen, von der Dienftbar- 
feit frei“ ($. 1026). 

Daneben find die mehrfach erwähnten Vorbehalte zu Gunften ber Landesgeſetze 
für die Endigung der Dienftbarfeiten von großer Bedeutung. 

VI. Zür die Uebergangszeit enthält Art. 184 Sag 2 de EG. z. BGB. 
eine Ausnahme von der allgemeinen Regel, daß die am 1. Januar 1900 beftehenden 
beſchränkten dinglichen Rechte mit dem ſich aus den bißherigen Gejegen ergebenden 
Inhalt und Range beitehen bleiben, indem er die Grunddienftbarkeiten den Vor— 
ſchriften der $$. 1020—1028 des B. GB. untermwirft. . 

Daß die zur Zeit des Inkrafttretens des Neichdgrundbuchrechts beftehenden 
Grunbbienftbarfeiten reichsrechtlih feinem Eintragungszwang unterworfen find, ift 
unter II1 fon erwähnt. ’ 


8. Borlaufsredt. 

1. Hinſichtlich des Inhalts des Vorkaufsrechts ift der Parteivereinbarung in 
mehrfacher Hinfiht Spielraum gelaſſen. Zunächſt kann es entweder zu Gunften 
einer beftimmten Perjon oder zu Gunften des jeweiligen Eigenthümers eine anderen 
Grundſtücks beftellt werden. In dem erfteren Falle ijt nicht nur ftet3 feine nach— 
trägliche Verbindung mit dem Eigenthum an einem Grundjtüd unzuläffig, jondern 
es ift auch, fofern nicht ein Anderes beſtimmt ift, nicht übertragbar und unvererblich; 
ein auf eine bejtimmte Zeit beſchränktes Vorfaufsrecht ift jedoch im Bmeifel ver— 
erblih. Ein jubjektiv-dingliches Vorkaufsrecht kann nicht von dem Eigenthum an 
dem herrſchenden Grundftüde getvennt werden.?) Weiter unterliegt der Partei— 
vereinbarung die Bejtimmung der Verfaufsfälle, auf die das Vorfaufsrecht Anwendung 
finden foll; im Zweifel beſchränkt es fi) „auf den Fall des Verkaufs durch den 
Eigenthümer, welchem das Grunditüd zur Zeit der Veftellung gehört, ober durch 
defien Erben; es kann jedoch auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beftellt 
werden“ ($. 1097.)®) 


*) Die Vorfärift des $. 1028 enthält eine Ausnahme von ber des $. 902; vgl. oben ©. 27. 

) 8.6.8. 88. 1094, 1098, 514, 1103. 

®) Den Beitimmungen des B.G.B. über das Vorlaufsreht jind die Vorſchriften des preuß. 
AG. z B.G. B. Art. 29 über das oben ©. 21 Anm. 4 erwähnte Wiederlaufsreht bei Renten- 
gütern nachgebildet. Auch dies kann als ein ſubjektiv-dingliches. mit dem Eigentum an einem 
anderen Grundftüde des Veräußerer8 untrennbar verfnüpftes bejtellt werden. Ein zu Bunften 
der Berfon bes Veräußerers beſtelltes Wiederkaujsrecht fann nicht nachträglich mit dem Eigen- 
tum an einem Grundftäide verbunden merben; dagegen ift e8 nicht fr umvererbfih und une 
übertragbar erklärt (ebd. $. 10). „Das Wiederkaufsrecht beſchränkt ſich auf die Fälle, dab der 
Eigenthimer das Rentengut verkauft oder ſich durch einen fonftigen Vertrag zur Mebertragung 
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Aus den Vorjriften über die Wirkungen des Vorkaufsrechts ift $ 1098 Ubi. 3 
hervorzußeben: „Dritten gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Bor- 
merfung zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes entftehenden Anſpruchs 
auf Uebertragung des Eigenthums.“1) 


1. Die Begründung eines dinglichen Vorkaufsrechts erfolgt nach dem B. G. B. 
ſtets nad) der oben ©. 28ff. angeführten Regel, alſo durch Einigung?) und Eintragung. 
Insbeſondere fennt dad B. G. B. fein geſetzliches Vorkaufsrecht an Grunditüden, auch 
nicht zu Gunſten der Miteigenthümer. Miterben haben zwar ein geſetzliches Vor— 
taufsrecht, aber nicht an dem Antheile des Miterben an den einzelnen Nadlaß- 
gegenſtänden, ſondern nur an deſſen Antheil an dem ganzen Nachlaß, an dem Erb— 
theil als folden.?) Auch eine Tabularerſitzung iſt ausgeſchloſſen, weil der Vorkaufs- 
berechtigte nicht Beſitzer des Grundſtücks iſt und keinen Beſitzesſchutz genießt. 

Ohne Eintragung kann demnach ein Vorkaufsrecht nur auf Grund der im E.G. 
3 BGB. aufrehterhaltenen landesgeſetzlichen Beftimmungen entftehen, insbejondere 
tommen bier da® Recht der Lehen, der Stammgüter, der Renten- und Unerbengüter, 

das Bergrecht und das Enteignungsrecht in Betracht.“) 

ll. Eine Uebertragung des Vorkaufsrechts iſt regelmäßig nicht möglich, weil 
es entweder ſubjeltiv⸗dinglich und dann mit dem Eigenthum an dem herrſchenden 
Grundſtück untrennbar verknüpft oder, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt, höchit- 
perſönlich iſt. Ueber die Form der Uebertragung gilt nichts Beſonderes. 


des Eigenthums verpflichtet oder daß das Rentengut im Wege der Zwangsverſteigerung ver- 
äußert wird; e8 kann auch fir die Fälle beftelt werben, daß der Eigenthümer ftirbt oder eine 
im Rentengutövertrage feitgefegte Verpflichtung nicht erfüllt” (ebd. $. 3). 

) Ebenfo für das Wiederkaufsrecht bei Mentengütern preuß. A.G. 3. B.G. B. Art. 298.5 
Abſ. 2 (vgl. daf. 88. 5-9). Bol. außerdem B.G. B. $. 1098 Abf. 1, $$. 1099 1102, 504 bis 
513 und über die Wirkungen der Vormerkung unten gegen Ende der Einleitung (II. 13). 

*) Der obligatortihe Vertrag, durch den ſich der Grumdeigenthümer zur Einräumung eines 
dinglichen Vorkaufsrechts verpflichtet, bedarf nicht der tm 8. 313 des B.G.B. vorgeichriebenen 
Form. Bol. Pland Bd. 2 ©. 85 Erl. 1; Oberned ©. 429 Anm. 3, Rechſpr. 1 ©. 29% 
bezieht ſich auf das obligatoriſche Vorkaufsrecht. 

Y BGB. 88. 2044ff. Val. Pland Bd. 5 ©. 181 ff. 

+) Auf Grund biefer Vorbehalte find in Preußen die gefepli;en Vortaufsrechte des zeitigen 
Eigenthumers eines durch Enteignung oder durch Veräußerung zu Bweden des Bergbaubetriebt 
vertleinerten Grunbftüds, das auf den ſtatutariſchen Beftimmungen der Ritterſchaft des Herzog- 
thums Bremen in der Prov. Hannover beruhende Borkauft: und Retraftreht der Ugnaten an 
den ritterſchaftlichen Erbftammgütern (aufreht erhalten durch Gef. vom 24. Dezember 1872, 
G.S. 1873 © 2, und durd Art. 59 des EG. z. 8.6.8.) und das Vorlaufsrecht der Anerben- 
berechtigten auf Grund des $. 27 de Gefehes, betr. das Anerbenrecht bei Renten- und An- 
fiedelungsgütern vom 8. Juni 1896 und de 8. 33 des Geſebes dom 2. Juli 1898, bett. das 
Anerbenrecht bei Landgütern in der Provinz Weftjalen zc. (aufrecht erhalten durch Art. 64 bed 
EG. z. 8.6.8.) beftehen geblieben. Das an erfter Stelle genannte beruht auf %. 57 bes Ent- 
eignungdgejeges vom 11. Juni 1874 und „findet wegen aller Theile von Grunbftüden ftatt, 
welche in Folge des verliehenen Enteignungsrechts zwangsweiſe oder durch freien Vertrag an 
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IV. Ueber die Aufhebung des Vorfaufsrechts enthält das B.G.B. nur eine 
beiondere Vorſchrift; ein fubjeftiv-perjönliches Vorfaufsrecht erlifcht mit der Erlaſſung 
eines Ausſchlußurtheils, durch weldes der unbefannte Berechtigte mit jeinem Rechte 
ausgejchloffen wird. Vorausſetzung des Aufgebotsverfahrens ift, daß feit der letzten 
fh auf das Vorkaufsrecht beziehenden Eintragung in das Grundbuch zehn Jahre 
verftrichen find und das Recht des Berechtigten nicht innerhalb diefer Frift von dem 
Eigenthümer in einer zur Unterbredung der Verjährung geeigneten Weife anerkannt 
iſt. Berechtigt, das Aufgebotsverfahren zu beantragen, ift der Eigenthümer des 
belajteten Grunditüd® ſowie derjenige, welder auf Grund eines im Range gleich- 
oder nadjitehenden Rechtes Befriedigung aus dem Grundſtücke verlangen fann, fofern 
er für feinen Anfprud einen vollftredbaren Schuldtitel erlangt hat. Buftändig iſt 
das Amtsgericht, in defien Bezirke das belaftete Grunbftüd belegen ift.!) 

Auch ſonſt wird ein fubjektiv-perfönliches Vorkaufsrecht vielfach ohne Eintragung 
erlöjchen, da es regelmäßig unvererblich oder auf Zeit beſchränkt ift. 

V. Zür die am 1. Januar 1900 bejtehenden Vorkaufsrechte gilt die oben ©. 46 
Ziff. VI erwähnte Regel. 


9. Reallaften. 
I. Die Reallaſt?) beiteht in dem Rechte auf wiederfehrende Leiftungen, die aus 
dem belafteten Grundftüde zu entrichten find. Sie fann entweder zu Gunften des 
jeweiligen Eigenthümers eines anderen Grundſtücks als untrennbar mit deſſen Eigen- 


den Unternehmer abgetreten find, wenn im ber Folge das abgetretene Grundſtück ganz oder 
theilweiſe zu dem beftimmten Zwede nicht weiter nothwendig tft und veräußert werben foll“. 
Das zweite gefepliche Vorkauförecht ift im 8. 141 des MNg.Berggej. vom 24. Juni 1865 „megen 
aller zu Zweden des Bergbaubetrieb$ veräußerten Theile von Grunditüden" gewährt, „wenn 
in der Folge dad Grumdftüd zu den Bweden des Bergbaus entbehrlich wird“. Beide Rechte 
ſtehen dem zeitigen Eigenthlimer des durch die urfprüngliche Beräußerung verfleinerten Grundftüds 
zu (8 57 0.0.0. %bf. 3, 8. 141 a a. ©. Wbj. 2) und bebfirfen nad Art 22 Biff. 1 des A.G. 
38.68. „zue Erhaltung der Wirkjaniteit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht der Eintragung. Dagegen kann das geſetzliche Vorkaufs- und Retraktrecht der Agnaten 
nad) dem bremifchen Ritterrechte nur dann gegen gutgläubige Dritte geltend gemadt werben, 
wenn e3 eingetragen ift (E.G. 3. 8.6.8. Art. 61; Begründung zu rt. 21 des Entw. eines 
AGB. z. B.G. B.), und über die Eintragung des Vorkaufsrechts des Anerbenberedhtigten vgl. Gef. 
vom 2. Juli 1898 8. 37. 

) 8.8.8. 8. 1104, 1170. EBD. 38. 988, 983, 8. 984 Ubf. 1. In Preußen finden 
diefe Vorfhriften über das Erlöfchen durch Ausſchlußurtheil aud Anwendung auf das fubjeltine 
perföntiche Wiederfaufsret bei Rentengütern, deffen Entſtehung und Uebertragung nad; ben 
allgemeinen Vorſchriften erfolgt (AG. z. B.®.B. Art. 29 8.11), und auf eine in das Grundbuch 
eingetragene Berechtigung zur Gewinnung von Eifenerzen in dem Herzogthume Schlefien und 
der Grafſchaft Glatz (ebd. Art. 39). 

*) Bol. 8.8.8. 38. 1105-1108, 1110, 1111 und zw 8. 1111 Abf. 2 98. 399, 400. 
Ueber den Untericied zwifhen Reallaft und Rentenfhuld vgl. unten ©. 64. Die Verpflichtung 
des Grundeigenthümers zu einer einmaligen Handlung kann weder den Inhalt einer Reallaft 
noch einer Grunddienſtbarkeit, fondern nur eines obligatorifhen Anſpruchs Bilden (Entſch. 1 
S. 260 — K. G. N.F 1A © 91 — Rechtſpr. 1 ©. 426). 
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thume verbundenes ſubjektiv⸗dingliches Recht ober als vererbliches und veräußerliches 
oder auch als ein unveräußerliches Recht eines beſtimmten Berechtigten beſtellt 
werben. Unveräußerlich und unbelaſtbar iſt die Reallaſt, wenn der Anſpruch auf 
die einzelne Leiſtung nicht übertragbar ift, ſei es weil dieſer nach den Vorſchriften 
ber C.P.O. $. 850 der Pfändung nicht unterworfen iſt, oder weil Die Leiſtung an 
einen anderen als den urjprünglicen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts 
erfolgen Tann, ober weil bie Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner aus— 
geſchloſſen it. Eine zu Gunften einer beftimmten Perjon beftehende Reallaft kann 
nicht nachträglich mit dem Eigenthum an einem Grundftüde verbunden werben. 

Neben der dinglichen Haftung des Grundftüd für alle rüdjtändigen Leiftungen 
befteht bie perjönliche Haftung des Eigenthümerd für die während der Dauer feines 
Eigenthums fällig werdenden Leiftungen, „joweit nicht ein Anderes beftimmt ift“.") 
Die Parteien können alfo diefe perjönliche Haftung ausſchließen. 

Auch im Uebrigen überläßt dad B.G.B. die Beftimmung des Inhalt der Real» 
lajten den Betheiligten, insbeſondere Hinfichtlic der Art der wiederkehrenden Leiftungen, 
der Ablösbarkeit ꝛc.; jedoch bleiben die Iandesrechtlihen Vorſchriften unberührt, 
welche die Belaſtung eines Grundſtücks mit Reallaften unterfagen oder befchränfen 
oder welche deren Inhalt und Maß näher beftimmen.?) Dieſer Vorbehalt ift für 
Preußen von großer Bedeutung. Auf Grund verſchiedener, aber ſachlich übe 
ftimmender Geſetze gelten für die ganze Monardie mit Ausnahme der Provinz 
Hannover?) folgende Beitimmungen: „Mit Ausnahme fefter Geldrenten Fönnen 
bejtändige Abgaben und Leiftungen einem Grundftüd als Reallaſten nicht auferlegt 
werben. Cine neu auferlegte Geldrente ift ber Eigenthümer nad) borgängiger feche- 
monatiger Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrag abzulöfen berechtigt, fofern nicht 
ein Anderes beftimmt ift. Es kann jedoch vertragemäßig die Kündigung nur während 
eines beftimmten Zeitraums, welcher dreißig Jahre nicht überfteigen darf, aus— 
geihloffen und ein höherer Ablöfungsbetrag ald der fünfundzwanzigfache Betrag der 
Rente nicht feitgefegt werden. Vertragsmäßige Beftimmungen, melde dieſen Vor- 
ſchriften zuwiberlaufen, find unwirkſam, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des 
fonftigen Inhalts eines ſolchen Vertrags. Die Vorſchriften über Rentengüter bleiben 
unberührt.“ *) Demnad) ift die Auferlegung beftändiger Abgaben mit Ausnahme der 





1) „Bird das Grundftüd getheilt, fo Haften bie Eigenthümer der einzelnen Theile ald 
Sefammtfguldner” ($ 110R Abf. 2), ebenfo die Miteigenthümer, melde fi durch Vertrag 
gemeinſchaftlich verpflichtet haben ($. 427); ob letztere auch ſonſt als Geſammtſchulbner Haften, 
iſt ftreitig. Vgl. Turnausförfter Bb. 1 ©. 490. Alles dieſes betrifft nur die perfönliche 
Haftung der Eigenthümer. 

N E8. z 8.5.8. Art. 11. 

%) Für diefe enthält die WO. über die erbliche Uebertragung von Gütern und Grundfiüiden 
unter Vorbehalt einer Abgabe vom 23. Juli 1833 (G.S. I ©. 253) abweichende Vorſchriften. 
Vgl. auch über die Ablösbarkeit der nach diefer B.D. unablösbaren Reallaften die V.O. vom 
28. September 1867 (G.S. S. 1670) $. 18 und Gef. vom 3. April 1869 (G.S. ©. 544) 8. 1. 

9) So A.G. z 8.6.8. Art. 30 für die linksrheiniſchen Theile der Rheinprovinz, Lauens 
burg und Helgoland. Sachlich übereinftimmend die Ublöfungägefege vom 2. März 1850 (6.6. 








Reallaften. 57 


Geldrenten verboten; zeitlich beichräntte Neallaften fönnen andere Leiftungen als 
Geld zum Gegenftande Haben. Dies ift indbefondere für Altentheile von Bedeutung.!) 

„Auf die einzelnen Leiftungen“, zu denen die Reallaft verpflichtet, „finden die 
für die Binfen einer Hypothekenforderung geltenden Vorſchriften entſprechende An— 
wendung“ (8.6.8. 8. 1107). Demnach erfolgt die Abtretung der Rüdjtände 
fowie deren Belaftung, insbefondere auch Pfändung und Ueberweiung nad) den für 
gewöhnliche Zorderungen geltenden Vorſchriften. Ber Erwerber des Anſpruchs auf 
die rüdftändigen Leiftungen kann fid) nicht auf den öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs berufen; die Haftung der Rückſtände erliſcht durch Konfuſion und durch Ver— 
sicht gegenüber dem Eigenthümer, fofern nicht einem Dritten ein Recht an dem 
Anſpruche zufteht 2c.?) 

Die öffentlih-rechtlihen Reallaſten find von dem B.G.B. unberührt geblieben.) 

U. Mit Ausnahme der für den Weberbau oder den Nothweg zu entrichtenben 
Renten, von denen bereits S. 21 die Rede geweſen iſt, vollzieht fid) der Erwerb 
der durch das B.G.B. geregelten Reallaften durch Einigung und Eintragung.t) Dies 
gilt nicht nur von der Begründung, fondern auch von der Webertragung des Real— 
laſtrechts.“) Jedoch kommen für letztere die oben S. 30ff. ausgeführten Ausnahmen 
in Betracht. Ohne Einigung. kann fie auch durch Pfändung uud Weberweifung an 
Bahlungsftatt auf einen neuen Berechtigten übergehen.*) 

II. Für eine Aenderung in dem Inhalte der Renllaften gelten auch bie 
allgemeinen Vorſchriften. Bei fubjektiv-dinglichen Vorkaufsrechten ann jedoch eine 
Aenderung in dem herrihenden Grundftüde bei einer Theilung defjelben ohne 
Einigung und Eintragung eintreten. Es find vier Fälle zu unterſcheiden. a. „Gereicht 
die Reallaft nur einem der Theile zum Vortheile, jo bleibt fie mit dieſem Theile 
allein verbunden.“ b. Iſt Dies nicht der Sal, jo kann der Berechtigte bei ber 
Theilung durch Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte bejtimmen, daß das Recht 
nur mit einem Theile verbunden fein foll; dieje Erflärung bedarf der Zuftimmung 
der an dem herrfchenden Grunditüde Berechtigten, es fei denn, daß ihr Recht durch 


©. 77) 8. 91 Abſ. 2—4 für den damaligen Umfang des Köuigreichs mit Ausnahme der links— 
rheiniſchen Landestheile, vom 28. Mai 1860 (G.S. ©. 221) 8. 18 Abſ. 2-4 für Hohenzollern, 
vom 15. Februar 1872 (8.6. ©. 165) 8. 13 Abf. 2, 3 für den Neg.Bez. Wiesbaden und die 
zum Reg.Bez. Kaffel gehörigen vormals großherzogl. Heſſ. Gebietötheile, vom 3. Januar 1873 
G.S. ©. 3) 8. 54 für Schleswig-Holſtein und vom 23, Juli 1876 (G.S. ©. 357) fr den 
Reft des Reg Vez. Kaflel. 

2) Bgl. oben ©. 50. 

9) Bol. B.6.B. 88. 1158, 1159, 1178; C.B.O. 8. 830 Ubf. 3, $. 837 Abſ. 2. Ueber 
die Verjährung des Anſpruchs auf Rüditände vgl. B.G.B. 88. 902, 197. 

=) Bl. die Erl zu Art. 11 des preuß. AG. z. BGB. 

4) Died gilt insbeſondere aud von Altentheilen (oben S. 50 Anm. 3). Vgl. Bland 
Bd. 6 €. 184. 

5) Aber nicht von der Uebertragung des Rechtes auf die Ridftände, vgl. I a. €. 

%) Die Vorſchriften über die Pfändung und Ueberweifung einer Buchhypothet finden ent— 
ſprechende Anwendung (C. PO. 8. 857 Abſ. 6, 8. 837). Bol. unten ©. 113ff. 
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die Aenderung nicht berührt wird, und der Eintragung in das Grundbuch. c. „Ver- 
Außert der Berechtigte einen Theil des Grundſtücks, ohne eine ſolche Veftimmung zu 
treffen, fo bleibt das Recht mit dem heile verbunden, den er behält.“ d. Zit 
feiner dieſer Zälle gegeben, fo beiteht die Reallaſt für die einzelnen Theile unver- 
ändert fort.?) 

Bei einer Theilung des belajteten Grundſtücks bleibt die Neallaft an 
jedem einzelnen Theile im vollen Umfange beftehen.*) Hiervon können aber auf 
Grund der in dem EG. z. B.G.B. Art. 113, 120, 121 gemachten Vorbehalte die 
Landesgeſetze Ausnahmen anordnen; danach find unberührt geblieben die landes— 
geſetzlichen Vorſchriften über die Ablöfung, Umwandlung ober Einſchränkung von 
Nealfaften, die Bejtimmungen, nad) denen auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes 
die Realfaft auf die einzelnen Theile des belafteten Grundſtücks vertheilt wird, jowie 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften, „nad melden im alle der Theilung eined für 
den Staat oder eine Öffentliche Anftalt mit einer Reallajt belafteten Grundftüds nur 
ein Theil des Grundſtücks mit der Neallaft befaftet bleibt und dafür zu Gunften 
des jeweiligen Eigenthümers dieſes Theile die übrigen Theile mit gleichartigen 
Reallaſten belaftet werben.“ ®) 

IV. Diefe beiden erftgenannten Vorbehalte zu Gunften der Ablöſungsgeſetze und 
der Vorſchriften über die Unſchädlichkeitszeugniſſe find auch für die Aufhebung der 


1) 8.8.8. 3. 1109. Ueber die Theilung ber einzelnen Leiftungen in dem lepterwähnten 
Falle vgl. ebd. Abſ. 1 Säge 2, 3. 

®) Ueber die perfönfiche Haftung der Eigenthümer vgl. &. 56 Anm. 1. 

*) Auf Grund des erftgenannten Vorbehalts beftimmt das preuß. A.G. 5. 8.0.8. Art. 31: 
„Die Vorſchriften, nad) welhen im Falle der Theilung eines mit einer Reallaft belafteten 
Grundftüds bie Reallaft auf die einzelnen Theile bes Grundftüds vertheilt wird, bleiben In 
Kraft. Die Verteilung ift bei der Nuseinanderfegungsbehörbe zu beantragen.“ 

Diefe Vorfchriften find enthalten im $. 93 des Wblöfungsgefeges vom 2. März 1850 für 
den damaligen Umfang der Monardie mit Ausnahme der linksrheiniſchen G@ebietötheile und 
im 8. 29 des Gefeges über das Grundbuchweſen im Gebiete des Rheiniſchen Rechtes vom 
12. April 1888 (6.6. ©. 52). Nach dem erften Gefege findet bei einer Theilung des belafteten 
Grundftucks nah Verhälmiß des Wertes der Trennftüde die Vertheilung derjenigen Renten 
ftatt, welche nicht nach 8. 64 deſſ. Gef. durch Baarzahlung des achtzehnfachen Betrags des jähr⸗ 
lichen Geldwerths oder durch Vermittelung der Rentenbank ablösbar find. In bem Gebiete 
des Rheiniſchen Rechtes gilt daffefbe bei „feiten Gelbrenten“ (vgl. über die Mufrechterbaltung 
diefes 8. 29 A.G. z. &.B.D. Art. 33 Biff. 10 und Begr. zu Art. 31 des A.G. z. B.G. B.). 
Nach beiden Geſetzen kann der Berechtigte fordern, dab diejenigen Mentenbeträge, welche nad) 
der Bertheilung jährlich weniger als 12 M. betragen, durch Kopitalzahlung abgelöft werden. 
Ferner find auf Grund des Gefeges über die Errichtung von Rentenbanten vom 2. März 1850 
(8.S. ©. 112) 88. 20 und 64 und ber für die Provinz Hannover geltenden Beftimmungen 
der V.O. vom 28. September 1867 (©.6. ©. 1670) $.11 und des Gefehes vom 3. April 1869 
(8.5. ©. 544) 8.7 bie Tomänen-Amortifationd- und Rentenbankrenten (vgl. Urt. 12 des 
Ausf.öef. 5. G BO) bei einer Berftüdelung des belaiteten Grundftüids wie die Stantäfteuern 
zu vertbeifen; ihre Vertheilung erfolgt aber nicht durch die Auseinanderfegungsbehörde, fondern 
durch den Katafterfontrofeur (Gef. betr. die Vertheilung der öffentlichen Laften ıc. in den Prov. 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen und Weſtfalen vom 26. Auguft 1876, 
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Reallaſten von Bedeutung.) Tas Reichsrecht kennt als beſonderen Erlöſchungs- 
grund nur die Erlaſſung eines Ausſchlußurtheils, durch welches der unbekannte 
Berechtigte bei einer fubjeftivsperfänlicen Reallaſt mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen 
wird; e3 gilt in diefer Hinficht daſſelbe wie bei dem Vorkaufsrechte.?) 

V. Für die am 1. Januar 1900 bereits beftehenden Reallaſten gelten die 
S. 35 und S. 46 angeführten Regeln. 


10. Hypothek, Grundſchuld, Rentenfhuld. 


& Inhalt. Aebenabreden. 

1. Zur Befriedigung des Realkreditbedürfniſſes ſtellt das B.G.B. ſehr mannig- 
fache Arten dinglicher Belaſtung des Grundſtücks zur Verfügung und überläßt die 
Auswahl zwiſchen den verſchiedenen Formen grundſätzlich den Betheiligten. Dieſe 
haben zu beſtimmen, ob das Grundſtück mit einer Hypothek oder mit einer Grund— 
ſchuld oder mit einer Rentenſchuld befaftet werden, ob die Hypothek eine Verkehrs— 
hypothef ober eine Sicherungshypothek fein full, fomie aud, ob bei der Verlkehrs— 
hhpothef, bei der Grundſchuld und bei der Rentenſchuld die Ertheilung des Briefes 
ausgeſchloſſen werden ſoll oder nicht. Bei den Sicherungshypotheken fällt das letztere 
Wahlrecht weg; fie find ſtets Buchhypothelen. Einige Hypothelen find außerdem ſtets 
Sicherungshypotheken und in anderen Fällen kommt nur eine Grundſchuld als die 
geeignete Grundkreditbelaſtungsart in Betracht. 

1. Die Hypothek unterſcheidet ſich dadurch von der Grundſchuld, daß 
ſie die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme aus dem belaſteten Grundſtücke wegen 
einer dem Berechtigten zuſtehenden Forderung zum Inhalte hat, während die 
Grundſchuld lediglich auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme aus dem Grundſtücke 
gerichtet iſt.) Die Hypothek ſetzt demnach eine perſönliche Forderung voraus; wenn 
fie auch nicht jo ſtreng atzeſſoriſch iſt, wie das Mobiliarpfandrecht des B. G. B., jo 
iſt doch das Beſtehen der perſönlichen Forderung Bedingung nicht nur für den 
Erwerb der Hypothek durch den eingetragenen Berechtigten, ſondern auch für den 
Beſtand der Hypothek als ſolcher. Gelangt die Forderung nicht zur Entſtehung oder 
erliſcht ſie, ſo beſteht zwar das zu ihrer Sicherung eingetragene dingliche Recht 
trotzdem, aber nicht zu Gunſten des eingetragenen Gläubigers, ſondern zu Gunſten 


G.S. ©. 405, 88. 2, 4, 8; fur Hannover Gef. vom 4. Juli 1887, 9.6. ©. 324, 88. 2, 4, 8; 
für Schleswig-Holftein Gel. vom 13. Juni 1888, G.S. ©. 243, 38. 2, 4, 8). Alle dieſe Bor- 
ſchriften galten ſchon nad dem bisherigen Rechte (vgl. preuß. ©.8.D. $. 66). Das Grund- 
buchamt darf, wie bisher, fo auch künftig nicht die Entgegennahme der Auflafjung und die 
Abjchreibung des Trennftüd® von der Vertheilung der Reallaften duch die Auseinanderfegungs- 
behörde oder den Katafterfontroleur abhängig machen. 

3) Die preuß. Ablöfungsgefege find oben ©. 56 Anm. 3 und Anm. 4 angeführt. Ueber 
die Unjgäblicteitspeugniffe vgl. preuß. MG. z. GB. Art. 20 nebft Erl. 

*) Oben ©. 55 IV. . 

) 8.6.8. $8. 1113, 1191. 
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des Eigenthümers umd nit als Hypothet, fondern als Grundſchuld. Ferner geht 
mit der Uebertragung der Forderung die Hypothek auf den neuen Gläubiger über 
und regelmäßig Tann dieſe nicht ofne jene und jene nicht ohne dieſe abgetreten 
werben. Außerdem fönnen dem Berechtigten Einreben auß dem perjönlihen Schuld- 
verhältniß entgegengefeßt werden, ſoweit nicht der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
entgegenfteht.!) 

Die Grundſchuld ift dagegen von einer perjünlichen Forderung unabhängig.?) 
Allerdings fteht ihrer Veftellung das Vorhandenſein einer Forderung nicht entgegen, 
es wird ihr fogar häufig eine ſolche zu Grunde liegen; aber dad Beftehen ber 
Zorberung ift ohne rechtlichen Einfluß auf dad Grundſchuldrecht. Der eingetragene 
Gläubiger erwirbt diefeß, auch wenn die Forderung, die zu feiner Beſtellung den 
Anlaß gegeben Hat, nicht beftehen follte, und haftet höchſtens perjünlich nach den 
Grundfägen ber ungerechtfertigten Bereicherung. Demnach ift die Grundſchuld ein 
abſtraktes Grundſtückspfand; der Berechtigte Hat nur das dingliche Recht am dem 
Grundftüde, feine obligatorifche Forderung, höchſtens eine fog. Realobligation.?) Die 
Hypothek ſetzt dagegen ein neben dem dinglichen Rechte oder der Mealobligation 
beſtehendes perſönliches Forderungsrecht voraus, auf melde bei der Beftellung 
Bezug genommen werden muß. Daraus folgt, daf bei diefer die perfönliche Forderung 
im Grundbuch angegeben werden muß, wenn auch nur durch Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung,*) und daß andererfeit? aus dem im Eintragungsvermerke 
stehenden Worte: Darlehen, Kaufgeld, Bürgſchaft od. &. erhellt, daß eine Hypothek 
vorliegt, während bei einer Grundſchuld ftatt defien der Zuſatz „Grundſchuld“ ein- 
zutragen ift.®) 

2. Der Unterfhied zwifhen ber gewöhnliden Hypothek, ber jog. 
Verkehrshypothek, und der Sicherungshypothek befteht im ber ftrengeren 
alzeſſoriſchen Natur der lepteren in Folge ber Einſchränkung der Wirkungen des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. Bei der Verkehrshypothek hat bie eingetragene 


1) 8.68. 8. 1163, 8. 1177 Abſ. 1, 98. 1153, 1137, 1138. 

%) 8.58. 9.1192 Abf. 1: „Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften iiber die Hhpothet 
entfprechende Anwendung, foweit fi nidt daraus ein Anderes ergiebt, daß die Grundſchuld 
nicht eine Forderung vorausfegt.” Mbf. 2 ebb.: „Bir Zinfen der Grunbfhuld gelten die Bor- 
fSriften über die Binfen einer Hnpotbefenforberung.“ Welche Vorſchrifien über die Hypotet 
nad; Abſ. 1 auf die Grundfhuld anwendbar find, erhellt am beiten aus dem von ber Rebattiond- 
tommiffion ausgearbeiteten Entwwurje B., mitgetheift in den P. II Bd. 4 ©. 497—514, in dem 
bie Vorſchriften über die Grundſchuld denen über die Hypothek vorangeitellt find. 

*) In dem 8.6.8. ift allerdings jeder Ausdrud, der fir die Auffaſſung der Grundſchuld 
und der Hypothet ald einer Renlobligation verwerthei werden fünnte, vermieden, vgl. 88. 1113, 
1191, 4199, 1442. ber troßdem wird vielfach eine Verpflichtung des Cigenthimers, den 
Berechtigten aus dem Grundftüde zu befriedigen, alfo eine Realobligation angenommen, ind» 
befondere auf Grund der 88. 1137, 1138, 1441, 1146. Xgl. aud P. II Bd. 3 ©. 539. 

*) 98. 874, 1115. Vol. unten Borbm. V2 vor $. 13. Eine ſalſche Bezeichnung des Schuld: 
grundes in dem Eintragungsvermerte hat die Unwirkſamkeit ber Hypothek nicht zur Folge, vgl. 
R.G. 42 ©. 315, 45 ©. 176, Turnau-Förfter Bb. 1 ©. 556, Achilles-Strecker ©. 210. 

®) Val. das der preub. WNg.Verf. beigefügte amtliche Formular Abt, LIT. 
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Forderung die Vermuthung ihres Veitehens für fih und fteht unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuds; dem Erwerber einer folden Hypothek können daher keine 
Einwendungen aus dem perjönlihen Schuldverhältniß entgegengehalten werben, bie 
weder aus dem Grundbuch oder dem Hypothekenbrief erhellen no ihm bei dem 
Erwerbe bekannt gewejen jind.!) Bei der Sicherungshypothek beitimmt fich dagegen 
das Recht des Gläubigerd nur nach der Forderung; er kann fid) zu dem Beweis 
ihres Beſtehens und ihrer Höhe nicht auf die Eintragung im Grundbude beziehen 
und muß fih alle Einwendungen aus dem Schuldverhältniffe gefallen laſſen, ins— 
befondere auch den Einwand, daß die Forderung an den früheren Gläubiger gezahlt 
fei, bevor der Schuldner Kenntniß von der Abtretung erhalten habe?) Wohl aber 
bleibt in gleicher Weife, wie bei der Verkehrshypothek, aud bei der Sicherungshypothek 
der öffentlihe Glaube des Grundbuchs für da dingliche Hypothekenrecht von 
Bebeutung; die Einwendungen gegen den dinglichen Vertrag find aljo bei beiden in 
gleicher Weiſe durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs beſchränkt. Auch hin— 
fichtlich der Eigenthümerhypothek gilt für beide Arten da8 Gleiche; die ftrenge 
atzeſſoriſche Natur der Sicherungshypothek Hat aljo nicht die Wirkung, daß biefe beim 
Fehlen der Forderung nichtig ift, fondern fie fteht in diefem Falle ebenfo wie die 
Verlehrshypothel ald Grundſchuld dem Eigenthümer zu. 

Die Sicherungshypothek muß als ſolche im Grundbuche bezeichnet werden; nur 
die Hypotheken für Forderungen aus Inhaber- oder Orderpapieren?) und bie 
Ultimat= (Rautiond-, Maximal-) Hypotheten gelten als Sicherungshypotheken, 
aud wenn diefe Bezeichnung fehlt.t) 

Bei der letzteren Art Sicherungshypothek wird nur „der Höchſtbetrag, bis zu 
dem das Grundſtück haften foll, beftimmt,“ und in das Grundbuch eingetragen, während 
„im Webrigen die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten mird.“®) Abweichend von 
allen jonftigen Hypotheken und aud von den Kautiondhypotheten des früheren 
preußiſchen Rechtes“) bedarf es bei den Ultimathypothefen nicht der Angabe der zu 
ſichernden Forderung in dem Grundbuch); es genügt die Eintragung des Höcjitbetrags.”) 
Ein Binsvermerf kann nicht eingetragen werben ;®) die Binfen werden in ben Höchſt- 
betrag eingerechnet, über dieſen hinaus haftet aljo das Grundſtück auch für die Binfen 
nicht,?) wohl aber für die Kojten ber Kündigung und der die Befriedigung aus 


2) 98. 1138, 1140, 1156. 

°) 88. 1484, 1185. 

%) Bol. ©BD. 88. 44, 51. 

4) 88. 1184, 1187, 1190. 

>) $. 1190. 

9 Gig.Erw.Gel. $. 24; Achilles-Strecker ©. 162ff. 

”) Vgl. das der preuß. Alig Verf. beigefügte Formular Abth. III Ifd. Nr. 5. Mol. aber 
Turnaurförfter Bb. 1 ©. 760, welcher mit Recht die Angabe des Redhtöverhältnifies als 
durch das Intereffe der Betheiligten geboten bezeidmet. 

89. 13 8. 151. 

%) 8.6.8. 3. 1190 Abſ. 2; vgl. jedoch über die Umwandlung unten ©. 89. 
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dem Grunditüde bezmwedenden Rechtöverfolgung, wie in Uebereinftimmung mit, dem 
bisherigen preußifchen Rechte!) anzunehmen ift, da diefe nad) $. 1118 nicht der Ein- 
tragung bedürfen und 8. 1190 Abi. 2 nur die Einrechnung der Binfen, nicht der, 
Koſten in den Höchſtbetrag vorjchreibt.*) Dagegen weicht dad B.G.B. darin von dem 
preuß. Geſetz über ben Eig. Erw. 8. 67 ab, daß bie Vorfchriften des B.G.B. über die 
Eigenthümerbypothet aud für die Kautionshypotheken gelten. 

Neben den Hypotheken für Forderungen aus Inhaber- und Orberpapieren und 
den Ultimathypothefen find ferner ftet nur als Sicherungshypotheken einzu- 
tragen: die Hypothek, deren Eintragung an dem Baugrundftüde des Beftellerd der 
Unternehmer eines Bauwerkes oder eined einzelnen Theiles eines Bauwerkes für 
jeine Forderungen aus dem Werkvertrag oder, falls das Werk noch nicht vollendet ift, 
für einen der geleifteten Arbeit entiprechenden Theil der Vergütung und für die in der 
Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen kraft Geſetzes verlangen fann;®) die auf 
Erſuchen des Vormundſchaftsgerichts einzutragende Hypothek an Grunditüden des 
Vormundes, des Pflegerd oder des Beiltandes, falls nad; dem Ermefjen des Gerichts 
die Vorausfegungen vorliegen, unter denen dieſe zur Sicherheitsleiftung angehalten 
werden fönnen;t) die Hypothek, welche ber Pfandgläubiger einer Forderung auf 
Uebereignung eines Grundſtücks mit der Uebertragung des Eigenthums auf ben 
Gläubiger erwirbt, einerlei ob das Forderungspfandrecht durch Vertrag oder durch 
Pfändung erworben ift;®) ferner die fog. Zwangs- oder Judikatshypotheken,“) endlich 
die auf Erfuhen des Vollſtreckungsgerichts einzutragenden Hypotheken für bie 
Zorderungen, welche bei der Ziwangäverfteigerung eines Grundftüds den aus dem 
Verfteigerungserlöfe zu befriedigenden Berechtigten gegen den Erfteher übertragen 
werben.) Auf Grund des Art. 91 des EG. z. B. G. B. kann ſchließlich noch eine 
weitere Hypothek hinzutreten; nach dieſer Beitimmung bleiben nämlich die landes- 
gejeglichen Vorſchriften unberührt, nad} welchen ber Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung 
oder Anftalt des öffentlichen Rechtes oder eine unter ber Verwaltung einer öffentlichen 
Behörde ftehende Stiftung berechtigt iſt, zur Sicherung gewiſſer forderungen die 
Eintragung einer Hypothek an Grundftüden des Schuldners zu verlangen; auch dieſe 
ann nur als Sicherungshypothek eingetragen werden. 

3. Bei der Sicherungshypothek ift die Ertheilung des Hypothekenbriefs fraft 
Geſetzes ausgeichlofien.?) Die Vertehrshypothefen find dagegen jowohl als Buch— 
bypotheten wie als Briefhypothefen möglich, und das Entſprechende gilt von 
den Grundſchulden und den Rentenſchulden. Ob dieſe oder jene Form gewählt 





RG, IMB. 1888 ©. 176, Gruchot 32 ©. 1088. 
NM. z. BG2. Bd. 3 ©. 768. 

96.8. 9. 648. 

%) Frei. GG. 8. 54. 

) BOB. 9. 1287; C. P0. 9. 848. 

%) ER.D. 88. 866, 867, 932. Dgl. unten ©. fi. 

”) 80.8.0. 98. 128, 130. gl. unten ©. 76. 

%) 8.8.8. 8. 1185. 
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werden foll, hängt von der Vereinbarung ber Parteien ab. Als die regelmäßige 
Form gilt die Briefhypothet, die Briefgrundſchuld und Briefrentenſchuld; die Aus- 
ſchließung der Ertheilung des Briefe kann nur durch Vertrag des Gläubigerd und 
des Eigenthümer3 erfolgen und bedarf der Eintragung in das Grundbuch; formell ift 
zu der Eintragung aber, wenn bieje bei der Beſtellung der Hypothek ıc. beantragt 
wird, die einfeitige Bewilligung bes Eigenthümers, ohne Zuſtimmung des Gläubigers, 
genügend.!) Iſt aljo in dem Grundbuche nichts hierüber vermerkt, liegt eine Brief» 
hypothek ꝛc. vor. Weber die Bedeutung des Briefes vgl. unten Vorbm. 2 zum 
dritten Abſchnitt (vor $. 56). 

4. Nur in ber Form der Grundſchuld oder der Rentenſchuld kann ein Grund- 
ftüdspfand zu Gunften des Inhabers des Briefes ober zu Gunften des 
Eigenthümers des belafteten Grundſtücks beftellt werben. 

Eine Briefhypothek darf ftet3 nur zu Gunſten eines bejtimmt bezeichneten Be— 
rechtigten, eine Grundihuld und eine Rentenſchuld dagegen auch „in der Weife beftellt 
werden, daß der Grundſchuldbrief auf den Inhaber auögeftellt wird. Auf einen 
ſolchen Brief finden die Vorſchriften über Schuldverfcreibungen auf den Inhaber ent— 
iprechende Anwendung“ (8. 1195). Aus dieſen Vorjhriften ift hervorzuheben, daß zu 
der Ausftellung ftaatliche Genehmigung erforderlich) ift, melde in Preußen „auf Grund 
eingeholter Königlicder Ermächtigung von den zuftändigen Minijtern ertheilt wird.“?) 
Ehe dieſe nicht erwirlt ift, darf die Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuld-⸗ 
briefs nicht eingetragen werden. 

„Eine Grundjhuld kann auch für den Eigenthümer beftellt werden“ 
(& 1196 Abf. 1).) Dafjelbe gilt von der Rentenſchuld. Eine Hypothek darf das 
gegen bei ihrer Beitellung nur auf den Namen eines Anderen ald des Eigenthümers 
eingetragen werden, obwohl fie nicht nur jpäter auf den Eigenthümer übergehen, 
jondern auch von vornherein diefem zuftehen fann, weil die Zorderung nicht zur 
Entftehung gelangt oder der Hhpothefenbrief noch nicht ausgehändigt iſt.“) Auch alle 
übrigen reichörechtlich geregelten dinglihen Rechte an Grundftücen können zu Gunſten 
des Eigenthümerd nicht beitellt werben.®) 

5. Was in dem Vorjtehenden von der Grundſchuld gejagt ift, gilt auch von der 
Rentenſchuld, denn dieſe bildet eine Unterart jener und unterjcheidet ſich von der 
gewöhnlichen oder Kapital-Grundſchuld dadurd, daß fie nicht die Verpflichtung zur 


’) Vgl. B.G.B. 8. 1116 und unten Erl. 3 zu $. 19. 

808. 8. 795; preuß. Kgl. BD. vom 16. November 1899 zur Ausf. des B.G.B. 
(8.8. ©. 562) Art. 8; Entid. 1 €. 37 — 8.6.0.5. 1 A. ©. 105 — Rechtſpr. 1 ©. 104. 
Bgl. über die Inhabergrundfgulbden noch unten ©. 70, 76 und 79, .8.0. $. 43 (Exil. 2), 8.51 
mebft Erl, $. 56 (Exl. 24) und $. 70 (Ext. 3, 4). 

) Ebenſo fhon nach dem preuß. Geſ. über den Eig.Exrw. ꝛc. 8. 27 (Uilles-Streder 
©. 160ff.). 

%) 8.8.8. 8. 1163. 

5) ®gl. oben ©. 34. Anders bei dem Bergwerlseigenthum und den Kohlenabbaugerechtig- 
keiten; vgl. preuß. Berggef. vom 24. Juni 1865 8. 24, A.G. z. B. G. B. Urt. 38 88. 2, 3. 
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Zahlung eined Kapital® mit oder ohne Zinfen ober anderen Nebenleijtungen aus dem 
Grundftüde zum Inhalte hat, fondern daß bei ihr „in regelmäßig wieberfehrenden 
Terminen eine beftimmte Geldſumme aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt“ (8.1199). 
Der Berechtigte hat alfo grundfäglih nur auf die einzelnen Renten Anſpruch. 
Indeſſen bei der Beitellung muß ſtets ber Betrag beftimmt und im Grundbuch 
angegeben werben, durch deſſen Zahlung die Rentenſchuld abgelöft werden fann.!) 
Negelmäßig hat aber nur der Eigenthümer das Ablöſungsrecht; der Gläubiger Tann 
die Wblöfungsfumme erft fordern, nachdem der Eigenthümer von feinem Ablöfungs- 
echte Gebrauch gemacht und durch Kündigung die Fälligkeit jener Summe herbei— 
geführt Hat, außerdem aber, wenn in Folge einer Verjhlechterung des Grunditüds 
die Sicherheit der Rentenſchuld gefährdet wird und der Eigentümer auf Verlangen 
des Gläubigerd gemäß $. 1133 die Gefährdung nicht befeitigt.*) 

Ein meitergehendes Ablöſungsrecht darf dem Gläubiger nicht eingeräumt werden; 
deshalb darf eine Rentenſchuld auch nicht in der Art beitellt werden, daß die 
wiederfehrende Geldleiftung zum Theil zur Amortifation des Kapital dient.®) 

Die Renten uld nähert fi) der Reallaſt; aber abgejehen davon, daß letztere 
auch auf andere wieberfehrende Leiftungen ald Geldzahlungen gehen kann und nicht 
auf regelmäßig wiederkehrende Leiftungen gerichtet zu fein braucht, unterfcheidet 
die Rentenſchuld fi dadurch von einer auf Zahlung einer Geldrente gerichteten 
Neallaft, daß e3 bei der Reallaſt feinen Rentenſchuldbrief giebt, daß bie Ablöfung 
bei ihr nicht reichsrechtlich geregelt, insbeſondere die Eintragung der Ablöjungsfumme 
in das Grundbuch nicht vorgefchrieben ijt, daß der Eigenthümer für die Rentenſchuld 
ftet3 nur mit dem Grundftüde, nie perjönlich haftet, daß ferner nur diefe für den 
Eigentümer des Grundſtücks bejtellt werden Tann und durch Ablöfung auf ihm über- 
geht fowie einer Ummandlung in eine gewöhnliche Grundſchuld fähig iſt.“) 

I. Bei allen diefen verfhiedenen Formen bed Grundpfandes haben 
die Parteien den näheren Inhalt des Rechtes zu beftimmen. 

1. Bei ber Hypothek geſchieht die vor allem durch nähere Bezeichnung der zu 
fiernden Forderung. Hinſichtlich diefer find der Parteiwillkür nur infofern 
Schranken geſetzt, als ed eine Geldforderung fein muß und ihr Betrag in Reichs— 
währung angegeben werben fol.) Im MUebrigen unterliegt die Beſtimmung der 
Forderung der Vereinbarung ber Betheiligten. Auch eine fünftige oder eine bedingte 
genügt, wie dad B.G.B. $. 1113 Abſ. 2 ausdrücklich hervorhebt. Hieraus ergiebt 
ſich, daß indirekt auch eine nicht auf Geld gerichtete Forderung Gegenjtand 
hypothekariſcher Sicherung fein kann, indem z. B. für bie im Falle ihrer Nichte 
erfülung zu zahlende Vertragsgeldſtrafe oder Schadenserjagforderung eine Hypothek 
beftellt wird. 


») 8. 1199 Abſ. 2. 

”) 88. 1201, 1202. 

%) Entf. 1 6.192 = KG. N.F. 1A. S. 212 — Regifpr. 1 ©. 191. 
+) Zeitfche. f. CPrz. 27 ©. 361. 

>) 8.6.8. 98. 1113, 1115; 6B. O. 8. 28. Bol. auch Rechtſpr. 2 ©. 9. 
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Der Geldbetrag der Forderung oder der Grundſchuld muß, ebenfo wie der 
Gläubiger, ftet3 im Grundbuch angeführt werden; eine Bezugnahme auf die Ein- 
tragungsbewilligung genügt‘ nicht.') 

2. Das Leptere gilt auch von dem Zinsſatze, falls die Hypothekenforderung 
ober die Grundſchuld verzinslich ift,*) und von dem Geldbetrage der ettvaigen anderen 
NRebenleijtungen; nur „bei der Eintragung einer Hypothek für ein Darlehn einer 
Kreditanftalt, deren Sapung von der zujtändigen Behörde öffentlich befannt gemacht 
worden ift, genügt zur Bezeichnung der außer den Binfen jagungdgemäß zu entrichtenden 
Nebenleijtungen die Bezugnahme auf die Satzung“ ($. 1115). Des Vermerkes der 
Zinslofigfeit bedarf ed dagegen nicht. 

Ob die Hhpothefenforderung und das Grundſchuldkapital verzinft werden ſoll 
oder nicht, unterliegt der Beſtimmung der Betheiligten.) Cie können auch von 
einer Bedingung oder Befriftung die Verzinfung oder die Höhe der Binjen abhängig 
maden; jo ift z. B. die Erhöhung des Zinsfußes von 4 auf 5%, für den Fall 
nicht pünftlicher Zinszahlung eintragungsfähig.*) 

Auch die Abrede, daß bei vorzeitiger Rüdzahlung des Kapitals dem Gläubiger 
eine in Prozenten deſſelben außgedrüdte Entſchädigung zu zahlen fei, ift mit dem 
Nange und an der Stelle des Kapital einzutragen; der Eintragung einer befonderen 
Sicherungshypothek bedarf es nicht.) Dagegen find nicht eintragungsfähig, weil fie 
feiner Eintragung bedürfen und überflüfiige Eintragungen vermieden werden follen, 
die gejeglihen Binjen und die Koften der Kündigung und der die Be- 
friedigung aus dem Grundftüde bezwedenden Nedtsverfolgung; für fie 
Haftet das Grundſtück kraft Geſetzes.““) Demnach braucht nicht eingetragen zu werden, 
daß der Eigenthümer von dem Eintritte der Vorausfegungen des Schuldnerverzugs 
in jeiner Perſon ab Verzugszinſen zu entrichten habe.?) Hierin liegt eine Abweichung 
von dem biöherigen preußijchen Rechte.) Auch darin weicht das B.G.B. von dem 
preußiſchen Grundbuchrecht®) ab, daß es nicht nur die Eintragung von „Binfen und 
jonftigen Jahreszahlungen“, fondern allgemein die Eintragung anderer Nebenleiftungen 
als Binfen geitattet; die Eintragung einer Vertragsſtrafe für unpünftlide Zahlung 


8GB 8 1115. Val. Borbm. V2 vor $. 13 der 6.8.0. 

*) Deshalb ift der Antrag auf Eintragung einer Hypothek abzulehnen, wenn diefe al 
verzinslich bezeichnet, der Zinsfag aber nicht angegeben ift. (Rechtſpr. 1 ©. 456.) 

) BGB. $. 1115, 8. 1191 Abf. 2. 

+) Entf. 1 &.79 = RG.NF. 1A. ©. 196 — Rechtſpr. 1 6.200. Bol. auch Eädj. 
Archto Bd. 10 ©. 184, wo die Angabe des vereinbarten Mazimalfapes bes Binsfußes („Diß zw 
5%") im Grundbuge für genügend ertlärt ift. 

5) Enid. 1 €. 119 = 8.6. N.F. 1A. ©. 204 = Rechtſpr. 1 ©. 291. 

%) BGB. 8. 1118. Enid. 1 6.81 = 8.6. NF. 1A. ©.203 = Rechtſpr. 1 ©. 202. 
AM. Turnau-Förfter 8.1 ©. 560, welche bie Eintragung fit zuläffig und dag Grundbuch 
amt für verpflichtet erflären, dem Gintragungsantrage ftattzugeben. 

730.8. $. 1146 

®) Gef. über den Eig.Erm. ıc. $. 30; Agilles-Streder ©. 178f. 

Agitles-Gtreder, Grundbugordnung. 5. Huflage- 5, 
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ift alfo nicht mehr unzuläffig.') Stets aber find andere Nebenleijtungen als Zinfen 
nad) ihrem Geldbetrage und in Reichswährung anzugeben;?) dies gilt auch von gültig 
vereinbarten Binfeszinjen und Koften.?) 


3. Die Angabe des Anfangstags der Verzinſung und ber Zins— 
zahlungstermine im Grundbuch ift nicht vorgeſchrieben, aber zuläfjig und mit 
Rückſicht auf 8. 13 des Zw. V. G. empfehlenswertd, damit das Vollftredungsgericht 
glei) aus dem Grundbuche ſelbſt den legten Fälligkeitstermin vor der Beſchlagnahme 
des Grundjtüds erjehen kann. Den Parteivereinbarungen jind in diefer Hinficht feine 
Schranfen geſetzt; als Dispoſitivvorſchriften kommen für die Hypothek die Bejtimmungen 
über die einzelnen Forderungsrechte in Betracht.“) 


4. Auch die Rüdzahlungsbedingungen unterliegen grundſätzlich dem freien 
Beſtimmungsrechte der Betheiligten. Bei Rentenſchulden ift jedoch eine Beſchränkung 
des Kündigungsrechts des Eigenthümers nur infoweit zuläfjig, daß er nad) dreißig 
Jahren unter Einhaltung einer ſechsmonatigen Frift fündigen fann, und nad} Art. 117 
Abſ. 2 des EG. z. BGB. beiten die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt, 
„welche die Belaftung eines Grundftüd® mit einer unfündbaren Hypothek oder 
Grundſchuld unterfagen oder die Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigenthümers 
bei Hypothekenforderungen und Grundſchulden zeitlich beſchränken und bei Renten: 
ſchulden nur für eine fürzere ald die im $. 1202 bj. 2 de3 B.G.B. betimmte 
Beit zufafen.“ Auf Grund diejes Vorbehalt3 beftimmt Art. 32 8. 1 des preuß. 
Ausf. Geſ. z. B.G.B.: „Bei Hnpothefenforderungen, Grundſchulden und Rentenjhulden 
kann das Kündigungsrecht des Eigenthümers nur injoweit außgefchloffen werden, 
daß der Eigenthümer nad zwanzig Jahren unter Einhaltung einer ſechsmonatigen 
Friſt Fündigen fann.“®) Hierdurch iſt nicht nur die Vorjchrift des $. 1202 Abſ. 2 
des BGB. für die Nentenjhulden abgeändert, jondern auch die in verjchiebenen 
Bunften abweichende, durch Urt. 89 Ziff. 15, 22, 27, 29, 31 deſſelben Geſetzes auf⸗ 
gehobene Vorſchrift des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 und feiner Nad- 
bildungen erjegt, inebejondere aud) die dort vorgeſehene Ausnahme zu Gunſten der 


2) P. U B. 3 ©. 545; vgl. über das fritfere Recht Johow 4 S. 156, 7 ©. 224. 
8.6.7 S. 76. 

%) 8.0.8. 8. 1115; G.B.O. 3. 28. 

) Eniſch. 1 6.81 = 8.6. N.F. 1A. ©. 199 — Rechſpr. 1 ©. 201. Ueber die Zu— 
fäffigfeit der Vereinbarung von Binferzinien in beftimmten Fällen vgl. 8.8.8. 8. 218 Abf. 2. 
Als einzutragende Koſten kommen 3. B. die der Eintragung in Betracht, für die das Grundftüd, 
ander als nad; bem preuß. Gel. über den Eig. Erw. $. 30, nicht mehr ohne Weiteres Hafter. 
(Ausnahme bei Zwangshypotheken nah C. P.O. 8. 867 Abſ. 1 Cap 3.) Bol. auch Sädi. 
Arhiv Bd. 10 ©. 186. 

+) Bol. namentlich $. 608 über Darlehnszinjen, die in Ermangelung einer anderen Be— 
ftimmung jährlich zu zahlen find. 

5) Ueber die Anmwendbarteit diefer Vorſchrift auf vor dem 1. Januar 1900 eingetragene 
Kapitalien vgl. ebd. 8. 2. 
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Krebitinftitute befeitigt. Die Ausſchließung der Kündigungsbefugniß des Eigenthümers 
auf länger als zwanzig Jahre iſt daher nicht eintragungafähig.') Anders verhält 
es ſich dagegen mit der Vereinbarung der Unfündbarkeit für die Lebenszeit des 
Gläubigerd; dieſe ift an ji) gültig und eintragungsfähig, verliert aber mit dem 
Ablaufe von zwanzig Jahren ihre Wirkfamfeit, fofern der Gläubiger diejen Zeit» 
vaum überleben jollte.*) Für das Kündigungsrecht des Gläubigers gelten dieſe Vor— 
ſchriften nicht. 

Eine weitere Einſchränkung enthält $. 247 des B.G.B.: „Iſt ein höherer 
Zinsſatz als ſechs vom Hundert für dag Jahr vereinbart, fo kann der Schuldner 
nad dem Ablaufe von ſechs Monaten das Kapital unter Einhaltung einer Kündigungs- 
feift von ſechs Monaten kündigen. Das Kündigungsreht kann nicht durch Vertrag 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden.“ in derartiger Vertrag ift aljo nicht ein— 
tragungsfähig. Eine Ausnahme gilt nad Abſ. 2 ebd. für Schuldverfchreibungen auf 
den Inhaber und deshalb nad) $. 1195 für Grundihuldbriefe auf den Inhaber. 

Von diefen Einſchränkungen abgejehen können die Betheiligten die Rüdzahfungs- 
bedingungen frei beftimmen, inöbefondere Kündigungsfrift, Zahlungszeit uud 
Zahlungsort feitjegen und in das Grundbuch eintragen laſſen. Insbeſondere iſt 
auch die Vereinbarung, daß der Gläubiger das Kapital3 fofort fordern darf, wenn 
der Eigenthümer die gehörige Verſicherung der auf dem belajteten Grundftüde 
itehenden Gebäude gegen Feuersgefahr unterläßt od. ä., als Rüdzahlungsbedingung 
eintragungsfähig. In Ermangelung einer abweichenden Feſtſetzung richtet ſich die 
Nüdzahlung der Hypotheken nad) den für die geficherten Forderungen geltenden Be— 
itimmungen,®) und für die Grundſchuld trifft dad B.G.B. in den SS. 1193, 1194 
Dispofitivvorjchriften, wonach das Stapital nad) vorgängiger, ſowohl dem Eigenthümer 
wie dem Gläubiger zuftehenden Kündigung mit ſechsmonatiger Friſt fällig wird und 
ebenfo wie die Zinſen und andere Nebenleiftungen am Sitze ded Grundbuchamts zu 
zahlen ift. Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Rentenſchulden mit der bereits 
erwähnten Einſchränkung, daß dem Gläubiger fein Ablöſungsrecht gewährt werden darf.t) 

Zuläffig und eintragungsfähig ift indbefondere aud die jog. Goldklauſel 
d. 5. die Bedingung der Zahlung in Reichsgoldmünzen trotz fpäterer Yenderung der 
Münzgejeggebung, insbejondere auch unter Ausſchluß der Thalerjtüde. Die Ordnungs- 
vorſchrift des 8. 28 G.B. O. ſteht dem micht entgegen, weil der Geldbetrag der 
Hypothek ober der Grundſchuld troß dieſes Zuſatzes in Neihswährung unter der 
der Einſchränkung auf Reichsgoldmünzen angegeben ijt.°) 

) KG. 14 €. 141, Rechtſpr. 2 ©. 9. 

N O. Tr. Entf. 75 ©. 68, Sir. Arch. 85 ©. 21; 8.0. 10 ©. 323, 

®) Bol. B.G.B. 98. 269— 271, und z. B. über die Fälligkeit einer Darlehnsforberung $. 609. 

+) 8$. 1201, 1202. 

%) Entf. 1 S. 71 — KG.NF. 1A. S. 194 — Rechtſpr. 1S. 24. Vgl. auch 8.6.9 
©. 79, 14 ©. 138 und Merfeld in Gruchot 39 ©. 574ff. Wenn in der an erſter Stelle ge- 
nannten Entſcheidung ausgeführt wird, daß die Eintrggung der Goldklaufel nicht durch Bezug: 
nahme auf die Eintragungsbewilligung erfegt werden könne, weil fie zur näheren Beftimmung 

5* 
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Dagegen ift, wie unter der Herrſchaft des preuß. Eig. Erw. Geſ. $ 23, bie 
Bedingung der Rüdzahlung eines Darlehens in Pfandbriefen eines Kreditinſtituts 
nicht eintragungsfähig, weil dieje Papiere dem Kurje unterworfen find und mithin 
dem Erfordernifje der Beftimmtheit ber Geldfumme nicht genügen fönnen; eine der— 
artige Verpflichtung fonnte damald und kann auch jegt nur dur eine Kautiond- 
hypothek ficher geftellt merben.’) 

II. Außer den erwähnten Vereinbarungen, die den Inhalt der Hypotheken und 
Grundſchulden näher bejtimmen, kommen gerade bei dieſen Rechten mehr al bei den 
übrigen eine große Zahl Nebenberedungen in Betracht, deren Zuläjiigleit oder 
Unzuläffigfeit teils ausdrücklich ausgeſprochen theils aus den jonjtigen Vorſchriften 
zu entnehmen ift.*) 

1. Ausdrüdlih für nichtig erflärt find: 

a. „eine Vereinbarung, durch die ji der Eigenthümer dem Gläubiger gegen- 
über verpflichtet, das Grundſtück nicht zu veräußern oder nicht weiter zu 
belaften.“ ($ 1136.) Die Bejtimmung enthält eine Erweiterung der Vorſchrift des 
preuß. Gef. über den Eig.Erm. x. $ 48, bie fi nur auf Velaftungen, nicht auf 
Veräußerungen des belajteten Grundftüds bezog.) Xroß dieſer Vorſchrift ift von 
dem Kammergerichtet) für zuläffig und eintragungsfähig gehalten eine von dem Eigen: 
thümer übernommene Verbindlichkeit, ohne Genehmigung des HHpothefengläubigers 
da3 Grundſtück nicht mit Grundſchulden weiter zu befaften, wibrigenfalls der Gläubiger 
zur Rüdforderung des Kapitals befugt jein folle, weil dieſe Abrede nur als Rüd- 
zahlungsbedingung aufzufaflen fei. Dies trifft auch für das jegige Recht noch zu. 

b. die Vereinbarungen, daß der Gläubiger berechtigt fein fol, „zum Bmede 
der Befriedigung die Uebertragung des Eigenthums an dem Grundſtücke zu ber- 
fangen ober die Veräußerung des Grundſtücks auf andere Weiſe ala im Wege der 
Zwangsvollſtreckung zu bewirken,“ fofern fie getroffen werden, bebor die Forderung 
dem Eigenthümer gegenüber?) fällig geworden if. ($ 1149.) Das B.6.B. mwieder- 


der Währung diene, in welcher die Rüdzahlung der Hypothek erfolgen foll, fo Halte ich das 
nicht für zutreffend. Nur der Geldbetrag der Forderung muß in dem Grundbude ſelbſt ane 
gegeben werden; die Angabe der Währung, in ber bie Büdzahlung geſchehen fol, ft nicht bor- 
geichrieben, weil das Geſetz davon ausgeht, dab nur eine Währung, die Reichswährung, ein- 
zutragen ift (6.8.0. 8. 28). M.E. Handelt es fih bei der Goldklauſel nur um eine Rüd« 
zahlungsbebingung, deren Eintragung dur Bezugnahme erfept werden fann. 

1) Johom 3 S. 154, 155; 4 ©. 153; 6 ©. 360; 8.6. 4 ©. 172; R.G. 38 ©. 229. 
AM. Johom 4 ©. 158, 249; 7 ©. 220. 

) An biefer Stelle ift auf die für die Nrbenabreden wichtige Uebergangsvorſchrift des 
Art. 167 des EG. 5 B.G.B. hinzuweiſen: „In Kraft bleiben die Iandesgefeplichen Vorſchriften, 
welche die zur Zeit des Inkrafttretens des B.G.B. beftehenden landſchaftlichen ober ritter- 
ſchaftlichen Kreditanftalten betreffen.” 

») Adilles:Streder ©. 239 Für Bayern vgl. Obermeyer in Seufferts Blättern 
für Rechtsanwendung 65. Jahrg. (1900) ©. 325. 

RG. 9 S. “0. 

>) Bot. 8.6.8. 8. 111. 
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holt demnach einmal das dem früheren Rechte bekannte Verbot der ex commissoria 
und verbietet außerdem die Vereinbarung des außergerigtlihen Verkaufs 
des Grundftüds.') Beide Abreden jind aber nur unzuläfjig, wenn fie vor ber 
Bälligkeit der Hypothek getroffen werden. Nach ber Verfallzeit können fie gültig 
getroffen werdem; fie jind aber nicht eintragungsfähig, weil fie lediglich obligatorijche 
Wirkungen haben.?) 

» 2. Nicht aufgenommen ift die Vorjhrift des $ 45 des preuß. Gef. über’ den 
Eig. Erw. x.: „Ein Vertrag zwiſchen dem hypothekariſchen oder Grundſchuldgläubiger 
und dem Gigenthümer, dur welchen Erſteren das Recht der Veräußerung zum 
Zwed ihrer Befriedigung entzogen wird, ijt nichtig." Trotzdem gilt dieje Vorſchrift 
aud nad; dem B.G.B., für diejes ijt jogar über jene Vejtimmung, wie fie wenigſtens 
in der Praxis aufgefaßt wurde, Hinauszugehen und die bon der Rechtſprechung 
bejahte Zuläjfigfeit der Revenüenhypotheken“?) zu verneinen. Die Beftellung 
einer Hypothet mit der Einſchränkung, daß der Gläubiger fih nur an die Nußungen, 
nicht an die Subſtanz de3 Grundftüds Halten und zu feiner Befriedigung nur die 
Zwangdvermaltung, nicht die Zwangsverſteigerung beantragen darf, widerſpricht der 
Natur der Hypothek und iſt bei der zwingenden Natur der fachenrechtlichen Normen 
unzuläjfig. Hierfür ſpricht auch die Vorſchrift des Art. 60 des E.G. z. BGB: 
„Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Bejtellung einer 
Hypothek, Grundihuld oder Nentenihuld an einem Grundſtücke, deſſen Belajtung 
nad den in den Artikeln 57—59 bezeichneten Vorſchriften nur beſchränkt zuläflig 
it, dahin geftatten, daf der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtücke lediglich 
im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann.“ Durch Art. 57—59 jind die Normen 
des Privatfürjtenrechts, des Nechtes gewifjer adeliger Häufer fowie des Familien— 
fideifonmiß-, Lehen- und Stammgutsrehts aufrechterhalten. Nur innerhalb des 
Bereichs diejer Sonderrechte jind aljo Revenüenhypotheken zuläfjig. 

3. Keine Vorſchrift trifft das BGB. über die Antichreſe an Grundſtücken.“) 
Eine Hypothek oder eine Grundſchuld fann demnach nicht mit der Nebenabrede 
bejtellt werden, daß der Gläubiger zur Nußung des Grundſtücks befugt jein joll. 
Eine jolde Abrede hat nur obligatorifhe Wirkung und ift nicht eintragungsfähig. 
Dagegen jteht nichts entgegen, dem Gläubiger neben jeiner Hypothek oder Grund» 
ihuld als ſelbſtändiges dingliches Recht einen Niekbrauh an dem befafteten 
Grundftüde bis zur Tilgung jeiner Forderung, jedoch nicht über feinen Tod hinaus 
zu beitellen.®) 


4) Neber das frühere Recht vgl. Achilles-Strecker ©. 234. 

*) Turnau-Förſter Bd. 1 ©. 658 Anm. 4. 

®) Bgl. Adilles-Streder S. 237 ff.; KG. 6 ©. 115, 17 ©. 83; R.G. 13 ©, 239. 

4) Anders bei beweglichen Saden. 8.6.8. 88. 1213, 1214. 

5) Oberned ©. 474. Bol. das Mufter bei Jaſtrow, Formularbuch 13. Aufl. (1900) 
x. 2 ©. 172 und über die Fortdauer einer vor dem 1. Januar 1900 begründeten Antichreſe 
Rechtſp. 1 ©. 261, dagegen Freudenthal in der D. Juriften=Zeitg. 1900 ©. 270. 
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4. Ausdrücklich zugelafien it bei einer Hypothek für bie Forderung aus 
einer Schuldverjepreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem 
anderen indojjabelen Papiere jowie bei Grundihulden oder Mentenihulden für 
den Inhaber des Briefes die Beftellung eined Vertreters für den jeweiligen 
Gläubiger.') 

5. Ferner kann nad) $. 800 der E.P.D. der Eigenthümer ſich in einer von einem 
deutjchen Gericht oder von einem deutjchen Notar innerhalb der Grenzen ihrer Amts- 
befugniffe in der vorgejchriebenen Form aufgenommenen (aljo nit blos beglaubigten) 
Urfunde „in Anjehung einer HHpothef, einer Grundſchuld oder einer Rentenihuld der 
jofortigen Zwangsvollſtreckung in der Weiſe unterwerfen, daß die Zwangs— 
vollſtreckung aus der Urfunde gegen den jeweiligen Eigenthümer des Grundſtücks zuläſſig 
jein ſoll. Die Unterwerfung bedarf in diejem Falle der Eintragung in das Grundbuch.“ 
Dadurch werden die Streitfragen des bisherigen preußiichen Rechtes bejaht, ob eine 
derartige Abrede mit bindender Kraft gegen den Erwerber des Grundſtücks überhaupt 
getroffen werden kann, und ob fie eintragungsfähig ift.*) 

6. Eintragungsfähig jind ferner gewiſſe Einreden. Nah 8. 1138 des B.G.B. 
gelten nänli die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſowie 
über deſſen Berichtigung und über die Zuläjiigfeit der Eintragung eines Wider- 
ſpruchs „für die Hypothek auch in Anjehung der Forderung und der dem Eigen- 
thümer nach 8. 1137 zuftehenden Einreden,“ d. j. die Einreden, welche dem perjönlichen 
Schuldner gegen die Forderung zuſtehen, mit Ausnahme der Einrede der beſchränkten 
Haftung de Erben und der Einrede der Verjährung, und die auf ein Anfechtungsrecht 
des Schuldners oder auf eine Aufrechnungsbefugniß des Gläubigers geitüßten, einent 
Bürgen zuftehenden Einreden. Tas Gleiche gilt nad $. 1157 für die Einveden, die dem 
Eigenthümer auf Grund eines zwifchen ihm und dem bisherigen Hypothefen- oder Grund» 
ſchuldglaubiger bejtehenden Rechtöverhältnifjes gegen die Hypothef oder die Grundſchuld 
zuſtehen. Daraus erhellt, daß der Eigentgümer fich dieje Einreden gegenüber einem 
gutgläubigen Erwerber der Hppothef oder der Grundſchuld mur erhalten kann, wenn 
er deren Eintragung in das Grundbuch, oder ihren Vermerk auf dem Briefe erwirkt. 

Eintragungsfähig ift banad) auch die Einrede, daß die Abtretung ber Hypotheken— 
forderung jeitens des Gläubigerd durch Vereinbarung mit dem Schuldner aus— 
geſchloſſen iſt (8.6.8. 3. 399). Das Gleiche gilt auch für die Grundſchuld, obwohl 
es ſich bei dieſer nicht um die Abtretung einer Forderung Handelt; denn nad) $. 413 
des B.G.B. finden die Vorjehriften über die Webertragung von Forderungen, aljo 
aud der 8.399, auf die Uebertragung anderer Rechte entjprechende Anwendung, 
ſoweit nicht bejondere gejeßliche Bejtimmungen entgegenitehen, und das ift in dieſem 
Puntte nicht der Fall.®) 

) 8.6.8. 98. 1189, 1192, 1195. Val. hierüber unten Erl. 3e# zu $. 30 und 83.43, 44 
der G. B.O. nebft Ext. 

®) Bgl. Zeiiſchr. f. E-Prz. 28 S. 171; Adilles-Streder ©. 236ff.; K.G. 8 ©. 87; 
andererfeitd 8.®. 17 ©. 75. 

%) Bl. oben ©. 24. 
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7. Mit diejer Frage, ob die Abtretungsbefugniß des Gläubigers ausgejchloffen 
werden fann, ift nicht die weitere zu verwechſeln, ob der Eigenthümer auf die ihm 
bei der Tilgung der Forderung zufallende Eigenthümerhypothef im Voraus 
verzichten, ſich alſo verpflichten fann, dieje nicht abzutreten oder anberweit über jie 
zu verfügen. $. 399 ijt Hierauf nicht anwendbar, denn e3 liegt fein Vertrag zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Schuldner einer Forderung oder eines jonftigen Rechtes vor, 
in weldem jener auf die Abtretung der ihm gegen jeinen Vertragsgenoffen zuſtehenden 
Forderung verzichtet, fondern es handelt ſich um eine Vereinbarung zwilchen dem 
fünftigen Erwerber eines dinglichen Rechtes an dem eigenen Grunditüde und einem 
Dritten, meift einem nachſtehenden ober gleichſtehenden Verechtigten, durch den jener 
ſich verpflichtet, fein künftiges dingliches Recht nicht zum Nachtheile des letzteren 
geltend zu machen. Dieſe Vereinbarung hat nad) dem B.G. B. $. 137 nur obligatoriſche 
Wirkung’) $. 1179 ermöglicht es aber, jie mit dinglicher Wirkung auszuftatten, 
indem dort beftimmt wird: „QVerpflichtet fi) der Eigenthümer einem Anderen gegen- 
über, Die Hypothek löſchen zu laflen, wenn fie ſich mit dem Eigenthum in einer 
Perſon bereinigt, jo fann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerkung 
in dad Grundbuch eingetragen werden.” Nur in Form einer derartigen Vormerkung 
iſt aljo eine ſolche Vereinbarung, die in der Praxis Häufig vorfommt,?) eintragungs- 
fähig; und um ben Nachfolger in dem Eigenthume bes belofteten Grundſtücks zu 
binden, ift die Eintragung durchaus erforderlich. Die Verpflichtung, über die Hypothek 
oder Grundſchuld — denn für legtere gilt nichts Uhtweichendes®) — nad) deren Erwerbe 
nicht zu verfügen, jondern fie löſchen zu laſſen, kann der Eigenthümer nicht nur 
einem gleich oder nachſtehenden Berechtigten übernehmen, fondern nad) dem Wortlaut 
de3 $. 1179 auch einem jonftigen Intereffenten, insbefondere hinſichtlich einer in Theil- 
zahlungen zu tilgenden Hypothek auch dem Gläubiger eben diejer Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld gegenüber. Allerdings hat leßterer nad dem B.G.B. weit weniger Interefje an 
einer jolhen Vereinbarung als nad) dem preußiſchen Rechte; denn während nad} diejem, 
wenigſtens nad) der herrſchenden Meinung die Neftforderung des Gläubigers gleichen 
Rang mit der auf den Eigenthümer übergegangenen Theilhypothek hatte,‘) Tann nad 
dem 8.6.8. 8. 1176 die Eigenthümerhypothef nicht zum Nachtheile der dem Gläubiger 
verbleibenden Hypothek geltend gemacht werden, letztere hat alſo den Vorrang vor 
diefer.®) Deshalb iſt die häufig beantragte Eintragung dieſes Vorrangs auf Grund 
bejonderer Bewilligung des Eigenthümers überflüjfig und daher, weil Selbjtverftänd- 
liches und Ueberflüſſiges nicht in da8 Grundbuch; gehört, richtiger abzulehnen.‘) 


)RG.NF. 1A. S. 206 und S. 319. Pgl. ebd. über die Ausnahme zu Gunften der 
ritterfhaftlihen oder landſchaftlichen Kreditanftalten, insbeſondere der Hannoverſchen Landes- 
reditanftalt. Vgl. ferner auch Entſch. 1 ©. 165. 

) RB. a. a. D. und Johom 7 ©. 1; 8 ©. 258; K.G. 12 ©. 347, 18 ©. 87. 

28. 119. 

4) Bol. Adilles-Streder ©. 272, 

5) Bgl. TurnausFörfter Bb. 1 ©. 716 Unm. 2. 

©) Rechtſpr. 2 ©. 46. Anders nach dem preußifhen Rechte, K.G. 17 ©. 91, ©. 95. 
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4. Ausdrücklich zugelaffen ift bei einer Hypothek für bie Forderung aus 
einer Schuldverjhreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem 
anderen imbofjabelen Papiere jowie bei Grundſchulden oder Rentenſchulden für 
den Inhaber des Briefes die Beitellung eines Vertreters für den jeweiligen 
Gläubiger.) 

5. Ferner kann nad) 8. 800 der C. P.O. der Eigenthümer ſich in einer von einem 
deutfchen Gericht oder bon einem deutjchen Notar innerhalb der Grenzen ihrer Amts- 
befugniffe in der vorgejchriebenen Form aufgenommenen (aljo nicht blos beglaubigten) 
Urkunde „in Anfehung einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld der 
fofortigen Zwangsvollſtreckung in der Weile unterwerfen, daß die Zwangs— 
vollſtreckung aus der Urkunde gegen den jeweiligen Eigenthümer des Grundjtüds zuläſſig 
fein fol. Die Unterwerfung bedarf in dieſem Falle der Eintragung in das Grundbuch.“ 
Dadurd) werden die Streitfragen des bisherigen preußiichen Rechtes bejaht, ob eine 
derartige Abrede mit bindender Kraft gegen den Erwerber des Grundſtücks überhaupt 
getroffen werben fann, und ob fie eintragungsfähig iſt.“) 

6. Eintragungsfähig find ferner gewiſſe Einreden. Nach S. 1138 des B. G. B. 
gelten nämlich die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs jowie 
über deſſen Berichtigung und über die Zuläjiigfeit der Eintragung eines Wider- 
ſpruchs „für die Hypothek auch in Unjehung der Forderung und der dem Eigen- 
thümer nad) 8. 1137 zuftehenden Einreden,” d. j. die Einreden, welche dem perjönlichen 
Schuldner gegen die Forderung zuitehen, mit Ausnahme der Einrede der beſchränkten 
Haftung des Erben und der Einrede der Verjährung, und die auf ein Anfechtungsrecht 
des Schuldners oder auf eine Aufrechnungsbefugniß des Gläubigers geftüßten, einem 
Bürgen zuftehenden Einreden. Das Gleiche gilt nah $. 1157 für die Einreden, die dem 
Eigenthümer auf Grund eines zwiſchen ihm und dem bißherigen Hypothefen- oder Grund» 
ſchuldglaubiger beftehenden Rechtsverhältniſſes gegen die Hypothek oder die Grundſchuld 
zuſtehen. Daraus erhellt, daß der Eigenthümer fich dieje Einreden gegenüber einem 
gutgläubigen Erwerber der Hypothek oder der Grundſchuld nur erhalten kaun, wenn 
er deren Eintragung in dad Grundbuch oder ihren Vermerk auf dem Briefe erwirkt. 

Eintragungsfähig ift danach auch die Einrede, daß die Abtretung der Hypotheken— 
forderung ſeitens des Gläubigerd durch Vereinbarung mit dem Schuldner aus- 
geſchloſſen iſt (8.6.8. $. 399). Das Gleiche gilt auch für die Grundichuld, obwohl 
es ſich bei diefer nit um die Abtretung einer Forderung handelt; denn nach $. 413 
des B.G.B. finden die Vorjehriften über die Nebertragung von Forderungen, aljo 
aud der 8.399, auf die Uebertragung amberer Nechte entiprechende Anmendung, 
ſoweit nicht bejondere geſetzliche Beitimmungen entgegenitehen, und das ift in diejem 
Bunfte nicht der Fall.®) 


) 8.6.8. $$. 1189, 1192, 1195. Bgl. hierüber unten Erl. 308 zu $.30 und 83.43, 44 
der ©.B.D. nebſt Erl. 

) Vgl. Zeitſchr. f. CPrz. 28 ©. 171; Adilles-Streder ©. 236ff.; K.G. 8 ©. 87; 
andererſeits K.G. 17 ©. 75. 

®) Vgl. oben ©. 24. 
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7. Mit dieſer Frage, ob die Abtretungsbefugniß des Gläubigerd ausgeſchloſſen 
werben fann, ift nicht die meitere zu verwechſeln, ob der Eigenthümer auf die ihm 
bei der Tilgung der Forderung zufallende Eigenthümerhypothef im Voraus 
verzichten, fi alſo verpflichten fann, dieſe nicht abzutreten oder anderweit über jie 
zu verfügen. $. 399 ift Hierauf nicht anwendbar, denn e3 liegt fein Vertrag zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Schuldner einer Forderung oder eines jonjtigen Rechte vor, 
in weldem jener auf die Abtretung der ihm gegen jeinen Vertragögenoffen zuſtehenden 
Forderung verzichtet, jondern es Handelt ſich um eine Vereinbarung zwiſchen dem 
fünftigen Erwerber eines dinglichen Rechtes an dem eigenen Grunditüde und einem 
Dritten, meijt einem nadjtehenden oder gleichitehenden Berechtigten, durch dem jener 
ſich verpflichtet, jein künftiges dingliches Recht nicht zum Nachteile des letzteren 
geltend zu machen. Dieje Vereinbarung hat nad) dem 8.6.8. $. 137 nur obligatorifche 
Wirkung.,) $. 1179 ermöglicht es aber, fie mit dinglicher Wirkung auszuftatten, 
indem dort beſtimmt wird: „Verpflichtet fich der Eigenthümer einem Anderen gegen- 
über, die Hypothek löſchen zu lajfen, wenn fie ſich mit dem Eigentfum in einer 
Perſon vereinigt, jo kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerkung 
in dad Grundbuch eingetragen werden.” Nur in Form einer derartigen Vormerkung 
iſt aljo eine ſolche Vereinbarung, die in der Praxis häufig vorfommt,*) eintragungs= 
fähig; und um den Nachfolger in dem Eigenthume bes belofteten Grundſtücks zu 
binden, ift die Eintragung durchaus erforderlich. Die Verpflichtung, über die Hypothek 
oder Grundſchuld — denn für letztere gilt nichts Uhweichendes®) — nach deren Erwerbe 
nicht zu verfügen, fondern jte Löjchen zu laſſen, kann der Eigenthümer nicht nur 
einem gleich oder nachſtehenden Berechtigten übernehmen, jondern nad) dem Wortlaut 
des $. 1179 aud) einem jonftigen Intereffenten, insbefondere hinſichtlich einer in Theil- 
zahlungen zu tilgenden Hypothek auch dem Gläubiger eben diejer Hypothek oder Grund- 
iculd gegenüber. Allerdings hat leterer nad) dem B.G. B. weit weniger Intereffe an 
einer jolchen Vereinbarung als nad) dem preußijchen Rechte; denn während nad) dieſem, 
wenigſtens nad) der herrfchenden Meinung die Reftforderung des Gläubigerd gleichen 
Rang mit ber auf den Eigenthümer übergegangenen Theilhypothef hatte,*) kann nad 
dem 8.6.8. $. 1176 die Eigenthümerhypothek nicht zum Nachtheile der dem Gläubiger 
verbleibenden Hypothek geltend gemacht werden, leßtere Hat aljo den Vorrang vor 
dieſer.“) Deshalb ijt die Häufig beantragte Eintragung dieſes Vorrangs auf Grund 
bejonderer Bewilligung des Eigenthümers überflüjfig und daher, weil Gelbjtverftänd- 
liches und Ueberflüfjiges nicht in dad Grundbuch gehört, richtiger abzulehnen.®) 


YRG.NF. 1A. ©. 206 und ©. 319. Vol. ebd. über die Ausnahme zu Gunſten der 
ritterfhaftlihen oder landſchaftlichen Kreditanftalten, insbefondere der Hannoverſchen Landes- 
treditanftalt. Vgl. ferner auch Entſch. 1 ©. 165. 

N) RB. a. a. D. und Johow 7 ©. 261; 8 ©. 258; 8.6. 12 ©. 347, 18 ©. 87. 

98. 119. 

%) Bol. Adilled-Streder ©. 272. 

®) Bgl. Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 716 Unm. 2. 

°) Rechtipr. 2 ©. 46. Anders nach dem preußiſchen Rechte, K.G. 17 ©. 91, ©. 95. 
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Die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung ift bei der 
Hypothek ober Grundſchuld, zu deren Löſchung der Eigenthümer fi verpflichtet 
hat, nicht bei der Poſt, deren Gläubiger gegenüber die Verpflihtung übernommen 
ift, einzutvagen.?) 

In analoger Weife iſt aud die Eintragung einer Wormerfung zuzulaſſen 
auf Grund eines Verſprechens des Cigenthümer®, einer anderen Poſt den Vor— 
rang dor einer Hypothef ober Grundſchuld einzuräumen, falls er die letztere er— 
werben jollte. J 


8. Im Zuſammenhange mit dem ſoeben erwähnten Verzichte des Eigenthümers 
auf eine Verfügung über den durch Abſchlagszahlungen getilgten Theil der Hypothek 
oder Grundſchuld wird zuweilen dem Gläubiger, der bie Vorlage des Hypothelen— 
ober Grundſchuldbriefs vor der völligen Tilgung der Poſt vermeiden will, von dem 
Eigenthümer die im $. 1145 geregelte Verpflichtung erlajjen, „die theilmeije 
Befriedigung auf den Briefe zu vermerken und den Brief zum Amede ber 
Berichtigung des Grundbuchs oder der Löſchung dem Grundbuchamt oder zum Zwecke 
der Heritellung eines Theilhypothekenbriefs für den Eigenthümer ber zuftändigen 
Behörde oder einem zujtändigen Notar vorzulegen.“ Soweit hierin ein Erlaß der 
Verpflichtung liegt, die Umſchreibung auf den Cigenthümer oder einen anderen 
Berechtigten zu bewirken, fällt er unter den Anſpruch auf Löſchung und kann durch 
die obige Vormerfung mit Wirkung gegen einen dritten Grundſtückserwerber aus— 
gejtattet werden. Im Uebrigen ift der erwähnte Erlaß nicht eintragungsjähig; denn 
es handelt ji bei ihm nicht um eine Tilgungsbedingung,?) jondern um eine 
Schmälerung der Nechte des Eigenthümers auf die Eigenthümerhypothek und auf das 
dur die Theilzahlung erworbene Recht auf Berichtigung des Grundbuchs; und 
hierüber fünnen Vereinbarungen mit verbindlicher Kraft gegenüber dem jpäteren 
Erwerber des Grundjtüds, anders al3 dur die oben erwähnte Vormerkung, nicht 
getroffen werden. Cine Vereinbarung, durch die dem Gläubiger die Verpflichtung 
erlaſſen ift, zur Löſchung des getilgten Theilbetragd mitzuwirken, fann nicht einmal 
duch eine Vormerkung gefihert werden, da durch fie dem Gläubiger nicht ein Anſpruch 
„auf Einräumung oder Aufhebung eines Rechtes an einem Grundftüd oder an einem 
das Grundftüd befaftenden Rechte oder auf Abänderung des Inhalts oder des Ranges 
eined ſolchen Rechtes“ gewährt wird. 

Dagegen wird man einen Verzicht des Eigenthümers auf Vorlegung des 


4) In Preußen erfolgt fie in den Spalten 5 bis 7 (Meränderungen) der Abth. III des 
Grundbuchblatts ſelbſt dann, wenn fie nicht erft nachträglich, fondern gleichzeitig mit jener 
Oypothet oder Grundſchuid eingetragen wird. (Dgl. die Alg.Berf. 8.14 Ziff. 3 und die analoge 
Vorſchrift über die Eintragung der Berfügungsbeichränfungen ebd. 8. 12 Abf. 2.) Die Zus 
fimmung des HHpothefen- und Grundſchuidgläubigers iſt nicht erforderlich, da deren Recht von - 
der Vormerkung nicht berührt wird. Ob aus demfelben Grunde auch die Vorlegung des Briefes 
unterbleiben fann, wird bei 8. 42 beiprodyen werden. 

*) Bal. Entf. 1 ©. 165 — Reäitfpr. 1 ©. 424 — KiG. NE. 1A. ©. 308. 
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Hypothefenbriefs für den Fall künftiger Kündigung als eine Tilgungsbedingung 
anfehen und für eintragungsfähig halten bürfen.") 


IV. Für die Uebergangszeit enthält das E.G. z. B.G.B. eingehende, von der 
oben ©. 46 angeführten Regel abweichende Vorſchriften. Abgeſehen von der 
Beſtimmung ded Art. 188 Abf. 1, wonach durch landesherrliche Verordnung beſtimmt 
werden fann, „daß gejepliche Pfandrechte, Die zu der Zeit bejtehen, zu welcher das 
Grundbuch ala angelegt anzujehen ift, zur Erhaltung der Wirkfamfeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbud während einer zehn Jahre nicht überfteigenden, 
von dem Inkrafttreten des B.G.B. an zu berechnenden Frift nicht der Eintragung 
bedürfen,“ fommen die Vorichriften der Art. 192—195 in Betracht. Nach ihnen 
gilt ein zu der Beit des Ankrafttretend des Reichsgrundbuchrechts an einem Grund— 
itüde beftehendes Pfandrecht „bon diejer Beit am“ als Verkehrs-Buchhypothek im 
Sinne des Reichsrechts, wenn jedoch der Betrag der gejicherten Forderung nicht 
beftimmt ift, als Sicherungshypothek und eine zu jener Zeit beftehende Grundſchuld 
als Grundſchuld im Sinne des B.6.B. ſowie eine über die Grundſchuld ertheilte 
Urfunde als Grundſchuldbrief. Dem Reichsrecht iſt alfo injoweit rückwirkende Kraft 
beigelegt. Für Nevenüenhypothefen und Revenüengrundſchulden bleibt aber die 
Beſchränkung bejtehen, daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundftüde nur im 
Wege ber Zwangsverwaltung fuchen fann. 

Durch Landesgejeg kann jedoch dieje Negel durchbrochen und beftimmt werben, 
daß ein Pfandredht, welches nad; der angeführten Vorfchrift nicht als Sicherungs— 
Hypothek gilt, ober eine Grundſchuld als Sicherungshypothek oder ald Briefhypothek und 
eine darüber ertheilte Urkunde als Hypothefenbrief gelten joll, ſowie daß ein Gläubiger, 
defien Pfandrecht zu der Zeit des Inkrafttretens des Reichsgrundbuchrechts befteht, 
„bie Löſchung eines im Range vorgehenden oder gleichftehenden Pfandrechts, falls 
dieſes jih mit dem Eigenthum in einer Perjon vereinigt, in gleicher Weile zu 
verlangen berechtigt iſt, wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine 
Vormerfung im Grundbuch, eingetragen wäre,“ und dadurch das Fortbeſtehen ber 
Hypothek als Eigenthümerhypothek verhindern und das Vorrüden ſeines Rechtes 
erwirfen fann. 

Von dem lepteren Vorbehalt iſt in Preußen fein Gebraud) gemacht, wohl aber 
von dem erjteren. Durch Art. 33 des A.G. z. B.G.B. find zunächſt die Hypotheken 
(mit Ausnahme der Kautionshypothefen?), welche unter der Herrſchaft der Geſetze 
vom 5. Mai 1872 begründet jind, fofern über fie nach den Vorſchriften der preuß. 
GBD. (8$ 122, 129) ein Brief gebildet ift, zu Briefhypotheken, dev Brief zu einem 


») Entid. 1 ©. 34 = K.G. NE. 1 A. ©. 107 = Rechtſpr. 1 ©. 10, wo auf Grund 
der dißpofitiven Natur der Vorſchrift des 8. 1160 Abf. 2 ohne weitere Begründung bie Ein- 
tragungsfähigteit ded obigen Verzicht? angenommen ift. 

9) Die Kautionsfypotelen find Sicherungshypotheken des neuen Rechtes. Die über 
fie ausgeftellten Hypothekenbriefe find feine Briefe im Sinne des B.G.B. (Schultzkiy in der 
D. Yuriften-geitg. 1900 ©. 528). 
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Hypothefenbrief im Sinne der Reichögejege erfärt.!) Yon den vor dem Inkrafttreten 
der Gefege vom 5. Mai 1872 begründeten Hhpothefen, über die ein Hhpothefen- 
inftrument auögefertigt ift, gilt dafjelbe nur für den urfprünglichen Geltungsbereich, 
der G.B.O. vom 5. Mai 1872) und für einige Theile der Provinz Hannover.?) 
Dagegen kommt für die übrigen Gebietötheile, einerlei ob in ihnen die Grundbud- 
anlegung vor oder nad; dem 1. Januar 1900 erfolgt ift, Die Regel zur Anwendung, 
daß die vor der Anlegung des Grundbuchs begründeten Hypotheken von dem Inkraft— 
treten des Reichsrechts an Buchhypotheken im Einne des B.G.B. find, es fei denn, 
daß dor dieſem Zeitpunfte der Gläubiger auf Grund der beitehenden gejeglichen 
Vorfchriften‘) die Bildung eines den Vorſchriften der Gejege vom 5. Mai 1872 
entfprechenden Hypothekenbriefs erwirkt oder wenigitens beantragt hat.?) Schließlich 
find noch befondere Vorjhriften getroffen für die vor dem 1. Juli 1874 errichteten 
und nicht in Hhpothefen des preußifchen Rechtes umgewandelten Hypothefen im Bezirfe 
Kaſſel und für die nach den Vorſchriften des Mheinifchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
begründeten Privilegien und Hypothefen, die nicht durch Einfhreibung im Hypothefen- 
regifter oder durch Eintragung im Grundbuche wirkſam geworden find.®) 


b. Erwerb, Inhaltsänderung und Aufhebung der Hypotheken, Grundfchulden 
and Renteufhulden, J 

1. Zur Begründung der Hypotheken, der Grundſchulden und der Rentenſchulden 
bedarf es der Regel gemäß der Einigung und der Eintragung. Dieſe Regel gilt 
aber nicht ausnahmslos; theils jind dieſe beiden Vorausſetzungen nicht außreichend, 
theils nicht erforderlich. 

1. Damit der eingetragene Berechtigte die Hypothek erwirbt, ift außer der 
Einigung und der Eintragung die Entftehung der geficherten Forderung erforberlid; 





') Iſt dagegen gemäß $. 122 der preuß. G. B. O. auf die Ausfertigung des Oypotheken⸗ 
briefs verzichtet und diefer auch nicht nad 8. 129 nachiräglich gebildet, fo Tommt die reicht 
geſetzliche Regel zur Anwendung; die Hppothet ift jept eine Buchhypothet im Sinne des 8.0.8. 
Zu ihrer Umſchreibung auf einen neuen Gläubiger bedarf es nad dem Inkrafttreten des Reichs- 
geundbuchreht8 weder der Bildung eines Hhpothefenbrieft, da $. 129 Abſ. 2 der preuß. ©.B.D. 
nicht mehr zur Anwendung tommt, noch des Nachweiſes der Annahme der Abtretungserflärung 
Rechtſpr. 1 ©. 415). 

9) Bol. oben ©. 5. 

*) Oſtfriesland und Harlingerland, Niedergrafihaft Lingen und die ehemals Münſterſchen 
Ortſchaften. 

) Bgl. Kgl. V.O. vom 13. November 1899 Art. 13 nebſt Erl. 

%) Die Erteilung des Hypothekenbriefs erfolgt nad) Mrt. 33 8.2 Abſ. 2 Sap 1 koſtenfrei, 
wenn fie vor der Zeit, zu melder das Grundbuch; als angelegt anzufehen ift, beantragt wird. 
(Die ähnlichen Vorſchriften des Sapes 2 ebd. und des Art. 34 kommen jegt nicht mehr in 
Betracht.) 

Val. AG. z. BG.B. Art. 33 88. 3, 4. Alle Vorſchriſften des A.G. Net. 33 werden, 
foweit fie fhon in dem Entwurf enthalten waren, am beiten durch bie diefem beigefügte Be— 
gründung erläutert. 
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ſonſt fteht das eingetragene Recht als Grundſchuld dem Eigenthümer zu!) Für 
die Grund: und Rentenſchuld gilt dies natürlich nicht, da fie eine Forderung nicht 
vorausjegen ($. 1192). Dagegen kommt für alle drei Arten des Grundſtückspfands 
die Vorſchrijt des $. 1117 zur Anwendung, daß der Gläubiger die Brief-Hypothek 
Grundſchuld oder -Rentenſchuld) erjt erwirbt, wenn ihm der Brief von dem Eigen- 
thümer des Grunditüdd übergeben mwird,?) es jei denn, daf vereinbart ift, daß der 
Gläubiger berechtigt jein foll, fi) den Brief von dem Grundbuchamt aushändigen 
zu laſſen; dieſe Vereinbarung erſetzt die Uebergabe des Briefe und bringt aljo in 
Verbindung mit der Einigung und der Eintragung die Brief-Hypothek ıc. zur Ent- 
itehung. Ohne diefe Vereinbarung ſteht bis zur Uebergabe des Briefed die Hypothek 
oder die Grundihuld dem Eigenthümer zu.®) 

2. Ohne Eintragung entjteht nur die Sicherungshypothek, nicht die Ver- 
fehrößgpothef und ebenjo wenig die Grundſchuld, und aud jene nur zu Gunjten 
des Pfandgläubigers einer Forderung, die auf Uebertragung bes Eigen- 
thums an einem Grundſtücke gerichtet ift, einerlei ob das Pfandrecht durch Ver- 
trag oder durch Pfändung entjtanden ijt.*) Mit dem Augenblid, in dem dem Schuldner 
der verpfändeten oder gepfändeten Forderung das Eigenthum an dem Grundftüd über- 
tragen wird, erlangt der Pfandgläubiger eine Sicherungshypothek an dem übereigneten 
Grunditüd für feine durch das Pfandrecht geficherte Forderung. 

Bei dem vertragsmäßig beftellten Forderungspfandredjte gilt dies ſowohl im 
Falle der Einziehung der Forderung vor dem Eintritte der Verkaufsbefugniß, welde 
durch den Pfandgläubiger und den Pfandſchuldner gemeinfam erfolgen muß, wie auch 
bei der nad) jenem Zeitpunkte zuläſſigen felbjtändigen Einziehung dur) den Pfand— 
gläubiger. Nach dem Eintritte der Verfaufsvorausfegungen iſt der Pfandgläubiger 
befugt, jtatt und im Namen des Gläubiger der verpfändeten Forderung die zum 
Erwerbe des Grundſtücks erforderlichen Erklärungen abzugeben, aljo die Auflafjung 
mit dem Schuldner der verpfändeten Forderung vorzunehmen. Weigert ſich der 
fegtere, jo bedarf es feiner Verurtheilung zur Auflafjung, welche der Pfandgläubiger 
auf Grund ſeines Pfandrechts erwirfen kann. Das rechtskräftige Urtheil erjegt die 
zur Einigung erforderliche Erklärung des Veräußerers. rlangt der Pfandgläubiger 


1) 9.1163 Eap I. Dies bildet gegenüber dem biöherigen preußiſchen Rechte eine Neuerung; 
nad) dem Gefep über den Eig.Erw. vom 5. Mai 1872 88. 63ff. fonnte eine Oypothet, der eine 
gültige Forderung nicht zu Grunde lag, nicht zur Eigenthümerhypothet werben; fie war viel- 
mehr wirkungslos (vgl. Adilles-Streder 4. Auf . 274). Dies gilt für eine unter der 
Herrichaft dieſes Rechtes eingetragene Hypothek auch jept noch trop Art. 192 des EG. 5. 8.0.8. 
Redtfpr. 1 ©. 264, ©. 452; R.G.NF.1A ©. 311). 

*) Befigonftitut und Abtretung des Herausgabeanſpruchs forwie, wenn der Gläubiger 
bereit8 im Befige ift, die Einigung über den Eigenthumsübergang genügen. 8.8.8. 8. 1117 
Abi. 1 Sap 2, $. 929 Sap 2, 88. 930, 931. 

) 8. 1163 Abſ. 2. 

%) BOB. 8.1277; EBD. 3. 848 Ubf. 2. Daſſelbe gilt nad) dem oben S. 16f, 46 f 
Gejagten von einer Forderung auf Beflellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts oder einer 
diefer gleichgeftellten Berechtigung. 
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die Eintragung de3 Gläubiger der gepfändeten Forderung al3 Eigenthümer in das 
Grundbuch, fo fann er die Eintragung feiner Sicherungshypothek beantragen. Dieſe 
Eintragung ift aber nur erforderlich, um die Berufung auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuch auszujchließen, nicht zur Entftehung der HYypothef.t) 

Bei dem Pfändungspfandrecht ift nicht der Pfandgläubiger felbit befugt, bei der 
Auflafjung als Vertreter des Vollſtreckungsſchuldners mitzuwirken, fondern er muß 
bei dem Amtögerichte der belegenen Sache die Beitellung eines Sequefterd erwirten, 
der als Vertreter des Schuldnerd die Auflafjung entgegenzunehmen und die Ein 
tragung der Sicherungshypothek zu bewilligen hat. Daß letztere aber ſchon vorher 
entftanden ift, ergiebt ji aus dem Wortlaute des 8. 848 Abſ. 2 der C.P.O. im 
Gegenjage zu 8. 867 Abi. 1 Satz 2 ebd. mit voller Deutlichkeit. 

3. Zahlreicher find die Fälle, in denen Hypotheken oder Grundſchulden zwar 
der Eintragung, aber nicht der Einigung zu ihrer Entftehung bedürfen. Allerdings 
giebt e3 feine Tabularerfigung diefer Rechte, da ihre Ausübung nicht nad) den für 
den Beſitz geltenden Vorſchriften gefchüßt wird. Wohl aber bedarf es zur Beftellung 
einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverjgreibung auf 
den Inhaber, einer Grundſchuld für den Inhaber bes Grundſchuldbriefs 
und einer Grundfhuld für den Eigenthümer feines dinglichen Vertrags; ſtatt 
deſſen ift neben der Eintragung die einfeitige Erflärung de3 Eigenthümers gegenüber 
dem Grundbuchamte, daß er die Hypothek oder die Grundſchuld beftelle, oder daß 
die Grundihuld für ihm in das Grundbuch, eingetragen werden foll, erforderlich?) 

Berner entftehen mit ber Eintragung, aber ohne Einigung, die Sicherungs- 
hypothefen, welde auf Erfuchen des Vollftredungsgeriht® in einem Zwangs— 
verfteigerungsverfahren auf dem verfteigerten Grundſtück eingetragen werden.®) 
Für diejenigen Anfprüche nämlich, welche nad) $. 49 des Zw. V. Geſ. oder den Ver— 
fteigerung3bedingungen im Vertheilungstermine baar zu berichtigen waren, wird, wenn 

das Baargebot nicht berichtigt wird, die Forderung gegen ben Erſteher auf die 
Berechtigten dur Unordnung des Gerichts übertragen.t) Cine jolhe Nebertragung 
findet unter Umftänden aud) für Rechte jtatt, die bei der Zeititellung des geringiten 
Gebots berüdjichtigt und von dem Erfteher zu übernehmen waren, wenn fi) nämlich 
vor der Feititellung des Theilungsplans herausſtellt, daß ſie nicht beſtehen, oder 
wenn ihr Beſtehen ungewiß oder ſtreitig geworden iſt. Für alle dieſe Fälle gilt 
Zw. V. Geſ. $. 128 Abſ. 1-3: „Soweit für einen Anſpruch die Forderung gegen 


) &o die zwar nicht unbeftrittene (a. M. Hachenburg Vorträge ©. 227 und, wie in 
vielen Punkten, Endemann Bd. 2 9. 59 Anm. 23, $. 144 Anm. 23), aber herrſchende Anficht, 
welche allein mit den Wortlaute des Gejeped und den Materialien (P. II Bd. 3 ©. 532) ver- 
einbar ift. Indeſſen da der Pfandglänbiger ftetS gleichzeitig mit der Eintragung des Gläubigers 
als Eigentgümer die Eintragung feiner Sicherungshhpothet erwirten wird, wird der Gtreit 
ſchwerlich prattifche Bedeutung gewinnen. 

®) 88. 1188, 1192, 1195, 1196. 

) 30.8.0. $. 130. 

+) Ebd. 98. 118ff., 126. 
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den Erſteher übertragen wird, ift für die Forderung eine Sicherungshypothek an dem 
Grundftüde mit dem Range des Anſpruchs einzutragen. War dad Recht, aus welchem 
der Anſpruch herrührt, nad) dem Inhalte des Grundbuchs mit dem Rechte eines 
Dritten belajtet, fo wird dieſes Recht ald Recht an der Forderung miteingetragen 
(Abſ. 1). Soweit die Forderung gegen ben Erſteher unvertheilt bleibt, wird eine 
Sicherungshypothek für denjenigen eingetragen, welcher zur Beit des Zuſchlags Eigen- 
thümer des Grundftüd® war (Abj. 2), Mit der Eintragung entfteht die Hypothek. 
Vereinigt ſich die Hypothek mit dem Eigenthum in einer Perjon, jo fann fie nicht 
zum Nachtheil eines Mechtes, das beitehen geblieben ift, oder einer nah Abj. 1, 2 
eingetragenen Sicherungshypothek geltend gemacht werden“ (Abſ. 3). 

Ebenso entfteht mit der Eintragung, aber ohne Einigung die Sicherungs- 
hypothet an Grunditüden des Vormundes, des Pfleger oder des Beiſtandes, 
melde auf Erfuchen des Vormundſchaftsgerichts eingetragen wird, weil nad) defien 
Ermefjen die Vorausfegungen vorliegen, unter benen der Vormund, der Pfleger oder 
der Beiftand zur Sicherheitäleiftung angehalten werden fann.!) 

Auf Grund des Erjuchens einer Behörde kann ferner eine Sicherungshypothek 
eingetragen werden und ohne Einigung entjtehen gemäß des Vorbehalts im Art. 91 
des EG. z. BGB. „Unberührt bleiben die landesseſetzlichen Vorſchriften, nad) 
welchen der Fiskus, eine Körperihaft, Stiftung oder Anftalt des öffentlichen Mechtes 
oder eine unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ftehende Stiftung 
berechtigt ift, zur Sicherung gewiſſer Forderungen die Eintragung einer Hypothek 
an Grundftüden des Schuldnerd zu verlangen und nad welden die Eintragung 
der Hypothek auf Erfuden einer beftimmten Behörde zu erfolgen hat. Die 
Hypothek kann nur als Sicherungshypothek eingetragen werden; fie entiteht mit 
der Eintragung.“ ?) 

Der wichtigſte und häufigite Fall der Entftehung einer Hypothek ohne Einigung 
ift fchließli der der Bwangd- und Urrefthypothefen. Won ihnen wird unten 
(S. 94 ff.) näher die Rede fein. 5 

Keine Ausnahme gilt dagegen für die Sicherungshypothek für Die Forderungen 
de3 Unternehmerd eines Bauwerkes ober eines einzelnen Theiles eines Baumerfes;?) 
durch den diefem gewährten geſetzlichen Titel zur Hypothek wird nur der obligatorifche 
Vertrag erjegt, zur Entjtehung. der Sicherungshypothek bedarf e3 der Einigung oder 
deren Erſatz durch) ein rechtskräftiges Urtheil und der Eintragung. 

I. Zür den Erwerb beftehender Hypotheken, Grundſchulden und Nenten- 

ſchulden gelten von der Regel des $. 873 viele Ausnahmen. 

1. Diefe Regel betrifft nur die rechtsgeſchäftliche Uebertragung ber 
Hypotheken ꝛc., nicht deren Uebergang fraft Gejeges oder im Wege der Bivangs- 
vollſtreckung. 

i) Freiw. G. G. 8. 54. 

9) B®gl. 3. B. bayer. A.G. z. B.G.B. vom 9. Juni 1899 Art. 89, 123. 

3.6.8. 8. 648. Vgl. Pland Bd. 2 ©. 387 Erl. 3 und Rechtſpr. 1 ©. 433, 
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a. Aber aud) in diefer Beſchränkung findet fie nur Anwendung auf Buchhypo— 
thefenforderungen,!) Buchgrundſchulden und Buchrentenſchulden; bei ihnen bedarf 
& aljo zw der Abtretung der Einigung und der Eintragung in das Grundbuch.?) 
Ob die ganze Poſt oder nur ein Theil abgetreten wird, macht feinen Unterſchied. 

Ausgenommen find die Sicherungshypotheken für Forderungen aus Schuld— 
verfchreibungen auf den Inhaber, aus Wechſeln und anderen Orberpapieren; fie 
werden nad) den für die Inhaber- und Drderpapiere geltenden Grundſätzen über- 
tragen.3) 

Auch die Abtretung der Forderungen auf Rüdjtände von Binfen oder anderen 
Nebenleiftungen und auf Erftattung der Koften der Kündigung und der die Be— 
friedigung aus dem Grunditüde bezwedenden Rechtsverfolgung erfolgt ohne Eintragung 
duch formlofen Vertrag. Das Grundbuch giebt zwar über die Verzinslichkeit der 
Hypothek oder Grundſchuld, über das Binsrecht Auskunft, aber nicht über die einzelnen 
Zinsraten; ob die fälligen Zinjen gezahlt oder noch rüditändig find, wird nicht 
gebudt. In Folge defien finden auf die Form und die Wirkung der Abtretung der 
Zinsrüdftände die allgemeinen Vorſchriften über die Forderungsübertragung An— 
wendung.*) Dajjelbe gilt nicht nur von ben bereits erwähnten anderen Neben- 
leiftungen und Koften, jondern aud; von den einzelnen Leijtungen der Rentenſchuld, 
da auf fie die für Hhpothefenzinjen geltenden Vorſchriften entiprechende Anwendung 
finden.’) 

b. Dieje Bejonderheit für die Rückſtände von Zinjen ꝛc. iſt nicht auf die Buch— 
hypotheken und Buchgrundſchulden bejchränkt, jondern auf alle Grundſtückspfandrechte 
anwendbar. Sie bildet demnach, aud) eine Ausnahme von der für die Abtretung 
der Briefhypothefen, Briefgrundfhulden und Briefrentenfhulden geltenden 
Negel, daß zu der Abtretung ſtets Die Mebergabe des Briefes und außerdem entweder 
Ertheilung der Abtretungserflärung in fchriftlicher Form oder Eintragung in das 
Grundbuch erforderlich ift.%) Die Eintragung ift demmad nicht unumgänglich nöthig 


) Da die Forderung nicht ohne die Hypothek und dieſe nicht ohne jene übertragen werben 
tann (8. 1153, oben ©. 6U), ſchreibt das B.G.B. die oben zu erörternden Formen für die 
Mebertragung der durch bie Hypothek geſicherten Forderung vor und trifft damit eine Ausnahmes 
beftimmung von bem Sahe des $. 396 des B.G. B, wonach ein formlojer Vertrag für die Ab- 
tretung einer Forderung genügt. Nur bei der Maximalhypothek ift die formlofe Abtretung ber 
Forderung geftattet; fie Hat aber den Uebergang der Hypoihet nicht zur Folge ($. 1190 Abf. 4): 
fol diefe mit übertragen werden, bebarf es der Einigung und der Eintragung. (Bgl. Sächſ. 
Archiv Bd. 10 ©. 188.). 

BGB. 8. 1154 Abſ. 3. 

) 8.6.2. $. 1187 Cap 3. Bl. G. B.O. 8. 44 nebft Erl. 

+) 8.6.8. 8. 1159; vgl. auch 8. 1158, $. 1160 Abf. 2, 8. 1178, $. 1192 Abſ. 2. Die 
einzelnen fälligen Binsraten und fonitigen Nebenleiftungen ftehen nicht unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuch. Alles dieſes galt auch ſchon nah dem preußiſchen Grundbuchrechte, 
vgl. K.G. 12 ©. 117, 15 ©. 136, 18 ©. 96. 

) BG.B. 8. 1200. 

% 8.8. 3. 1154 Abſ. 1, 2. 
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und nicht genügend. Stets muß die Uebergabe des Briefes erfolgen;*) für dieje 
gelten die Vorſchriften des $. 929 Sa 2 und ber SS. 930, 981 über die zur 
Eigenthumsübertragung erforderliche Uebergabe, daß nämlich die bloße Einigung die 
Uebergabe erjegt, wenn der Erwerber bereit3 im Beſitze des Briefes ift, ſowie daß 
ein constitutum possessorium oder die Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen den 
dritten Beſitzer des Briefes genügt. Die Uebergabe des Briefes fann auch durch die 
Vereinbarung erfeßt werben, daß der Erwerber berechtigt fein fol, fi) den Brief 
von dem Grundbuchamt aushändigen zu laffen, und wird vermuthet, wenn der 
Erwerber im Beſitze des Briefes ift.?) Neben der. Uebergabe ift entweder die‘ Ein- 
tragung ober eine fchriftliche Abtretungserflärung vorgeſchrieben. Es braucht alfo 
nur bie Erklärung des Mbtretenden, nicht die Unnahme des Erwerber beurfundet 
zu werben. Eine öffentliche Urkunde ift zur Uebertragung des Hypotheken- oder 
Grundſchuldrechts nicht erforderlich; aber da der Erwerber nur durch eine öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Abtretungserflärung dem Grundbuchamte gegenüber und 
zur Geltendmadung der Hypothek fowie zu einer Kündigung oder Mahnung gegen- 
über dem igenthümer legitimirt wird, ijt der bisherige Gläubiger auf Verlangen 
des neuen Glaubigers verpflichtet, die Abtretungserflärung auf feine Koften öffentlich 
beglaubigen zu laſſen.) In der Abtretungserflärung muß der Name des Exrwerbers 
genannt fein, eine Blankoabtretung ijt unzuläifig.‘) 

Eine Grundſchuld für den Inhaber des Briefes wird nad den Regeln der 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, alfo durch Uebergabe des Briefes über- 
tragen.®) 

2. Ohne Einigung und Eintragung vollzieht ſich der Uebergang einer Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld auf einen neuen Gläubiger in den zahlreichen Fällen 
des Mebergangs Fraft Geſetzes. Auer den oben S. 30ff. erwähnten allgemeinen 
Fällen find folgende hervorzuheben: 

a. Der perfönlide Schuldner der durd die Hypothek geficherten Forderung, 
welder mit dem Cigenthümer des belajteten Grundſtücks nicht identiſch ift, erwirbt, 
wenn er den Gläubiger befriedigt oder wenn ſich Forderung und Schuld in jeiner 
Perſon vereinigen (3. B. durch Erbgang), die Hypothek injoweit, ald er von dem 
Eigenthümer oder einem Rechtsvorgänger des Eigenthümers Erſatz verlangen kann. 
Letzteres ift namentlich der Fall, wenn bei einer Veräußerung des belajteten Grund» 
ſtücks die Uebernahme der perſönlichen Schuld durch den Erwerber vereinbart war, 


?) Iſt ber Brief vernichtet oder verloren gegangen, fo fann die Abtretung erft nad; Be— 
endigung des Aufgebotsverfahrens erfolgen (Oberned ©. 5506). Bl. G. B. O. 38.42, 43, 67 ff. 
Bei einer Theilabtretung bedarf es nicht nothwendig der Bildung eines Theilhypothekenbriefs; 
vgl. G. B.O. 8. 61 nebft Erl., in&bejondere Ext. 1. 

) BGB. $. 1154 Cap 1, 8. 1117. Bol. G.B. O. 8. 60 nebft Erl. 

»j B.G.B. 3. 1154 Sap 2, $. 1160. Bol. ebd. 8. 1155 und dazu ©.B.D. 8. 40 Abſ. 2; 
ferner ©.8.D. 88. 19, 26. 

4) Underd nad) dem preuß. Gef. über den Eig.Erw. ꝛc. 8. 55 bei Grundſchulden. 

%) 8.0.8. 88. 1195, 798. 
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der Gläubiger aber die Schuldübernahme nicht genehmigt hat; da die Genehmigung 
der Schuldübernafme erft nad) ber Eintragung des Erwerber in das Grundbuch 
erfolgen Tann, ift in dieſem alle der Veräußerer, der nad) der Verweigerung der 
Genehmigung den Gläubiger befriedigt, ftet3 zu dem Bier maßgeblichen Zeitpunkte, 
nämlich) dem ber Befriedigung, nicht mehr Eigenthümer be3 belafteten Grundftüds. 
Iſt Die Hypothek eine Geſammthypothek, fo geht dieje an allen Grundftüden auf 
den Schuldner nur dann über, wenn er von allen Eigenthümern ober deren Rechts— 
vorgängern Erſatz fordern kann; hat er dagegen einen Erſatzanſpruch nur gegen den 
Eigenthümer eine der Grundftüde ober gegen deſſen Rechtsvorgänger, jo erwirbt er 
nur die Hypothek an diefem Grundftüde, während fie an den übrigen erliſcht. Hat 
er die Forderung zwar völlig getilgt, aber nur einen Anfpruh”auf Erfah eines 
Theilbetrags, jo geht nur in Höhe dieſes Betrag die Hypothek auf ihn über, während 
fie im Mebrigen dem Cigenthümer ober bei der Gefammthypothef den mehreren 
EigentHümern als Grundſchuld zufällt.,) In diefem Falle jteht der Theilhypothek 
de3 Schuldners der Vorrang vor der Eigenthümergrundfchuld zu; dagegen fteht fie 
einer etwaigen Reſthypothek des Gläubigers, wenn diefer nur theilmeife befriedigt 
iſt, nach.) ” 

Ob die Hypothek ohne die durch die Befriedigung des Gläubiger erlojchene 
Forderung weiter befteht ober fich mit der Erſatzforderung des perjönlichen Schuldners 
gegen den Eigentbümer verbindet, ift ftreitig. Die letztere Anjicht dürfte den Vorzug 
verdienen.®) 

Der perjönlihe Schuldner ift berechtigt, gegen Befriedigung des Gläubigerd bie 
Aushändigung des Hypothekenbriefs und der fonjtigen Urfunden zu verlangen, die 
zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung der Hypothek erforderlich, find; 
bei einer theilweijen Befriedigung ift der Gläubiger verpflichtet, diefe auf dem Briefe 
zu vermerken und den Brief zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs ober der 
Löſchung dem Grundbuchamt oder zum Zwecke ber Herftellung eines Theilfypothefen- 
briefs der zuftändigen Behörde oder einem zuftändigen Notar vorzulegen.*) 

Zum Nachweiſe de Uebergangs der Hypothek genügt aber nicht der Beweis der 
Zahlung durch den perſönlichen Schuldner, jondern es muß auch der Erſatanſpruch 
gegen den Eigenthümer nachgewieſen werden. 

Dieſe Vorſchriften gelten nur für die Hypotheken, einſchließlich der Sicherungs— 
hypotheten, nicht für die Grundſchulden und die Rentenſchulden, da für diefe die 
perfönliche Forderung nicht in Betracht kommt. 


2) BGB. 88. 1164, 1174. Vgl. über das angeführte Beiipiel der Echulbübernahme 
ebd. 88. 415, 416. 

9) 8.6.8. 3. 1164 Abſ. 1 Gap 2, 8. 1176 

®) Vgl. Oberned S. 574; Biermann 9.24. UM. Turnausförfter Bd. 16.691. 
Voal. B. II Bb. 3 ©. 7275. 

9 8.6.8. 88. 1167, 1144, 1145. gl.8. 1145 Abſ. 2 über eine Beſonderheit für Binfen, 
andere Nebenleiftungen und Koſten. 
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b. Erfolgt die Befriedigung des Hypothekengläubigers nicht durch. den perfön- 
lien Schuldner und nicht duch den Eigenthümer des Grundftüds, fondern durch 
einen Dritten, jo erwirbt regelmäßig der Eigenthümer die Hypothek als Grund— 
ſchuld.) Nur in einigen Fällen geht jie auf den Dritten über. 

Zunädjt erwirbt der Bürge mit der Befriedigung des Gläubigerd deſſen 
Forderung gegen den perſönlichen Schuldner nebft der Hypothek. Dem nur theil- 
weiſe befricdigten Gläubiger verbleibt für feine Rejtforderung der Vorrang vor der 
Theilhypothek des Bürgen. Der Gläubiger ift verpflichtet, dem Bürgen die zum 
Beweije der Forderung dienenden Urkunden außzuliefern, jomeit fie fich in feinem 
Beſitze befinden.?) 

Jeder, der Gefahr läuft, dur die Zmangsvollftredung in das Grundſtück 
behufs Befriedigung des Hypothefengläubiger8 ein Recht an dem Grundftüd oder 
dejjen Beſitz zu verlieren (alfo z. B. auch ein Miether oder Pächter), ift berechtigt, 
den Gläubiger zu befriedigen, fobald diefer, wenn auch nur außergerichtlid, Be— 
friedigung aus dem Grundſtücke verlangt, und erwirbt damit defien Forderung nebſt 
Hypothek. Auch hier verbleibt der Reſthypothek des nur theilweife befriedigten 
Gläubigerd der Vorrang. Daß dieje Vefriedigung auch durch Hinterlegung ober 
Durd) Aufrechnung erfolgen kann, ift befonder3 hervorgehoben. Dem Gläubiger Liegen 
bezüglich der Aushändigung oder der Vorlage des Hypothefenbrief3 und der jonitigen 
Urkunden diefelben Pflichten ob, wie im Falle feiner Befriedigung durch den perfün- 
lichen Schuldner.?) Da der Erwerb der Hhpothefenforderung davon abhängt, daß 
dem Dritten der Verluft eines Rechtes oder des Beſitzes drohte, muß auch dieſe 
Thatſache erwiejen werden, wenn ber Dritte feine Eintragung3bewilligung oder Ab— 
tretungserflärung beantragt; der Nachweis der Befriedigung durch den Antragiteller 
genügt nit. . 

Haften dem Gläubiger mehrere Perjonen als Sefammtfäutdner oder als 
Mitbürgen und befriedigt einer von ihnen den Gläubiger, fo erwirbt er deſſen 
Forderung gegen die übrigen Schuldner oder die übrigen Mitbürgen nebjt der 
Hypothek, foweit er von diefen Ausgleichung verlangen kann. Negelmäßig beiteht 
eine Ausgleihungspflicht nad) Kopftheilen, doch kann etwas Anderes ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend vereinbart jein ober fi) aus einer geſetzlichen Sondervorſchrift über 
das zu Grunde liegende Schuldverhältniß ergeben. Kann von einem Geſammtſchuldner 
oder Mitbürgen der auf ihn entfallende Betrag nicht erlangt werden, jo ift der 
Ausfall von den übrigen zur Ausgleihung Verpflicteten zu tragen. Hinfichtlich des 
Vorrangs einer Reſthypothek des Glaubigers und deſſen Verpflichtung zur Aus- 
fieferung von Urkunden gilt daſſelbe wie bei einer Befriedigung durch den Bürgen.t) 


Nah H 1163 Abſ. 1 Sag 2: „Erliiht die Forderung, fo erwirbt der Eigenthümer 
die Hnpothel.“ Gemeint ift natürlich der Eigenthümer zur Zeit des Erlöfhens der Forderung 
Vol. Turnau-Förfter Bd. I ©. 615. 

) BGB. 98. 7:4, 412, 401, 402, 1183. 

9) B.G.B. 88. 1150, 26%, 1144, 1145. 

%) BG.B. 8. 4%, 8. 774 Abſ. 2, 98 412, 401, 402, 1153. Ausn. z. B. 3. 1093 af. 2. 

AHilles-Gtreder, Grundbuchordnung. 5. Huflage- 
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Zum Nachweiſe des Uebergangs der Hypothek genügt auch in diefem Falle nicht der 
Beweis der Befriedigung durch den Geſammtſchuldner und des Beſtehens des Gefammt- 
ſchuldverhaltniſſes, fondern es muß auch feitgeftellt werden, daß nichts Abweichendes 
vereinbart ift, und hierzu wird regelmäßig ein Anerkenntniß des Cigenthümerd 
erforderlich fein. 

Von den aufgeführten drei Fällen findet der zweite auch bei Grundſchulden und 
bei Rentenſchulden, die beiden anderen nur bei Hypotheken Anwendung.') 

c. Auf den Eigenthümer bes belafteten Grundſtücks geht die Hypothek, die 
Grundſchuld oder die Rentenſchuld in vielen Fällen kraft Gejepes über. Das B.G.B. 
hat das Inſtitut der Eigenthümerhypothef und Eigenthümergrundfhuld im Verhältniſſe 
zu dem biöherigen Rechte*) in einem fehr erweiterten Umfang aufgenommen, indem 
es vor allem die Fälle, in denen eine Eigenthümerhypothef ꝛc. entiteht, bedeutend 
vermehrt und auch die in dem preufiihen Rechte für Kautionshypotheken gemachte 
Ausnahme bejeitigt hat. Auch auf Sicherungs- und auf Marimalhypothefen finden 
die Vorjchriften über die Eigenthümerhypothet Anwendung. Nur die Hypothek und 
die Grundſchuld für Nüdjtände von Zinfen und anderen Nebenleijtungen fowie für 
Kojten, die dem Gläubiger zu erjtatten jind, erlijcht, wenn fie ji) mit dem Eigenthum 
in einer Perfon vereinigt; dies gilt jedoch nicht, jolange einem Dritten ein Recht an 
dem Anfpruch auf eine ſolche Leitung zuiteht.®) 

Der Eigentümer erwirbt das als Hypothek eingetragene dingliche Recht bald 
als Hypothek bald als Grundihuld; als Hypothek nur dann, wenn ihm auch die 
geficherte Forderung zujteht;*) it dies nicht der Fall, jo verwandelt ſich die Hypothek 
kraft Gejees in eine Grundſchuld, für die jedod) in Anfehung der Verzinslichteit, 
des Zinsfaßes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsorts die für die 
Hppothefenforderung getroffenen Beſtimmungen maßgebend bleiben.°) 

Verfügt der Eigenthümer über die fo entitandene Grundihuld, fo muß die 
Eintragungsbewilligung erfennen lafjen, ob die Poſt als Grundſchuld weiterbejtehen 
oder wieder in eine Hypothek zur Sicherung einer bejtimmten Forderung umgewandelt 
werben joll, und auch der Eintragungsvermerf muß bie Umwandlung in die Grund» 
ſchuld und die Nüdverwandlung in eine Hypothek ꝛc. zum Ausdrucke bringen.‘) 


2) Dal. B. IT BO. 4 ©. 506 (ß. 11420). 

*) Bgl. über das frügere preußiſche Recht Achilles-Strecker ©, 267—280. 

2) 9.68. 8. 1178. 

4) In diefem Falle beftimmen fi nad 8. 1177 Abf. 2 nur, folange die Vereinigung 
befteht, die Rechte des Eigenthümers nad den jür eine Eigenthümergrundſchuld geltenden Bor: 
fchriften des $. 1197. Cine Veränderung der gefiherten Forderung oder des ſonſtigen Inhalte 
der Hypothek tritt nicht ein. 

°%) 8.8.8. 8.1177. Dies gilt nicht für die vor dem 1. Januar 19UO unter ber derrſchaft 
des preußifhen Grundbuchrechts entftandenen Eigenthümerhypotheken; Rechtſpr. 2 ©. 44, a. M. 
Entfh. 1 ©. 162 — K.G. N.F. 1A ©. 282 — Rechtſpr. 1 ©. 416. 

°) Bgl. das preuß. amtlihe Formular G.S. Nr. 33 (Oberned €. 925, 926), Entf. 1 
a. a. O, Turnau-Förſter Bd 1 ©. 718. Mol. über die Behandlung des Briefes in diefem 
Falle 8.0 8. 65. 
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In allen Fällen der Eigenthümerhypothet und der Eigenthümergrundſchuld fteht 
dem biöherigen Gläubiger hinſichtlich des Reſtbetrags feiner Forderung der Vorrang 
vor dem auf den Eigenthümer übergegangenen Theilbetrage zu.') 

Die Fälle der Eigenthümerhypothek und der Eigenthümergrundſchuld“) 
find folgende: 

a. „Sit die Forderung, für melde die Hypothek bejtellt it, nicht zur Ent— 
itehung gelangt, fo iteht die Hhypothef dem Eigentümer zu,“*) und zwar ala 
Grundſchuld. Aus welchem Grunde die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt iſt, 
iſt gleichgültig (3. B. wegen Nichtauszahlung der Darlehnsvaluta, wegen Nichtigkeit 
oder erfolgreicher Anfechtung des obligatoriihen Vertrags). Vorausjegung für die 
Entftehung der Eigenthümerhgpothet ift jedoch, daf die Erfordernifje der Begründung 
des dinglihen Rechtes gegeben find, daß alfo außer der Eintragung eine rechtögültige 
Einigung vorliegt.*) 

Eine Geſammthypothek fteht in dieſem "alle, wie überhaupt regelmäßig, 
„den Eigenthümern der belafteten Grundſtücke gemeinjhaftlich zu. Jeder Eigenthümer 
fann, jofern nicht ein Anderes vereinbart ift, verlangen, daß die Hypothek an feinen 
Grundftüd auf den Theilbetrag, der dem Verhältnifje des Werthes feines Grundſtücks 
zu dem Werte der ſämmtlichen Grundftüde entſpricht, nad) $. 1132 Abi. 2 beſchränkt 
und in diefer Vejchränfung ihm zugetheilt wird. Der Werth wird unter Abzug der 
Belajtungen berechnet, die der Geſammthypothek im Range vorgehen.“s) 

Für die Grundſchuld kommt dieſer Fall nicht in Betracht. 

4. „Erlifcht die Forderung, jo erwirbt der Eigenthümer die Hypothef“®), auch 
in diefem alle ala Grundihuld. Der Hauptgrund für dad Erlöſchen der Forderung 
bildet die Befriedigung ded Gläubiger. Durch fie erwirbt der Eigenthümer nicht 
immer die Hypothek; in den oben unter a und b angeführten Fällen geht fie auf den 
perſönlichen Schuldner oder auf den den Gläubiger befriedigenden Tritten über, und 
wenn der Gläubiger im Wege ber Zwangsvollſtreckung aus dem Grunditüde oder aus 
den mithaftenden Gegenftänden befriedigt wird, erlischt die Hupothef.”) Cine Aus— 
nahme gilt aud, wenn der Eigenthümer, der nicht der perſönliche Schuldner ift, den 


Daß der Eigenthüimer vor der Eintragung ber von ihm vorgenommenen Verfilgung ſich 
in das Grundbuch eintragen läßt, ift bei einer Vriefhypothek gemäß $- 4u Abf. 2 nicht erforderlich, 
wohl aber bei einer Buchhypothek; doch ift letzteres ftreitig. gl. Erl. ? zu 88. 40, 41 dar G. B. O. 

8.0.8. 88. 1143, 774, 1176. . 

9) Die Rentenſchuld ift als Unterart der Grundſchuld nicht neben biefer beſonders genannt; 
was von dieſer gejagt iſt, gilt auch von jener. 

®) 8.0.8. 8. 1163 Gap 1. Daß died eine Neuerung gegenüber dem preuß. Rechte ift, 
wurde oben S. 75 Unm. 1 bereit erwähnt. 

) So im Anſchluß an P. IT Bd. 3 ©. 603f. die herrſchende Meinung. Bol. Turnaus 
Förfter Bd. 16. 685. UM. Oberned ©. 4575, Schilde, Die Unrichtigkeit des Grund: 
buchs ©. 31ff,, Dernburg Bd. 3 ©. 603fj. 

%) 8.6.8. $. 1172. Bol. ©.8.0. 8. 64 nebft El. 

%) BGB. 8. 1163 Sap 2. 


7) 8.8.8. $. 1181. 
6* 
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Gläubiger befriedigt; dies führt fein Erlöſchen der Forderung, jondern deren Ueber- 
gang mit der Hypothek auf ben Eigenthümer herbei (unten ©. 85). Befriedigt da— 
gegen der Eigenthümer, der zugleich der perſönliche Schuldner iſt, ober der perſönliche 
Schuldner, der feinen Erſatzanſpruch hat, oder ein nicht unter b aufgeführter Dritter 
den Gläubiger, fo erliicht die Forderung und die Hypothek geht als Grundfchuld auf 
den Eigenthümer über.’) 

Eine weitere Ausnahme gilt für den Untergang der Forderung durch Konfufion 
d. 5. durch Vereinigung von Forderung und Schuld in der Perjon des Gläubigers 
oder des Schuldnerd. Iſt der perjönlihe Schuldner mit dem Eigenthümer nicht 
identiſch, jo erwirbt er, wie unter a erwähnt, die Hypothek, joweit er von dem 
Eigenthümer Erſatz fordern fann. Hat er feinen Erjaganjprud; oder ijt er jelbit der 
Eigentümer, fo erlischt die Forderung; bie Hypothek wird eine Eigenthümergrunb- 
ſchuld. Dagegen bleiben Forderung und Hypothek bejtehen, wenn der Eigenthümer, 
der nit der perjönlihe Schuldner ift, den Gläubiger beerbt oder von ihm 
beerbt wird. 

In allen übrigen Fällen des Erlöfhens der Forderung (3. B. durch Eintritt 
eined Endtermins oder einer auflöfenden Bedingung, durch Verzicht auf die Forderung) 
wird die Hypothek zur Eigenthümergrundſchuld. 

Für eine Geſammthypothek gilt beim Erlöſchen der Forderung grundſätzlich 
das unter a Gejagte. Dad B.G.B. macht hiervon aber Ausnahmen für die Fälle 
der Befriedigung des Gläubigerd durd den Eigenthümer eines der belafteten Grund- 
ftüde und für den Fall der Zwangsvollſtreckung. In dem erfteren Falle, dem die 
weiteren Fälle gleichgeftellt find, daß das Gläubigerreht auf den Eigenthümer über- 
tragen wird, ober daß ſich Forderung und Schuld in feiner Perſon vereinigen, er— 
wirbt der Eigentümer die Hypothek nur an feinem Grundſtück und, falls er von 
dem Eigenthümer eines mitverhafteten Grunbjtüds oder einem Rechtsvorgänger diejes 
Eigenthümerd Erfah verlangen kann, auch in Höhe des Erjaganfpruchs die Hypothek 
an dem Grumbitüde diejes Eigenthümers, jo daß er in der Höhe dieſes Erſatzanſpruchs 
an ben letzteren Grundjtüde und an dem feinigen eine Geſammthypothek erhält; 
die Hppothef an den übrigen Grundſtücken erlifht.?) In dem Falle der Befriedigung 





1) Wegen der erwähnten Yusnafmefälle genügt eine öffentlich beglaubigte Quittung des 
Gläubigers, in dir er nur den Empfang bes Betrags feiner Forderung beideinigt, zum Na» 
weife des Uebergangs der Hypothek auf den Eigenth: mer nicht, vielmcht muB aus ihr erhellen, 
daß der Eigentbünter gezahlt bat; bat ein Anderer den Gläubiger befriedigt, jo muß bewieſen 
werden, daß feiner der oben unter a. und b genannten Fälle vorliegt. 

9) BGB. 8. 1173, Wenn alfo ein Eigenthümer eines der mit der Geſammthypothet 
befafteten Grundftüde eine Eigenthumerhypothet in Anfprud nimmt, muß er madjweifen, daß 
er allein den Gläubiger befriedigt hat; denn falls die Befriedigung duch alle Eigenihiimer zu— 
fammen erfolgt ift oder falls die Forderung auf andere Weife erloſchen ift, verbleibt es bei der 
Regel des 8. 1172, wonach die Geſammthypothet allen Gläubigern zufteht. Auch auf Grund 
jenes Nachweiſes fann er mur an feinem Grumdittide die EigentHümerhypothet beanipruden; 
nur beim Veftehen eines befonders zu begründenden und nadzuweifenden Erſahanſpruchs gegen 
einen anderen Miteigenthümer fteht ihm eine Gefammthhpothet an feinem und an beffen Grund» 
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des Gläubigerd im Wege der Bmwangsvollftredung aus einem ber mit einer 
Geſammthypothek belafteten Grundjtücde erliſcht die Hypothek grundjäglic an allen 
Grundftüden; nur wenn der Eigenthümer des Grundjtüds, aus dem der Gläubiger 
befriedigt wird, von dem Cigenthümer eines der anderen Grumbitüde oder einem 
Rechtövorgänger dieſes Eigenthümers Erſatz verlangen fann, geht die Hypothek an dem 
Grundftüde dieſes Eigenthümers (nit an feinem Grunditüd) auf ihn über, fie darf 
ober nicht zum Nachtheile der dem Gläubiger verbleibenden Reſthypothek und, wenn 
dad Grundftüd mit einem im Range gleich- oder nachſtehenden Rechte belajtet ift, 
nicht zum Nachtheile dieſes Rechtes geltend gemacht werden.!) In beiden Zällen jteht 
dem Eigenthümer ein Erſatzanſpruch nur auf Grund eines bejonderen Rechtöverhält- 
niſſes zu. 

Auf die Grundſchuld finden die legterwäßnten Vorſchriften über die Gefammt- 
hypothek entiprechende Anwendung, jowohl für den Fall, daß der Eigenthümer eines 
der mit einer Geſammtgrundſchuld belafteten Grundſtücke den Gläubiger befriedigt 
oder die Grundfchuld übertragen erhält, als aud für den Fall der Befriedigung des 
Gläubigerd aus einem der verhafteten Grundftüde. Dagegen können die übrigen 
die Einzelhypothef betreffenden Vorichriften auf die Grundſchuld feine Anwendung 
finden, da fie von einer Forderung unabhängig ift; nur im Falle der Befriedigung 
des Gläubigers gilt dafielbe wie bei der Hhpothef, die Grundſchuld geht auf den Eigen- 
thümer über.?) Daß fie durch Komfufion nicht erliſcht, ijt oben ©. 34 bereit erwähnt. 

y. Auf den Eigenthümer, der nit der perjönlihe Schuldner ift, 
geht, foweit er den Gläubiger befriedigt, die Forderung nebft Hypothek über; 
er erlangt aljo eine Hypothet (feine Eigenthümergrundſchuld). Beſteht für die 
Forderung eine Geſammthypothek, jo gelten für diefe die unter A Abſ. 4 erwähnten 
Vorſchriften des 8. 1173.) 

Ueber die Rechte des Cigenthümerd auf Aushändigung ober Vorlage ded 
Hupothelenbrief® und ber jonitigen Urkunden gilt dafjelbe wie bei der Befriedigung 
durch den perjönlichen Schuldner*) (oben S. 80 Abi. 3). 

Bei der Grundſchuld kann diejer Fall der Eigenthümerhypothet nicht vor— 
tommen. 

d. Eine Briefhypothet oder eine Briefgrundſchuld jteht biß zur Mebergabe des 
Briefes an den Gläubiger dem Eigenthümer zu.) Da die Webergabe des Briefes 


ftüde zu. In allen übrigen Fällen erliſcht die Hypothet an den übrigen Grundſtücken. Wegen 
ihrer Löſchung vgl. G. B. O. 8. 27 Abi. 1 mit Erl. Auf eine vor dem 1. Januar 1900 erfolgte 
Befriedigung des Gefammtäypothefengläubiger8 durch einen Eigenthümer findet nicht 8. 1173 
Abf. 1, fondern das bisherige Recht (preub. Geſ. über den Eig.Erw. 88. 63, 64; Achilles- 
Streder ©. 330 Erl. 2d) Anwendung; vgl. Rehtfpr. 1 ©. 425. 

"8.0.8. 8. 1181 Abſ. 2, $. 1182. Vgl. P. IL Bd. 3 ©. 624ff. 

%) Bol. P. II Wd. 4 ©. 505, 508. (8%. 11396, 11428, 11424.) 

) 8.6.8. 8. 1143, u 

% 8.9.8. 98. 1144, 1145. Bol. ©. 72. 

®) Ebd. $. 1163 Abſ. 2. Bol. oben ©. 75. 
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durch die Vereinbarung erjegt werden fann, daß der Gläubiger berechtigt jein joll, 
fi) den Brief von dem Grundbuchamt aushändigen zu lajfen, und nur an ben 
Beſitz des Gläubigerd die Vermuthung, daß die Uebergabe erfolgt jei, nicht an 
den Beſitz des Eigenthümers die entgegengejegte Vermuthung geknüpft iſt, führt ber 
Eigenthümer durd die Vorlage des Briefed allein nicht den Nachweis, daß ihm die 
Briefhypothek oder die Briefgrundſchuld zuſtehe, und zwar jelbjt dann nidt, wenn 
der Brief noch bei dem Grundbuchamte fich befindet und noch Niemandem behändigt 
ift; denn die erwähnte Vereinbarung kann getroffen jein, ohne daß jie zur Kenntniß 
des Grundbuchamts gelangte.!) 

&. Verzichtet der Gläubiger ganz oder zu einem XTheilbetrag auf die Hypothef*) 
oder auf die Grundſchuld, jo erwirbt fie der Eigenthümer, und zwar auch jene als 
Grundſchuld. Eine Geſammthypothet oder eine Geſammtgrundſchuld fällt der Regel 
gemäß (oben S. 83) den Eigenthümern der belajteten Grunditüde gemeinſchaftlich 
zu; verzichtet der Gläubiger aber nur auf die Hypothek oder die Grundichuld am 
einem Grundſtücke, fo erliſcht jie an dieſem. 3) 

Der Verzicht ift dem Grundbuchamt ober dem Eigenthümer gegenüber zu ertlaren 
und bedarf der Eintragung in das Grundbuch. Wenn die Poſt mit dem Rechte 
eines Dritten belaſtet iſt, muß auch dieſer zuſtimmen. Dem Verzichte gleich behandelt 
wird die Schuldübernahme, in welche der Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks 
nicht eingewilligt hat.) „Steht dem Eigenthümer eine Einrede zu, durch welche die 
Geltendmachung der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird, jo kann er verlangen, daß 
der Gläubiger auf die Hhpothef verzichtet“ ($. 1169). 

Ueber die Verpflichtungen des Gläubigerd auf Aushändigung oder Vorlage der 
erforderlichen Urkunden gelten auch in diejem Falle die Vorjchriften der 88. 1144, 
1145 (oben ©. 80). 

T. Die Hypothek und die Grundichuld gehen ferner auf den Eigenthümer mit 
ber Erlaffung des Ausihlußurtheils über, durch das der unbefannte Gläubiger 
mit feinem Rechte auögefchloffen wird. Tas B. G. B. fennt zwei Fälle des Aufgebots- 
verfahren zu diejem Zmede;°) in dem einen wird angenommen, daß dem Gläubiger 
fein Recht zufteht, während der andere eine noch zu Recht bejtehende Hypothefen- 





ı) Martinius in Grud. 4 ©. 385ff. Vgl. Turnau-Förſter Bd, 1 5. 688 und 
die Erl. zu $. 60 der G. B. O. 

?) Ueber den Verzicht auf die Forderung vgl. oben ©. 84 unter 8. Hier handelt es 
ſich um den Verzicht auf bie Hypothek ohne gleichzeitigen Verzicht auf die Forderung. (V. II 
3. 3 ©. 602.) 

) 3.6.2. 58. 1168, 1175. Die Vorſchrift des $. 1172 Abſ. 2 über die Vertheilung der 
Geſammihypothet oder Geſammtgrundſchuld (S. 83) gilt auch Hier. Bol. über die Wirkung 
der Freigabe eines Grundftüd® aus einer Geſammthypothek in Bayern während der Ueber- 
gangszeit Günger in Seuff. Blättern f. Rechtsanwendung 65. Jahrg. (1900) ©. 122. 

+ 3.8.2. 8. 1168 Abi. 2, $. 418. 

®) Daneben ein NAufgebotverjahren zum Zwecke der Kraftloserklärung eines abhanden 
gelommenen oder vernichteten Hypotheken⸗ oder Grundſchuldbriefs ($. 1162). 
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forderung oder Grundſchuld vorausſetzt. In beiden Fällen muß der Gläubiger 
unbelannt ſein, wie der Antragſteller dem für das Aufgebotsverfahren zuftändigen 
Amtögerihte, in deſſen Bezirke das belajtete Grundſtück belegen ift, glaubhaft zu 
machen hat. In dem eriten Falle iſt ferner erforderlich, daß feit der legten ſich 
auf die Hypothek oder Grundſchuld beziehenden Eintragung in das Grundbud zehn 
Jahre verftrichen find und das Recht des Glaubigers nicht innerhalb diejer Frift 
von dem Eigenthümer in einer nad $. 208 des B.G.B. zur Unterbrechung der 
Verjährung geeigneten Weiſe anerkannt worden ift; wenn für die Forderung oder die 
Grundiguld eine nad dem Kalender beitimmte Zahlungszeit befteht, jo beginnt bie 
Zeift nicht dor dem Ablaufe des Zahlungstags. In dem zweiten Falle muß ber 
Eigenthümer zur Befriedigung des Gläubigers oder zur Kündigung berechtigt fein 
und ben Betrag ber Forderung nebft den etwa aus dem Grundbuch erſichtlichen 
Zinjen für die legten vier Jahre für den Gläubiger unter Verzicht auf das Recht 
zur Nüdnahme hinterlegen. 

Berechtigt, das Aufgebotöverfahren zu beantragen, ift in dem letzteren Falle nur 
der Eigenthümer des belafteten Grundſtüds, in dem erfteren auch ein im Range 
gleich» oder nachſtehender Gläubiger, zu deffen Gunften eine Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Löſchung der Hypothek oder Grundſchuld eingetragen ift, und bei 
einer Gejammthypothef oder Gejammtgrundfhuld außerdem derjenige, welcher anf 
Grund eined im Range gleich- oder nachſtehenden Rechtes Befriedigung aus einem 
der belafteten Grundſtücke verlangen fann, jofern der Öläubiger oder ber fonftige 
Beredhtigte für jeinen Anſpruch einen vollſtreckbaren Schulptitel erlangt hat.t) 

In dem erften Falle ergeht das Anſchlußurtheil dahin, daß der Gläubiger mit 
jeinem Rechte außgejchloffen wird. Mit der Verkündung des Ausſchlußurtheils wird 
der Hypotheken⸗ oder Grumdichuldbrief kraftlos und erwirbt der Eigenthümer die 
Hypothek als Grundſchuld. Für eine Gefammthypothet oder Geſammtgrundſchuld 
gilt daſſelbe wie im Falle des Verzichts (e); fie fällt den Eigenthümern der belaſteten 
Grundftüde gemeinfchaftlich zu, wenn das Aufgebotverfahren für alle Grunditüde 
beantragt ift, andernfalls erlijht fie an demjenigen Grundftüde, für welches das 
Aufgebotöverfahren ftattgefunden hat, und bleibt an den übrigen beftehen. 

Bei dem Wufgebot einer noch nicht getilgten Poſt befteht der Rechtsnachtheil 
des Gläubigerd nur darin, daß er jeine Befriedigung ftatt aus dem Grund» 
ftüde nur noch aus dem hinterlegten Betrage verlangen kann und daß fein Recht 
auf dieſen erliſcht, wenn er ſich nicht vor dem Wblaufe von dreißig Jahren nad, 
der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils bei der Hinterlegungsitelle meldet. „Mit der 


) „Durch diefe Vorſchrift wird flir die bezeichneten Fälle ben Gläubiger oder dem fonftigen 
Berechtigten, wenn er die Zwangsvollſtredung in das Grundftüd betreiben will, die Möglichkeit 
eröffnet, bie der wahren Rechtslage entfprehende Löſchung vorgehender oder gleichitehender Rechte 
herbeizuführen, welche die Erzielung eines feine Befriedigung fichernden Gebots erſchweren ober 
das Gebot zu feinem Nachtheil erhöhen würden.“ (Begr. zu 88. 836x bis 83600 der Novelle 
zur C. P.O.) 
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Erlaffung des Ausſchlußurtheils gilt der Gläubiger als befriedigt, fofern nicht 
nad) den Vorſchriften über die Hinterlegung die Befriedigung ſchon vorher ein= 
getreten ift. Der dem Gläubiger ertheilte Hypothefenbrief wird kraftlos.“ Es gilt 
alfo, wenn der Eigenthümer nicht der perjönlice Schuldner der durch die Hypothek 
geficherten Forderung ift, das oben unter y, anberenfalls und ftet3 bei der Grund- 
ſchuld das unter 8 Gefagte. Für die Frage, welcher Eigenthümer im Falle eines 
Eigenthumswechſels während des Verfahrens die Hypothek ober Grundſchuld er- 
wirbt, ift der Zeitpunkt der Hinterlegung ober, wenn der Betrag der Hinterlegungd- 
jtele durch die Poft überfendet worden ift, der der Aufgabe zur Poſt maßgeblich, 
da die Hinterlegung dem Erlaſſe des Ausſchlußurtheils (menn auch nicht der Anordnung 
des Aufgebots) voraufgehen muß.!) 

7. Schließlich wird eine Zmangs- (Judikats-) Hypothek zu einer Eigenthümer- 

grundſchuld, wenn durch eine vollftredbare Entſcheidung die Entſcheidung, auf Grund 
deren die Zwangshypothek eingetragen ift, oder ihre vorläufige Vollſtrecbarkeit aufs 
gehoben oder die Zwangsvollſtreckung für unzuläffig erklärt ober deren Einftellung 
angeordnet wird, oder wenn durch eine gerichtliche Entſcheidung die einftweilige Ein— 
ftellung der Vollftredung und zugleich die Aufhebung der erfolgten Vollitredungs- 
maßregeln angeordnet wird oder wenn die zur Abwendung ber Vollſtreckung nach— 
gelafiene Sicherheitäleiftung oder Hinterlegung erfolgt.) 
B I. Außer durch rechtögeichäftlicde Uebertragung und kraft Geſetzes Tann die 
Hypothek oder die Grundfchuld auch durch Pfändung und Ueberweijung an Zahlungsitatt 
auf einen neuen Gläubiger übergehen. Hiervon wird unten bei Beiprehung des 
Pfandrechts an eingetragenen Rechten die Rede jein.®) 


II. Die oben ©. 28ff. beſprochenen Vorſchriften des B. G.B. über die Aenderung . 
des Inhalts eines Rechtes an einem Grundftüde jind vor allem für die Hypotheken 
und Grundſchulden von praftiider Bedeutung. 

Das BGB. geitattet die Ummwandfung einer Briefhypothef in eine 
Buchhypothek, einer Verkehrshypothek in eine Sicherungshypothek, einer 
Hypothek in eine Grundſchuld, einer Grundſchuld in eine Rentenſchuld, 
einer Brief-Grundfhuld in eine Buchgrundſchuld und umgefehrt.t) 
Ferner kommt bei den Hypotheken und Grundidulden häufig eine Veränderung in 
den Verzinfungs- und Nüczahlungsbedingungen vor und bei der Hypothek ift eine 
Veränderung der geficherten Forderung zuläfjig. 

1. Zür alle diefe Fälle gilt die Regel des $ 877, daß zu der Inhaltsänderung 
ein Vertrag zwifchen dem Eigenthümer des belafteten Grundftüds und dem Berechtigten 


1) 8.8.8. 98. 1170, 1171, 375, 378; C.B.O. 88. 982— 987 (dazu preuß. A. G. z. C.P. O. 
$. 21 in der Fafjung des Geſetzes vom 22. September 1899 Art. 1 IV). 

N) EBD. 38. 868, 775, 776. Eine einftweilige Einftellung ohne Aufhebung ber erfolgten 
Voll ſtredungsmaßregeln genügt nicht. Bgl. im Uebrigen über bie Zwangshypotheken S. 94ff. 

®) Unten ©. 113. 

4) 88. 1116, 1186, 1198, 1203. 
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und die Eintragung in das Grundbuch, außerdem die Zuftimmung des etwa an der 
Hypothek ꝛc. berechtigten Dritten erforderlih ift. Dazu muß unter Umftänden die 
Buftimmung ber gleich ober nachſtehenden Berechtigten Hinzutreten, weil deren 
Rechte durch eine Aenderung des Inhalts der vor- ober gleichitehenden Poſt 
geſchmälert werden können. 

a. Dies iſt jedoch bei der Umwandlung einer Brief-Hypothek (oder Grund⸗ 
ſchuld) in eine Buch-⸗Hypothet (oder Grundſchuld) oder umgekehrt nicht denkbar. Auch 
bei ben übrigen oben erwähnten Umwandlungen erflärt das B.G.B. die Zu— 
ftimmung der im Range gleich- ober nachſtehenden Berechtigten für nicht erforderlich.") 

b. Zür die Weränderung der PVerzinfungs- und Rückzahlungs— 
bedingungen gilt die Vorſchrift des 8. 1119: „Iſt die Forderung unverzinslich 
oder ift der Zinsfag niedriger als fünf vom Hundert, jo fann die Hhpothef ohne 
Zuftimmung der im Nange gleich oder nachſtehenden Berechtigten dahin ermeitert 
werben, daß das Grundftüd für Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet. Zu einer 
Aenderung der Zahlungszeit und des Bahlungsorts ift die Zuftimmung diejer Be— 
rechtigten gleichfalls nicht erforderlich." Während der legte Sap in dem. preuf. 
Eig. Erw. Geſ. nicht enthalten, aber doch wohl auch nach diefem als richtig anzujehen 
war und in dad B.G.B. nur aufgenommen ift, um jeden Zweifel auszuſchließen,“) 
entſpricht der erfte Abjag dem $. 25 des preuf. Gef. über den Eig.Erm. ıc.;) von 
diefem weicht er aber infoweit ab, ald die Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden 
Berechtigten auch dann nicht erforderlich if, wenn diefe bereits dor dem Inkrafttreten 
des B.G.B. ober jogar des preuß. Gef. über den Eig.Erm. zc. eingetragen find. Dies 
ſteht mit der Vorjchrift des Art. 192 des B.GB. im Zufammenhange, nad) der ein 
zur Zeit des Inkrafttretens des Reichsgrundbuchrechts beſtehendes Grundftüdspfand 
als eine Hypothet des B.G. B. anzuſehen iſt, das neue Reichsrecht alſo auch auf die 
früher beſtellten Hypotheken zur Anwendung kommt.“) 

Nach dem bisherigen preuß. Rechte war es nicht unſtreitig, ob die obige Be— 
ſtimmung auch auf Kautionshypotheken zur Anwendung zu bringen ſei, ob alſo 
bei deren Ummandlung in gewöhnliche Hypotheken nad) Feſtſtellung des Betrags 
der Forderung, auch wenn dieſer den eingetragenen Höchſtbetrag erreiche, noch außer— 
dem Zinſen von dieſem Betrage bis zu 5°/, mit dem Range der umgewandelten 
Hypothef eingetragen werden könnten. Nachdem das Obertribunal diefe Frage anfangs 
verneint hatte, hat es fpäter feine Anſicht geändert, und das Reichsgericht und das 
Kammergericht Haben die Frage gleichfalls bejaht.) Nach dem B.C.B. 8. 1190 
Abi. 2 find nun allerdings die Zinfen in den Höchſtbetrag der Maximalhypotheken 


1) 8.0.8. 99. 1186, 1198, 1203. Bol. über die Behandlung des Briefes .8.D. 8. 65. 

*) Bat. P. II Bd. 4 ©. 602. 

®) Ueber feine Begründung vgl. M. 5. B.G.B. 85.3 ©. 646. 

H Bl. oben ©. 73ff. 

®) Bol. Gruch 21 ©. 860, 23 ©. 754; RG. 5 ©. 234, 8.0.5 ©. 169, 106.308, 
13 ©. 154. 
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einzurechnen. Trotzdem ift auch für das jehige Recht die obige Frage zu bejahen. 
Die Vorſchrift des 8. 1190 Abſ. 2 bejagt nur, daß der Gläubiger feine Forderung 
einfchließlih der Zinfen nur in Höhe de eingetragenen Höchſtbetrags geltend machen 
fann, wenn nur diefer in das Grundbuch eingetragen ift; fie will verhindern, daß 
aus dem Grundftüde Zinfen beigetrieben werden fönnen, deren Höhe aus dem 
Grundbuche nicht erjichtlich ift, und dem Spezialitätsprinzipe gemäß die Haftung des 
Grundſtücks feit begrenzen. Sie verbietet aber nicht, daß die Marimalhypothek in 
eine gewöhnliche Hypothek, deren Kapital dem eingetragenen Höchſtbetrage gleichkommt, 
umgewandelt wird und bei diefer Umwandlung zugleid Binfen bis zu 5%, gemäß 
$. 1119 eingetragen werden. Mit Recht wurde in der 2. Kommiſſion von der 
Mehrheit!) hervorgehoben, daß eine ſolche Eintragung nad} der Umwandlung unzweifel- 
Haft zuläffig fei, daß es aber unzwedmäßig wäre, die Eintragung nicht aud) bei der 
Umwandlung zu geftatten. Es find dies diefelben Gründe, melde zur Bejahung der 
obigen Frage für das frühere Recht geführt haben.*) 

Bei einer Erhöhung des Zinsſatzes über 5°, bedarf ed aufer der Einigung 
zwiſchen dem Gläubiger und dem igenthümer der Zuſtimmung der gleich- ober 
nadjitehenden Berechtigten, wibrigenfall3 die Zinserhöhung nur mit dem Range hinter 
ihren Rechten eingetragen werben kann. ber auch in dem leßteren Falle darf die 
Bingerhöhung nicht in den Spalten 1 bis 4 des neuen preußiſchen Formulars unter 
einer neuen Nummer eingetragen werben, da fie feine neue Hypothek ift, denn dieje 
erfordert (im Gegenfage zu den Reallaſten umd zur Rentenſchuld) ein Kapital; ihre 
Eintragung muß vielmehr in den Spalten 5 bis 7 (Veränderungen) erfolgen.?) Die 
Eintragung als felbftändige Hypothek, über die ein bejonderer Hhpothefenbrief zu 
bilden ift, entſpricht zweifellos nicht der Rechtslage und dem Willen der Betheiligten.*) 

In einer Herabfegung des Zinsfußes liegt eine theilweife Aufhebung der 
Hypothet oder Grundſchuld.) Es müfjen daher die für dieſe vorgefchriebenen 
Formen (unten Ziff. IV) gewahrt werben. 

e. Eine weitere Aenderung des Inhalts einer Hypothek“) gejtattet das B.G.B. 
im $. 1180, deſſen Abſ. 1 lautet: „An die Stelle der Forderung, für welche die 
Hypothek befteht, kann eine andere Forderung gejet werden. Bu der Menderung 
ift die Einigung des Öläubigerd und des Eigenthümers fowie die Eintragung in 
das Grundbuch erforderlich; die Vorſchriften des $. 873 Abſ. 2 und der SS. 876, 
878 finden entjprechende Anwendung.“ Es gilt alfo aud für dieſen Fall die 
obige Regel. Ber dingliche Vertrag muß zwiſchen dem Cigenthümer und dem 
Gläubiger der neuen Forderung geſchloſſen werden. Died erhellt aus Abſ. 2: 
„Steht die Forderung, die an die Stelle der bisherigen Forderung treten foll, nicht 


) P. Il Bd. 3 ©. 689. 

*) Bol. auch Turnausörfter Bd. 1 ©. 746 Anm. 5. 

®) Ulg.Berf. 5. 12 Abſ. 2. 

) Rechtſpr. 1 ©.481. A. M. Turnau-Förfter Bd. 1 6. 570. 

%) Bol. R.®. 39 ©. 208; Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 571. 

©) Bei der Grundſchuld und der Rentenſchuld kann dieſe nicht vorfommen. $. 1192 abſ. 1. 
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dem biöherigen Hypothekengläubiger zu, fo ift deſſen Buftimmung erforderlich; die 
Zuftimmung ift dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu beffen 
Sunften fie erfolgt. Die Vorjchriften des 8. 875 Abſ. 2 und des $. 876 finden 
entſprechende Anwendung.” Demnach bedarf es in diefem Falle feiner Abtretung 
der Hypothefenforberung feitend des biöherigen Gläubigers; dieſer behält ja feine 
Forderung und giebt nur deren hypothekariſche Sicherung auf. Wenn e8 an der 
Vorſchrift des 8. 1180 fehlte, würde der Eintritt einer neuen Forderung an, Stelle 
der biöherigen nur dadurch zu erreichen fein, daß der Gläubiger auf feine Hypothet 
verzichtete, wodurch fie als Grundihuld an den Eigenthümer fallen würde, daß dieje 
Grundſchuld darauf wieder in eine Hypothek umgewandelt würde, die zur Sicherung 
für die neue Forderung dienen jollte. Diefer Umweg wird durch $. 1180 vermieden.) 

2. Ausnahmöweife fennt das B.G.B. auch Uenderungen des Inhalts der 
Hypothefen ohne Einigung und Eintragung. So verwandelt ſich die Hypothek 
fraft Geſetzes in eine Grundſchuld, wenn ſich die Hypothek mit dem Eigenthum in 
einer Perſon vereinigt, ohne daß dem Eigenthümer auch die Forderung zuiteht.*) 
Auch in dem Falle, daß der mit dem Eigenthümer nicht identifche perfönliche Schuldner 
den Gläubiger befriedigt und die Hypothek erwirbt, weil er von dem Eigentbümer 
oder einem Rechtsvorgänger des Eigenthümerd Erſatz verlangen fann, tritt nad) einer 
allerdings bejtrittenen Meinung kraft Geſetzes eine Veränderung der Hypothek injofern 
ein, als dieje ſich nur mit der Erfagforderung ded perſönlichen Schuldners verfnüpft.?) 

AS eine Inhaltsänderung der Hypothek oder Grundſchuld läßt ſich vielleicht 
auch die Vertheilung des Betrags einer Gejammthypothefenforderung 
oder einer Gefammtgrundfhuld auf die einzelnen Grundſtücke anfehen. Nach 
SS. 1132, 1192 ift nämlich der Gläubiger berechtigt, den Betrag auf bie einzelnen 
belajteten Grundftüde „in der Weife zu vertheilen, daß jedes Grundſtück nur für den 
zugetheilten Betrag haftet. Auf die Vertheilung finden die Vorfchriften der 88. 875, 
876, 878 entprechende Anwendung.“ Es bedarf aljo hierzu außer der Eintragung 
feiner Einigung, fondern — neben der Zuſtimmung etwaiger an der Gejammt« 
hypothek berechtigter Dritter — nur der einfeitigen empfangsbedürftigen Erklärung 
des Gläubigerd gegenüber dem Grundbuchamt oder den Eigenthümern, daß er an 
jedem einzelnen Grundftüde die Hypothek nur in der angegebenen Höhe behalte und 
im Uebrigen jein Recht aufgebe, wie es jich überhaupt in diefem Falle weniger um 
eine Wenderung der Hypothek ıc., ald um einen theilmeifen Verzicht des Gläubigers 
handelt. Daher findet auch $. 1175 Abſ. 1 Sag 2 Anwendung, wonach ein Ver— 





) 8. II Bd. 3 ©. 725f. Vgl. über die Wirkung des Verzicht oben ©. 86 und über 
die Behandlung des Hypothekenbriefs bei der Aenderung ber Forderung BD. 8. 65 Abſ. 2 

Auch für das preußifche Recht Hat das Meichägericht wiederholt die Unterlegung einer 
neuen Forderung für zuläffig erklärt, wenn die Forderung, für welche die Hypothek beftellt war, 
nicht zur Entjtehung gelangt war; vgl. R.G. 44 ©. 294 und die bafelbft angeführten Entſch. 

*) Bgl. oben ©. 82ff. unter oc. Dafeldft find die in Betracht kommenden Fälle unter 
a, 8,8%, e, &, n aufgeführt. 

®) al. oben S. 80 Abſ. 2. 
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zicht des Eigenthümers auf die Hypothek an einem der mehreren belafteten Grund- 
ſtücke das Erlöſchen der Hhpothef an diefem zur Zolge hat.!) j 

Anbererjeitd genügen zur Aenderung des Ranges zweier Rechte an Grund— 
ftüden, wenn das zurüdtretende Recht eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine 
Rentenſchuld ift, nicht der Regel des 8. 880 gemäß eine Einigung de zuräd- 
tretenden und des vortretenden Berechtigten, die Zuftimmung de3 etwa an dem 
äjurüdtretenden Rechte Berechtigten und die Eintragung der Nangänderung in das 
Grundbuch, fondern ed muß die Zuftimmung des Eigenthümers Hinzufommen,?) weil 
diefer durch eine Verfchlechterung des Ranges der Hypotheken und Grundſchulden bei 
dem fpäteren Erwerbe der Eigenthümerhypothek oder Eigenthümergrundſchuld benach— 
theiligt werden würde. „Die Zuftimmung ift dem Grundbuchamt ober einem der 
Betheiligten gegenüber zu erflären; fie ift unwiderruflich.“) Ausnahmsweiſe ift fie 
bei der Theilung einer Hypothek ac. zur Aenderung des Nangverhältnifjes der Theil- 
hypotheken umter einander nicht erforderlic,*) weil e3 ſich hier nicht um die Rang- 
änderung verſchiedener Berechtigungen, fondern um bie Reihenfolge der Antheile 
mehrerer an einem Rechte Beteiligten handelt°) und daher das Recht des Eigen- 
thümers durch diefe Rangänderung nicht geſchmälert wird. 

IV. Für die Yufhebung der Hypothefen und Grundfhulden gelten von den 
oben ©. 28ff. und ©. 34ff. dargeftellten Regeln viele Ausnahmen. " 

1. Regelmäßig wird außer den allgemeinen Exfordernifien der Aufhebungs- 
erklärung, der Buftimmung des etwaigen Dritten und ber Löſchung nod ein Weiteres 
gefordert; $. 1183 beftimmt nämlich: R 

„Bur Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft ift die Zujtimmung 
des Eigenthümers erforberlih. Die Zuftimmung ift dem Grundbuchamt 
oder dem Gläubiger gegenüber zu erflären; fie iſt unwiderruflich.“ 

Diefe Vorſchrift, welche nach $. 1192 aud für die Grundſchulden und die 
Rentenſchulden gilt, entipricht der Beſtimmung des 8. 58 des preufiichen Geſetzes 
über den Eig. Erw. ꝛc., daß die Löſchung ber Hypothefen und Grundſchulden, außer 
auf Erjuchen einer zuftändigen Behörde, nur auf Antrag bes Eigenthümers erfolgen 
darf, und erflärt ſich aus dem Inftitute der Eigenthümer-Hypothek (bezw. -Grund⸗ 
ſchuld). Wenn der Gläubiger auf die Hypothek oder Grundſchuld verzichtet und dieſer 
Verziht in das Grundbuch eingetragen ift, jo erlicht nicht da8 Hypotheken- oder 
Grundſchuldrecht, jondern es geht auf den Eigenthümer über.*) Demnach würde dem 
Eigenthümer ein Vermögensgegenſtand wider jein Wollen entzogen werden können, 


) Oben ©. 86 und G. B. O. 8. 64 nebft Erl. Ueber bie Verteilung ber Gefammt- 
hypothet oder Geſammtgrundſchuld, welche den Eigenthümern ber belafteten Grunbftikte gemein- 
ſchaftlich zugefallen ift, vgl. 8. 1172 Abſ. >, $. 1175 Abf. 1 Sap 1, oben S. 83 und ©. 86. 

) 8. 880 Abf. 2 Sup 2, 

») Ebd. Sag 3. 

*) 8.0.8. 88. 1151, 1192. 

) P. II Bd. 36. 9. 

) Bgl. oben ©. 86 e. 
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wenn man auf die Aufhebung der Hypotheken oder Grundſchulden die Vorſchriften 
der $$. 875 und 876 unverändert anwenden würde. Um die zu vermeiden, ijt das 
Erlöſchen diejer Rechte von der Zujtimmung des Eigenthümerd abhängig gemadht.!) 

Ebenſo wie der Verzicht des Gläubiger, bewirkt aud fein Ausſchluß im Wege 
des Aufgebotöverfahrend nicht das Erlöſchen der Hypothek oder Grundfchuld, ſondern 
deren Uebergang auf den Eigenthümer.?) 

2. Andererſeits giebt es auch bei den Hypotheken und Grundſchulden Fälle 
des Erlöjhend ohne Löſchung im Grundbuche. 

a. „Wird der Gläubiger aus dem Grundſtücke befriedigt, ſo erliſcht die Hypothek. 
Erfolgt die Befriedigung des Gläubigerd aus einem der mit einer Geſammthypothek 
belajteten Grundftüde, fo werden auch die übrigen Grundſtücke frei. Der Befriedigung 
aus dem Grundſtücke fteht die Befriedigung aus den Gegenftänden gleich, auf die ſich 
die Hypothek erftredt.” ($. 1181.) Unter der Befriedigung „aus dem Grundſtück“ 
oder „au den Gegenftänden, auf die ſich die Hypothek erjtredt” (Erzeugnifie, Beitand- 
theile, Zubehörftüde, Miet- und Pachtzins- und Verfiherungsforderungen und fubjeftiv- 
dingliche Rechte nach näherer Beſtimmung der 88. 1120—1131) ift ebenfo wie nad) 
dem preuß. Rechte?) nur eine Vefriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung zu 
verftehen. Eine freiwillige Zahlung dur den Eigenthümer fällt nicht darunter.) 

Von dem zweiten Satze des 8. 1181 gilt eine Ausnahme für den Fall, daf der 
Eigenthümer des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger befriedigt ift, von dem Eigen- 
thümer eined der anderen Grunditüde oder von einem Rechtsvorgänger dieſes Eigen- 
thümerd Erſatz verlangen fann; dies ift oben ©. 85 unter 4 bereit erwähnt. 

b. Weitere Ausnahmen von der Regel, daß ed zur Aufhebung der Hypotheken 
und Grundſchulden einer Löſchung im Grundbuche bebarf, gelten für die Gejammt- 
Hypothefen und Geſammtgrundſchulden in den oben ©. 80, 84 ff. unter a und unter e 4, 
7, 5 aufgeführten Fällen der Befriedigung des Gläubigerd durd den perfünlichen 
Schuldner oder durch den Eigenthümer eines der belafteten Grundſtücke, joweit dieſe 
feinen Erſatzanſpruch gegen die Eigenthümer der übrigen Grunditüde ober beren 
Rechtsvorgänger haben, und der Ausſchließung des unbefannten Gläubiger im Auf- 
gebotöverfahren bezüglich eines Grundjtüds. Auch der Verzicht des Gläubigerd auf 
die Hppothet oder Grundſchuld an einem der Örundftüde Hat das Erlöſchen feines 
Rechtes an diefem zur Folge (oben ©. 86 e), aber zu dem Verzichte bebarf es der 
Eintragung, jo daß der Fall einer Beendigung ded Rechtes ohne Eintragung nicht 
gegeben iſt. Die Eintragung braucht jedod nicht mothwendig in einem Löſchungs- 
vermerfe zu beitehen; auch die Eintragung des Verzicht als Veränderung genügt zur 
Herbeiführung des Erlöjchens.?) 





) Damit fteht die Beftimmung der ©.8.0. 9. 27 Abſ. 1 im Eintlange. 

*) Bol. oben ©. 87. 

*) Eig Erw. Bel. 8. 42; R.®. 3 ©. 259. 

+) Bgl oben ©. 83ff. unter 4 und y. 

>) Bgl. preuß. Mg Berf. $. 12 Adf. 2, Richtiger ift im dieſem Yale ein Löſchungs- 
vermeri einzutragen. Turnau-Zörfter Bd. 1 ©. 715. 
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sicht des Eigenthümers auf die Hypothek an einem der mehreren belafteten Grund- 
ftüde dad Erlöfchen der Hypothek an diefem zur Folge hat.!) j 

Andererjeitd genügen zur Aenderung des Ranges zweier Rechte an Grund- 
ftüden, wenn das zurücktretende Recht eine Hypothek, eine Grundfhuld oder eine 
Rentenſchuld ift, nicht der Regel des $. 880 gemäß eine Einigung des zurüd- 
tretenden und des vortretenden Berechtigten, die Buftimmung des etwa an dem 
zurüdtretenden Rechte Berechtigten und die Eintragung der Rangänderung in das 
Grundbuch, fondern es muß die Zuftimmung des Eigenthümers hinzufommen,?) weil 
diefer durch eine Verfchlechterung de3 Ranges der Hhpothefen und Grundſchulden bei 
dem fpäteren Erwerbe der Eigenthümerhypothek oder Eigenthümergrundſchuld benach— 
theiligt werden würde. „Die Zuftimmung ift dem Grundbuchamt oder einem der 
Betheiligten gegenüber zu erflären; fie ift unwiderruflich.“) Ausnahmsweiſe ift fie 
bei der Teilung einer Hypothek zc. zur Aenderung des Rangverhältniſſes der Theil- 
hypothelen unter einander nicht erforderlich,“) weil es ſich Hier nit um die Rang⸗ 
änderung verſchiedener Berechtigungen, fondern um die Reihenfolge der Antheile 
mehrerer an einem echte Betheiligten handelt®) und daher das Recht des Eigen- 
thümers durch dieſe Nangänderung nicht geſchmälert wird. 

IV. Zür die Aufhebung der Hypothefen und Grundſchulden gelten von den 
oben ©. 28ff. und ©. 34ff. dargeftellten Regeln viele Ausnahmen. " 

1. Regelmäßig wird außer den allgemeinen Exforderniffen der Aufhebungs— 
erffärung, der Buftimmung des etwaigen Dritten und der Löſchung noch ein Weiteres 
gefordert; $. 1183 beftinnmt nämlich: R 

„Bur Aufhebung der Hypothek durch Rechtögeihäft ift die Zujtimmung 
des Eigenthümers erforderlich. Die Zuftimmung ift dem Grundbuchamt 
oder dem Gläubiger gegenüber zu erflären; fie ift unwiderruflich.“ 

Tiefe Vorſchrift, welche nah $. 1192 auch für die Grundſchulden und die 
Rentenſchulden gilt, entfpricht der Beſtimmung des 8. 58 des preußiichen Geſetzes 
über den Eig.Erm. ꝛc., daß die Löſchung ber Hypothefen und Grundſchulden, außer 
auf Erjuchen einer zuftändigen Behörde, nur auf Antrag des Eigentümers erfolgen 
darf, und erflärt fi aus dem Inftitute der Eigenthümer-Hypothek (bezw. Grund» 
ſchuld). Wenn der Gläubiger auf die Hypothek oder Grundſchuld verzichtet und biefer 
Verzicht in das Grundbuch eingetragen ift, fo erfijcht nicht das Hypotheken oder 
Grundſchuldrecht, jondern es geht auf den Eigenthümer über.*) Demnach würde dem 
Eigenthümer ein Wermögensgegenjtand wider jein Wollen entzogen werben können, 


) Oben ©. 86 und ©.8.0. 8. 64 nebit Erl. Ueber die Bertheilung der Geſammt- 
hiypothet oder Geſammtgrundſchuld, welche den Eigenthümern ber belafteten Grundſtücke gemein- 
ſchaftlich zugefallen ift, vgl. 9. 1172 Abſ. 2, 8. 1475 Abſ. 1 Sap 1, oben ©. 83 und ©. 86. 

) $. 880 Abſ. 2 Sap 2. 

») Ebd. Sag 3. 

%) 8.6.8. 88. 1151, 1192. 

9) B. 118.36. 9%. 

%) Bol. oben ©. 86 e. 
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wenn man auf die Aufhebung der Hypotheken oder Grundſchulden die Vorjchriften 
der 88. 875 und 876 unverändert anwenden würde. Um dies zu vermeiden, ijt das 
Erlöfchen diejer Rechte von der Zujtimmung de3 Eigenthümerd abhängig gemadt.!) 

Ebenjo wie der Verzicht des Gläubigers, bewirkt auch fein Ausihluß im Wege 
des Aufgebotöverfahrens nicht das Erlöſchen der Hypothek oder Grundſchuld, jondern 
deren Uebergang auf den Eigenthümer.?) 

2. Undererjeitö giebt es auch bei den Hypotheken und Grundſchulden Fälle 
des Erlöfhens ohne Löfhung im Grundbude. 

a. „Wird der Gläubiger aus dem Grunditüde befriedigt, jo erliſcht die Hypothel. 
Erfolgt die Befriedigung des Gläubigerd aus einem der mit einer Gejammthypothek 
belafteten Grundſtücke, jo werden aud die übrigen Grundſtücke frei. Der Befriedigung 
aus dem Örundftüde fteht die Befriedigung aus den Gegenftänden glei, auf bie jich 
die Hypothek erjtredt.“ (8. 1181.) Unter der Befriedigung „aus dem Grundſtück“ 
oder „aus den Gegenftänden, auf die ſich die Hypothek erftredt” (Erzeugniffe, Bejtand- 
theile, Zubehörftüde, Mieth- und Pachtzins- und Verficherungsforderungen und fubjeftio- 
dingliche Rechte nach näherer Bejtimmung der SS. 1120—1131) ijt ebenfo wie nad) 
dem preuß. Rechte?) nur eine Pefriedigung im Wege der Zwangsvollitredung zu 
verjtehen. Eine freiwillige Zahlung durch den Eigenthümer fällt nicht darunter.“) 

Von dem zweiten Gabe de3 8. 1181 gilt eine Ausnahme für den Fall, daß der 
Eigenthümer des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger befriedigt ift, von dem Eigen- 
thümer eines der anderen Grundſtücke oder von einem Rechtsvorgänger dieſes Eigen- 
thũmers Erja verlangen Tann; dies ift oben S. 85 unter 4 bereit3 erwähnt. 

b. Weitere Ausnahmen von der Negel, daß es zur Aufhebung ber Hypotheken 
und Grundſchulden einer Löſchung im Grundbuche bedarf, gelten für die Gejammt- 
hypotheken und Geſammtgrundſchulden in den oben ©. 80, 84 ff. unter a und unter c f, 
r, & aufgeführten Fällen der Befriedigung des Gläubigerd durch ben perfünlichen 
Schuldner oder durch den Eigenthümer eines der belafteten Grundſtücke, joweit biefe 
feinen Erſatzanſpruch gegen die Eigenthümer der übrigen Grunditüde oder deren 
Rechtsvorgänger haben, und der Ausichließung de3 unbekannten Gläubigerd im Auf- 
gebotsverfahren · bezüglich eines Grundſtücks. Auch der Verzicht des Gläubigers auf 
die Hypothek oder Grundihuld an einem ber Grundſtücke hat das Erlöſchen feines 
Rechtes an diefem zur Folge (oben ©. 86 e), aber zu dem Verzichte bedarf es der 
Eintragung, jo daß der Fall einer Beendigung des Rechtes ohne Eintragung nicht 
gegeben ift. Die Eintragung braucht jedoch nicht nothwendig in einem Löſchungs- 
vermerfe zu beftehen; auch die Eintragung des Verzicht? ald Veränderung genügt zur 
Herbeiführung des Erlöjchens.?) 





») Damit fteht die Beftimmung der G.B. O. $. 27 Abſ. 1 im Einklange. 

9) Bgl. oben ©. 87. 

%) Eig.Erw. Ge. 8. 42; R.G. 3 ©. 289. 

*) Vgl oben ©. 83ff. unter 2 und y. 

®) Vgl. preuß. Mg Verf. $. 12 Nbf. 2, Richtiger ift in dieſem Falle ein Löſchungs- 
vermerkt einzutragen. Turnau-Förfter Bb. 1 ©. 715. 
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c. Schließlich erlijcht die Hypothek für Nüdjtände von Zinjen und anderen 
Nebenleiftungen fowie für Koften ohne Löſchung durch Konfuſion und durch ein- 
jeitige Verzicgtsertlärung des Gläubigerd gegenüber dem Eigenthümer. Solange 
einem Dritten ein Recht an dem Anipruch auf eine ſolche Leiſtung zufteht, tritt im 
Falle der Konfufion das Erlöſchen nicht ein und bedarf ed zum Werzichte der 
Zuftimmung des Tritten; dieſe „iſt demjenigen gegenüber zu erflären, w deſſen 
Gunſten fie erfolgt; fie ift unwiderruflich“ ($. 1178.) 


©. Insbefondere Rmangs- nnd Arteſthypothek. 

I. In Uebereinftimmung mit dem in dem größten Theile Deutſchlands, ins- 
bejondere auch in Preußen geltenden Rechte, giebt das neue Reichsrecht dem Gläubiger 
einer vollſtreckbaren Geldforderung die Befugniß, auf Grund des vollitredbaren 
Schuldtitels die Eintragung einer Hypothek auf den Grundbeſitz jeines Schuldners 
zu ermwirfen.!) Die hierauf bezüglichen Vorſchriften giebt aber nicht das B.G. 
jondern die C. P. O. in ben 88. 866-868, $. 870 Ubi. 2, $. 932. 

„F. 866. Die Zmwangsvollitredung in ein Grundſtück erfolgt durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek für die Forderung, durch Bmangsverjteigerung und durd) 
gZwangsverwaltung. 

Der Gläubiger kann verlangen, daß eine dieſer Maßregeln allein oder neben 
den übrigen ausgeführt werde. 

Auf Grund eines Vollſtreckungsbefehls findet die Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek nicht jtatt. Auf Grund eines anderen Schuldtiteld darf eine Sicherungs— 
hypothek nur für eine den Betrag von dreihundert Mark überiteigende Forderung 
eingetragen werden; die Vorſchriften der SS. 4, 5 finden entſprechende Anwendung. 

8. 867. Die Sicherungshgpothet wird auf Antrag des Gläubigers in das 
Grundbuch eingetragen; die Eintragung iſt auf dem vollitredbaren Titel zu vermerfen. 
Mit der Eintragung entjteht die Hypothek. Tas Grundftüd haftet auch für die dem 
Schuldner zur Lajt fallenden Kojten der Eintragung. 

Sollen mehrere Grumdjtüde des Schuldner mit der Hypothek belajtet werden, 
jo ijt ber Betrag der Forderung auf die einzelnen Grunditüde zu vertheilen; die 
Größe der Theile bejtimmt der Gläubiger. 

$. 868. Wird durch eine vollſtrecbbare Entſcheidung die zu bollitredende 
Entſcheidung oder ihre vorläufige Vollſtreckbarkeit aufgehoben oder die Ziwangsvoll- 
ſtreckung für unzuläfjig erflärt oder deren Einjtellung angeordnet, jo erwirbt der 
Eigenthümer des Grundftüds die Hypothek. 





) Vgl. M. 3. B.G.B. Bd. 3 ©. 246, 621 ff, 769 ff, P. II Bd. 3 ©. 694ff., Ber. zu 
8. 757b der Novelle zur EBD. und für da preußiiche Recht Achilles-Strecker S. 137 ff. 
In Preußen hatte zuerit die BO. vom 4. März 1834 88. 22, 23 den vollftredbaren Schuld- 
titeln die Bedeutung eines „Titels zum Pfandreht auf die dem Sqhuldner zugehörigen Im— 
mobilten” beigelegt; ſpäter waren ähnliche Beftimmungen für einige gemeinrechtliche Gebiete er- 
gangen; ſchließlich Hatte das Gefeg, betr. die Bwangsvollitredung in das unbewegliche Vermögen, 
vom 13. Juli 1883 98. 6—12 das Inftitut ber Judikatshypothet allgemein geregelt. 
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Tas Gleiche gilt, wenn duch eine gerichtliche Entfdeidung die einjtweilige 
Einftellung der Vollſtreckung und zugleich die Aufhebung der erfolgten Vollſtreckungs— 
maßregeln angeordnet wird ober wenn bie zur Abwendung der Vollſtreckung nadj= 
gelafjene Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung erfolgt. 

$. 870 Ubi. 1. Auf die Zmangsvolltredung in eine Berechtigung, für welche 
die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, finden die Vorſchriften über 
die Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke entipredjende Anwendung. 

8. 932. Die Vollziehfung des Arreftes in ein Grundftüd oder in eine 
Berechtigung, für welche die ſich auf Orunditüde beziehenden Vorſchriften gelten, 
erfolgt durd Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung; der nad) 
8. 923 feitgeitellte Geldbetrag ijt als der Höchſtbetrag zu bezeichnen, für welchen das 
Grunditüd oder die Berechtigung haftet. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der SS. 867, 868 Anwendung. 

Der Antrag auf Eintragung der Hypothek gilt im Sinne des 8. 929 Abf. 2,3 
als Vollziehung des Arreſtbefehls.“!) 

IT. Wenn auch dieſe Voiſchriften in Einzelheiten nicht unerheblich von den 
preußiſchen Beſtimmungen abweichen, bleiben die dieſe betreffende Litteratur und 
Rechtſprechung doch auch für das Verſtändniß des neuen Rechtes von VBedeutung.”) 
Insbeſondere ſind folgende für die rechtliche Natur der Zwangseintragungen 
erheblichen Säte aus der ftändigen Rechtſprechung des preußiſchen Kammergerichts als 
jetzt noch gültig anzujehen.*) 

1. Das Grundbuchamt handelt bei der Eintragung der Zwangshypotheken nicht 
als Vollſtreckungsgericht, ſondern als Grundbuchamt. ein Verfahren unterliegt 

" Daher nicht den Vorſchriften der C. P.O., ſondern der G.B.O. und der für bie 
Grundbuchämter geltenden landesrechtlichen Ausführungsbejtimmungen. Insbeſondere 
findet gegen die die Zwangshypotheken betreffenden Entjcheidungen des Grundbud- 
amt3 die Beſchwerde gemäß der G.B.D. SS. 71ff. ftatt, und die für die Eintragungen 
in Grundbuchſachen überhaupt bejtehenden Nujtenbejtimmungen gelten aud für die 
Judikatshypotheken, jedoch erſtreckt ſich die Bewilligung des Armenrechts für die erfte 
Prozeßinſtanz auf die Gerichtstojten der von der armen Partei betriebenen Eintragung 
der vollitrefbaren Forderung in das Grundbud.*) 


) gl. über die Vollziehung eines Arreftbefehls in Grundftüde nach dem: früheren Rechte 
M. 3. 3.6.8. Bd. 3 €. 624 ff. 

®) Bgl. die Kommentare zu dem preuß. Zw. V. G. von 13. Juli 1883, insbeſondere Kred- 
u. Fiſcher 3. Aufl 1894 ©. doff, Hinrihs, Studien aus dem Gebiete des preuß Dypothetem 
rechis 1. Heft 1883; Wolff, Die Eintragung in das Grundbuch zur Volftredung einer Forderung, 
4886; Mothenberg in Gruchol 35 ©. 753ff., 36 ©. 595ff. Thiele ebd. 37 ©. 62öff.; Ming. 
in Zeitſchr. f. CPrz. 7 ©. 567. 

) Vgl. auch Entih. 1 ©. 16 — Rechtſp. 1 5.6 (OLG. Jena), Rechtſp. 1 ©. 206 (K. G.) 

%) RG. 4 ©. 116, 5 ©. 88, 7 ©. 101, 305, 306, 11 ©. 419, 14 ©. 189, 192. Bl. 
R.G. 28 ©. 283. 
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2. Leptere Einſchränkung erflärt ſich daraus, daß wenn das Grundbuchamt aud) 
als ſolches mit der Sache befaßt wird, dennod ein Zwangsvollſtreckungsakt vorliegt. 
In Folge defien darf die Eintragung nur erfolgen, wenn alle Vorausjegungen der 
Zwangsvollitredung für den Gläubiger und gegen den Eigenthümer des Grunditüds 
vorliegen, nit nur die in den oben angeführten Paragraphen der E.P.T. enthaltenen 
bejonderen Vorausfegungen, jondern die in dem erjten Abjchnitte des 8. Buches der 
EBD. geregelten allgemeinen. Tas Grundbuchamt Hat deren Vorhandenjein zu 
prüfen.?) 

TU. Von den allgemeinen Vorausjegungen der Zwangsvollſtreckung ſoll unter 
IV die Rede fein. Die obigen Sondervorſchriften enthalten erhebliche Abweichungen 
von dem biöherigen preußiihen Rechte. 

1. Das letztere bejtimmte ausdrüdlid, daß nur „eine vollitredhare Geld— 
forderung, deren Betrag im gejeßliher Währung bejtimmt iſt,“ als Judikats- 
Hypothek einzutragen fei. Die C. P.O. hebt dies nicht hervor; troßdem gilt auch 
nad dem jegigen Rechte nichts Anderes. Die SS. 866ff. ftehen im dem zweiten 
Abſchnitte des achten Buches der C. P. O. deſſen Ueberſchrift lautet: „Bmangsvollftredung 
wegen Geldforderungen“; jie ſetzen aljo wie alle Vorjchriften dieſes Abſchnitts eine 
Verurtheilung des Schuldners zur Zahlung einer Geldjumme oder einen jonjtigen 
vollftredbaren Schuldtitel wegen einer Geldforderung voraus. Aus Schuldtiteln, welche 
auf eine andere Leiftung gehen, ift die Eintragung einer Zwangshypothek nicht 
möglih. Auch daraus, daß eine Sicherungshypothef im Sinne des B.G.B. durch 
die Eintragung entftehen ſoll, ergiebt fich, daß ein beftimmter Geldbetrag eingetragen 
werben muß, da das B.G.B. Sicherungshypotheken ohne dieſes Erforderniß nicht kennt. 

Auch die Angabe des Geldbetrags in Reichswährung iſt noch jeßt erforderlich, 
wenn aud davon die Gültigkeit der Eintragung nicht abhängt. Nicht unbedingt 
nöthig iſt es, daß bereit der Schuldtitel die Geldfumme in gejegliher Währung 
angiebt; der Gläubiger fann die Umrechnung der in dem Schuldtitel genannten 
Summe in Währungsgeld in jeinem Antrage vornehmen.?) 

Dieſes Erforderniß, daß nur ein in gejeplicher Währung angegebener Geld- 
betrag in das Grundbuch eingetragen werden darf, gilt aud für die Arreft- 
hypothefen. Arrejtbefehle fünnen freilich nicht mur wegen Geldforderungen, fondern 
auch wegen fonftiger Anſprüche erlaſſen werden, die in Geldforderungen übergehen 
tönnen.?) Immer aber ift in dem Arrejtbefehl ein Geldbetrag feitzuftellen, „durch 
deſſen Hinterlegung die Vollziehung des Arreſtes gehemmt und der Schuldner zu 
dem Antrag auf Aufhebung des vollzogenen Arrejtes berechtigt wird“ ($. 923). 
Diefer Geldbetrag ift ald der Hödjitbetrag der Haftung de3 Grundſtücks nad) $. 932 
Abſ. 1 in das Grundbuch einzutragen. 





1) 8.6.7 ©. 102, 10 ©. 113; Begr. zu $. 7570 des Entw. der Novelle z. CP. O. 

%)GBO. 9. 28 Sap 2 mebft Erl. Bgl. Turnau-Förfter Bd. 1 3. 780, der jedoch 
die Umrechnung für eine Sache des Grundbuchrichters erklärt. 

9 CBD. 8. 96. 
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2. Die Vorſchrift, daß der Gläubiger die Eintragung einer Zwangs— 
hypothek neben der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung 
ober neben beiden betreiben darf, entſpricht dem bisherigen preußiſchen Rechte!) und 
den jonft für die Zwangsvollſtreckung geltenden Vorſchriften der C.P.O. Da die 
Sicherungshypothek dem Gläubiger feine Befriedigung, fondern nur eine Sicherung 
gewährt, jteht fie einer der beiden anderen Zwangsvollſtreckungsarten nicht entgegen, 
während umgefehrt auch die Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangs- 
verwaltung den Gläubiger nicht Kindern darf, fi für den Fall, daß er durch diefe 
nicht befriedigt werben jollte, zu fichern. 

Auf die Arrefthypothefen findet diefe Veftimmung feine Anwendung; die Voll» 
ziehung des Arreſtes in ein Grundftüd oder in eine diefem gleichgeftellte Berechtigung 
kann ftets nur duch Eintragung einer Sicherungshypothek, nicht durch Zwangs— 
verfteigerung oder Zwangsverwaltung erfolgen (C. P.O. $. 932 Abſ. 1). 

3. Neu im DVerhältniffe zu dem preußischen Rechte ift Die von der Reichstags— 
tommiffion eingefchaltete Vorſchrift des 8. 866 Abſ. 3 Satz 1, daß auf Grund eines 
Vollſtreckungsbefehls feine Zwangshypothek eingetragen werden darf. Sie hat 
ein Vorbild in dem badiſchen Rechte?) und ift damit begründet, daß die Möglichkeit, 
im Mahnverfahren eine Judikatshypothet zu erlangen, vielfach zur Schädigung der 
weniger geihäjtsfundigen Landbewohner mißbraucht worden jei, daß auch der 
Zahlungsbefehl den Schuldgrund nicht genügend angebe. 

4. Ebenfalld neu ift die Vorjchrift des $. 866 Abſ. 3 Satz 2, die dad Erforderniß 
eined Betragd don mehr als dreihundert Mark aufſtellt. Auch fie verdankt 
ihre Aufnahme einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion auf Grund der Erwägung, 
daß für die auf den Perjonalfredit hin gewährten feinen Kredite des täglichen Ver— 
tehrs nicht der Anſpruch auf Realjiherheit gewährt werden dürfe, da bei fo gering- 
fügigen Schuldbeträgen der Schuldner nie daran denfen werde, daß durch fie jein 
Grundbeſitz belaftet werden würde, ſowie daß auch die Weberfüllung des Grundbuchs 
mit vielen Zwangshypotheken von geringen Beträgen zu verhindern ſei; die Gläubiger 
jo Meiner Forderungen fönnen aljo nur die Zwangsverſteigerung oder die Ztwangd- 
verwaltung beantragen. 

Für die Berechnung des Betrages von 300 Mark gelten die Vorſchriften des $. 4 
der EPO: „Früchte, Nupungen, Zinfen, Schäden und Koſten bleiben unberüdjichtigt, 
wenn fie als Nebenforderungen geltend gemacht werden. Bei Auſprüchen aus 
Wechſeln im Sinne der Wechſelordnung find Zinjen, Kojten und Provifionen, melde 
außer der Wechſelſumme gefordert werden, ald Nebenforderungen anzuſehen.“ Auf 
Grund dieſer Vorihrift ann aber nicht die Eintragung eines Koſtenbetrags von 
nicht mehr als 300 Mark auf Grund eines Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes deshalb eriwirkt 
werden, weil die 300 Marf überjteigende Hauptforderung bereits früher als Sicherungs⸗ 
hypothet eingetragen iſt; denn im dieſem Falle ſoll die Koſtenforderung als jelb- 

) Preuß. Zw.B.® vom 13. Juli 1883 8. 2 Abf. 2. 

) Bgl. M z. BG B. Bd. 3 ©. 770. 

ad ities· Strecer, Grundbugordnung. 6. uſlage. 
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ftändige neue Hypothek eingetragen werden. Wenn dagegen die Eintragung ber 
Hauptforderung und ber Koftenforderung gleichzeitig und als eine Poſt [beantragt 
wird, genügt es, wenn der Betrag der erfteren 300 Mark überfteigt, da die letztere in 
diefem Falle nur ala Nebenforderung in Betracht fommt.?) 

Sehr ftreitig ift die Bedeutung der Vorfhrift des $ 866 a. E., melde die 
Beftimmung des 85 ber EBD. für entſprechend anwendbar erflärt: „Mehrere 
in einer Klage geltend gemachte Anſprüche werden zuſammengerechnet.“ Wan -itreitet 
fi darüber, ob der Klage der vollitredbare Schuldtitel oder der Antrag gleich zu 
ftellen fei, ob alfo nur eine Zuſammenrechnung der in demjelben Schufdtitel zuerkannten 
Aniprüde oder auch eine Zujammenrehnung der Forderungen aus verjdiedenen 
Schuldtiteln, melde in dem Antrage zufammengefaßt find, zuläſſig it. Die Trage 
ift außerſt zweifelhaft, aber von großer praftijher Bedeutung, da ein Verſtoß gegen 
die Vorihriften des $. 866 Abi. 3 die Nichtigfeit der Sicherungshypothek zur Folge 
hat. Als herrſchend kann man die Anficht bezeichnen, daß nur die in demſelben 
Schuldtitel enthaltenen Forderungen zuſammengerechnet werden dürfen; für fie jpricht 
die Abſicht des Geſetzgebers, die Zwangshypotheken für geringfügige Forderungen 
möglichft einzujchränten.*) 

Schließlich knüpft ſich an dieſe Vorſchrift noch die weitere Streitfrage, ob jie 
aud auf Arrejthypothefen anzuwenden fei oder nit. In dem $. 932 Abi. 2 
find nur die 88. 867, 868 für anwendbar erffärt, nicht $. 866 Abi. 3. Daraus 
und auf Grund der Erwägung, daß aus einem Arrejtbefehle feine andere Immobiliar— 
Zwangdvollitretung als die Eintragung einer Sicherungshypothek zugelajien it, hat 
man die Anwendbarkeit der Vorſchrift des $. 866 Abſ. 3 Sap 2 auf die Arrejtbejehle 
gefolgert. Mit Recht hat aber das Kammergericht?) ausgeführt, daß das Fehlen des 
Hinweiſes auf $. 866 Abſ. 3 ſich aus der nachträglichen Einſchiebung diejes Abſatzes 
erfläre und daß es ſyſtemwidrig eriheinen müßte, wenn die Sicherung der Fünjtigen 
Vollſtreckung eines Urtheils durch Arrejt auf einem Wege erreicht werden könnte, 
welcher für die Vollſtreckung des Urtheils jelbft nicht offen jteht.*) 

5. Nicht völlig neu iſt die Vorſchrift des $. 867 Abſ. 2, die Unzuläſſigkeit 
einer Zwang3-Öefammthypothef auf den Grumditüden defjelben Schuldners. 
Zwar widerſpricht fie den Vorfcriften des preuß. Zw. V.G. vom 13. Juli 1883 
$. 6 Abj. 2, fie fteht aber mit dem älteren preußifchen Rechte (BD. vom 4. März 
1834 $. 23) im Einflange.?) Der Gläubiger muß daher den noch nicht belaſteten 

) Entſch. 1 ©. 33 (RG), EG. NZ. 1A. ©. 113 — Rechtſpr. 1 ©. 108. UM, in 
erjterer Hinſicht Rechtfpr. 1 ©. 101 (bayer. oberit. 2.G.). 

?) Entf. 1 6.16 = Reätfpr. 1 S. 6 (D.2.G. Jena), K6.N.E. 1A. ©. 111, Rehtipr. 1 
S. 99 (bayer. oberft. LG.), TurnausFörfter Bd. 1 ©. 768. AM. Frey im ſächſ. Archiv 
9b. 10 ©. 594 und die ebd. ©. 183 angeführte Entſcheidung; vgl. auch ebd. ©. 270. 

) Entſch. 1 ©. 20 = RG. NF. 1 4. ©. 115. 

+) Selbftverftändlic findet $. 866 Abſ. 3 feine Anwendung auf Sicherungshhpothefen, zu 
deren Bewilligung der Schuldner verurtbeift ift (E.B.O. 3. 894). Rechtſpr. 1 ©. 205. 

3) Vgl. über die Gründe für die Aufnahme diefer Vorſchrift P. II Bd. 3 ©. 703. und 
Begr. zu $. 757 des Entw. der Nov. z. C. P. O. 











Zwangshypotheken. 99 


Werth der einzelnen Grundſtücke ſeines Schuldners durch Einſicht des Grundbuchs 
und Schägung feſtſtellen und demgemäß die Forderung auf die Grundſtücke vertheilen. 
Daß auf die einzelnen Grundftüde ein 300 Mark nicht überfteigender Betrag entfällt, 
ſteht der Vertheilung nicht entgegen; infofern fteht dieſe Beitimmung mit der Vor— 
ſchrift des $. 866 Abſ. 3 Cap 2 in einem gewiſſen Widerſpruche. Die Beobachtung 
diefer Vorſchrift ift ebenjo wie die der Sätze des $. 866 Abf. 3 weſentlich, eine 
Judikatsgeſammthypothet an den Grundftüden eines und deſſelben Schuldners 
ſchlechthin unzuläfiig. 

Ten Grundftüden ſelbſt ftehen die Bruchtheile des Schuldner? an im Mit- 
eigenthume ſtehenden Grunditüden glei.) in aus mehreren Grundjtüden 
beitehender Gutskomplex, der als ein einheitliches Grundſtück gebucht ift, bildet auch 
für die Vorſchrift des 8. 867 Abi. 2 ein Grundftüd; eine Vertheilung der voll- 
ftredbaren Forderung auf die einzelnen Parzellen ift night erforderlich.) 

Durch die obige Vorſchrift ift aber nicht jede Judikatsgeſammthypothek aus— 
geſchloſſen. Sind mehrere Perſonen als Geſammiſchuldner verurtheilt, fo kann die 
Forderung in voller Höhe als Gefammthypothef auf dem Grundbeſitz eines jeden 
Geſammtſchuldners eingetragen werden. Died folgt aus der Natur der Gejammt- 
ſchuld, welche bis zur wirklichen Befriedigung eine Zwangsvollſtreckung gegen jeden 
Scyuldner unabhängig von der gleichzeitigen Vollſtreckung gegen die übrigen Gefammt- 
ſchuldner gejtattet. Auf mehrere Grundftüde deſſelben Gejammtjhuldners muß die 
Zorberung aber vertheilt und die Mithaft der Grunditüde des anderen Schuldners 
zu dem auf jedes feiner Grundftücde eingetragenen Betrage vermerkt werden.) 

Dagegen verhindert diefe Vorſchrift die Eintragung einer vollſtreckbaren 
Zorderung, für welche der Schuldner eine Hypothek beftellt hat, auf ein bisher nicht 
belaftete8 Grundſtück deſſelben Schuldners. Während die Eintragung einer Gejammt- 
hypothek in biejem Falle nad) dem bisherigen preußiſchen Rechte nicht unzuläſſig war, 
tann die vollitredbare Forderung jept nur zu einem XTheilbetrag und erjt nad) der 
Löſchung dieſes Theilbetrags auf dem anderen Grundjtüd eingetragen werden. Ihrer 
Eintragung als Geſammthypothek jteht, wenn auch nicht der Wortlaut, jo dod der 
Sinn des 8. 867 Abi. 2 entgegen. 

6. Das Berfahren bei der Eintragung ber Zwangshypotheken richtet ſich 
grundjäglic) nad) der G. B. O. 


) Daß die Eintragung einer Zwangshypothet gegen einen Schuldner, der nur Miteigen- 
thümer eines im Gefammteigenthum ftehenden Grundftüds ift, fowie die Zwangsvollſtrelung 
in einen Bruchtheil, der nicht in dem Antheil eines Miteigenthümers befteht, unzuläffig ift, 
wurde oben ©. 30 und 37 bereits erwähnt. 

N) Redtipr. 1 ©. 75. Bol. Seufferts Blätter für Rechtsanwendung 65. Jahrg. (1900) 
©. 348, 363. 

*) Vol. Beitiche. f. CPrz. 3b. 28 ©. 107 ff. Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 785. — Ob 
die mehreren Schuldner als Geſammiſchuldner verurteilt find, hat das Grundbugamt aus dem 
gefammten Inhalte des Schuldtitels durch Auslegung zw ermitteln (KkG. 9 ©. 92). 
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a. Der Gläubiger hat die Eintragung zu beantragen. Der Antrag ift 
unmittelbar an das Grundbuchamt zu richten; eine Vermittelung des Prozeßgerichts 
findet nicht ſtatt.) Eine Form ift nicht vorgejchrieben; auch ein Bevollmächtigter 
des Gläubigers, der für ihn den Antrag jtellt, bedarf feiner beglaubigten Vollmacht.“) 
Inhaltlich) muß der Antrag jtetd die zu belaftenden Grundftüde®) „übereinftimmend 
mit dem Grundbuch oder durch Hinweiſung auf das Grundbuchblatt“ bezeichnen 
(G. B.O. $. 28), den Betrag der einzutragenden Forderung, wenn auch nur durch 
Hinweis auf den Vollitredungstitel, angeben und eine Bezugnahme auf den Schuld- 
titel enthalten; legterer ift nebjt den Nachweiſen ber ſonſtigen Vorausfegungen beizu= 
fügen. In dem Antrag auf Eintragung auf mehrere Grundjtüde deſſelben Schuldners 
muß außerdem die Beftimmung der Größe des auf jedes Grundſtück einzutragenden 
Theilbetrags enthalten fein. \ 

b. Das Grundbuchamt hat die Vorausjegungen zu prüfen, und zwar nicht 
nur die oben erwähnten bejonderen Erforderniſſe der Zwangshypotheken, jondern auch 
die allgemeinen Worausfegungen, welde die E.P.D. für jede Zwangsvollſtreckung 
(unten IV) und die G.B.O. für jede Eintragung aufftellen. Der vollitredbare 
Schuldtitel bildet aber den Erjag für die Eintragungsbemilligung. Es kommt daher 
neben dem Antrage nur das Erforderniß der vorgängigen Eintragung des Schuldners 
als Eigenthümer gemäß 88. 40, 41 der G. B. O. in Betracht.“) 

c. Erfolgt die Eintragung, fo iſt fie nad $. 867 Abi. 1 Sap 1 auf dem 
vollitredbaren Titel zu vermerken, „um den Schuldner vor Schwierigkeiten zu 
bewahren.“*) Diefelbe Vorſchrift enthielt das preußiihe Zm.B.&. vom 13. Juli 
1883 8. 9, jedod mit dem Zuſatze: „wird ein Hypothekenbrief nicht ausgefertigt.“ 
Dieſer ift jept fortgefallen, da die Zwangshypothek eine Sicherungshypothek und aljo 
ſtets eine Buchhypothek ift.*) 

7. Eine erhebliche Abweichung von dem preußiſchen Rechte enthält das Reichs— 
recht hHinfichtlih der Wirkung der Bmwangseintragungen. Während jenes in 
beftimmten Zällen, nantentlih auf Grund vorläufig vollſtreckbarer Schuldtitel, voll 
ftredlbarer Urkunden und Pergleihe ſowie auf Grund von Arreitbefehlen nur die 
Eintragung einer Vormerkung geftattete, jonjt aber- eine Briefhypothek zuließ, ſofern 
der Gläubiger nicht auf Ausfertigung eines Briefes verzichtete, ift nach der C. P.O. 
ftet8 eine Sicherungshypothek, und zwar auf Grund eines Arreitbefehls eine 


3) Begr. zu 5. 7576 des Entw. der Nov. z EBD. Anders in Preußen vor bem 
1. Oftober 1879. 

) 8.8.0. $. 30 nebit Erl 

) In dem voliiretbaren Schuldtitel kann ausnahmsweiſe auch eine Beſtimmung ber 
Grundftüde erfolgt ſein, wenn in dem Arreſtbefehle der dingliche Arreſt nur auf beſtimmte 
Grundiriide beſchränkt iſt. Dann kann bie Eintragung der Zwangshypothet nur auf dieſe 
erfolgen. 

+) Ueber die Erwirkung dieſer Eintragung durch den Gläubiger vgl. G. B. O. $. 14 nebſt Erl. 

5) Begr. zu $. 7570 des Entw. der Novelle z. EBD. 

9) Bgl. oben ©. 62. 
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Maximalhypothek,) nie eine Briefhypothek und nie lediglich eine Vormerkung einzu— 
tragen. Eine Verkehrshypothek iſt mit Rückſicht auf den Schuldner nicht zugelaſſen, 
damit dieſer „in der Lage bleibt, die ihm gegen die Forderung zuſtehenden Einreden 
aud einem dritten gutgläubigen Erwerber der Forderung gegenüber geltend zu 
maden (8.6.8. $. 1184).**) In Folge diejer Beichräntung des öffentlichen Glaubens 
bringt aud) die Eintragung einer Sicherungshypothet auf Grund eines nur vorläufig 
vollitredbaren Schuldtitels an Stelle der früher allein zugelafjenen Vormerkung feine 
Gefahr mit fh.?) 

Für die Zwangshypotheken gelten im Allgemeinen die Vorichriften des B.G.B. 
über die Sicherungshypotheken; die E.P.D. enthält nur drei Sondervorſchriften. 

a. „Die ſonſt gemäß $. 873 des B.G.B. zur Entitehung einer Hypothek 
erforderliche Einigung ziwiihen dem Gläubiger und dem Eigenthümer jowie die im 
$. 19 der G.B.O. bezeichnete Eintragungsbewilligung bes Eigenthümers wird durch 
den vollſtreckbaren Titel erſetzt. Zur Entjtehung der Hypothek genügt daher die 
Eintragung.“ Durch dieje Säge der Begründung zu $. 7570 des Entw. ber 
Novelle z. C.P.O. wird die Bedeutung der Vorſchrift des $. 867 Abi. 1 Satz 2 
flar gejtellt. 

b. Während nad) dem 8.6.8. 8. 1118 das Grundjtüd nur für die Kojten der 
Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grunditüde bezwedenden Nechtö- 
verfolgung haftet,*) ift die Haftung bei der Zwangshypothek auch auf „die den Schuldner 
zur Laſt fallenden Koſten der Eintragung“ eritredt. Dies entipricht, wie in der 
Begründung (a. a. O.) hervorgehoben wird, den Zwecke der Vollſtreckungsmaßregel 
und der Vorichrift des $. 788 Abſ. 1 der EPBD.: „Die Koften der Zmangsvoll- 
itredung fallen, ſoweit ſie nothwendig waren ($. 91), dem Schuldner zur Laft; fie 
find zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung jtehenden Anipruche beizutreiben.“ 

Bu den Eintragungskojten, für welche das Grundſtück demnach ohne Eintragung 
haftet,d) find aud die Koften des CEintragungsantrags, insbejondere die Anwalts- 
gebühren für diejen zu rechnen.“) Andere Koften, insbejondere die Koſten des Recht3- 
itreits, in welchem der vollſtreckbare Schuldtitel erwirkt ift, und die Kojten einer 
früheren Zwangsvollſtreckung, die nicht zu der Befriedigung de3 Gläubiger geführt hat, 


1) Bgl. oben ©. 96 über die Eintragung des in den Arreſtbefehle feftgejegten Geld- 
betrags als Höcfibetrag. 

%) Begr. zu $. 757 des Entw. der Novelle z. EBD. Bgl. oben ©. boff. 

) Der öffentliche Glaube des Grumdbuche ift übrigens für die Zwangshypotheken nicht 
ohne Bedeutung; einem dritten gutgläubigen Erwerber der Zwangshypothet künnen Einreden 
gegen die Forderung, aber nicht Einwendungen gegen die Rechtsgültigfeit des eingetragenen 
dinglihen Rechtes entgegengehalten werden. Dagegen kann fi der Gläubiger, auf deſſen 
Antrag die Bwangdeintragung erfolgt ift, auf den öffentlihen Glauben des Grundbuchs über: 
Haupt nicht berufen, weil er bie Hppothek nicht „durch Rechtsgeihäft“ erworben hat. Bgl. 
3.6.8. 8. 892, Bland Bb. 3 ©. 110. 

+) Oben ©. 65. 

>) Bgl. P. II Bd. 3 €. 699f. 

°) Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 786. 
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bebürfen der Eintragung. Die Prozeßkojten können nur auf Grund einer vollitred- 
baren Wusfertigung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes eingetragen werden. Dagegen 
bedarf es für die Bmangsvollftredungskojten auf Grund des $. 788 der C.P. O. 
feines vollitredbaren Schuldtitel3; das Grundbuchamt hat jelbit ihre Nothwendigkeit zu 
prüfen.*) 

©. Wie jede andere Sicherungshypothek fann auch die Judikats- und Arrejt- 
hypothek auf einen neuen Gläubiger übertragen werden oder kraft Geſetzes über- 
gehen; namentlich erwirbt jie aud in den oben ©. 83ff. erwähnten Fällen der 
Eigentümer. Dort (S. 88 unter 7) iſt auch bereit die Sondervorſchrift des 
8. 868 der C. P. O. erwähnt. 

IV. Tie allgemeinen Voransjegungen der Zwangsvollitredung, deren Vor— 
handenſein da8 Grundbuchamt vor Eintragung der Zwangshypotheken zu prüfen hat, 
find folgende: 

1. Ein volljtretbarer Schuldtitel. Als ſolche kennt die C.P.D. außer 
den hier nicht in Betracht fommenden Vollitredungsbefehlen?) a. die Endurtheile eines 
deutfchen Gerichts oder eines Konfulargerichts, wenn fie entweder rechtskräftig oder 
für vorläufig vollitredbar erklärt find. Den Endurtheilen jtehen die „unter Vorbehalt” 
der Aufrechnung, der Vertheidigungsmittel des Beklagten oder „der Rechte“ erlafjenen 
Zwiſchenurtheile gleich;) b. Urtheile eines ausfändijchen Gerichts, jofern die 
Zufäffigkeit der Zmangsvollftredung durch ein Vollſtreckungsurtheil eines beutichen 
Gerichts ausgeſprochen iſt;) c. Wrreitbefehle und einjtweilige Verfügungen ;®) 
d. Sciedsfprüde, wenn die Auläjligfeit der Zwangsvollſtreckung durch ein Voll- 
ſtreckungsurtheil ausgeſprochen ijt;*) e. Vergleiche, welde im Lauf eines Rechtsſtreits 
zur Beilegung defielben zwiſchen den Parteien oder zwiſchen einer Partei und einem 
Dritten vor einem beutichen Gerichte geihloffen jind; f. im amtsgerichtlichen Sühne- 
verfahren abgeſchloſſene Vergleiche; g. mit der Beſchwerde anfechtbare Entjdeidungen, 
insbeſondere SKojtenfeitfegungsbefchlüffe; h. deutiche gerichtliche oder notarielle Urkunden 
über einen Anfprud auf eine bejtimmte Duantität Fungibilien, in denen fid) der 
Schuldner der fofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat.”) 

Zu dieſen in ber E.P.D. aufgezäfften Titeln kommen dann noch einige in 
anderen Reichsgeſetzen geregelte: i. die Tabelle im Konkurſe hinſichtlich der feitgeitellten 
und vom Gemeinſchuldner im Prüfungstermine nicht beitrittenen &orderungen ;®) 





88.126. 9. 

%) EBD. $. 700. 

®) Vgl. über diefe Urtheile „unter Vorbehalt" E.B.D. 88. 302, 529, 540, 599, über die 
Rechtskraft ebd. 98. 705, 706, über die vorläufige Vollitredbarteit 88. 708—711, 717 und über 
deren Abwendung 88. 712, 713, ſowie über die Urtheile der Konfulargerichte Gef. über die 
Konfulargerichtsbarteit vom 10. Juli 1879 8. 14 und vom 7. April 1900 8. 19. 

)ERD. 38. 722, 723, 328. 

%) EBD. 8. N6ff. Bol. über bie einftweiligen Verfiigungen Worbm. IIT2b vor 8. 13. 

9) CP.O. 88 1042, 1046. 

?) gl. zu e bis h E.B.D. 8. 79. 

) RL. 8. 164 Abſ. 2, 9. 206 Abſ. 2; vgl. 88. 140, 144. 
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k. der rechtöfräftig beftätigte Zwangsvergleich hinſichtlich derſelben Anſprüche;) 1. im 
Strafprozeß die den Verfall einer Sicherheit, gegen welde ein Beſchuldigter von der 
Unteriuhungshaft befreit wurde, ausipredjende Entideidung;?) m. rechtskräftige jtraf- 
gerichtliche Entjheidungen über Vermögensſtrafen oder Bußen;*) n. Feftjegungen von 
Strafen und Koften nad) der Rechtsamwaltsordnung SS. 97, 58, 63, 94; o. die im 
Genoſſenſchaftskonkurſe vom Konkursverwalter aufgeitellte, vom Sonfurögerichte für 
vollſtreckbar erflärte Vorſchuß⸗, Zujat- und Nachſchußberechnung betreffend die Beiträge 
der Genofjen zur Dedung des Fehlbetrages;*) p. die gerichtliche Feſtſetzung der von 
der Genofjenihaft zu zahlenden Vergütung und Auslagen de3 gerichtlich beftellten 
Revijord;®) q. die rechtöfräftigen oder für vorläufig vollitredbar erklärten Endurtheile 
der Gemwerbegerichte oder die bor dieſen nad Erhebung der Klage gejchlofjenen 
Vergleiche ;*) r. die gerichtlich beftätigten Auseinanderſetzungsverträge und Dißpadhen ;?) 
s. der Zuſchlagsbeſchluß im Zmangsverjteigerungsverfahren Hinfichtlich der Forderungen, 
die auf die Berechtigten in Ausführung des Theilungspland übertragen jind;®) 
t. Entjheidungen der Innungen und der Innungsſchiedsgerichte ſowie die vor dieſen 
nad) Erhebung der Klage geichlofjenen Vergleiche;*) u. Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe in 
Patentjachen.?°) 

Schließlich läßt der $. 801 der C. P. O. auch noch Landeögejegliche Vollſtreckungs- 
titel zu. In Preußen gehören dahin: v. die Entideidungen deutſcher und außer- 
deutſcher Rheinſchifffahrts- und Elbzollgerichte;'?) w. vor einem Schiedsmann ab— 
geſchloſſene Vergleiche;!?) x. gerichtliche Kojtenfeftiegungen ſowie Entſcheidungen, durch 
die ein Betheiligter zur Erftattung der ihm zu viel gezahlten Koften verurtheilt wird, 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 18) y. Vergleiche, welche vor den Vergleichs- 
fammern ber Geierbegerichte in ber Rheinprovinz vor Erhebung der Klage geſchloſſen 
find;'*). z. Urkunden, welche von einem zum Richteramte befähigten Beamten einer 
öffentlichen landſchaftlichen (ritterſchaftlichen, kommunalſtändiſchen) Kreditanftalt innerhalb 
der Grenzen feiner Amtöbefugniffe aufgenommen find, jofern mit landesherrlicher 


2) RD. 8. 194. 

N) SPD. 8. 122 Nbf. 3. 

) Ebd. 38. 495, 483. 

4) Genofienidjaftsgefeg in der Faſſung der Bel. vom 20. Mai 1898 88. 105—115. 

») Ebd. 8. 62. 

©) Geſ., betr. die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1390 8. 56; vgl. ebd. $. 73 über die 
vor bem Gemeinbevorfteher gefchlofienen Vergleiche und über deffen Entiheibungen. 

7) Freiw. G.G. 88. 98, 158. 

) 3m 8.6. 88. 132, 133; preuß. AG. z. Zm.®.G. Art. 10. Vgl. oben ©. 76. 

N) GewerbeD. $. 91b. 

) R.G. 33 ©. 423. 

"1) Gef. vom 8. März 1879 $. 12 u. v. 9. März 1879 8. 9. 

9) Schied8mannsD. v. 29. März 1879 8. 32 in der Faſſung des A.G. vom 22. September 
1899 Axt. 3; vol. 8. 3. 

13) Preuß. frei. G.G. Art. 14; vgl. and; Art. 30, 

34). Gef. vom 11. Juli 1891 (6.5. ©. 311) 88. 1, 10. 
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Genehmigung durch die Sapung bejtimmt ift, daß aus biefen Urkunden die gerichtliche 
Zwangsvollſtreckung ftattfindet.t) 

Schließlich kommt noch das landesrechtlich geregelte Berwaltungszwangsverfahren 
in Betracht, welches in Preußen in daS unbeweglihe Vermögen nad den für 
gerichtliche Zmangsvollftredungen beitehenden Vorſchriften erfolgt.?) 

2. Eine vollftredbare Ausfertigung ded Echuldtiteld. Regelmäßig er- 
folgt die Biwangsvollitredung nur „auf Grund einer mit der Bollitredungsflaujel 
verjehenen Ausfertigung des Urtheils“ oder jonftigen Titel.) Davon macht die 
C.P.O. aber für Arreftbefehle (und für bie Hier nicht in Betracht kommenden 
Vollſtreckungsbefehle) Ausnahmen; fie bedürfen der Vollitredungsflaujel nur dann, 
wenn die Bmangsvollitredung für einen amberen als den in dem ®efehle be 
zeichneten Gläubiger oder gegen einen anderen ald den darin genannten Schuldner 
erfolgen joll.t) 

Die Vollftredungsflauiel lautet: „Worftehende Ausfertigung wird dem u. j. w. 
zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung ertheilt;“ fie ift der Ausfertigung am Schluffe 
beizufügen, vom Gerichtöichreiber zu unterjchreiben und mit dem Gerichtöfiegel zu 
verſehen. Ertheilt wird jie von dem Gerichtäichreiber des Gerichts erfter Inſtanz 
und, wenn ber Rechtsſtreit bei einem höheren Gerichte anhängig ift, von dem Gerichts— 
ſchreiber dieſes Gerichts.“) Der Gerichtöfcreiber bedarf aber einer in der Klaufel zu 
erwähnenden, vorhergehenden Anordnung des Vorjigenden: 1. wenn berjelben Partei 
eine weitere vollſtreckbare Ausfertigung ertheilt werden joll, ohne daß die erjte zurüd- 
gegeben wird, 2. wenn die Vollſtreckung nach dem Inhalt des Titeld von dem durch 
den Gläubiger zu bemeijenden Eintritt einer anderen Thatſache abhängt, als einer 
Sicherheitßleiftung, dem Eintritt eines Kalendertagd oder einer Gegenleijtung, welche 
Zug um Zug mit der vollitrefbaren Leiftung zu erfüllen iſt, und ſchließlich 3. wenn 
für oder gegen eine andere Perjon als die in dem Titel bezeichneten Parteien, ind- 
befondere für oder gegen einen Rechtsnachfolger eine Ausfertigung beantragt wird. 
Außerdem muß in den beiden legten Fällen der Eintritt der Thatſache, die Rechts— 
nachfolge oder das jonitige die Wirffamfeit des Schuldtiteld für oder gegen den 
Anderen begründende Rechtsverhältniß durch öffentlide oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewieſen werden oder in dem legten Falle notoriſch jein, widrigenjalls 


) Gef. vom 3. Auguſt 1897 (8.S. ©. 388) 88. 1, 10. 8. 10 Abſ. 2 iſt durch das A. G. 
dom 22. September 1899 (G.S. ©. 284) Art. 5 abgeändert. 

®) Bol. preuß. BO. vom 15. November 1899 (GS. ©. 545) betr. das Berwaltungd- 
zwangeverfahren wegen Beitreibung don Geldbeträgen $$. 4, 51. Auf Grund diefer B.D. ift 
insbefondere der Rendant der Gerichtskaſſe oder an feiner Stelle der Kurator befugt, die Ein- 
tragung einer Gerichtötoftenforderung, deren Betrag ohne Nebentoften 300 Mark überfteigt, als 
Sicherungshypothek zu beantragen (Kafienorbnung vom 31. März 1900 88. 33, 41). 

2) CB.L. 88. 724, 79. 

%) EBD. 88. 796, 929. 

5) C.P.O. 88. 724, 725. Im Preußen ſollen Gerichtsichreibergehülfen vollſtredbare Aus- 
fertigungen regelmäßig nicht ertheilen; vgl. preuß. freim. &.®. Art. 131. 
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der Gläubiger beim Prozeßgericht erfter Initanz auf Ertheilung der Vollſtreckungs- 
Maufel Klage zu erheben hat. Die Notorietät der Rechtsnachfolge ꝛc. iſt in der 
Klauſel zu erwähnen.*) 

Dieje zunädjt für die unter la und b genannten Vollſtreckungstitel erlaffenen 
Zejtimmungen finden aud auf die übrigen Anwendung, joweit nicht abweichende 
Vorſchriften für fie ergangen find. Dies ift in der C.P.O. nur bezüglich „gerichtlicher 
und notarieller Urkunden“ der Fall, unter denen nad) der Anficht des Reichsgerichts?) 
nit nur Die unter 1h, jondern auch die unter e und f ebd. genannten Titel zu 
verftehen find. Für fie beftimmt $. 797 der E.B.D., daß bei gerichtlichen Urkunden 
der Gerichtsſchreiber des Gerichts, welches bie Urkunde aufgenommen hat, und bei 
notariellen der Notar oder bie Behörde, welche die Urkunden verwahren, die boll- 
ftredbare Ausfertigung zu ertheilen haben. Für die in den Abjägen 2 und 3 unter 
1 aufgeführten Schulbtitel jind die dazu in den Anmerkungen angeführten geſetzlichen 
Vejtimmungen zu vergleichen. In dem ebd. unter i genannten Falle it eine auszugs— 
weiſe Ausfertigung der Tabelle, im Falle k Ddieje in Verbindung mit dem vrechts— 
träftig beftätigten Zwangsvergleich, im Falle m das ftrafgerichtliche Urtheil mit der 
Vollitredungsklaujel zu veriehen; Handelt es ji in dem letzten alle nicht um 
Vollſtreckung einer Buße, fondern einer Gelditrafe, jo erfolgt die Vollitredung durch 
die Strafvollitredungsbehörde, aljo regelmäßig durch die Staatsanwaltſchaft auf Grund 
einer von dem Gerichtöichreiber zu ertheilenden, mit der Beſcheinigung der Vollſt reck— 
barfeit zu verjehenden, beglaubigten Abſchrift der Urtheilsformel.”) Im Falle n hat 
der Schriftführer des Vorſtandes der Anwaltskammer eine beglaubigte Abichrift der 
Entjdeidungsformel mit ber Beideinigung der Wollitredbarfeit zu verjefen und 
daraufhin die Vollſtreckung zu betreiben. Im Falle 0 ift die Entſcheidung des 
Kontursgerichts, welches die Berechnung für vollſtreckbar erklärt, und ein Auszug aus 
der Berechnung nuszufertigen und von dem Gerichtsſchreiber mit der Vollſtreckungs— 
tlauſel zu verjegen. In der- Vollſtreckungsklauſel des Zuſchlagsbeſchluſſes (8) iſt der 
Berechtigte ſowie der Vetrag der Forderung anzugeben. Die Entideidungen außer- 
deutſcher Rheinſchiffahrtsgerichte (v) verjieht dad D.L.G. Köln und die außerdeutſcher 
Erbzollgerichte jedes Landgericht, zu defien Bezirk ein Erbzollgericht gehört, mit der 
Vollſtreckungsklauſel. Auf die Vollitredung der vor einem Schieddmann abgeſchloſſenen 
Bergleihe (w) und der Urkunden einer Kveditanftalt (z) finden die oben erwähnten 
Vorjriften über die Zwangsvollſtreckung aus notariellen Urkunden entiprechende 
Anwendung, aber in den in dem vorigen Abjage unter 2 und 3 angeführten Fällen 
bedarf ed zur Ertheilung der Vollitredungsflaujel einer Anordnung des Amts— 
gerichts, in deſſen Bezirke der Schiedömann jeinen Wohnfig oder die Anjtalt ihren 
Sitz hat. 


2) EBD. 88. 726-733, 138, 742, 744, 745, 749. Dgl. unten ©. 106ff. 

RG. 21 ©. 346. 

*) 3 bedarf alfo feiner volftrerbaren Ausfertigung. Val. &t.B.D.$. 483, 8.0. 13 ©. 130, 
Zurnau-Förfter 1 ©. 774 AM. RG. 1 ©. 233. 
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Die Prüfung der Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel iſt Sache des dieſe 
ertheilenden Beamten. Dem Grundbuchamt liegt es aber ob feſtzuſtellen, ob ſie von 
dem zuftändigen Beamten und formell ordnungsmäßig ertheilt iſt.“) 

3. Die namentlihe Vezeihnung ber Perjonen, für und gegen welche die 
Zwangsvollſtreckung ftattfinden ſoll, in dem Schuldtitel oder in der dieſem beigefügten 
Vollſtreckungsklauſel. Gegen ober für einen Nechtsnachfolger der in dem Urtheil 
oder in dem fonftigen Schufdtitel genannten Perjonen kann daher eine Zwangs— 
volljtredung erſt dann jtattfinden, wenn gegen ober für den Rechtsnachfolger eine 
Vollſtreckungsklauſel auf dem unter Ziff. 2 Abſ. 2 angegebenen Wege ermirkt ift. Als 
Rechtsnachfolger des Schuldners fommt bei der Zmwangseintragung, bei der es fi 
um die Vollftredung eines rein obligatorifhen Geldanſpruchs handelt, von den in 
dem folgenden Abſatz erwähnten Fällen abgejehen, nur ein Gejammtnachfolger in 
Betracht. Gegen dieſen bedarf es einer Vollſtreckungsklauſel vor der Eintragung 
der Zwangshypothek nach dem Tode des verurtheilten Schuldners jelbit dann, wenn 
das Grundftüd noch auf den Namen des lepteren eingetragen iſt; nur die Fort 
jegung einer Zwangsvollſtreckung, welche zur Beit des Todes des Schuldner gegen 
diefen bereit3 begonnen hatte, in den Nachlaß ift ohne neue Vollſtreckungsklauſel zu— 
laſſig; als Beginn der Zwangsvollſtreckung ijt bei der Zwangshypothek früheftens 
der Eingang de3 Eintragumgsantrags bei dem Grundbuchamt anzufehen.?) 

Die C. P.O. trifft noch für einige befondere Fälle außdrüdliche Beftimmungen 
über die Ertheilung einer volljtredbaren Ausfertigung des Urtheils ober des fonftigen 
Schuldtitels für und gegen andere Perſonen als die in dem Titel genannten Parteien.®) 
So kann in den Fällen der vertragsmäßigen Uebertragung eines ganzen Vermögens 
oder eines Handelögejhäfts eine vollitredbare Ausfertigung des gegen den Veräußerer 
ergangenen Urtheild gegen den Webernehmer ertheilt werden, wenn dieſer das Ver- 
mögen oder das Gejhäft nad; der rechtskräftigen Feſtſtellung der Schuld oder der 
im Betriebe de3 Geſchäfts begründeten Verbindlichfeit erworben hat; letzteren Falles 
muß binzufommen, daß er bad Handelsgeſchäft unter der bisherigen Firma fortführt, 
ohne daß die Nichtübernahme der Verbindlichfeiten in das HandelSregifter eingetragen 
und befannt gemacht oder dem Gläubiger mitgetheilt ift. Ferner kann aus einem 
gegenüber dem Vorerben ergangenen, aber auch gegenüber dem Nacherben wirkſamen 
Urtheil eine volljtrefbare Ausfertigung für ober gegen den Nacherben,“) aus einem 
Urtheile, daS gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker erlafjen und für oder gegen den 
Erben wirkſam ift, eine vollftrefbare Ausfertigung für oder gegen diefen, aus einem 
gegenüber dem Erblaffer ergangenen Urtheil eine ſolche für oder gegen den Teftament3- 
vollſtrecker, aus einem Urtheile, welches gegenüber der Ehefrau in einem vor Eintritt 


)R0.2%.9. 

N) CRD. 8. 779; 86.10 &. 111, 17 ©. 86; Rothenburg in Gruchot 35 ©. 792. 

*) Bl. zu den folgenden Sägen C:B.O. 9%. 728, 729, 738, 742, 744, 745, 749 mebft 
den darin angeführten Vorſchriften, zu $. 729 Abf. 1 au) 8.0.8. $. 419. 

%) Dt. über die Mehtäftelung des Vorerben unten ©. 123. 
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der Ehe oder des vertragsmäßigen Güterrechts begonnenen Rechtsſtreit ergangen ift, 
eine Vollſtreckungsklauſel für oder gegen den Ehemann und umgekehrt auf Grund 
eines Rechtsſtreits des Ehemanns während einer gütergemeinjchaftlichen Che eine in 
Anfehung des Gejammtgut3 vollſtreckbare Ausfertigung des Urtheils gegen die Ehe— 
frau nad) Beendigung der Gütergemeinjchaft ertheilt werden, und ſchließlich iſt die 
Ertheilung einer vollitredbaren Ausfertigung gegen den Nießbraucher eined Vermögens 
oder einer Erbſchaft wegen einer Schuld des Beitellers oder des Erblaſſers zuläffig, 
wenn biefe vor ber Beitellung rechtskräftig feitgeftellt if. In allen diejen Fällen 
tommen die unter Biff. 2 Abſ. 2 erwähnten Formvorſchriften in Betracht. 

Zür die Zwangsvollſtreckung in einige Sondervermögensmafjen enthält die E.B.O.”) 
beiondere Vorſchriften über die Frage, auf weilen Namen der vollſtreckbare Schuld- 
titel oder die Vollſtreckungsklauſel lauten muß, damit die Zwangsvollitredung zuläfiig 
it. Zur Zwangsvollſtreckung in das Vermögen eines nicht vehtöfähigen Vereins 
genügt ein gegen den Verein ergangenes Urtheil. Zur Zwangsvollſtreckung in das 
Gejellfhaftsvermögen ift bei einer Gejellichaft des B.G.B. ein gegen alle 
Geſellſchafter ergangenes Urtheil, bei einer Handelsgeſellſchaft dagegen ein gegen die 
Geſellſchaft gerichteter vollſtreckbarer Schuldtitel erforderlich?) Bei der Zwangs— 
vollſtreckuug in ein einem Nießbrauch unterliegendes Vermögen bedarf ed der Ver- 
urtheilung des Beitellers zu ber Leiftung und des Nießbrauderd zu der Tuldung 
der Zwangsvollſtreckung. Dagegen ift zur Zmangsvollitredung in daß der elter- 
lihen Nugnießung unterliegende Vermögen des Sindes ein gegen das ind 
ergangenes Urtheil genügend. Die Zwangsvollitredung in das eingebrachte Gut der 
Ehefrau ift nur zuläfjig, wenn die Ehefrau zu der Leiftung und der Ehemann zur 
Tuldung der Zwangsvollſtreckung verurtheilt ijt, während zur Zwangsvollſtreckung 
in das Gejammtgut einer gütergemeinjchaftlihen Ehe ein gegen den Ehemanı und 
bei der fortgejegten Gütergemeinihaft ein gegen den überlebenden Ehegatten ergangenes 
Urtheil erforderlih und genügend ift. Won beiden Säpen gilt eine Ausnahme für 
den Fall des jelbitändigen Betriebs eines Erwerbsgeſchäfts dur die Ehefrau; in 
dieſem Falle genügt für alle Verbindlichfeiten der Fran ein gegen die Ehefrau 
ergangened Urtheil, e3 jei denn, daß zur Zeit des Eintritt? der Rechtshängigfeit 
der Einſpruch des Ehemanns gegen den Betrieb des Erwerbsgeſchäfts oder ber 
Widerruf jeiner Einwilligung im Gütervechtsregijter eingetragen war.?) Nach der 
Beendigung einer Gütergemeinſchaft ijt dor der Auseinanderjegung die Zwangs— 
volljtredung in das Gejammtgut nur zuläfjig, wenn beiden Chegatten zu ber 
Zeijtung oder der eine zu der Leijtung und der andere zur Duldung der Biwangs- 
vollſtreckung verurtheilt find. Zur Zmangsvollftredung in einen Nachlaß ift, wenn 
mehrere Erben vorhanden jind und ber Nachlaß nicht getheilt iſt, ein gegen alle 


) EBD. 98. 735-749. 
9) 9.6.8.8. 124 Abſ. 2. Bol. ebd. 8. 129 Abſ. 4: „Aus einem gegen bie Geſellſchaft 

gerichteten volitredbaren Schulbtitel findet die Hwangsvollftredung gegen bie Gejellfcjafter wicht ftatt.” 
9) Bgl. Bland 8b. 4 ©. 163 ff, ©. 220 und CRD. 8. 774. 
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Erben, und wenn der Nachlaß der Verwaltung eined Teſtamentsvollſtreckers unter⸗ 
liegt, ein gegen dieſen ergangenes Urtheil erforderlich; fteht dem Teftamentsvollitreder 
nur bie Verwaltung einzelner Nachlaßgegenſtände zu, io ſetzt die Zwangsvollſtreckung 
in dieſe die Verurtheilung des Erben zu ber Leiftung und des Teftamentsvollitreders 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung voraus. Eine Ausnahme von den beiden 
legten Sägen gilt für die Zwangsvollſtreckung wegen eines Pflichttheilsanſpruchs; 
hierzu ift ein jowohl gegen den Erben als gegen den Tejtamentövollitreder ergangenes 
Urtheil erforderlich.) 

Die nach dem Geſetze erforderliche Verurtheilung eines Betheiligten zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung wird dadurch erſetzt, daß der Betheiligte in einer von einem 
deutſchen Gericht oder einem deutſchen Notar aufgenommenen Urkunde die jofortige 
Zwangsvollſtreckung in die feinem Rechte unterworfenen Gegenjtände bewilligt.?) 


4. Tie Zuftellung des Schuldtitels an den Schuldner ſpäteſtens mit Beginn 
der Zwangsvollſtreckung.) Das Grundbuchamt darf daher die Zwangshyvothek erſt 
eintragen, nachdem ihm die Bujtellung nachgewieſen ift. Hierzu ift nicht nothwendig 
die Vorlage der Zuftellungsurfunde erforderlich; es gemügt z. B. bei Koftenfejtiegungs- 
beſchlüſſen, deren Zuftellung von Amtswegen erfolgt ift, Die Beicheinigung des Gerichtö- 
ſchreibers, daß die Zuftellung jtattgefunden hat. 

Regelmäßig genügt es, wenn die Zuftellung gleichzeitig mit dem Beginne der 
Zwangsvollſtreckung erfolgt. Nur Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe und die oben S. 102 
unter h. aufgeführten gerichtlichen oder notariellen Urkunden müſſen mindeſtens einen 
Tag vor Beginn der Zwangsvollſtreckung zugeſtellt jein. 

Eine weitere Bejonderheit gilt für Arreſtbefehle. Dieje können vor der 
Zuftellung des Arreſtbefehls vollitrectt werden; die Vollziehung iſt aber ohne 
Wirkung, wenn die Zuftellung nicht innerhalb einer Woche nad) der Vollziehung und 
vor Ablauf von zwei Wochen nad der Verkündung de Arreftbefehl® oder deſſen 
Zuftellung an den Gläubiger nachgeholt wird.‘) 

Außer dem Schuldtitel ſelbſt jind unter Umjtänden noch weitere Urkunden zu: 
zuftellen. Wenn die Vollitrefung von dem durch den Gläubiger zu beweijenden 
Eintritt einer anderen Thatſache, ala einer Sicherheitsleiftung, dem Eintritt eines 
Kalendertags oder einer egenleiftung Zug um Aug abhängt, jowie wenn die 
Bmangsvollitredung für einen Anderen als den in dem Schuldtitel bezeichneten 
Gläubiger oder gegen einen Anderen al3 den darin genannten Schuldner jtattfinden 





2) Val. noch unten ©. 125 und Erl. zu 8. 36 der G.B. O. über die Rechtsſtellung des 
Teftamentsvollftreders und die Erl. zu $. 34 ſowie Exl. 2 zu 8. 36 der ©.B.O. über daß eheliche 
Guterrecht. 

)ERL. 8. 794 Abſ. 2. 

) Vol. EBD. 88. 750, 798, 929 Abſ. 3. Die Zuftellung des Urtheils muß an ben 
fir bie Inſtanz beftellten Prozehbevollmäctigten erfolgen; vgl. R.®. in Strafſachen Bd. 16 
©. 275. 

4) Ueber eine weitere, bier nicht in Betracht kommende Ausnahme vgl. gw. V. G. 88. 132, 133. 
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ſoll oben ©. 1045. Abi. 4 Ziñ. 2, 3), muß auch die Bollitredungsflaujel und eine 
Abichritt der öffentlichen oder üffentlid) beglaubigten Urkunden, auf Grund deren fie 
ertheilt ift, ipäteitens mit Beginn der Bollitredung dem Schuldner zugeitellt werden") 
Weitere Zuftellungen iind im den unten unter Ziff. 5 und 7 erörterten Fällen 
eriorderlich 

5. Nachweis der Zicherheitsleiitung des Gläubigers, von der die Bollitredung 
nad) dem Inhalte des Schuldtitels abhängt, durch eine öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunde und Zuitellung einer Abſchrift dieier Urfunde.?) 

6. Ablauf des Kalendertags, von deſſen Eintritte die Geltendmachung des 
vollitretbaren Aniprud abhängig it.*) 

7. Wenn die Xollitredung von einer Zug um Zug zu bewirfenden Leiſtung 
des Gläubigers am den Schuldner abhängt, bedarf es vor Beginn der Zwangsvoll- 
itredung des Nachweiſes der Beiriedigung oder des Annahmeverzugs des Schuldners 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urfunden und der Zuitellung einer Ab— 
ichrift dieier Urfunden.t) 

8. Die Vollitredung eines Arreſtbefehls jept ferner voraus, daß jeit feiner 
Berkündung oder Zujtellung an den Gläubiger noch nicht zwei Wochen verjtrichen 
find. Innerhalb dieſer Frift braucht aber nad) ausdrüdlicher Vorſchrift die Zwangs- 
hypothet nicht eingetragen, jondern nur beantragt zu jein.®) 

9. Unter Umjtänden müjjen mit Rüdjiht auf die Perſon des Schuldners 
weitere beſondere Vorbedingungen erfüllt jein, z.B. wenn er eine dem aftiven 
Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperjon iſt, die Anzeige an bie 
vorgejegte Militärbehörde®), jerner bei Zwangsvollitredungen gegen den Fiskus, eine 
Körperihaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen echtes oder eine unter der 
Verwaltung einer öffentlichen Behörde jtehende Körperſchaft oder Stiftung die 
bejonderen landesrechtlichen Yorausjegungen.”) 

10. Schließlih darf das Grundbuchamt auch dann die beantragte Zwangs- 
eintragung nicht vornehmen, wenn ihm eine Urfunde vorgelegt wird, auf Grund 


) Hiervon gelten Hier nicht interefjirende Ausnahmen für Zwangsvolftredungen wegen 
Hypothefenforderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden nad) 88. 799, 800 der E.B.D. 

) EBD. 8. 751 Abſ. 2. 

%) (ebd. Abf. 1. 

EBD. 98. 756, 765. Vgl. 8.G. 16 ©. 126. Die Vollſtreckungsklauſel wird in biefem 
Falle ohne den oben erwähnten Nachweis ertheilt, es fei denn, dab die dem Schuldner Zug um 
Bug obliegenbe Leiftung in ber Abgabe einer Willenserklärung befteht; vgl. C.P. D. 8.726 Abf.2 
und Begr. zu $. 664 des Entw. der Novelle z. C.B.O 

%) EBD. 8 929 Abſ. 2, 9. 932 Abf. 3. Anders früher R.G. 26 ©. 39. 

9) EBD. $. 752. 

?) Diefe find durch 8. 15 Ziff 3 des EG. 3. C.P. O aufrechterhalten. In dem Gebiete 
der preuß allg. Gerichtsordnung ift die Einholung der Einwilligung des Kreisausſchuſſes, des 
Bezirkeausſchuſſes oder des Regierungspräfidenten oder der Anmeiiung des Juſtizminiſters ers 
forderlich. Bgl A. G. O. I. 35 8. 33 md Anhang $. 242, Anhang $. 153 zu I. 24 8. 45; 
Berf. vom 24. März 1882, I.MBL. ©. 59; Turnau-Förfter Bb. 1 ©. 782. 
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deren die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der E.P.D. einzuſtellen iſt. 
Selbſt die Anordnung einer einſtweiligen Einſtellung ohne gleichzeitige Aufhebung 
der bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln genügt. Da die Zwangsvollſtreckung 
erſt durch Eintragung der Zwangshypothek in das Grundbuch vollzogen wird, genügt 
der Eingang der die Einſtellung ergebenden Urkunde vor der Eintragung.') 


11. Rießbrauch und Pfandrecht an den Rechten an Grundftüden. 


I Nicht an allen Rechten an Grundftüden find Niekbrauc und Pfandrecht 
zuläfſfig. Zunächſt kommen hier diejenigen Rechte nicht in Betracht, auf welche die 
ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften Anwendung finden, alfo 58. das Erb» 
baurecht; fie unterliegen denſelben dinglihen Rechten wie die Grundſtücke jelbit, 
fönnen aljo nicht mit einem Pfandrechte, jondern mit einer Hypothek, einer Grund— 
ſchuld ober einer Rentenſchuld und nicht mit einem Rechtsnießbrauche, jondern mit 
einem Sachnießbrauche befaftet werden. 

Ferner jcdeiden die unübertragbaren Rechte aus. „An einem Rechte, 
das nicht übertragbar it, fann ein Nießbrauch nicht beitellt werden“ ($. 1069 
Abi. 2), Etwas anders lautet die entſprechende Vorſchrift bei dem Piandredte: 
„Soweit ein Recht nicht übertragbar iſt, kann ein Pfandrecht an dem Rechte nicht 
bejtellt werben“ ($. 1274 Abi. 2). Diejer Unterjchied in der Faſſung ift indefien 
nad) den Protofollen®) ohne rechtliche Bedeutung; es ijt nicht etwa ein Pfandrecht an 
einem nur der Ausübung nach übertragbaren Rechte (tie dem Nießbrauch und, wenn 
die Ueberlaffung geftattet ijt, der bejchränkten perjönlichen Dienſtbarkeit“) zugelajien, 
jondern nur an dem durch die Ueberlafjung der Ausübung begründeten Forberungs- 
echte; wie dieſes Forderungsrecht jelbft, jo iſt auch das Pfandrecht an ihm nicht 
eintragungsfähig. Died gilt au) dann, wenn der Berechtigte, z. B. der Nießbraucher, 
die Ausübung zu Pfandzweden überläßt. 

Hinfichtlicd) des Pfändungspfandrehts bejtimmt die E.P.O. im $. 857 Abj. 3: 
„Ein unveräußerliches Recht ift in Ermangelung bejonderer Vorſchriften der Pfändung 
injoweit unterworfen, als die Ausübung einem Anderen überlafjen werden kann.“ 
Danach kann nicht nur das durch die Ueberlafjung der Ausübung entitandene 
Forderungsreht des Dritten gepfändet werden, jondern aud) gegen den Inhaber des 
unveräußerlihen Rechtes ſelbſt eine Piändung erfolgen, jedoch wieder nur, injoweit 
die Ausübung übertragbar ift. Gegenjtand des Pfändungspfandredhts bildet alſo 
aud) hier nur das Recht auf Ausübung; der Pfändungspfandgläubiger enthält daher 
ebenfowenig mie jemand, dem durch Vertrag die Ausübung überlajjen wird, ein 








1) EBD. 88. 775, 776; RC. 26 5. 395 und dazu C.PO. 8. 932 Abſ. 3, RO. 28 
S. 283. Hierüber herrſchte für das preußiiche Recht viel Streit, vgl. Adilles-Streder 
©. 142%. 

®) P. II 8b.3 ©. 414, 517; Biermann ©. 161 $. 1069 Bem. 2 und €. 298 $. 1274 
Bem. 1; Turnau-Förſter 1 ©. 823. 

") 8.6.8. 88. 1059, 1092; oben &. 48, 50. 
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dingliches Recht an der periönlichen Dienſtbarkeit oder dem fonftigen unveräußerlichen 
Rechte. Das Pfändungspfandreht an einem folden Rechte ift aljo nicht ein= 
tragungsfähig.") 

Demnach können Nießbrauch und Pfandrecht nur an Hypotheken, Grundihulden 
und Rentenjhulden, außerdem regelmäßig an fubjeftiv-perjönlichen Reallaften, wenn 
nicht der Anfprud auf die einzelne Leiftung unübertragbar ift, und ausnahmsweiſe 
an fubjeftiv-perjönlichen Vorkaufsrechten eingetragen werben, wenn deren Uebertrag- 
barkeit bejonder& beftimmt ijt. Alle übrigen Rechte find entweder höchſtperſönlich 
oder fubjettiv-dingli und in Folge deſſen nicht übertragbar.?) 

1. Bei der Darftellung des Inhalts diejer Rechte find der Nießbrauch und 
das auf Rechtsgeſchäft beruhende Pfandrecht und das Pfändungspfandredht außein- 
anber zu halten. 

1. Die beiden erfteren find durch das B.G.B. geregelt; nach ihm gelten für den 
Nießbrauch und das Pfandrecht an Rechten die Vorſchriften über den Nießbrauch 
und über dad Pfandrecht an beweglichen Sachen nur mit Einfdränkungen.?) Iſt 
ein Recht, kraft defien eine Leijtung gefordert werben kann, Gegenftand des Nieß- 
brauchs ober des Pfandrechts, jo finden auf das Mechtöverhältniß zwiſchen dem 
Nießbrauher oder dem Pfandgläubiger und dem Verpflichteten die Vorſchriften 
entfprechende Anwendung, welde im alle der Webertragung des Rechtes für das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Erwerber und dem Verpflichteten gelten.‘) Daneben 
enthält das B.G.B. nod) einige Sonderbeſtimmungen. 

a. Bejondere Vorjhriften über den Inhalt des Nießbrauchs giebt das 8.6.8. 
einmal für den Nießbrauch an einer Leibrente, einen Auszug ober an einem 
ähnlichen Rechte, alſo an einer Neallaft, indem es hierbei dem Nießbraucher das 
Recht auf alle einzelnen Leiftungen gewährt, die auf Grund des Rechtes gefordert 
werden fönnen,°) und vor allem für den Nießbrauch an Forderungen einſchließlich 
der Hppothefenforderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden.“) Bei dieſen iſt zu 
unterjdeiden, ob die Hhpothef oder Grundſchuld verzinslich ift oder nicht. Lepteren- 
falls ift der Niekbrauder allein zur Kündigung und Einziehung an Gtelle des 
Berechtigten berechtigt und verpflichtet und erwirbt an dem eingezugenen Stapital 
Eigenthum mit der Verpflichtung zum Erjage nad) Beendigung des Nießbrauchs; zu 
anderen Verfügungen, z. ®. zu Abtretungen des belajteten Rechtes, ift er nicht 
befugt.”) Der Nießbrauder einer verzinslichen Hypothek oder Grundſchuld iſt dagegen 


1) Förfter ©. 178, 263. 

®) Bel. oben ©. 34, ©. 48, ©. 53, ©. 56. Für Preußen kommen bie fubjeltiv-perjün- 
lichen Wiederkaufsrechte hinzu; vgl. oben ©. 53 Anm. 3. 

®) 8.0.8. 88. 1068, 1273. 

) Vgl. 8.6.8. 58. 1070, 1275. 

%) 8.88. 8. 1073. Borausgefept ift natürlich, daß dieſe Achte überhaupt übertragbar 
find, denn fonft ift ein Nießbrauch unzuläſſig. Turnau-Förſter Bd. 1 ©. 468. 

*) 88. 1074 1080. 

) 88. 1074, 1075. 
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allein lediglich zur Einziehung der Zinfen, dagegen nur in Gemeinſchaft mit dem 
Hypotheken⸗ oder Grundjchuldgläubiger zur Kündigung und Einziehung des Kapitals 
berechtigt, und beide find einander verpflichtet, hierzu jowie zur verzinslichen mündel⸗ 
ſicheren Anlegung des eingezogenen Kapital® mitzuwirken.) Demnad Tann bie 
Löſchung einer Hypothek oder Grundſchuld von dem Nießbraucher allein nur bewilligt 
werden, wenn fie unverzinglih ift. Cine Erweiterung oder Beſchränkung bed dinge 
lichen Rechtes des Nießbrauchers ift nicht zugelaffen. 


b. Auch bei dem Pfandrechte giebt das BGB. für dad Pfandrecht an 
Forderungen, einjchlieglich der Hhpothefenforderungen, an Grundidulden und an 
Rentenſchulden bejondere Vorihriften, aber der abweichenden Feſtſetzung der Parteien 
ift ein weiter Spielraum gelaffen.*) Bei einem Pfandrecht an einer Hypothek oder 
Grundſchuld ift der Zeitpunkt vor und nad) Eintritt der Vorausfegungen des Pfand- 
verkaufs zu unterſcheiden; letztere bejtehen in ber Fälligkeit der durch das Pfandrecht 
geficherten Forderung, jei e8 ganz oder zum Theil, und in deren Uebergang in eine 
Geldforderung, falls fie Anfangs einen anderen Inhalt gehabt Haben jollte.*; Bevor 
diefe Voraußfegungen eingetreten find, fann nur an den Pfandgläubiger und den 
Hypothefen- oder Grundjduldgläubiger gemeinjchaftlich geleitet werden,‘) nur bei dem 
Pfandrecht an einem Inhaber- oder Orberpapier (3. B. einem Grundihuldbrief auf 
den Inhaber) kann der Pfandgläubiger auch jegt ſchon die Forderung einziehen und 
der Schuldner nur an ihn leiften.°) Nachher ift der Pfandgläubiger®) dagegen allein 
zur Einziehung der Hypothek nebft Zinſen berechtigt, jomeit diefe zu jeiner Befriedigung 
erforderlich ift; ftatt der Einziehung fann er auch die Abtretung der Hypothek ıc. an 
Zahlungsſtatt in der angegebenen Höhe fordern oder, wenn er für jie einen voll- 
ſtreckbaren Schuldtitel hat, auß ihr Befriedigung nad) den Regeln der Zwangsvoll- 
ftredung juchen, dagegen nicht anderweit über ſie verfügen.) Er Tann aljo aud) in 
dem legteren Falle zwar eine Löſchungsbewilligung in Höhe feiner Forderung ertheilen, 
die gepfändete Hypothek aber nicht ohne Weiteres auf ſich oder einen Dritten umſchreiben 
lafien; Hierzu ift er, von einer Bewilligung des Gläubigers abgejehen, nur auf 
Grund eines diefen zur Bewilligung verurtheilenden Urtheil3 oder eines Beſchluſſes 
des Vollſtreckungsgerichts, durch welden ihm die Hypothek an Zahlungsitatt über- 
wiefen wird, befugt. Alle diefe Vorſchriften können jedoch durch Vereinbarung zwiſchen 


) 58. 1076—1079. 

9) 8.6.8. 98. 1279, 1291; 1277, 1284. 

BGB. $. 1228 Abſ. 2. 

+) Bgl. B.G.B. 88 12R1, 1285, 1288. Ueber die Kindigungsbefugnik vgl. 88. 1285, 
1286, und über die mindelfichere Anlegung des eingezogenen Gelbes $. 1288 Abſ. 1. 

808 8. 12%. 

®) „Beftehen mehrere Pfandrechte an einer Forderung, fo ift zur Einziehung nur der— 
jenige Pfandgläubiger berechtigt, deſſen Pfandrecht den übrigen Pfandrechten vorgeht” ($. 1290). 

BGB. 88. 1282, 1277. EBD 38. 835ff. Nur wenn das verpfändete Papier ein 
Orderpapier ift und einen Wörfen: oder Martıpreis hat, ift der Pfandgläubiger nach dem Ein- 
feitte der Verfaufsberehtigung berechtigt, das Papier nad) $. 1221 verfanfen zu laffen (8. 1295). 
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dem Pfandgläubiger und dem Gläubiger außer Kraft gejeht, die Rechte bed eriteren 
alſo ſowohl erweitert wie beſchränkt werden.') 

It nicht eine Forderung, einjchlieglih der Hhpothefenforderung, eine Grund» 
ſchuld oder eine Rentenſchuld, jondern ein ſonſtiges Recht Gegenitand des Pfandrechts, 
jo ann der Pfandgläubiger aus ihm nur auf Grund eines vollitredharen Schuld- 
titel3 nad) den Zwangsvollſtreckungsvorſchriften der EBD. Befriedigung fuchen. 
Aber auch für diejen Zall ijt eine abweichende Beſtimmung gejtattet; nur eine vor 
dem Eintritte der Verfaufßberechtigung getroffene Vereinbarung, nad welder dem 
Piandgläubiger, falls er nicht oder nicht rechtzeitig befriedigt wird, daß verpfändete 
Recht jelbjt zufallen oder übertragen werben foll, ift nichtig, und, jomeit ein Verkauf 
des Pfandgegenitandes erfolgt, Tann auf die Beobachtung der in $. 1235, $. 1237 
Satz 1, 8. 1240 getroffenen Formvorſchriften nicht dor Eintritt ber Verkaufs— 
berechtigung verzichtet werden.?) 

2. Bei dem durch die C. P.O. geregelten Pfändungspfandredte find die 
Nechte des Pfandgläubigerd verjchieden, je nachdem eine Forderung, insbejondere eine 
Hypothefenforderung, der die Grundſchulden, die Rentenſchulden und die Reallaften 
gleich behandelt werden,?) oder ein jonjtiges Recht Gegenitand der Pfändung ift, und 
bei den Forderungen wieder, je nachdem fie eine Geldzahlung zum Gegenitande haben 
oder eine jonjtige Leiftung. Bei allen Geldforderungen ijt der Gläubiger befugt, 
nad feiner Wahl die Ueberweifung zur Einziehung oder an Bahlungsftatt bei dem 
Vollſtreckungsgerichte zu beantragen.*) Bei anderen Forderungen und jonjtigen Rechten 
(3. ®. aud) bei Reallajten, die auf andere Leijtungen ala Geld gehen) giebt es nur 
erſtere Art der Ueberweifung.®) Durch die Weberweifung an Zahlungsitatt geht die 
gepfändete Geldforderung „auf den Gläubiger mit der Wirkung über, daß derjelbe, 
joweit die Forderung bejteht, wegen feiner Forderung an den Schuldner als befriedigt 
anzujehen iſt“ (E.P.D. $. 835 Abj. 2); fie ift aljo, da fie einen Wechſel in ber 
Perſon des Gläubigerd, einen Uebergang der gepfändeten Geldforderung bewirkt, ein 
tragungsfähig. Dagegen berechtigt die andere Art der Ueberweiſung den Pfand» 
gläubiger nur zur Einziehung der Forderung und ijt nicht eintragungsfähig, da jie 
„eine Aenderung des für ihn auf Grund der Pfändung bereitd eingetragenen Rechtes 
nicht in ſich ihließt.“®) 

. An Stelle der Ueberweifung fann das Vollſtreckungsgericht eine andere Urt ber 
Verwerthung de3 gepfändeten Rechtes anordnen, bei Forderungen und den dieſen 
gleichgeitellten Rechten aber nur dann, wenn die gepfändete Forderung bedingt oder 
betagt oder ſchwer einziehbar ift, und nur auf Antrag und nad Anhörung bes 
Gegners; bei anderen Nechten fann immer die Anordnung der Veräußerung ded 


)B68. 8. 12M. 

) BGB. 8. 1277. 

%) E.BO. 8. »97 Abi. 6. 

%) CB. 8. 88%. 

)EBL. 3. 749. 

Begt zu $. 7378 des Entw. der Novelle z. C.P. O. Bol. E.BO. 98. 835, 836. 
Adtlles-Streder, Grundbuhordnung. 5. Auflage 8 
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gepfänbeten Rechtes und, wenn e3 unveräußerlich ift, eine fonftige bejondere Anordnung 
getroffen werben.?) 

II. Auch bei der Entftehung von Nießbrauch und Pfandrecht ift das Pfändungs- 
pfandreht von dem Niekbraud und, dem rechtsgeſchäftlichen Pfandrechte 
getrennt zu halten. 

1. Die Beftellung der leßteren erfolgt nad) ben für die Webertragung des 
Rechtes geltenden Vorſchriften.“) Grundjäglic iſt aljo nad) der Regel des $. 873 
Einigung und Eintragung erforderlih. Für die Belaſtung der Hypotheken, der 
Grundſchulden und der Rentenſchulden gelten aber die oben ©. 77ff. angeführten 
vielfachen Abweichungen; ſoweit danad) für die Uebertragung diejer Rechte andere 
Formen vorgejchrieben find, find diefe auch für die Belaſtung erforderli und 
genügend. Wenn aber für die Webertragung ein formlojer Abtretung3vertrag genügt, 
muß bei der Beitellung eines Pfandrechts (nicht des Nießbrauchs) eine Anzeige des 
Gläubigerd an den Schuldner hinzufommen ;?) für das Grundbuchrecht hat dieſe 
Beitimmung nur für die Verpfändung von Rüdjtänden an Zinjen oder anderen 
Nebenleiftungen und von often Bedeutung. Demnach ift insbejondere zur Belajtung 
einer Brief⸗Hypothek oder Brief-Grundſchuld die Uebergabe des Briefes und entweder 
die Eintragung des Nießbrauchs oder des Pfandrechts in das Grundbuch oder die 
Ertheilung der Belaftungserflärung in jhriftliher Form erforderlih. Die Verpfändung 
einer für den Inhaber des Grundſchuldbriefs beſtellten Grundſchuld erfolgt durch 
Uebergabe des Grundichuldbrief® an den Gläubiger und Einigung über die Entitehung 
des Pfandrechts.) Zur Verpfändung einer Sicherungshypothef für eine Forderung 
aus einer Schuldverfreibung auf den Inhaber genügt die Einigung und die Ueber— 
gabe des Jnhaberpapiers, und bei einer Sicherungshypothek für eine Forderung 
aus einem Wechſel ober einem anderen Orderpapiere gilt dajjelbe, nur muß das 
Papier auf den Namen des Pfandgläubigers oder in blanco indoſſirt fein.®) 

Sclieplih erwirbt auf Grund der Vorſchriften der SS. 1075, 1287°) der 
Nießbraucher ober der Pfandgläubiger einer Forderung, die auf Beitellung eines Rechtes 
an einem Örundjtüde gerichtet ijt, mit der Leijtung des Schuldners, aljo mit der 
Beitellung des Rechtes zu Gunften bes Gläubiger der befaiteten Forderung ohne 
Weitered den Nießbrauch oder ein Pfandrecht an dem beftellten Rechte. 

2. Für die Entjtehung eines Pfändungspfandrehts an einer Hypotheken— 
forderung gilt die Vorſchrift des $. 830 der C. P.O. welche nad) $. 857 Abi. 6 

ij C.P.O. 8. 844, 8. 857 Abſ. 4, 5. Vol. hierüber, insbefondere über die Verwerthung 
einer Hypothetenforderung durch Veriteigerung und über ihre Umiſchreibung auf den Exfteher 
KiG. 17 ©. 98, wo für legtere eine Beicheinigung des Vollitvedungsgerichts (nicht bes Gerichts- 
vollziehers) über die Uebereignung an den Erſteher fir erforderlich erklärt iſt. 

2) 8.0.B. 8$. 1069, 1274, 1291. 

) 8.8.8. $. 1280. 

*) 98. 1195, 1293, 1205. 

») $. 1187 Cap 3, $8. 1292, 1293. 

9) Bel. oben ©. 52 und ©. 75. 
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ebd. auf die Pfändung einer Neallaft, einer Grundihuld oder einer Rentenichuld 
entſprechende Anwendung findet: „Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine 
Hypothek bejteht, ift außer den Pfändungsheichluffe die Nebergabe des Hypotheken— 
briefs an den Gläubiger erforderlich. Wird die Uebergabe im Wege der Zwangs— 
vollſtreckung ermirkt, fo gilt fie ala erfolgt, wenn der Gericht3vollzieher den Brief 
zum Bmede der Ablieferung an den Gläubiger wegnimmt. it die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, fo iſt die Eintragung der Pfändung in das Grundbuch 
erforderlich; die Eintragung erfolgt auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes“ (Abi. 1). 
„Wird der Pfändungsbeihluß vor der Uebergabe des Hypothekenbriefs ober der 
Eintragung der Pfändung dem Drittſchuldner zugeftellt, ſo gilt die Pfändung dieſem 
gegenüber mit der Zuftellung als bewirkt“ (Abf. 2). 

Erforderlih ift alfo ftet® der gerichtliche Pfändungsbeihluß und außerdem 
bei Briefhypotheken und Briefihulden die Uebergabe des Briefes an den Gläubiger 
oder deſſen Wegnahme durch den Gerichtövollzieher, dagegen bei Buchhypotheken, 
Buchgrundſchulden und Neallajten die Eintragung der Pfändung in dad Grundbud, 
die auf Grund des Pfändungsbejchluffes erfolgt: Dieſes zweite Erforderniß ent= 
ſpricht den Vorſchriften ded B.G.B. über die Abtretung der genannten Rechte, welche, 
wie erwähnt, auf die vertragsmäßige Beſtellung eines Pfandrecht3 zur entiprechenden 
Anwendung gelangen. 

Zu dem erften Erforderniß ijt zu bemerfen, daß nur der Erlaß des Pjändungs- 
beſchluſſes, nicht feine Aujtellung an den Drittſchuldner gefordert wird. In ber 
Begründung zu dem Entwurf eine Gefeßes, betr. Aenderungen der EBD. (zu $. 731) 
wird hierzu bemerft: „Die Bujtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittihuldner 
erfolgt auch bier gemäß 8. 730 Abſ. 2” (jetzt 8. 829 Abi. 2) „der C.P.O. Jedoch 
ift von dieſer Zujtellung die Gültigkeit der Pfändung im Allgemeinen jo wenig 
abhängig, wie die Wirkſamkeit der Pfändung einer durch Hypothek geficherten Forderung 
von der im $. 1280 des B.6.B. vorgefehenen Anzeige an den Schuldner. Der 
Drittſchuldner ift, fei e8 durch die Uebergabe des Hypothekenbriefs an den Gläubiger, 
jei es durd) die Eintragung der Pfändung genügend gefichert; von ber lepteren erhält 
er gemäß $. 55 der G.B.D. durd) dad Grundbuchamt Kenntniß. Nur für die Fälle, 
in denen der Pfändungsbeſchluß dor der Eintragung dem Drittſchuldner zugeftellt 
wird, bfeibt es nad $. 731“ (jet $. 830) „Abſ. 2 in dem Sinne bei der Regel 
des 8. 730“ (jet $. 829) „Abj. 3, daß dem Drittſchuldner gegenüber die Pfändung 
ſchon mit der Buftellung als bewirkt gilt; der Iegtere wird dadurch außer Stand 
gejeßt, no mit Wirkſamkeit an den Schuldner zu zahlen.“ Demnach darf das 
Grundbuchamt die Eintragung des Pfändungspfandrecht3 in das Grundbuch nicht von 
dem Nachweiſe der Buftellung des Pfändungsbeſchluſſes abhängig machen; es genügt 
deſſen Vorlage, um den Eintragungdantrag des Vollſtreckungsgläubigers zu recht— 
fertigen; nur bei Briefhypothefen und bei Briefgrundihulden muß außerdem der 
Brief vorgelegt werden.!) 





*) Bol. GBO. 88. 42, 8. 
ör 
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Die Herbeifaffung dieſes Briefed wird dem Gläubiger durch die Beſtimmung 
des $. 836 Abſ. 3 der EBD. erleichtert: „Der Schuldner ijt verpflichtet, dem 
Gläubiger... die über die Forderung vorhandenen Urkunden herauszugeben. Die 
Herausgabe kann von dem Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung erwirft 
werden." Borausfegung biefer Zwangsvollſtreckung auf Ermirkung der Herausgabe 
der Urkunden ift, wie aus $. 836 Abſ. 1, 2 der C.P.O. erhellt, der Ueberweijungs- 
befchluß. Der Pfändungsbefhluß genügt alfo nit. Erſt wenn ſich der Gläubiger 
die Hhpothefenforderung 2c. zur Cinziefung oder an Zahlungsſtatt hat überweifen 
lafien, fann er auf Grund dieſes Beſchluſſes dem Schuldner den Brief durch den 
Gerichtövollziefer gemäß $. 883 der E.P.D. wegnehmen laſſen. Der Ueberweilungs- 
beſchluß bildet für die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe des Briefes 
den Vollitredungstitel. Hat nicht der Schuldner, fondern ein Dritter den Brief in 
Händen, kann der Gläubiger auf Grund des Ueberweiſungsbeſchluſſes den Anſpruch 
ſeines Schuldners gegen den Dritten auf Herausgabe geltend machen und gegen den 
Dritten Hagen; eine befondere Ueberweijung dieſes Anſpruchs ift nicht erforderlich, er 
ift mit der Ueberweifung der Hypothekenforderung ꝛc. als mitüberwieſen anzufehen.!) 
Die Wegnahme des Briefes durch den Gericht&vollzieher erſetzt nach 8. 830 Abf. 1 
Sag 2 der C. P.O. die Uebergabe ded Briefed durch den Schuldner.?) 

Die obigen Regeln über die Pfändung gelten jedoch nicht ausnahmslos. Nach 
$. 830 Abf. 3 der C. P. O. finden die Vorfhriften der Abf. 1 und 2 feine Anwendung, 
ſoweit e8 ſich um die Pfändung der Anfprüde auf Rüdjtände von Binfen oder 
anderen Nebenleiftungen ober auf Erftattung von Koſten der Kündigung und der 
die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezmedenden Rechtöverfolgung handelt; wie 
deren Uebertragung erfolgt auch ihre Pfändung nad) den allgemeinen Regeln über 
die Abtretung und Pfändung von Forderungen, alfo durch Zujtellung des Pfändungs- 
beichlufied an den Drittſchuldner. Auch die Pfändung einer Siherungshypothet für 
Zorderungen aus Inhaber» oder Drderpapieren erfolgt ohne Eintragung dadurch, 
daß der Gerichtövollzieher diefe Papiere in Beſitz nimmt.) Dafjelbe gilt von ber 
Grundſchuld für den Inhaber des Grundfchuldbriefs.t) Schließlich kann aud die 
durch eine Maximalhypothel geficherte Forderung nad den allgemeinen Vorſchriften 
über die Pfändung von Forderungen, aljo ohne Eintragung „gepfändet und über- 
wieſen werden, wenn der Gläubiger die uebemweiſung der Forderung ohne die 
Hppothet an Zahlungsſtatt beantragt.“ d). 

Diefe Ausnahmen gelten auch für die Uebermeifung. Bei den Inhaber- 
papieren einfchließlih der Grundſchuldbriefe auf den Inhaber findet überhaupt feine 


RB. 215 364. 

*) Bol. CRD. $. 897. 

%) EBD. 8. 808, 9. 830 Abf. 3, 9. 831. 

%) 8.88. 8. 119. 

%) EP.D. 8.537 Ubi. 3. Dies entfpricht der oben ©. 78 Anm. 1 erwähnten Vejtimmung 
des 8. 1190 Ab. 4 des BGw. 
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Ueberweifung jtatt und in den übrigen in dem vorigen Abſatze genannten, Fällen 
erfolgt die Ueberweiſung nad) der Regel des $. 835 Abſ. 3 der C. P. O. durch Zu— 
ftellung des Ueberweiſungsbeſchluſſes des Vollſtreckungsgerichts an den Drittſchuldner. 
Dagegen gilt ſonſt für die Ueberweiſung der Hypothekenforderungen, Grundſchulden, 
Rentenſchulden und Reallaſten die Vorſchrift des 8.887 Abſ. 1 der EBD: „Zur 
Ueberweiſung einer gepfändeten Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, genügt 
die Aushändigung des Ueberweiſungsbeſchluſſes an den Gläubiger. Iſt die Extheilung 
des Hypothelenbriefs ausgeſchloſſen, jo it zur Ueberweiſung an Zahlungsitatt die 
Eintragung der Ueberweijung in das Grundbuch erforderlich; die Eintragung erfolgt 
auf Örund des Ueberweiſungsbeſchluſſes.“ Bei Briefhypothefen und Briefgrundidulden 
bedarf es alfo nur der Aushändigung des Ueberweifungsbeichluffes an den Gläubiger, 
nicht deſſen Zuitellung an den Schuldner oder den Drittſchuldner; die Uebergabe 
des Hypothekenbriefs iſt nicht vorgeſchrieben, weil fie ſchon zu der Pfändung erforder 
lich iſt.) Bei Vriefhypothefen, Briefgrundſchulden und Neallaften gilt dies nur für 
die Ueberweifung zur Einziehung; für die Ueberweifung an Zahlungsftatt bedarf e& 
der Eintragung in dad Grundbuch. Dieje ift, mie ©. 113 bereit erwähnt, bei 
jener Ueberweifung unzuläffig. Bei der letzteren Art der Ueberweijung erfolgt fie 
ſtets lediglich auf Grund des Ueberweiſungsbeſchluſſes, ohne daß es des Nachweiſes 
der Zuſtellung bedarf; dagegen iſt bei Briefhypothelen und Briefgrundſchulden der 
Brief vorzulegen.?) 

Die erwähnten Vorſchriften über die Pfändung und Ucberweifung finden auch 
dann Anwendung, wenn die zu pfändende Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder 
Reallaft nicht auf den Namen des Vollſtreckungsſchuldners im Grundbuche verzeichnet 
steht. Es bedarf aljo auch in dieſem Falle bei Buchhypotheken, Buchgrundſchulden 
und Meallajten vegelmäßig des Pfändungs- und Ueberweifungsbefhluffes und ber 
Eintragung der Pfändung und der Ueberweifung an Zahlungsftatt in das Grundbuch, 
während bei den Briefhypothefen und Briefgrundihulden außer dem Pfändungs- umd 
Ueberweifungsbejchluffe nur die Webergabe ded Briefe oder deſſen Wegnahme durch 
den Gerichtövollzieher erforderlich ift. Fraglic könnte es aber fein, wie in dieſem 
Zalle die Eintragung der Pfändung fowie der Ueberweiſung an Zahlungsftatt in das 
Grundbuch zu erwirken ift. Diefe Frage wird vor allem bei der Eigenthümer- 
hypothet und der Eigenthümergrundichuld praktifch werden und ift für die Buch— 
Hypothek und die Buchgrundſchuld von bejonderer Bedeutung, weil bei ihnen die Ein- 
tragung zur Pfändung und zur Meberweifung an Zahlungsftatt weſentlich ift. Nah 
$.14 der G. B.O. kann der Gläubiger in einem derartigen Falle die Eintragung 
ſeines Schuldner als Gläubiger der Hypothek zc. in das Grundbuch beantragen, 
fofern er den. Uebergang der Hypothek oder der Grundſchuld auf diefen durd eine 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nachweiſen Tann.) Weigert fi aber 


*) Begr. zu 8. 7378 des Ent. ber Novelle zur E.RO. 
Y) GB. 98. 42, 43. 
®) Rechiſpr 1 ©. 264. 


118 Einleitung. 


der als Gläubiger Eingetragene, ihm die zu der Umſchreibung erforderliche Anerkennung 
oder Bewilligung auszuſtellen, jo bedarf es der Ueberweijung bed Anſpruchs feines 
Schuldners gegen den im Grundbuch eingetragenen Berechtigten auf Berichtigung des 
Grundbuchs, um gegen diejen Hagen zu können. Da der Vollſtreckungsgläubiger erjt mit 
der Eintragung ein Pfandrecht an der Buchhypothek oder der Buchgrundſchuld erlangt, 
steht ihm vorher fein Recht an dem Grunbftüd oder an einem eingetragenen Rechte zu, 
das ihn zur Geltendmachung des Berichtigungsanipruds auf Grund des B. G.B. $. 894 
beredhtigte. Dagegen erlangt er bei der Briefhypothet oder der Briefgrundſchuld mit 
der Webergabe des Briefed ohne Eintragung ein Pfandreht und kann ohne Ueber- 
weifung des Berichtigungsanſpruchs jeined Schuldners Fraft eigenen Rechtes gegen 
den zu Unrecht Eingetragenen auf Zujtimmung zu einer Eintragung de? Vollitredungs- 
ſchuldners als jeßigen Berechtigten Magen, auf Grund des rechtäfräftigen Urtheils 
die Eintragung des letzteren gemäß G.B.O. $. 14 beantragen und gleichzeitig fein 
Pfandrecht eintragen laſſen.) 

IV. Auf die Uebertragung eines Pfandrechts an einer Hypothet, Gruudſchuld, 
Rentenſchuld oder Reallaſt findet die Vorſchrift des $. 873 B.G.B. Feine Anwendung. 
Mit der Uebertragung der durch) dad Pfandrecht gejicherten Forderung geht aud) das 
Pfandrecht auf den neuen Gläubiger über. Cine Form ift nicht vorgeſchrieben.ꝰ) 

V. Auch auf die Aufhebung der Nießbrauchs- und Pfandrechte finden die Vor— 
ſchriften der 88. 875, 876 feine Anmendung.?) Dagegen kommen die oben ©. 34ff. 
unter Ziff. 3 erwähnten Erlöfchungsgründe der Rechte an Grundjtüden auch Hier in 
Betracht. Außerdem erlöichen 

1. beide Rechte durch einjeitige empfangsbedürftige Verzihtö-Erflärung des 
Berechtigten gegenüber dem Beſteller des Nießbrauchs bezw. dem Verpfänder ober 
gegenüber dem Inhaber des belafteten Rechtes. Bei dem Pfandrechte bedarf es 
außerdem der Zuftimmung de Dritten, dem ein Recht an dem Pfandrechte zufteht; 
diefe ift demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunften jie erfolgt, und 
umpiberruflich ;*) 

2. beide Rechte durch Konfuſion. Dieſe hat jedoch den Untergang der Rechte 
nit zur Folge, foweit, der Berechtigte, deſſen Recht belajtet ift, eim rechtliches 
Intereſſe an dem Zortbeftehen des Nießbrauchs oder Pfandrechts Hat, und jolange die 
durch dad Pfandrecht geficherte Forderung mit dem Rechte eines Dritten belajtet ijt.®) 
Ein vechtliches Intereſſe an der Fortdauer jeines Pfandrechts Hat z. B. der Piand- 
gläubiger einer HHpothefenforderung, welcher den Hypothefengläubiger beerbt, dann, 
wenn an dieſer Forderung noch ein jüngere Pfandrecht befteht, welches den Berechtigten 


%) Bol. die Exl. zu 8. 14 umd zu 88. 40, 41 der ©.8.0. 
9) 8.0.8. 88. 1273, 1250. 

9) Vol. Pland Ei. 8 zu 8. 875, 8.3 ©. 80. 

%) 8.6.8. 98. 1072, 1064; 1273, 1255. 

%) 3.9.8. 88. 1072, 1063; 1273, 1256. 





Berfügungsbefceänkungen. 119 


nad; dem Erlöfen des älteren Pfandrechts zur Einziehung der Hypothefenforderung 
bereditigen würbe;') 

3. das Pfandrecht dirch Untergang der Forderung, für die es befteht, ober 
durch deren Uebertragung unter Ausihluß des Uebergangs des Pfandrechts.“) Nicht 
jede Befriedigung des Pfandbgläubigerd hat aber ein Erlöſchen des Pfandrechts, jondern 
unter Umjtänden den Mebergang der Forderung nebſt Pfandrecht auf den Bahlenden 
zur Folge; dies ift der Fall, wenn ber Verpfänder, der nicht der perſönliche Schuldner 
ift, oder derjenige, welcher durch die Veräußerung des Pfanded ein Recht an dem 
Pfande verlieren würde, den Pfandgläubiger befriedigt.*) 

VI. Auf Nießbrauchs- und Pfandrechte mit denen ein Recht zur Zeit dei 
Infrafttretend des B.G.B. belajtet war, kommt auch jet noch das frühere Recht zur 
Anwendung.*) 


12. Berfügungsbefhräntungen. 

I. Bereitd oben ©. 23ff. it der Begriff der Verfügungsbeichränfungen und 
ihre Eintragungsfähigkeit erörtert worden. Dem- ift bier eine Beſprechung ber 
einzelnen eintragungsfähigen Verfügungsbeſchränkungen nachzufügen. Dabei ift ind- 
befondere die für das formelle Grundbuchrecht beſonders wichtige Frage zu erörtern, 
welche Wirkung die Verfügungsbefhränfungen hinſichtlich der Zuläffig- 
keit weiterer Eintragungen haben, ob das Grundbuchamt die Eintragungen, 
welche der in jeiner Verfügungsbefugniß Beſchränkte bewilligt oder welche auf Grund 
eined gegen ihn vollſtreckbaren Schuldtitel® beantragt werden, vorzunehmen oder 
abzulehnen hat. 

In diejer Hinficht fommt zunäcjit die allgemeine Vorſchrift des 8. 878 des B.G.B. 
in Betracht: „Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der 83. 873, 875, 877 ab= 
gegebene Erflärung wird nicht dadurch unwirkſam, daß der Berechtigte in der Verfügung 
beſchränkt wird, nachdem die Erklärung für ihn bindend geworben und der Untrag auf 
Eintragung bei dem Grundbuchamte geftellt worden ift.“ Demnach fteht grundſätzlich bei 
jeder auf Rechtögeichäft beruhenden Rechtsänderung (bei der Uebertragung de3 Eigen- 
thums an einem ©rundftüde, bei der Belaftung eines Grundſtücks mit einem Rechte, 
bei der Mebertragung oder der Belaftung eine ſolchen Rechtes, bei der Aufhebung 
des Rechtes an einem Grunditüde, bei ber Aenderung des Inhalts oder des Nanges®) 
eines ſolchen Rechtes) eine Verfügungsbeſchränkung der Wirkſamkeit und der Ein- 


) BOB. 9. 1290. gl. Hierzu noch G.B. O. 8. 27 Abſ. 2. 

*) 8.6.8. 98. 1273, 1250, 1252. 

*) 9.0.8. 98. 1225, 1249. 

EG. 5 BGB. Het. 181. Val. für das Gebiet des rheiniſchen Rechtes preuß. A.G. 
3 8.6.8. Art. 33 8. 4 Ubf. 2 

%) 3.5.8. 9. 880 Abſ. 2. Der $. 878 iſt auch für entſprechend anwendbar ertlärt in 
8.1109 Abſ. 2, 8.1116 Ubf. 2, 9.1132 Abf. 2, 9. 1154 Abſ. 3, 8.1168 Abſ. 2, 9. 1180 Abf.1, 
8. 1188 Abſ. 1, 8. 1196 Abf. 2. 
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tragung einer Rechtöänderung nicht entgegen, wenn fie erft nad) der Bindung des 
Berechtigten und der Stellung des Eintragungsantrag3 eintritt. (Won dem Zeit— 
punkte der Bindung wird umter Erl. 3 zu 8. 1 Abſ. 1 die Rede jein.) on befonderer 
Bedeutung ift diefe Vorſchrift für den Konkurs; eine Hypothek oder eine fonjtige 
Laſt, deren Eintragung der Gemeinjhuldner vor der Konkurseröffnung in bindender 
Weife bewilligt und beantragt hat, Hat troß des $.15 der K.D. Wirkſamkeit gegen- 
über den Konfurögläubigern, auch wenn fie erft nad) der Konkurderöffnung in das 
Grundbuch eingetragen ift; mit Rückſicht auf die abweichende Anſicht des Reichs- 
gericht? für das frühere Recht Hebt die jegige K.D. 8. 15 Satz 2 dies beſonders 
herbor, indem jie die Vorſchrift des $. 878 für unberührt erklärt.) 

Im Uebrigen ift die obige Frage nicht für alle Fälle gleich zu beantworten. 
In einigen ift jede Eintragung auf Grund der Bewilligung des in der Verfügung 
Beichränkten oder im Wege einer gegen ihn gerichteten Zwangsvollſtreckung unzuläffig. 
In anderen Fällen ift zwiſchen ben verſchiedenen Eintragungen zu unterjcheiden. In 
der Regel jteht aber die Verfügungsbejchränfung weiteren Eintragungen nicht entgegen. 
Der in ber Verfügung Beſchränkte kann fein Grundftüd auflafjen oder belaften; das 
Grundbuchamt darf die beantragten Eintragungen nicht ablehnen; es iſt der Prüfung 
überhoben, ob dieſe mit der Verfügungsbeſchränkung vereinbar find oder nicht;*?) viel- 
mehr ift es Eache desjenigen, zu defien Schutze die Beſchränkung dient, ober der 
fonft an der Nichtigkeit der Eintragungen rechtlich intereffirt ift, die Unwirkſamkeit 
der Eintragungen geltend zu machen und deren Befeitigung, nöthigenfalls im Prozeß- 
wege, zu erwirfen.?) Nur für ſolche Verfügungen, deren Natur der Beichränfung 
durch einen Endtermin widerſtrebt und durch die das Mecht des durch die Beſchränkung 
Geſchützten vereitelt werden würde, wird man allgemein eine Ausnahme zulaffen und 
die Unzuläffigfeit ihrer Eintragung annehmen müffen; dies gilt vor allem von der 
Loſchung eines zu Gunften des in der Verfügung Beſchränkten eingetragenen bing- 
lien Rechtes, 5.8. einer Hypothek.) 


I. Us die wichtigeren in Betracht Tommenden Verfügungsbeſchränkungen find 
zu nennen: 

1. die mit dem Konfurfe verbundenen. Mit der Eröffnung des Konkurs— 
verfahrend. verliert der Gemeinſchuldner die Befugniß, jein zur Konkursmaſſe 
nehöriges Vermögen zu verwalten und über bafjelbe zu verfügen; dieſe Befugniß 
geht auf den Konkurdverwalter über.) Die hierin liegende Werfügungsbeichränfung 
dient aber nur zum Schutze des Intereſſes beftimmter Perfonen, ber Konfursgläubiger, 
deren Befriedigung der alleinige Zweck des Verfahrens ift. Nur ihnen gegenüber 


1) Bol. Blond Bb. 3 ©. 83 und R.G. 28 ©. 283. 

*) Bol. M. 5. 8.0.8. 8b. 3 ©. 219. 

4) Ueber die Bufäffigfeit des Berihtigungöverfaßtens in diefem alle ngl. ©.B.D. 9. 22 
Erl. 2. 

8.6. 17 ©. 223; 8.6. 16 ©. 155. 

%) RD. 8.6. Bol. ebd. 88. 7, 1. 
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find die Nechtshandlungen, welche der Gemeinſchuldner nach der Eröffnung des Ver- 
fahrend vorgenommen hat, und die Rechte unwirkſam, welche nad) diefem Zeitpunkt 
an den zur Konkursmaſſe gehörigen Gegenftänden erworben find, auch wenn der 
Erwerb nicht auf einer Rechtshandlung des Gemeinjchuldnerd beruht. Es Handelt 
ſich alfo in diefem Folle um eine Verfügungsbeſchränkung der im $. 392 des B. G. B. 
erwähnten Art, welche einem Erwerber, insbejondere alfo demjenigen gegenüber, zu 
deſſen Gunjten der Gemeinſchuldner verfügt Hat, nur wirkt, wenn fie ihm befannt 
ober aus dem Grundbuch erſichtlich ift, wie die Konkursordnung in den 88. 7 und 15 
noch ausdrücklich hervorhebt.') Deshalb verpflichtet dieſe dad Konkursgericht, das 
Grundbuchamt von Amtswegen um die Eintragung der Eröffnung des Konkurs— 
verfahrend in das Grundbud bei den Grundftüden und eingetragenen Rechten bes 
Gemeinſchuldners zu erſuchen und erflärt auch den Konkuröverwalter zur Stellung 
des Eintragungsantrags für befugt.?) 

Durch die Konfurseröffnung verliert der Gemeinſchuldner nicht das Recht, Ein— 
tragungen zu bewilligen und Auflafjungen zu erflären; denn feine Rechtöhandlungen 
find nicht abjolut, fondern nur den Konkurägläubigern gegenüber nichtig und haben 
im Uebrigen, namentlih für die Zeit nad) Beendigung des Konkurjes, Wirkung. 
Das Grundbuhamt darf daher die von dem Gemeinſchuldner bewilligten Eintragungen, 
von ber oben erwähnten Einſchränkung abgefehen, nicht ablehnen. Hiervon gilt jedoch 
eine wichtige Audnahme: „Während der Dauer des Konkursverfahrens finden Arrefte 
und Zwangßvollitredungen zu Gunjten einzelner Konkursgläubiger weder in das zur 
Konkursmaſſe gehörige, noch in das fonftige Vermögen des Gemeinſchuldners ftatt. 
In Anfehung der zur Konkursmaſſe gehörigen Grundftüde, fowie der für den Gemein- 
ſchuldner eingetragenen Rechte an Grunbftüden oder an eingetragenen Rechten kann 
während der Dauer de3 Konkursverfahrens eine Vormerkung auf Grund einer einft- 
weiligen Verfügung zu Öunften einzelner Konkursgläubiger nicht eingetragen werden.” 
(ED. 8. 14 Ubf. 1 und Abſ. 2 Ca 1.) Eintragungen im Wege der Zwangsvoll- 
ftredung oder der Arreſtvollziehung oder Eintragungen von Vormerfungen auf Grund 
einftweiliger Verfügungen find aljo von dem Grundbuchamt abzulehnen, wenn fie zu 
Gunften einzelner Konkursgläubiger erfolgen follen, alfo zu Gunften eines perfönfichen 
Gläubigerd, der einen zur Zeit der Eröffnung des Konkursverfahrens begrünbeten 
Vermögensanſpruch an den Gemeinſchuldner Hat.%) Zu Gunften anderer Gläubiger 
find fie dagegen zuläffig.*) 

2. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung; d. i. der Nadjlafpflegihaft zum 
Zwede der Befriedigung ber Nadlafgläubiger.) Diefe hat ähnliche Wirkungen wie 


1) Anders für das frühere Recht Achilles-Strecer ©. 85. 

9) Bot. RO. 8. 113 und über bie Löfchung des Vermerted 99.114, 116, 163, 190 ſowie 
über die Gebüßrenfreiheit biefer Eintragungen und Löfgungen 8. 115. gl. auch ımten bie 
Ext. zu 8. 39 der ©.B.O. 

80.8.3. 

H Bol RO. 28 ©. 283, 8.6. 10 ©. 111, Turnau-Förfter Bd. I ©. 125. 

*) 8.6.8. $. 1975. 
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die Konkurseröffnung: „Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung verliert der Erbe 
die Befugniß, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen. Die Vorſchriften 
ber SS. 6, 7 der K.O. finden entfpredende Anwendung.“ (B.6.B. $. 1984 Abf. 1 
Sag 1, 2.) Demnach jind die Rechtshandlungen, welche der Erbe nad; der Anordnung 
der Nachlaßverwaltung in Bezug auf den Nachlaß vornimmt, den Nachlaßgläubigern 
gegenüber unwirkſam, vorbehaltlih der Wirkung des öffentlichen Glauben: des 
Grundbuchs. Um diefe auszuſchließen, bedarf es der Eintragung der Anordnung der 
Naclagverwaltung in dad Grundbuch auf Erſuchen des Nachlaßgerichts oder auf 
Antrag des Nachlaßverwalters.!) 

Außer dem Nachlaßverwalter, deſſen Verfügungsbefugniß nach den Regeln des 
Vormundſchaftsrechts zu beurtheilen iſt,) kann auch der Erbe über die Nachlaß— 
gegenſtande verfügen. Es gilt in dieſer Hinſicht daſſelbe wie von dem Gemein— 
ſchuldner. Anders als in dem Konkurſe find jedoch Zwangsvollſtreckungen und Arreſte 
in den Nachlaß zuläffig, jedoch nicht zu Gunſten eines Gläubigers, der nicht Nadlaß- 
gläubiger it. Da aber ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, nur gegen 
den Nachlaßverwalter geltend gemacht werden kann, muß der vollſtreckbare Schufdtitel, 
der während der Nachlaßverwaltung erwirft ift, gegen biefen gerichtet ſein; ein vorher 
gegen den Erblaffer oder den Erben ergangened Urtheil bedarf aber feiner Voll⸗ 
ftredungsffaufel gegen den Verwalter.?) 


3. Die Beſchlagnahme im Bmwangsveriteigerungd- oder Zwangs— 
verwaltungdverfahren. Diefe tritt ein mit ber Zujtellung deö die Bmangs- 
verfteigerung ober die Zwangsverwaltung einleitenden Beſchluſſes an den Schuldner 
ober mit dem Zeitpuntt, in welchem das Erſuchen um Eintragung des Berfteigerungs- 
vermerfed dem Grundbuchamte zugeht, fofern auf das Erſuchen bie Eintragung dem— 
nächſt erfolgt, bei der Bmangsvermaltung auch mit dem Zeitpunft, in dem ber 
von dem Gerichte bejtellte Verwalter den Beſitz des Grundſtücks erlangt.‘) Sie hat 
die Wirkung eined Veräußerungsverbots zu Gunften des betreibenden Gläubigerd, 
welche, anders als fonftige Veräußerungdverbote, felbft im Konkurſe wirkſam bleibt.°) 
Verfügungen über das Grundftüd®) find dem betreibenden Gläubiger gegenüber 
unwirkſam. Die Unwirkſamkeit fann aber gegenüber einem Erwerber, ber weder die 


2) Bgl, Bland 8b. 5 ©. 102 Erl. 2 zu 8. 1983. Beſonders vorgefchrieben tft die Ein- 
tragung nicht. 

N) Er ift, wie erwähnt, ein Nachlaßpfleger. Vgl. Bland Bd. d ©. 87, 104ff. Ueber bie 
Verfiigungabefugniß eines Vormundes dgl. unten Erl. 304 zu 8. 30 der G. B.O. 

®) Bol. B.G.B. $. 1984 nebſt den Erf. bei Pland Bd. 5 ©. 103 ff. Trog der Nachlaß- 
verwaltung ober des Nachlaßkonkurſes ift eine Bwangsvollitredung eines Nachlaßgläubigers in 
das nicht zum Nadjlaffe gehörige Vermögen des Exben, insbefondere aud) die Eintragung einer 
BZwangshypothet zuläffig, bis der Erbe Einwendungen dagegen erhebt; vgl. E.B.O. 89. 781 ff. 

+) Zw. V. G. 88. 22, 146, 151. 

®) Ebd. 88. 20, 23; 8.6.8. 8. 135; 8.D. $. 13. 

©) Ueber die bier nicht intereffirenden, von der Beſchlagnahme mitumfaßten beweglichen 
Gegenftände vgl. Zw. V.G. 8. 21, 8. 22 Abſ. 2, 8. 23 Gap 2, $. 148. 
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Beſchlagnahme noch den Vollſtreckungsantrag kannte, nur dann geltend gemadjt werden, 
wenn die Anordnung der Zmangdverjteigerung oder Zwangsverwaltung in das Grund» 
buch eingetragen!) war. Die Eintragung dieſes Vermerkes erfolgt auf Erſuchen des 
Vollſtreckungsgerichts.ꝰ) 


Trotz der Beſchlagnahme find Eintragungen in dad Grundbuch auf Bewilligung des 
Schuldners oder auf Grund gegen ihn gerichteter vollſtredbarer Schuldtitel zuläffig.?) 

4. Die Beſchränkung ded Vorerben durch das Recht des Nacherben. Nah 
$. 2113 Abſ. 1 ift die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes 
Grundftüd oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht an einem Grundſtück „im Falle 
des Eintrittö der Nacherbfolge injomeit unwirkſam, als fie dad Recht des Nacherben ver- 
eiteln ober beeinträchtigen würde.“ Davon gilt nad) $. 2114 nur injofern eine Auß- 
nahme, als der Vorerbe eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder eine Renten— 
ſchuld fündigen und einziehen Tann; zu anderweitigen Verfügungen ift er jedoch nicht 
befugt und auch bei der Einziehung kann er lediglich fordern, daß das Kapital an ihn 
nad Beibringung der Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß es für ihn und 
den Nacerben hinterlegt wird. Won diejer Verfügungsbeſchränkung fann jedoch der 
Erblaſſer den Vorerben befreien, fei e8 indem er ihm ausdrücklich die Befugniß zur 
Zerfügung über die Grundſtücke und die Rechte an Örundftüden einräumt, oder in— 
dem er allgemein hejtimmt, daß er „zur freien Verfügung über die Erbſchaft“ 
berechtigt fein joll, oder indem er ben Nacherben auf dasjenige einfeßt, was bon ber 
Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig fein wird. Nur zu unentgeltlichen 


ı) 30.8.8. 8. 23 Abſ. 2, B.G.B. 8. 135 Abſ. 2, 8. 892. Bol. and die Ausnahme- 
vorichrift des Zw. V. G. 8. 26, wonad eine nad der Beihlagnahme bewirtie Veräußerung des 
Grundftüd® auf den Fortgang des Verfahrens feinen Einfluß Hat, wenn die Zwangverſteigerung 
wegen eines Anſpruchs aus einem eingetragenen Rechte angeordnet ift. 

*) 30.8.6. 38. 19, 146. gl. unten Erf. 1b zu 8. 39 der GB.O. 

>) Bol. gw. vG. 8. 10 Ziff 6, 9. 26, 9. 55 Abf. 2, 8. 67 Abſ. 2, 8. 68 Abſ. 3. 

+) Die Nacherbfolge beruft nicht nothwendig auf ausbrüdliher Anordnung des Erblaſſers. 
Das B.G.B. kennt eine Reihe von Fällen, in denen auch ohne eine ſolche Anordnung eine 
Nacerbeinfegung anzunehmen ift, jofern nicht ein entgegenftehender Wille des Erblaſſers erhellt, 
in8befondere wenn eine zur Beit des Exbjalld noch nicht erzeugte Perſon oder eine noch nicht 
beftehende juriſtiſche Berjon als Erbe eingefept ift, oder wenn der Erbe die Erbſchaft mit dem 
Eintritt eines beftimmten Zeitpuntt3 oder Ereignifjes einem Anderen herausgeben ober wenn 
der Erbe nur bis zum Eintritt eines beitimmten Beitpunfts oder Ereigniſſes Erbe jein oder 
erft mit diefem die Erbſchaft erhalten fol x. In den beiden legten Fällen treten bie gefep- 
lichen Erben als Nacjerben oder als Vorerben ein. Vgl. B.G. B. 88. 2101, 2103, 2104, 2105. 
Die Einfegung einer noch nicht erzeugten Perfon kommt befonders Häufig in ber @eftalt vor, 
daß ber Exblafjer ſämmtliche Kinder eines Anderen, auch die zur Zeit des Erbfalls noch nicht 
erzeugten, zu Erben einfept. Dgl. Pland Bd. 5 ©. 274 Exl. 1 zu 8. 2101. Dagegen liegt 
im Bweifel feine Naderbfolge vor, wenn die Ehegatten in einem Erbvertrag ober in einem 
gemeinſchaftlichen Teftamente fich gegenfeitig zu Erben eingefegt und beftimmt haben, daf nach 
dem Tobe des Ueberlebenden der beiderfeitige Nachlaß an einen Dritten fallen foll; der Dritte 
gilt vielmehr für den gefammten Nachlaß als Erbe des zulegt verfterbenden Ehegatten. B.G. B. 
88. 2269, 2280. 
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Verfügungen (mit Ausnahme der Schenkungen, durch die einer fittlihen Pflicht ober 
einer auf den Anftand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird) kann der Exblafjer 
den Vorerben nicht ermächtigen; und felbft wenn dem Vorerben die weiteſte 
Verfügungsbefugnig eingeräumt ift, ift dennod eine Verfügung, bie im Wege der 
Zwangsvollſtreckung ober ber Arreftvollziehung oder durch den Konkursverwalter 
erfolgt, im Falle des Eintritt$ der Nacherbfolge infoweit unwirkiam, ald fie da Recht 
des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde, es fei denn, daß der Anſpruch 
eines Nachlaßgläubigers oder ein an einem Erbſchaftsgegenſtande beftehendes Recht 
geltend gemacht wird, dad im Falle bed Eintritt8 der Nacherbfolge dem Nacherben 
gegenüber wirffam ijt.') Dieſe letztere Vorjchrift bedeutet, daß die dem Vorerben von 
dem Erblaffer eingeräumte freie Verfügungsbefugniß nur dem Vorerben ſelbſt, nicht 
feinen Gläubigern zufteht, daß deshalb Zwangsvollſtreckungen u. a. in die Nachlaß— 
gegenftände regelmäßig nur zu Gunften der Nachlafgläubiger und nur dann zu 
Gunſten der Gläubiger des Vorerben erfolgen dürfen, wenn fie deren Befriedigung 
megen eines Rechtes bezweden, welches ber Vorerbe innerhalb der Grenzen feiner 
Berfügungägewalt oder mit Zuſtimmung des Naderben an dem Erbſchaftsgegenſtande 
beftellt hat.*) 

Andererſeits kann der Vorerbe die ihm kraft Gejeges oder auf Grund bejonderer 
Anordnung des Erblaſſers zuitehende Verfügungsbefugniß verlieren, indem die 
Verwaltung der Erbſchaft einem von dem Gerichte zu beftellenden Verwalter über- 
tragen wird. Die ift nur dann zuläfjig, wenn durch das Verhalten des Vorerben 
oder durch jeine ungünftige Vermögenslage die Beſorgniß einer erheblichen Verlegung 
der Mechte des Nacyerben begründet wird, der Nacherbe daraufhin Sicherheitßleijtung 
gefordert und eine rechtöfräftige Verurteilung des Vorerben zur Sichereitsleiftung 
erzielt, alsdann aber nach fruchtloſem Ablaufe der für die Sicherheitäleiftung beitimmten 
Friſt ſtatt diefer die Beſtellung eines Verwalter verlangt hat.) Da der Vorerbe 
kraft Geſetzes zur Verfügung über die Nachlaßgrundſtücke und die Rechte an ihnen 
nicht befugt ift, kann diefe Entziehung der Verwaltung hauptſächlich nur dann praftiiche 
Bedeutung für das Grundbuchrecht haben, wenn der Erblafjer dem Vorerben zwar 
die Verfügung über jene Gegenftände eingeräumt, ihm aber von der Verpflichtung zur 
Sicherheitsleiftung nicht entbunden und die Beftellung eines Verwalters nicht für 
unzuläffig erflärt hat. Denn auch von dieſer Beſchränkung kann der Erblaffer den 
Vorerben befreien, fei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch die oben erwähnten 
allgemeinen Anordnungen.“) 

Alle die erwähnten Beſchränkungen des Vorerben beſtehen nur zu Gunſten des 
Nacherben; nur foweit die Verfügungen das Recht des Nacherben vereiteln oder 


2) 8.0.8. 98. 2136, 2137, 9. 2113 Abſ. 2, 8. 2118. 

*) Bol. Bland Bb.5 ©. 293. Damit fteht die Vorſchrift der C.P.O. 8. 326 über die 
Wirkung eines zwiſchen den Borerben und einem Dritten ergangenen Urtheil® für ober gegen 
den Nacherben im Einklange. 

#) 88. 2128, 2129, 1052. 

4) 8. 2136, 2137. 
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beeinträchtigen würben, find fie im Falle des Eintritt® der Nacherbfolge unwirkam. 
Außerdem betont das B.G.B.’) auch bei dieſen Beichränfungen ausdrücklich: „Die 
Vorſchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, 
finden entjprechende Anwendung.“ In Folge deſſen bedarf es der Eintragung ded Rechtes 
de Nacherben in das Grundbud, um der Verfügungsbeichränkung gegen gutgläubige 
Dritte Wirkung zu verſchaffen; und zwar ift nad) befonderer Vorfchrift des $. 52 der 
G.B.O. bei der Eintragung des Vorerben als Eigenthümer oder jonftigen Berechtigten 
in das Grundbud „von Amtswegen“ zugleich das Recht des Naderben und bie 
etwaige Befreiung de3 Vorerben von den Beichränfungen feines Verfügungsrechts 
einzutragen. Dies gilt jelbft dann, wenn dem Vorerben die freiefte Verfügungs— 
befugniß eingeräumt ift, weil aud in diefem Falle die oben erwähnten Beſchränkungen 
binfichtli der Schenkungen und ber Verfügungen durch den Konkursverwalter ober 
im Wege der Zwangsvollſtreckung und Arreftvollziehung beftehen bleiben.?) 

Durch die Verfügungsbeſchränkungen des Vorerben werden Eintragungen in das 
Grundbuch auf Grund feiner Bewilligung oder auf Grund gegen ihn volljtredbarer 
Schuldtitel nicht gehindert, denn dieſe find nicht von vornherein nichtig, fondern 
haben bis zum Eintritte des Falles der Nacherbfolge Gültigkeit; erſt mit dieſem 
verlieren fie ihre Wirkungen, jomweit fie ſonſt das Recht des Nacherben ſchmälern 
würden. Gie find aljo auflöfend bedingt.°) Hat der Vorerbe, defjen Verfügungs- 
beichräntung aus dem Grundbuche nicht Hervorging, ein Nachlaßgrundſtück an einen 
ſchlechtgläubigen Dritten aufgelafjen oder zu deſſen Gunjten eine fonftige Verfügung 
getroffen, jo fann der Nacherbe vor dem Eintritte des Nacherbfalld die Eintragung 
eines Widerſpruchs erwirfen, weil dad Recht des Dritten ald unbedingtes eingetragen, 
aber auflöfend bedingt ift. 

5. Die Beſchränkung de8 Erben dur Ernennung eined Teſtaments— 
vollftrederd. „Ueber einen der Verwaltung des Tejtament3vollftrederd unter 
liegenden Nachlaßgegenſtand kann ber Erbe nicht verfügen. Die Vorjchriften zu 
Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, finden ent= 
iprechende Anwendung.“ (B.G.B. 8. 2211.) Auch hier bedarf es wieder ber Ein- 
tragung der Ernennung des Teftamentsvollitrederd in das Grundbud, um der 
Verfügungsbefchränfung bed Erben gegen redliche Erwerber Wirkung zu verjchaffen, 
und aud in diefem Falle erfolgt die Eintragung von Amtswegen bei der Eintragung 
de3 Erben, „es fei denn, daß der Nachlaßgegenſtand der Verwaltung des Tejtaments- 
vollitrederd nicht unterliegt.“*) Nicht immer jteht nämlic dem Tejtamentdvollitreder 
die Verwaltung des ganzen Nachlaſſes zu. Regelmäßig gilt allerdings B.G.B 


») 8. 2113 Abf. 3, $. 2129 Abf. 2. 

*) Bol. Bland 8b. 5 ©. 295 Ext. 3 zu 8. 2116. 

®) Bol. Planck Bd. 5 ©. 271 und ©. 294 Erf. 2. Nach der C. P.O. $. 773 „fol“ aber 
ein Gegenftand, ber zu einer Vorerbſchaft gehört, „nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung ver- 
äußert ober überwiefen werben, wenn die Veräußerung oder die Ueberweiſung im Falle des 
Eintritts ber Nacherbfolge nah z. 2115 des B.&.B. dem Nacherben gegenüber unwirtfam ift.“ 

%, 680.85. 
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$. 2205: „Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu verwalten. Er iſt ins— 
befondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen und über die Nadlafgegenftände 
zu verfügen. Zu unentgeltlihen Verfügungen ift er nur berechtigt, ſoweit fie einer 
fittlichen Pflicht oder einer auf den Anjtand zu nehmenden Rüchſicht entſprechen.“ 
Nach 8. 2208 Hat aber der Teftamentvollitreder dieſe Rechte nicht, „joweit anzu= 
nehmen ijt, daß jie ihm nach dem Willen des Erblaſſers nicht zuftehen ſollen. Unter 
liegen der Verwaltung des Teftamentövollitrederd nur einzelne Nachlaßgegenſtände, jo 
ftehen ihm die im $. 2205 Sa 2 beitimmten Befugniffe nur in Anfehung diefer 
Gegenstände zu.” Die Beſchränkung der Verwaltungs- und damit der Verfügungs- 
befugniß des Teftament3vollitreder8 auf einzelne Nachlafgegenftände tritt danach durch 
befondere Anordnung des Erblaffer ein. Außerdem erfifcht dieſe Befugniß hinſichtlich 
derjenigen Gegenftände, die er dem Erben auf deſſen Verlangen zur freien Verfügung 
überlaſſen muß, weil er ihrer zur Erfüllung feiner Obliegenheiten offenbar nicht 
bedarf, mit der Ueberlafjung.!) Verbindlichkeiten darf der Teftamentsvollftreder für 
den Nachlaß regelmäßig nur infomeit eingehen, al die Eingehung zur ordnungs- 
mäßigen Verwaltung erforderlich ift, eine Verbindlichkeit zur Verfügung über einen 
Nachlaßgegenſtand aber auch dann, wenn er zu der Verfügung berechtigt it.) Der 
Erblafjer Tann ihn jedod zur unbeſchränkten Eingehung von Verbindlichfeiten für den 
Nachlaß, von Schenkungen abgefehen, ermädjtigen und zwar au, jtillichweigend da= " 
durd, daß er ihm ſchlechthin die Verwaltung des Nachlaſſes überträgt.?) 

Da, wie erwähnt, der Erbe über Die der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers 
unterfiegenden Nachlaßgegenjtände nicht verfügen fann, fo verhindert dieſe Verfügungs- 
beſchränkung, abweichend bon den bisher ermähnten, jede Eintragung auf Grund 
einer Bewilligung des Erben oder auf Grund eined gegen ihn vollſtreckbaren Schuld- 
titel3.*) . 
6. Die Beſchränkungen durch auffchiebende oder auflöfende Bedingungen oder 
durch Befriftungen. Deren Hinzufügung ift zwar grundſätzlich bei allen Rechten 
an Grundftüden zuläffig, auch das Eigenthum kann bedingt oder befriftet fein; vor 
allem kann der Erblafjer das Eigenthumsrecht des Erben an den Nachlaßgrundſtücken 
dadurch befchränfen, daß er für den Fall des Eintritts einer Bedingung oder Befriftung 
einen Nacherben beruft. Als eine Einfegung eines Nacherben ift es insbeſondere auch 
anzufehen, wenn der Exblafier angeordnet hat, daß der Erbe mit dem Eintritt eines 
beitimmten eitpunft3 ober Ereigniſſes die Erbſchaft einem Anderen herausgeben joll, 
oder daß er nur biß zu dem Eintritt eines bejtimmten Zeitpunkts ober Ereignifjes 
Erbe jein oder erft mit diejem Eintritt die Erbidaft erhalten foll; in Ermangelung 


2) 8. 2217. 

) 8. 2206 Abſ. 1. 

) 88. 2207, 2209. 

*) Bol. E.B.O. 8. 327, 8. 728 Abſ. 2, 98. 748, 749, und über den Inhalt der beiden 
fegteren Paragraphen oben ©. 108. ©. auch Rechtſpr. 1 ©. 410 über die Wirkung der Ein— 
tragung, daß ein Teftamentsvollftreder ernannt ift, auf eine vorher eingetragene Vormerkung 
zur Sicherung bes Anſpruchs auf Auflafjung. 
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einer anderen Bejtimmung find bie geſetzlichen Erben letzterenfalls die Vorerben und 
in dem vorhergehenden Falle die Nacherben.!) 

Nur die rechtögejhäftliche Eigenthumsübertragung unter einer Bedingung ober 
Befriſtung ift unzuläffig; $. 925 Abſ. 2 beitimmt ausdrücklich: „Eine Auflafjung, 
die unter einer Bedingung oder einer Beitbeftimmung erfolgt, ift unwirkſam.“ Inſoweit 
ſtimmt das neue Recht mit dem bisherigen preußifchen Rechte überein.) Aber während 
das Rammergericht nad) diefem durch Eintragung einer Verfügungsbeſchränkung gemäß 
8. 11 de3 preuß. Eig. Erw. Geſ. dem obligatorischen Anſpruch auf Auflaffung im Falle 
des Eintritt des Termins oder ber Bedingung Wirfung gegen Dritte verjchaffen 
wollte, ermöglicht da 8.6.8. dies durch die Vormerkung; der im Falle des Eintritts 
der Bedingung oder des Termind Berechtigte kann feinen obligatorifhen Anſpruch auf 
Uebertragung des Eigenthums durch Eintragung einer Vormerkung fihern, welche eine 
ähnliche dingliche Bindung bewirkt, wie die Bedingung oder Befriftung.®) 

Ebenſo wie die Auflajfung iſt auch die Uebertragung eines Erbbaurechts, eines 
Erbpachtrechts und eines Abbaurehtd unter einer Bedingung oder Befriftung nach 
$. 1017 Abſ. 2 ausgeſchloſſen. Dagegen ift die Beſtellung de Erbbaurechts und 
Abbaurechts unter einer Bedingung ober Befriftung zuläflig; denn im $. 1015 ift 
nur die Vorſchrift des $. 925 Abſ. 1, nicht die des Abſ. 2 wiederholt. 

Die Folgen diefer Beſchränkungen ergeben ſich auß SS. 161, 163 des B.G.B.; 
Verfügungen desjenigen, deſſen Recht mit dem Eintritte ber Bedingung oder des 
Termind endigt, einjchlieglich der Verfügungen im Wege der Zwangsvollſtreckung, der 
Arreſtvollziehung und durch den Sonfursverwalter, find im Falle ded Eintrittd der 
Bedingung oder des Termins infoweit unwirkſam, als fie die von der Bedingung 
abhängige Wirkung vereiteln oder beeinträchtigen würden. $. 161 Abj. 3 enthält 
aber wieder den Zuſatz: „Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 


) Bgl. B.G.B. 88. 2103—2105, oben ©. 123 Ziff. 4, insbeſ. Anm. 4 

9) 8.8.17 ©. 41. Ueber die Buläffigleit einer Anflafung unter einer Rechtsbedingung 
vgl. Rechtsſpr. 2 ©. 1. 

®) Dies gilt nach ausbrüdlicher Vorſchrift des Art. 25 des preuß. AG 3. B. G. B. auch 
für das Gebiet des Rheiniſchen Rechtes, welches zahlreiche Fälle kannte, in denen die rehtd- 
geihäftlihe Eigentbumsübertragung, fei es auf die Klage des Veräußerers oder feiner Erben 
durch Urtheif, fei es unmittelbar fraft Gefeged mit rückwirkender Kraft wiederaufgehoben wird. 
Für alle diefe Fälle beftimmt Art. 25 in Abänderung des 8. 7 des Geſetzes vom 12. Aprif 
1888: „Steht im bißherigen Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes dem früheren Eigentümer 
eines Grumdftüds auf Grund eines Rechtsgeſchäfts, durch welches das Grundſtück veräußert 
worden ift, ein Recht zu, vermöge befien bei dem Eintritt eines beftinmten Umftandes das 
Eigentfum an dem Grunbftücde mit rüdwirtender Nraft auf ihn zurüdjällt, fo verwandelt ſich 
das Rüdjallsrecht zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzufehen ift, in einen 
Anſpruch auf Rüdübertragung de3 Eigentums und Befreiung des Grundftüd® von den dem 
Nüdfollöberehtigten gegenüber nicht wirkſamen Belaftungen, Diejenigen, gegen welche ſich der 
Anfpruch richtet, find verpflichtet, die Eintragung einer Vormerfung zur Sicherung des Anſpruchs 
zu bewilligen.“ Um eine nochmalige Eintragung in das Grundbuch zu vermeiden, fügt Abi. 2 
ebd. Hinzu: „Die vor der im bj. I bezeichneten Zeit erfolgte Eintragung des Rüdfallredits 
gilt als Eintragung einer Vormerkung.“ 
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einem Nichtberechtigten herleiten, finden entjprechende Anwendung“; es bedarf alfo der 
Eintragung der Beſchränkung in das Grundbuch, um ihr gegenüber gutgläubigen 
Dritten Wirkung zu verichaffen. 

Ueber die Zuläfjigfeit von Eintragungen auf Grund der Bewilligung des durch 
die Bedingung und die Befriſtung Beſchränkten oder auf Grund eines gegen biefen 
vollſtreckbaren Schuldtitels gilt dafjelbe wie bei dem Vorerben (S. 125; vgl. auch 
©. 120). 

7. Die durch die Rechtshängigkeit begründete Verfügungsbeſchränkung. Dieje 
bejteht zwar nicht in der Unveräuferlichkeit der in Streit befangenen Sache oder des 
geltend gemachten Anſpruchs, wohl aber darin, daß dieſe in Folge der Ausdehnung 
der Wirkungen des rechtöfräftigen Urtheils auf die nach der Nechtöhängigfeit ein- 
getretenen Nechtönachfolger der Parteien nur unter Wahrung diefer Wirkungen 
veräußert werden können. Hierbei gift aber die Einſchränkung: „Die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechtes zu Gunjten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht» 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung.“) Erwirbt Jemand ein 
eingetragened Recht im Laufe eines Rechtsſtreits über deſſen Veitehen, Umfang oder 
Rang, fo kann er fih auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen und 
braucht das gegen feinen Rechtövorgänger ergangene Urtheil nicht gegen fich gelten 
zu lafjen, wenn die Rechtshängigkeit zur Zeit feined Erwerbs weder aus dem Grund- 
buch erſichtlich noch ihm befannt war. In dem gleichen Falle wirft auch bei einer 
Veräußerung des belafteten Grundſtücks nach dem Eintritte der Nechtshängigkeit das 
Urtheil über ein dinglihes Recht an dem Grundjtüde nicht gegen ben Erwerber, e& 
fei denn, daß dad Urtheil einen Anſpruch aus einer eingetragenen Reallaſt, Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld betrifft; legterenfall® Hat e8 in Anſehung des Grund- 
ftüd3 gegen den Erwerber aud dann Wirkung, wenn dieſer die Rechtshängigkeit nicht 
gefannt hat.) Im den übrigen Fällen erlangt die Rechtshängigkeit erſt durch die 
Eintragung in das Grundbuch abjolute Wirkung. Vorausjegung der Eintragung ift 
die Bewilligung des eingetragenen Berechtigten oder eine einjtweilige Verfügung auf 
Grund des $. 938 der E.R.O.®) 

Zu beachten ift, daß durch dieſe Eintragung nur die im $. 325 Abſ. 1 der 
EBD. angeordnete Wirkung des rechtöfräftigen Urtheils für und gegen die nach Beginn 
der Nechtshängigfeit eingetragenen Rechtsnachfolger abfolute Kraft erlangt. Keines— 
wegs genügt dieſe Eintragung um einem Urtheil gegen eine Perfon Wirkung zu 
verjchaffen, gegen die es nad $. 325 Abſ. 1 nicht wirkſam ift. Ein rechtskräftiges 
Urtheil über einen lediglich obligatorifhen Anfpruch auf Uebertragung des Eigenthums 
oder auf Beftellung eines dinglichen Rechtes an einem Grundftüde wirft nad) $. 325 
Abſ. 1 nicht gegen denjenigen, der nah dem Eintritte der Nechtöhängigfeit das 
Grundftüd erworben hat, ſelbſt wenn er biefe gefannt haben follte; die Rechts— 


) EBD. 88. 265, 325. 
) C.P.O. 8. 325 Ubi. 3. 
Y)M. z. BGB. Bd. 3 ©. 217. Pland Bd. 3 ©. 68. 
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Hängigkeit ijt daher auch in diefem Falle nicht eintragungsfähig. Anders ift es, wenn 
der obligatorifche Anjprud durch eine Vormerkung gefichert ijt; dann ift die Ein- 
tragung der Nechtöhängigkeit zuläfiig und andererfeitd auch erforderlih, um die 
Wirkungen der Rechtskraft gegen einen gutgläubigen Erwerber des Grundftüds zu 
erhalten. Die Vormerkung allein verfchafft, ebenſo wie ein Widerſpruch oder die 
Eintragung eines dinglihen Rechtes ſelbſt, zwar dem vorgemerkten Anſpruch oder bem 
eingetragenen Rechte dingliche Wirkjamteit, fodaß der Erwerber des Grundſtücks dieſe 
anerkennen muß, aber es würde — von der oben erwähnten Ausnahme für Anſprüche 
aus eingetragenen Hypotheken, Grundſchulden und Meallaften abgejefen — eines neuen 
Rechtsſtreits gegen ihn bedürfen, wenn die Rechtshängiglkeit ihm weder befannt noch aus 
dem Grundbuch erfichtlich wäre, während im umgekehrten Falle das gegen den Vorgänger 
erwirlkte Urtheil unmittelbar gegen den Rechtsnachfolger wirkſam und vollftredbar ift. 

Auch durch diefe Verfügungsbefhräntung werden Eintragungen auf Grund einer 
Bewilligung des in der Verfügung Beichränkten ober auf Grund eines gegen ihn 
volfftredbaren Schuldtiteld nicht gehindert. 

8. Die Eigenſchaft eines Grundſtücks ober eines Gutes ald Lehns-, Meier-, 
Erbzind- oder Erbleihegut ober als ein fonjtige® Gut, an dem ein Obereigenthum 
befteht, als Erbpacht- oder als Familienfideikommißgut ift nad Art. 15 des preuß. 
AO. z. G.B.O. als DVerfügungsbeichränfung einzutragen, während der jemweilig zu 
Beſitz und Nutzung Berechtigte, alfo der Untereigenthümer, ald Eigenthümer zu buchen 
ift. Entſprechendes gilt von den zu einem derartigen Wermögendverbande gehörigen 
Nedhten.?) 

Auch daß ein allodifizirtes Lehen noch einmal nad; Lehenrecht vererbt, ift eine 
Verfügungsbeihräntung des Eigenthümers. 

Dafjelbe gilt von der Eigenſchaft eines Gutes als Stammgut. 

9. Schließlich können auch durch Anordnungen der Gerichte oder anderer 
äuftändiger Behörden Verfügungsbeſchränkungen im Intereſſe beftimmter Perſonen 
geihaffen werden, vor allem durch Erlaß von Veräußerungsverboten. Die von einem 
Gericht oder von einer anderen Behörbe innerhalb ihrer Buftändigfeit erlafjenen 
Veräußerungsverbote Haben die Wirkung, daß die Dagegen verſtoßenden Verfügungen, 
einfchließlich der im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgenden, ?) 
denjenigen Perjonen gegenüber unwirkſam find, deren Schup das Verbot bezwedt; 
jedoch finden die Vorichriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nicht- 
berechtigten herleiten, entjprechende Anmendung.?) Nur duch Eintragung in das 
Grundbuch erhalten aljo dieje Verbote Wirkung gegen gutgläubige Dritte. Beijpiele 
bilden die einjtweiligen Verfügungen, durch welche nicht die Eintragung einer Vor— 
merfung ober eined Widerſpruchs angeordnet, fondern die Veräußerung, Belajtung 





+) Ebd. Art. 15 Abi. 2. 

) Dagegen find diefe Veräußerungsverbote den Konkursgläubigern gegenüber unwirkfam 
(RD. $. 13). 

7) BOB 88. 135, 136. 

Asilled-Streder, Grumbbugordnung. d. Kuflage. 9 
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oder Verpfändung eines Grundſtücks ober eines eingetragenen Rechtes unterfagt wird,') 
das nach dem Antrag auf Eröffnung des Konfuräverfahrens vor der Entſcheidung 
über diefen Antrag zuläffige allgemeine Veräußerungsverbot,?) die Beſchlagnahme des 
im beutfchen Reiche befindlichen Vermögens eines abweſenden Angejhuldigten, falls 
diefe nicht auf rund der SS. 332ff. der StPO. an Stelle jeiner Verhaftung, 
ſondern zur Dedung der Staatskaſſe wegen ber ihn möglicher Weife treffenden höchſten 
Geldftrafe und der Kojten ded Verfahrens auf Grund der S$. 325, 326 ebd. geichieht, 
da in diefem Falle die Verfügungen des Angeſchuldigten nur der Staatskaſſe gegen- 
über nichtig find. Dagegen gehört der Arrejtbefehl nicht Hierher, da er nur durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek ober durch Pjändung beweglicher Gegenjtände 
vollzogen wird.®) 

Beiſpiele anderer behörblicher Verfügungsbeſchränkungen aus dem Gebiete des 
preußifchen Rechtes find in der preuß. Allg. Verf. $. 11 Ziff. 2 erwähnt. 

Auch diefe Weräußerungsverbote ftehen Eintragungen auf Grund von Be- 
willigungen des durch fie Veichränkten oder auf Grund gegen ihn ergangener 
Urteile oder anderer vollftredbarer Schuldtitel nicht entgegen. Soweit der Erwerb 
eine3 eingetragenen Rechtes ober eines Rechtes an einem ſolchen Rechte gegenüber 
demjenigen, zu deſſen Gunften das Veräußerungsverbot erlaſſen ift, unwirkſam iſt, 
fann biefer von dem Erwerber die Zuftimmung zu der Eintragung oder der Löfchung 
verlangen, die zur Verwirklichung des durch das Weräußerungsverbot gejicherten 
Anſpruchs erforderlich ift.‘) 

III. Für die Uebergangszeit gilt Art. 168 des E.G. z. B.G.B.: „Eine zur Zeit 
des Inkrafttretens bes B.G.B. beitehende Verfügungsbeſchränkung bleibt wirkſam, 
unbefchadet der Vorſchriften des B.G.B. zu Gunften derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten.“ 


13. Widerfprüde und Bormerkungen. 

I. Bon dem Begriffe der Widerfprüche und der Vormerkungen und ihrer 
Zuläffigfeit im Allgemeinen iſt bereits oben ©. 25ff. die Rede gemejen. Un anderen 
Stellen find auch ſchon einige bejondere Fälle hevorgehoben, z. B. S. 70 die Wider- 
ſprüche zur Erhaltung von Einreden gegenüber einer Hypothek oder einer Grund— 





2) EBD. 8. 938 Abſ. 2. 

*) RD. 38. 106, 113. Ueber die Eintragung biefes allgemeinen Veraußerungsverbots 
gift dafelbe wie über die Eintragung des Konfurvermerkes, vgl. oben ©. 121 und Erl. Id 
zu 8. 39. 

9) CP.O. 98. 930, 932. 

BGB. 8. 888 Abſ. 2 (unten $. 22 Erl. 2). Bol. auh C.P. O. %. 772, wonach der 
Gegenftand, auf welchen ſich das Beräußerungsverbot bezieht, wegen eines perfönlichen Anfprucs 
oder auf Grund eines in Folge des Verbots unwirkſamen Rechtes nicht im Wege ber Zivangs- 
vollftredung veräußert oder übertragen werben foll. 
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ſchuld, S. 71 die Vormerkung zur Eicherung des Anſpruchs auf Löſchung einer 
Hypothek ober einer Grundſchuld, wenn dieje ſich mit dem Eigenthum in einer Perſon 
vereinigt. Weitere bejondere Fälle der Vormerkungen und Wiberjprüche ergeben ſich 
aus einzelnen Bejtimmungen der G.8.D.') Schließlich finden ſich aud) in den Landes— 
gejegen bejondere Fälle der Wormerfungen und der Widerjprüce innerhalb des 
Bereichs der jenen vorbehaltenen Sonderrechte.“) 

Zweifelhaft ift die Zuläffigfeit einer Vormerkung zum Schuge eines Wieder- 
faufsrecht3 des B.G.B., welches, wie oben S. 20 bereits erwähnt, rein obligatoriſch 
ift. Die herrichende Meinung läßt eine Vormerkung zur Sicherung der aus dem 
Vorbehalte de3 Wiederkaufsrechts für den Verkäufer entitehenden Anſprüche zu.*) 
Dies ijt nur für den Fall richtig, daß dent Verkäufer auf Grund des Wiederfaufs- 
rechts ein (durch die empfangsbedürftige formloſe Erflärung des Verfäufers, daß er 
das Wiederfaufsrecht ausübe“) bedingter Anſpruch auf Rüdauflafjung des verkauften 
Grundftüdd oder auf Rückübertragung des fonjtigen Kaufgegenitandes zuftehen jollte; 
und ob dies nad) den Vorſchriften des B.G.B. anzunehmen ift, ericeint bedenklid.°) 
Indeſſen da diefen Vorjchriften eine bejtimmte theoretiſche Auffafjung von dem Weſen 
des Wiederfaufsrechts nicht zu Grunde liegt und jede juriſtiſche Konitruftion mit der 
einen oder der anderen Vorſchrift nicht recht verträglich ijt, Die Bejahung der obigen 
Frage aber einem praftiihen Bedürfniß entipricht, wird die Praxis ſich wohl troß der 
Bebenfen der herrjchenden Meinung anſchließen. Nach der Erklärung des Verkäufers, 
daß er das Wiederfaufsrecht ausübe, bejteht zweifellod ein Anſpruch auf Auflaffung 
ober auf Uebertragung des Kaufgegenftandes, der durch eine Vormerkung geſichert 
werben fann; denn mit dieſer Erklärung fommt der Wiederfauf zu Stande. 

Il. Die Vorausfegungen der Eintragung der Vormerkungen und Wider 
ſprüche find 

1. regelmäßig eine einjtweilige Verfügung ober die Bewilligung desjenigen, 
deſſen Grundftüd oder deſſen Recht von der Vormerkung oder defien Recht durch die 
Berichtigung de3 Grundbuch betroffen wird. Zur Erlafjung der einitweiligen 

2) Bol. 8.8.0. $. 18 (Vormertung oder Widerfprud zur Wahrung der Priorität eines 
beanjtanbeten, aber nicht zwrüdgewiefenen Antrags), $. 54 und $. 71 Abſ. 2 (Widerfpruch gegen 
eine unter Verlegung geſetzlicher Vorſchriften vorgenomyiene Eintragung, dur die dad Grund» 
Buch untichtig gemorden ift) und 8. 76 (Bormerkung ober Widerfprud auf einitweifige 
Anordnung des Beſchwerdegerichts) Der in den 88. 23, 24 erwähnte Widerfpruc gehört nicht 
Hierher, vgl. Er. 3b zu 88.23, 24. 

*) Bgl. preuß. A.G. 3. BGB. Art. 21 (Bormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Einräumung einer Landeökulturrente und zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung des 
diefer laut Beſchluß der Auseinanderfegungsbehörde zufommenden Vorzugsrechts) und Art. 25 
(eheinifch-rechtliches Rückfallsrecht, oben ©. 127 Anm. 8). 

9) P. II 8b. 3 ©. 767; Begr. zu Art. 29 des Ent. zu dem preuß. A.G. z. B.G.B.; 
Bland Bd. 2 ©. 271 Vortbm 1; Oberned ©. 434; Fuchs ©. 109. A. M. Turnaus 
Förfter Bd. 1 €. 473. 

9 BGB. 8. 497 Wi. 1. 

) Vgl. außer TurnausFöriter a. a. ©. Pland a. a. O. Vorbm. 3. 

9* 
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Verfügung ift nicht erforderlich, daß eine Gefährdung des zu fihernden Anſpruchs 
ober de3 Rechtes des Widerfprechenden glaubhaft gemacht wird; es genügt die Glaub- 
haftmachung des Anſpruchs oder des Rechtes.) Danach bebarf es feiner bejonderen 
Rechtfertigung, weshalb man ſeinen Anſpruch durch eine Vormerkung, ſein Recht 
durch einen Widerſpruch geſichert ſehen will; die aus dem Eintragungs⸗ und dem 
Bublizitätsprinzip erwachienden Gefahren rechtfertigen ohne Weiteres diefe Eintragungen. 
Es kann alfo 3. B. jeder Käufer eine Grundſtücks ohne weitere Begründung fordern, 
daß fein Anſpruch auf Auflaffung dur eine Wormerkung geſichert wird. Eine 
Härte für den DVerfäufer liegt nicht darin; insbefondere hat nicht diefer, fondern der 
Käufer in Ermangelung einer entgegenjtehenden Vereinbarung die Koften der Ein— 
tragungsbewilligung und der Eintragung zu tragen.?) 

Der Bewilligung fteht nach der allgemeinen Vorſchrift des $. 894 der EBD. 
die rechtöfräftige Verurtheilung des Schuldners zur Bewilligung der Eintragung 
der Vormerfung ober des Widerſpruchs gleih. Sobald das Urtheil die Rechtskraft 
erlangt hat, oder, wenn bie Bewilligung von einer Gegenleiftung abhängig gemacht 
ift, fobald eine vollſtrecbbare Ausfertigung des vechtöfräftigen Urtheils ertheilt ift, gilt 
die Bewilligungserklärung als abgegeben. 

Diefer Fall, daß auf Bewilligung der Eintragung der Vormerkung ober des 
Widerſpruchs geffagt wird, wird jelten vorfommen. Eine Klage, wird regelmäßig 
gleich auf Werurtheilung zur Bewilligung der endgültigen Eintragung (5. B. zur 
Abgabe der Auflafjungserflärung, zur Bewilligung der Eintragung einer Hypothek ıc.) 
gerichtet werden. Iſt auf Grund einer ſolchen Klage eine rechtöfräftige Verurtheilung 
des Beklagten erzielt, fo kann der Berechtigte die endgültige Eintragung ſeines Rechtes 
erwirken; ift daS den Gegner verurtheilende Erkenntniß noch nicht rechtskräftig, aber 
vorläufig vollſtreckbar, fo gilt nad) der neuen Vorſchrift des $. 895 der C.P. O. „die 
Eintragung einer Vormerkung ober eined Widerſpruchs als bewilligt.“ 

Außer der Bewilligung des leidenden Theiles oder der dieſe erjegenben einft= 
weiligen Verfügung oder Verurteilung bedarf e& zur Eintragung ber Vormerkung 
oder des Widerſpruchs noch der in der G.B.O. geforderten weiteren Vorausſetzungen, 
insbejondere des Antrags der Aftiv- oder Paifivbetheiligten oder ſtatt defien des 
Erſuchens einer zuftändigen Behörde, z. B. des Gericht, welches die die Eintragung 
anordnende einftweilige Verfügung erlafjen Hat,®) ferner der vorgängigen Eintragung 
der Paſſivbetheiligten in das Grundbuch, regelmäßig auch der Vorlage des Hypothelen⸗ 
oder Grundſchuldbriefs, wenn die Vormerfung oder der Widerjprud eine Briefhypothek 
oder eine Briefgrundſchuld betrifft, u. dgl. m.*) 


2) 8.08. 8. 835, $. 899 Abſ. 2. DBgl. ſächſ. Ar. Bd. 10 ©. 47. 

”) Ebenfo wie die Koften der Auflafjung und der Eintragung des Eigenthumsübergangs 
nad) $. 449 des B. G.B. Ueber die Koften der einftweiligen Verfügung und des biefer vorauf- 
gegangenen erfahrens ift von dem Progehgerichte mad} 8. If. der EBD. zu entſcheiden 

) CPO. Ni. 

H Bgl. .ðv.0. 98. 13, 28, 39, 40 —44. 


Widerſpruche und Bormerkungen. 133 


2. Ausnahmsweiſe erfolgt die Eintragung einer Vormerkung oder eines 
Widerſpruchs ohne dieſe Vorausſetzungen. 

Lediglich der Antrag des Eigenthümers des Grundſtücks genügt zur Eintragung 
eines Widerſpruchs bei einer Buchhypothek, „der ſich darauf gründet, daß Die Hingabe 
des Darlehns unterblieben ſei,“ fofern ber Antrag vor dem Ablauf eined Monats 
nad; der Eintragung der Hypothek geftellt wird, und zwar ſelbſt wenn bie Hypothek 
inzwifchen auf einen neuen Gläubiger umgeſchrieben fein follte; der innerhalb .eines 
Monat eingetragene Widerſpruch hat nämlich die gleihe Wirkung wie wenn er zus 
glei) mit der Hypothek eingetragen wäre. Dieje Beftimmung ift durch bie Erwägung 
gerechtfertigt, daß ber Gläubiger einer Buchhypothek über dieſe ſchon unmittelbar 
nad) deren Eintragung, vor Auszahlung der Darlehnsvaluta verfügen, indbefondere 
fie an einen gutgläubigen Dritten abtreten fann, dem gegenüber der Einwand bed 
Nichtempfangs des Darlehns unzuläfjig ift. Dei einer Briefhypothek gilt dies nicht, 
da der Gläubiger diefe erjt mit Wushändigung des Hypothekenbriefs erwirbt und der 
Eigenthümer ihm den Brief bis zur Auszahlung des Darlehns vorenthalten kann.“) 
Auch auf Sicherungshypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden findet die Vorſchrift 
bei der Natur dieſer Rechte keine Anwendung. 

In den oben S. 131 Anm. 1 erwähnten, in der G.B.O. aufgeführten beſonderen 
Fällen erfolgt die Eintragung des Widerſpruchs oder der Vormerfung bon Amtswegen 
oder auf Anordnung des Beſchwerdegerichts.ꝰ) 

II. Die Wirkungen der Widerfprüche und Vormerfungen jind verſchieden, 
entſprechend der Verſchiedenheit der durch fie geichügten Rechte. 

1. Die Widerjprüde find, wie erwähnt, in den Fällen zuläſſig, in denen eine 
Berichtigung des Grundbuchs gefordert werden fann, und follen verhindern, daß dur 
eine vor ber Durchführung bed Berichtigungsanſpruchs erfolgende Verfügung bes 
Verpflichteten zu Gunſten eine redlichen Dritten das Recht bes Berechtigten kraft 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs vereitelt oder beeinträchtigt wird. Nach 
$. 892 Sat 1 ijt nämlich die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
ausgeſchloſſen, wenn ein Widerſpruch gegen die Richtigfeit eingetragen ift. Das durch 
den Widerjpruch geficherte Necht Fan demnach gegen jeden Dritten, der nad der 
Eintragung des Widerſpruchs ein entgegenftehende® Recht erworben hat, geltend 
gemacht werden. Der Berechtigte kann von diefem die Bewilligung zur Berichtigung 
des Grundbuch infoweit fordern, daß dieſes mit ber wirklichen Rechtslage zur Zeit 
der Eintragung des Widerſpruchs übereinftimmt.) Weitere Wirkungen des Wiber- 
ſpruchs ergeben ſich aus 8.6.8. 8. 900 (Hemmung des Laufes der Frift für die 
Tabularerfigung), $. 902 (Unverjährbarkeit der Anfprüche aus den durch Widerſprüche 


) Bel. B.G. B. 8. 1139, M. z. 8.9.8. Bd. 3 ©. 703ff. Ueber bie Form des Antrags 
auf Eintragung dieſes Widerſpruchs vgl. Erl. In zu 8. 30 der ©,B.0. 

*) Bgl. noch über die Stelle der Eintragung der Vormerkungen und Widerſprüche in 
Breußen die Allg. Verſ. 8. 14. 

”) Bel. Pland Bd. 3 €. 122. 
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geficherten Rechten) und 8. 927 Abſ. 3 (Wirkungslofigkeit des den Eigenthümer aus- 
ſchließenden Ausſchlußurtheils gegen den Dritten, wegen defjen Eigenthums ein Wider- 
ſpruch vor Erlaß des Urtheil® eingetragen war) und aus dem Zw. V. G. 8. 48 
(Berüdfichtigung bei dem geringiten Gebote). 

2. Eine weitergehende Wirkung haben die Vormerfungen.!) Sie jchließen 
nit nur die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus, jondern 
fie legen den perfönlichen Anſprüchen, zu deren Sicherung fie dienen, dingliche Wirkung 
bei. Allerdings jind die Vormerfungen feine dinglihen Rechte, feine Belajtung des 
Grundftüds.?) Sie bejchränten vielmehr, ähnlich wie Veräußerungdverbote den 
perjönlich Verpflichteten der Art in der Verfügung über fein Necht, daß jede mit dem 
vorgemerkten Anſpruch im Widerjpruche jtehende Verfügung dem Anfpruch&berechtigten 
gegenüber unwirkſam ift. Dies ergiebt ſich aus B.G.B. $. 883 Abi. 2, 3: „Eine 
Verfügung, die nad) der Eintragung der Vormerfung über das Grundftüd oder das 
Recht getroffen wird, iſt infomweit unwirkſam, als jie den Anfpruch bereiten oder 
beeinträchtigen würde. Dies gilt au, wenn die Verfügung im Wege der Zmangs- 
vollftredung oder der Arrejtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. — 
Der Rang des Rechtes, auf deſſen Einräumung der Anſpruch gerichtet iſt, beftimmt 
ſich nad) der Eintragung ber Vormerkung.“ Demnach muß bei der endgültigen 
Eintragung des dinglien Rechtes, auf deſſen Einräumung der vorgemerfte Anſpruch 
geritet war, der Zuftand wieberhergeftellt werden, ber zur Zeit der Eintragung 
der Bormerfung beftand, ſoweit dies zur Vermeidung einer Beeinträchtigung jenes 
Anſpruchs erforderlich ift. Da diefe Wiederherftellung, insbejondere die Löſchung der 
unwirkſamen Rechte nad) dem jormellen Konjensprinzipe®) nicht ohne Bujtimmung des 
feidenden Theiles d. h. de eingetragenen Berechtigten, deſſen Recht von ihr betroffen 
wird, erfolgen kann, bejtimmt $. 888: „Soweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes 
oder eines Rechte an einem ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunften 
die Vormerfung beſteht, unwirkſam ift, kann diejer von dem Erwerber die Zuftimmung 
zu der Eintragung uber der Löſchung verlangen, die zur Verwirflihung des durch 
die Vormerkung gejicherten Anſpruchs erforderlich ift.“ Durch dieſe Vorſchrift wird 
dem durch die Vormerkung geſicherten Berechtigten, deſſen Anſpruch an ſich nur gegen 
den perſönlich Verpflichteten geht, ein weiterer Anſpruch gegen den dritten Erwerber 
gewährt. Während aber der durch Widerſpruch gelicherte dingliche Berichtigungs— 
anſpruch gegen denjenigen geltend gemacht werden muß, deſſen Recht von der 
Berichtigung betroffen wird, richtet ji der durch die Vormerkung geficherte perſönliche 
Anſpruch nad) dem B. G.B. ſtets nur gegen den perjönlic, Verpflichteten; der jeweilig 

) Vgl. zu dem Folgenden Planck Bd. 3 ©. :ı mb ©. 9, P. II 3.3 ©. 748ff.; 
durch ausdrüdlihe Vorſchrift ift aud dem dinglichen Vorkaufsrechte Dritten gegenüber die 
Wirkung einer Vormerkumg beigelegt (8. 1098 Abſ. 2). 

>) Bl RG. NZ. 1 A. ©. au. 

) Bon diefem Grundfage macht $. 22 der 6.B.D. eine Ausnahme für den Fall der Ber 
richtigung des Grundbuchs, wenn die Unrichtigfeit nachgewieſen wird. Ob dieſe Vorſchrift auf 
den obigen Fall zur Anwendung kommt, ift ftreitig; vgl. Exl. 2 zu $. 22. 
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eingetragene Berechtigte wird nur verpflichtet, jeine Zuftimmung zu der erforderlichen 
Eintragung oder Löſchung zu ertheilen.!) Wenn z. B. der Anſpruch auf Auflajjung 
ded Grundſtücks auf rund eines Kaufvertrag durch eine Vormerkung gefichert ift 
und der verpflichtete Verkäufer dad Grundjtüd nad deren Eintragung einem Dritten 
aufgelaffen hat, — wozu er an fi) befugt ift, da die Vormerfung nicht das Grund» 
buch gegen weitere Eintragungen jperrt, — kann der Käufer nur von dem Verkäufer, 
nicht von dem Dritten die Auflafjung fordern, feine Eintragung aber erft erwirken, 
wenn er außer der Auflajjungserflärung des Verläuferd noch die Zuftimmung bes 
Dritten?) zu feiner Eintragung beibringt; natürlich werden beide Erklärungen dur) 
rehtöfräftige Urtheile gemäß $. 894 der C. P.O. erjeßt.?) Hat der Verkäufer dad 
Grundſtück nicht aufgelafjen, fondern nur belajtet, jo genügt zwar die Auflaſſung 
jeiten8 des Verfäuferd, um die Eintragung de3 Käufers als Eigenthümer zu erwirken; 
zur Löſchung des inzwifchen eingetragenen Rechtes bedarf es aber ber Zuftimmung 
des Berechtigten oder deſſen vechtöfräftigen Verurtheilung.*) In entjprechender Weiſe 
bedarf ed zur Verwirklichung eined vorgemerkten Anſpruchs auf Einräumung einer 
Hypothek oder eines jonftigen Rechtes an einem Grundftüc der Bewilligung des zur 
Beſtellung perſönlich Verpflichteten und der Buftimmung des etwaigen neuen Eigen- 
thümers, und fall8 nad) der Vormerkung andere Rechte an dem Grundjtüd eingetragen 
jein follten, müſſen auch dieje Berechtigten der Eintragung der Hypothek mit dem ihr 
nad) $. 883 Abſ. 3 zufommenden Range zuitimmen. Diefe Regeln finden auf eine 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Abtretung ober Belaſtung eines ein— 
getragenen Rechtes an einem Grundſtücke entfprechende Anwendung. Zweifelhaft ift 
es, ob das abzutretende oder zu belaftende Recht ohne Einwilligung des durch die 
Vormerkung Geficherten gelöſcht werden darf; da die Vormerkung feine Belaftung 
bildet, fommt die Vorſchrift des 8. 876 nicht in Betracht. Indeſſen wenn man 
die Löfchung eines Rechtes, deſſen Gläubiger in der Verfügung zu Gunften eines 
Anderen beſchränkt ift, ohne die Zuftimmung des Lepteren für unzuläffig hält,“) muß 
man bei der Aehnlichfeit der Wirkungen das Gleiche auch hier annehmen.*) Für die 
Verneinung der obigen Frage ſpricht aud ein praftijches Bedürfniß; meijtend wird 


) Bl. Pland Bd. 3 ©. 102 Erl. 4; P. II 3.3 ©. 746. 

%) Dieje Zuftimmung bedarf der im 8. 29 Sag 1 der G.B. O. vorgeſchriebenen Form, 
nicht der Form ber Auflaffungserflärung. 

®) Unter Umjtänden ift das gegen den Berfäufer ergangene Urtheil auch gegen ben Dritten 
vollſtrecbar, ſodaß es nur einer neuen Vollſtreckungsklauſel gegen dieſen bedarf. Da nämlich 
die Eintragung der Bormerkung dem perſönlichen Anſpruch auf Auflaffung dingliche Wirkung 
beifegt, fo ift das Grundftüd eine im Gtreite befangene Sache im Sinne der E.B.D. 88. 265, 
325 (R.®. 27 ©. 235) und das gegen den Veräußerer ergangene Urtheil wirft auch gegen ben 
Erwerber, der nah dem Eintritte der Mechtshängigkeit und nad deren Eintragung in das 
Grundbud oder in Kenntniß derfelben das Grundſtück erworben Hat. 

+) Es fei denn, daß man den $. 22 ber G. B. O. für anwendbar erachtet, vgl. darüber 
Etl. 2 zu 8. 2. 

) Bgl. oben ©. 120. 

%) Turnau-förfter Bb.1 &.157. A. M. Bland Bb.3 ©. 103c. 
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die Einrichtung der Grundbücher in den einzelnen Bundesftaaten eine derartige 
fein, daß nad der Löſchung eines Rechtes an einem Grundftüde die daneben 
eingetragene Bormerfung zur Sicherung des Anſpruchs auf Abtretung oder auf 
Belaſtung dieſes Rechtes nicht mehr mit genügender Deutlichkeit Hervortritt, um 
nicht überfehen zu werben, obwohl fie nicht mit gelöſcht iſt. Iſt aber trogdem 
die Löfdung inzwiſchen erfolgt, fo muß bei der Verwirklichung des durch die 
Vormerkung gefierten Anfpruch® der perſönlich Verpflichtete die Wiedereintragung 
bewilligen, und der Eigenthümer und die eingetragenen gleich oder nachftehenden 
Berechtigten müfjen ihre Zuftimmung zu der Eintragung unter Vermerk des früheren 
Ranges geben. 


Weitere Wirkungen der Vormerkungen ergeben ſich aus dem B.G.B. 8. 884 
Ausfhluß der Veichräntung der Haftung de3 Erben) und $. 1971 (Unmirkjamfeit 
des Aufgebotd der Nachlaßgläubiger), Zm.B.G. $. 48 (Berüdfichtigung bei dem 
geringften Gebot) und K.O. $. 24 (Wirkfamfeit der Vormerkungen zur Sicherung von 
Anſprüchen auf Einräumung oder Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtücke 
oder an einem eingetragenen Rechte ober auf Inhalts- oder Rangänderung im 
Konkurje.t) Bl. ſchließlich noch über die Gleichſtellung der Vormerkungen zur 
Sicherung bed Anſpruchs auf Beſtellung einer Hhpothef, einer Grundſchuld ober einer 
Nentenfhuld an einem Grunbftüde ober eines Pfandrechts an einem eingetragenen 
Rechte mit diefen Rechten ſelbſt für die Gemwährleiftungspflicht des Verkäufers B.G.B. 
$. 439 Abf. 2 und für die Wirkungen eined Zwangsvergleichs K.O. F. 193. Alle 
diefe Vorfchriften bezweden, die Vormerkungen, die keine dinglihen Rechte jind, fondern 
nur obligatorifche Anfprüche fihern, den dinglihen Rechten in den angeführten Punkten 
gleichzuftellen. Hinfichtlich der Unverjäßrbarfeit gilt dies jedoch nicht; S. 902 Abſ. 2 
erflärt nur die Anſprüche aus den durch Widerjprüche gelicherten Rechten, nicht die 
vorgemerkten in demjelben Umfange, wie die Anſprüche aus eingetragenen Rechten, 
für unverjährbar. Iſt der vorgemerkte perſönliche Anſpruch verjährt, fo kann derjenige, 
deſſen Grundſtück ober deſſen Recht von der Vormerkung getroffen wird, von dem 
Gläubiger die Bejeitigung der Wormerfung ebenfo verlangen, wie wenn durd eine 

+ fonftige Einrede die Geltendmachung des durch die Vormerfung geficherten Anſpruchs 
dauernd ausgeſchloſſen ift.*) 


IV. Ueber die Mebertragung der durch Vormerfungen oder Widerſprüche 
gefiherten Anſprüche oder Rechte gelten feine beſonderen Vorſchriften. Es kommen 
aljo die Vejtimmungen zur Anmendung, welde für die Uebertragung der durch die 
Vormerkungen gefierten obligatorifhen Anſprüche oder der durch die Widerſprüche 
gejhügten dinglichen Rechte gelten. Die leßteren werben regelmäßig erjt nad) oder 
bei ihrer endgültigen Eintragung auf einen neuen Erwerber übertragen werden können, 
da vorher bie für die Uebertragung vorgejchriebenen Formen nicht gewahrt werden 


2) Bol. Hierzu Pland Bd. 3 ©. 101 Erl. 1. 
*) 8.0.8. 8. 886, Bland ebd. ©. 9. 
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können. Dagegen kann ein vorgemerkter Anfpruch auch ſchon vorher akgetreten und die 
Abtretung im Grundbuche vermerft werden.t) 


V. Die Löſchung der Vormerfungen und Widerfprüche erjolgt nad) den 
Vorſchriften der ©.B.D. Neben den allgemeinen Bejtimmungen kommt die Vorſchrift 
des 8. 25 für die auf Grund einer einftweiligen Verfügung oder auf Grund eines 
vorläufig vollitredbaren Urtheils eingetragenen Vormerkungen und Widerſprüche in 
Betracht und die zur Sicherung eined beanftandeten Antrags oder auf einjtweilige 
Anordnung des Beichwerdegerichtd eingetragenen Wormerfungen und Widerſprüche 
werben von Amtöwegen gelöfcht.?) 

Für die Vormerkung bildet der Erlaß eined Ausſchlußurtheils, durch das der 
unbefannte Gläubiger mit feinem Rechte ausgeſchloſſen wird, einen befonberen 
Erlöfhungsgrund; für das Aufgebotsverfahren und deſſen Vorausſetzungen gilt 
daſſelbe wie bei dem Workaufsrechte.®) 


VI. Eine vorläufige Eintragung, welche vor dem 1. Januar 1900 nad Maßgabe 
des früheren Landesrecht erfolgt ift, ift lediglich nad) diefem zu beurtheilen.*) 


IH. £iteratur. 
1. Kommentare zu der G. B.O. Vollſtändig erfchienen ift bißher nur: 

Böhm, Rechtsanwalt, Das materielle und formelle Reichsgrundbuchrecht, Hannover 1898. 
Theilmeije erſchienen find: 

Zurnau und Förfter, Das Liegenjchaftsrecht nad) den deutſchen Reichögejegen und 
den preußiichen Ausführungsbeftimmungen (Paderborn). Hiervon ift Bd. 1, 
Das Sachenrecht des B.G.B., 1900 erfchienen. 

Bredari, Die Grundbuchordnung, Berlin (Heymanns Verlag). Bisher jind die 
Erläuterungen zu 88. 1—12 und die Vorbemerkungen vor $.13 (160 ©., 1900) 
erſchienen. 

Fuchs, Grundbuchrecht, Kommentar zu den grundbuchrechtlichen Normen des B.G. B. 


und zur G.B.O. Berlin (3. I. Heines Verlag); bisher 4 Hefte (1899, 
1900), bis $. 1109 des 8.6.8. 


2. Tertaudgaben mit Erläuterungen von 
Kranichfeld, Leipzig 1897; 


») Bol. Bland Bd. 3 ©. 97 Erl. 4; Turnau-Förſter Bd. 1 ©. 159, 170. und über 
das frühere Recht Achilles⸗Strecker 4. Aufl. ©. 66 Eıl.7, 8.6. 16 ©. 141. 
) GB.O. 8. 18 Abſ. 2 Sap 2, 8. 76 Abi. 2. 
) 8.0.8. 88. 887, 1104, 1170; EBD. $. 988; Pland a. a. D. ©. 100. Bgl. oben 
55. 
*) Bol. EG. 5. 8.6.8. rt. 168, 170, 179, 184. 
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Schwarze, Berlin (Bahlen) 1897; 
Willenbücher, Berlin (9. W. Müller) 2. Aufl. 1900 (2 Ausgaben: für bas 
Neich, und für Preußen). 


3. Tertauögaben mit furzen Anmerkungen bon 

Fiſcher, Berlin (3. Guttentag) 2. Aufl. 1900. 

Krech, Münden (Bed) 2. Aufl. 1900 (2 Ausgaben: eine allgemeine nnd eine für 
Preußen); 

Turnau u. Förfter, Tertaußgabe für Preußen mit Anhang, Paderborn 1900; 

Adamczyk, Berlin (v. Deder) 1900. 

Paris, Die reichs- und preußifch-rechtlichen Veftimmungen über das Eigenthum und 
die fonftigen Rechte an Grundſtücken in ihrer bejonderen Beziehung für das 
ehem. Hzgt. Nafjau, Wiesbaden 1900. 


4. Syitematifche Darjtellungen, regelmäßig das formelle und das materielle 

Grundbuchreht umfajjend: 

DOberned, Das Reihögrundbuchreht und die Preuß. Ausführungs- und Ergänzungs- 
beitimmungen, Berlin (Heymanns Verlag) 2. Aufl. 1900. 

Oberned, Das jormelle Reichsgrundbuchrecht, in Gruchots Beiträgen zur Erläuterung 
des deutfchen Rechts Bd. 43 (1899) ©. 151ff, 454ff. 680 ff, 867 ff. 

R. Förſter, Handbuch des formellen Grundbuchrechts, Berlin (H. W. Müller) 1900; 

Koellner, Der Uebergang des preußiſchen Praftifer in das deutſche Grundbuchrecht, 
Berlin (Buttlammer & Mühlbrecht), 3 Aufl. 1901; 

Simon, Die Reichsgrundbuchordnung, Berlin (I. Guttentag) 1897; 

Klumpp, Das deutſche Grundbuchrecht; überfichtlihe Darftellung der Grundfäge und 
Beſtimmungen des B.G.B. und der G.B.D. und Vergleihung derfelben mit dem 
bish. Württ. Nechte, Stuttgart 1899; 

Maenner, Das Recht der Grundftüde nad) dem B.G.B. und der BD, Münden 
(Schweißer) 1899. 


5. Abhandlungen: 

Altvater, Das Grundbuchrecht, in der Medi. Zeitſchr. für Nechtöpflege und Rechts- 
wiſſenſchaft, Bd. 16 (Wismar 1897) ©. 72ff. 

Grügmann, Das Grundbuch, im Sächſ. Archiv für Bürgerliches Necht und Prozeß 
Bd. 8 (Leipzig 1898) ©. 143ff., 193ff. 

Staffel, Erörterungen über Grundbuchberichtigung, ebd. Bd. 9 (1899) ©. 202ff. 

Schilde, Die Unrictigfeit des Grundbuch, Dif., Leipzig (Veit) 1899. 

Mügel, in der Deutſchen Yuriftenzeitung 1898 S. 440ff., 459ff. 

Möller, ebd. 1900 ©. 37. 

Henle, in der Deutichen Notariatözeitung 1897 S. 125ff., 1898 ©. 19ff., 70ff. 

Streder, Die allgemeinen Vorſchriften des B.G.B. über Rechte an Grunditüden, 
Berlin (3. Guttentag) 1898. 
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6. Sammlungen von Entfheidungen und Beitjhriften: 

Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit und des Grundbuch— 
rechts, zuſammengeſtellt im Reichöjujtizamte, Berlin (Buttlammer & Mühl- 
bredt) 1. Bd. 1900. 

Johow und Ring, Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts in Sachen der 
freiwilligen Gericht3barfeit und in Koften-, Stempel» und Strafja_hen. Neue 
Folge. Berlin (Wahlen). 1. Bd. 1900. 

Dieje Sammlung bildet die Hortjegung von 

Johow und Küngel, Jahrbud für Entfcheidungen des Stammergerichtd in Sachen 
der nichtitreitigen Gerichtsbarkeit und in Strafjachen, Berlin, feit 1881, 19 Bände; 
von Bd. 6 an von Johow allein herausgegeben. 

Mugdan und Falkmann, Die Rechtſprechung der Oberlandegerichte auf dem Gebiete 
des Civilrechts, Leipzig (Veit) 1. Jahrgang 1900. 

Beiträge zur Crläuterung des beutjchen Rechts, begründet von Gruchot, heraus— 
gegeben von Raſſow, Küntzel und Eccius; Berlin (Wahlen) jeit 1857, 
3 Bt. 44 Jahrgänge. 

Zeitihrift für Deutſchen Civilprozeß und für das Verfahren in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarfeit von Buſch, jegt von Schulgenjtein und Vierhaus, 
Berlin (Heymanns Verlag), z. Zt. 28. Band (1901). 

Säãchſiſches Archiv für Bürgerliches Recht und Prozeß, Leipzig (Roßberg) z. Bt. 
10. Band (1901). 

Seufferts Blätter für Rechtsanwendung, herausgegeben von Dr. von Staudinger, 
Erlangen (Palm & Ente), z. Zt. 66. Jahrgang 1901. 

Gentralblatt für freimillige Gerichtsbarkeit und Notariat, herausgegeben von Dr. Lobe, 
Keipzig (Dieterichſche Verlagsbuchh.) 1. Jahrgang 1900. 

7. Schließlich, enthalten auch die Lehrbücher des Bürgerlichen Rechte und die 

Kommentare zum B. G.B. furze Daritellungen des formellen Grundbuchrechts.t) 


') Bol. Pland Bd. 1 ©.2%, 29; Bd. 3 5.26. — Die Literatur des preubiſchen Grunde 
buchrechts Äft bei Acilles-Streder 4, Aufl. ©. 24ff. aufgefiiet, 


Grundbudhordnung. 
Vom 24. März 1897. 


In der Faflung der Velanntmahung vom 20. Mai 1898. 
(R.G.BL. 1898 ©. 754 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reiche, nach erfolgter Zujtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Erſter Abſchnitt. 

1. Ueber die Entſtehungsgeſchichte der ©.B.D. vgl. die Einf. S. 6ff. Ebendaſelbſt iſt auch 
bereits von ihrem Charakter und ihrem Verhältniſſe zu den Landesgeſetzen im Allgemeinen die 
Rede geweſen, vgl. oben ©. 7, 8, 9 und 10f. umb unten $. 82 Abf. 2, 88. 83ff. mebft El. 

2. Die ©.8.D. enthält nur formellrechtliche Vorſchriften; das materielle Grundbuchrecht ift 
durch das B.G. B. geregelt. Für das materielle Recht ift daher die Beobachtung der Beitimmungen 
der G. B.O. grundfäglich ohne Bedeutung, ſoweit nicht aus dem B. G. B. felbit etwas Anderes 
zu entnehmen ift (vgl. ©. 144). Insbeſondere ift eine Eintragung, die unter Verlegung 
jener Vorſchriften erfolgt (3. B. ohne eine gültige Eintragungsbemwiligung oder ohne Antrag 
ober unter einem Verſtohe gegen bie Beſtimmungen ber G.B. O. 88. 4dff. über den Inhalt 
der Eintragung), nicht deshalb allein rechtsunwirtſam. Die G.V.O. enthält fait ausnahmslos 
nur Ordnungsvorfhriften; meift find ihre Beſtimmungen als folde durch die Yaflung 
(„FoN*) deutlich getennzeichnet, jedoch aud) für die ander gefaßten Vorfchriften (3. B. 38. 6,28) 
gift regelmäßig dasjelbe (M. ©. 22). 

Weſentlich ift aber die Beobachtung der Vorſchriften über die Einrichtung ber Grundbücher 
und über die Ertheilung und den Inhalt der Hypotheken- und Grundihuldbriefe, ſoweit nicht 
aus ihrer Faſſung das Gegenteil erhellt. Vol. ©.8.D. 88. 2, 3, 56, 61 nebſt Erl. 

3. Die G.B.O. zerfällt in fünf Abfchnitte mit den Ueberfchriften: Allgemeine Borichriften 
(88. 1-12), Eintragungen in dad Grundbuch ($8. 13—55), HYpothefen-, Grundſchuld⸗, Renten 
ſchuldbrief (88. 56—70), Beſchwerde (88. 7181) und Schlußbeftimmungen (88. 82—102). 
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8. 1. 
Die Grundbücher werben von den Grundbuchämtern geführt. 
Die Einrichtung der Bücher beſtimmt ſich nad) den Anordnungen der Landes- 
jujtizverwaltung, joweit fie nicht in diefem Gefege geregelt ift. 


4. In dem eriten Abſchnitt ordnet das Gefeß die Errichtung von Grundbugämtern an 
(8.1 Abſ. 1), trifft einige Beftimmungen über die Einrichtung der Grundbücher (8.1 Abſ. 2, 
88. 2—8), regelt die Aufbewahrung von Urfunben ($. 9), den Einfluß einer relativen Unfähig- 
teit eines Grundbuchbeamten auf die Wirfjamfeit der Eintragungen (8. 10), das Recht auf Eins 
ficht des Grundbuchs und auf Ertheilung von Abfchriften (8. 11) und die Haftpflicht für Pflicht» 
mwibrigfeiten der Grundbuchbeaniten (9. 12). 

5. In diefem Abſchnitte tritt dad oben ©. 8 und ©. 11 bereit® erwähnte Beſireben ber 
geießgebenden Faktoren des Reiches befonders hervor, möglichft die in ben einzelnen Bundesſtaaten 
befiehenden Einrichtungen zu fhonen und in die Gefepgebung ber Einzelſtaaten nur infoweit 
einzugreifen, als es zur einheitlichen Durchführung bed B.G. B. nothwendig ift. Die Organifation 
der Grundbucher ift zum gröhten Theile der Landesgeſebgebung oder den Anordnungen ber 
Landesjuſtizverwaltung überlaffen; die in dem 5. Abfchnitte gemachten Vorbehalte für das 
Landesrecht beziehen ſich faft fämmtlih (88. 85—96) auf die Beftimmungen dieſes Abſchnitts. 
Soweit aber nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend dem Landesrechte Spielraum gelafien ift, tommt 
dieſes auch bier nicht in Betracht, denn die ©.B.D. Hat ben Charakter einer Kodifikation. Vgl. 
die Erl. zu $. 82 Abſ. 2 und zu 88. 83, 84. 

6. Während die .8.D. im Allgemeinen erjt mit dem Zeitpunkt in Kraft tritt, in welchem 
das Grundbuch jr den betreffenden Bezirk als angelegt anzufehen tft, gift für einen Xheil 
der Vorſchriften des eriten Abſchnitts, nämlich für die Beitimmungen über die Einrichtung der 
Grundbilcher eine Ausnahme; dieſe müffen bet der Anlegung berüdfichtigt werden und find 
deshalb bereit am 1. Januar 190U in Kraft getreten. Vgl. 8. 82 Abſ. 1 nebft Erl. 


I. Grunbbudämter. 
8.1 %f.1. 
18.1.1, IL 8. 1 Abf. 1. P.I S. 13383, 13334. M. 6.26. ©. S. 3084. 
St.B. 6. 418. 

1. Bebeutung der Vorjchrift. 6. Siyungspoligei. 

2. Verfaſſung der Grundbuchäunter. 7. Berathung und Abftimmung. 

3. Sachliche Zuftändigteit. 8. Ferichts ſprache. Dolmetjcher. 

4. Dertliche Zuſtaͤndigkeit. 9. Gerichtsferien. 

5. Richtöffentlichkeit. 10. Rectshülfe. 


1. Durch die Vorſchrift des 8.1 Abſ. 1 wird zum Ausdrude gebracht, daß für bie Grund: 
Buchführung eine amtliche Sielle d. h. eine Behörde zuftändig fein fol, und zugleid) den Bundes 
ſtaaten zur Pflicht gemacht, ſolche Behörden einzurichten. 

Dagegen iſt aus biefer Vorſchrift nicht zu folgern, dab die mit der Führung der Grund— 
büdjer betrante Behörde fih als „Hrundbuhamt“ bezeihnen und feine Entjheidungen und 
Urkunden mit diefer Bezeichnung unterfchreiben müßte. Das Wort „Brundbuhamt” ift aus 
dem 8.6.8. übernommen und fein Gebraud; in den M. z. 8.0.8. Bd. 3 ©. 22 folgender Maßen 
begründet: „Der Entwurf fann, um nicht zu einer umftändlichen, bie Klarheit feiner Bor 
fögriften beeinträhtigenden Umfchreibung genöthigt zu werden, eines techniſchen Ausdruds zur 
Bezeichnung ber Buchbehörde nicht entbehren. Die einfochſte und pafjendfte Bezeichnung aber 
bietet fi in dem Worte „Brundbuhamt”. Durch den Gebrauch dieſes Worted in dem Gefep- 
buche wird der Frage, welchen Behörden die Verwaltung des Grundbuchweſens zuftehen oder 
ob felbftändige Buchämter errichtet werden follen, nicht vorgegriffen“. Demnad bat es ber 
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Neichögefeggebung fern gelegen, für die landesgeſehlich mit der Buchführung betrauten Behörben 
die Führung des Namens „Grundbuchamt“ vorzujhreiben. Wenn alfo, wie in den meiften 
Bundesitaaten, die Amtsgerichte zu Grundbuhämtern erklärt find, find fie wohl befugt, aber 
nicht verpflichtet, fid) als „Königlihes Amtsgericht Grundbuchamt“ zu bezeichnen. In Preußen 
haben fie nad den ber Allg. Verf. vom 20. November 1899 in Anlage B. bis G. beigefügten 
Muftern der Hhpotheten- und Grundſchuldbriefe nur „Königliches Amtögeriht“ zu zeichnen. 
(Ebenfo Predari ©. 2,3. A. M. Oberned ©. 69, vgl. aber ©. XLIX). 


2. Der Redattorenentwurf vom Jahre 1883 (oben ©. 7) enthielt eine Reihe von Borfchriften, 
durch welche die Berjafiung ber Grundbuhämter reich@gejeplich geordnet werden ſollte. Schon 
die erite Kommifjion erklärte fih mit Nüdficht auf die Mannigfaltigkeit der Organifation der 
bißherigen Buchbehörden gegen die Aufnahme berartiger Beftimmungen, um die Bundesitaaten 
nicht zu einer Nenorganifation zu nöthigen. Diefer Standpunft ijt in den fpäteren Entwürfen 
und in dem Gefepe felbft beibehalten. Indem bie G. B. O. über die Organifation der Grundbud- 
ämter ſchweigt, überläßt fie ihre Regelung den Bundesſtaaten. Diefe haben freie Hand, ob fie 
befondere Behörden errichten oder die Geſchäfte des Grundbuchamts einer anderen Staats- oder 
Kommunalbehörde übertragen wollen, ob Hiermit ein Einzelbeamter nder mehrere Beamte be— 
traut werben unb ob in dem legten Falle die Beamten als Kollegium die Geſchäfte führen oder 
wie fie fi in dieſe theilen follen und dgl. m. Auch welche Anforderungen an die Perſonen, 
insbefondere an bie Borbildung der Grundbuchbeauiten zu ftellen find, beftimmen die Einzel- 
ftanten ; Befähigung zum Nichteramt ijt reichsrechtlich nicht gefordert. Nicht ganz basjelbe gilt 
von der relativen Fähigleit der Grundbuchbeamten; in welchen Fällen diefe kraft Gefeges aus- 
geihlofien find oder abgelehnt werden dürfen, beitimmt fi) nad Landesrecht; über die Wirkung 
ber relativen Unfähigkeit enthält aber die ©.B.D. im 8. 10 eine Vorſchrift; dgl. hierüber $. 10 
nebſt Erl. Schließlich hat das Landesrecht auch die Dienſtaufſicht über die Grundbuchbeamten 
zu regeln; das Reichsrecht regelt zwar da8 Beſchwerdeverfahren in Grundbuchſachen erſchöpfend. 
insbefondere aud) bie Organifation ber Beſchwerdeinſtanzen (dgl. ©.B.L. 99. 71-81); hiervon 
werden aber die im Dienſtaufſichtswege zu erledigenden Beſchwerden nicht betroffen. 

Ob alle biefe den Einzelftanten überlafjenen Beitimmungen durch Landeögefeg, landes- 
herrliche Berorbnung oder Minifterialverfügung getroffen werben, richtet ſich nach dem Staatsrechte 
der Eingelitaaten; die @,B X. ſchwein auch über biefe Frage. 

In den meiften Bundesftaaten find die Amtsgerichte zu Grundbuchäntern erklärt, ins— 
bejondere auch in Preußen (W.®. z. G. B. O. Urt. 1), Bayern (A. G. 3. 6.8.0. vom 9. Juni 
41899 Urt. 1) und Sachſen (®.O. vom 24. Juli 1899 8 19; anders in Württemberg, A.G. z. 
B.G.B. vom 28. Juli 1899 Art. If). Dadurch ift das Grundbuchweſen zw einer den orbentz 
lichen Gerichten übertragenen Angelegenheit der freimilligen Gerichtöbarfeit fiir diefe Staaten ger 
worden. Hieraus folgt aber nicht ohne Weiteres bie Anmwenbbarfeit der Borfchriften des Reichs- 
gefeges über bie Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtöbarteit vom 17. Mai 1898 auf die 
Grundbuchſachen; nur die Beitimmungen des zehnten Abſchnitts dieſes Geſetes („gerichtliche und 
notarielle Urkunden“, 8. 167 ff) gelten für alle gerichtlichen Urkunden, auch jür die von den 
Amtögerichten in ihrer Eigenſchaft als Grundbuchäuiter aufgenommenen (vgl. die Erl. zu 
8. 29 der G.B. O.); dagegen finden die allgemeinen Vorſchriften ($8. I—-34) mur auf biejenigen 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung, welche durch Reichsgeſez den Ge— 
vichten übertragen find ($.1), und Hierzu gehören die Grundbuchſachen nicht. Vielfach ift aber 
auch bie Anwendung von einigen biefer allgemeinen Vorſchriften durch Landesgeſeh auf die Grund» 
buchſachen erftredt (3. B. durch das preuß. freim. G.G. vom 21. September 1899 Art. | und 
durch das bayer. A.G. z. G.B.O. vom 9. Juni 1899 Art. 8); deshalb werden jie in dem 
Folgenden berüdfichtigt werden, 

3. Sachlich zuſtändig find die Grundbuchämter nad; $ 1 Abf. 1 zur Führung ber Grund- 
bücher und außerdem zu allen Geſchäften, die ihnen in der &.8.D. oder im fonftigen Reichs- 
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geiegen, insbeſondere in dent B. G.B., oder auch innerhalb der den Landesgefegen vorbehaltenen 
Rechtsgebiete durch diefe übertragen find. 

Das BGB. erklärt die Grundbuchämter zur Entgegennahme folgender Erklärungen für 
zuſtändig und knüpft daran materielle Wirkungen. 

a. Bei der Auflaffung eines Grunditüds, bei der Beitellung und bei der Uebertragung 
eines Erbbaurechts, bei der Uebertragung eines Erbpachtrechts und bei der Beitellung und bei 
der Uebertragung eines Abbaurechts muß die zu der Rechtänderung erforderliche Einigung 
„bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile vor dem Grundbuchamt erklärt worden,“ foweit 
nicht die Landesgeiege auf Grund des Vorbehalt? des EG. z. B.G.B. Art. 143 Ausnahmen 
zugelaffen haben. Bgl. oben ©. 37f. €. 45f. und ©. 47 und G. B.O. 88. 20, 84. 

b. Auch in den übrigen Fällen, in denen das B.G.B. neben der Eintragung „bie 
Einigung des Berechtigten und bes anderen Thelles über den Eintritt der Rechtsänderung“ 
ala materielle Borausfegung ber letzteren fordert, alſo grumbfäglic bei jeder Belaftung des 
Grundſtücks mit einem echte, bei jeder Uebertragung oder Belaftung, ſowie bei der Aenderung 
des Inhalts oder des Ranges eines folhen Rechtes (vgl. oben ©. 28 und die S. #8ff. an- 
gefügrten Beifpiele für Inhaltsänderungen), ift das Grundbuhamt zur Entgegennahme der 
Erklärungen zuftändig. Dies folgt aus $. 873 Abf. 2 des B.G.B.: „Bor der Eintragung find 
die Betheiligten an die Einigung nur gebunden, wenn die Erklärungen gerichtlich oder notariell 
beurkundet oder vor dem Grundbuchamt abgegeben ober bei biejem eingereicht find oder wenn 
der Berechtigte dem anderen Theile eine den Vorſchriften der G. B. O. entſprechende Eintragungs- 
bewilligung ausgehändigt hat.“ Hiernach hat die Abgabe der Erklärungen vor dem Grundbuchamt 
oder ihre Einreihung bei dieſem die Ummiberruffichteit des dinglichen Verirags zur Folge; zu 
der Rechteänderung felbft bedarf e8, anders als in den unter a genannten Fällen, ber Beobachtung 
dieſer Formen nicht. 

©. Die zur Aufhebung eines Rechtes an einem Vrunditiide (meben ber Löſchung) er- 
forderliche Ertlärung des Berechtigten, dab er das Recht aufgebe oben ©. 2%), iit „dem Grund: 
buchamt oder demjenigen gegenüber abzugeben, zu defjen Gunften fie erfolgt. Vor der Löſchung 
ift der Berechtigte an feine Erklärung nur gebunden, wenn er fie dem Grundbuchamte gegenliber 
abgegeben oder demjenigen, zu beffen Gunften fie erfolgt, eine den Vorſchriften der G.B.O. 
entſprechende Löfhungsbewiligung ausgehändigt hat“ (8. 875 Sag 2 u. Abſ. 2). Diefe Bor: 
ſchriſten finden auf die Wertheilung des Beirags einer Gefammthypothetenforberung oder einer 
Gefammtgrumdfhuld auf die einzelnen befafteten Grundſtücke durd den Gläubiger entſprechende 
Anwendung ($. 1132 Abf. 2, oben ©. 91). Auch der Verzicht eines Hypotheten- oder Grund- 
ſchuldglaubigers auf die Hypothek oder bie Grundſchuld ift dem Grundbuchamt oder dem 
Eigenthümer gegenüber zu erklären und erlangt erft gemäß ber Vorſchrift des 8. 875 Abi. 2 
bindende Kraft (%. 1168, oben ©. 86). Die zu der Aufgabe des Eigenthums erforderliche 
Verzichtsertlarung muß ftets dem Grundbucamte gegenüber erllärt werben ($. 928, oben ©. 44). 

d. Die zu der Aufhebung, zu der Aenderung des Inhalts oder des Ranges eines Rechtes, 
zur Bertheilung einer Geſammthypothek oder einer Geſammtgrundſchuld ober zum Verzicht auf 
eine Dypothet oder eine Grundſchuld erforderliche Buftimmung des Dritten, weldem ein Recht 
an dem aufzuhebenden, zu verändernden oder in feinem Nange zurüdtretenden Rechte oder, wenn 
dieſes fubjektiv-dinglich ift, an dem Herrihenden Grundſtück zufteht, „ift dem Grundbudamt oder 
demjenigen gegenüber zu erflären, zu deſſen Gunften fie erfolgt; fie ift unwiderruflich“ (8. 876. 
vgl. oben S. 2%, ©. 86 und ©. 91). Das Gleiche gilt von der Zuſtimmung des Eigenthümers, 
melde zu der Aufhebung eimer Hypothet oder einer Grundſchuld durch Rechtsgeſchäft oder zu ber 
Berſchlechterung ihres Ranges erforderlich ift, und von der Zuftimmung bes bisherigen Hypothefen: 
gläubigers zu dem Eintritt einer ihm nicht zuftehenden neuen Forderung an bie Stelle der durch 
Die Hypothei gefiherten; jedoch ift die Buftimmung zu der Aufhebung „dem Grundbuchamt ober 
dem Gläubiger gegenüber“ und die Zuftimmung zu der Rangänderung „bem Grundbuchamt 
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oder einem ber Vethetligten gegenüber“ zu erklären, und die zulegt erwähnte Zuftimmung ift, 
anders als bie übrigen, nicht ſtets ohne Weiteres unmiderruflih, fondern nad Mahgabe ber 
Vorſchrift des 8. 875 Mbf. 2, oben unter e, bindend (8. 880 Abf. 2 u. 3, 8. 1180 Abſ. 2, 
8. 1183; oben ©. 9, ©. 92ff.). 

e. Nach $. 1109 (oben ©. 57) kann der Reallaftberehtigte bei ber Teilung des Herridjenden 
Grundſtilcks, deffen jeweiligem Eigenthümer die Reallaft zufteht, beftimmen, dab das Recht nur 
mit einem ber Theile verbunden fein fol. „Die Beitimmung Hat dem Grundbuchamte gegenüber 
zu erfolgen und bedarf der Eintragung in das Grundbuch." Hinfihtlich der Zuftimmung des 
Dritten, welchem ein Recht an dem herrihenden Grundftüde zufteht, gilt das unter d Geiagte. 

f. Schließlich ift zu der Beftellung einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuld- 
verfchreibung auf den Inhaber, einer Grundſchuld für den Inhaber des Grundfhuldbriefs und 
einer Grundfhuld für den Eigenthümer neben der Eintragung die Erklärung des Eigenthümers 
gegenüber dem Grundbuchamte, bat er die Hypothek oder die Grundſchuld beftelle, oder daß bie 
Grundſchuld für ihn in das Grundbuch eingetragen werden fol, erforderlich (38. 1188, 1192, 
1195, 1196; oben ©. 76). 

Die unter b angeführte Vorfchrift des 8. 873 Abf. 2 des B.G.B. hat zu der Gtreitfrage 
Veranlaſſung gegeben, ob die Vetheiligten an ihre vor dem Grundbuchamt abgegebenen oder bei 
diefem eingereichten Erklärungen nur dann gebunden find, wenn auf Grund berfelben die Ein- 
tragung der Rechtsänderung in das Grundbuch erfolgen kann, fo daß Insbejondere die Beobachtung 
der Formvorſchriften des 8. 29 der G.B. O. erforderlich ift. Für die Bejahung hat man ſich auf 
die M. 5. 8.6.8, Bb. 3 ©. 175 und die P. IT Bd. 3 ©. 63 berufen, wonad) die Gebundenheit 
der Vertragichließenden erſt mit dem Zeitpunkt eintreien joll, in welchem fie ihrerſeits Miles 
gethan Haben, was das Geſetz don ihnen verlangt, um bie Rechtsänderung zur Vollendung zu 
bringen (3. B. Streder, Rechte an Grundftüden S. 30, Biermann ©. %, Turnaus 
Förfter Bd. 1 ©. 90, Predart ©. 113ff.). Bon anderer Eeite (vor allem Planck Bd. 3 
©. 74, Fuchs ©. 62ff, Tränkner im fühl. Archiv Bd. 8 ©. 636ff. u. a.) wird ale ber 
Grund der Gebundenheit betrachtet, daß mit der Abgabe oder der Einreihung der Erklärungen 
vor oder bei dem Grundbuhamte jeder Zweifel an der Ernſtlichteit des Willens der Vertrags 
ſchließenden befettigt fei; und hierfür fpricht die Beftimmung, mwonad) die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung der Erklärungen zur Bindung genügt, felbft wenn die Eintragung nod nicht 
beantragt iſt oder fogar auf Grund der Urkunden, z. B. wegen Verſtoßes gegen 8. 28 der 
BD. nit erfolgen fann, die Vertragſchließenden alſo noch nicht alles ihnen Obliegende zur 
Herbeiführung ber Nechtsänderung gethan haben. or allem aber fteht der Wortlaut des 
Gefepes der erfteren Anficht entgegen, ba nur in ber lehten Alternative des $. 873 Abſ. 2 eine 
„den Vorfchriften der &.B.D. entſprechende“ Urkunde verlangt iſt. 

Die Bedeutung diejer Streitfrage befchränft ſich nicht auf die Vorſchrift des 8. 873 Abf. 2; 
auch in den übrigen oben unter a bid f erwähnten Fällen läht ſich die Frage aufwerfen, ob 
die Uufnahme eines gehörigen Protokolls über die vor dem Grundbuhamt 
abgebenen und die Form einer öffentlihen oder Öffentlich beglaubigten Ur— 
tunbe für die bem Grundbuhamte gegenüber erfolgten Erklärungen ſowie bie 
Beobahtung ber fonftigen Borfgriften der G.8.D. Bedingungen für die 
materiellen Wirkungen find, die das B.G.B. mit der Abgabe der Erklärungen vor oder 
gegenüber dem Grundbuchamte verknüpft, mögen dieſe in der Unmiderruflichteit der Erklärungen 
ober in der Herbeiführung einer Rechtsänderung beftehen. So köunte man vor allem zweifeln, 
ob eine güftige Auflaffung vorliegt, wenn die Betheifigten zwar ihre Erklärungen vor dem 
Grundbuchamt abgegeben haben, hierüber aber ein Protokoll entweder überhaupt nicht oder nicht 
in gehöriger Form errichtet ift. Aus dem oben Geſagten und der Erwägung. daß bie 
Beftimmungen der G.B.D. nur Orbnungsvorfcriften find (Borbm. 2 ©. 140), ergiebt ſich bie 
Verneinung biefer Frage. 
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Ferner ift aus dem Obigen zu folgern, daß es fih in den genannten Fällen nit um die 
gewöhnliche Zuftändigfeit der Grundbudjämter zur Aufnahme oder zur Annahme von Eintragungs- 
berilligungen und Eintragungsanträgen handelt, welche ſich aus ihrer Pflicht zur Führung der 
Grundbiiher ohne Weiteres ergiebt, fondern um eine befondere Zuftändigfeit zur Entgegennaßme 
von Erklärungen mit materieller Wirkung, und daß die Grundbuchämter dieſe auch dann entgegen- 
zunehmen haben, wenn der Eintragung ein Hinderniß entgegenfteht oder wenn die Parteien aus 
anderen Gründen die Erklärungen nicht zur Erwirkung ber Eintragung, fondern nur zur Herbeis 
fügrung ber Unwiderruflichkeit oder zum Abſchluſſe des dinglichen Vertrags ıc. abgeben oder 
einreihen (M. ©. 76; Oberned ©. 269, 275). 

4. Die örtliche Zuftändigkeit der Grundbuchämter ift in der G.B. O. nicht geregelt. Aus 
der Vorſchrift des 8.2 Nbf. 1, wonach bie Grundbücher fir Bezirke einzurichten find, ift indeſſen 
zu entnehmen, dab jedes Grundbuhamt für die Führung des Grundbuchs über diejenigen 
Grundftüde zuftändig iſt, welche in einem der ihm zugemiefenen Bezirte belegen find, daß fid) 
alfo die örtliche Zuftändigteit grunbfäglih nach der Lage der Grunditüde innerhalb eines 
Bezirkes beſtimmt; hiervon können aber in Folge der Vereinigung zweier Grundftiide oder der 
Zufhreibung des einen als Beftandtheil des anderen (G. B. O. 8. 5) ſowie auf Grund des 
Vorbehalt im $. 85 der G.B. O. Ausnahmen vortommen. Dem entipricht ed, wenn die Landed- 
geiege (4. B. preub. A.G. Art. 1-3, bayer. AG. Art. 4-6, fähl. BO. dom 24. Juli 1899 
88. 20—22) die Amtsgerichte für die Grundbuchämter Hinfihtlic der in ihrem Bezirke belegenen 
Grundftüde erflären und für die Säle der Zufchreibung und ber Vereinigung u. ä. befondere 
Normen aufjtellen. 

Der E. I enthielt zwei die örtliche Zuſtändigkeit betreffende Vorſchriften. Im 8. 3 war 
vorgefhlagen, die Entideidung von Streitigteiten über die Zuftändigteit mehrerer Grundbuch- 
ämter, welche in den Gebieten veridiedener Bunbesftaaten ihren Sig Haben, in Ermangelung 
einer zujtändigen gemeinfamen Behörde dem Reichsgerichte zu übertragen. Die zweite Kommifjion 
hat dieſe Beſtimmung gejtrihen, weil Streitigteiten zwiſchen Grundbuchämtern verjchiedener 
Bundesſtaaten nicht leicht vorlommen und nöthigenfalls durch eine Verſtändigung der betheiligten 
Behbörden oder der Landesregierungen erledigt werden würden. 

Bon größerer Bedeutung ift die Beſtimmung des E. I $. 1 Abf. 2: „Eintragungen in 
das Grundbuch find nicht aus dem Grunde unmirffam, weil da8 Grundbud von einem unzur 
ftändigen Grundbugamte geführt iſt.“ Trotzdem biefe Megelung im Intereſſe des Verkehrs 
dringend geboten if, um den mit der Nichtigkeit der Eintragungen verbundenen Uebelftänden zu 
begeanen (vgl. M. ©. 26), ift auch diefer Sap in der zweiten Lefung geftrihen; da der Landes⸗ 
geſebgebung die Vorfchriften über die Einrichtung und die Zujtändigfeit der Grundbuchämter 
überhaupt überlaffen find, mußte ihr aud die Beitimmung darüber vorbehalten werden, welche 
Bedeutung den von ihr aufgeftellten Buftändigfeitgnormen zukommt. Auch die Vorfchrift des 
freiw. ©.®. $. 7: „Gerichtliche Handlungen find nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil fie 
von einem örtlich unguftändigen Gericht... vorgenommen find“ gift, wie ©. 142 Erl. 2a. €. 
erwähnt, nur dann für Grundbuchſachen, wenn fie durch Landesgeſetz auf dieſe erftredt if. Das 
ift aber wohl in ben meiiten Bundesſtaaten (3. B. in Preußen dur das preuß. freim. &.®. 
Art. 1, in Bayern durch das A.G. z. G.B. O. Art. 8, in Württ. durch das A.G. z. 8.0.8. 
Art. 18) neihehen. Dadurch find die Vorfchriften über die örtliche Zuftändigkeit zu Ordnungs- 
vorfchriften erflärt; ein Verftoß gegen fie macht alfo weder die Eintragungen in dad Grundbuch 
noch fonitige Handlungen des Grundbuhamts nichtig. Hieraus ift aber nicht zu folgern, daß 
die in Erl 3 unter a bis f erwähnten Erklärungen vor ober gegenüber jebem beliebigen Grund» 
buchamt abgegeben werden könnten. Das 3.6.8. ſchreibt die Erflärung vor oder gegenüber „bem 
Grandbuchamte,“ niht einem Grundbudiamte vor und jtelt demnach als Erforderniß für bie 
materiellrechtlichen Wirkuugen ber Erflärung auf, daß dieſe vor oder gegenüber demjenigen 
Grundbuchamt erfolgt, welches das Grundbud über das in Betracht kommende Grundftüd führt. 
Dagegen fteht ed der Wirkſamkeit der Erklärung nicht entgegen, daß da8 Grundbuch von einem 
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unzuftändigen Grundbuchamte geführt wird. Nur dies ift aus der Vorſchrift des freim. G.G. g. 7 
zu entnehmen. 

5. Die Verhandlungen vor dem Grundbuchamte find nicht Öffentlich. Dies ift nicht aus- 
drudlich ausgeſprochen, insbeſondere enthält auch das frei. ©.®. feine entſprechende Vorſchrift; 
bei der Berathung dieſes Gefepes in der Reichstagstkommiſſion wurde ein hierauf bezüglicher 
Antrag abgelehnt, weil es jelbftverftändlid; fei, ba die Verhandlungen vor Gericht nicht Öffentlich 
zu führen fein, ſoweit nicht durch bejondere Vorſchrift von dieſem Grundfag abgewiden wäre 
(gl. Dorner, das freim. G.G. ©. v2f). Für Preußen kommt die Borigrift des $. 88 
Sap 2 des AG. z. G. V.G. in Betracht, wonach eine mündliche Verhandlung, die in den nicht 
zu ber ordentlichen jtreitigen Gerichtsbarkeit gehörtgen gerichtlichen Angelegenheiten „nad Vor— 
ſchrift der deutjchen Prozeßordnungen flattfindet," üffentlih nach den Bejtimmungen der 
88. 170-176 des ©.8.®. zu erfolgen Hat. In Grundbuchſechen giebt es aber feine mündliche 
Verhandlung nach Borfcrift der deutſchen Prozehorbnungen, alfo aud) feine Deffentlichfeit der 
Verhandlungen. Demnach jteht einer nicht betheilägten Berfon fein Recht zu, den Berhandlungen 
beizuwoßnen, es fei denn, daß fie Beiftanb eines Betheiligten ift. Die Vorſchrift des freim. 
G.G. 8. 13 Sag 1: „Die Betheiligten können mit Beiftänden erſcheinen“ iſt nämlich vielfach 
landestechtlich (3. B. durch das preuß. freiw. G.G. Art. 1, das bayer. A.G. z. ©.B.D. Art. 5) 
auf Grundbuchfachen eritredt. 

6. Auch die reichsrechtlichen Vorſchriften über die Stgungapoligei (6.8.8. 88. 17: ff.) 
find in verſchiedenen Bundesſtaaten auf Grundbuchſachen für anwendbar erklärt. Bgl. preub. 
AB. 5. 68.9. 8. 88; bayr. A.G. z. G.B. O. rt. 8; freim. 0.0. $. 8. Danach können 
beteiligte Rechtsanwälte von dem Grundbuchamt in eine Ordnungsſtrafe bis zu einhundert 
Mark genommen werden, wenn fie fi vor dem Grundbuchamt einer Ungebühr ſchuldig machen; 
Parteien, Beiftände, Vertreter und alle nicht betheifigten Perſonen fünnen dagegen, weun fie den 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlafjenen Bejehlen nicht gehorchen, auf Beſchluß des Grund» 
buchamis aus dem Sipungszimmer entfernt, auch zut Haft abgeführt und während einer in dem 
Beſchluſſe zu beitimmenden Zeit, melde 24 Stunden nicht überfteigen darf, feſigehalien und, 
wenn fie fid einer Ungebühr ſchuldig machen, in eine Orbnungsftrafe bis zu 100 Mark oder 
bis zu drei Tagen Haft genommen werden. „Iſt eine Ordnungsitrafe wegen Ungebühr jeit- 
gefegt oder eine Perfon zur Haft abgeführt ober eine bei der Verhandlung betheiligte Perſon 
entfernt worden, fo ift der Beſchluß ded Gericht? und deſſen Veranlafjung in das Prototoll 
aufzunefmen" ( G V. G. $. 184); bei der Entfernung einer nicht betheifigten Perfon gilt Dies 
nicht. Gegen die Feitjegung einer Ordnungsſtraſe wegen Ungebühr ift binnen einer Woche von 
der Betanntmachung der Entſcheidung ab Befhmerde zuläffig, über welde das Oberlandes- 
gericht entſcheidet. Diefe hat auffchiebende Wirkung, da die Amtshandlungen des Grundbuchamis 
außerhalb einer „Sigung“ im Sinne der ReichBjuftiggefege vorgenommen werden (G. V. G. 8. 1843 
Abſ. 2, 8. 182). Aus demfelben Grunde ift auch die Anwendbarkeit des $. 185 des G. B. G. 
über die Feſtſtellung des Thatbeftandes einer in der „Sitzung“ begangenen ftrafbaren Handlung 
auf die Verhandlungen vor den Grundbuchamte zu verneinen. 

7. Die Berathung und Abftimmung in Grundbuchſachen, insbejondere der Beſchwerde— 
gerichte, erfolgt ebenfalls auf Grund landesrechtlicher Normen meift nad den Vorſchriften bes 
9.8.©. 98. 194—19% dgl. 3. B. preuß. AG. z. 68.6. 8. 90, bayer. A.G. 5. G. BO. Art. ð 
und frei. G. G. 3. 8. 

8. Die Gerichtsſprache if aud in Grundbuchſachen die deutihe. Allerdings ift auch dies 
nicht reichsrechtlich, ſondern nur durd die Landesgeſetze beſtimmt. Val. z. B. preub. freim. 
G.G. Art. 1, bayer. A.G 5. ©.B.D. Art. 8 und freiw. G. G. z5. *, 9. Da die Hauptthätigkeit 
des Grundbuchamis bei den Verhandlungen mit den Betheiligien in der Beurkundung ihrer 
Erflärungen bejteht, ift für diejenigen Staaten, welche die Amtsgerichte zu Grundbudäntern 
erklärt Haben, bie Buziehung eines Dolmetſchers durch das frei. GW. $$. 179, 180 geregelt. 
gl. über den Inhalt diefer Vorſchriften die Er, Ace zu $. 29 der GBO. Comeit es ſich 
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nicht um eine Beurkundung Handels, kommt 8. 9 deſſ. Gef. in Betradht, wenn er, wie in 
Preußen und Bayern, Iandesrechtlih auf Grundbuchſachen erftredt ift. 

9. „Auf das gerichtliche Verfahren find die Gerihtöferten ohne Einfluß.“ Diefer Cap 1 
bes $. 10 des freiw. G.G. findet in verſchiedenen deutſchen Bundesitanten (3. B. bayer. A.G. 
3 ©.B8.D. Art. 8) auch auf Grundbuchſachen Anwendung. In Preußen gilt fachlich daffelbe 
auf Grund des $ 91 des A.G. z. G. V.G. 

10. Aehnlich verhält es ſich mit ber Vorfchrift des 8. 2 des freiw. ©.&.: „Die Gerichte 
Haben ſich Rechtshülfe zu leiften. Die 88. 158—169 des G. V. G. finden Anwendung“ (vgl. 
auch ebb. $. 194 Abf. 4). Much diefe Beflimmung bezieht ſich nicht ohne Weiteres auf Grund _ 
bucfaden; fie ift aber 3. B. in Bayern (a. a. D.) Hierauf für entfprehend anwendbar erklärt. 
Zür Preußen tft die Frage durch 9. 37 Abſ. I des A.G. z. G. V. G. geordnet: „Die Gerichte 
haben ji in dem Ungelegenheiten, welche zu der orbentlihen jtreitigen Gerichtsbarkeit nicht 
gehören, Rechtshulfe zu leiften. Die Leiftung der Rechtshülfe erfolgt unter entſprechender 
Anwendung der Borfcriften der 98. 158—16U, 162, 164, 167 des deutſchen G.V. G. Eine 
Anfechtung der Entſcheidung des Oberlandesgerichts findet in feinem Falle ftatt.” Diefe Bors 
ſchrift regelt aber nur die Verpflichtungen dev preußifhen Gerichte untereinander. Über die 
Rechtshülfe im Verkehre mit außerpreußticen Behörden und Gerichten jehlt es an einer 
gefeglichen Beftimmung. 





II. Die Grundbüder. 
1. Algemeine Beimmung. 


8.1 Abſ. 2. 
€. 18.16; 11 8.1 Abſ. 2. $.1 €. 18829-133932. M. 6.47. D. 6.3094. 8.8. S. 3418. 
&t.B. 6. 4418, 4419, 4421, 4422, 4425. 

Die Einrihtung der Grundbücher war vor dem Inkrafttreten des B. G. B. in den einzelnen 
Bundesſtaaten jehr verſchieden. Um nun den großen Mufwand an Zeit und Mühe und die 
erheblichen Koſten zu vermeiden, welche die Einführung eines neuen, einheitlichen Formulars an 
Stelle des biöherigen zur Folge haben würde, vermeidet es das Reichägefeg, genaue Vorſchriften 
über die Einrihtung der Grundbücher zu treffen (vgl. oben ©. 8), begnügt fi vielmehr mit 
wenigen zur Durchführung des B. G. B. erforderlichen Beftimmungen (88. 2—8) und überträgt 
im Mebrigen die erforderlichen Anordnungen den Landesjuftizverwaltungen ($. 1 Abi. 2); 
außerdem wird in 88. 87 bis &9 die Weiterführung der biöherigen Bücher unter gewiſſen Ein- 
ſchränkungen geftattet. 

1. Nach 8. 1 Abi. 2 ift es Sache der Juftizverwaltungen der einzelnen Bundesftaaten, 
Anordnungen über die Einrichtung der Grundbücher zu treffen. Es iſt daher nicht, wie. hin— 
ſichtlich der Regelung der Verfafjung ber Grundbudhämter (oben ©. 142 Erl. 2), nad dem 
inneren Staatrechte jedes einzelnen Bundesſtaats zu entſcheiden, ob die erforderlichen Vor— 
ſchriften im Wege der Gefepgebung oder im Verordnungs- oder im Verwaltungewege zu geben 
find, fondern die Zuftändigteit der Juftigverwaltungen reichsrechtlich feiigelegt; dies iſt geſchehen, 
um eine Yenderung bes Grundbuchformulars ohne Inanſpruchnahnie des ſchwerfälligen Apparats 
der Gefeßgebung zu ermöglichen, wenn ſich das bißherige nicht bewähren follte, da ein maß— 
gebendes Urtheil über die Vorzüge und Mängel diefer oder jener Einrichtung in den Einzel- 
heiten nur in dee Praris unter dem Einflufje der wechſelnden Anjhauungen und Bedürfnifje 
gewonnen werben fann (Begr. z. Entw. v. 1883 ©. 42). Darin liegt für einige Bundesitaaten, 
insbefondere für Preußen eine Neuerung; die bisherigen Grundbudformulare waren durch 
Gefeg eingeführt. Um das Landesrecht aud) Hinfichtlih der durch die ©.B.D. nicht berührten 
Grundbüdjer mit dieſer Vorſchriſt des 8: 1 Ubf. 2 in Einklang zu, bringen, ermächtigt Art 29 
de3 preuß. A.G. z. ©.8.D. den Juftizminifter, die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ein- 
richtung der Grundbücher, die neben der Grundbuchordnung in Kraft bleiben, zu ändern. 
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2. Während der 8. 16 des E. I lautete: „Beitere Anordnungen über die Gimrihtung der 
Grundlüder . können von der Qandesjuftizvermaltung getrofien werden,“ ift im der zweiten 
Leſung die jepige Zaffung gewählt, um außer Zweirel zu jtellem, dab die Juftizvermaltung 
nit nur ermadtigt, fondern auch werpfligtet ift, die eriorberlichen Anordnungen zu erlaiien, 
da gewifie Anforderungen, insbefondere über die Eintheilung der Grundbugblätter, unbedingt 
nöthig feien 

3. Die Befugniß der Landesjujtizuerwalumg wird durch die @.B.C. eingefgränft; joweit 
in ihr die Einrichtung der Grundbilder geregelt iit, bleibt für Anordnungen der Juitize 
verwaltung fein Raum, wie in Abf. 2 a. E. ausdrüdlid) hervorgehoben wird. In Betradt 
tommen die Beitimmungen ber 53. 2—8 der ©. ; aber and) von ifmen find nad; näherer 
Beitimmung der 85. 85 Ausnahmen zugelafien, jedoch bedari e8, um die vorbehaltenen 
Ausnafmebeftimmungen zu treffen, einer landeöherriic;en Verordnung, eine Anordmung der 
Landesjuftizverwaltung genügt nit. Bor Allem legt das Reichsrecht Bert auf eine beitimmte 
Bereitmung der Grundftüde gemäß $. 2 Abi. 1 und fchreibt biefe andy für diejenigen bisberigen 
Bücher vor, die durch landesherrlihe Verordnung auf Grund der $$. 87, 88 für Grundbüder 
im inne des 8.6.8. erflärt werden (8. 89. Dagegen unterliegt den Anordnungen der 
Lanbesjuftizoerwaltungen insbejondere bie Beitimmung über die Eintbeilung des Grundbud: 
blaits in derſchiedene Abtheilungen und bie fonftige nähere Einrichtung des Formulars des 
Grundbuhblatts. Auch die Aufnahme gewifier tharächliger Angaben, die nicht zum Inhalte 
des Grundbuchs im Sinne des B.G. B. gehören, indbefondere von Angaben, die zur Beitimmung 
des Wertes der Grundftüde dienen, lann dur die Juftizverwaltung vorgeidrieben werden, 
wie die Dentſchrift Hervorhebt, und in der Heihstagstommilfion it die Befugniß der Landes- 
juftizverwaltungen für zweifellos ertlärt, Anorbnungen über die Bertheilung der Grundftüde 
auf die einzelnen Bände des Grundbuchs zu treffen, insbeionbere auch zu beitimmen, dab für 
ein einzelnes Grunbflüd ein befonberer Band gebildet werde. 

4. In Preußen ijt an Stelle der oben S. 4 erwähnten Zormulare I und II der 9.2. 
vom 5. Mai 1872 durd bie Allg. Verf. vom zu. November 1899 ein neues Zormnlar des 
Grundbuchblatis eingeführt, weldes die Vorzüge bes bisherigen Formulars I und die des 
Forniulars II in ſich vereinigt. Wie jenes ftellt es ein Renlfolium dar; dagegen gewährt es 
mie dieſes Raum für die genaue Bezeihnung der einzelnen Parzellen, falls dad Grundbuchblau 
über mehrere Grundftüde geführt wird (8.B.D. 8. 4), und bemgt durch die auch in dem biß- 
herigen Wrtitelformular vorhandene Epalte in Abth. II und III „Lfd. Nummer der beiajteten 
Grundftüde* der Gejährdung der Ueberſichtlichleit des Grundbuchs vor. Im Uebrigen entſprechen 
die drei Abtheilungen mit geringen Abweichungen dem früheren Formular I. Dagegen ift an 
die Stelle des Titelblatts die „Aufihrift" und das „Beſtandsverzeichmiß“ getreten. Erſtere 
enthält mur das Amtsgericht, den Bezict, den Kreis ſowie die Nummer des Bandes und des 
Blattes; in dem erften Theile des Beftandsverzeihnifies folgt die Bezeichnung der Grunditüde 
und in dem zweiten die Anführung der mit dem Eigenthume verbundenen Rechte. Vgl. über 
die Einzelheiten bie Allg. Verf. 8. 1-20 und das biefer beigefügte amtliche Formular. 

Durch diefes neue Formular werden die bisherigen nur fehr allmählich verdrängt werden, 

„denn e& find nur die Grundbucblätter in neu anzulegenden Bänden und nur, wenn die Bücher 
nod nit gebunden jind, alle new anzufegenden Blätter nad ben neuen Borjcriften einzurichten 
Clig. Berf. $. 27). 

5. Von großer Bedeutung ift, wenigſtens für die Uebergangszeit, die Frage, welche 
Wirkung einem Verſtohe gegen die Anordnungen der Landesjuftizvermaltungen über die Ein- 
richtung der Grundbücher beizumeſſen if. Allerdings wird es wohl nie vortommen, dab das 
Grundbuchamt für ein Grundbuchblatt ein Formular wählt, da® von ber Qandesjuitizverwaltung 
als ein ſolches überhaupt nicht, weder für diefen Fall noch für andere Fälle zugelafien ift; ein 
ſolches Blatt würde fein Grundbuch im Sinne der G.B. O. umd des B.G.B. fein. Dagegen ift 
es ſchon wieberholt vorgefommen, daß ein Blatt in Preußen noch nad} einem der alten Formulare 
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$. 2. 

Die Grundbücher find für Bezirke einzurichten. 

Die Bezeichnung der Grundftüce erfolgt in den Büchern nad) einem amt- 
lichen Verzeichniß, in welchem die Grundjtüde unter Nummern oder Buchſtaben 
aufgeführt find. Die Einrichtung des Verzeichniſſes wird durch landesherrliche 
Verordnung bejtimmt. 





angelegt ift, während nad der Alig. Berf. vom 20. November 1899 das neue gewählt werben 
mußte. Auch für diefen Fall läßt fi die Anficht begründen, daß fein Grundbuch in Sinne bes 
Reicherechts vorliegt, weil die Einrichtung des Blattes nicht den Anordnungen der Landesjuftize 
verwaltung und in Folge deffen nicht dem $. 1 der G. B. O. entipricht. Indeſſen wenn auch die 
Benupung der alten Formulare für den betreffenden Fall den Vorſchriften der Landesjuftiz- 
verwaltung widerſpricht, fo find doch die nach ihnen angelegten Blätter Grundbücher im Sinne 
der Reichegefege, da fie nicht nur, ſoweit fie vor dem I. Jannar 1900 angelegt find, für bie 
im Art. 3 und 4 der Kgl. V.O. vom 13. November 1399 angeführten Bezirke kraft ausdrücklicher 
Vorſchrift als ſolche Grundbücher gelten, ſondern auch nad) $. 27 der Allg. Berf. (Erl. 4 a. €.) 
in den bereit in Angriff genommenen Bänden auch nad dem 1. Januar 1900 noch angelegt 
werben dürfen. Deshalb läht ſich auch bie Anficht rechtfertigen, dab bie Eintragungen in die 
nad) den alten Formularen angelegten Blätter der materiellen Wirkung nicht entbehren, obwohl 
die Landesjujtizverwaltung für den betreffenden Fall bie Benutzung des neuen Formulars vor— 
geichtieben Hat; und mit Rüchſicht auf die Uebelftände, die aus der Nichtigkeit der Buchführung 
erwachſen können, verdient die letztere Meinung den Vorzug. Daſſelbe würde dann auch im 
anderen (Fällen anzunehmen fein, in denen das Grundbuchamt ein Formular wählt, defien Anz 
wendung zwar nicht für dieſen Fall, aber für andere Fälle von der Landesjuftizverwaltung vor— 
geichrieben ift. 

Ein Berftoß gegen die Anordnungen der Landesjuſtizverwaltung, welde die Frage regeln 
in welcher Abtheilung des Grundbuchblatts eine Eintragung zu erfolgen Hat, fteht der Wirkjamfeit 
der Eintragung nicht entgegen (vgl. R.. 31 ©. 311). So ausdrüdlid die fühl. V.O. vom 
26. Nuli 1899 $. 97. 


2. Einrichtung der Grundbüder nad Bezirken. 


8.2 Abſ. 1. 
E. 18.5; 118.2 Abſ. 1. P. J S. 13303 — 13300. M. €. 30. D. S. 3034. 
St.B. S. 419. 

1. Die Vorſchrift, daß die Grundbücher nach örtlichen Bezirken zu führen find, ftimmt mit 
dem früheren preußifchen Rechte (preuß. &.B.O. 8. 1) überein und bezwedt, die einzelnen Grund» 
ftüde im Grundbuche leichter auffindbar und ihre Rechtsverhältniſſe dadurch den Interejjenten leichter 
erfennbar zu maden. Aus ihr ift zu folgern, dat dad Grundbuhamt grundfäplid für alle in 
feinem Bezirke belegenen Grundftiide zuftändig ift, daß jerner ber Bezirk des Grundbuchamts 
regelmäßig wieder in Grundbuchbezirke zu zerlegen ift, und daß das Grundbuch grundſäblich alle 
in feinem Bezirte belegenen Grundſtücke enthalten muß. Wie diefe Grundbuchbezirte abgegrenzt 
werden follen, ift reichsrechtlich nicht beftimmt; fie brauchen fich mit politifchen, namentlich mit 
ben Gemeindebezirten nicht zu deden. Ju Folge defien fieht $. 1 der Allg. Verf. für Preußen 
vor, dab ein Gemeindebezirt zum Zwece der Grundbuchanlegung in mehrere Bezirke getheilt 
werben fann und daß biefe fog. Anfegungsbezirte neben den Gemeindebezirten und felbftändigen 
Gutsbezirken Grundbuchbezirte im Einne der obigen Vorſchrift find, für die ein Grundbuch ein: 
gerichtet wird, welches aus einem oder mehreren Bänden bejtehen Tann. 
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2. Die Regel des Abf. 1 unterliegt jedod mehreren Ausnahmen. 

a. Bunädjt geitattet 9. 85 die Beitimmung im Wege einer landesherrlichen Verordnung, 
„dab für gewifie Gattungen von Grundftüden bejondere nicht für Bezirke eingerichtete Grund- 
biicher geführt werden.“ Diefer Vorbehalt ift mit Rüdficht auf die in verſchiedenen Staaten 
(z.B. Medienburg, Würtemberg x.) beftehenden Epezial-Grund- oder Hyhpothekenbuchämter 
für Staatsdomänen, ritterſchaftliche, ftandesherrliche Güter od. ä. gemacht (vgl. M. ©. 31), 
für Preußen aber bedeutungslos. 

b. Eine zweite Ausnahme macht die G.B.D. ſelbſt im 8. 4, indem fie die Führung eines 
gemeinfchaftlihen Grundbuchblatis für mehrere Grundſtücke deffelben Eigenthümers zuläßt, wenn 
fie aud) in verſchiedenen Grundbucdbezirten belegen find; grundfäglic ift aber Vorausſetzung, 
daß fie im Bezirke deſſelben Grundbuchamts liegen, doch kann hiervon durch landeshertliche 
Verordnung eutbunden werden (5. 86), ein Vorbehalt, von dem Preußen für Grundftilde, die 
zu einem Familienfideitommifje gehören, Gebrauch gemacht Hat (BD. Art. 37). Für die bis— 
herigen Bücher iſt fogar die Identi des Eigenthilmers nit unbedingtes Erforderniß (vgl. 
$. 87 und ©. 156 Erl. 3a zu 8. 4). 

c. Auch in Folge der Vereinigung mehrerer Grunditüde zu einem einheitlichen Grundſtück 
oder der Zufcreibung des einen Grundjtüds als Beſtandtheil eines anderen ($. 5) kanu ein 
Grundbuch das Grundbuchblatt fiber ein in einem anderen Grundbuchbezirk oder fogar in einem 
arfderen Grundbuchamtsbezitke befegenes Grundſtück enthalten. 

3. Die Vorſchrift des $. 2 Äbſ. 1 bezieht ſich nicht nur auf Grundftüde, fondern auch 
auf die Erbbaurechte, Erbpachtrechte und Abbaurechte, die nad 88. 7 und 84 ein Grundbud- 
blatt erhalten können (vgl. oben ©. 16f.). Auch fie find in das Grundbuch desjenigen Bezirkes 
einzutragen, in dem das mit ihnen belaftete Grundftüd gebucht ift (ebenjo Bredari ©. 80 
Anm. 4). Dagegen werden die Bergwerfe und andere als die genannten Gerechtigkeiten, die 
etwa nad) den von dem B.GW. nicht berührten landesrechtlihen Normen Grundftüdsqualität 
haben, von ber obigen Vorſchrift wie von allen Beltimmungen der G. B. O. nicht betroffen, viel- 
mehr bleibt die Frage, in welchem Grundbuche fie zu buchen find, dem Landesrecht überlafien. 
Vgl. für Preußen AG. z. ©.B. Urt. 22 und Allg. Verf. 38. 22, 23. 





3. Begeihnung der Grundſtücke im Grundbude. 
8.2 Mf.2. 
€18.7; 118.2 %f.2 $.1 6. 13301—13303; II Bd. 3 8.13—16. M. ©. 34. 
D. 6. 3034, 3035. 8.8. 6. 3418, 3419. ©t.B. S. 419, 420, 4421, 4433. 

1. „Um feinen Zwed zu erfüllen, muß das Grundbuch in erfter Linie den Gegenftand 
der aus ihm zu erjehenden diechte, das Grunditüd, mit hinreichender Deutlichkeit erfennbar 
machen“ (D.; vgl. M. z. 8.6.8. 8.3 ©. 19). Durch die Vorſchrift des Abf. 2 ſoll diefe, vom 
dem fog. Spezialitätgprinzipe geforderte beftimmie Bezeichnung der einzelnen Grundftüde, 
deren Rechtsverhältniſſe duch das Grundbuch veröffentlicht werden, ſicher geitellt und zugleich 
garantirt werden, daß das Grundbud die Grundftüde ohne Ausnahme, aber aud nicht etwa 
einzelne Grundftüde doppelt enthält. Deshalb verlangt die G.B.D. in Webereinftimmung mit 
dem bisherigen, namentlich auch dem preußifchen Grundbuchrecht, als Grundlage des Grundbuch 
ein amtliches Verzeichniß, in dem die einzelnen Grundjtüde aufgefunden werden können und 
nad; Buchftaben oder Nummern unterfcheibbar bezeichnet find. Diejes muß vorliegen, bevor 
mit der Grundbuchanlegung begonnen werden ann. 

2. Ueber bie Einrichtung dieſes Verzeichniſſes waren in dem Entwurfe von 1883 genauere 
Beſtimmungen vorgeſchlagen und vor allem neben den Verzeihnifien ſelbſt (dort Stodbüder 
genannt) Grundfarten gefordert, welche die durch geometriſche Aufnahme feftgeitellten Grenzen 
jedes einzelnen Grundftild3 angeben. Die erſte Kommiffton (M. ©. 34; M. 5. B.G.B. 3b. 3 
S. 54ff.) Hat diefe Vorſchläge verworfen. Allerdings hat aud fie es ald wünſchenswerth 
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bezeichnet, da das Verzeichniß, für welches jie den Namen Flurbuch gebraucht, eine amtliche 
geometriiche Vermeſſung und Kartirung zur Grundlage babe, diefe aber nicht bei allen Arten 
von Grundftüden für erforderlich gehalten, insbeſondere nicht für Grundſtücke, deren Grenzen 
durch fefte Grenzzeichen Margeftellt fein und deren Bezeichnung nad; ihrer Lage od. ä., wie 
namentlich bei ftädtiichen Grundftüden, genüge, um fie von anderen zu unterfcheiden; vor allem 
aber folte die Benugung der in den einzelnen Bundesftaaten vorhandenen Verzeichniſſe und 
ber Hierauf fußenden Grundblider nicht durch? die Aufftellung genauerer Anforberungen an 
die amtlichen Verzeichniſſe unmöglich gemacht werben. Aus diefen Gründen fieht das Geſetz von 
dem Erforderniſſe der Kartirung, deren Bedeutung auch von dem Reichstage in der oben ©. 9 a. €. 
erwähnten Refolution anerfannt ift, und von der Nufitellung näherer Vorſchriften ab und 
"überläht die Beftimmungen über die Einrichtung der Verzeichniſſe landesherrlichen Verordnungen, 
denen aud) im Mebrigen bie Regelung des Verfahrens über die Anlegung der Grundbücher 
nad Art. 186 des E.G. z. B.G. B. obliegt. Auch der im €. I 8. 7 vorgefchlagene technifche 
Ausdrud „Flurbuch“ fehlt in dem Gefege mit Rückſicht auf den in den einzelnen Bundesftaaten 
hinſichtlich ber Bezeichnung der Verzeichniſſe herrſchenden verſchiedenen Sprachgebrauch (Flurbicher, 
Zagerbücjer, Fundbücher, Meßregiſter ıc.). 

Das Reichsgeſetz verlangt von dem Verzeichniſſe nur, dab es ein amtliches d. h von einer 
Behörde aufgeftelltes und geführtes fei, und daß es die Grundftlide unter Nummern oder Buchs 
ftaben aufführt. „Dabei ift es auch zuläffig, die Grundftüde nach beitimmten Merknalen in 
verfehiebene Gruppen zu teilen und innerhalb jeder Gruppe bie zugehörigen Grundftüde in 
gefonderter Nummern- oder Buchftabenfolge aufzuführen“ (D., vgl. R.B.). 

In Preußen dienen wie bisher (preuf. ©.B.D. 8. 4) als amtliche Verzeichniffe in dem 
obigen Sinne die Grund» und Gebäudefteuerbücher (Kl. V. O. Art. 2, Allg. Verf. 98. 3, 29, 30). 
Für Sachſen vgl. die B.D. vom 26. Juli 1899 88. 4, 13—15. 

3. Die Bedeutung bed Berzeihnifies für das Grundbuch beiteht 

a. nach $. 2 Nbf. 2 fediglic, darin, daß die Grunbftüdsbezeihnung in diefen die gleiche 
wie in jenem fein muß. Das Grundbuch muß alfo die in jenem enthaltenen Buchftaben oder 
Nummern beibehalten. Daraus folgt, daß bei der Theilung eines Grundſtücks eine neue Ber 
zeichnung der Grundſtückstheile in dem Verzeichniß erfolgen muB, damit diefe in das Grundbuch 
übernommen werben fann. Trogdem ſchreibt die G. B. O. dies nicht direft vor, fondern überläßt 
es im 8. 96 der Landesiuſtizverwaltung, darüber zu beftinmen, „intieweit für die Fälle, in 
denen ein Theil eines Grundſtüds von biefem abgeſchrieben oder ohne Abſchreibung mit einer 
Dienftbarkeit oder einer Reallaſt belajtet werben fol, die Eintragung don einer Aenderung des 
amtlichen Verzeichniſſes der Grundftüde oder von der Beibringung einer die Lage und die 
Grenzen des Grundflüdstheild darftellenden Karte abhängig fein fol." In den M. ©. 62 und 
der D. ©. 3051 (zu $. 94 des €. IT) ift dies damit begründet, dab die Führung des Ver⸗ 
zeichniſſes nicht reichsgeſetzlich geordnet fei, baher bleibe der Erlaß dieſer Vorſchriften der 
partifulären Regelung und zwar, der Vereinfachung wegen, der Regelung durch bie Landes— 
juftizverwaltung überlaffen. Für Preußen enthält die betreffende Vorſchrift $. 30 der Allg. 
Verf. (dgl. unten xl. 4 zu $. 6). 

Die Borjegrift des 8. 2 Abi. 2 Gap 1 kommt nah 8. 89 aud für Diejenigen bisher 
geführten Bücher zur Anmendung. die laut landesherrlicher Berorbnung gemäß $. 87 als 
Grunbbücer gelten follen. In ihnen muß bie vorgeſchriebene Bezeichnung ber Grundſtücke im 
Anſchluß an dad Verzeichniß nöthigenfals von Amtswegen nachgeholt werden. 

b. Vielfach werden die amtlichen Verzeichniſſe die Lage, die Größe, die Wirthſchaftsart, 
den Reinertrag oder ähnliche Umftände angeben, wenn dies auch nicht reichsrechtlich erfordert ift. 
Daß auch diefe Angaben in dag Grundbud zu übernehmen find, ſchreibt die G. B.O. nicht vor; 
gemäß $. 1 Nbf. 2 unterliegt dies der Unordnung der Landesjuftizverwaltung. (Bir Preußen 
ift bie uebernahme bed entfprehenden Inhalts der Steuerbücher im 8. 3 der Mlg. Berf. und 
für die bisherigen Bücher im $. 28 Abſ. 2 ebd. vorgeichrieben, und für bie ſtändige Ueber- 
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8. 8. 
Jedes Grundſtück erhält im Grundbuch eine beſondere Stelle (Grundbud;- 
blatt). Das Grundbuchblatt ift für das Grundftüd als das Grundbuch im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzufehen. 


einftimmung zwilden ben Grundblidern und den Steuerbüchern forgen bie durch 8. 29 ebd. 
aufrechterhaltenen Beftimmungen.) Derartige Angaben werden, auch wenn das Grundbud 
hinſichilich ihrer auf daS amtliche Verzeichniß Bezug nimmt oder fie fogar wiedergiebt, von dem 
Öffentlihen Glauben des Grundbuds (8.6.8. 8. 892) nicht gebedt. Als richtig gilt der 
Inhalt de Grundbuchs nur Hinfichtlic, derjenigen Angaben, deren Aufnahme in das Grundbuch 
in dem 8.6.8. ſelbſt vorgeſchrieben ift, aljo über die dinglichen Redtsverhältnifie und die Ber- 
fügungsbefhränfungen, dagegen nicht über die obigen, rein thatfächliden Umftände, nur „dab 
dag an der Hand des Flurbuchs zu ermitteinde Grundftüd den im Grundbuch angegebenen 
NRechtsverhältnifien umterliegt“ (M. ©. 35), wird garantirt, nicht die Größe, die Lage, die 
KRulturart und auch nicht die auß dem Grundbuche garnicht erfichtlichen Grenzen des Grundftüds 
gl. M. ©. 35, D. ©. 3055; Pland Bd. 3 ©. 108 Erl. 1, Turnau-Förſter Bd. I 
©. 29, 30, Predari ©. 29, 34 ff. Abm. Oberned ©. 219 und in Gruchot 43 ©. 171ff., 
Fuchs ©. 155fj. Ueber das frühere preuß. Recht, für das dieſe Frage fehr! zweifelhaft war, 
vol. Achilles-Strecker 4. Aufl. ©. 53, 54, 299; 8.8. 2 ©. 89, 11 ©. 91, 96, 17 ©. 38; 
RG. 27 ©. 240, 29 ©. 198, 42 ©. 20; Koppers in Grud. 36 ©. 338ff.) Much die 
Bermuthung der Richtigfeit Hat das Grundbuch hinſichtlich diefer Angaben nicht nad) $. 891 
des 8.9.8. für fi, wie ſchon die Faſſung des Geſehes ergiebt; ein Antrag, die Borichrift zu 
verallgemeinern, wurde in der 2. Kommiſſion abgelehnt, um nicht die Wermutfung auf die 
„Örundbuceinträge über thatſächliche Umftände (3. B. die Größe und die Lage eines Grund» 
ftüds), zu deren Aufnahme das Grundbuch nicht beitimmt jei”, zu erjtreden (P. II Bb. 3 ©. 49. 
Siehe auch RG. 42 ©. 200). 

Aus diefen Sägen folgt, daß das Grundbuchamt derartige thatfählihe Angaben, wenn 
ſich ihre Unrihtigfeit Gerausftellen follte (z. B. durch die Flurbuchdanhänge oder jonitige 
Katafterdofumente), im Grundbuche berichtigen kann, ohne die Möglichteit eines Rechtserwerbs 
auf Grund des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zu berüdfihtigen, während die bisherige 
preußifche Praxis mehrfach mit Nüdficht auf diefe Möglichkeit eine Entſcheidung des Prozeß⸗ 
gerichts geforbert fat, ob die jalfce Matlächliche Notiz eine Menberung im der Rechtöfage 
herbeigeführt Habe (vgl. K.G. a. a. ©., ferner 8.G. 13 ©. 100, unten ©. 154 Erl. 4a. E. 
zu 8. 3). 

Andererſeits ift aber zu beachten, dab es in vielen Fällen zweifelhaft jein kann, ob es fi 
lediglich um thatſächliche Angaben Handelt. Bgl. Bland Bd. 3 ©. 108 Erf. 1 Abi. 2. 
Daher muß das Grundbuchami bei feinen Berichtigungen mit Vorficht verfahren und im zweifele 
haften Fällen die Betheiligten Hören umd im alle ihres Widerfpruds anf den Rechtsweg 
verweifen. Jedenfalls ift dieſes m. E. erforderlich, wenn das Grundbudiblatt eine Barzele 
ausdrüdlid als BVeftandtheil des Grundftiids aufführt, da in diefem Falle die gebuchten Rechts« 
verhäftnifie auch hinſichtlich dieſer Parzelle unter dem öffentlihen Glauben des Grundbuchs 
ſtehen (8.8. 17 ©. 38, 8.6. 27 ©. 243, Oberned in Grud, 43 ©. 172). 

Ueber den Fall doppelter Buchung defielben Grundſtüds dgl. ©. 154 Erl. 4 zu 8. 3. 


4. Grondbugblatt. 
8.3. 
E.I s8.6 Abf.1; IT 8.3. P. J S. 18303—13306, 13619 M. S. 32. D. S. 3085. 
1.8. 3 Cap 1 ſchreibt zunächſt vor, daß für jedes Grundftüd (über dieſen Begriff vgl. 
oben ©. 14) ein Grundbuchblatt von Amtswegen anzulegen iſt. Damit ft nicht gefagt, daß 
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der Beitpunft, in welchem das Grundbuch für einen Bezirt ald angelegt anzufehen ift, und das 
Reichegrundbuchrecht nach Art. 189 ded E.B. 3. B.G. B. und 8. 82 der ©.B.O. in Kraft tritt, durch 
landesherrliche Verordnung nur jo beftimmt werden darf, dab wirklich alle Grundftäde vorher 
ein Blatt erhalten haben. Art. 186 des E.G. z. 8.0.8. fieht ausdrüdlih vor, daß in jenem 
Zeitpunkt einige Grundſtücke noch nicht gebucht jein follten, und unterſcheidet, ob dieje „durch 
bejondere Anordnung“ ausgenommen find oder nicht; nur im dem erfieren Falle joll das 
Inkrafttreten des Immobiliarſachenrechts des B.G.B. für diefe einzelnen Grundſtücke noch 
hmausgeihoben werden. Ebenſo beriidfihtigt die G. B. O. diefen Fall, indem fie im $. 91 die 
Beitimmung de& Verfahrens. zum Bwede ber Eintragung dieſer Grundſtücke landesherrlicher 
Verordnung überläht." Bi. für Preußen die Kgl. B.D. Art. 3, 4, 14-32. 

Der obige Cap gilt aber nicht ausnahmslos. Nach $. 90 kann durch landesherrliche 
Verordnung beftimmt werben, dab die Grundftiide des Fiskus oder gewifler juriftifcher Berfonen, 
die öffentlichen Wege'und Gewälier ſowie loiche Grundftüde, welche einem dem öffentlichen Ver⸗ 
fehre dienenden Bahnunternehmen gewidmet find, ferner die landesherrlichen Grundjtüde umd 
die Hause oder Familiengüter der landesherrlichen und der dieſen gleichgeftellten Zamilien nur 
auf Antrag ein Grundbuchblatt erhalten. Bgl. hierüber die Erl. zu $. 90 und für Breußen 
die Rgl. BD. At. 1. 

2. Die Hauptbebeutung der Vorſchrift des Sapes I befteht in der Anorbnung, daß jebes 
Grundfiiid eine befondere Stelle im Grundbuche haben muß. Dieſe Beſtimmung beruht auf 
der Erwägung, daß dad Grundbuch feinen Zwed, die Rechtöverhältniffe an den einzelnen Grund« 
jtüden erfennbar zu machen, nur dann erfüllen fann, wenn es fo eingerichtet ift, daß Jeder, 
für den die rechtlichen Beziehungen eınes Grundſtücks von Jntereſſe find, leicht und ſicher 
erfahren fann, was in Anfehung befielben eingetragen iſt. Deshalb ift angeordnet, 

a. dab jedes einzelne Grundjtüd ein bejonderes Grundbuchblatt erhält, da alfo grund» 
jägfih nicht ein Blatt mehrere Grumditüde umfaßt, indeffen gift Hiervon die im 9. 4 beftinmte 
Ausnahme; 

b. daß jedes Grundftüd nur einmal in das Grundbud) einzutragen ift und alle daffelbe 
betreffenden Angaben an einer Stelle zu finden jind. Hiervon geftattet das Geſetz nur für 
die bisher geführten Bücher eine Ausnahme ($. 87), jedoch mit der Einfhräntung, da jedes 
Grundftüd in einem der mehreren Bücher eine befondere Stelle haben muß, an der auf bie in 
den anderen Büchern befindlichen Eintragungen zu verweiſen iſt (8. 89); 

e. daß ferner regelmäßig das Grundbuchblatt nur ſolche Eintragungen enthalten darf, die 
fich auf das ganze Grundjtüd beziehen, nicht auch befondere Angaben über die Rechtsverhälimiſſe 
eines Beitandtheils; vgl. hierüber $. 5 Erl. 6 und $. 6. 

Dagegen ift aus dem Erforbernig eines befonderen Grundbuchblatts für jedes Grundftüd 
nicht zu folgern, daß die preußiihen Grundbuchartikel (Forniular II von 1872, oben ©. 4f.) 
reichögefeglich unzuläfſig feien. Der Ausdrud „Brundbugiblatt* ift nur die (aus dem preußiſchen 
Rechte übernommene) technifhe Bezeichnung jür die „bejondere Stelle“ im Grundbuche. Wie 
diejes Blatt einzurichten ift, wird von der Landesjuftizverwaltung bejtimmt ($. I Abj. 2); 
dieſe fann aud) anordnen, dal; der Name des Eigentümers voranfteht, und daß, unter Be: 
obachtung der Vorfchriften des $. 4 (bezw. ber $$. 86, 87), das Blatt (der Artitel) jedes Eigen- 
thümers alle ihm gehörigen Grundftüde umfaßt, fofern nur alle die Grundſtücke betreffenden 
Angaben auf diejeu neuen Blatte verzeichnet jtehen und bei einer Uebertragung des Grundſtücks 
auf einen anderen Artitel mitübertragen werden (vgl. $. 47 Abf. 2). Derartige, dem preußiſchen 
Formular II entiprehende, jog. Perfonaljolien find aljo reichsrechtlich nicht umzuläffig (vgl. 
M. ©. 33, 34), 

3. Der zweite Satz bes $. 3 dient zur näheren Beftimmung der Tragweite des eriten. 
Ex ftellt Mar, daß diefer nicht Sediglich eine Ordnungsvorſchrift enthält, jondern daß jede im 
BGB. vorgefcriebene Eintragung und Löſchung gerade auf dem für das Grundftüd bejtimmten 
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Grundbuchblatt erfolgen muß, und daß eine an anderer Stelle erfolgte Eintragung ohne materielle 
Wirkung für die Rechtsverhältniſſe diefes Grundftüds ift. Praktiih kann dies vor allem bei 
einer Gefammthupothef oder einer fonftigen Gefammtbelaftung mehrerer Grumdftiide werden; diefe 
muß auf bem Blatte eines jeden befajteten Grunbftüds eingetragen werden, eine Eintragung auf 
einem Blatte würde die Mithaft der übrigen Grundftüde nicht bewirken, felbft wenn dieſe als 
mitverhaftet auf jenem Blatte benannt wären. Nicht die Eintragung an irgend einer Stelle bes 
Grundbuchs genügt, weil ia dadurch der in Erl. 2 erwähnte Zwed des Grundbuchs nicht erreicht 
werben wilrde: fondern nur die Eintragung auf dem Grundbuchblatte des von ihr betroffenen 
Grundſtücks ift im Sinne des B.G.B. eine Eintragung in das Grundbuch. 

Wenn nad; Iandesherrlicher Verordnung mehrere bisher geführte Bücher oder ein foldes 
zufammen mit einem oder mehreren neuen Büchern als Grundbuch gelten, fo muß, wie erwähnt, 
jedes Grumdftüd in einem der Bücher eine befondere Stelle haben, an der auf die in den 
anderen Büchern befindlithen Eintragungen zu verweifen ift; jene Stelle und die Etelle, auf 
die vermwiefen iſt, gelten alsdann zufammen als das Grundbuchblatt im Sinne der obigen 
Vorſchrift (8. 88). 

4. Nah dem in Erl. 2 Gefagten iſt es unzuläffig, daß über ein Grundftüd zwei Grund- 
buchblätter geführt werben. Falls dies trotzdem verfehentlih vorfommen folte, beftimmen ſich 
die Wirkungen der Eintragungen nach dem buͤrgerlichen Rechte; vgl. land BL. 3 &.109 8.892 
Erf. I 4, wo in Uebereinftimmung mit ber das bisherige preußiiche Recht betreffenden Recht- 
ſprechung (O. Tr. Entſch. 75 ©. 333, 83 ©. 270; R.G.11 ©.278, 13 ©. 247,29 S. 198, Grudot 
33 ©. 1069) ausgeführt wird, daß, foweit die Eintragungen auf den beiden Blättern einander 
widerſprechen, ſich feine Partei für die ihr günftige Eintragung auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuch berufen kann, jondern lediglich da8 materielle Recht fiber die Rechtsverhältniffe 
des Grundſtücks entfcheidet. Dagegen fol nad; der Denkichrift das Verfahren zum Bmede der 
Befeitigung eines folhen Mangels der landesherrlichen Regelung unterliegen, da e8 ſich dabei 
um die Einrichtung und Führung des Grundbuchs Handle (vgl. S. 179 Vorbm. II vor 8. 13). 
Für Preußen und diejenigen fonftigen Staaten, deren Iandesrechtlihe Beftimmungen feine be— 
fonbere Vorſchrift enthalten, wird man das Grundbuchamt jedenfalls unter den Borausfepungen 
des 9. 54 ber G. B. O. für befugt erachten bürjen, von Amtöwegen einen Widerfprud einzutragen. 
Außerdem wird das Grundbuchamt, wenn z. B. bei ber Uebertragung eines Grundſtücks auf 
ein anderes Blatt (6.8.0. 58. 4,5) deffen Abfchreibung von dem bisherigen Blatte verſehentlich 
unterblieben ift, auch diefe Abſchreibung folange noch nachholen dürfen, als die Rechtslage noch 
unverändert d. 5. hinſichtlich des Grundftüds auf dem früheren Blatte nod) feine weitere Ein- 
tragung erfolgt ift; auch erfcheint es unbedenklich, das eine Blatt von Amtswegen zu ſchließen, 
wenn ein Widerſpruch zwiſchen dem Inhalte der Blätter nicht beiteht, an beiben Stellen diefelbe 
Perfon als Eigenthiimerin und feine oder diefelben Laſten eingetragen find, wenn auch biefeg 
Offigialverfahren nirgends beſonders zugelafien ift. Im Uebrigen aber muß das Grundbuhamt 
fich darauf beſchränken, die Betheiligten auf die doppelte Buchung aufmertſam zu machen und 
zur Stellung der erforderlichen Anträge zu veranlafien, und Hat bis zur Rictigftellung alle 
Eintragungsanträge abzulehnen, ſoweit fie nach dem Inhalte des einen oder des anderen Blattes 
unzuläffig find. gl. indeffen 8.G. 13 ©. 100; in dem hier behandelten Falle war bei ber 
Zurüdführung des Grundbuchs auf das Katafter eine und diefelbe Parzelle fälſchlich als Be⸗ 
ftandtheil zweier lediglich mit dem Gefammtflächeninhalt eingetragenen Grundftüde betrachtet 
und fo durch Verweiſung auf die Katafterauszüge doppelt eingetragen; das Kammergericht er— 
Märte die Abſchreibung diefer Parzelle von dem Blatte, auf dem fie zu Unrecht gebucht mar, 
ohne Einwilligung ber vor und nad) der Aurüdführung eingetragenen Hypothekengläubiger und 
ohne Mitübertragung ihrer Hypothefen fir zuläffig, weil die bei der Zurückführung eingetragenen 
Angaben der Beſtandtheile des Grundftüds nur die Bedeutung einer thatſächlichen Mitteilung 
hätten und die Hypothekengläubiger fich wegen der doppelten Buchung bes Grundſtücks nicht auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen fünnten. 
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8.4. 
Ueber mehrere Grundſtücke desjelben Eigenthümers, die im Bezirke desſelben 
Grundbuchamts belegen find, kann ein gemeinfchaftfiches Grundbuchblatt geführt 
werben, folange hiervou Verwirrung nicht zu beforgen ift. 


5. Gemeinfhafllihes Grundbugblatt. 


8.4. 
: 118.4 8.16 18308—13307. M. 6.33. D. ©. 3085. 
RB. ©. 3419, 3420. 
1. Grund für die Zulafjung. 4. Wirkung. 
2. Einrichtung. 5. Wiederaufgebung. 
3. Borausjepungen. 

1. Bie €. 153 Erl. 2a bereit? erwähnt, geht die G.B. O. davon aus, daß grundfäglid 
jedes Grumdjtüd ein befonderes Grundbuchblatt erhält. Diefe der Idee des Grundbuchſyſtems 
am meijten entiprechende Einrichtung ift aber nicht überall prattiſch durchführbar. In Gegenden, 
wo bie fveie Iheilbarteit des Grundbefiges ſtark ausgenugt üt, ſcheitert die Durchführung dieſer 
Regel ſchon an der Zahl der Blätter. Außerdem würde die Verfügung des Eigenthümers über 
feinen Grundbeſitz formellen Schwierigkeiten begegnen, wenn leßterer auf fo viele Blätter ver- 
theilt wäre, als die Zahl der vielfach nur ſehr Heinen Parzellen beträgt; häufig würde bei Be- 
laſtungen und Auflafjungen eine Parzelle vergefien werben. Schließlich würde die Eintragung 
einer jeden Rechtsanderung aud in Folge der großen Zahl der Blätter eine erhebliche Arbeits- 
vermehrung der Grundbuchämter zur Folge haben. Aus bdiefen Gründen war ſchon in dem 
bisherigen Rechte vielfach ein nemeinfhaftliches Blatt für mehrere Grundftüde zugelafien, und 
zwar in der preußifhen &.8.D. vom 5. Mai 1872 in doppelter Weife; nad 8. 13 fonnte für 
mehrere im Bezirte defielben Grundbuchamts liegende Grundftiide befielben Eigenthlimers auf 
deſſen Antrag ein gemeinſchaftliches Realfolium (Formular I) angelegt werden, wenn daraus 
nad dem Ermefien des Grundbuchamts feine Verwirrung zu beforgen war, und daneben war 
gerade für die Gegenden des zeriplitterten Grundbeſitzes das Formular IT dur diefe G.B.O. 
neu eingeführt. gl. oben €. & und die Motive z. preuß. ©B.D. bei Werner 2 ©. 151. 
Diefelben Gründe haben auch die Aufnahme des 8. 4 veranlaft, indem man darauf vertraute, 
daß die Landesjuſtizverwaltungen für die Ueberfichtlichfeit der Eintragungen durch bie zweck- 
mäßige Einrichtung des Formulars forgen und damit den mit dem gemeinſchaftlichen Blatte 
verbundenen Gefahren vorbeugen würden. 

2. Die Einrihtung des gemeinfhajtlihen Grundbuchblatts it völlig ben landesrechtlichen 
Ausführungsvorichriften überlafien, Diefe haben insbefondere auch darüber zu entideiden, ob 
das gemeinſchaftliche Blatt entiprehend dem preußiſchen Formular II als fog. Berjonalfolium, 
bei dem die Bezeichnung des Eigenthümers der der Örundftüde vorangeht, oder als Realjolium 
eingerichtet werden fol (vgl. M., D. und KB. a. a. D.). In Preußen ift dad neue Formular 
gerade deshalb eingeführt, weil es ſich befier ald da8 bisherige Formular I zu einem gemeins 
icpaftlichen Blatte eignet, und topdem ein Realfolium tft (gl. oben S. 148 Erl. 4). 

3. Die Anlegung eines gemeinſchaftlichen Blattes ift mır unter beitimmten Vorausſetzungen 
zugelaſſen: 

& Die Grundſtücke müſſen demſelben Eigenthümer gehören. Damit iſt, wie ſich von 
ſelbſt verſteht, nicht gefordert, daß fie im Alleineigenthum einer Perſon ſtehen; auch mehrere 
Grundftüde derſelben Mit- oder Gefammteigenthitmer können ein gemeinſchaftliches Blatt er— 
haften. Selbſt die Verſchiedenheit des Antheilverhältniſſes der Miteigenthümer an den einzelnen 
Parzellen ift fein gefepficher Hinderungsgrund, es fei denn, daß in Folge deſſen Verwirrung zu 
beforgen ift, was häufig der Fall fein wird. 


E. J 8.6 Abf. 
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Bon biefem Erforderniſſe läßt 3. 87 für bie bereits beftehenden Bücher eine Ausnahme 
zu mit Rüdfiht auf einzelne partikularrechtliche Beſtimmungen 15. B. in Württemberg), nad 
denen Grunditlide der Ehegatten oder der Eltern und der Kinder auf demſelben Blatte verzeichnet 
werden dürfen (M. ©. 35). 

b. Die Grundftilde müfjen im Bezirke befielben Gruudbuchamts belegen ſein. Dagegen 
iſt nicht erforderlich, daß fie auch in demjelben Grundbuchbezirke liegen; diefe Ausnahme von 
8.2 Abf. 1 ift damit begründet, daß eine derartige Beſchränkung den Zweck des gemeinfcaftlichen 
Blattes beeinträchtigen würde (M. ©. 34). Für die meijten Provinzen Preußens bildet dies 
zwar nicht für das Formular I (preuß. ©.8.0. 8. 13). wohl aber für das Formular IT 
(daſ. 8. 15) eine Neuerung; nur für Weftfalen war von ber Juftizverwaltung und für das 
Gebiet des Rheiniſchen Rechtes durch das Geſetz vom 12. April 1888 $. 18 die Anlegung eines 
Artikels für Grundftüde, die in verfdiedenen Gteuerbezirten liegen, zugelafien. 

Auch diefe Vorausfegung gilt nicht ausnahmslos; $. 86 geftattet mit Rückſicht auf die 
durch Art. 119 Ziff. 2 des EG. 5. B.C.B. aufrecht erhaltenen Iandesgefeplichen Vorſchriften, 
welche die getrennte Veräußerung bisher zufammen bemirthichafteter Grundftüde unterfagen, 
eine landesherrliche Verordnung, durch die von ihr dispenfirt wird. In Preußen iit von biefer 
Befugnig nur für „mehrere zu einem Familienfideilommiſſe gehörende Grundſtücke Gebrauch 
gemadt (Kgl. B.D. Art. 37). 

e. Schließlich muß die Beforgnik einer Verwirrung auögefchlofien fein. Durch dieſen 
Zufag, der in dem E. I fehlte, wird Margeftellt, dab das Grundbuchamt für die höchft wichtige 
Ueberfichtlichfeit des Grundbuchs (vgl. Neumann in Grud. 39 €. 259.) zu forgen hat. 
Eine Verwirrung kann namentlich in Folge ber Verſchiedenartigkeit des Antheilverhäftniffes der 
Miteigenthümer oder der Belajtung zu beforgen fein; ohne Weiteres bildet nämlich legtere fo 
wenig wie jene (oben a) ein gefepliches Hindernib. 

Weitere Erfordernifje find nicht aufgeftellt; insbefondere ift auch micht, wie in der prenß. 
G . 13 beim Formular I, ein Antrag des Eigenthümers gefordert. Ebenſowenig it, 
wie für das preußiihe Formular II, bei Einführung eines Perjonalfoliums die, Anlegung 
mehrerer Artikel für die im demfelben Grundbuchbezirte belegenen Grundſtücke deſſe jelben Eigen- 
thümers reichsrechtlich für unzuläſſig ertlärt. Vielmehr bleibt im dieſer Hinficht Alles dem 
Beftimmungen der Landesjuftizverwaltung überlafien ($. 1 Abf. 2). 

Das Landesrecht kann auch die Anwendung bes 8. 4 durch das Aufftellen weiterer Er- 
forbernifie einfchränfen oder fogar ganz ausſchliehen (fo fächſ. B.D. vom 26. Juli 1899 8. 6). 
wenn aud) ein ausdrücklichet Vorbehalt fehlt; denn die G.B. O. geht von dem Cape, daf jedes 
felbftändige Grundftüd ein befonderes Blatt erhält, als Regel aus (Erl. 1) und fteht einer 
fandesrehtlihen Norm, welche die Ausnahme von dieſer Regel befeitigt, nicht entgegen. 

Für Preußen find befondere Vorſchriften nicht ergangen (vgl. jedoch für Mnerbengüter 
die Allg. Verf. $. 21 Abf. I Sap 2). Bei der Weiterführung des Artifelformulard wird bie 
Bißgerige Beftimmung auch in Bufunft zu beachten fein; im Uebrigen bleibt bie Entjheidung, 
ob beim Vorhandenſein der geſetzlichen Borausfegungen ein gemeinſchaftliches Blatt angelegt 
werden foll, dem pflihtmäßigen Ermeſſen des Grundbuchamts überlafen (8.3. S. 34). 

4. Die Anlegung eines gemeinſchaftlichen Blattes hat nicht die Wirfung, daß die mehreren 
Grunditüde ihre Selbftändigfeit verlieren. Jedes von ihnen kann allein belaftet werden, 8. 6 
findet Hierauf feine Anwendung. Hierin liegt der Unterfchied von der Vereinigung mehrerer 
Grumdjtüde im Sinne des $. 5. 

5. Ueber die Wiederaufhebung des gemeinjhajtlihen Blattes jagt die Denkſchrift: „Durch 
feine Fafjung bringt der $. 4 zugleid) zum Ausdrude, dab die gemeinſchafiliche Buchung von 
Amtswegen wieber aufzuheben ift, jobald eine der Vorausfepungen ihrer Zuläffigfeit jpäter 
mwegiällt, fobald alfo die Grundjtüde verichiedene Eigenthümer erhalten oder aus einem fonftigen 
Grunde von der Beibehaltung des gemeinfchajtlihen Blattes Verwirrung zu bejorgen iſt.“ 
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Ein Grundſtück oll nur dann einem anderen Grundſtück als Beſtandtheil 
zugeſchrieben oder mit ihm vereinigt werden, wenn hiervon Verwirrung nicht zu 
beforgen ift. 


Dies ift dor Allem in dem Worte „folange” zum Ausbrude gefommen. Danach ift das Grund- 
buchamt jeder Zeit in der Lage, aus Beſorgniß der Verwirrung bie Bereinigung von Amts- 
wegen wieder aufzuheben. 

Asdann find bei der Abſchreibung des einen Grundftüds auf deſſen neues Blatt alle ſich 
auf dieſes Grundſtuck beziehenden bißherigen, noch ungelöjchten Eintragungen zu übertragen; 
ein nicht mitübertragenes Recht gilt als gelöfcht (8. 47 Ubi. 2; vgl. auch Ext. 2 und 3 zu $. 3). 
Ueber das Verfahren vgl. noch 8. 49 und für Preußen die Allg. Verf. 8. 8 Abf. 3 Biff. 2 u. 
Abſ. 7. 


6. Zuſchreibung und Pereinigung. 


8.5. 
€. 18.13; II 8.5. ®.1 6. 13320—13333, 13510, 13511. M. ©. 40. D. 6. 3085. 
8.8. ©. 3420. 
1. Inhalt und Biwedl des $. 890 des B.G.B. 4. Urt der Eintragung. 
2. Borausfegungen der Bufchreibung und der 5. Wirkung. 
Bereinigung. 6. Wiederaufhebung. 
3. Zuftändigfeit des Grundbuchamts. 

1. Aus 8. 2 Abſ. 1 ift zu entnehmen, ba regelmäßig jede einzelne in dem amtlichen 
Verzeichniß unter befonderer Nummer oder unter bejonderem Budjitaben aufgeführte Parzelle 
ein jelbitändiges Grundftüd bilder. Die ftrenge Durchführung diefer Regel würde aber den 
wirthſchaftlichen Bedürfniſſen nicht gerecht werden. Damit, wie bisher in großen Thellen 
Deutſchlands, fo auch in Zukunſt die wirthſchaftlich ein Grundftüd bildenden gefchloffenen Güter 
nod zu rechtlichen Einheiten gemacht werden und als folde rechtliche Anerkennung erlangen 
fönnen, geftattet das 8.0.8. im 8. 890 dem Eigentümer, mehrere Örundftüde durch Eintragung 
in das Grundbuch zu einem einheitlichen Ganzen zu machen und dadurch einen einheitlichen 
Berfügungägegenftand zu ſchaffen. Auf diefe Weife wird zugleich das Verfahren bei Berfügungen 
über bie Grundftüde, ſowohl für deren Beurfundung wie für bie Eintragung in das Grundbuch, 
erheblich vereinfacht (vgl. M. 3. B.©.B. Bd. 3 ©. 56ff., P. II Bd. 3 ©. 5ö1ff.). 

Die Verbindung mehrerer Grundftüde zu einem Ganzen kann in doppelter Weiſe geſchehen; 
8. 890 des 8.6.8. beftimmt nämlid: „Mehrere Grundftüde können daburd zu einem Grumd- 
ftüde vereinigt werden, daß der Eigenthlimer fie als ein Grunbftüd in das Grundbuch ein- 
tragen läßt. Ein Grundftüd kann dadurch zum Beſtandtheil eines anderen Grundſtücks gemacht 
werden, daß der Eigenthümer es diefem im Grundbuche zufdreiben läßt.“ Demnach ift zu 
unterſcheiden, ob das eine der beiden Grundftüde als Hauptgrundſtück anzujehen ijt oder nicht; 
in dem eriteren Falle erfolgt die Buihreibung des einen Grundjtüds zu einem anderen, 
dem Hauptgrundftid, als defien Beftandiheil und in dem feßteren die Vereinigung ber 
mehreren Grunbftüde zu einem neuen Ganzen. Die erfte Art der Verbindung entipricht der 
Buſchreibung als Zubehör des früheren preußiſchen Rechtes (preuß. ©.8.D. 88. 5, 61). 

Nah Art. 119 Ziff. 3 des EG. z. B.G.B. bleiben übrigens bie landesgeſetzlichen Bor: 
föriften, welche die Bereinigung oder Zuſchreibung unterfagen oder beicränfen, unberüßrt; für 
Preußen ift diefer Vorbehalt ohne Belang. 

2. Die Borandfegungen ber Eintragung beider Arten in das Grundbud bilden nah 
8. 890 des BOB. und 8. 5: 
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a. Identität bes Eigenthümers mehrerer Grundftüde. ir das preußiſche 
Recht hat das Rammerger. (RG. 16 ©. 60) angenommen, daß auch ein ibeeller Miteigenthumd- 
antheil an einem Grundftüde, wenn er aud nicht als jelbftändiges Grundſtück gebucht werden 
darf, do einem anderen Grundftüd als Zubehör (Beitandtfeil im Sinne des 8.9.2.) zu: 
gefchrieben werden kann; ebenjogut wie nad ber preuß. 6.8.D. 8. 5 wird man dies au nad 
8. 5 der ©.8.D. für zuläffig erachten müſſen, obwohl bier nur von ber Zuſchreibung eines 
„Grundſtücks“ die Rede ift. (So au die Neicstagstommiffion, K.B. S. 3420.) Prattiſch 
empiehlenswerth iſt das von dem Sammerger. gebilligte Verfahren namentlich bei Privatwegen 
(Einfaprten u. ä.), die im Miteigemume mehrerer Nachbarn ftehen. Daſſelbe ift aber nicht 
unbedenklich, weil dadurch dad Grundftüd, entgegen der Vorſchrift des $. 3, mehrere beionbere 
Stellen im Grundbuch erhält und die Anſicht, daß jeder Miteigenthumsaniheil ein Grundftüd 
im Einne des $. 3 jei, ſchwerlich zu rechtfertigen iſt. 

b. Die Erflärung des Eigenthumers, daß die Grunditüde als ein Grundftüd in 
das Grundbuch eingetragen oder daß das eine dem anderen als Beſtandtheil zugeſchrieben 
werben foll (anders im Falle des $. 4, ngl. ©. 156 Ext. 3 a. E). Dieſe Erklärung bedarf 
der im 8. 29 Gap 1 vorgeſchriebenen Form; fie ift fein reiner Antrag im Sinne de $. 30, 
feine bloße Verfahrenshandlung, fondern ein rechtögefhäftliher Alt (Bredari ©. 64). 

ec. Dazu fommt die Ordnungsvorfchrift des 8. 5, da dem Untrage des Eigenthümers 
nicht ftattgegeben merben foll, wenn von der Vereinigung oder Zufcreibung Verwirrung 
zu beforgen ift. „Die beantragte Buchung iſt hiernach namentlich dann abzulehnen, wenn fie 
wegen verfchiedener Belaftung der Örundjtüde das Grundbuch unüberfihtlih maden oder bei 
der Siwangspollittedung zu VBerwidelungen führen würde” (D. Ebenſo Sächſ. V.O. v. 26. Juli 
1899 9. 7). Wie nämlich aus $. 1131 des B.G. B. erhelit, bilder am ſich die Verſchiedenheit 

. ber Belaftung feinen Hinderungsgrund; aber häufig wird fie die Beforgniß einer Verwirrung der 
Grundbuchverhäfmifie vedtfertigen und deshalb zur Ablehnung des Antrags des Eigenthümers 
außreien (a. M. LG. Leipzig im fühl. Archiv Bd. 1U ©. 37e). 

Beitere Erforderniffe find nit aufgeſtellt. Insbefondere ift nicht erforderlich, 
daß die Grundſtücke räumlich aneinander grenzen, nod dab fie wirklich eine wiriſchaftliche 
Einheit Bilden. Aud; die Zugehörigleit zu demfelben Grundbuchbezirt oder zu dem Bezirke 
deffelben Grundbuchamts ift nicht vorausgefept (vgl. indeffen wilrttemb. A.G. . B.G.B. Art. 19). 
Selbjt dab die Grundſtücke in verſchiedenen deutſchen Bundesftaaten liegen, ſteht nicht entgegen, 
fofern nur unter den betheiligten Staaten über die Zujtändigleit des Grundbuchamts eine 
Einigung erzielt iſt (vgl. oben ©. 145 Etl. 4, M. ©. 42). Dagegen wird man (mit der preuß 
6.8.9. $. 5 Abf. 3) die Unzuläffigkeit der Vereinigung und Zufcreibung annehmen müfien, 
wenn eine der beiden Grundſtücke im Auslande, d. 5. (anders als im Sinne der preuß. ©. .) 
außerhalb des deutſchen Reiches Liegt, da für das ausländiihe Grundftüd das auslaändiſche 
Recht maßgeblich iſt und „die Juſtizhoheit nicht über die Grenze reicht, aber auch nicht einen 
Eingriff in daS deutfche Gebiet duldet“ (M. ©. 421, es ſei denn, daß durch einen Staatsvertrag 
des Reiches oder durch einen vor dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſenen Landesitaatsvertrag 
(EG. z. B.6.B. Urt. 56) etwas Anderes vereinbart ift. In den Motiven wird der das Herzog- 
tum Warſchau betreffende Traktat zwiihen Preußen und Rußland vum 31. (19.) Dezember 
1835 (G.S. 1836 ©. 1) als Beifpiel angeführt. Ebenjo Predari ©. bt. 

Benn die beiden Grundftlde zwar im Infande liegen, aber das eine noch nicht unter 
Grundbuchrecht fteht, jo findet $. 5 nad $. 82 und nah dem Art. 186 des EG. ;. B.G. B. 
feine Unmendung. Erſt nachdem der Zeitpunft, in welchem dad Grundbuch nad der landes⸗ 
herrlichen Verordnung als angelegt anzujehen iſt, für alle Bezirke eingetreten iſt, in demen die 
beiteffenden Grundſtücke belegen find, kann die Vereinigung oder Zufhreibung erfolgen. (Vgl. 
Kolligs im Magazin für das deutiche R. der Gegenwart Bd. 5, 1885, ©. 98). 

3. Falls die zu vereinigenden Grundftüde nicht in dem Bezirke deſſelben Grundbuchamis 
fiegen, fragt es fih, weiches der beiheifigten Grundbuhämter zur Entſcheidung über 
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den Antrag bes Eigenthümerd und zur Führung des Grundbuch über das neue einheitliche 
Grundjtüd zuftändig üt. Hierüber enthielt der €. I 8. 13 Cap 2 eine beſondere Borichrift, 
die im dent Gefepe fehlt, weil die Regelung ber Zuftändigteit der Grundbuchämter überhaupt 
der Landesgefepgebung überlafjen iſt. Vgl. preuß. A.G. z. G.B. O. Art. 2, 3; bayer. A.G. 
Art. 5, 6: ſächſ. BD. vom 24. Juli 1894 88. 21, 22. Nach dem preuß. A.G. ift im Falle 
der Zuſchreibung das Grundbuchamt zuftändig, in defien Bezirfe das Hauptgrundftüc belegen 
üft; in dem alle der Vereinigung erfolgt die Beftimmung des zuitändigen Gerichis durch das . 
gemeinſchafiliche obere Gericht ober in defien Ermangelung durch den Jufligminifier. Für den 
Fall, daß eines der Grundftüde außerhalb Preußens liegt, fehlt es an einer geſehlichen 
Buftändigfeitänorm (vgl. oben ©. 145 Ext. di. 

4. Die Art und Weife der Eintragung beftimmt fi nad Landesrecht. Bol. z. B. ſächſ. 
8.D. vom 26. Juli 1899 98. 8, 51—53, 75, 151. Für Preußen iſt fie durd die Allg. Verf. 
$. 3 Abj. 3 Ziff. 2 und 3 und Abſ. 4 näher geregelt, und durd das dieſer Verf. beigefügte 
Mufterformular (Beftandsvergeichniß I laufd. No. 1 dis 3 und 6 bis 8) veranfhaufiht. Siehen 
die Grundftüde bisher auf veridiedenen Blättern, fo ift bei der Zuſchreibung ber Beftandtheil 
von feinem bisherigen Grundbuchblan abzuſchreiben und mit feinen Belaftungen auf das Blatt 
des Hauptgrundftüds zu übertragen, bei ber Bereinigung entweder ein neues Blatt anzulegen 
oder eines der beiben Wfätter weiterzuführen und erfterenfals beide, Ießterenfallß das andere 
Grundjtüd nebit Laſten dahin zu übertragen. Ueber die Schließung des oder der bißherigen 
Blätter enthalten die 88. 17—19 der Allg. Verf. die näheren Anweiſungen. Vgl. auch unten 
Erl. 5 Abf. 3 und Ext. 6. Für den Hall, dab die mehreren Grundftüde in den Bezirten 
verſchiedener Grundbuhämter liegen, iſt ferner die Vorſchrift des $. 18 der Allg. Verf. zu 
beachten (vgl. die Exl. zu diejem 8. 18). 

Schließlich fragt e8 fi, ob es der Anlegung eines beſonderen Blattes für das zuzu- 
ſchreibende oder mit einem anderen Grundſtüde zu vereinigende Grundftüd auch dann bedarf, 
wenn der Eigenthümer den Antrag auf Zuſchreibung oder Vereinigung jtellt, bevor jenes Grund— 
jtüd ein Watt erhalten hat, togdem aber nad Art. 186 Abſ. ? des E.G. z. B. G. B. bereits 
unter Grundbuchrecht fteht. Die Frage ift unbedingt zu vermeinen, wenn die Grunditüde in 
demſelben Grundbuhomtsbeziete, wenn auch in veridjiedenen Grundbuchbezirken, liegen; bie 
Eintragung auf das Blatt des Haupigrundjtiids oder des andern Grundſtücks ijt dann nad, 
$. 4 genügend. Dagegen giebt die G.B. O. auf dieſe Frage für den Fall, daß bie Grundftide 
in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter liegen, feine Antwort, weil das Verfahren über 
die Anlegung der Grundbücher wie daS zum Zwede ber Eintragung von Grundſtücken, die bei 
der Anlegung de3 Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten haben, durch landesherrliche Verordnung 
beftimmt wird (E.®. z. B.G.B. Art. 186; G. B. O. 8. 91). Soweit diefe befonderen Vorſchriften 
nicht entgegenftehen, ijt die Unlegung bes befonderen Blattes zu empfehlen, damit der Berbleib 
des Grundftüds auß dem Grundbuche feines Bezirkes zu erfehen ift; denn, wenn auch das 
Blatt fofort wieder gejchlofien wird, enthält es doc einen Hinweis auf das Grundbuchblatt, 
auf meldes das Grundftüd übertragen iſt. Gelöftverftändfih ift nad) $. 873 die vorgängige 
Anlegung erforderlich, wenn der Eigenthümer des einen Grundſtücks das andere erſt behufs 
ereinigung mit feinem übrigen Grundbefig erwerben will. 

5. Die Wirkungen der Zuſchreibung und Vereinigung ftimmen darin überein, da bie 
bisher felbitändigen Grundftüde von nun an nur nod als ein einheitliches Ganzes für Ver— 
äußerungen und Belaftungen in Betradht tommen. Soll eines von ihnen allein belaftet werden, 
finden 88. 6 und 96 (Müg. Verf. $. 30) Anwendung; von der Velaftung mit Dienitbarteiten 
oder Reallajten abgejehen, jet alſo jede Belaftung eine Aufhebung der Vereinigung voraus. 

Die Bejtandtheile find aber feine wefentlihen im Sinne des $. 93 des B.G.B. es bleiben 
daher die vor der Vereinigung auf den einzelnen Grundftüden ruhenden Saiten unverändert 
beftehen. Nur bei der Bufchreibung gilt die Ausnahme, dab die Hypoiheten und Grundſchulden, 
die zur Zeit der Zufchreibung auf dem Hauptgrundftüde Laften, den zugeſchriebenen Beſiandtheil 


160 G.BD. Allgemeine Borferiften. 8. 6. 


8. 6. 

Soll ein Grundftücstheil mit einem Rechte belaftet werden, jo ift er von 
dem Grundſtück abzuſchreiben und als felbftändiges Grumdftücd einzutragen. Iſt 
das Recht eine Dienftbarfeit oder eine Reallaft, jo lann die Abſchreibung unter- 
bleiben, wenn Hiervon Verwirrung nicht zu beforgen ijt. 


mitergreifen, jedod im Range ben auf diefem ruhenden Laften nadjitehen (B.G.B. 88. 1131, 
1192). Bol. Grügmann im fähj. Archiv Bb. 3 ©. 145. 

Die Eintragung der auf den einzelnen Grundftüden rubenden Laſten al® Belaftungen biefes 
Beſtandtheils wird für Preußen durch die in der Milg. Verf. 9. 8 Abi. 3 Ziff. 2, Abf. 4 vor- | 
geichriebene Eintragung des Beſtandtheils (als felbftändiges Grundftüd unter befonderer Nummer 
unter fofortiger Löſchung beider Grundftüde und gemeinfamer Eintragung unter einer neuen 
Nummer) erleichtert. 

6. Die Wiederaufhebung beider Arten der Verbindung kann jederzeit auf Antrag des 
Eigenthümers erfolgen, foweit nicht landesrechtliche Theilungsverbote (E.®. z. B.G.B. Axt. 119 
Biff. 2) entgegenftehen. Sie foll außerdem erfolgen, wenn eines ber früher felbftändigen Grund« 
ftüde allein befaftet werden fol, e3 ſei denn, daß es ſich um eine Dienftbarkeit oder eine 
Reallait handelt und teine Verwirrung zu beforgen iſt (vgl. 8. 6). Bei ber Wieder- 
aufhebung wird das im Bezirk eines andern Grundbuhamts belegene Brundftüd wieder in das 
Grundbuch feine® Bezirkes übernommen, dem beireffenden Grunbbuchamt ift zu dieſem Zwecke 
von der Abfchreibung Mitteilung zu machen (vgl. preuf. Allg. Verf. 8. 18), und aud) das im 
einem anderen Grundbuchbezirke defielben Amtes liegende Grundſtück erhält ein Blatt in dem 
Grundbuche feines Bezirkes, wenn nicht die Anlegung eines gemeinfchaftlihen Blattes gemäß 
8. 4 erfolgt. Ob das vor der Zufcreibung oder Vereinigung geſchloſſene Blatt wieder zu 

+ exöffuen ift, richtet fih nach den landesrechtlichen Vorſchriften. In Preußen war vor dem 
1. Januar 1900 die Schließung des Grundbuchblatts über das Zubehörftüd (den Beitandtyeil) 
feine enbgültige, fondern fie erfolgte nur, um das Grundbuchblatt „gegen weitere Eintragungen“ 
zu fperren (preuß. 6.8.0. 8. 5 Abſ. 4. Vgl. Achilles-Strecker ©. 302, K.®. 16 ©. 82). 
Dagegen Tennt die Allg. Verf. $. 17 ff. nur eine Art der Schließung, keine befondere für den 
Hier fraglichen Fall, und erwäßnt die Wiedereröffnung’nicht. Es muß daher bei der Bereinigung 
und der Zufhreibung die Abfchreibung des Grundftüds von feinem bisherigen Blatte und deſſen 
endgültige Schliegung und bei ber Wiederaufhebung der Verbindung die Uebertragung auf ein 
anderes Blatt erfolgen. 


7. Belaflung eines Grundflücstheils. 


8. 6. 
€. 18.26; II 8.6. $.1 6. 18524—13526; IT 8.3 6.13—16. M. 6.61. 
D. 6.3035, 3036. 2.8. ©. 3420. 


1. Zwed der Vorſqhrift. 5. Anwendung auf Haftentlaffungen und 
2. Boraußjegung ihrer Anwendbarkeit. Vorreiitseinräumungen. 

3. Verfahren nad $. 6. 6. Auflaffung und Belaftung während eines 
4. Yenderung des Grunbftüdsvergeidiniffes  Bufammenlegungsverfahrens. 


und Vorlage einer Karte. 


1. Bie in Erl. 5 zu 8. 5 Bereit erwähnt, bilden die Theile eines Grunbftüds feine 
weſentlichen Beftandtheile im Sinne des 9. 93 des B.G. B. Ihre geionderte Belaftung ift daher 
nach dem materiellen Rechte nicht ausgefclofien. Cine ungleihmähige Belaftung der ver 
ſchiedenen Beftandtfeile eines Grundftüds würde aber die Ueberfictlicfeit des Grundbuchs 
erheblich beeinträchtigen, die Buchführung erſchweren und das Bivangsvollfttedungdverfahren 
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bis zu einem bedenflihen Grade verwickeln und verwirren (M. z. B.G.B. Bb. 3 ©. 55, 56). 
Diefe Uebeljtände zu vermeiden, iit der Zweck der Vorſchrift des 8. 6. Auch in ihr fommt 
das jog. Spezialitätsprinzip zum Ausdrucke. 

2. Sorausfegung für die Anwendbarkeit des 8. 6 ift die Belaftung eines Grundſtückstheils 
mit einem Rechte. 

8. Unter einem Grundftiidstheil ift ein reeler Theil eines Grundftüds zu berftehen, 
einerlei ob leteres in dem Grunbitldverzeichniffe ($. 2 Abf. 2) unter einer Nummer ober 
einem Buchftaben eingetragen ift oder erft auf Antrag des Eigenthümers gemäß $. 5 als ein 
einheitliches Grundftücd gebucht ift; aud eine nad) 8. 5 als Beftandtheil zugefchriebene, mit dem 
Haupigrundftüde garnicht räumlich verbundene Parzelle ift ein Grundſtückstheil im Sinne des 
8.6. Reelle Theile können ferner nur durch vertitafe Linien, welche die Erdoberfläche fchneiden, 
Hergeftellt werden; eine horizontale Theilung eines Gebäudes oder einer fonfligen Anlage kommt 
nicht in Frage, vgl. oben ©. 15, 16. 

Ideelle Theile eines Grundſtücks fallen nicht unter die Vorichrijt des 8.6, vgl. oben ©. 15. 

b. Nur bei Belaftungen eines Grundſtückstheils mit einem Rechte findet 8. 6 An- 
wendung. Bei Beräußerungen gilt dafjelbe ſchon auf Grund des $.4; da nur mehrere Grund» 
ftüde befielben Eigenthümers ein gemeinfchaftliches Blatt erhalten können, darf das Grundbuch- 
amt nicht für einen Theil eines Grundſtücks auf demfelben Grundbuchblatte, das über den dem 
Veräußerer verbleibenden Grundbefig weitergeführt wird, den Erwerber als Eigenthümer eintragen, 
iondern muß den veräußerten Theil abfchreiben. 

Keine Belaſtung mit einem Rechte liegt vor, wenn eine Verfligungsbeihräntung, eine Bor 
merkung oder ein Widerſpruch eingetragen werben foll; dieſe können alfo auch auf einem nicht 
abgefchriebenen Grumbjtücstheile gebucht werben, und die Eintragung einer Vormerkung zur - 
Sicherung des Rechtes auf Auflaffung oder Belaftung eines Theiles wird Häufig gerade deshalb 
erfolgen, um den Berechtigten bis zur Beihaffung der zur Abicreibung nöthigen Katajter- 
dofumente (unten Erl. 4) zu ſichern (dgl. 8.G. N.F. 1A. ©. 77, Entſch. 1 ©. 158. A. M. 
für die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf eine Belaftung Predari ©. 72f.). Da— 
gegen it die Abſchreibung des Grundftüdstheils ſtets erforderlich, wenn diefer mit einem Erb⸗ 
baurecht, einem Vorkaufsrecht, einer Hypothet, Grundſchuld oder Rentenfchuld belafet werben 
jo. Bei der Belaſtung mit einer Reallaft, einer Grunbddienftbarkeit, einem Nieß brauch 
ober einer befhränften perſönlichen Dienſtbarkeit Hat nad Satz 2 das Grundbuhamt 
zu ermefjen, ob von der Eintragung des Rechtes ohne Abichreibung Berwirrung zu beforgen 
öl, und mır im Falle der Bejahung die Abjchreibung vorzunehmen; diefe Ausnahme ift in der 
‚zweiten Leſung im Intereſſe der Vereinfahung der Buchführung beſchloſſen worden, namentlich, 
im Hinblid auf Ultentheile und andere vorübergehende Belajtungen. 

3, Für die unter 2 befprochenen Fälle ſchreibt $.6 die Abſchreibung des Grundftüdätheils 
und defien Eintragung als felbftändiges Grundftüd vor Wie die Vorſchriſten der G.B.D. im 
Allgemeinen, jo tft auch dieſe nur eine Ordnungsvorſchrift; ein im Widerfprude hiermit auf 
einem nicht abgejchriebenen Grundftüdstheil eingetragenes Recht ift materiell gültig. Dem Grund— 
buchamt ift aber zur Pflicht gemacht, von Amtswegen (anders E. I 8. 26 Abf. 1) die Ab— 
ſchreibung vorzunehmen, bevor es das Recht einträgt. Sollte die Eintragung zu Unrecht bereits 
erfolgt fein, fo kann die Abſchreibung auch nachträglich no von Amtswegen gefchehen 

Ob der abzujchreibende Theil auf ein befonderes Grundbuchblatt zu übertragen oder auf 
demjelben Blatte als felbftändiges Grundftüd zu buchen iſt, richtet ſich nach den Beſtimmungen 
des 8.4. Bol. auch Erl. 6 zu 8. 5, oben ©. 160, und für Preußen die Allg. Verf. $. 8 
Abi. 3 Ziff. 4 und Abi. 5, durch die für den leßteren, und ebd. Abſ. & und 7, durch die für 
den erfteren Fall die Eintragungswrife geregelt iit (für Sachſen BD. vom 26. Juli 1899 98.9, 
51—53, 76-19. 

4. Für jeden Fall der Abichreibung eines Grunditiidätgeils, nicht nur bei Velaftungen, 
jondern auch bei Veräußerungen, fowie für den Fall der Velaftung eines folhen mit Dienjtbar- 

Agilles:Streder, Grundbugordnung. 5. Auflage. u 
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keiten ober Reallaften ohne gleichzeitige Abſchreibung geftattet 8. 96 eine Anordnung der Landes: 
inftizverwaltung, welche die Eintragung von einer Menderung des amtlichen Grundftüdäverzeichnifies 
ober von der Beibringung einer die Lage und die Grenzen bes Grundſtücstheils darftellenden 
Karte abhängig macht. Davon ift für Preußen im 9. 30 der Allg. Ber. Gebrauch gemacht 
(für Sachſen vgl. V.O. vom 26. Juli 1899 88. 10, 11). Nach diejer ift, im Weſentlichen in 
Uebereinftimmung mit $. 58 der preuß. G. V. wie feßterer in der Rechtſprechung ausgelegt tft 
(vgl. Achilles-Streder ©. 380), erforderlich: 

a. bei Abſchreibungen eines Grundſtückstheils die Vorlage eined beglaubigten Auszugs 
aus dem Steuerbuch und einer von dem Fortichreibungsbeamten beglaubigten Karte, „aus denen 
die Größe und die age des Theiles erfihtlich find; der Theil muß im Steuerbud unter einer 
befonberen Numnter verzeichnet fein, es fei denn, daf nach dem Ermeſſen der Grundfteuerbehörde 
die deutliche Darftellung der Nummer in ber Karte unausführbar if. Der Vorlegung einer 
Karte bedarf es nicht, wenn bei der Abſchreibung eine Aenderung der Karte nicht eintritt.” In 
dem Ieptermähnten Galle der Abſchreibung einer ganzen Katafterparzelle, aljo bei ZWiederaufhebung 
einer Zuſchreibung oder einer Bereinigung ($. 5), ift mur die Vorlage des Steuerbuhauszugs 
vorgeſchrieben. 

Ob das abgeſchriebene Trennſtück auf ein anderes Blatt übertragen oder auf demſelben 
Blatte als ſelbſtändiges Grundſtück eingetragen wird, macht auch hier feinen Unterſchied. Die 
Vorſchrift findet alſo auch bei Theilungen ohne Veräußerung oder Belaſtung eines Theiles 
Anwendung. Dieſe können auf Antrag des Eigenthümers ſtets gebucht werben, ſofern nicht die 
durch Urt. 119 Ziff. 2 des E.G. z. B. G.B. aufrechterhaltenen Landesgeſetze entgegenſtehen (in 
Breußen nur bei Renten- und Anerbengütern); Beſorgniß der Verwirrung berechtigt das Grund- 
budamt nicht zur Ablehnung der Eintragung der Theilung (8.B. a. a. D.). 

Durch ausdrüdliche Beſtimmung find Abfchreibungen auf Erſuchen einer Auseinanderjegungs- 
behörde auf Grund eines von ihr beftätigten Rezeſſes ober auf Erſuchen der zuftändigen Behörde 
auf Grund eines Enteignungsbeſchluſſes ausgenommen; 

b. bei Belaftung eines Grundftüdstheils ohne Abſchreibung mit einer Dienftbarkeit oder 
Reallaſt die Vorlegung einer Karte unter entiprechender Anwendung ber vorjtehenden Vorſchriften. 

Bol. auch die Erl. zu $. 30 der Allg. Verf. 

5. Es fragt ſich, ob die Vorſchriften des 8. 6 der ©.B.D. und des $. 30 der Allg. Verf. 
nicht über ihren Wortlaut hinaus analog augumenden find. 

Das Kammerger. (8.8. 16 ©. 153) hat die dem angeführten 9. 30 entſprechende Vorſchrift 
des 8. 58 ber preuß. G. B. O. für anwendbar erflärt bet der Entlafjung eines reellen Theiles 
eines Pfandgrundftüds aus ber Mithaft für eine Hnpoihel. Aus dem diefen Vorfchriften zu 
Grunde liegenden Gebanten (oben Erl. 1) find jept ſowohl der 8. 30 der Allg. Verf. wie auch 
ber $. 6 der ©.3.D. anwendbar; die Eintragung der Entlaffung in das Grundbuch ift alfo nur 
bei gleichzeitiger Abſchreibung des entlafienen Trennflild® auf Grund der vorzulegenden Katajter- 
dofumente (Auszug und Karte) zuläffig (Entf. 1 ©. 208; Predari ©. 72 Anın. 7). Gonft 
würden biefe Beftimmungen dadurch umgangen werden können, daß ſtan des Grunbftüdstheifs, 
defien alleinige Belaftung beabfichtigt ift, zunächſt das ganze Grundftüd belaftet und dann der 
Reit aus der Mithaft entlafien wird. 

In einem anderen preußiſchrechtlichen Falle (%.C. 15 ©. 134) Hat das Kammergericht die 
Einräumung eines Vorrechts für eine Hypothet unter Befhränfung auf einen beftinmten reellen 
Theil des Grundſtücs ohne defien Abzweigung unter der Vorausſehung für zulälfig erklärt, daß 
ber Theil feinem Umfang und feiner Identität mod aus den Grundbuch erſichtlich iſt und bie 
Beſorgniß einer Verwirrung nicht entfteht. Auch auf diefen Fall wird man die obigen Bor- 
ſchriften entipredjend anzuwenden haben (ebenfo Bredari a. a. D.). 

Daß andererſeits aus 8. 6 nicht die Unzuläffigkeit einer Vereinigung mehrerer theild be— 
Kafteter, theils unbelafteter oder verſchieden belajteter Grundftiide zu entnehmen ift, folgt aus 
3. 5 (gl. namentlid Erl. 2c und 5, S. 158 und ©. 159), obwohl der Grundgedanke jener 
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87. 
Iſt auf dem Blatte eines Grundjtüds ein Erbbaurecht eingetragen, jo ijt auf 
Antrag für diejes Recht ein befonderes Grundbuchblatt anzulegen. Die Anlegung 
erfolgt von Amtswegen, wenn das Recht veräußert oder belaftet werden foll. 
Die Anlegung wird auf dem Blatte des Grundjtüds vermerkt. 


Vorfrift auch diefen Fall trifft. Durch die Befugnii des Grundbuchamis, bie Vereinigung oder 
Zuſchreibung wegen Beforgniß einer Verwirrung abzulehnen, wird jenem Gedanken genügend 
Rechnung getragen. 

6. Den Vorſchriften des 8. 6 der G.B.O. und des 8. 30 der Mg. Verf. kann während 
eines Zufammenlegungd-, Gemeinheitstheilungs · ober Verkoppelungsverfahrens regelmäßig 
nicht genügt werden, ſolange das neue Kataſter über die in dieſem Verfahren zugewieſenen 
Abfindungspläne noch nicht aufgeitellt ift. Im Folge defien können die Interefienten, obmohl 
fie bereit8 nach dem preußiſchen Rechte mit der Ausführung des endgültig feltgeftellten Ausein— 
anderſehungspians Eigenthümer der Abfindungsplane geworben find (oben ©. 42), vielfach noch 
Jahre lang über .die einzelnen Abfindungspläne nicht grundbudmäßig verfügen, bis dieſe auf 
Grund ber neuen Steuerbliher in das Grundbuch übernommen find (vgl. 8.6. 19 ©. 65). 
Nur Verfügungen (Auflafiungen, Belajtungen 2c.) über den gefammten, in dem Verkoppelungs- 
verfahren zugetheiften Grundbefig find möglich, indem an defien Stelle die in dem Grundbuche 
noch verzeichneten, in bie Mafje eingeworfenen bisherigen Grundſtücke, für welche die Abfindungs- 
pläne nur das Surrogat bilden, aufgelaſſen oder befaftet werden (R.®. 11 ©. 250, 8.8. 3 
©. 114, 7 ©. 167). Bei der langen Dauer der thatlählicen Verfügungsbeſchräntung ber 
Eigenthümer witrde es einem praktiihen Bedürfniß entiprehen, wenn man für dieſen Fall eine 
Ausnahme von den obigen Vorſchriften zulafien könnte; indefien nad der G. B.O. ift dies nit 
angängig unb insbefondere au die von dem K.G. 7 ©. 167 zugelafjene Eintragung einer 
Hypothek auf den noch eingetragenen alten Grundftüden mit Ausnahme derjenigen Parzellen, 
für welche der Eigenthümer bet der Geparation einen näher bezeichneten Plan erhalten hat, 
orbnungswidrig, aber nicht materiell unwirfam. 


8. Grundbugblätter für Erbbaurechte. 


%7. 
€.11 8.7. P. II 8.3 6.283, 284; 3.6 6.5%. M. 6.31. ©. ©. 3036. 
StB. 6. 4428. 

1. Der 8. 7 beruht auf einem Beſchluſſe der Kommiffion für die zweite Lefung des Entw. 
des 8.0.8. und ift eine Folge bes 8. 1017 Abf. 1 des B.B.B.: „Für das Exbbaurecht gelten 
die fi auf Grundftüde beziehenden Vorſchriften:“ denn aus diefer Beftimmung folgt, daß zur 
Yebertragung und Belaftung des Gröbaurehts die Eintragung auf ein für das Erbbaurech 
beftimmtes Grunbbuchblatt erforderlich ift. Zugleich ift mit der Zulaffung der Anlegung eines 
befonberen Blattes eine techniſche Erleichterung der Buchführung für weitere auf das Erbbaurecht 
bezügliche Eintragungen (Uebertragungen, Belastungen 2c.) bezwedt. 

Die Vorſchriften des 8.7 finden aber nicht nur auf das Erbbaurecht Anwendung. Durch 
$. 84 ift ihre entfprechende Anwendung auf einige landesrechtlich geregelte Rechte, für die der 
angeführte 8. 4017 ebenfalls gilt, vorgeſchrieben, nämlich für die Erbpachtrechte (Büdnerrechte 
unb Häusferrehte) und für die Abbaurechte. Vgl. tiber alle biefe Rechte oben ©. 16f., 4öff. 

Aut die anderen jelbftändigen Gerechtigfeiten, die nad} den aufrechterhaltenen landesrechtlichen 
Vorſchriften ein Blatt im Grundbuch erhalten können, findet $. 7 feine Anwendung, foweit er 
nicht durch eine landesrechtliche Norm auf fie erſtreckt iſt. In Preußen ift legteres nur Hin 
fihtfid) der felbftändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten gefchehen (WG. 3. ©.B.D. Art. 27 Abf 1): 

11* 
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8.8. 
Nechte, die dem jeweiligen Eigenthümer eines Grundjtüds zujtehen, jind auf 
Antrag auch auf dem Blatte diefes Grundſtücks zu vermerfen. Antragsberechtigt 


für andere felbftändige Gereitigfeiten werden nur auf Antrag des Berechtigten Grundbuchblätter 
angelegt, joweit ſich nicht aus den für die Anlegung der Grundbücher geltenden Vorſchriften ein 
Anderes ergiebt (ebd. Abſ. 2). 

2. Für die erwähnten Rechte iſt nad 8. 7 ein bejonderes Grundbuchblatt anzulegen 

a. von Amtswegen, wenn fie veräußert ober belaſtet werden follen; 

b. fonft nur auf Antrag. Diefem Antrage muß ftattgegeben werben. 

Daraus und aus der oben angeführten Vorſchrift des 8. 1017 erhellt, daf eine Veräußerung 
und eine Belaftung der genannten Rechte nur auf dem über das Recht geführten Blatte, nicht 
auf dem Blatte des mit diefem Rechte befaiteten Grundftüds eingetragen werben darf. 

Dagegen bedarf es zu ber Begründung ber Rechte nach $. 873 des B.G. B. und $. 3 der 
BD. der Eintragung auf dem letzteren Blatte — auch dies für dad Erbpachrecht nur, wenn 
es landesgeſehlich vorgefchrieben ift (D. ©. 3050) —, und entfprehend muß auf demfelben 
Blatte bei der Aufhebung die Löſchung erfolgen. Das befondere Grundbuchblatt über das Recht 
ift weder für defien Entftehung nod für deſſen Fortbeftehen von Bedeutung, ſondern dient nur 
dazu, die Velaftung und Veräußerung des Rechtes zu ermöglichen (vgl. P. II Bd. 3 ©. 5, 
Schilde ©. 10, 11). 

Wird das Erbbaurecht zc. auf dem Blatte des belafteten Grundſtüds gelöfcht, fo ift das 
über die Berechtigung geführte Blatt von Amtsmegen zu ſchließen. Ebenſo find etwaige 
Inhaltsänderungen auf diefem von Anitswegen nadzutragen (Predari ©. 8U Arm. 7). 

3. Ueber bie Einrichtung des Grundbuchblatts für die genannten Berechtigungen gilt nichts 
Beſonderes. Demnach können diefe, da auf fie die ſich auf Grundftüde beziehenden Borfchriften 
Anwendung finden, ſowohl ein Grundbuchblatt für ſich allein als auch mit Grundftüden oder 
anderen Gerchtigteiten ein gemeinf aftliches Grundbuchblatt nad) $. 4 erhalten, ober auch gemäß 
8 830 des BGB. ($. 5) mit einem anderen Grundfliide vereinigt oder dieſem als deſſen 
Beſtandtheil zugefchrieben werden In dem fepten Falle kann in gleicher Weije wie bei Grund— 
ftüden die Verbindung auf Antrag wieder aufgehoben werden; die Beſtellung eines Erbbaurechts 
als eines fubjektiv-binglihen, dem jeweiligen Eigenthümer eines Grundſtücks zuftehenden und 
von dieſem herrſchenden Grundftüd untrennbaren Rechtes ift in dem B.G.B. abſichtlich nicht 
zugelaſſen (vgl. oben S. 45). 

4. Die Vorſchrift des Abſ. 2 bezwedt, Täufhungen zu verhüten, damit nicht aus der 
Eintragung auf dem Blatte des belafteten Grundſtücks geichlofien wird, daß das Erb— 
baurecht ꝛc dem dort eingetragenen Berechtigten noch zufteht und unbelaftet ft, foll dort bie 
Anfegung des Grundbuchblatts für das Recht von Amtswegen vermerkt werden. In 
Preußen ift dieſer Vermerk in die Epalte „Veränderungen“ der Abth. N einzutragen; vgl. Allg. 
Ber. $. 11 Abſ. ?. 


9. Eintragung fubjektiv.dinglider Rechte, 


8.8. 
E. II $.8. D. S. 3036. StB. S. 4428. 

1.8.96 B.G.B. beſtimmt: „Rechte, die mit dem Eigenthum an einem Grundſtücke 
verbunden find, gelten ald Beitandtheile des Grundſtücks.“ Die Folge diefer Vorſchrift it, dab 
diefe Nechte das rechtliche Schidjal des Grundſtücks tHeilen und insbefondere von den auf diefen 
laftenben Rechten mitergriffen werden (vgl. Bland Bd. 1 Er. 2 zu $. 93; B.G.B. 98. 1120, 
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iſt der Eigenthümer des Grundſtücks ſowie Jeder, deſſen Zuftimmung nach $. 876 
Satz 2 des Bürgerlichen Gejegbuchs zur Aufhebung des Rechtes erforderlich ift. 

Der Vermerk ift von Amtswegen zu berichtigen, wenn das Recht geändert 
oder aufgehoben wird. 





1126). Daher künmen fie auch grundjäglih ohne die Zuftimmung der Inhaber biefer Rechte 
nicht aufgehoben oder geändert werden (8.6.8. 8. 876 Eap 2, 8. 877). Weiter ergiebt ſich 
aus ihrer Mithaftung, dab fie geeignet fein können, den Realkredit des Grundſtückseigenthümers 
zu erhöhen. Deshalb rehtfertigt fih die Beitimmung, daß fie auf Autrag auf dem Blatte bes 
Grundftüds, deſſen jemeiligem Cigenthümer fie zuftchen, alfo des herrſchenden Grundſtücks, zu 
vermerken find, 

2. Zu den betreffenden Reiten gehören nad; dem B. G. B. jtets die Grunddienftbarfeiten 
(8. 1018), außerdem wenn fie „zu Gunften des jeweiligen Eigenthümers eines anderen Grund» 
ftüd8 beitellt“ find, Vorkaufsrechte und Reallajten (88. 1094, 1105). Andere fubjektiv-dingliche 
Rechte find dem BiG.B. nicht befannt (vgl. über das Erbbaurecht oben &. 164 Exl. 3 zu 8.7). 
Dazu fommen noch landesrechtlihe, von dem B.G.B. nicht berührte Rechte, wie z. B. das 
Biedertaufsredit bei Rentengüitern nach dem preuß. A.G. 5. B.G.B. Art. 29 8.1 Abf. 2 (oben 
©. 21 Anm. 4). Immer aber müfien es Rechte an Grundftüden fein, die auf dem Bfatte des 
belafteten Grundſtücks bereit eingetragen find, wie aus dem Worte „and“ erhellt (Bredari 
S. 82 Unm. 2. Andere ſubjektiv- dingliche Rechte, wie z. B. Batronatsrechte, Gemeinde— 
berechtigungen, fallen nicht unter bie Vorfehrift des $. 8; imdeffen dürfte ſich, ſoweit nicht landes - 
geiepliche Vorſchriften entgegenftehen, bie entiprechende Anwendung empfehlen, damit auch dieſe 
für den Realkredit oft jehr wichtigen Rechte aus dem Grundbuch erhellen. 

3. Die Bebentung des Bermerkes dieſer Rechte auf dem Blatte des herrichenden Grund» 
ſtücks ergiebt ſich, abgeiehen von einer Erhöhung ber Kreditwürdigleit, vor allem aus $. 21 der 
G.B.O., wonach die nad) $. 876 Sa ?, 8. 877 des B.G.B. (oben Erl. 1) erforderliche Bu- 
jtimmung der an dem Grunbftüde Berechtigten, mit Ausnahme des Cigenthümers, zu der 
Löſchung oder der Eintragung einer Inhaltsänderung des fubjeltiv-dinglichen Rechtes nur dann 
gefordert wird, wenn dieſes auf jenem Blatte vermerkt iſt. Obwohl alfo die Rechte, welche auf 
dem herrihenden Grundſtücke laſten, durch die Löſchung oder Aenderung des fubjefriv-dinglihen 
Rechtes betroffen werben, können die dieſes Recht berühtenden Eintragungen entgegen der Regel 
des 8. 19 ohne die Bewilligung jener Berechtigten, febiglich auf Bewilligung des Eigenthümers 
des herrſchenden Grundſtücks erfolgen, wenn der Vermerk auf diefem Blatte fehlt. Freilich, 
werden dadurch die materiellrechtlihen Vorſchriften des $. 876 Sa 2 und des 8. 877 des 
B.G. B. nicht abgeändert; trog feiner formell ordnungsmäßigen Löſchung bleibt das Recht 
beftehen, bis die Zuſtimmung der Berechtigten erfolgt; gegen gutgläubige Erwerber des befafteten 
Grundftüds, die fi auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen fünnen, kann e8 aber 
nicht geltend gemadjt werben. 

Dagegen hat der erwähnte Vermerk feine Bebeutung für die Entſlehung und den Forte 
beſtand der fubjeftivdinglichen Rechte. Hierfür ift bei den fubjektiv-dinglichen Rechten an einem 
Grundftüde die Eintragung auf dem Vlatte des belafteten Grundftüds ausfhließlih maßgeblich 
vgl. Shilde ©. 11). Daraus erklärt ſich die Vorichrift des zweiten Abfapes; die Berichtigung 
des Vermerkles von Amtswegen foll verhindern, daß jemand durch die dem materiellen Rechte 
nicht mehr entfprechende Eintragung getäuicht wird. 

4. Borausfegung für die Eintragung des Vermerkes iit ein (formlofer) Untrag, entweder 
des Eigenthümers des herrſchenden Grundſtücks oder eines Berechtigten, „deſſen Zuftimmung 
nad) 9. 876 Sag 2 des B. G.B. zur Aufhebung des Rechtes erforderlich iſt.“ Hierher gehört 
grundfäplich jeber, dem ein Recht an dem genannten Grundftüde zufteht; eine Ausnahme gilt 
jedod für denjenigen, defien Recht durch bie Aufhebung oder Inhaltänderung nicht berührt 
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8.9. 
Urfunden, auf die eine Eintragung fich gründet oder Bezug nimmt, find von 
dem Grundbuchamt aufzubewahren. Die Herausgabe einer folhen Urkunde darf 
nur erfolgen, wenn ftatt der Urkunde eine beglaubigte Abfchrift aufbewahrt wird. 





wird. „Dies trifft 3. 8. zu, wenn das Grundftüd, mit deſſen Eigentfum ein Vorkaufsrecht 
verbunden ift, einem Nießbrauch unterliegt. Iſt das Recht, welches aufgehoben werden fol, 
eine Grunddienitbarkeit oder eine Reallaft, fo wird mit Rüdficht darauf, daß e8 bei der Zmangs- 
verfteigerung in ein Recht auf Erfag bed Werthed aus dem Berfteigungserlös übergehen kann 
(3w.8.®. $. 92), die Borausjegung der Ausnahmevorſchrift fih nur ſchwer feftftelen laſſen“ 
Glanck Bd. 3 ©. 82). 

Dem Untrage des Antragsberehtigten muB jtattgegeben werben. Natürlich ift aber von 
dem Antragfteller der Nachweis des Beſtehens des Rechtes zu erbringen, was bei den auf 
einem anderen Grundſtücke laſtenden fubjeltiv-dinglichen Rechten nur duch den Verweis ihrer 
Eintragung auf dem belafteten Grundftüde gefchehen kann. Dies gilt, wie aus dem Worte 
„auch“ zu fliehen ift, felbft fir die vor dem Inkrafttreten des B.GB. ohne Eintragung ent- 
ftandenen Grunddienftbarteiten (ebenſo Bredari ©. 82). 

5. Die Eintragung des Rechtes erfolgt in dem neuen preuß. Formular im zweiten 
Abſchnitte des Beſtandsverzeichniſſes (Allg. Verf. $. 9), in dem alten Formular I auf dem Titel 
und in Formular II in Abth. I unter Hinweis auf die laufende Nummer des herrſchenden 
Grundftiids (Allg. Verf. $. 28 Abſ. 5). dinſichtlich des bisherigen Formulars III vgl. Allg. 
Verf. 8. 20 Ziff. 2. 

Daß das Recht auf bem Blatte bes herrſchenden Grumbftiid® vermerkt ift, braucht aus 
dem Blatte des belaſteten Grundſtücs nicht erfichtlich zu fein. Wenigitens ift dies nicht vor« 
geſchrieben. Man kann es höchſtens empfehlen, um die Befolgung der Vorſchriften des Ab. 2 
fowie des 8. 876 Satz 2 und des $. 877 des B.G. B., ſoweit letztere nach 8. 21 fir das Grund» 
buchamt von Bebeutung find, zu fichern (übereinjtimmend Predari & 83 Anm. 6). Indefien 
iſt zu beachten, dab das Grundbuchamt bei jeder Löſchung oder Eintragung, bie das Recht 
betrifft, das Blatt des herrihenden Grundftüds auffhlagen muß, um nachzuſehen, ob bie 
Eintragungsbewiligung von dem jegigen Eigenthümer des lehteren ald dem Berechtigten ertheilt 
ift, wobei leicht feftgeftellt werden kann, ob dort das Recht vermerkt ift. Der Hinweis auf 
diefen Vermerk ift alfo von geringer Bedeutung. 

6. Die Berichtigung des Bermerkes muß nah Abſ. 2 aus den in Erl. 3 Abf. 2 erwähnten 
Gründen von Amtswegen erfolgen, wenn das fubjeltiv-dingliche Recht geändert oder aufgehoben 
wird, alfo wenn das Grundbuchamt auf dem Blatte des belafteten Grundftüds die Aenderung 
ober Aufhebung eingetragen Hat. 

7. Für Preußen find fchließlich noch die bejonderen Vorſchriften des A.G. Art. 12 Abi. 2 
Nr. 2 (über die Eintragung der Ablöfung fubjeltiv-dingliger Rechte auf Grund eines Hezefiesi 
und Art. 20 Ziff. 1 (über die Eintragung eines fubjektiv-dinglien Rentenrechts auf Grund 
eines Unſchädlichkeitsatteſtes/ zu vergleichen. 


III. Aufbewahrung von Urkunden. 


8.9. 
E. I 8. 14; II$.9. P. I S. 13325, 13326, 13482, 13549, 13555, 13573, 13624. 
M. 5.43. D. S. 3036. 
1. Wenn auch die G.B.O. nicht die Führung von Grumbaften vorſchreibt, ſondern eine 
derartige Anordnung wegen ihrer reglementariihen Natur im $. 94 den Landesjuftigverwaltungen 
überläßt, fo fit doch eine reichsrechniche Vorſchrift über die Pfliht zur Aufbewahrung gewifſer 


8. 9. Aufbewahrung von Urkunden. 167 


Iſt über das einer Eintragungsbewilligung zu Grunde liegende Rechtsgeichäft 
eine Urkunde errichtet, fo können die Betheiligten die Urfunde oder eine beglaubigte 
Abſchrift dem Grundbuchamte zur Aufbewahrung übergeben. 


Urkunden, die mit den Eintragungen im Zufammenbange ftehen, für erforderlich erachtet, theils 
weil der Inhalt diefer Urkunden einen Theil der Eintragung felbft bildet, theils damit die 
Zorausfegungen der Eintragung ſowie das ber Necht#änderung zu Grunde liegende obligatoriſche 
Rechtsgeſchäft jeder Zeit Hargeftellt werden können. 

2. 8. 9 fchreibt die Aufbewahrung folgender drei Arten von Urkunden vor: 

a. ber Urkunden, auf die eine Eintragung fid gründet. Ihre Aufbewahrung 
iſt vorgefchrieben, weil bie Ordnung bei der Führung des Grundbuch und die Rechtsſicherheit 
erfordern, daß die Worausfepungen der einzelnen Eintragungen ohne Schwierigteit jeder Zeit 
nachgewieſen werden können. Hierher gehören alle Urkunden, die in ben 88. 13ff. ald Unterlagen 
der Eintragungen gefordert werben: die Eintragungsanträge, fofern dieſe ſchriftlich geftellt find 
(vgl. Erl. 1b zu 8. 30 der 6.8. a. M. Predari ©. 86 Unm. C., der $. 9 für nicht 
anwendbar erflärt), die Protofolle bed Grundbuhamts und bie öffentlichen oder öffentlich 
beglaubigten Urkunden, welche die Eintragungsbewilligungen, die fonftigen zu ber Eintragung 
erforderlichen Erklärungen und andere Borausfegungen der Eintragungen enthalten, z. B. auch 
die etwaigen Vollmachten, Legitimationen gefeglicher Vertreter, Teftamente, Erbſcheine, gerichtliche 
Entfeidungen, Zeugniffe über Eintragungen in dem Handels- oder Güterrechtöregifter, ferner 
die Eintragungserfuhen von Behörden u. dgl. m.; 

b. der Urkunden, auf die eine Eintragung Bezug nimmt. Diefe Bezugnahme 
iſt — in Verallgemeinerung des dem 8. 76 der preuß. &.B.D. zu Grunde liegenden Gedankens — 
in verſchiedenen Beſtimmungen des B.G.B. geftattet, vor allem in 8. 874: „Wei der Eintragung 
eines Rechtes, mit dem ein Grundftüd belaftet wird, fann zur näheren Bezeichnung des Inhalts 
des Rechtes auf die Eintragungsberoilligung Bezug genommen werden, ſoweit nicht das Geſetz 
ein Anderes vorſchreibt“ (vgl. Vorbm. V2 vor 8. 13, unten ©. 187f.). Neben den Eintragungs- 
bewilligungen tonımen hier ferner in Betracht: die einftweiligen Verfügungen, auf Grund deren 
eine Vormerkung eingetragen wird, und auf melde nad) $. 885 Ubf. 2 „zur näheren Bezeichnung 
des zu ſichernden Anfpruds“ Bezug genommen werden darf — eine Vorſchrift, die analog auch 
bei der Eintragung eines Widerſpruchs anzuwenden ift (vgl. Pland Bb.3 ©. 122 Erl. 3) —, 
ferner die Urtheile, welde die Eintragungsberoilltgungen gemäß $. 894 der C. P. Q. erſetzen. 
Auch bei Zwangshypothelen (oben ©. 94ff.) wird man bie Bezugnahme auf den vollſtredbaren 
Schuldtitel und bei Eintragungen auf Grund des Erſuchens einer Behörde die Bezugnahme 
auf dieſes Erſuchen zulaffen dürfen (vgl. Pland Bb. 3 Exl. 4 zu 8. 874, ©. 78). Eine 
erweiterte Bezugnahme auf die Eintragungsbemilligung wird ſchließlich in $. 50 der G. B.O. 
für Altentheile und im $. 84 für Erbpachtrechte und Abbaurechte zugelaffen, und die preuß. 
Kol. BO. Urt. 9 geftattet bei der Anlegung des Grundbuchs die Bezugnahme auf bie der 
Eintragung zu Grunde liegende Urkunde an Stelle ber Eintragungsbewilligung. Daß alle 
diefe Urkunden, fofern auf fie Bezug genommen ift, aufzubewahren find, verfteht fi von 
ſelbſt, da fi auf fie das Recht der Intereſſenten auf Einficht ($. 11) umb ber öffentliche 
Slaube des Grundbuchs erftredt; ihr Inhalt gilt als miteingetragen (Bland a. a. D. Erl. 3). 

e. der Urkunden, melde über dag einer Eintragungsbewilligung zu Grunde 
liegende Rechtsgeſchäft errichtet find, alfo der Urkunden über den obligatorifchen Vertrag, 
welcher dem abftraften dinglichen Wertrage zu Grunde liegt. Diefe Beftimmung enthält eine 
Verallgemeinerung ber Vorſchrift der preuß. &.B.D. 8. 48 Abſ. 2, die nur von Urkunden über 
das der Auffafjung zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft ſpricht; neben dieſen Urkunden (3. ®. über 
einen Kaufe, Tauſch- oder Uebergabevertrag), die auch jetzt hauptſächlich in Betracht fommen, ift 
3. B. die Urkunde über das einer Grundſchuld zu Grunde liegende Darlehn zu nennen. Die 
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Ausdehnung der Aufbewahrungspflicht auf dieje dritte Gruppe von Urkunden erklärt ſich nicht 
aus ihrer Bedeutung für die Gültigkeit der Eintragungen; denn bei der abftraften Natur des 
dinglihen Vertrags ift ba8 ihm zu Grunde liegende obligatorifche Mechtsgeihäft für die Ent- 
ſtehung, Uebertragung unb Aufhebung der dinglichen Rechte ohne Einfluß. Aber die Unwirtſamteit 
des obligatorifchen Vertrags kann dahin führen, daß die dingliche Rechtsänderung nad) den Bor: 
ſchriſten über die Herausgabe einer ungeredjtfertigten Bereicherung rüdgängig gemacht wird. Um 
für diefe und andere Fälle ben Parteien die Möglichleit zu gewähren, auf einfache und ſichere 
Weiſe fi) den Beweis des zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts zu fihern, ift Abſ. 2 aufe 
genommen. 

In welcher Form diefe Urkunden errichtet find, ift gleichgültig. Dies gilt insbeiondere 
auch von ben den Auflafjungen zu Grunde liegenden obligatorifhen Verträgen; denn obſchon 
dieſe nad) 8. 313 Satz 1 des B.G. B. ber gerichtlichen ober notariellen Beurkundung zu ihrer 
Gültigkeit bedürfen (vgl. noch preuß. A.G. z. B.G.B. Art. 12), fo werden fie nadı Gap 2 ebd. 
doch ihrem ganzen Inhalte nad) gültig, wenn die Auflaffung und die Eintragung in das 
Grundbuch (vgl. Rechtſpr. 2 ©. 50) erfolgen. 

3. Die Vorausſetzungen ber Aufbewahrungspflicht find nicht bei allen drei Urfunden- 
gruppen bie gleichen. Die erfteren beiden müfjen ftet® von dem Grundbuhamt aufbewahrt 
werden; e3 hat von Amtswegen darauf zu achten, daß dieje Urkunden nicht etiwa nur vorgelegt, 
fondern überreicht werden. Dagegen hängt die Aufbewahrung der unter 2c. erwähnten Urkunden 
von dem Belieben der Betheiligten ab; verpflichtet find fie zu der Vorlage und Ueberreihung 
diefer Urkunden kraft Reichsrechts nicht, landesgeſetzlich kann aber nach $. 98 die Vorlage des 
der Auflaſſung zu Grunde liegenden gerichtlichen oder notariellen Vertrags als Borausfepung 
für die Entgegennahme der Auflaſſung vorgefehrieben werden. Dies ift 3. B. in Bayern (A. G. 
3 ©.8.0. Urt. 12) und in Württemberg (9.®. 3. BGB. Art. 22) geſchehen. Dagegen in in 
Preußen von diefem Vorbehalte fein Gebrauch gemacht; hier ift nur die Vorlage des genannten 
Vertrags bei der Yuflafjung oder nad) diefer binnen einer von der Buftelung ber Gerichtäfoften- 
rechnung laufenden zweiwöchigen Friſt erforderlich, um den Yuflafjungsftempel zu vermeiden; 
vgl. darüber unten Erl. II zu Art. 30 des A.G. z. G.B. O. Für Sachſen ift die V.O. vom 
26. Juli 1899 8. 18 zu vergleichen. 

4. Das Geſetzbuch verlangt nit, daß die Urkunden in Urfehrift aufbewahrt werden. Dies 
iſt völlig ausgeſchloſſen bei Teftamenten, Erbſcheinen, Vollmachten und fonjtigen Urkunden, die 
nicht lediglich zum Zwede der Eintragung errichtet find, fondern von den Betheiligten auch noch 
zu anderen Zwecken gebraucht werben; und auch bei den Urkunden, die lediglich eine Eintragungs= 
bewilligung enthalten, wird die Burüdgabe ber Urſchrift häufig erforderlich fein, weil bie be= 
willigte Eintragung auf mehreren, in verfchiedenen Grundbuchamtsbezirken befegenen Grundſtücen 
erfofgen muß, ober weil fie nach 8. 58 mit dem Hypothelenbriefe zu verbinden ift. Aus diefen 
Gründen ſchreibt daS Gefeg nur bie Aufbewahrung der Urſchrift oder im alle deren Rüdgabe 
die einer beglaubigten Abſchrift vor, ohne zu enticheiden, warn diefe gemügt oder jene erforderlich 
iſt. Durch die Faſſung des Abi. 1. Hat die zweite Kommiſſion gerade zum Ausdrucke bringen 
wollen, daß durch 9. 9 über die Vorausfegungen der Herausgabe einer Urkunde nicht entſchieden 
wird, die Entfheidung vielmehr nach anberweit beftehenden Vorſchriften oder nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen zu treffen ift. Für Preußen ift als allgemeine Vorſchrift die des Art. 42 des 
preuß. frei. G.G. zu erwähnen, wonach die Urſchrift der Prototole des Grundbuhamis in 
defien Verwahrung bleiben; daneben kommen aud einzelne Spezialbeftimmungen, wie 3. B. die 
des $. 58 der G. B.O. in Betracht. 

Someit nicht nach befonderer Vorſchrift die Urſchrift aufzubewahren ift, fann die Aufe 
bewaßrung überhaupt erfegt werden durch eine Verweiſung auf andere Alten, „der das Grund» 
buch führenden Vehörbe*, in denen die Urkunde in Urfchrift oder beglaubigter Abfchrift enthalten 
it, jofern die Landesjuſtizverwaltung biefe Verweiſung für genügend erflärt (8. 95). In Preußen 
ift hiervon im 8. 35 der Allg. Verf. Gebrauch gemacht ; jedoch genügt nur eine Vermeifung auf 
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$. 10. 
Eine Eintragung in das Grumdbuch ift nicht aus dem Grunde unwirkſam, 
weil ein Grumdbuchbeamter fie bewirkt hat, der von der Mitwirkung -bei der Ein- 
tragung kraft Gefeßes oder in Folge einer Ablehnung ausgejchloffen ift. 


ſolche Atten, bie der Vernichtung nicht unterliegen; welche bierzu gehören, ergiebt fh aus ber 
Allg. Verf. vom 6. September 190, Z.M.BL. ©. 569. Ob die letzteren Akten von den Amts- 
gericht als Grundbuchamt oder als Prozebgericht oder ald Behörde der jonftigen freiwilligen 
Gerichtsbarleit oder in anderer Eigenfchaft geführt werden, ift gleichgültig; es genügt, dab es 
von der Vernichtung ausgefchlofiene Utten „des das Grundbuch jührenden Amtsgerichts“ find. 

Wie in der Denkichrift befonders hervorgehoben wird, ſich aber aud) don ſelbſt veriteht, 
gilt fir die Vorſchrift des 8. 9 bei gerichtlichen oder notariellen Urkunden, ſoweit fie nicht von 
dem zuftändigen Grundbuchemt errichtet find, nicht daS von dem Richter oder Notar aufgenommene 
Protokoll, fondern defien den Parteien ertheilte Ausfertigung als Urſchrift. 

5. Ueber Ort umd Art der Aufbewahrung ift reichsrechtlich nichts beftimmt. Darüber 
Anordnungen zu treffen, ift daher Sache der Landesjuftizverwaltung. In Preußen find die 
Urkunden und Abſchriften nad 8. 35 der Allg. Verf. zu den Grundakten zu nehmen (über die 
Aufbewahrung derjenigen Urkunden, die nicht zu den Grundakien geheftet werben bürfen, vgl. 
8. 49 der Geſchäfisorbnung für bie Gerichisſchreibereien der Amtsgerichte). Für Sachſen vgl. 
B.O. vom 21. März 1900, betr. Aufbewahrung und Nushändigung von Urkunden in Grundbuch- 
ſachen (I.M.B. ©. 21). 


IV. Relative Unfähigkeit der Grundbuchbeamten. 


8. 10. 
€.1$.2 P. I S. 13331-133390. M. ©.27. 2.8. 5.3493, 314. ELBE. &.1420, 421. 


1. Der E. I enthielt im $.2 eine Vorfchrift, welche die Säle regelte, in denen ein Grund— 
buchbeamter kraft Geſetzes don der Anordnung einer Eintragung ausgeſchloſſen fein follte, und 
die biejer Bejtimmung zuwider erfolgte Eintragung für nichtig erklärte, die Ablehnung eines 
Grundbuchbeamten aber nicht geftattete. In der zweiten Lejung ift diefe Vorfchrift geftrichen, weil 
derartige Beftimmungen gu den den Bundesftanten überlafenen Torfcriften über die Einrichtung 
der Grundbuchämter gehörten (D. S. 3034 zu $. 1 Abſ. I). Erjt in der Reichstagskommiſſion 
wurde diefe Frage wieber aufgenommen und die Einſchaltung des jegigen 8. 10 beantragt und 
beſchloſſen mit der Begründung, „daß Vorforge dagegen getroffen werden milfie, daß Nichtigfeits- 
gründe, die nicht aus dem BGiB. und der Vorlage felbft Hervorgehen, durch Landesrecht be— 
wirft würden,“ „dab es gegen den Geiſt der Rechtseinheit verjtoßen wilrde, wenn das Publikum 
unter dem Nichtigfeitsgrinden landesrechtlicher Vorfchrifien, mit denen e8 nicht vertraut fei, zu 
leiden haben würde.“ Demnach eniſcheidet jegt über die Frage, wann ein Grundbuchbeamter 
Haft Geſehes ausgeſchloſſen ift oder abgelehnt werben fann, das Landesrecht; die Wirkung diefer 
Unfähigfeit auf die Gültigkeit der Eintragungen iſt dagegen reichsrechtlich geregelt. 

2. Die erftere Frage beftinmt fid) für die Grundbuchämter vieler Bundesftanten (vgl. 5. 8. 
preuß, freim. GG. Wet. 1, Bayer. A.G. z. G.B. O. Art. 8, oben ©. 142 Erl. 2 a. €, fühl. 
BD. vom 24. Juli 1899 $. 25; auch jür Württemberg gilt fachlich dafjelbe, vgl. A. G. z. B.G. B. 
Art. 15) nad} $. 6 des freiw. ©.G.: 

„Ein Richter ift von der Ausübung des Nichteramts fraft Gejeges ausgeichlofien: 

1. in Sachen, in denen er felbit betheiligt ift oder in denen er zu einem Betheiligten in 
dem Verhältniß eines Mitberechtigten oder Mitverpflichteten fteht; 
2. in Sachen feiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr beiteht; 
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3. in Sachen einer Berfon, mit der er in gerader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verſchwägert ift; 

4. in Sachen, in denen er al® Bertreter eines Betheifigten beftellt oder als gejeglicher 
Vertreter eines ſolchen auizutreten berechtigt it. 

Ein Richter kann fi der Ausübung feines Amtes wegen Befangenheit entfalten. 

Die Ablehnung eines Richters iſt außgeichlofien.“ 

In diefer Beftimmung ift nur von dem Grundbuchrichter die Rede. Für den Gerichts» 
fchreiber gilt aber meiſt dafjelbe, in Preußen auf Grund des Urt. 2 des preuß. freim. G. G., 
wonach auf den Gerichtsſchreiber die Vorſchrifien der 88. 6, 7 des frei. G.G. entſprechende 
Anwendung finden. 

Die Vorſchrift des erften Abfapes des 8. 6 des freiw. G.G. ift dem $. 41 Biff. 1 bis 4 
der C.P.O. nachgebildet, weicht aber in mehreren Bunften hiervon ab, namentlich ift Seitens 
verwandiſchaft im dritten Grade fein Ausſchließungsgrund fir den Grundbuchbeamten. Daß die 
Ablehnung unzuläffig ift, erklärt fi daraus, daß bie Gejahr einer Beeinfluſſung bei der Ein« 
fachheit der diefem Beamten obfiegenben Entſcheidungen fehr gering ift. Val. Dorner ©. 42ff., 
Dberned ©. 71ff. 

3. Die Wirkung diefer Unfähigkeit befteht nad G.B.O. $. 10 nur darin, daß die Grund— 
buchbeamten nicht thätig werden follen; nehmen fie aber trogdem eine Eintragung in das 
Grundbuch vor, fo ift diefe wirkſam. Diefe Vorſchrift erſcheint in Interefie der Zuverläſſigkeit 
der Grundbücher und zur Vermeidung von Naqtheilen für die Betheiligten dringend geboten. 

4. Die Beitimmung des 8. 10 findet nur auf Eintragungen Anwendung und eritredt 
ſich nicht auf andere Amtshandlungen der Grundbuchbeamten. Bei ihnen iſt wieder zwiſchen der 
benrfundenden Thätigeit der Grundbuchbeamten und fonftigen Amtshandlungen zu unteriheiben. 

a. Für alle diejenigen Bundesſtaaten, welche die Gerichte zu Grundbuchämtern erfärt 
haben, wird die Fähigkeit der Grundbuchbeamten zur Beurkundung von Rechtsgeſchäften 
durch dag freim. G.G. 88. 170-172 (vgl. oben ©. 142 Erf. 2) beftimmt. Ein Verftoß gegen 
diefe Vorſchriften Hat Nichtigkeit der ganzen Beurkundung oder einer in der Urkunde getroffenen 
Berfügung zur Folge. Bgl. über diefe Vorſchriften unten bie Erl. der zu $. 29 der G.B.O. 

b. Für fonftige Handlungen kommen meift auf Grund befonderer landesrechtlicher 
Beftimmungen die bereit erwähnte Vorfchrift bes $. 6 und bie Beſtimmung des 8.7 des freim. 
G.G. in Betracht. Legtere lautet: „Gerichtlihe Handlungen find nicht aus dem Grunde 
unmirffam, weil fie von einem örtlich unzuftändigen Gericht oder von einem Richter vorgenommen 
find, der von der Ausübung des Richteramts kraft Geſehes ausgeſchloſſen ift“ (ngl. Erl. 2, ins» 
befondere auch über die entfprechende Anwendung auf den Gerichtöfchreiber). Danach gilt and, 
für diefe Handlungen der Sag, daß fie von einem ausgefchlofienen Beamten nicht vorgenommen 
werden follen, daß aber ein Verftoß gegen diefe Beftimmung keine Nichtigkeit der Handlung zur 
Folge hat. Hieraus ift aber nicht zu folgern, daß ein ſolcher Verftoß nicht die Beſchwerde 
rechtfertige; vielmehr haben die Betheiligten auf Beobachtung jener Vorſchriften ein Recht und 
tönnen, foweit eine Beſchwerde nad 88. 71 ff. überhaupt zuläſſig ift, dieſe aud darauf ftüßen, 
daß der Grundbuchrichter, der z. B. einen Eintragungsantrag abgelehnt hat, kraft Geſetzes aus— 
geſchloſſen geweſen fei, vgl. hierüber Dorner ©. 49, Predari ©. 91 Erl. 2; a. M. Ober- 
ned ©. 74; nad ihm foll nur im Beſchwerdewege verlangt werden fünnen, dab die fernere 
Behandlung der Sache dem ausgeſchloſſenen Richter abgenommen werde. 

5. Schließlich finden die erwähnten Vorſchriften auf die Mitglieder der Beſchwerdegerichte 
feine Anwendung. Bir diefe gelten die Veftimmungen der C. P. O. über die Ausſchliezung und 
Ablehnung der Werihtsperfonen (8. 81 Abſ. 2). Der $. 10 fann für fie ſchon deshalb nicht 
in Betraht kommen, weil die Beſchwerdegerichte nicht felbft eine Eintragung bewirken oder 
verfügen, fondern die Grumdbuchämter nur anmeifen, die Eintragung vorzunehmen (vgl. Erl. 2 
zu 8. 77, Bredari ©. 91 El. 3). 
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g 11. 

Die Einficht des Grundbuchs iſt Jedem geftattet, der ein berechtigtes Interefie 
darlegt. Das Gleiche gilt von Urkunden, auf die im Grundbuche zur Ergänzung 
einer Eintragung Bezug genommen ift, jowie von ben noch nicht erfedigten Ein- 
tragungsanträgen. 

Soweit die Einficht des Grundbuchs, der im Abi. 1 bezeichneten Urkunden 
und der noch nicht erfedigten Eintragungsanträge geitattet ift, fann eine Abſchrift 
gefordert werden; die Abſchrift ift auf Verlangen: zu beglaukigen. 

V. Recht auf Einfiht und auf Abſchriften. 


gu. 
€.1$.15; IT 8.10. $.I 6. 18326—18330, 1364. M. 6.44. ©. ©. 3036, 3037. 
RB. S. 3420-3123. St.B. ©. 4422, 4423. 


1. Zwed der Vorichrift. 5. Ratur des Rechtes. Beſchwerde. 
2. Die Berechtigten. 6. Ausübung des echtes durch Vertreter. 
3. Gegenitand der Einficht. 7. Beiondere Fälle. 
4. Recht auf Entnahme von Notizen und auf 

Abicriften. 


1. 8.11 enthält den rundfag der formellen Oeffentlichkeit, das formelle Publizitäts- 
prinzip. Diefer Sag iit eine nothwendige Folge der Grundbucheinrichtung, denn fie bezwedt, 
die Grundſtücke und deren Rechtslage erkennbar zu machen, zuverläfiige Auskunft über diefe zu 
ertheilen. Daher iſt e8 unbedingt erforderlich, daß die Grundbüder zur Einficht offen stehen, 
und es fann ſich höchſtens fragen, in welchem Umfange dies der Hall fein foll. Einerſeits darf 
die Grundbudeimtihtung der bloßen Neugier oder gar der Erfori ung fremder Vermögens- 
verhältniffe in unlauterer Abſicht nicht Vorſchub feiften. Andererfeits darf nicht durch Auf- 
itellung zu ftrenger Vorausſetzungen die Deffentlichteit fait völlig ausgeſchloſſen werden. Beide 
Fehler ſucht 8. 11 durch die Beſtimmung über die Perſon der Berechtigten zu vermeiden. 
Außerdem gewährt er neben dem Rechte auf Einſicht auch ein Recht auf Abichriften. 

2. Berehtigt ift 

a. nach Sa 1 Jeder, der „ein berechtigtes Intereffe darlegt.“ Das Grundbud) 
ſteht alfo, anders als das Hanbelsregiiter, Genoſſenſchaftsregiſter, Vereind- und Güterrechts - 
vegifter x. (H.G.B. 8. 9, Genofienidaftsgeieg 8. 156, 8.6.8. 88. 79, 1563) nicht ſchlechthin 
Jedem offen, fondern die Deffentlichfeit ift beicräntt, um die Gefahr eines Mihbrauchs auszu- 
fliegen. Infoneit ftinmt bie G.8.0. mit der preuß. 8.0. $. 19 überein, Dagegen erweitert 
fie das Recht zur Einſicht, indem fie nicht, wie dieſe, ein rechtliches, fondern nur ein berechtigtes 
Interefje erfordert. Diefe Nenderung beruft auf einem Beichluffe der Reichstagstommiffion; 
durch fie ſoll außer Zweifel geftelt werden, dab das Interefie fid nicht auf ein bereits bor- 
handenes Recht zu ftißen braucht, fondern daß jedes verfländige, durch die Sachlage gerecht- 
ferugtes Interejje genügt (KB. a. a. D.). Deumaqh find zur Einficht nicht nur der Eigentfiimer 
und alle an dem Grundſtück oder an einem Rechte an biefem dinglich Berechtigten ſowie die— 
jenigen befugt, die ein obligatoriiches Recht auf ben Erwerb des Eigenthums oder eines jonftigen 
Rechtes an dem Grundftüc Haben, einerlei ob dieſes auf Rechtsgeſchäft oder auf Geſetz (z. B. 
3.8.8. 8. 648) beruht, fondern auch wer über den Erwerb des Grundftüdd ober eines folden 
Rechtes mit dem Berechtigten oder mit dem Eigenthümer des Grundftüd® über einen Werk 
vertrag verhandelt, der nad) 8. 648 des B.G.B. den Anſpruch auf Beſtellung einer Gicherungs- 
hypothek gewährt (D. a. a. D.). Auch das Beitehen von Perfonalforderungen und die Ein— 
räumung eines Berfonaltredits, insbeſondere auch eine faufmännifche Gejhäftsverbindung zwiſchen 
dem Antragfteller und dem Cigenthümer des Grundftüds fann geniigen, weil bie beftefenben 
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ober vorausfichtlich entſtehenden perſönlichen Forderungen zum Erwerbe von Rechten an dem 
Grundſtücke (namentlich zum Erwerbe von Judilatshypoiheten: führen können Entſch. 1 S. 74 
= KG. N.F. Bd. 1A S. 173 — Rechtſpr. 1 ©. 180). Wird aber unter dem Borwand eines 
berechtigten Interefjes nur ein auf Neugier beruhendes, unbefugtes Eindringen in die Vermögens- 
verhältnifie des Eigenthümers bezwedt, fo iſt die Einficht zu verfagen (Entſch. a. a. ©. u. S. 1 
— 8.6.0.5. Bd. 1A ©. 7; Dberned ©. 64). 

Weiter ift erforderlich, daß das bereditigte Interejie dargelegt wird. Danach genügt 
nicht die bloße Behauptung eines Intereſſes, andererſeits iſt auch nicht allgemein die Glaub: 
baftmadung der zu Grunde liegenden Thatfahen nemäß $. 294 der E.B.T. geiordert, wohl 
aber muß das Intereſſe durch Angabe diefer Thatfahen begründet werden, und von den Um— 
itänden des Falles hängt es ab, ob das Grundbuchamt auch noch die Glaubhaftmachung der 
thatfächlichen Behauptungen verlangen fann (vgl. Entid. 1 5. 74 = 8.6. N.F. 1A S. 173 
— Rechtſpr. 1 ©. 180). Das Grundbuhamt bat aljo (mie bisher in Preußen) nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeffen darüber zu befinden, ob das erforderliche Interefie vorliegt. 

Welchem Beamten des Grundbuchamis dieſe Prüfung obliegt, unterliegt landesrechtlicher 
Beitimmung. In Sadien ift z. ®. regelmäßig eine Anordnung des Grundbuchrichters er: 
forderlich; der Grundbuchführer ift nur ausnahmsweiſe zur jelbjtändigen Borlegung bejugt (BL. 
dom 26. Juli 9899 8. 29). Auch im Preußen darf der Gerichtoſchreiber die Einficht ohne 
richterliche Anweiſung nicht geftatten; $. 3 Ziff. 4 der Geſchäfisordnung für die Gerichts 
fpreibereien der Amtögerichte ermächtigt ihm hierzu nur, ſoweit die Einfiht „Jedermann freifteht,“ 
was hier nicht zutrifft. Jedoch wird man mit Bredari S. 93 und Koellner ©. 11 den 
Grundbuchrichter für befugt erachten dürfen, dem Grundbuchführer allgemeine Anweifungen in 
diefer Hinficht ertheilen, fodaß jener nicht jeden einzelnen Fall zu entſcheiden braucht. 

b. Wer Hein berechtigtes Intereſſe dazulegen vermag, hat kraft Reichsrechts fein Recht 
auf Einfiht oder auf Abfchriften. Wohl aber kann nad) 8. 93 die Landesjuftizverwaltung 
diefe Redte im weiteren Umfauge gewähren. Diefer Vorbehalt bezwedt vor allem, für 
diejenigen Gebiete, in denen bisher die unbeichräntte Deffentlichfeit beitand, die Fortdauer dieſes 
der Bevölferung vertraut gewordenen Redhtezuitandes zu ermöglihen; außerben gewährt bieje 
Beſtimmung auch für die übrigen Rechtsgebiete eine fihere Grundlage für ſolche Anordnungen 
der Juſtizverwaltung, durch die eine zu enge Auslegung des $. 11 berihtigt wird (vgl. K.B. 
3. 3422). In Preußen ift der Kreis der berechtigten Privatperfonen auf Grund dieſes Borbehalts 
nicht erweitert (ngl. jebod) umten Erl. 6). 

e. Schließlich bleibt eine landesrechtliche Befugniß der Behörden und Beamten 
von $. 11 unberührt, ſoweit derartige Beftimmungen zu dem öffenilichen Rechte gehören, da 
die ©.3.0. wie dad B.G.B. in dieſes Recht nicht eingreifen. Die preuß. ©.8.D. $. 19 Nbf. 2 
gewährte öffentlichen Behörden und den von ihnen beauftragten Beamten nur „in den gefeplid) 
beftimmten Fällen“ das Recht zur Einficht z. Die preuß. Allg. Verf. $. 32 erweitert dies, 
indem fie „öffentlichen Behörden und den von ihnen beauftragten Beauten“ das Recht zur 
Einfiht und auf Abſchriften allgemein gewährt, „ohne daß «8 der Darlegung eines berechtigten 
Intereifes bedarf“ (vgl. auch preuß. frei. G.G. Art. 52). Es bedarf daher nicht mehr 
eines Eingehen® auf die einzelnen geſetzlichen Fälle. Früher herrſchte Streit, ob die Beitimmung 
des $. 19 Abſ. 2 der preuß. G.B.O. auch daun Anwendung fünde, wenn die Behörde einen 
zein privatrehtlihen Anſpruch vertrete (vgl. Achilles: Streder ©. 320 Anm. de; Zohow 7 
©. 104, 105 und 8.6. 4 &. 113). Für das jepige Recht iſt die Frage zu bejahen, da bie 
Ag. Verf. $. 3? nit unterfheidet und die Landesjuftizverwaltung zur Ausdehnung des 
Rechtes über die Fälle des 8. 11 hinaus nach $. 93 befugt iſt, auch fomeit es ſich um privat- 
rechtliche Imterefien handelt. Nach den Wortlaute des 8. 32 haben die öffentlihen Behörden 
jene Rechte ſchiechtweg, ohne den Zwech den fic bei deren Ausübung verfolgen, angeben zu 
mijlen (Bredari ©. 9). Für Bayern vgl. AG. z. G.B.O. Art. 11, für Wilrtt. AB. 5. 
2.8.8. Art. 21, für Sachſen 8.0. vom 26. Juli 1899 3. 27. 
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3. Der Einfiht unterliegen 

a. zunächſt da® Grundbuch jelbit; 

b. ferner die Urkunden, auf die im Grundbuche zur Ergänzung einer Eintragung Bezug 
genommen iſt. Welche hierzu gehören, iit oben ©. 167 Erl. 2b bereitd erwähnt. Da ihr 
Inhalt, ſoweit die Bezugnahme reicht. als miteingetragen gilt, ift die Deffentlichteit diefer 
Urkunden ebenfo nothwendig und felbitverftändlich, wie die des Grundbuch ſelbſt. 

c. die noch nicht erfedigten Eintragungsanträge. Die Erledigung der Anträge Hat nämlich 
nad) der Reihenfolge ihres Eingangs zu erfolgen ($. 17); fein Erwerber eines Grumdftüds 
oder eined Rechtes an einem Grundftüde kann fich daher, felbit wenn er den Eintragungsantrag 
unmittelbar nach der Einficht des Grundbuchs ſtellt, darauf verlaffen, daß er weitere Laften, 
als zur Zeit der Einfihtnahme aus dem Grundbuche erhellen, nicht zu übernehmen oder als 
feinem Rechte vorgehend nicht anzuertennen hat, wenn ex ſich nicht Gewißheit darüber verſchafft 
Hat, ob auch unerledigte Eintragungdanträge vorliegen. Daher muß er bereditigt fein, auch 
deren Einſicht zu fordern; für die fpäteren Eintragungsanträge ftehen fie den bereits vollzogenen 
Eintragungen glei. 

d. Shhliehlih ermächtigt die G.B.D. $. 94 die Landesjuſtizverwaltung, Anordnungen über 
bie Einfiht der Grumbaften und über die Ertheilung von Abſchriften zu treffen, „unbefchadet 
der Vorſchrift des 9. 11”. Die Landesjuftizverwaltung dann alfo das Recht auf Einficht 
erweitern, indem jie die Einficht der Grundakten geitattet, auch ſoweit es fid nicht um die unter 
b und ce erwähnten Urkunden handelt. Hiervon ift in der Allg. Verf. 8. 36 für Preußen 
Gebrauch gemacht; Jeder, der ein berechtigte Intereſſe darlegt, Hat das Recht zur Einficht der 
Grundakten und auf Abſchriften aus ihnen. 

4. In dem Rechte auf Einficht ift zwar zugleich das Recht enthalten, fich bei der Einficht 
Notizen zu machen, ba ohne diefe der Bwed jenes Rechtes, daß ber Intereffirte ſich mit dem 
Inhalte des Grundbuch befannt machen und dieſe Kenntniß verwerten darf, oft vereitelt 
werben würde (K.G. 7 ©. 99); dagegen iſt aus ihm nicht ohne Weitered das Recht herzuleiten, 
Abſchriften zu fordern. Die preuß. G.B.D. hatte ausdrüdliche Beftimmungen nur über das 
Recht öffentlicher Vehörden und des Eigenthümers (8. 19 Abi. 2, 8. 120); ob aud anderen 
Privatperfonen Abſchriften auf Verlangen ertheilt werden mußten oder durften, war ftreitig 
(Gal. Achilles-Strecker S. 319 Anm. 3). Das jegige Recht geht dagegen davon aus, daß 
das Recht auf Ertheilung von Abjcriften nur zur Unterſtützung und Vervollftändigung des 
Rechtes auf Einficht zu dienen habe und Hiernad) in feinem Umfange zu bemefien ſei (M. S. 46), 
und gewährt daher jenes Recht infomeit, als die Einficht neftattet ift. Das gift nicht nur für 
die nad $. 11 Abſ. 1, fondern aud für die mach der preuß. Allg. Verf. 98. 32 und 36 zur 
Einfiht des Grundbuchs und der Orundatten Berechtigten. And für die Frage, welder Grund- 
buchbeamte über den Antrag anf Ertheilung der Abichrift zu entſcheiden hat, kommt das in 
Erl. 28 Gefagte in Betracht. (Vgl. preuß. frei. G.G. Art. Hl Abf, 1: „Der Gerichtöfchreiber 
ſoll Ausfertigungen oder Abfchriften nur auf Anordnung des Gerichts ertheilen.*) 

Ob die Abſchrift beglaubigt (vgl. A.G. z. G. B.O. Art. 7 Abf. 2, preuß. freim. G. G. 
Art. 57) werden foll, hängt von dem Antrage ded Berechtigten ab. Er kann in allen Fällen 
eine einfache oder eine beglaubigte Abſchrift fordern. Dak nicht nur von ganzen Blättern, fondern 
auch von einzelnen Abtheilungen oder Theilen von denjelben Abfchriften gefordert werden fünnen, 
ergiebt fi ohne Weitere® aus dem Wortlaute der Beftimmungen. Ueber diefen Fall ertheilt 
$- 33 der preuß. Allg. Verf. nähere Anmeifung. 

Weitere Rechte jind nicht gewährt, inabefondere find die Grundbuchamier nicht verpflichtet, 
Anszüge zu ertbeifen; „denn bei ber Erteilung eines Auszuges mühte das Grundbugamt 
eine gewifje Beurtheilung vornegmen und die Bollftändigleit bezeugen“ (M. a. a. DO). Dafielbe 
gilt von der Erteilung von Auskunft über den Inhalt des Grundbuhs (Entſch. 1 ©. 210). 
Auch öffentlichen Behörden gegenüber beiteht eine ſolche Pflicht nicht, joweit fie nicht durch 
befondere Vorjchriften des öffentlichen Rechtes fir beſtimmte Fälle angeordnet ift (vgl. Erl. 7). 
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5. Dad Recht auf Einfiht und auf. Ertheilung von Abſchriften iſt eim publiziſtiſches, 
fein privatrechtliches; weber gegen den Eigenthümer oder fonftigen eingetragenen Berechtigten 
noch gegen das Grundbuchamt hat der Intereffirte einen Anſpruch. Falls das Grundbuchamt 
einen Antrag auf Einfiht oder auf Ertbeilung einer Abichrift ablehnt, jteht dem Antragiteller 
dad Rechtsmittel ber Beſchwerde nach 38. 71 ff. zu. Das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde, 
das nur auf eine Gefegeöverlegung geftüßt werden kann ($. 78), it aber nad) einer Entſch. 
des Kammergerihts (R.G. 3 ©. 89) ausgeſchloſſen, wenn ber Antrag abgelehnt ift, weil ein 
genügendes Intereſſe nicht dargelegt fei, denn Hierbei Handelt e8 fih nur um eine Feitftelung 
thatſächlicher Verhältmifie, ed fei denn, daß zu der Verſagung der Einſicht oder Abſchrifts- 
ertheilung ein Rechtsirrthum geführt Hat (Entf. 16.4 = K. G. N.F. 1A. ©. 7). 

6. Die zur Einfiht Berechtigten brauchen ihr Recht nicht perfünlic auszuüben; vielmehr 
ift Vertretung zuläffig. Natüriich müffen die Vertreter auch ihre Bertretungsmadt darlegen; 
Bevollmächtigte bedürfen aber feiner öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Vollmacht, da 8. 29 
auf dieſen Fall feine Anwendung findet Oberneck ©. 65). Landesrechtlich beſtehen hiervon 
vielfah für Notare (in Sachſen für Notare und Rechtsanwälte, V.O. vom 2%. Juli 1899 
8. 28 Abſ. 2) Ausnahmen. Für Preußen ift im 8. 32 Mbf. 2 der Allg. Verf. beftimmt: 
Motare, die das Grundbuch im Auftrage des Eigentümers oder eines fonft zur Einſicht 
Berechtigten einfehen wollen, brauchen den Auftrag nicht nachzuweiſen“; aud dies findet auf 
den Antrag auf Ertheilung einer einfachen oder beglaubigten Abfchrift nach Abſ. 3 ebd. ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Daburd find die Notare aber nicht der Verpflichtung überhoben, das 
Intereſſe der von ihnen vertretenen Perſonen darzulegen; fie brauchen nur den „Auftrag“ nicht 
nachzuweiſen. 

Auch Rechtskonſulenten find als Bevollmächtigte nicht ohne Weiteres unzuläſſig (8.G. 1 
©. 60, 7 €. 97). Das Kammergericht (a. a. ©. 7 ©. 97) hält die Zurüdcweiſung für zuläffig, 
wenn dem Rechtskonſulenten die Ausübung des Gewerbebetriebs unterfagt ift oder feine Perſön— 
lichleit zu Bedenken Anlaß giebt. Aus dem fepten Grunde find jept Prozehagenten, denen 
gemäß $. 157 Abſ. 4 der E.B.O. das mündliche Verhandeln vor Gericht geftattet ift, nicht 
abzufehnen, ba fid) das Grundbuhamt fonft in einen ſcharfen Gegenfag zu ber Zuftigverwaltung 
und bem Prozeßgerichte fegen würde. 


7. Als befonderer Fall, in dem die Grundbuchämter anderen Behörden gegenüber zur 
Ertheilung von Abfchriften oder einer Auskunft verpflichtet find, ift der des Zw.V.G. 9. 19 her⸗ 
vorzuheben. Hiernach hat das Vollſtreckungsgericht bei Anordnung einer Zmangsverfteigerung 
(und entiprechend auch bei der Unordnung der Zivangsverwaltung, ebd. $. 146) dad Grundbuchamt 
um „Eintragung biefer Anordnung in das Grundbuch“ zu erfuchen. „Das Grundbuhamt Hat 
nad der Eintragung des Verſteigerungsvermerles dem Gericht eine heglaubigte Abichrift des 
Grundbuchblatts und der Urkunden, auf welche im Grundbucde Bezug genommen wird, zu er— 
theilen, die bei ihm beftellten Buftellungsbevollmädtigten zu bezeichnen und Nachricht zu geben, 
mas ihm über Wohnort und Wohnung der eingetragenen Vetheiligten und deren Vertreter ber 
tannt ift. Statt der Ertheilung einer beglaubigten Abſchrift der Urfunden genügt die Beifügung 
der Grundalten oder der Urkunden.“ Da nad 8. 22 Abſ. 1 Cap 2 deſſ. Gef. die Beſchlag- 
nahme des Grundjtüds, außer mit der Zuftelung des Einleitungsbeſchluſſes an den Schulbner, 
auch mit dem Beitpunfte wirtſam wird, in welchem das oben genannte Erſuchen den Grundbuch 
amte zugeht, ſofern darauſhin die Eintragung demnächſt erfolgt, fo iſt aud) diefer geipuntt dem 
Vollſtredungsgerichte mitzuteilen. 

Ferner find die preußiſchen Grundbuchäniter nah näherer Beſtimmung der Allg. Verf. vom 
15. November 1894 zu beftimmten Mittheilungen am die Steuerbehörden behufs Veranlagung 
der Einfommens= und Ergänzungsitewer verpflichtet. Dagegen beſteht feine Pflicht, Eigentfums= 
veränberungen ben Gemeinden behufs Erhebung der Umſatzſteuer mitzutheilen. Bergl. die Erl. 
zu z. 31 der Allg. Berl. 
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$. 12. 
Verlegt ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder fahrläffig die ihm obliegende 
Amtspflicht, jo trifft den Betheiligten gegenüber die im $. 839 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftimmte Verantwortlichfeit an Stelle de Beamten den Staat oder 
die Körperſchaft, in deren Dienjte der Beamte jteht. Das Recht des Staates oder 
der Körperjchaft, von dem Beamten Erſatz zu verlangen, bleibt unberührt. 


B.G.B. $. 839 Abe. 1, 3: 

Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten gegen- 
über obliegende Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere 
Weise Ersatz zu erlangen vermag. 

Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich oder fahrlässig 
unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 


VL Haftung für Pflihtverlefungen der Grundbuchbeamten. 


8.12. 
€.1$.4; 178.11. B.1 S. 13391—18883; II 80.3 6.707—771. M. 6.30. D. 6.3087. 
2.8. 6.3428. 6t.B. S. 4419, 4422, 4424, 4427. 


1. Begründung ber Vorfrift. 5. Die Klage. Zuftändigkeit. Vertreter bes 
2. Borausfegungen für die Haftung des preuß. Fistus. 
Staates. 6. Verjährung des Anſpruchs. 
3. Der Erfagberechtigte. 7. Haftung des Grunbbucbeamten. 
4. Der Berpflichtete. 8. Anmwendbarfeit der neuen Beftimmung für 


die Uebergangsgeit. 

4. Die im $. 12 vorgefchriebene Haftung des Staates für die Verfehen feiner Beamten 
bildet eine Befonderheit des Grundbuchrechts und infoweit, als die Haftung nicht blos fubfibiär 
ift, eine Neuerung gegenüber dem bisherigen preußiichen Rechte. 

Bei der Frage, ob der Staat für wiberrehtlihe Handlungen feiner Beamten zu haften hat, 
ift feine Stellung als Fiskus, ald Inhaber von Privatredten, von der Stellung als Eubjelt 
der Suveränität, als Träger von Hoheitsrechten zu unterjheiden. Nach dem B. G. B. 98.89, 31 
ift der Fiskus für denjenigen Schaden verantwortlih, ben ein Beamter durch eine in Ausführung 
der ihm zuftehenden privatrechtlichen Verrichtungen begangene, zum Schadenderfage verpflichtende 
Handlung einem Dritten’zufügt. Dagegen haftet für die Handlungen, die ein Beamter in Aus 
übung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt, ber ſtaatlichen Hoheitsrechte, vorgenommen hat, 
kraft Reichsrechts nur der Beamte felbft; die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Haftung des 
Staates für den hierdurch angerichteten Schaden find jedoch im EG. Art. 77 aufrechterhalten 
(vgl. Bland Bb. 1 Erl. 2 zu 8. 89 und Bo. 6 ©. 16%), Obwohl es ſich bei der jtantlichen 
Berwaltung des Grundbuchweſens um eine hoheitsrechtliche Funktion des Staates handelt, ſchreibt 
die G. B.O. dennoch deffen Haftung vor aus folgender Erwägung. Durch die Grundbucheinrichtung 
ſoll der Vertehr mit den Rechten an Grumdftiiden auf eine fihere und fefte Grundlage geftellt 
und damit bie Rechtsſicherheit überhaupt gefördert werden. Aus Nüdficht auf das allgemeine 
Wohl ift alfo das Grundbuchſyſtem eingeführt, obwohl mit ihm, insbeſondere kraft des Grund» 
fages bes öffentlichen Glaubens des Grundbuchs bie Gefahr verfnüpft ift, dab ein an einem 
Grundftüde Berechtigter durch ein Verfehen des Grundbuchamts fein Recht verlieren oder fonitigen 
Schaden erleiden fann. Daher ift e8 einfach) eine Forderung der Gerechtigkeit, daß diejer Schaden 
aus Öffentlichen Mitteln erfegt wird (vgl. P. II Bd. 3 ©. 770). 
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Die Borfrift, daß der Staat dem Gejhädigten allein haftet und nicht etwa, wie nad) dem 
bisherigen preuß. Rechte, bloß dann, wenn von dem Beamten fein Erſatz zu erlangen ijt, wurde 
von ber Kommifjion fir die zweite Lefung des B.G.B. empfohlen (P. a. a. ©). Für fie 
fpricht in erfter Linie die Rüdfiht auf den Gefhädigten. Die Voritelung, dab ihm nicht ber 
Staat, fondern der Beanıte, der zufällig die betreffende Amtshandlung vorgenommen Hat, ger 
gebenen Falles erſatzpflichtig fei, liegt dem Laien fern. Die Perſon des Beamten ift den Be- 
theifigten der Regel nad; gleichgültig, nicht felten völig unbekannt und jpäter ſchwer zu ermitteln; 
und nachdem ber Geſchädigte ihn ermittelt und einen langwierigen Prozeß gegen ihn geführt hat, 
ſtellt fi vieleicht feine Zahlungsunfähigkeit heraus, ein Umftand, der geeignet it, die ganze 
Grundbugeinrihtung zu bisfrebitiren und bie Rechtsſicherheit zu erſchüttern. Außerdem ſpricht 
aud die Rüdjicht auf die Grundbuchbeamten für diefe Vorichrift; denn wenn aud) ein etwaiges 
Regrehrecht des Staates nad; $. 12 Sap 2 unberührt bleibt, jo ıft diefer doch in der Lage, in 
dem einzelnen Falle von dem Nidgriffe gegen einen fonft pflihitreuen Beamten feinen Gebraud 
zu maden, und vor allen fanı das Landesrecht, wie in Preußen (A.G. Art. 8) geichehen, 
dieſes Regrehrecht einfhränfen, während der Erfapanfpruch des Geihädigten aus ben obigen 
Gründen nicht beichränft werden darf. Schließlich betrachtete die genannte Kommilfion e8 als 
der Würde des Staates entſprechend, wenn diefer für jeine Beamten nah außen hin einftche. 


2. Vorausſetung für die Haftung des Staates ijt, dab in Ermangelung der Sonder— 
vorſchrift des 8.12 der Grundbuchbeamte nad) $. 839 des B.G.B. Haften würde. Im Einzelnen 
üt erforderlich: 

a. dab ein Grundbuhbeamter Schaden verurſacht hat. Fülr eine Beſchädigung, die 
lediglich auf das Verſchulden eines Dritten oder auf ein zufälliges Ereigniß zurückzuführen if, 
haftet der Staat nicht. Ihrem Wortlaute nach bezieht ſich die Vorſchrift aud nicht auf Schäden, 
die in Grundbuchſachen durch amdere Beamte angerichtet find, z. B. durch die Richter ber 
Beſchwerdeinſtanz oder durch Auffichtsbeamte, bie ihre Auffichtspflicht verlegt oder für eine Ver— 
tretung nicht rechtzeitig geforgt haben; für eine analoge Ausdehnung auf diefe Fälle dürfte auch 
fein praftifches Bebirfniß vorliegen. AM. Hinfihtlid der Beſchwerderichtet Cherned ©. 99, 
Predari ©. 97 u. A. 

b. daß der Grundbuchbeamte eine ihm obliegende Amtspflicht verlegt Hat. Es genügt 
alſo nidyt, daß er bei Gelegenheit einer Anıtshandlung eine unerlaubte Handlung begangen hat, 
fondern er muß eine Handlung, zu deren Vornahme er amtlich; verpflichtet war, verzögert oder 
unterlaffen ober, ohne daß ihre gefeplichen Borausfepungen vorlagen, bewirkt haben, indem er 
3. B. einen Eintragungsantrag nicht erledigte, eine Eintragung oder Löſchung unter Berjtoß 
gegen bie geſetzlichen Veftimmungen vornahm. Dagegen ift Hier — anders als nad) 8. 839 — nicht 
zu prüfen, ob dem Grundbuchbeamten die Amtspflicht einem Dritten gegenüber oblag; durch die 
Faſſung des 8.12 ift „Margeftellt, daß im Einne des 8.839 des B.G. B. ſämmtliche Amtspflichten 
des Grundbuhbenmten Pflichten find, die ihm einem Dritten gegenfiber obliegen“ (D.). 

e. daß der Grundbuchbeamte vorfäglich oder fahrläffig gehandelt hat. Auf den Brad 
des Verſchuldens kommt nicht? an; jedes Auherachtlaffen der einem pflichttreuen Beamten ob- 
fiegenden Sorgfalt oder (nach der Ausdrudsweife der preuß. G.B.O. 8. 29) jebes Verſehen 
genügt. Im der falſchen Auslegung eines zweifelhaften Rechtsſatzes wird eine Fahrläſſigkeit nur 
ſehr felten zu finden fein. Dagegen Hat das R.G. unter der Herrichaft der preuß. ©. 3.8. 
eine Fahrläffigteit des Grundbuchrichters in der Unterlaffung eines reditzeitinen Beſcheids auf 
einen Antrag auf Eintragung einer Hypothek und in der Rüdgabe der von dem Gläubiger ein- 
gereihten Schuldurkunde nebft Eintragungsbemilligung an den Schuldner auf deſſen einfeitigen 
Antrag gelehen (R.®. 22 ©. 235) und eine grobe Fahrläſſigkeit des Grundbuchführers darin, 
daß er der Verfügung des Grundbuchrichters zuwider die Benachrichtigung des Eigentümers von 
der Löſchung einer Hypothek unterlaffen Hatte; in dem Iepteren Falle wurde fein Verfehen des 
Grundbuchrichters darin gefunden, daß er bei der Vorlage der von dem Grundbuchführer ent— 








8. 12. Haftung für Pflichwerlehungen der Grundbuchbeamiten. 177 


worfenen Egpebition feiner Verfügung überfehen habe, daß das verfügte Benachrichtigungsſchreiben 
nicht entworfen fei GGruch ot 33 ©. 1080). 

Darüber, dab der die Haftung eines Beamten einſchränkende Abf. 2 des $. 839 auf 
Grundbuchbenmte feine Anwendung findet, weil dieſe feine „Urtheile“ fällen, vgl. Pland Bd. 2 
©. 639 Erl. 2, Predari ©. 98. 

d. daß der Verlegte e8 nicht vorſätzlich ober fahrläffig unterlafien hat, den Schaden durch 
Gebrauch bed Rechtsmittels der Beſchwerde abzuwenden. Auch ein fonftiges Berfhulden des 
Geſchädigten kann gemäh $. 254 des B.G.B. die Erfagpflicht aufheben oder beſchränken, vgl. 
Predari ©. 100 Anm. 5. 

e. daß aus der Verlegung der Amtspflicht ein Schaden erwachſen ift, z. B. weil in 
Folge des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ein verjehentlich gelöichtes Recht erloſchen oder 
weil eine Verſchlechterung des Ranges eines Rechtes dur die Verfpätung der Eintragung oder 
durch einen faljhen Eingangsvermert herbeigeführt ift, oder weil durch die unterbliebene Benach- 
richtigung von einer Löſchung ein Redtäftreit des Cigenthümers gegen ben zur Löſchung Ver- 
pflichteten veranlaft ift (Grudot a. a. ©.) zc. Ueber den Umfang der Erfagpflicht gelten die 
Beftimmungen bed B.G.B. 8. 249ff. 

f. Schließlich fept die Haftung des Staates für eine nicht vorſähliche, fondern nur fahr 
läſſige Pflitverlegung voraus, daß der Verlegte nicht auf andere Weife Erfag zu er— 
langen vermag. Inſoweit haftet auch jetzt noch der Staat blos fubfiblär, da ihn nur die im 
8. 839 bejtimmte Berantwortlichteit an Stelle des Beamten trifft. Aber feine Haftung ift nicht, 
wie nad) dem früßeren preußiſchen Rechte, dadurch bedingt, daß von dem Beamten fein Eriak 
zu erlangen ift; fondern nur gegen ben Dritten, von dem er auf Grund irgend eines Anſpruchs 
Erſatz feines Schadens oder Herausgabe ber Vereicherung fordern kann, muß der Verlepte 
zunchſt vorgehen. 

3. Berechtigt, ihren Schaden erfegt zu verlangen, find nad 8. 12 die „Betheiligten;“ „die 
Verantwortlichteit kann daher nicht von demjenigen geltend gemacht werben, ber, ohne betheiligt 
zu fein, durch die Verlegung der Amtspflicht nur mittelbar einen Schaden erleibet“ (D.). Dem: 
nad) find als erfapberedhtigt 3. B. bei einer unrichtigen Eintragung oder bei der pflichiwidrigen 
Unterlaffung einer Eintragung nur diejenigen anzujehen, zu deren Gunſten die Eintragung er- 
folgt ift ober erfolgen follte oder beren Rechte von der Eintragung betroffen werben (8. 1% 
Abſ. 2), bei Unterlafjung einer vorgeſchriebenen Benachrichtigung der zu Benachrichtende xc., 
dagegen nicht Dritte, benen gegenüber dem Grundbuchbeamten Teine Amtspfligt oblag, vgl. 
Predari ©. 102 Anm. 6, Pland Bd. 2 ©. 639 unter c. 

4. Berpflihtet zum Schadenserſatz ift der Staat oder die Körperſchaft, in deſſen Dienſte 
der Grundbuchbeamte fteht. Obwohl alfo die Grundbucheinrichtung reichsrechtlich vorgeſchrieben 
ift, haftet nicht das Neid, da die Einrihtung und Beſetzung der Grundbuhämter Sache der 
Bundesftaaten ift, fondern der Bundesſtaat oder bie Gemeinde oder fonftige Körperfchaft, deſſen 
Beanıter feine Umtöpflicht verlegt hat, da dieſe gleihfam durch den Beamten handelt. 

5. Für die Schabenserfagllage iſt der Rechtsweg zuläffig und in Preußen, mo die Anıtds 

gerichte die Grundbuchämter find, ſachlich das Landgericht ohne Rüdfiht auf bie Höhe der Forde- 
zung zuftändig (6.8.8. 8.70, A.G. 3. G. V. G. 8.39 Ziff. 2). Da es fi um eine Angelegenheit 
der Juftizverwaltung Handelt, ift die Klage gegen bie Staatsanwaltſchaft bei demjenigen Ober— 
Iandeögerichte zu richten, in befien Bezirke das Grundbuchamt belegen ift (Gef. vom 14. März 
1885, G.S. ©. 65, und Allg. Verf. vom 23. defj. Mon, J. M. Bl. ©. 119). Oertlich ift daher 
d08 Landgericht zuftändig, zu deſſen Bezirke der Amtsfip des Oberſtaatsauwaits gehört 
{EB.D. 8. 18). 

6. Für die Verjährung der Aniprüce auf Schadenserfag kommt die Vorſchrift des 8. 352 
Abf. 1 de BGB. zur Anwendung: „Der Anfpruh auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entjtandenen Schadens verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in weldem der 
Berlegte von dem Schaden und der Perfon des Erfagpflihtigen Kenntniß erlangt, a Rüdjiche 

Agilles-Streder, Grundbuchorduung. 6. Nuflage. 


178 BD. Allgemeine Vorſchriften. $. 12. 


auf dieſe Kenntnig in dreißig Jahren von der Begehung der Handlung an.“ Da aber der 
Erſatanſpruch nad $. 12 ſtets gegen den Staat zu erheben und die Perſon des Grundbuch 
beamten gleihgültig ift, kommt es für den Beginn der Verjährungsfriſt auf bie Kenntni von 
der Berfon des Erſatzpflichtigen nicht an. 

7. Der ſchuldige Grundbuhbeamte ſelbſt darf von dem Geſchädigten nicht belangt werden; 
feine Berantwortlicfeit aus 8. 839 des B.G.B. ift laut $. 12 auf den Staat übergegangen. 
Soweit feine Handlung aber nicht blos eine Verlegung der Amispflicht, fondern zugleich eine 
fonftige unerlaubte Handlung darſtellt, bleibt feine Haftung beftehen. 

Daneben läßt Sag 2 etwaige Vorſchriften über den Rüdgriff des Staats gegen ben 
Grundbudbeamten unberührt. Die G.B.O. felbft gewährt fein Regreßrecht; wie das ganze 
Dienftverhältnig der Grundbuchbeamten, fo iſt aud) diefe Frage landesrechtlicher Regelung übers 
laſſen. Für Preußen iſt leptere in dem A.G. z. ©.B.D. Art. 8 erfolgt. Danad) Hat der Staat 
einen Riüdgrifi gegen den Beamten nur, wenn biefer vorſätzlich oder grobfahrläffig feine Amts: 
pflicht verfegt hat, nicht bei leichter Fahrläſſigkeit. Außerdem foll nah Art. 8 die in Erl. 6 er— 
wähnte breijährige Verjährungsfrift für den Regreßanſpruch des Staates mit dem Beitpunfte 
beginnen, in welchem ber Staat feine Erfagpfliht aus $. 12 dem Verlepten gegenüber anerfannt 
hat oder dieſe rechtskräftig feitgeftellt ift. 

8. Die Neuerung bes $. 12 der G.B.0. findet nah Art. 170 des E.G. z. B. G. B. erſt 
Anwendung auf diejenigen Verlegungen der Amtspflicht, welche nad dem Inkrafttreten der 
Grundbuchordnung ($. 82) begangen find. Auf die vorher vorgetommenen Berfegen kommt 
auch künftig noch das frühere Recht (alſo in Preußen die preuß. G.B.O. 8. 29) zur Geltung, 
felöft wenn erft nach jenem Zeitpunfte ber Schaden eingetreten ober das Verſehen entbedt ift 
(Habiht, Einwirkung bes B.G.B. auf zuvor entitandene Rechtsverhältniſſe, 2. Aufl. ©. 173. 
Ann. 1). 
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Zweiter Abſchnitt. 


1. Inhalt des 2. Abſchnitts. V. Inhalt der Eintragungen. 
11. Begriff der Eintragungen. 1. Eintragung der Recdtsänderung. S. 187. 
MI. Vorausegungen der Eintragungen. 2. Bezugnahme auf die Cintragunger 
1. Rad der G.8O. bemilligung. 
2. Nach jonftigen Neichsgefegen, insbejondere 3. Bezeichnung des Berechtigten. ©. 188. 
der ER.O., namentlich 4. Uieberficht über die orſchriften der 
a. Verurtheilung zur Abgabe einer 6.B.D. ©. 190. 
Willenserklärung. S. 181. VI. Belanntmadjung der Enticeidungen. 
b. Ginftweilige Verfügungen. 3. 183. VIT. Koften. Stempel. Armenreht. ©. 191. 
IV. Prüfung und Entjcheidung des Grundbuh- 
amts. ©. 185. 


I Der zweite Abſchnitt der G.B.O. (88. 13—55) betrifft die Eintragungen in das Grund» 
buch, und zwar find in den $$. 13—44 vor allem die Borausfegungen der Eintragungen 
(8orbm. III), daneben aud (88. 17, 18) bie Reihenfolge der Erledigung der Eintragungs= 
anträge und die Behandlung nicht gereditfertigter Anträge (vgl. Borbm. IV), in den 88. 45—53 
der Inhalt der Eintragungen (Borbm. V), tm $. 54 die Berichtigung unzuläfiger oder unrich— 
tiger Eintragungen und im $. 55 die Vefanntmadjung ber Eintragungen geregelt. 

I. Unter den „Eintragungen“ im Sinne dieſes Abſchnitts find niht alle Ein- 
fhreibungen in da® Grundbuch zu verftehen. Zunächſt ſcheiden, da bie &.B.D. erſt nad) der 
Anlegung der Grundbücher in Kraft tritt (6.8.0. 8. 82 Abf. 1, vgl. oben ©. 10 und ©. 141 
Borbm. 6), die Einfcreibungen im Anlegungsverfahren aus; nur die Vorjchriften über ben 
Inhalt der Eintragungen ($$. 45ff.) werden auch ſchon in dem Anlegungsverfahren zu beob- 
achien fein (vgl. Bredari €. 106 ID. 

Eine weitere Einfhräntung ift aus ber Einftellung der Vorſchrift über die Bezeichnung 
der Orundftüde ($. 2 Abf. 2) in den erften Abſchnitt für alle diefe betreffenden Einſchreibungen 
zu entneßmen. Kicht nur für bie Anlegung des Grundbuchs, ſondern aud; für jede jpätere 
Zeränderung in ber Bezeichnung der Orundftüde bleiben die Beftimmungen des zweiten Abſchnitts 
außer Betracht, vgl. D. S. 3035 zu 8. 2 und zu 8. 3 fowie oben ©. 159 Erl. 4. Demnach 
ift alfo z. B. in Preußen eine Berichtigung des Grundbud auf Grund der Flurbuchs- und 
Gebäubdefteuerrolenanhänge (vgl. Allg. Verf. $. 29 mebft Exl.) feine Eintragung im Sinne der 
88. 13f.; fie fann alfo ohne Antrag und ohne Bewilligung erfolgen und braucht nicht nad) 
8. 55 befannt gemacht zu werden. Entſprechendes gilt auch für die übrigen, in dem eriten 
Abſchnitte der ©.B.D. erwähnten Einfcreibungen, und auch auf die Ausſcheidung eines nicht 
ucungspfigtigen Grundftids aus dem Grundbuche gemäh $. 90 Abſah 2 finden die 88. 13ff. 
feine Anwendung (vgl. Erl. ba zu 8. 90). 

Unter den Eintragungen im Sinne dieſes Abſchnitts find nur „Eintragungen über die 
Rehtsverhältniffe eines Grundftüds, die nach der Anlegung des Grundbuchs vorzunehmen 
find“ (©. ©. 3037, vgl. M. €. 51), alfo bie oben ©. I7ff. ermäßnten eintragungsfähigen 
Rechte, Verfügungsbeihränkungen, Vormerkungen und Widerſprüche zu verftehen. 

III. Die formellen Boransfegungen einer Eintragung ergeben ſich 

4. in erfter Linie aus ben Vorſchriften der G. B. O., nicht etwa aus denen des B.G.B. 
Imbefonbere ift daraus, bak das B.&.B. zur Mehtsänderung außer der Eintragung bie 

12* 


180 G.B.C. Eintragungen in dad Grundbuch. Bor $. 13. 


Einigung der Betheiligten fordert, nicht zu folgern, dab das Grundbuhamt die Eintragung erit 
vornehmen darf, nachdem ihm bie Einigung nachgewieſen iſt. Vielmehr Hat die Eintragung zu 
erfolgen, wenn die in ben $$. 13—44 aufgeftellten formellen Vorausfegungen vorliegen, auch 
wenn wegen deö Fehlens der erforderlichen Einigung die Rechtsänderung nicht eintritt und das 
Grundbuch alfo dur die Eintragung unrichtig wird. 

In der G.B.L. find folgende formelle Vorausfegungen gefordert: 

a. Ein Autrag desjenigen, defien Recht von der Eintragung betroffen wird ober zu deſſen 
Gunften die Eintragung erfolgen fol; ausnahmsweiſe auch einer anderen Berion, vgl. 88. 13—15. 
Bon diefem Antragsprinzipe läßt die ©.B.D. jedoch verſchiedene Ausnahmen zu, indem fie Ein- 
tragungen entweder auf Erſuchen einer Behörde ($. 39) oder von Amtswegen amordnet, vgl. 
Exl. 2 zu 8. 13 (©. 192) und bie Erf. zu $. 39. 

Ueber die Form des Antrags vgl. $. 30, über feine Zurüdnahme $. 32, über die Hinzus 
fügung eines Vorbehalts $. 16. 

Einen Zwang zur Stellung des Eintragungsantrags kennt die G. B.O. nicht. 

b. bie Bewilligung deöjenigen, deſſen Recht von der Eintragung betroffen wird (8. 19). 
Im Gegenfape zu dem Untrage, welder nur eine Verfahrenshandlung ift und nicht nur von 
dem leidenden Theile geftellt werden Tann, ijt die Bewilligung einer rechtsgeſchäftlichen Willend- 
erflärung, welche bie Unterlage für die beantragte Eintragung, die Begründung des Eintragungs: 
antrags bildet. 

Den Grundfag, „daß die Bewilligung des leidenden Theiles zu einer Eintragung in das 
Grundbuch erforderlich und ausreichend it“ (M. z. B.GB. Bd. 3 ©. 158), dab alfo das 
Grundbuchamt nicht das Vorhandenſein der materiellrehtlihen Vorausjegungen der Eintragung 
zu prüfen braucht, jondern lediglich auf bie einfeitige Bewilligung des durch die Eintragung 
verlierenden Berechtigten diefe vorzunehmen hat, nennt man das formelle Konjensprinzip. 
Ausnahmsweiſe bedarf e3 des Nachweiſes ber erforderlichen Einigung im Falle der Auflaſſung 
eines Grundftüds fowie im Falle der Beſtellung oder Uebertragung eines Erbbaurehts oder 
eines Abbaurechts und im Falle dev Uebertragung eines Erbpachtrechts ($$. 20, 84). Anderer: 
ſeits geftattet die G.B. O. in gewiſſen Ausnahmefällen aud Eintragungen ofne Bewilligung des 
feidenden Theiles, vgl. unten $. 19 Erl. 8 und die ebd. angeführten Beftimmungen. 

Ueber die Form der Eintragungsbewilligung vgl. $. 29 und über ihren Inhalt $. 28. 

e. die vorgängige Eintragung des leidenden Theiles als Berechtigten in das Grundbuch 
G. 40 Abf. 1). Bon diefer Ordnungsvorſchrift macht $. 40 Abi. 2 für die Briefhupothek ober 
Briefgrundihuld und 8. 41 für den Erben des eingetragenen Berehtigten in beflimmtem Um— 
fange Ausnahmen. 

d. Schließlich find für befondere Fälle noch weitere Vorausfegungen aufgeftellt, nämlich 
für die Löſchung einer Hypothek oder einer Grundſchuld das Erforderniß der Zuftimmung 
des Cigenthümers des belafteten Grundſtücks und für die Löſchung eines Rechtes, mit dem 
eine Hypothek oder eine Grundſchuld belaftet ift, regelmäßig das der Buftimmung des Hypothefen- 
ober Grundſchuldgläubigers ($. 27); ferner fir eine Eintragung bei einer Briefinpothel oder 
Briefgrundſchuld regelmäßig das Erforbernig der Worlage des Briefes nad näherer Be— 
ftimmung ber 88. 42, 43 umd für eine Eintragung bei einer Giderungshhpothet für eine 
Forderung aus einem Inhaberpapiere ober einem Orderpapiere regelmäßig das Erforderniß der 
Vorlage biefe® Papiers (8. 44). 

2. Diefe Vorſchriften der ©.B.D. ber die formellen Vorausſetzungen der Eintragungen, 
die bei den einzelnen Paragraphen erſt näher erläutert werben, werben ergänzt durch andere 
reichsrechtliche Beſtimmungen. So regelt 5. B. das B.G.B. die Borausfegungen der Eintragung 
einer Vormerkung oder eines Widerſpruchs, von denen oben ©. 131 ff. bereits bie Rede geweſen 
iſt, und vor allem enthält die C. P. O. eine Anzahl einfchlägiger Veftimmungen, die für das 
formelle Grundbuchrecht von erheblicher Bedeutung find, insbefondere über den Erſatz einer 
Willenserklärung durch ein redtöfräftiges Urtheil oder durch eine einfiweilige Verfügung, ſowie 
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über die Pfändung und Ueberweiſung eingeiragener Rechte an Grundftüden und über die 
Zwangs⸗ und Arreſthypotheten. Bon den letzteren ift bereits oben ©. 94fj. und von der 
Pfändung und Ueberweifung oben ©. 110ff. ansfügrlih die Rebe geweſen. Dagegen find die 
eriteren Beftimmungen oben ©. 29, 39 und 132 nur furz erwähnt und Bier näher zu 
erörtern. 

8 Die EBD. beſtimmi in 8. 894 Abſ. 1: „It der Schuldner zur Abgabe einer 
BWillenderflärung verurtheilt, fo gilt die Erklärung als abgegeben, fobald das Urtheil die 
Rechtslraft erlangt Hat. Iſt die Willenserflärung von einer Gegenleiftung abhängig gemacht, 
fo tritt diefe Wirkung ein, fobald nad den Beitimmungen der $$. 726, 730 eine vollitredbare 
Ausfertigung des rechtskräftigen Urtheils ertheilt ift." 

a. Diefe Vorſchrift findet auf alle Erklärungen Anwendung, welche die G.B.D. als 
Unterlagen des Eintragungsantrags erfordert, insbefondere auf die Eintragungsbewilligung, bie 
zur Löſchung einer Hypothet erforberliche Zuftimmung des Cigenthümers, die Abtretungs- 
ertlärung ꝛc. (vgl. €. I des B.G.B. $. 833, M. z. 8.6.8. Bd. 3 ©. 196ff, B. II Bd. 3 
©. 68). Auch die Auflafjungserflärungen find, wie oben S. 39 bereitd erwähnt, nicht aus- 
genommen; fowohl die Auflafjungsertlärung des Veräußerers wie die des Erwerber wird durch 
das zu ihrer Abgabe verurtheilende rechtskräftige Urtheil erjept, obwohl die Auflafjung bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile vor dem Grundbuchamt erflärt werben muß. Dieſes 
Erforderniß ift „als erfüllt anzufehen, wenn der Theil, welcher das Urtheil erſtritten Hat, unter 
Vorlegung bdefjelben feine Vertragserllärung abgiebt. Die Sache wird jo behandelt, als wenn 
auch der unterlegene Theil anwejend wäre, um die Erklärung feines Gegnerd gegen feine 
Erklärung einzutanfhen" (M. z. B.G.B. Bd. 3 ©. 197). Die Nuflaffungsertlärung des 
obfiegenben Theiles ift aber vor dem Grundbucamt abzugeben; denn nicht die Auflaffung 
überhaupt, fondern nur die Erklärung des Verurtheilten wird durch das Urtheil erfegt. 

Nothwendig ift jedoch bie Verurtheilung zur Abgabe ber erforderlichen Willenserklärung 
jelbft, insbeſondere zur Abgabe einer Auflafjungserflärung, zur Bewilligung der Eintragung, 
der Uebertragung oder der Löſchung einer Hypothet oder einer fonftigen dinglichen Laſt. Ein 
Urtheil, aus dem lediglich die Verpflichtung zur Veräußerung bes Grundftüds, z. B. deſſen 
Verkauf erhellt, oder das nur zur Anerkennung bes Eigenthums oder eines dinglichen Rechtes 
verurtheift, bildet feinen Erjag für die Yuflajjungserflärung oder für die Eintragungsbewilligung 
(ogl. fähf. Archiv Bd. 10 ©. 267). Andererfeit3 fommt es auf den Wortlaut der Entſcheidung 
nit an, wenn nur die Xerurtheilung zur Abgabe der erforderlichen grundbuchrechtlichen 
Erklärung genügend erhellt (vgl. Turmau-Förjter Bb. 1 ©. 98, 99). 

Der Inhalt des Urtheils, das eine Eintragungsbewilligung 2c. erjepen foll, muß den 
Erfordernifien genügen, welde das Gejeg an den Inhalt einer Eintragungsbewilligung felbft 
ftellt. Bol. G.B. O. 8. 28 nebit Ext. 

Keine Anwendung findet $. 894 der C.P. O, wenn der Schuldner nad feiner Wahl zur 
Abgabe einer Willenserflärung oder zu einer anberen Leiftung verurtheilt ift. Val. R.®. 27 
©. 382, Kipp, Verurtheilung zur Abgabe von Willenserflärungen 6.81, Levy in Gruch. 36 S.31 ff. 

#. Die Willenserklärung gilt mit der Rechtskraft bes Urtheils ald abgegeben. „Sit 
durch ein vorläufig vollſtredbares Urtheil der Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung 
verurtheift, auf Grund deren eine Eintragung in da8 Grundbuch oder das Schiffsregiſter erfolgen 
joll, fo gilt die Eintragung einer Vormerkung ober eines Widerſpruchs als bewilligt” (E.B.D. 
8. 895). gl. oben ©. 132. Demnad mu dem Grundbuhamte die Rechtskaft nachgewieſen 
werden, wenn bie endgültige Eintragung auf Grund des zu ihrer Bewilligung verurtheilenden 
Erkenntniſſes erfolgen fol. Hierzu dient in erſter Linie das von dem Gerichtsſchreiber aus— 
geſtellte Zeugniß der Rechtskraft (E.P.D. 8. 706). Dies ift aber nicht erforderlich, wenn das 
Urtheif fofort mit feiner Verkündung rechtskräftig ift, wie 3. B. das kontradiktoriſche Urtheil eines 
Landgerichts in der Berufungsinitanz. 
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Unbdererfeitd genügt ber Nachweis ber Rechtskraft des Urtheils. Da damit bie Erklärung 

als abgegeben gilt und ein Bmwangsvolitretungsatt auf Grund des Urtheils überhaupt nicht 
ftattfindet, bedarf e8 regelmäßig nicht, wie zu der Eintragung einer Zwangshuypothek (oben 
©. 104fj.), einer vollftredbaren Ausfertigung des Urteils ober des Nachweiſes feiner 
Buftellung (vgl. Kipp, Die Verurtheilung zur Abgabe von Willenserärungen, 1892 ©. 53ff. 
AM. Turnau-Förfter Bd. 1 €. 104). 
" y. Eine Ausnahme gilt für den Fall, daß die Willenderflärung von einer Gegen— 
Teiftung abhängig gemadt ift. Alsdenn genügt nicht der Nachweis der Redtökcaft, fondern 
es ift eine vollftredbare Ausfertigung des vechtäfräftigen Urtheils erforderlih. Der Gläubiger 
muß in diefem Falle durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachweiſen. daß der 
Schuldner befriedigt oder im Verzuge der Annahme ilt; auf Grund biejes Nachweiſes hat der 
Borfigende des Prozeßgerichts die Ertheilung der vollftredbaren Ausfertigung anzuordnen. Kann 
er ben Nachweis nicht dur; bie erwähnten Beweißmittel erbringen, muß er bei dem Prozehgericht 
erfter Inftanz auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel Magen. In diefem Falle muß er feinem 
Eintragungsantrage das auf diefe lage ergangene rechtskräftige Urtheil neben dem zur Abgabe 
der Willenderklärung verurtgeilenden Extenntnifie beifügen. gl. oben ©. 104. Der Zuftellung 
der Vollftredungdflaufel und der ihr zu Grunde liegenden Urfunden (oben S. 108) bedarf es 
nicht (Ripp a. a. ©. ©. 106). 

Diefe Vorſchriften finden fowohl dann Anwendung, wenn der Gläubiger zu einer Vor— 
Leiftung. als aud wenn er zu einer Zeiftung Zug um Zug verpflidtet ift (C.B.O. 
$. 726 Abi. 2). 

d. Das rechtskräftige Urtheil oder in dem foeben erwähnten Falle die vollittetbare Aus— 
fertigung des rechtskräftigen Urtheils erfegt nur die Willenserflärung des Berurtheilten 
ſelbſt. Ob diefe zur Begründung des Eintragungdantrags genügt oder ob nod eine weitere 
Bewilligung oder Zuftimmung erforderlich ift, beſtimmt ſich nad) den Vorjchriften der G.B.O. 
88. 19. und des materiellen Rechtes, denn über die Folgen ber Willenserklärung fagt die 
EBD. nichts Geipp a. a. D. ©. 59-71). Die oben ©. 107f. erwähnten Beltimmungen der 
EBD. 88. 735—749 über die Zwangsvollfiredung in Sonbervermögensmafjen, insbeſondere 
in das eingebrachte Gut der Ehefrau oder in dad Gefammtgut einer ehelichen Giltergemeinſchaft 
finden feine Anwendung, da es ſich Hier nit um einen Akt der Zmangövollitredung handelt 
(a. M. Turnau-Förjter 8.1 ©. 109). Aus demfelben Grunde fteht der nad) feiner Ver- 
urtheilung eingetretene Tod des Schuldners der Eintragung, zu deren Bewilligung er verurtheilt 
ift, nicht entgegen, wenn er noch in dem Grundbuch als Berechtigter eingetragen fteht (anders 
im Sale der Eintragung einer Zwangehypothet, oben ©. 106). 

It der Verurtheilte noch nicht als der Berechtigte gebucht, fo fann nad) 88. 40, 41 der 
G.B.O. regelmäßig erft dann die Eintragung auf Grund des Urtheils erfolgen, nachdem er als 
Berechtigter eingetragen ift. Auf welchem Wege dieß zu erwirfen ift, darüber vgl. G. BO. 8. 14 
nebft Erl. insbeſondere über den Fall, daß der Verurtheilte nur einen obligatoriichen Anſpruch 
auf Eintragung eines Rechtes hat, ebd. Erl. dc. 

Wenn umgetehrt nicht mehr ber Verurtheilte, fondern ſchon fein Rechtsnachfolger in das 
Grundbuch eingetragen ift, jo kann die Eintragung, zu deren Bewilligung jener verurtheilt ift, 
erſt erfolgen, nachdem eine vollftredbare Ausfertigung gegen diefen erwirkt ift. Ueber die Bor- 
ausfegungen und die Form diefer Vollftredungstlaufel vgl. oben ©. 104 und ©. 106 Biff. 3 
Abſ. 2. Damit die Rechtsnachfolger die Willenserklärung bed Rechtsvorgängers überhaupt gegen 
fid) geften laſſen müfjen, ift, von den Fällen der Gefammtnacfolge, der Uebernahme eines 
Vermögens (B.G.B. $. 419) oder eines Handelsgeſchäfts (9.6.8. 8.25) abgeſehen, erforderlich, 
dag die Rechtsnachfolge nach Beginn der Rechtshängigkeit eingetreten ift, daß der Anſpruch des 
Glaubigers ein dinglicher oder ein durch eine Vormerkung gefiherter obligatorifcher war und daß 
dem Rechtsnachfolger in jenem Sale ſowohl das dingliche Recht wie die Rechtshängigkeit und 
in diefem alle die letztere befannt war. S. oben ©. 128f. Ueber die Wirkung eines zwiſchen 
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dem Vorerben und einem Dritten ergangenen Urtheild gegenüber dem Nacherben vgl. C.P. O. 
8. 326 und oben ©. 124, und über die Wirkung eines zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecer und 
einem Dritten ergangenen Urtheils gegenüber dem Erben C.P. O. $. 327 und oben ©. 125f. 

Auch ein Nachfolger des GläubigerS kann die Eintragung in das Grundbuch nur auf 
Grund einer auf feinen Namen lautenden vollftredbaren Ausfertigung des Urtheils erwirlen. 

s. Auf andere vollftredbare Schuldtitel als Urtheile, indbefondere auf vollittedbare 
Vergleiche findet 8. 894 der C. P.O. nach der herrſchenden Meinung feine Anwendung (K. G. 
411 ©. 418. UM. Kipp a. a. D. ©. 126ff.). 

b. Daß durch einftweilige Verfügungen die Eintragung von Vormerkungen und Wider 
ſprüchen angeorbnet werden kann, ijt oben ©. 131f. bereit erwähnt. Aber auch andere Ein- 
tragungen können im Wege einftweiliger Verfügungen herbeigeführt werben, insbefondere bie 
Einfhreibung von Veräußerungs- und Belaftungsverboten (E.B.D. 8. 938 Abf. 2), ja felbft bie 
Löſchung einer Hypothef (Rechtſpr. 1 ©. 376). 

Die einftweiligen Verfügungen find durch die E.B.D. 8. 935942 im Anſchluß an die 
Vorſchriften über den Arreſt geregelt. ‚ 

«. Die Borausfegungen ergeben fih aus 88. 985, 940. Danach bezweden bie einft« 
weiligen Verfügungen die Sicherung von individuellen Leiftungen oder die Regelung eines einſt- 
weiligen Buftandes in Bezug auf ein ftreitiges Rechtsverhältniß. Sie find nad ber C.P. O. nur 
dann zuläffig, wenn zu beforgen ift, daß durch eine Veränderung des beftehenden Zuſtandes die 
Verwirklichung des Rechtes auf den Streitgegenjtand vereitelt oder weſentlich erſchwert werden 
tönnte, oder wenn die Regelung eines einftweiligen Zuſiandes zur Abwendung wejentlicher 
Nachtheile, zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen nöthig erfcheint. 

Formel ift die Glaubhaftmahung des Anſpruchs und der Gefährdung erforderlich; gegen 
Sicherheitsleiftung kann jedoch auch ohne gehörige Glaubhaftmadung die einftweilige Verfügung 
erlajjen werden (P. II Bd. 3. ©. 116), Bon dem erſteren Sage gilt, wie oben ©. 132 
bereitß erwähnt, eine Ausnahme fr die Anordnung der Eintragung von Bormertungen und 
Widerfprüchen; bei ihnen ift nur der Anſpruch, nicht eine befondere Gefährdung defielben glaub- 
Haft zu machen (8.6.8. $. 885 Abſ. 1 Gap 2, 8. 899 Abſ. 2 Sag 2). „Diefe Gefährdung iſt 
in allen in Betracht fommenden Fällen dur die Einrihtung des Grundbuchs gegeben, welche 
es bem Schuldner ermöglicht, dad Grundftüd zu jeder Beit und ohne daf der Gläubiger davon 
vorher Kenntniß erlangt, an einen Dritten zu veräußern oder es zu belaften“ (P. II Bd. 3 
©. 115). Danach erſcheint es gerechtfertigt, aud in den anderen Fällen, in denen durch einit- 
weilige Verfügung eine Eintragung in das Grundbuch angeordnet werben foll, die Gefährdung 
ohne Weiteres als glaubhaft zu erachten. 

Ueber die Mittel der Glaubhaftmachung vgl. C. P.O. 9.294 und R.G. 30 ©. 376. Bon 
den in der E.B.D. ſonſt zugelafienen Beweismitteln fällt die Eideszufchiebung fort, dafür .ift die 
Verſicherung des Antragftellers an Eidesſtatt zugelaffen. Auch die Bezugnahme auf gerichtliche 
Atten genügt (O Tr:Entih. 79 ©. 265), und wenn die Behauptung nad; den Umftänden bes 
Falles ohne Weiteres glaubhaft erſcheint, bedarf es keiner Beweisaufnahme. Gtets ijt eine 
Beweisaufnahme ausgeſchloſſen, welche nicht fofort erfolgen ann. 

#. Zuftändig für den Erlaß einer einftmweiligen Verfügung ift das Gericht der Hauptſache 
d. b. dasjenige Gericht, welches fir die Verhandlung und Entſcheidung des gefährdeten Anſpruchs 
(vgl. R.G. 30 ©. 351, 45 ©. 346) zuftändig ift, einerlei ob diefer bereits rechtshängig iſt oder 
nicht. Iſt der Anſpruch in der Berufungsinftang anhängig, fo enticheidet dad Berufungsgericht, 
fonft ſtets das erftinftanzlie Gericht. Daneben ift auch der Vorfipende des Gerichts der Haupt- 
ſache oder dad Amtsgericht, in deſſen Bezirke das Grundftüd belegen ift, zur Entſcheidung zus 
ſtändig; während diefe aber vegelmäßig nur „in dringenden Fällen“ die einftweilige Verfügung 
exlafjen fönnen und das Amtsgericht außerdem eine Friſt zu beftimmen Hat, innerhalb welcher 
der Untragfteller den Gegner zur milndlichen Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einit- 
weiligen Verfügung vor daB Gericht ber Hauptſache zu laden Hat, gilt jeit dem 1. Januar 1900 
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Andererſeits genügt ber Nachweis der Rechtskraft des Urteils. Da damit die Erklärung 

als abgegeben gift und ein Zwangevollitredungsaft auf Grund des Urtheils überhaupt nicht 
Rattfindet, bedarf es regelmähig nicht, wie zu der Eintragung einer Biwangshypotget (oben 
©. 104ff.), einer vollftredbaren Nusfertigung des Urtheil® oder des Nachweiſes feiner 
Zuſtellung (vgl. Kipp, Die Verurteilung zur Abgabe von Willenserflärungen, 1892 ©. 53 ff. 
AM. Turnau-Förfter Bd. 1 ©. 104). 
" y. Eine Ausnahme gilt für den Fall, daß bie Willenserklärung von einer Gegen- 
leiftung abhängig gemacht it. Alsdann genügt nicht der Nachweis der Rechtökcaft, fondern 
es ift eine vollfttedbare Ausfertigung des rechtskräftigen Urtheil® erforderlih. Der Gläubiger 
muß in diefem Falle durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachweiſen. daß der 
Schuldner befriedigt ober im Werzuge der Annahme ift; auf Grund biejes Nachweiſes hat der 
Borfigende bes Prozeßgerichts die Ertheilung der vollftredbaren Ausfertigung anzuordnen. Kann 
er den Nachweis nicht durch die erwähnten Beweismittel erbringen, muß er bei dem Prozehgericht 
erfter Inftanz anf Ertheilung der Vollftredungsklaufel Hagen. In diefem Falle muß er feinem 
Eintragungsantrage das auf dieſe Klage ergangene rechtskräftige Urtheil neben dem zur Abgabe 
der Willengerflärung verurtheilenden Erkennmiffe beifügen. gl. oben ©. 104. Der Zuftellung 
der Vollſtrecungsklauſel und ber ihr zu Grunde liegenden Urkunden (oben ©. 108) bedarf es 
nit (Ripp a. a. ©. ©. 106). 

Diefe Vorſchriften finden fowohl dann Anwendung, wenn der Gläubiger zu einer Vor— 
feiftung, als auch wenn er zu einer Leiftung Zug um Zug verpflichtet ift (E.B.O. 
$. 726 Ab. 2). 

5. Das rechtskräftige Urtheil ober in bem fochen erwähnten Falle die vollftredbare Aus— 
fertigung des rechtskräftigen Urteils erfegt nur die Willenderflärung des Berurtheilten 
ſelbſt. Ob diefe zur Begründung des Eintragungsantrags genügt oder ob nod) eine weitere 
Bewilligung oder Zuftimmung erforderlich ift, beftimmt fi) nach den Vorſchriften der G.B. O. 
88. 19ff. und des materiellen Rechtes, denn über die Folgen der Willenserklärung fagt die 
EBD. nichts (Kipp a. a. D. ©. 59-71). Die oben ©. 107f. erwähnten Beftimmungen der 
C.P.O. 98. 735—749 über die Zwangsvollfiredung in Gondervermögensmaffen, insbeſondere 
in das eingebrachte Gut der Ehefrau oder in das Geſammtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft 
finden feine Anwendung, da es fi hier nit um einen Akt der Zwangsvollſtreckung handelt 
(a. M. Turnau-Föriter Bd. 1 ©. 104). Aus bdemfelben Grunde fteht der nad) feiner Ber- 
urtheilung eingetretene Tob bes Schuldners ber Eintragung, zu deren Bewilligung er verurtheilt 
ift, nicht entgegen, wenn er noch in bem Grundbuch als Berechtigte eingetragen fteht (anders 
im Sale der Eintragung einer Zwangehypothet, oben ©. 106). 

Iſt der Verurtheilte noch nicht als der Berechtigte gebucht, fo kann nad) 88. 40, 41 der 
G.B. O. regelmäßig erft dann die Eintragung auf Grund des Urtheil erfolgen, nachdem er als 
Berechtigter eingetragen ift. Auf welhem Wege dies zu erwirken ift, darüber vgl. ©.B.D. 8. 14 
nebft Exl., insbeſondere über den Fall, daß der Verurtheilte nur einen obligatoriichen Anſpruch 
auf Eintragung eines Rechtes hat, ebd. Erl. dc. 

Wenn umgekehrt nicht mehr der Verurtheilte, ſondern ſchon fein Rechtsnachfolger in das 
Grundbuch eingetragen ift, fo kann die Eintragung, zu deren Bewilligung jener verurtheilt if, 
erft erfolgen, nahdem eine vollſtredbare Auöfertigung gegen biefen erwirkt ift. Ueber bie Bor- 
ausfegungen und bie Form diefer Vollſtrecungsklauſel vgl. oben S. 104 und ©. 106 Biff. 3 
Abſ. 2. Damit die Rechtsnachfolger die Willenserklärung des Rechtsvorgängers überhaupt gegen 
ſich geften laſſen müſſen, ift, von ben Fällen ber Geſammtnachfolge, der Uebernahme eines 
Vermögens (8.6.8. 8. 419) ober eines Handelsgeſchäfts (9.0.8. 8. 25) abgefehen, erforderlich, 
da die Rechtsnachfolge nach Beginn der Rechtshängigkeit eingetreten ift, ba der Anſpruch des 
Glaubigers ein dinglicher ober ein durch eine Wormerfung gefiherter obligatorifer war und daß 
dem Rechtsnachfolger in jenem Halle ſowohl das dingliche Recht wie die Redtshängigfeit und 
in biefem Falle die fektere befannt war. S. oben ©. 128f. Ueber die Wirtung eines zwiſchen 
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dem Vorerben und einem Dritten ergangenen Urtheild gegenüber dem Nacherben vgl. EB.O. 
8. 326 und oben ©. 124, und über die Wirkung eines zwiſchen dem Teftamentsvollftceder und 
einem Dritten ergangenen Urteils gegenüber dem Erben CPO. 8. 327 und oben ©. 125f. 

Auch ein Nachfolger des Gläubiger kann die Eintragung in das Grundbuch nur auf 
Grund einer auf feinen Namen lautenden vollftredbaren Ausfertigung des Urtheils erwirken. 

es. Auf andere vollftredbare Schuldtitel als Urtheile, insbefondere auf vollittedbare 
Vergleiche findet 8. 894 der C. P. O. nad der herrſchenden Meinung feine Anwendung (K. G. 
11 ©. 418. AM. Kipp a. a. D. ©. 126ff). 

b. Daß durch einfiweilige Verfügungen die Eintragung von Vormerkungen und Wider- 
ſprüchen angeordnet werden kann, iſt oben ©. 131f. bereit8 erwähnt. Aber au andere Ein- 
tragungen fönnen im Wege einftweiliger Verfügungen herbeigeführt werden, insbeſondere die 
Einfereibung von Veräußerungs- und Belaftungsverboten (6.8.0. 8. 938 Abf. 2), ja felbft die 
Loſchung einer Hypothet (Rechiſpr. 1 ©. 376). 

Die einftweiligen Verfügungen find durch die C.P. O. 88. 935—942 im Anſchluß an bie 
Vorſchriften über den Arreſt geregelt. 

a, Die Borausfegungen ergeben ſich aus 88. 985, 940. Danach bezweden die einfte 
weiligen Verfügungen die Sicherung von individuellen Leiftungen oder die Regelung eines einft« 
weiligen Zuftandes in Bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältniß. Sie find nah ber E.B.D. nur 
dann zuläffig, wenn zu beforgen ift, daß durch eine Veränderung des beftehenden Zuftandes die 
Verwirklichung des Rechtes auf den Streitgegenitand vereitelt oder weſentlich erſchwert werben 
fünnte, oder wenn die Regelung eines einftweiligen Buftandes zur Abwendung wefentlicher 
Nachtheile, zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen nöthig erſcheint. 

Formel ift die Glaubhaftmachung des Anſpruchs und der Gefährdung erforderlich; gegen 
Sicherheitsleiſtung fann jedoch auch ohne gehörige Glaubhaftmachung die einfimeilige Verfiigung 
erlajjen werben (P. II Bd. 3. ©. 116). Von bem erfteren Sape gilt, wie oben ©. 132 
bereit8 erwähnt, eine Ausnahme für die Anordnung ber Eintragung von Vormerkungen und 
Widerfprüchen; bei ihnen ift nur der Anſpruch, nicht eine befondere Gefährdung defielben glaub- 
Haft zu machen (8.6.8. $. 885 Abf. 1 Sag 2, $. 899 Abſ. 2 Sap 2). „Diefe Gefährdung iſt 
in allen in Betradit fommenden Fällen durch die Einrichtung des Grundbuchs gegeben, welche 
& dem Schuldner ermöglicht, dad Grundjtüd zu jeder Beit und ohne daß ber Gläubiger davon 
vorher Kenntniß erlangt, an einen Dritten zu veräußern oder es zu belaften“ (P. II Bd. 3 
€. 115). Danach erſcheint es gerechtfertigt, auch in den anderen Fällen, in denen durch einit- 
weilige Verfügung eine Eintragung in das Grundbuch angeordnet werden foll, bie Gefährdung 
ohne Weiteres als glaubhaft zu erachten. 

Ueber die Mittel der Glaubhaftmachung vgl. C.P. O. 8. 294 und R.G. 30 ©. 376. Bon 
den in der C.P.O. font zugelafienen Beweismitteln fällt die Eideszuſchiebung fort, dafür.ift bie 
Verfiherung des Antragfiellers an Eidesjtatt zugelafien. Auch die Bezugnahme auf gerichtliche 
Alten genügt (DO Tr:Entſch. 79 ©. 265), und wenn bie Behauptung nad) den Umftänden bes 
Falles ohne Weiteres glaubhaft erſcheint, bedarf es feiner Beweisaufnahme. Stets iſt eine 
Beweisaufnahnie ausgeichloffen, welche nicht fofort erfolgen kann. 

#. Zuftändig für den Erlaß einer einftweiligen Verfiigung ift das Gericht der Hauptſache 
d. h. dasjenige Bericht, welches für die Verhandlung und Entſcheidung des gefährdeten Anſpruchs 
(vgl. R.®. 30 ©. 351, 45 ©. 346) zuftändig ift, einerlei ob diefer bereitß rechtshängig ift oder 
nit. Iſt der Anſpruch in der Verufungsinftanz anhängig, fo entſcheidet das Berufungsgericht, 
ſonſt ſtets das erjtinftanzliche Gericht. Daneben ift aud der Vorfigende des Gerichts der Haupt- 
ſache oder das Amtsgericht, in defien Bezirke das Grundſtück belegen ift, zur Entſcheidung zu⸗ 
ftändig; während diefe aber regelmäßig nur „in dringenden Fällen“ die einjtweilige Verfügung 
erlafien können und das Amtsgericht außerdem eine Frift zu beftimmen hat, innerhalb welcher 
der Untragfteller den Gegner zur mindlihen Verhandlung über bie Rechtmäßigkeit der einft- 
weiligen Verfügung vor das Gericht ber Hauptſache zu laden hat, gilt feit dem 1. Januar 1900 
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für diejenigen einftweiligen Verfügungen, auf Grund deren Vormerfungen ober Widerſprüche ein- 
getragen werben follen, Ausnahmen; diefe fönnen von dem erwähnten Amtsgericht auch dann 
erlaſſen werden, wenn ber Fall für dringlich nicht erachtet wird, und die Friftbeftimmung erfolgt 
nur auf Untrag des Gegners (C.P. O. 5. 942 Abf. 2). Nach fruchtloſem Ablaufe der Frift Hat 
das Amtsgericht auf Antrag die einſtweilige Berfügung aufzuheben. 

y. Das Verfahren ift durd 8. 936, 8. 937 Abf. 2, 9. 939, 8. 942 Abf. 2 und 88. 922, 
924926 der C.P. O. geregelt. Das Gericht der Hauptfadhe entſcheidet regelmäkig nach vor- 
gängiger mündlicher Verhandlung durch Endurtheil, gegen welches dieſelben Rechtsmittel wie 
gegen das in derfelben Inftanz in der Hanptfache erfaffene Enburtheil Ping greifen (vgl. R.®. 5 
©. 430, Küngel in Gruch. 24 ©. 142, v. Kräwel in Zeitſchr. f. C.Prz. 2 ©. 397). In 
dringenden Fällen können die Entfceidumgen des Gerichts der Hauptſache und ſtets bie des 
Amtsgerichts der belegenen Sache ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß er— 
folgen (vgl. R.®. 13 ©. 324). Wird durch Beſchluß der Antrag abgelehnt, fo ift die einfache 
Beſchwerde zuläffig; gegen den die einftweilige Verfügung erlafienden Beſchluß findet dagegen 
Biderfpruch flatt, der durch Ladung zur mundlichen Verhandlung über bie Rechtmäßigten der 
einftweiligen Berfligung erhoben wird und bewirkt, daß hierüber von dem Gerichte, das die einſt- 
weilige Verfügung erlaſſen bat, wenn biefe aber erſt in der Beſchwerdeinſtanz erlafien ifl, von 
dem Gericht erſter Inftanz (R.®. 29 ©. 396, 37 ©. 368) durch Endurtheil entſchieden wird. 
Die Vollziefung der einftweiligen Verfügung wird dadurch nicht gehemmt. 

Iſt die Hauptfache noch nit anhängig, fo hat das Gericht, welches bie einftweilige Ver— 
fügung erlaffen hat, auf Antrag ohne vorgängige mündliche Verhandlung anzuordnen, daß die 
Partei, welche die einftweilige Verfügung erwirkt Hat, binnen einer zu beftimmenden Friſt Klage 
zu erheben Habe, und bei Nichtbefolgung diefer Anordnung bie einftweilige Verfügung auf er« 
nenten Antrag durch Endurtheil, alfo nad vorgängiger mündliche Verhandlung, aufzuheben 
WERD. 98. 926, 936). 

„Unter befonderen Umftänden“ fann die Aufhebung einer einftweiligen Verfügung gegen 
Sicjerheitßleiftung geflattet werden (6.8.0. 8. 939, vgl. 88. 923, 925, 927, 934, 936). Das 
uachträgliche Erbieten zu einer Sicherheitsleiſtung bildet unter folhen Umftänden auch einen in 
der C.P.O. $. 927 hervorgehobenen Fall ber „veränderten Umſtände“, bei deren Eintritt die 
Aufpebung der einftweiligen Verfügung durch Endurtheil erfolgen kann (vgl. R.G.33 ©. 418). 

d. Für dad formelle Grundbuchreht find vor allem die Vorſchrifien über die Boll 
siehung der einftmeiligen Verfügung wichtig. Diefe ift grundfäglic unter denfelben Boraus- 
fegungen zuläffig, wie die Bwangsvollftredung auf Grund eines Arreftbefehls; es tommen daher 
die oben ©. 102ff. bereitö aufgeführten Vorausfegungen der Zwangsvollſtreckung mit den dafelbft 
erwähnten Befonderheiten der Arreftbefehle auch für bie einitweiligen Verfügungen in Betracht. 

Hervorzußeben iſt, dab die einftweiligen Werfügungen fofort nad) ihrem Exlaffe vollzogen 
werben tönen. Insbeſondere ift, wenn fie durch Enburtheil erlafien find, nicht erforderlich, 
dab das Endurtheil rechtskräftig oder für vorläufig vollfttedbar erklärt ift, und wenn 
ein Rechtsmittel gegen das Urtheil eingelegt ift, fann das höhere Gericht nicht auf Grund des 
$. 719 der C. P. O. die vorläufige Einftellung der Vollſtrecung anordnen (R.G. 40 ©. 383, 
42 ©. 361). Auch eine Bollftredungsklaufel ift nicht mothmendig, es fei denn, daß die 
Vollziehung für einen anderen als ben in ber einftweiligen Verfügung bezeichneten Gläubiger 
oder gegen einen anderen als ben barin bezeichneten Schuldner erfolgen fol. Ebenjomwenig 
bedarf es der vorgängigen Zuftellung; biefe muß jedoch innerhalb einer Woche nad) ber 
Vollziehung und vor Ablauf der fr bie Volziefung gefepten zweiwöchigen Seift nachgeholt 
werden (vgl. oben ©. 104 Ziff. 2 Abſ. 1 und ©. 108 Ziff. 4 Abi. 3). 

Diefe zweiwöchige Frift beginnt mit der Verkündung der einftweiligen Verfügung oder 
mit ihrer Buflelung an ben Antragfteller ($. 929 Abſ. 2). Binnen biefer Friſt muß die Voll- 
sichung erfolgt fein, eine fpätere Wollziefung iſt unflatthaft, vgl. oben ©. 109 Ziff. 8. Nach 
der Rechtſprechung bes R.®. 21 ©. 416 und des K.G. 12 ©. 102 wird aber die einftweilige 
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Verfügung, einerlei ob fie ein Gebot oder ein Verbot ausfpricht, mit der Zuftellung an den 
Schuldner vollzogen, weil dadurd fehon die Gebundenheit des Willens des Schuldners herbeis 
geführt wird. Es genügt alfo bie Zuftellung der eintweiligen Verfügung zur Wahrung der 
Friſt; iſt fie rechtzeitig erfolgt, fo fann die Eintragung in das Grumdbuch auf Grund ber 
Verfügung auch noch fpäter erfolgen; dem Grundbuhamte muß aber die rechtzeitige Buftellung 
nachgewieſen werden. Diefes Nachweiſes bedarf e8 dagegen zur Rechtfertigung des Eintragungs= 
antrags nicht, wenn die Friſt zur Zeit de Eintragungsantrags noch nicht abgelaufen iſt, da bie 
vorgängige Zuftellung nicht Vorausfegung der Eintragung ift und die Zuftellung noch vedtzeitig 
nachgehoit werden fann. 

Die Eintragung auf Grund einer einftweiligen Verfiigung erfolgt entweber auf Antrag 
des Gläubigers oder auf Erfuhen des Gerichts, welches die einftweilige Verfügung 
erlafjen Hat. Während die C. P.O. die Vollſtreckung grundfäplih dem Parteibetrieb überläßt, 
macht jie im Interefje der Veichleunigung in diefem Falle eine Ausnahme. $. 941 beitimmt: 
„Hat auf Grund der einfiweiligen Verfügung eine Eintragung in das Grundbuch oder das 
Schifföregifter zu erfolgen, fo tft das Gericht befugt, das Grundduchamt oder die Regifterbehörbde 
um die Eintragung zu erfuchen“. (Ueber die Entſtehungsgeſchichte vgl. M. z. B.G.B. Bd. 3 
©. 244, 245. P. IT Bb. 3 ©, 117, Begr. zu 8. 8198 des Entw. der Nov. z. CB.D.) 
Das Gericht ift alſo zu diefem Erfuchen nicht verpflichtet; es fann die Erwirkung der Eintragung 
aud dem Gläubiger überfafjen, während es andererfeit8 zu dem Erjuchen auch ohne dahingehen- 
den befonderen Antrag befugt ift. Bor allem empfiehlt e8 fi, die Erwirkung der Eintragung 
dem Gläubiger zu überfafjen, wenn die übrigen von dem Grundbuchamte zu prüfenden Voraus» 
fegungen der Eintragung, insbejondere das Erforderniß der vorgängigen Eintragung 
des Schuldners oder der Borlegung des Hypothetenbriefß zc. nad} näherer Vorſchrift der 
88. 40-44 der G. B.O. nicht vorliegen ober dem Prozefgerichte zweifelhaft find. 

IV. Ob bie geſetzlichen Vorausfegungen der Eintragung vorliegen, unterliegt der Prüfung 
und Entiheibung des Grundbuchamts. 

4. Während die meiften partikularen Grundbud ober Hypothekengeſeße (5. B. preuß. 
G.B.O. 9.46) ausdrüdlich vorfchreiben, dah die Buchbehörden verpflichtet find, bie Eintragungs- 
und Löfcungsanträge auf ihre Begründung und Rechtfertigung zu prüfen, fehlt eine entſprechende 
Vorſchrift in der G.B.D. Daraus ift aber nicht zu folgern, dab das Grundbuchamt jept jeder 
Brüfungspfliht enthoben fei. Schon bei ber Berathung des $. 46 der preuß. G.B. O. vom 
5. Mai 1872 in der Kommiffion des Abgeordnetenhaufes wurde von dem Regierungsfommiffar 
hervorgehoben, baß Satz 1 des 8.46: „Der Grundbuchrichter it verpflichtet, die Rechtsgültigleit 
der vollgogenen Auflaffung, Eintragungs- oder Löſchungsbewilligung nad) Form und Inhalt zu 
prüfen,“ nur dasjenige pofitin ausſpreche, was die Regierung für felbitverfländlid erachte 
(Adilles-Streder ©. 355). Selbſtverſtändlich ift e8 in der That, daß, wenn das Geſetz 
beftimmte Vorausſetzungen der Eintragungen aufftellt, da8 Grundbuchamt eine Eintragung nur 
dann vornehmen darf, wenn es das Vorhandenfein diefer Borausfegungen geprüft und feftgeftellt 
hat (fog. Legalitätsprinzip, vgl. oben ©. 4 und Planck Bd. 3 ©. 65 Vorbm. VI. 2). 
Indem die G.B.D. eine Eintragung von der Bewilligung des paſſiv Betheiligten abhängig macht, 
giebt fie unzweideutig zu erfennen, daß nur eine formell und inhaftlih den gejeplihen An- 
forderungen entſprechende Bewilligung die Eintragung rechtfertigt, und daß das Grundbuchamt in 
jedem einzenen Falle zu unterfuchen hat, ob bie ihm vorgelegte Bewilligung den gefeglichen Anz 
forderungen genügt. Aus dieſem Grunde ift auch von dem Webaftor des Sachenrechts bie Auf- 
nahme einer entipredenden Beitimmung in feinem Entwurfe vom Jahre 1883 für entbehrlich, 
erklärt (Begründung ©. 200), und bie weiteren Entwürfe haben denfelben Standpuntt jeftgehalten. 
Die M. ©. 86 fagen hierüber: „Die Brüfungspflicht des Grundbuchamts braucht nicht hervor— 
gehoben zu werden; denn fie ergiebt fi) daraus, ba dem Grundbuchamte die Anordnung ber 
Eintragung übertragen ijt und dab das Gefeß die Vorausſetzungen für die Zuldffigfeit ber An— 
ordnung beftimmt.” 
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Es kann demnad feinem Zweifel unterliegen, daß auch jeßt noch das Legalitätäprinzip 
gilt, und es fragt fih nur, in welchem Umfange. Da das B.G.B. die Entftehung, die Aenderung 
und bie Aufebung der Rechte an Grundftüden von der Gültigleit bes der Rechtsänderung zu 
Grunde liegenden obligatoriien Rechtögefhäfts nidht abhängig macht, fondern mur neben ber 
Eintragung einen abſtrakten dinglichen Vertrag ober bei der Aufhebung eines Rechtes an einem 
Grundftüde die einfeitige Verzichtserklärung erfordert (fog. materielles Konjensprinzip, 
vgl. oben ©. 29), unterliegt dieſes obligatoriſche Geſchäft keinenfalls der Prüfung des Grund- 
budamts (jo ausbrüdlic fühl. V.O. vom 26. Juli 1899 8. 99). Aber auch um die Gültigkeit 
de3 abftrakten dinglichen Vertrags hat ſich das Grundbuchamt nicht zu kümmern; es muß die 
Eintragung auf die Bewilligung und dem Antrag des leidenden Theile vornehmen, wenn auch 
die Zuftimmung desjenigen, zu defien Gunften die Eintragung erfolgen fol, nicht vorliegt. Nur 
in den Fällen des 8. 20 feßt die Eintragung ben Nachweis der Einigung voraus. Das Grund- 
budamt braucht alfo ſtets mar zu prüfen, ob die formellen Vorausfegungen der Eintragung 
(vgl. oben ILI) vorliegen; um ihre materielle Wirkſamkeit Hat es ſich nicht zu kümmern (vgl. 
Lenel in ber D. Juriftenzeitg. 1900 ©. 288). Dies gilt insbefondere aud) bei der Eintragung 
einer Hypothet; abweichend von dem bisherigen preußiſchen Rechte (vgl. Achilles-Streder 
©. 128ff.) bebarf e8 Hier nicht der Vorlage und Prüfung ber Schuldurkunde (vgl. jedoch 
BB. 8. 58). 

Im Einzelnen unterliegen der Prüfung des Grundbuhamts die Eintragungsfähigkeit der 
beantragten Eintragung (vgl. oben ©. 18ff.), die Form der Eintragungsbewilligung und der 
fonftigen erforderlichen Erklärungen (8.29), die Gefchäftsfähigfeit der Perfonen, deren Erllärungen 
zu der Eintragung erforderlich find (vgl. K.G. N.F. 1A. ©. 277 — Rechtſpr. 1 ©. 382), ihre 
Identität, die Befugniß derjenigen Perfonen, die die Eintragung bewilligt oder beantragt haben, 
zur Abgabe diefer Erklärungen, die Legitimation der auftretenden geſetzlichen Vertreter oder Be— 
vollmädtigten (vgl. 98. 30 bis 33, 35, 8. 36 Abſ. 2), das Erforderniß der Buftimmung einer 
Aufſichtsbehörde u. dgl. m. (Ueber die Prüfung der Eriftenz einer juriftifchen Perfon, deren 
Eintragung als Berechtigte beantragt wird, vgl. unten ©. 189.) Dagegen darf die Eintragung 
eines eintragungsfähigen Rechtes nicht wegen Zweifel an deſſen Bedeutung oder wegen Bebenten 
über feine Tragweite abgelehnt werden (R.&. 3 ©. 79, ©. 139, 7 ©. 126, 8 ©. 66; fädl. 
Arch. Bd. 10 ©. 189). 

Zweifelhaft ift die Frage, ob das Grundbuchamt berechtigt oder verpflichtet ift, Mängel in 
der Berfligungsbefugnii des Bewwilligenden oder fonftige Bedenken gegen die Gültigkeit der Ein 
tragungsbewilligung oder gegen die gefeglihe Zuläffigteit der beantragten Eintragung zu bes 
rüdfihtigen und nad) ihnen zu forſchen, obwohl fie nicht aus dem Grundbuch erhellen. Da das 
Grundbuhamt nad) dem oben Gejagten nur auf Grund einer gültigen Eintragungsbewilligung 
des Paſſivbetheiligten eine Eintragung vornehmen darf, ift e8 zur Ablehnung des Eintragungs- 
antrags verpflichtet, wenn ihm ein Umftand, aus dem ſich die Unmirfjamfeit der Bewilliguug 
exgiebt, amtlich befaunt ift, einerlei ob diefer aus dem Grundbuch oder and der Eintragungs- 
bewilligung erhellt oder dem Grundbuchamte durch die Verhandlung mit dem Betheiligten be— 
tannt wird ober ſchon vorher amtlich bekannt war (vgl. K.G. 4 ©. 151, 6 ©. 91, 15 ©. 115 
u N.F. Bd. 1A ©. 189; vgl. aud ebd. 1A ©. 277 — Rechtſpr. I ©. 382). Cine weiter 
gehende Verpflichtung ift aber nicht anzuerfennen, insbeſondere nicht eine Pflicht, nah Mängeln 
zu forſchen oder wegen Bedenten, deven Begründetheit zweifelhaft ift, die Eintragung abzulehnen 
(vgl. K.G. 10 ©. 292; R.G. bei Gruchot 36 ©.458). Eine Berechtigung des Grundbuchamts, 
wegen folher Bedenken den Eintragungsantrag zu beanftanden, bis ihm beven Unbegründetheit 
nachgemwiefen wird, ift dagegen zu bejahen, voraußgejegt daß den Bedenken eine beftimmte That- 
face, nicht eime bloße Vernuthung zu Grunde liegt (K.G. 1 ©. 62, 10 ©. 295 Anm., 14 
©. 479; Entid. 1 ©. 162 — 8.6. N.F. 1A ©. 282 — Rechtſpr. 1 ©. 416). 

2. Wenn biefe Prüfung die Unzuläffigfeit der beanteagten Eintragung ober das Fehlen 
einer formellen Borausjegung ergiebt, Hat das Grundbuchauit den Eintragungsantrag unter Anz 
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‚gabe der Gründe zurüdzumeiien ober, wenn die Befeitigung des entgegenftehenden Hindernifies 
möglich ift, dem Antragfteller zur Hebung des Hinderniſſes eine angemefjene Frift zu beitimmen; 
dgl. Hierliber 8. 18. Eine Verpflichtung des Grundbugamts, Ermittelungen in den Sachen, in 
denen es dem Grundfage des $. 13 entiprehend auf Untrag thätig wird, anzuftellen oder einen 
beantragten Beweis aufzunehmen, befteht nicht; es Tann erwarten, daß mit den Anträgen gleich- 
zeitig die erforderlichen Beweisftüde in gehöriger Form ($. 29) beigebracht werden oder dab 
wenigitens, foweit zuläffig (vgl. 8.35), auf fie Bezug genommen wird (K.G. N.F. 1A ©. 277 
= Rechtſpr. 1 ©. 382; dgl. die Begr. zu Urt. 1 des Entw. des preuß. frei. G.G. und unten 
Erl. 1 zu 8. 77). Gegen den einen Antrag zurücweifende oder beanftandende Entſcheidung des 
Grundbuhamts findet das Rechtsmittel der Beſchwerde jtatt (G.B.D. 88. 71ff.). 

Erachtet dagegen bad Grundbuhamt ſämmtliche Voransfepungen der Eintragung für ge— 
geben, jo hat es diefe vorzunehmen. Cine Entfdeidung des Grundbuhamts, durch welche die 
Eintragung angeordnet wird, iſt in dieſem Falle reichsrechtlich nicht vorgeſchrieben, bie ©.8.0- 
kennt weder einen die Eintragung anordnenden Beſchluß des Grundbuchamts, der den Betheiligten 
zu eröffnen ift, wie das bayer. Hypothekengeſetz, noch einem Eintragungsbefehl, der Lediglich 
eine innere Angelegenheit des Grundbuchamts bildet, wie die im E. I vorgefchlagene „Anordnung“ 

(Gogl. E. 198. 2, 20, 22, 24—26, 29, 31, 32, 39 2; M. ©.49, 92). Das Reichsrecht über- 
lößt es der Landesgefepgebung, eine derartige Eintragungsverfügung vorzufchreiben (vgl. preuß. 
AG. rt. 6, fühl. BD. vom 26. Juli 1899 88. 98, 102) ober von einer ſolchen abzuſehen. 
Stets ift aber bie Verfügung für die Gültigkeit der Eintragung bedeutungslos und unterliegt 
feiner Beſchwerde. Gegen bie Eintragungen felbft läht die ©.8.D. nur ausnahmsweiſe die Be- 
ſchwerde zu; vgl. 8. 71 Abſ. 2. Ueber die Bekanntmachung der Eintragungen vgl. 8. 55 (preuß. 
Alg. Berf. $. 31). 

Mehrere Eintragungen, durch die dafjelbe Recht betroffen wird, find nad) ber Zeitfolge 
der Anträge zu erledigen, vgl. $. 17. 

V. Während für die Vorausfegungen der Eintragungen in erfter Linie die Beftimmungen 
der G.B. O. in Betracht fommen (vgl. Vorbm. III), befiimmt fi der Inhalt der Eintragung 
vor allem nad) dem B.6.B.; die G. B.O. enthält hierliber nur wenige Beitimmungen. 

1. Das B.G. B. enthält zunädit im $. 873 die Vorfchrift, dab es zur Uebereignung ber 
Grundſtücke fowie zur Begründung, Hebertragung und Belaftung der Rechte an Grunditüden 
der Eintragung ber „Rechtsänderung“ bedarf. Es ift demnach grundfäglic Alles in das 
Grundbuch einzutragen, was erforderlich ift, um Harzuftellen, inwieweit durch die neue Eintragung 
in ben Rechtsverhältniſſen bed Grundftilds eine Aenderung eintritt (vgl. Pland Bd. 3 ©. 17 
Erf. 8). Bei der Uebereignung eines Grundſtücks oder ber Webertragung eines eingetragenen 
Rechtes iſt demnach die Eintragung ded genau zu bezeichnenden Erwerbers als neuen Eigen- 
thümer ober Berechtigten erforderlich, aber auch genügend. Bei der Beitellung eines beſchränkten 
dinglichen Rechtes ift außer der Perſon des Berechtigten der gefammte Inhalt des Rechtes im 
Grundbuche zu verzeichnen, foweit er ſich nicht aus der -Natur des Rechtes nad dem B. G.B. 
von ſelbſt ergiebt. 

2. Da die vertragsmäßige Beftimmung des Inhalts bes Rechtes bei einzelnen binglichen 
Rechten, insbejondere bei dem Erbbauredite, den Grunddienftbarteiten und den Hypotheken fehr 
in das Einzelne gegen kann, geftatter das B.G. B. (88. 874, 877, 8. 885 Abf. 2), unt eine Ueber- 
füllung des Grundbuchs zu vermeiden und bie Grundbuchführung zu erleichtern, zur näheren 
Vezeihmung des Inhalts des Rechtes ſowohl bei befien Eintragung wie bei einer Inhalts- 
änderung die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung und bei ber Eintragung einer 
Vormerkung die Bezugnahme auf die dieſer zu Grunde liegende einftweilige Verfügung, „foweit 
nicht das Gefeß ein Anderes vorſchreibt.“ Val. über diefe Vorſchriften und ihre analoge Aus— 
dehnung oben ©. 167 Erf. 2b zu $. 9, und über die Zulaſſung der Bezugnahme in weiterem 
Umfange für Ultentheile, Erbpachtrechte und Abbaurehte unten 98. 50, 84. Bon dem leßteren - 
Falle abgefehen, in welchem die Bezugnahme auch zur Bezeichnung der von dem Sammelbegriff 
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„Alientheil“ 2c. umfaßten einzelnen Rechte (Dienftbarteiten und Reallaften) zugelaffen ift, erſetzt 
die Bezugnahme nur die Eintragung des Inhalts des Rechtes, dagegen nicht die Eintragung 
einer Belaftung des Rechtes oder einer Verfligungsbeichräntung des Berechtigten, welche aus 
der Eintragungsbewiligung erhellen, ober bie Cintragung einer Nangänderung ober eines 
Rangvorbehalts (vgl. Pland Bd. 3 ©. 89 Erl. e Abſ. 3) fowie einer Vormerkung zur 
Sicherung bes Anſpruchs auf Löſchung des eingetragenen Rechtes, insbeſondere auf Löſchung 
einer Hypothek gemäß 8. 1179 des B.G. B. da biefe nicht dem Inhalt des eingetragenen 
Rechtes, ſondern bejondere eintragungsfähige Rechtöverhältmifie bilden. Dagegen ift zur näheren 
Bezeihnung bes Inhalts der aus dem Grundbuche felbft erſichtlichen Belajtung, Berfügungs- 
beihränfung oder Vormerkung die Bezugnahme zuläffig. 

Beſondere Beftimmungen gelten vor allem für die Hypothefen, Grundſchulden und 
Rentenſchulden. Der aud auf bie beiden letzteren entſprechend anmwendbare 8. 1115 Abſ. 1 
(ogl. $. 1192) lautet: „Bei ber Eintragung der Dypothet müffen der Gläubiger, der Geldbetrag 
der Forderung und, wenn die Forderung verzinslich ift, der Binsfag, wenn andere Neben: 
feiftungen zu entrichten find, ihr Geldbetrag im Grundbud angegeben werden; im Uebrigen 
kann zur Bezeichnung der Forderung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werben.“ 
Was danach der Eintragung in das Grundbuch bedarf und bei einer Bezugnahme nid;t ald - 
eingetragen gilt, ift oben ©. 65ff. bereits erörtert; vgl. insbeſondere ©. 65 Ziff. 2 über die im 
8. 1115 Abj. 2 getroffene Ausnahmebeftimmung für die Nebenleiftungen der Kreditanſtalts- 
hypotheken, ©. 67 Anm. 5 über die Eintragung der Goldklauſel. Die Bezugnahme ift 3. B. 
zuläſſig hinſichtlich des Anfangstags der Verzinfung, der Binszahlungstermine und der Rüd- 
zahlungsbedingungen ſowie auch zur näheren Bezeichnung des Grundes der geficherten Forderung, 
dagegen nicht hinſichtlich der Ablöfungsfumme bei der Rentenſchuld (oben ©. 64; Zeitſchr. f. 
E.Br5. 27 ©. 361); aud die Ausſchließung der Ertheilung eines Hypotheken⸗ oder Grund- 
ſchuldbriefs und die Eigenſchaſt einer Hypothek als Sicherungshypothek muß vegelmäßig aus 
dem Grundbuche ſelbſt erhellen (©. 61 Biff. 2 und ©. 63 Ziff. 3). Auch die Beftellung eines 
Vertreter für den jeweiligen Gläubiger bei einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuld- 
verfreibung auf ben Inhaber, aus einem Wechſel oder einem anderen indofjabelen Papiere 
fowie bei Grundſchulden und Rentenfhulden für den Inhaber des Briefes (S. 70 Biff. 4) und 
bie Kaufe, wonach ſich der Eigenthilmer dey fofortigen Bmangsvollftredung gemäß 8. 800 der 
EBD. unterworfen Hat (ebd. Biff. 5; Begr. zu $. 7Obb des Entw. der Novelle 5. C.P.O.) 
bebürfen der Eintragung. 

3. Das im $. 1115 aufgeflellte Erforderniß der Angabe des Gläubigers im Grundbuch 
iſt nicht fo zu verftehen, daß ſtets ein beftimmter Gläubiger mit feinem Namen einzutragen ift. 
Abgefehen davon, dat das B.G.B., wie oben ©. 61 und ©. 63 erwähnt, Sicherungshypotheken 
für Forderungen ans Inhaberpapieren und Grundſchulden fir den Inhaber des Grundſchuld— 
briefs fennt, ift e8 nad den M. 3. 8.6.8. (Bd. 3 ©. 641) ausdrüdlich vermieden, die Ein- 
tragung auf den „Namen“ des Gläubiger vorzufcreiben, um nicht der Frage vorzugreifen, ob 
für die Ablömmlinge einer beftimmten Perſon, d. 5. für die Kinder, welde bieje etwa noch 
befommt, eine Hypothek beftellt werben kaun. Regelmäßig wirb allerdings der Name des 
Hypothefengläubiger8 und ebenfo auch des Verechtigten bei anderen jubjeftiv-perfünlichen Rechten 
einzutragen fein; nur dann, wenn eine namentliche Bezeichnung nicht möglich ift, kann aus— 
nahmsweiſe die Angabe des Namens unterbleiben, ſoſern nur auf andere Weife die Perſon des 
Gläubigers fo deutlich bezeichnet ift, dab fein Zweifel an feiner Identität möglich ift (vgl. preuß. 
Alg. Verf. 3.4, K.G. 4 ©. 184, 5 ©. 158, 6 ©. 98: Turnau-Förſter Bd. 1 ©. 551). 
Das Zw. V.G. 88. 126, 128, 130 läßt die Eintragung einer Sicherungshypothet für einen 
unbelannten Berechtigten unzweidentig zu. 

Die in den M. a. a. O. berührte Frage der Buläffigfeit der Eintragung der fünftigen 
Abtömmlinge einer Berfon als Verechtigte in das Grundbuch war für das preuhifche Recht 
äußerft beftritten. Vgl. Achilles-Streder ©. 158, 309. Sie ift feine grundbuchrechtliche. 


Bor 3. 13 Inhalt der Eintragungen. 189 


fondern auf Grund der Vorſchriften des B.G.B. über die Rechtsfähigfeit zu beantworten; ift 
die künftige Delzendenz in diefen als Rechtsſubjelt anerkannt, fo fann fie als ſolches auch in 
das Grundbuch eingetragen werden. Nach dem B.G. B. $. 1 beginnt bie Rechtsfähigkeit erſt 
mit der Vollendung der Geburt; noch nicht Geborene find grundſätzlich Leine Rechtsſubjekte, 
einerlei ob fie bereit8”erzeugt find ober nicht. Nur für einige befondere Fülle giebt das 8.6.8. 
Ausnahmevorfhriften, fo insbefondere für den Erbfall; ein zur Zeit des Erbfalls bereits Er— 
zeugter gilt als vor dem Erbfalle geboren und zu Nacherben können auch Perfonen berufen 
werden, die zur Beit des Erbſalls nod nicht einmal erzeugt waren, fofern fie nur zur Zeit des 
Falles der Nacherbfolge geboren oder wenigſtens erzeugt find (8.8.8. 88. 1923, 2101, 2105, 
2108, Bland Bd. 5 ©. 11-13, 274, 281). Mehnliches gilt für Vermähtniffe (8.6.8. 
38. 2162, 2178, Bland Bbd.5 ©. 360). Bgl. ferner 8.6.8. $. 844 Abſ. 2 Sag 2. Bon dieſen 
Sonderfällen abgejehen, kann eine noch nicht eriftirende phyſiſche oder juriftiiche Perſon nicht als 
Verechtigter eingetragen werben, felbft wenn für fie auf Grund des B.C.B. $8. 1912, 1913 
ein Pfleger beftellt fein follte (C. G. N.E. 1 A. ©. 241 — Rechiſpr. 2 ©. 35). 

Hieraus ift aber nicht zu folgern, daß das Grundbuchamt verpflichtet wäre, den Nachweis 
der Eriftenz einer Perſon, deren Eintragung ald Berechtigter in das Grundbuch beantragt iſt, 
zu verlangen. Nur wenn das Grundbuchamt begründete Veranlafiung Hat, ihre Eriftenz zu 
bezweifeln, kann es die Eintragung beanftanden, um eine wirfungslofe Eintragung zu verhindern. 
Dies gilt insbefondere für jurijtifhe Berfonen (vgl. Turnausörfter Bd. 1 ©. 550). 
Auch bei ihnen hat aljo das Grundbuchamt nicht zu prüfen, ob fie beftehen, wohl aber ob fie, 
falls fie in der angegebenen Weiſe beflehen follten, Rechtsfähigkeit haben würden. Das Grund- 
buchamt Tann aljo ohne Weiteres eine Altiengeſellſchaft, eingetragene Genoſſenſchaft u. ä. ald 
Berechtigte eintragen, ohne ſich zu vergewiſſern, ob dieſe in dem Handels- oder Genoſſenſchafts- 
regiſter verzeichnet ift. Bei Vereinen, auf welche die Vorjchriften des B.G.B. Anwendung 
finden, muß aus den der Eintragung zu Grunde liegenden Urkunden erhellen, ob jie durch 
Eintragung in daS Vereinsregiſter oder durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigfeit erworben 
haben follen, und das Grundbuchamt Kat zu prüfen, ob diefer oder jener Akt in dem vorliegenden 
Falle die Nehsfähigteit verihaffen konnte, ob alfo der Zweck des Vereins auf einen wirth- 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ift oder nicht (B.G.B. 88. 21ff.); dagegen iſt es nicht 
verpflidstet, den Nachweis der Eintragung in bad Bereinsregifter oder der ftaatlichen Verleihung 
zu fordern. Der Nachtheil, der aus der Eintragung einer nicht eriftivenden Perſon erwächſt, 
trifft lediglich den Antragfteler perfönlich. Anders ift jedoch zu entf&eiben, wenn ber Eine 
tragungdantrag bon den Vertretern der juriftiihen Perſon ſelbſt geftellt wird; in diefem alle 
muß das Grundbuhamt die Legitimation der Vertreter und damit auch das Beſtehen der 
juriftifchen Perſon feftitellen. Auch die Beobachtung der landesrechtlichen Worfchriften über die 
Erwerbsbeſchränkungen juriftiiher Perſonen (E.®. z. 3.6.8. Art. 86, 88, vgl. Bland Bd. 6 
€. 171ff. und die Erl. 3ed zu $. 30) iſt zu prüfen. 

Nicht rechtsfähige Vereine find nicht eintragungsfähig. Nur die Mitglieder als 
ſolche find als Berechtigte einzufchreiben (8.6. 10 ©. 88), unter Vermerk des Gemeinſchafts- 
verhältnifies auf Grund des 8. 48 der BD. Wal. über bie Rechtsverhältniſſe diefer Vereine 
Planck Bd. 1 ©. 103 ff, Predari ©. 154. 

Bei Handelsgefellihajten, eingetragenen Genofjenihaften und juriftifhen Perſonen 
anderer Art ijt deren Firma oder Name und der Sig einzutragen (preuß. Allg. Verf. 8. 4 
Biff. 2), nicht der Name des Vertreters (alfo z. B. nicht Kichenvorftand, Polizeibehörde u. ä.). 
Ueber die Pflicht, die Firma genau fo auch in der Schreibweife zu bezeichnen, wie fie im Handeld- 
regiſter eingetragen ift, vgl. K.G. 19 S. 99. Ein Einzellanfmann fann nur unter feinem bürger⸗ 
lien Namen, nicht unter feiner Firma eingetragen werden (8.6.4 &.133,9 ©.3; Oberned 
in Gruch. 43 ©. 697, Staub 6,, 7. Aufl, ©. 107, TurnansFörfter Bd. 1 ©. 550). 

Für eine Kontursmaffe kann feine Eintragung erfolgen, fondern nur für den &emein- 
ſchuldner (Johow 8 ©. 245). 
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Subjelt der kirchlichen Bermögensredte fit in dem Gebiete des Allg. Landrechts 
die Kirchengemeinde; diefer gehört nicht nur das Kirchendermögen im engeren Sinne, ſondern 
auch da8 Pfarrvermögen; die Pfarre kann daher nicht als ein befonderes Rechtsfubjelt in das 
Grundbuch eingetragen werden (K. G. 18 5. 63). Dagegen find nad) dem gemeinen Rechte die 
einzelnen kirchlichen Inftitute (Kirche, Küfterei, Pfarrwittwenthum 2c.) mit juriftifcher Berfönlich- 
teit außgeftattete Anftalten (Richter-Dove, Kirchenr. $. 302, 8.6. 10 ©. 312); daneben 
bildet auch die Kirchengemeinde eine befondere juriftiiche Perſon. 

Bgl. noch die preuß. Allg. Verf. $. 4 Äbſ. 2 über die Angabe besjenigen Theile bes 
Vermögens einer öffentlichrechtlichen juriſtiſchen Perjon, zu welchem da8 für dieſe eingetragene 
Grundſtück oder Recht gehört, ober der Zwedbeftimmung des Grundſtücks oder bes Rechtes und 
ebd. Ubf. 3 über die Eintragung der Gefammtheit ber Gemeinheitätheilungs- ober Beroppelunga- 
Interefienten, ferner die Erl. zu 88. 30 und 33 der ©.B.D. und zu Urt. 9 des preuß. 
AB. 5. 680. 

4. Die ©.B.D. enthält über ben Inhalt der Eintragung nur die unten näher zu erörtern- 
den Beitimmungen, daß Gelbbeträge in Reichswährung anzugeben find (8. 28 Sap 2), daß jede 
Eintragung den Tag, an weldem fie erfolgt ift, angeben und mit der Unterfchrift des Grund- 
buchbeamten verfehen werden foll (8. 45), daß erforderlichen Falles das Rangverhältnig im 
Grundbuche zu vermerken ift (8. 46), daß die Löfhung regelmäßig durch Eintragung eines 
Löoſchungsvermerkes erfolgt (8. 47), dab bei der Eintragung mehrerer Berechtigten deren Untheile 
ober das für die Gemeinſchaft maßgebende Rechtsverhältniß bezeichnet werden ſoll ($. 48), und 
daß eine etwaige Mitbelaftung anderer Grundjtüde von Amtswegen zu vermerfen it (8. 49). 
Byl. ferner die 98. 51 bis 53 fiber die Eintragung einer Hppotek ftir Theilſchuldverſchreibungen 
auf ben Inhaber, über die Eintragung bed Rechtes eines Nacherben und der Ernennung eines 
Teſtamentsvoll ſtreckers. 

Den Bundesſtaaten bleibt es unbenommen, noch weitere Vorſchriften über die Faſſung und 
bie äußere Form der Eintragungen zu treffen, ſoweit fie nicht mit den Reichsgeſeben in Wider- 
ſpruch ftehen, fondern dieſe mr ergänzen (M. ©. 51). Bgl. preuß. A.G. Art. 6; Allg. Verf. 
88. 4, 8ff.; ſachſ. BO. vom 26. Juli 1899 88. 104ff., 114 ff. 

VL Ueber die Bekanntmachung ber Entſcheidungen des Grundbuchamts jehlt e8 an einer 
unmittelbar anwendbaren reichsrechtlichen Vorſchriſt. Vielfach ift aber auch diefe Frage landes- 
zechtlih durch die Ausdehnung der betreffenden Vorſchrift (8. 16) des freim. &.®. auf Grund⸗ 
buchſachen geregelt (vgl. oben ©. 142 Erl. 2 a. E., preuß. frei. G.G. Urt. 1, bayer. A.G. z. 
G. B.O. Art. 8, fühl. BD. vom 24. Juli 1899 8.25; anders württ. A. G. z. B.G.B. Art. 20). 

8. 16 lautet: 

Berichtliche Verfügungen werben mit der Bekanntmachung an denjenigen, für welchen fie 
ihrem Inhalte nad beftimmt find, wirkſam. 

Die Betannimachung erfolgt, wenn mit ihr der Lauf einer Frift beginnt, durch Buitellung 
nad ben für die Zuftelung von Amtöwegen geltenden Vorſchriften der CP. O.; durch die Landes- 
juffigverwaltung kann jedod für Buftellungen im Ausland eine einfachere Art der Zuftellung an« 
geordnet werden. In denjenigen Fällen, in welchen mit der Bekanntmachung nicht der Lauf 
einer Friſt beginnt, foll in den Atien vermerkt werden, in welcher Weife, an welchem Orte und 
an welchem Tage die Belanntmahung zur Ausführung gebradt ift; durch die Landesjuftiz- 
verwaltung fann näher beſtimmt werben, in welcher Weiſe in diefen Fällen die Bekanntmachung 
zur Ausführung gebracht werden fol. 

Einem Anweſenden kann die Verfügung zu Protokoll betannt gemacht werden. Auf Ber 
langen ift ihm eine Abſchrift der Verfügung zu ertheilen.“ 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 pabt nicht für Grundbuceintragungen, da diefe ſofort mit ihren 
Bollzuge, vor der Belanntmahung an die Beteiligten wirtſam werben (Begr. zu Art. 1 des 
preuß. frei. G.G.). Die Beftimmungen ber beiden anderen Abfäge find dagegen uneingeſchränkt 
anwendbar. Vgl. über die Buftellung von Amtswegen E.B.D. 38. 208ff. und für Preußen 
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8. 18. 
Eine Eintragung foll, ſoweit nicht das Gefe ein Anderes vorfchreibt, nur 
auf Antrag erfolgen. Der Zeitpunft, in welchem ein Antrag bei dem Grundbuch- 
amt eingeht, fol auf dem Antrage genau vermerkt werden. 
Antragsberechtigt ijt Ieber, deſſen Recht von der Eintragung betroffen wird 
ober zu deſſen Gunjten die Eintragung erfolgen foll. 


die ANg. Verf. vom 10. Dezember 1899 (J.M. Bl. S. 728), ergänzt durch die Allg. Verf. vom 
12. und vom 28. September 1900 (J. M.Bl. ©. 564, 585). Nach der erfigenannten Alg. Berf. 
8. 2 wird „die Bekanntmachung gerictlicer Verfügungen, ſoweit fie nicht zu Protokoll erfolgt, 
in denjenigen Fällen, in welchen mit der Belanntmahung nicht der Lauf einer Friſt beginnt, 
in der Regel burch Meberfendung mittelft einfachen Briefes oder buch Behändigung ohne Ber 
urkundung zur Ausführung gebradt. Sind der Verfügung wichtige Urkunden (3. B. Wechſel, 
Oypothelenbriefe, Teflamentsausfertigungen z2c.) beigegeben, fo ift bei Ueberſendung durch die 
Voft der Brief mit der Bezeichnung „Cinfchreiben“, geeignetenfalls „gegen Rüdidein“, zu ver- 
ſehen; die Behändigung buch den Gerichtsdiener erfolgt in diefem alle gegen „Empfangs- 
befeinigung“ (Abſ. 1). „Die Behörde, welde die Zuftellung veranlagt, kann anordnen, daß die 
Bekanntmachung durch Zuftellung erfolgt, wenn dies nad) Lage der Umftände angezeigt ericheint, 
wie z. ®. bei Ladungen oder in anderen Fällen, in denen an die Nichtbefolgung der Verfügung 
Nachtheile geknüpft find. Auch kann die Ueberſendung mittelſt eingeichriebenen Briefes oder die 
Aushändigung gegen Empfangsbeideinigung in anderen als den im erften Abfape bezeichneten 
Fällen angeordnet werden" (Abf. 2). 

VII. Der landesrechtlichen Regelung ift ſchließlich auch das Koften- und Stempelweſen 
in Grundbuchſachen überlafien. Nur eine reichsrechtliche Vorſchrift findet in vielen Bundesftaaten 
auf Grund landesrechtlicher Beftimmung (3. B. preuß. freim. G.G. Art. 1, bayer. A.G. z. G.B.O. 
Art. 8) Anwendung, nämlich bie des 8.14 des jreim. G.G., wonad; die Borfchriften ber C. 
(88. 114ff.) über das Armenrecht fowie bie Vorſchriften der 88. 34—36 der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung entiprechende Anwendung finden. Danad kann aud don dem Grundbuchamt einem 
Antragfteller das Armenrecht bewilligt werden. Vgl. Oberned ©. 172ff. 

Im Uebrigen ift fiber die preußifchen Vorfchriften über Gerichtskoſten und Stempel Art. 30 
des A.G. z. ©.B.D. nebſt Erl. zu vergleichen. 





I. Antrag. 
1. Antragspringip. Antragsrecht im Allgemeinen. 


8.2. 
€.18.19; I1 8.12. B. 1 6. 1338513389, 19349, 18450, 13625, 18634. M. ©. 51. 
®. 6.3037. RB. 6. 44. EB. 6.4421, 424. 


1. Antragspeingip. 5. Die Antrageberechtigten. 
2. Ausnahmen von dem Yntragsprinzipe. 6. Inhalt des Antrags. 
3. Pedeutung und Wirfung des Antrags. 7. Form. Zurnctnahme. 


4. Bermert des Zeitpunkts des Gingangs. 

1. 8. 13 Sag 1 bringt das Antragsprinzip zum Ausdrude (vgl. oben S. 4 und ©. 180 
Borbm. III 1a). Da die Eintragungen in das Grundbuch bezweden, die Rechtsänderungen 
an den Grunbftüden zu vollenden oder zu veröffentlichen, und demnach) hauptſächlich ben Privat: 
intereſſen dienen, ift e8 ben Betheifigten überlaſſen, auf die Vollziehung der Einfchreibungen 
Hinzumirten, und wenn ausnahmisweiſe ein Öffentliches Interefje an einer Eintragung befteht, 
iſt es Sadje der zuftändigen Wehörde, dad Grundbuchanit um die Eintragung zu erfuchen (8. 39).. 
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Bon Amtswegen fehreitet dad Grundbuchamt grundjäpfid nicht ein. Allerdings gilt diefer 
Grundfag nicht ausnahmslos (vgl. unten Erl. 2), aber die Ausnahmen find weniger zahlreich, 
und einſchneidend ala 3. B. in ben älteren preuß. Nedte (Hyp. D. v. 20. Dezember 1783 
Tit. 2 88. 79ff., Gef. v. 24. Mai 1853), welches den Grundbuchrichter verpflichtete, bei dem 
BVefiptitelberichtigungen gewiffe in den vorgelegten Verträgen oder leptwilligen Verfügungen ent 
haltenen Nebenbeftimmungen von Amtswegen einzutragen, oder in dem bayer. Hypothekengeſetze 
vom 1. Juni 1882 (88. 97, 99, 131, 137, 139), wonach das HHpothelenamt von Amtemegen 
vorgehen mußte, wenn es in feiner Eigenfhaft als Hypotheten- oder als Exbihaftse oder als 
Bornundfcaftsbehörde von Veränderungen an hypothetariſchen Einträgen Kenntniß erlangte. 
Selbft der Umftand, dab die Behörde, welcher die Zunftionen des Grundbuchamts landesrechtlich 
übertragen find, zugleich Vormundſchafts-⸗ Konkurs- oder Vollſtrecungsgericht ift und als ſolches 
eine Eintragung herbeizuführen Hat, berechtigt da8 Grundbuchamt nicht, diefe Eintragung von 
Amtswegen vorzunehmen; auch in diefem Falle ift ein Erſuchen jenes Gerichts an das Grund» 
buchamt erforderlid. 

In Abweihung von der Vorſchrift der preuß. &.B.D. $. 30: „Die Grundbuchämter ver= 
fahren, mit Ausnahme der im Geſetze beftimmten Fälle, nur auf Antrag“ beſchränkt die G. B.O. 
das Antragsprinzip auf die Eintragungen. Dies beruht auf einem Beiſchluſſe, der erften Kom— 
miffion, welche jene allgemeine Ausbrudsmweife für bedenklich und durch fein praftiiches Bedürfniß 
gerechtfertigt Hielt. Die fonjtigen Pflichten des Grundbuchamts find zum Theil Tediglich gefepliche 
Folgen der Eintragungen, wie z. B. bie Ertheilung ber Hhpothefen-, Grundſchuld- oder Renten- 
ſchuidbriefe (88. 56ff.) und die Vekanntmachung der Eintragungen ($. 55); bei anderen wieder 
(3. 8. der Verpflichtung, die Einſicht zu geftatten oder Abfchriften zu ertheilen, $. 11) erhellt 
aus ben betreffenden befonberen Vorſchriften beutfich, ob fie von Amtöwegen oder nur auf An: 
trag zu erfüen find. 

Eine weitere Abweichung von dem bisherigen Rechte liegt darin, daß die &.B.D. feinen 
Biwang zur Stelung des Eintragungsantrags Tennt; vgl. $. 14 Exl. 1. 

2. Die Ausnahmen, in denen das Gefeg Eintragungen von Amtswegen, ohne Antrag 
eined Antragsberechtigten und ohne Erſuchen einer Behörde (8. 39) vorfchreibt, find folgende: 

8. Die erſte Mnlegung der Grundbücher erfolgt von Amtswegen. Dies ift zwar in der 
G. B.O. nicht direft ausgeſprochen, weil die Anlegung, wie S. 10 erwähnt, den Bundesftanten 
überlafjen ift. Uber da das 8.6.8. und bie G. B.O. das Vorhandenſein von Grundbüchern 
dorausfegen, machen fie es den Bundesftanten zur Pflicht, die Anlegung zu bewirken; dieſe 
müfjen daher, auch ofme und gegen den Willen der Betheiligten, bie erforderlichen Vorarbeiten 
und Eintragungen durch ihre Beamten vornehmen laſſen. Für Preußen vgl. Kgl. BD. Art. 5ff. 

b. Wenn ein bißher geführtes Buch durch landesherrliche Verordnung gemäß 8. 87 für das 
Grundbuch erklärt wird, aber feine der Vorſchrift des 8.2 Abſ. 2 entiprehende Bezeichnung der 
Grundſtilcke nad) einem amtlichen Verzeichniß enthält, iſt dieſe Bezeichnung von Amtswegen zu 
bewirken ($. 89). 

e. Sobald eine ber geſehlichen Borausfegungen des $. 4 über bie Anlegung eines gemein: 
ſchaſtlichen Grundbuchblatts fortfält, ift die gemeinſchaftliche Buchung von Amtswegen wieder 
aufzuheben. Bgl. oben ©. 156 Erl. 5. 

d. Bei der Belaftung eines Grundſtüdstheils ift dieſet nad; näherer Vorſchriſt des 8. 6 
von Amtswegen abzufcreiben und als felbftändige® Grundftüd einzutragen. Vgl. oben 
©. 161 El. 3. 

e. Fir ein Erbbaurecht, ein Erbpachtrecht und ein Abbaurecht ift von Amtswegen ein 
beſonderes Grundbugiblatt anzulegen, wenn das Recht veräußert oder belaftet werben foll (88. 7, 
84; oben ©. 164). 

f. Die VBermerte über die ſubjektiv-dinglichen Nechte auf dem Blatte des herrihenden 
Grundftüds find don Amtswegen zu berichtigen, wenn die Rechte geändert oder aufgehoben 
werden (8. 8 Abſ. 2; oben ©. 165f.). 
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g. Benn dem Antragfteller eine angemefiene Friſt zur Hebung des ber beantragten Ein- 
tragung entgegenjtehenden Hindermifies beftimmt ift und inzwiſchen vor ber Erledigung dieſes 
Antrags eine andere Eintragung beantragt wird, durch melde dafielbe Recht betroffen wird, fo 
ift zu Gunſten des eriten Antrags von Amtswegen eine Vormerkung oder ein Widerſpruch ein- 
zutragen. Dieſe werden don Amtswegen gelöicht, wenn jpäter der früher geitellte Antrag zurüd- 
gewieſen wird (8. 18 Abf. 2). 

h. Bet Rechten, die auf die Xebenszeit de3 Berechtigten beſchränkt find oder mit der Er— 
reichung eines beitimmten Lebensalter des Berechtigten ober mit dem Eintritt eines ſonſtigen 
beitimmten Zeitpunft3 ober Ereignifjes erlöſchen, ijt der Widerſpruch des Berechtigten oder feines 
Rechtsnachfoigers gegen die Löſchung nad) näherer Vorſchrift der 88. 23, 24 von Amtswegen 
in das Grundbuch einzutragen, falls Rüdtände von Leiftungen nicht ausgeſchloſſen find. 

i. Wenn Rechte auf mehreren Grundftiden laſten, iſt auf dem Blatte jedes Grundſtüds 
die Mitbelaftung der übrigen von Amtöwegen ertennbar zu machen. Auch das Erlöſchen einer 
Mitbelaftung ift von Amtswegen zu vermerten ($. 49). 

k. In zwei Fällen ſchreibt aud) die G.B. O. die Berüdfihtigung von Nebenbeftinmungen 
don Amtswegen vor: bei der Eintragung eines Vorerben ift das Recht des Naderben und 
eventuell defien Befreiung von ben Beichränfungen feines Verfügungsrechts, und bei der Ein: 
tragung des Erben ijt dad Vorhandenſein eines Teflamentsvollftreders, wenn der Nachlaßgegen- 
ftand feiner Verwaltung unterliegt, von Amtswegen mit einzutragen (98. 52, 53). 

1. Falls das Grundbuchamt unter Verlegung gefegliher Vorſchriften eine Eintragung vor- 
genommen hat, durch die dad Grundbud; unrichtig geworden ift, fo ift von Amtswegen ein 
BWiderfprud) einzutragen. Cine nad} ihrem Inhalt unzuläifige Eintragung ift von Amtswege 
zu löſchen ($. 54, vgl. 9. 71 Abſ. 2). 

m. Die Ertheilung eine neuen Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefs au 
Stelle des biöherigen ift im Grundbuche zu vermerken ($. 68). 

n. Schließlich kann das Beſchwerdegericht vor der Entfcheidung fiber die Beſchwerde durch 
eine einftweilige Anordnung dem Grundbuchamt aufgeben, eine Bormerfung oder einen Wider: 
ſpruch einzutragen, die nad; Zurüdnahme oder Zurüdweifung des Beſchwerde von Amtswege 
gelöfht werben (8. 76). 

3. Die Bedeutung bed Eintragungsantrags befteht nicht darin, daß eine ohne dem er: 
forderlihen Antrag vollzogenen Einjhreibung jungüftig fei. Der Antrag ift fein materiellrecht- 
liches Erforderniß der Rechtsanderung. Bielmehr enthält $. 13 Abſ. 1, wie die Faffung unzwei-" 
deutig ergiebt, nur eine Orbmungsvorichrift. Der Verſtoß gegen diefe Vorſchrift allein fteht alſo 
dem Eintritte der Rechtsänderung nicht entgegen, ſofern deren materiellvechtliche Vorausſebungen 
vorliegen. Dies gilt ſowohl, wenn der‘ Antrag gänzlich fehlt, als auch wenn er von einer nicht 
antragsberechtigten Perſon geitellt ift (M. S. 52 Ziff. 2. 

Der Antrag ift ferner auch feine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung. Cr bildet nur eine 
Berfahrenshandlung, durch welche das Grundbuchamt zur Thätigfeit genötigt wird. Er bebari 
daher auch grundfäglid) feiner Form ($. 30; anders die Zurlidnahme nad) $. 32). Alles diefes 
gilt aber mur für reine Anträge, denen die zu ber Eintragung erforderlichen Erklärungen und 
Rachweiſe in gehöriger Form beigefügt find. Wenn dagegen, wie e8 in der Praris fehr häufig 
vorkommt und, wie biefer (8.8. 1 ©. 108, 2 ©. 117, R.®. 22 ©. 235), fo audı jet zufäffig 
it, der Antrag zugleich eine erforderliche Erlärung, insbefondere die Bewilligung besjenigen, 
deſſen Recht von der Eintragung beteoffen wird, bildet, wenn 3. ®. der Eigenthümer die Ein, 
teagung einer Hypothek beantragt, ohne eine weitere Eintragungsbewilligung beizufligen, dann 
finden auf diefen Antrag bie Vorſchriften über die Bewilligung Anwendung (vgl, 8. 29, 30). 

Benn demnach auch der Antrag die Gültigkeit ber Eintragung nicht bedingt, fo ift er doch 
nicht ohne materielle Wirkungen. 

a. Häufig wird er die Unwiderruflichteit des dinglichen Vertrags oder der Erklärung bes 
Bereäitigten, daß er fein Recht aufgebe, bewirken. Zmar ift dieſe Wirfung nicht an ben Antrag 
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als ſolchen gefnüpft, aber nad) 88. 873, 875, 877 (oben ©. 143) iit die Abgabe der Erklärungen 
dor oder gegenüber dem Grunbbudjamt ober ihre Einreichung bei dieſem einer ber Umftände, 
welche die Bindung zur Folge haben. 

b. „Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit ber 88. 873, 875, 877 abgegebene Er- 
tlärung wird nicht dadurch unwirtſam, dab der Berechtigte in der Verfügung befcränft wird, 
nachdem bie Erfärung für ihm bindend geworden und der Antrag auf Eintragung bei dem 
Grundbuchamte geftellt worden ift“ (8. 878). Auch dur biefe oben ©. 119 bereits erwähnte 
Vorſchrift ift dem Eintragungsantrag als folhem eine bejondere materielle Bedeutung beigelegt. 

e. Eine weitere Wirkung hat der Antrag auf Grund des $. 892 Abſ. 2. Während regel 
mäßig die Berufung auf ben öffentliden Glauben des Grundbuchs demjenigen Erwerber verfagt 
ift, welcher zur Beit feines Erwerbs die Unrichtigkeit des Grundbuchs kannte, ift für die Kenntnig 
desjenigen, deffen Erwerb fi mit der Eintragung in das Grundbuch vollzieht, nit bie Beit 
ber Eintragung, fondern die der Stellung des Eintragungdantrags maßgebend, wenn bie er⸗ 
forberlihe Einigung vorandgegangen ober ausnahmsweiſe eine Einigung zu dem Erwerbe nicht 
erforderlich ift. Die Kenntniß von der Unrichtigkeit des Grundbuchs, welche der Erwerber erft 
nad) der erforderlichen Einigung und der Stellung des Eintragungsantrags erhält, kann ihm 
demnach nicht entgegengehalten werden. Vgl. Pland Bd. 3 ©. 112 unter Ö. 

d. Scließlich ift der Eintragungsantrag für die Reibenfolge der Eintragungen und für die 
Rangordnung der Rechte von Bedeutung. In Ermangelung einer abweichenden Beitimmung 
der Antragfteller find nämlich die Eintragungen, welche auf demfelben Grundbuchblatte zu 
bewirken find, in der Reihenfolge, welche der Beitfolge der Anträge entfpridht oder, wenn fie in 
verſchiedenen Abtheilungen an demfelben Tage bewirkt werden, unter Vermerk des dieſer Zeit: 
folge entſprechenden Ranges, und mehrere gleichzeitig beantragte Eintragungen derſelben Ab⸗ 
teilung unter Vermert des gleichen Ranges zu vollziehen (B.B.D. 8. 46; vgl. 8.6.8. 8. 879, 
Bland Bd. 3 ©. 85 Erl. 4). Außerdem darf, wenn mehrere daſſelbe Recht betreffende Ein- 
tragungen beantragt werden, die jpäter beantragte nicht vorab erledigt werden und iſt abzu⸗ 
lehnen / falls fie ſich nad) der früher beantragten Eintragung als unzuläffig ergeben follte (8. 17). 
Demnad) ift, wenn auch das Recht erit mit der Eintragung entfteht, doch der Zeitpunkt der 
Stellung des Eintragungsantrags infofern von maßgebender Bedeutung, als alle fpäter bean= 
fragten Eintragungen demjenigen Rechte, defjen Eintragung früher beantragt ift, weichen müfjen. 
«Dies gilt aber nur unter ber Vorausſetzung, da ordnungsmäßig verfahren wird. Nicht mit 
dem Eingange des Eintragungsantrags wird ein dem Zeitpuntte des Eingangs entfpredhendes 
Recht erworben, fondern erjt mit der Eintragung. Ein Verftoß gegen die obigen Borfchriften 
macht demnach dad Grunbbud nit unrichtig. Wohl aber kann er Anlaß zu einer Schadens— 
erfagflage gegen den Staat x. auf Grund des $. 12 ber G. B.O oder zu einem perſönlichen 
Anſpruch auf Aenderung des Rangverhäftnified geben. Bgl. Planck a. a. ©. 

4. Mit Rückſicht auf diefe Bedeutung des Eintragungsantrags ordnet der von der Reichs- 
tagdtommiffion eingefhaltete Sag 2 des Abf. 1 den genauen Vermerk des Zeitpunkts bes 
Eingangs an. 

a Nur die Anträge felbit, nicht die ihm beigefügten und zu feiner Begründung dienen- 
den Urkunden follen mit dem Eingangsvermerfe verjehen werben. Der in der Reichstags- 
tommilfion zunädjft geftellte Antrag, welcher auch auf den Iepteren den Zeitpuntt des Eingangs 
vermerkt mwifien wollte, ift nicht angenommen. Zu den Anträgen gehören aber auch die von 
dem Grundbuchamte jelbit aufgenommenen; die Protofolle des Grundbuchamts, in denen eine 
Eintragung bewilligt und beantragt oder nur beantragt ift, find aljo ebenfals mit dem Ein- 
gangsvermerfe zu verjehen (vgl. preuß. Geſchäfts-O. f. d. Gerichtöfchreibereien der Amtsgerichte 
vom 26. November 1899 8. 5 Abf. 11, ſächſ. V.O. vom 26. Juli 1899 $. 33). 

Den Anträgen gleihzuftellen find die Erſuchen zuitändiger Behörden. Bol. G. B.O. 
8.39 nebit Erl 
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b. Bu vermerten ift der Zeitpunkt, in weldem ber Antrag bei dem Grundbudhamt 
eingeht. Dies ift bei den von dem Grundbuchamte felbjt aufgenommenen Anträgen der Beit- 
puntt des Abſchluſſes des Protofolls, einerlei ob diefes in dem Geſchäftslolale des Grundbuch- 
amis oder am einem anderen Orte aufgenommen ift. Bei den ſchriftlich eingereichten Ein- 
tragungsanträgen iſt es derjenige Zeitpunkt, in weldem der Antrag dem Beamten des Grund: 
buchamts und, wenn dieſes aus mehreren Beamten befteht, dem für die Beurfundung des Ein- 
gangs landesrechtlich für zuftändig ertlärten Beamten vorgelegt wird. Nicht maßgeblich) ift alfo 
der Beitpunkt des Einwurfs des Antrags in den Brieflaften des Grundbuhamts oder der Ab- 
gabe an einen Unterbeamten, andererjeit# aber auch nicht die Zeit, zu welcher das Geſuch zu 
ben betreffenden ®rundalten gebracht ift (R.&. 33 ©. 324) oder der Beamte des Grundbud- 
amts den Präfentationsvermert auf den Antrag jegt oder von bem Inhalte des Antrags 
Kenutniß nimmt. Mehrere gleichzeitig vorgelegte Briefe find demnach gleichzeitig eingegangen 
und nicht etwa in der Reihenfolge, in ber fie geöffnet werben (a. M. Boehm €. 378). Un 
weldem Orte die Vorlage erfolgt, ift gleichgültig; auch eine Vorlage außerhalb des Amtslotals, 
3 B. in der Wohnung des Beamten genügt, wenn landesrechtlich nichts Abweichendes beftimmt 
iſt (wg. Achilles-Strecker 4. Aufl. ©. 347, 35%. Xeptered iſt z. B. in Württemberg 
geicheen (A.G. z. B.G.B. Art. 9). 

Benn in einem Bundesitaate die Gefchäfte des Grundbuchamts einer anderen Behörde 
übertragen find, hängt e8 von den landesrechtlichen Vorjchriften ab, ob jeder Beamte dieſer 
Behörde oder nur der mit den Geſchäften des Grundbuchamts betraute zur Entgegennahme und 
Präfentation der Anträge zuftändig ift. Im Zmeifel iit das legtere anzunehmen. In Preußen 
find nur „bie mit der Führung des Grundbuchs über das betreffende Grundftüd beauftragten 
Beamten“ für zuftändig erflärt, aber nicht nur der Grundbuchrichter, jondern auch der Gerichts- 
ſchreiber; dgl. A.G. Art. 4. Dafjelbe gilt in Sachſen (.D. vom 24. Juli 1899 $. 24). Nach 
dem bayer. A.G. z. G.BSO. Art. 3 ift ebenfalls „and der Gerichtöichreiber des Amtsgerichts“ 
zuſtändig. 

„Bezieht ſich der Antrag oder das Erſuchen auf mehrere Grundſtüde, in Anſehung deren 
die Führung des Grundbuchs verſchiedenen Grundbuchbeamten obliegt, fo ift jeder diefer Beamten 
zuftändig.“ Preuß. A.G. Art. 4 Abſ. 2 (anders für das frühere Recht R.G. 33 ©. 320). 
Bgl. Hierzu die Geſchäfts O. für die Gerichtsſcht. 8. 5 Abi. 12. 

©. Diefer Zeitpunkt ift genau zu vermerken, d. h. fo genau, daß beim Bufammentreffen 
mehrerer Anträge fein Zweifel bleibt, ob gleichzeitig ober in welder Reihenfolge fie eingegangen 
find. Daher ift nit nur der Tag, fondern aud die Stunde und unter Umſtänden auch die 
Minute anzugeben. Falls mehrere Beamte zur Bräfentation zuftändig find, empfiehlt fich Lepteres 
vegelmäßig, weil der präfentirende Beamte nie wifien kann, ob nicht in derfelben Stunde einem 
anberen zuftändigen Beamten ein dajjelbe Grundftüd oder Recht betrefſendes Geſuch vorgelegt 
wird. Deshalb ift dies in Preußen durch die Geſchäfts-O. f. die Gerichtsſchr. $. 5 Abſ. 10 
allgemein vorgejchrieben. 

d. Durch ben Vermert joll der Nachweis des Beitpuntis des Eingangs mit Rüchicht auf 
defien rechtliche Bebentung geficert werden. Der Vermerk bedarf daher der Unterfchrift des 
Beamten, durch welche diefer feine Nichtigkeit bezeugt und ihm Beweiskraft verleiht (vgl. 
preuß. Geihäfts:D. a. a. O., wonad der Cingangsvermert „mit vollem Namen zu unters 
zeichnen“ if). Der Vermerk felbjt kann dagegen mit Stempeldrud Hergeftellt werden. 

5. Zur Gültigleit des Antrags ift ſchließlich erforderlich, daß er von einem Antrags: 
bere&tigten ausgeht. Der Kreis ber Berechtigten ift genau bejtimmt; die Hegel enthält $. 13 
Abj. 2; der 8. 14 trifft für den Antrag auf Berichtigung ded Grundbuchs eine eng begrenzte 
Ansnahmebeitimmung und $. 15 regelt das Antragsrecht der Notare. 

& Zu nächſt iſt der verlierende Theil oder, wie die G.B.O. im Anſchluß an das 
BGB. $. 885 Ubi. 1 Sap 1, 88. 836, 894, 899 fagt, derjenige, „deſſen Recht von ber Ein- 
tagung betroffen wird,“ antragsberechligt, alſo berjelbe, deſſen Eintragungsbewilligung nad) 

13* 
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8. 19 erforderlich iſt. Dahin gehört jeder, der durch die beantragte Gintragung eine Einbube 
in feiner Rechtsſtellung an dem Grundſtück erleidet, fei e8, dab er ein ihm zuftehendes Recht an 
dem Grundftüd überträgt oder fonft aufgiebt oder daß er es belajtet oder daß der Inhalt oder 
Rang feines Rechtes verichlechert wird. Ebenfowenig macht es einen Unterſchied, ob er wirklich 
ober nur buchmäßig berechtigt ift; auch der zu Unrecht als Berechtigter Eingetragene hat ein An- 
tragsrecht auf Löſchung oder Umfchreibung des zu feinen Gunften eingetragenen, materiell nicht 
beftegenden Rechtes (D. ©. 3037, Bland Bd. 3 ©. 118 Et. IV). 

In den M. ©. 53 ift ausgeführt, dab das Antragsrecht auf diejenigen zu beſchränken fei, 
gegen deren Recht die Eintragung unmittelbar fid richte, ohne Hineinziehung aller der— 
jenigen nur mittelbar leidenden Perfonen, deren Einwilligung nothwendig fei, weil fie in 
Mitleidenfaft gezogen würden. Ws nur mittelbar leibende Perfonen find insbefondere die: 
jenigen genannt, welche nicht daS aufzuhebende Recht, fondern ein Recht an diefem Rechte ver: 
tieren oder durch Beftellung eines vorgehenden Rechtes im Range leiden würden. Diefe follen 
nad) der Anſicht der eriten Kommiſſion nicht zu denjenigen gehörigen, gegen deren Recht die 
Eintragung ſich richtet, wie bie Paffiobetheiligten in dem eriten Entiwurfe genannt wurden. 
Im Gegenfage Hierzu heißt es in der Denlſchrift: „Untragsberehtigt kann auch ein mittelbar 
Betheiligter fein.“ Dies ift — wie fhon aus dem Wortlaut erhellt — nicht dahin zu ver- 
ftehen, daß jeber mittelbar Betheiligte berechtigt jei. Aus der gleichlautenden Faſſung des $. 13 
und bes $. 19 folgt unzmweibentig, daß Jeder, defien Bewilligung zu der Eintragung erforderlich 
iſt, auch zu dem Antrage berechtigt it. Demnach ift 3. ®., um bei den in ben Motiven er- 
wähnten Fällen zu bleiben. der Nießbraucher oder Pfandgläubiger eines eingetragenen Rechtes 
nicht nur zu dem Antrag auf Löfhung feines Nießbrauchs oder Pfandrechts, fondern auch zu 
dem Antrag auf Löſchung des belafteten Rechtes ſelbſt berechtigt, aud wenn die Bewilligung 
des Inhabers des leßteren Rechtes erforberlich ift (ngl. oben ©. 111ff.). Zweifelhaft ift e8 dar 
gegen, ob zu dem Antrag auf Eintragung einer neuen Hypothek unter Vermerk des Vorraugs 
vor einer bereit? eingetragenen Poſt der zurildtvetende Berechtigte befugt ift, weil ex nicht durch 
die Eintragung der Hypothek, fondern nur durd die Eintragung der Rangänderung an feinem 
Rechte verliert und beide Eintragungen an fi trennbar find; indefien unter Umftänden, 3. B. 
wenn die Eintragung der Hypothek von vornherein nur mit diejem Range bewilligt ft, ftellen 
ſich beide Eintragungen im Sinne ber Betheiligten als eine einheitliche Rechtsänderung bar, 
und dann muß man aud) dem zurüdtretenden Berechtigten die Befugniß zubilligen, die Eintragung 
diefer ganzen Rechtsänderung zu beantragen. 

b. Antragsberedtigt ift ferner der gewinnende Theil, „zu defien Gunften die Ein- 
tragung erfolgen fol," alfo bei ber Neueintragung eines Rechtes jedenfalis derjenige, welcher 
al der Berechtigte eingetragen werben foll, bei der Uebertragung eines Rechtes der einzutragende 
Erwerber, bei der Eintragung einer Inhalts- oder Rangänderung der Berechtigte, deffen Redit 
in feinem Inhalt oder feinem Range verbejjert werden fol, und bei der Löſchung eines Rechtes 
der Eigenthümer des belafteten Grundftüd® oder der Inhaber des belafteten Rechtes. Aber 
wicht nur dieſe find als diejenigen Perſonen anzufehen, zu deren Gunften die Eintragung er- 
folgen fol. Allerdings Hat der bereits mitgetheilte Sa 2 der Dentichrift: „Antragsberehtigt 
tann aud ein mittelbar Betheiligter fein" lebhaften Widerſpruch erfahren; insbeſondere wird er 
von Oberned ©. 132 als unzutreffend bezeichnet, weil dann Jeder, der überhaupt mur ein 
rechtliches Intereſſe an der Eintragung Habe, insbefondere aud) bloß obfigatoriidh bereitigte 
Gläubiger der zunächſt Betheiligten antragsberechtigt ſein würden. Indeſſen die Dentichrift 
ertlärt nicht jeden mittelbar Vetheiligten für antragsberedtigt: gegenüber der engen Begrenzung, 
welche der Kreis der Interefienten in den M. ©. 53, 84 erfährt, will fie nur betonen, daß auch 
die an dieſen Stellen als mittelbar betheiligt Bezeichneten antragsberechtigt fein können, wie aus 
dem angeführten Beiſpiel erhellt. Daß nicht jeder mittelbar Betheiligte antragsberechtigt ift, 
erhellt vor allem aus der Vorfchrift des $. 14, die fonft überflüffig jein würde. Insbefondere 
iſt demjenigen, der nur ein obligatorifches Recht gegen den einzutragenden Berechtigten Hat, das 
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\intragsredt zu verfagen; da bie Grundbücher zur Veröffentlihung obligatorifher Rechte nicht 
beftimmt find, erfolgt die Eintragung nicht zu ihren Gunjten. Dagegen fann die Eintragung 
eined neuen Rechtes nicht nur der einzutragende Berechtigte jelbit, fondern wenn zugleich auf 
Grund derſelben Bewilligung das Niebbraugßreht eines Dritten an dem neuen Rechte eins 
getragen werben joll und beide Eintragungen im Sinne der Beteiligten als eine einheitliche 
Rechtsanderung anzuiehen find, auch diefer Dritte die Eintragung des Rechtes mit dem Nieß— 
brauche beantragen, mag man in mit den M. S. 53 als mittelbar beteiligt anfehen oder nicht. 
Ferner ift zu dem Antrag auf Eintragung einer Grunddienſtbarkeit auf dem belafteten Grund— 
ftüde nicht nur der Eigenthümer, fondern auch der (in den M. S. 53 ebenfalls mur als mittel: 
bar beiheiligt bezeichneter) Niebbraudjer 2c. des herrſchenden Grundftid® für befugt zu erachten. 
Boehm ©. 376. 3. 8 giebt dem Nießbraucher nur das Recht, die Eintragung auf dem Batte 
des herrſchenden Grundftüds zu beantragen; a. M. Oberned ©. 133 Anm. 5.) Vor allem 
aber foll der Zap der Dentichrift zum Ausdrucke bringen, dab zu Cöjhungsanträgen nicht nur 
der Eigenthlimer des bißher belaiteren Grundftüdß (bezw. der Inhaber des belafteten Rechtes 
an dem Grundftüd), fondern auch gleiche oder nachſtehende Berechtigte befugt find, welche durch 
die Lölhung im Range gewinnen. In dem €. I wurden biefe als mittelbar Betheiligte 
angejegen; deshalb jollte durch eine befondere Vorſchrift (8. 46) nad) dem Vorbilde des 8. 5 
des preub. Zw. V.G. vom 13. Juli 1883 demjenigen, welder für den Anſpruch aus einer 
Reallaſt, Hnpothet oder Grundſchuld einen gegen den Eigenthumer des belafteten Grunbftüds 
vollitredbaren Titel Hat, das Recht gegeben werden, die Löſchung erloſchener oder nicht ent: 
ftandener vorgehender oder gleicjitehender Rechte zu beantragen. Dieje- Borfchrift ift geftrichen, 
weil fich das Antragsrecht der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten aus $. 13 Abi. 2 und 
aus dem BG.B. $. 894 (vgl. Pland 8b. 3 ©. 118) ergiebt (D. S. 3097). Aber auch wenn 
es fih nicht um Berichtigung des Grundbuch, um erlofchene oder nicht entftandene Rechte, 
Sondern um Löſchung noch beftehender Rechte handelt, erfolgt diefe auch zu Gunſten der gleidh- 
oder nachſtehenden Berechtigten, fo daB ihnen aud in diefem Falle das Antragsrecht nicht 
zu verfagen ift, ſelbſt wenn man fie nidt ala unmittelbar Vetheiligte anjieht; nicht fiir das 
Antragsrecht, jondern nur für die zur Begründung des Antrags erforderlichen Urkunden ift der 
Unterſchied von Bedeutung (vgl. 88. 19, 22, 27). 

©. Wenn $. 13 Abj. 2 Jeden für antragsbereditigt erflärt, deſſen Recht von der Ein- 
tragung betrafen wird oder zu defien Gunjten die Eintragung erfolgen fol, fo liegt darin, daB 
nicht etwa ber gewinnende und der verlierende Betheiligte zuſammen, fonbern jeder von ihnen 
allein, und dab, wenn auf ber einen oder der anderen Eeite Mehrere betheiligt find, jeder einzelne 
berechtigt ift (D.). Hiervon macht die G. B. O., abweichend von dem früheren preußiſchen Rechte 
Geſ. über den Eig.Erw. ıc. $. 58, G. B.O. $. 92) auch für die Löſchung der Hypothefen und 
Grundſchulden feine Ausnahme; auch jie fann nicht mur von dem Eigenthümer, ſondern auch 
von bem biöherigen Gläubiger und ſonſtigen Aktiv- oder Paifiobetheiligten beantragt werben; 
wohl aber bebarf e8 nach %. 27 zur Rechtfertigung des Antrags der Yuftimmung des Eigen- 
thümers. 

Daraus, daß jeder Antragsberechtigte ein felbitändiges Recht Hat, folgt weiter, daß z. B. 
dem Antrage bes gewinnenden Theiles troß des Widerſpruchs des Baffiobetheiligten jtattzugeben 
ift, fofern ihm die erforderlichen Urkunden (Bemilligung, Zuftimmung zc.) beigefligt find (vgl. 
2.18. 13435). 

d. Die Antragsberehtigten brauchen nicht perſönlich den Antrag zu jtellen, fondern 
tönnen nadı allgemeinen Grundfägen durch geſetzliche Vertreter oder Bevollmächtigte vertreten 
werden. gl. 88. 30 und 33 mebft Erl. Weber die Vertretungsbefugnik der Notare vgl. 8. 15. 

6. Inhaltlich muB fi der Antrag grundfäglic mit der Bewilligung deden. Dies gilt 
insbefondere von dem des gewinnenben Theile. Sein Antcag ſchöpft feine Berechtigung Tediglich 
aus der Bewilligung. Er Hat dem Grundbuchamte gegenüber eine ähnliche Stellung wie ein 
Bevollmägttigter des Bewilligenden; die Bewilligung bildet für ihn gleichſam bie Bollmadıt, in 
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814. 

Die Berichtigung des Grundbuch durd) Eintragung eines Berechtigten darf 
auch von demjenigen beantragt werden, welcher auf Grund eines gegen den 
Berechtigten vollitredbaren Titels eine Eintragung in das Grundbud) verlangen 
fan, jofern die Zuläfjigfeit diejer Eintragung von der vorgängigen Berichtigung 
des Grundbuchs abhängt 


deren Grenzen er fi halten muß. Er iſt daher zu einer Abänderung des in der Bewilligung 
angegebenen Inhalts der Eintragung nicht befugt, insbefondere z. B. auch nicht zu dem Antrag 
auf Eintragung eined geringeren Hypothekenbetrags, weil die Herabſetzung vielleicht die ganze 
Eintragung für den Bewilligenden werthlos madt. Wenn jedod in einer und derfelben Ur- 
hunde mehrere Eintragungen bewilligt find und aus der Urkunde erhellt, daß fie im Sinne der 
Beteiligten von einander unabhängig jein follen, kann der Antrag auf eine Eintragung ber 
ichränft werden. Auch zu folhen Uenderungen, bie fir den Bewilligenden zweifellos ohne 
Intereſſe find und die der Antragiteller auch nad) der Eintragung einfeitig bewirfen könnte, ift 
ex file befugt zu erachten. 

Nehnlic verhält es ſich mit dem Antrage des Bewilligenden felbft, auch wenn feine 
Bewilligung allein nach 8. 19 zur Begrimdung des Antrags erforderlich iſt. Er fann dieſe 
zwar abändern, aber nicht lediglich durch einen formloſen Antrag, fondern nur durch eine neue 
Bewilligung. Auch er-würde z. B. nicht auf Grund einer Urkunde, in welder er die Ein- 
tragung einer Hypothek von 1000 Mark bewilligt hat, den Antrag auf Eintragung einer Hypothek 
von 900 Mart ftellen können. 

Bol. auch die Erl. 6a zu $. 46 der G.B.. 

7. Die Form des Eintragungsantrags iſt durch 8. 30 (vgl. daf. Erl. 1) geregelt, und über 
die Zurüdnahme des Antrags vgl. $. 32 nebſt Erl. 


2. Erweiterles Antragsreht zum Bweie der Berichtigung des Grundbudjs. 


8. 14. 
E. J 3. 45; II 8. 13. $.1 S. 13490-13500, M. S. 81. D. S. 3037, 303%. 
1. Zwed der Vorichrift. 5. Rechte des zu einer Gintragung Veredh- 
Vorausſetzungen des Antragorechto. tigten, wenn ſein Schuldner nur einen 
Der Untragsberechtigte. obligatoriihen Anjpruh auf eine Gin 
. Die zur Rechtfertigung des Antrags tragung bat. 
erforderlichen Urtunden. 

1. Nach $. 40 foll eine Eintragung regelmäßig nur erfolgen, wenn derjenige, deſſen Recht 
duch fie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen ijt. Tie Eintragung eines Rechtes an 
einem Grundftüde fept demnach die vorgängige Eintragung des augenblidlichen Eigenthümers. 
die Eintragung der Webertragung, der Belajtung oder der Nenderung eines eingetragenen Rechtes 
oder einer Berfügungsbefräntung des Berechtigten bie vorherige Eintragung des Berechtigten 
voraus. Fehlt diefe, fo ift der Antrag anf Eintragung ber Rechtänderung oder der Verfligungs- 
beſchränkung zurädzuweifen. Im Folge deſſen würde ein Recht auf eine Eintragung, der ſich 
der wicht eingetragene leibende Theil widerſetzt, vereitelt oder nur ſchwer verwirklicht werben 
fönmen, wenn das Gejep nicht durd eine bejondere Vorſchrift die Eintragung des Berechtigten 
erleichterte. 

Die früheren Landesgeſetze ließen vielſach ein Zwangsverfahren zu, durch welches die Ein— 
tragung des Eigenthümers, der das Eigenthum ohne Eintragung erworben hatte, erzwungen 
wurde. Vgl. preuß. G.B.O. 38. 55, 56. Das Reichsgeſeß hat dieſes nicht aufgenonmien, ſondern 








4. 
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ein einfacheres Mittel zur Befeitigung des obigen Hinderniffes gewährt, indem es zu dem Antrag 
auf Eintragung bes leidenden Theile neben diefem ($. 13 Abſ. 2) auch defien Gläubiger für 
bereditigt erklärt, der für feinen Eintragungsanſpruch einen volftredbaren Schuldtitel erwirkt 
dat. Da nicht die Eintragung feines Schuldners, fondern nur die ſich anfchliegende Eintragung 
feines Rechtes zu feinen Gunſten erfolgt, fteht ihm mach der Regel des 8.13 Abſ. 2 ein Antragsrecht 
hinſichtlich jener nicht zu; es bedurfte deshalb der befonderen Vorſchrift des 8. 14. 

2. Die Vorausſetzungen diefes erweiterten Antragsrechts find eng begrenzt. 

a. Nur die Berichtigung des Grundbuchs kann beantragt werden. Was hierunter 
zu verftehen ift, ergiebt fi aus dem B.G.B. 8. 894 (vgl. oben ©. 25—27 und Bland 8.3 
©. 115ff.). Es muß das Grundbuch die wirkliche Rechtslage nicht richtig wiedergeben. Dem 
nicht eingetragenen Berechtigten muß bereits ein Eigenthumsrecht oder ein fonftiges dingliches 
Recht an dem Grundſtück oder ein Recht an einem eingetragenen Rechte zuftehen, fei es daß dieſes 
ohne Eintragung neu entitanden oder auf den jepigen Berechtigten übergegangen ift (vgl. über 
die in Betracht fommenden Fälle die Einl., insbefondere &. 30ff., AUff., 75f.) oder daß ein 
noch beitehendes Recht verjehentlich gelöſcht oder auf einen Nichtberechtigten umgefchrieben ift. 

Dagegen findet $. 14 feine Anwendung, wenn dem Schuldner, gegen den ſich der voll— 
itredbare Schuldtitel richtet, noch kein dingliches Recht, fondern nur ein obligatorifcher Anſpruch 
auf Beſtellung eines ſolchen zufteht. Wenn aljo Jemand, der einen Titel auf Eintragung eines 
erſt ducch die Eintragung emtftehenden Rechtes Hat, ſich ſchon zu befien Uebertragung oder Ber 
laſtung einem Anderen verpflichtet Hat, kann dieſer nicht auf Grund des $. 14 die Eintragung 
jenes Rechteß beantragen. Dgl. hierüber unten Exi. 5. 

b. Nicht jede Berichtigung, fondern mur die Eintragung des Berechtigten kann nad) 
$. 14 beantragt werben. Für bie Unträge auf Löſchung eines nicht beftehenden aber noch ein— 
getragenen Rechtes oder auf Aenderung eines falſch gebuchten Inhalts eines Rechtes gilt nicht 
8.14, fondern nur die Regel des $. 13 Abſ. 2. Bol. oben S. 196f. Erf. 5b, namentlich über 
das Recht gleih- ober nacheingetragener Berechtigter, die Löſchung erloſchener Rechte zu 
beantragen. 

Dagegen macht es keinen Unterſchied, ob das Recht des Berechtigten überhaupt nicht oder 
ob es auf den Namen eines Anderen als bes jetzigen Berechtigten eingetragen iſt; auch in dent 
erfteren Falle handelt es ſich um die „Eintragung eines Beredtigten“ im Sinne des $. 14. 

©. Dagegen ift es gleihgültig, welches Recht dem nicht eingetragenen Berechtigten 
zuſteht. Insbeſondere ift das Antragsrecht nicht, wie das Zwangsverfahren der preuß. G.B. O. 
88. 85, 56 (oben Erl. 1), auf die Eintragung des Eigenthümers beſchränkt, ſondern auf jedes 
dingliche Recht an dem Grundſtück ober an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte ausgedehnt. 
Dies fteht in Zufammenhange mit der in Erl. 1 erwähnten Vorſchrift des 8. 40, melde ſich 
ebenfalls grunbfäglich auf jedes Recht bezieht, währenb das preubifhe Recht eine entfprediende 
Veltimmung nur fir das Eigenthum enthieft (Gef. über den Eig.Erw. ıc. 98. 2, 5, 13, 19). 

Bon befonderer praktiſcher Bedeutung ift die Vorſchrift des 8. 14 vor allem für den Fall 
der Pfändung einer noch auf den Namen des bisherigen Gläubigerd eingetragenen Eigenthümer- 
hypothek; hiervon ift oben ©. 117f. bereit die Rede geweſen. 

d. Das Antragsrecht fällt aber fort, wenn die Berichtigung des Grundbuchs 
vor ber Eintragung des Rechtes des Antragitellers nicht erforderlich ift. Wann 
dies zutriffi, ergiebt fi aus 8. 40 Abſ. 2, 8. 41. Danach fann z. B. ein eingetragenes Recht, 
zu deſſen Uebertragung auf einen Anderen der Erbe des eingetragenen Berechtigten verurtheilt 
äft, unmittelbar auf den Anderen umgeſchrieben werben, ohne daß bie vorgängige Eintragung des 
Erben nöthig ift (8. 41). Werner fann der Gläubiger, der eine Briefhypothek gepfändet und 
zum Nennwerth an Zahlungsftatt überwieſen erhalten hat, feine Eintragung als Berechtigter in 
das Grundbuch auf Grund bes Pfändungs- und Webermeifungsbefchlufies und unter Vorlage 
bes Hypothekenbriefs ohne vorgängige Eintragung feines Schuldners erwirken, wenn diefer durch 
eine zufammenhängende Reihe öffentlich beglaubigter Abtretungsertlärungen oder gleichgeftellter 
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Urkunden als bisheriger Gläubiger Iegitimizt ift (8. 40 Abſ. 2). Bol. auch gw. V.G. 38. 17, 
147 und bie Exl. zu 88. 40, 41. 

3. Unter diefen Vorausſetzungen ift anteagöberehtigt, wer auf Grund eines gegen den 
Verechngien volftredbaren Titeld eine Eintragung in das Grunbbud) verlangen kann. 

a. Er muß alfo zunächſt einen Anfprud auf eine Eintragung Haben. Welcher Art 
diefe ift, ift ohne Belang; e8 kann fi) um die Uebertragung oder die Aufhebung eines einge 
tragenen Rechtes oder um die Neueintragung eined Rechtes Handeln. Ebenfowenig fommt es 
darauf an, ob daS einzutragende Recht bereits befteht oder erit durch die Eintragung entftehen 
joll. Auch ein obligatorifcher Anſpruch auf Beſtellung oder Uebertragung eines Rechtes reicht 
aus. Ferner braucht es fich nicht nothwendig um die endgültige Eintragung eines Rechtes zu 
Handeln, eine vorläufige Eintragung (eine Vormerkung ober ein Widerfpruh) fowie eine Vers 
fügungsbefhränfung genügen. So fann insbefondere aud der Gläubiger einer vollftredbaren 
Geldforderung, der die Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung des Grundſtücks betreiben 
will, die Eintragung feines Schuldners als Eigenthiimer in das Grundbuch, die nach dem Zw. 
V.G. 88. 17, 146, 147 Vorausſetzung für die Anordnung der Zwangsverſteigerung oder der 
Zwangdverwaltung bildet, beantragen. In der Denkicrift wird dies damit begründet, daß der 
Gläubiger auf Grund feines Titels ſtets auch die Eintragung einer Zwangshypothek erlangen 
tönme; Die trifft jept nad) $. 866 Abi. 3 der C.B.D. (oben S. 94, 97) nicht mehr jtetß zu; da 
“er aber die Eintragung ber Einleitung des Verfahrens als Verfügungsbeſchränkung (oben ©. 122) 
in das Grundbud erlangen fann, muß er auch in den Fällen des $. 866 Abf. 3 für antrage- 
berechtigt eradjtet werden (vgl. Keiner in ber D. Jur.dig. 1900 ©. 417). 

b. Für den Anſpruch muß ferner ein vollfiredbarer Schuldtitel vorliegen, alfo ein 
vechtöfräftiges oder vorläufig vollftredbareß Urtheil oder ein anderer der oben ©. 102Ff. (vgl. 
aud ©. 181 ff.) aufgeführten Titel, Wie aus dem Gefagten bereits erhellt, ift e8 nicht erforderlich, 
daß in dem Titel der Schuldner zu der Bewilligung ber Eintragung verurtheilt ift. Es genügt 
auch, dab ber Gläubiger auf Grund des Titel® ohne Weiteres eine Eintragung fordern fann, 
wie 3. B. der Gläubiger einer vollftredbaren Geldforderung die Eintragung der Anordnung der 
Imwangsverfteigerung ober die Eintragung einer Sicherungshypothet auf. dem Grundſtücke feines 
Schuldners (Erl. 3a) oder nah Erwirtung bes Pfändungsbeichluffes die Eintragung eines 
Vfändungspfandreht® am einer Hypothekenforderung oder einem jonjtigen Rechte feines 
Schuldners (oben S. 110ff.). 

©. Der Schuldtitel muß fhliehlih „gegen ben Berechtigten“ vollitredbar fein d. h. 
gegen denjenigen, beffen Eintragung beantragt wird. Diefer muß alfo in dem Urtheil oder im 
dem fonftigen volftredbaren Sculdtitel oder in der diefem beigefügten Bollitredungstiaufel 
namentlich bezeichnet fein. Vgl. oben ©. 106ff. Wenn alfo 3. ®. der vollſtredbare Schuldtitel 
gegen ben Erblaſſer lautet, muß der Gläubiger erft eine Vollſtrecungsklauſel gegen den Erben 
erwirfen, ehe er defien Eintragung als Berechtigten in das Grundbuch beantragen kann. 

4. Zur Rechtfertigung feines Antragd hat der Antragfteller dem Grundbuchamte natürlich 
den vollitredbaren Schuldtitel zu unterbreiten, welcher fein Antragdrecht ergiebt. Außerdem muß 
er diejenigen Urkunden beibringen, deren der Beredhtigte felbit benöthigen würde, um feine Eins 
tragung zu erwirten, alfo entweder die Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von diefer Eintragung 
betroffen wird (8. 19), ober die öffentlichen Urfunden, welche die Uncigjtigteit ergeben (8. 22). 
Es gift Hier im Allgemeinen daſſelbe wie bei jeder Grundbuchberihtigung Nur fieht 8. 22 
Abf. 2 im Falle des 8. 14 von ber fonft ſtets erforderlichen Zuftimmung des einzutragenden 
EigentHümers oder Erbbauberechtigten ab und begnügt fi; mit dem Nachweiſe der Unrichtigleit. 
gl. unten $. 22 nebft Erl. 

Um dem Gläubiger die Verfchaffung derjenigen Urkunden zu erleichtern, deren er zum 
Nachweiſe der Berechtigung ſeines Schuldners bedarf, beitimmt die CP.O. (die Vorſchrift des 
preuß. Zw. V.G. v. 13. Juli 1883 8. 6 Abſ. 4 verallgemeinernd) im $. 792: „Bedarf der 
Gläubiger zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung eines Erbſcheins oder einer anderen Urkunde, die 
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dem Schuldner auf Antrag von einer Behörde, einem Beamten oder einem Notar zu ertheilen 
ift, fo fann er bie Erteilung an Stelle des Schuldners verlangen“ und im $. 896: „Sol auf 
Grund eines Urtheils, das eine Willenserlärung des Schuldners erjegt, eine Eintragung in ein 
Öffentliches Buch oder Regifter vorgenommen werben, fo fann ber Gläubiger an Gtelle bed 
Schuldner die Erteilung der im $. 792 bezeichneten Urkunden verlangen, ſoweit er biefer 
Urkunden zur Herbeiführung der Eintragung bedarf.“ Dadurch iit dem Gläubiger die Möglichkeit 
gewahrt, auch wenn der Schuldner feine Urfunden befigt, welche fein Recht nachweiſen, ſich diefe 
zu verſchaffen, indem er deren Ertheilung bei der zuftändigen Behörde oder dem zuftändigen 
Beamten beantragt. Die hierzu erforderlichen Erklärungen, insbefondere auch etwaige eidesftatt- 
liche Verfiherungen (3. B. beim Antrag auf Ertheilung des Erbideins gemäß 3.6.8. 8. 2356 
Abf. 2), hat er an Stelle des Schuldners abzugeben (Begr. zu 8. 7008 der Nov. zur C.B.O. 
Bol. auch Redtipr. 1 5. 298; Entih. 1 ©. 102). 

Für den Zall, daß der Gläubiger ſich auf diefem Wege die zur Eintragung feines Schuldners 
erforderlichen Beweismittel für die Unrichtigkeit des Grundbuchs wicht verſchaffen kann, verweift 
die Dentſchrift (zu 8. 38 des E. IT, ©. 3042) auf den Weg der Feitftellungstinge und der 
Ueberweifung des Berichtigungsanfpruds feines Schuldners gegen den Dritten, welcher als 
Berechtigter im Grundbuch eingetragen it. Das auf jene Klage ergehende Urtheit, welches feit- 
ftellt, daß nicht der Eingetragene, ſondern der Echuldner des Kläger berechtigt ift, genügt zum 
Nachweiſe der Unrichtigieit des Grundbuchs. 

Fr die Frage der Buläffigfeit ‘der Ueberweiſung des Berichtigungsanſpruchs iſt zu unter- 
ſcheiden, ob der vollitredbare Schuldtitel auf eine Geldforderung lautet oder den Schuldner zu 
einer Eintragungsbewilligung verurtheilt. In dem erfteren Falle kann ber Gläubiger den 
Verichtigungsaniprud) feines Schuldners auf Grund der Vorjhriften der C. P. C. über die Zwangs⸗ 
voliftredung wegen Geldforberungen ($$. 828ff., vgl. oben ©. 113.) pfänden und fih zur 
Einziehung überweifen laffen. Für den lehteren Fall ift dagegen, wie auch in der Dentſchrift 
a. a. O. nit verfannt wird, eine Ueberweiſung nicht zugelafien, wenn man nicht mit Staffel 
dä. Arch. Bd. 9 S. 212) und Schilde (S. 90) die Vorſchrift des $. 886 ber C. P. O. 
analog anwenden will. $. 886 läßt für den Fall, dab der Schuldner zur Herausgabe einer 
Sache verurtheilt ift, die fih im Gewahrſam eines Dritten befindet, die Ueberweifung des Ans 
ſpruchs des Schuldners auf Herausgabe nad) den Vorjſchriften der Bmangdvollftredung wegen 
Geldforderungen zu. Die analoge Ausdehnung diejer Beftimmung auf den Fall der Berurtheilung 
zur Abgabe einer Willenserklärung, bei der eine Zwangsvollſtreckung regelmäßig überhaupt nicht 
Hattfindet (vgl. oben ©. 182 Abf. 1), ift etwas gewagt, aber wegen ihres Ergebniffes praftifd 
empfehlenswerth. 

Ueber die Herbeiſchaffung des zur Grundbuchberichtigung erſorderlichen Hypothelen⸗ ober 
Grundſchuldbriefs vgl. z. 42 Erl. 5. 

5. Wie ſchon in Erl. 2a erwähnt, findet $. 14 feine Auwendung, wenn ber Schuldner 
des zu einer Eintragung Berechtigten feinen Berichtigungsanſpruch, fondern nur einen oblige- 
torifchen Anfpruh auf Eintragung eines Rechtes Hat. 

a. Für diefen Fall gewährt die E.B.D. 8. 848 Abſ. 2 Aushülfe, falls dem Gläubiger 
eine vollitredbare Geldforderung unb dem Schuldner ein Anſpruch auf Uebereignung 
eines Grundftücs zufteht. Alsdann Tann der Gläubiger den Anfprud; feines Schuldners auf 
Auflafjung des Grundſtücts durd das zuftändige Vollftredungsgeriht pfänden lafien. Der 
Pfandungsbeſchluß muß bie Anordnung enthalten, daf die Sache an einen auf Antrag des 
Gläubigerd von dem Amtögerichte der belegenen Sache zu bejtellenden Sequefter herauszugeben 
ſei. Mit diefem Beſchluſſe wendet fi der Gläubiger an das leptere Amiögericht, daB durch 
einen weiteren Beihluß den Sequeſter bejtellt. Beide Beichlüfie find gemäß $. 829 Abf. 2 der 
C.P.O. zuzuftellen und legitimiren ben Sequefter, als Vertreter des Schuldners mit dem Dritt⸗ 
ſchuldner vor dem Grundbuchamte zu erſcheinen und die Auflaijung zu erklären. Mit der ſich 
anfließenden Eintragung des Schuldners als Eigentkümer in das Grundbud erlangt der 
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Blaäubiger eine Siherungshnpothet für feine vollitredbare Forderung. Dieſe entiteht aljo ohne 
Eintragung ; der Sequeiter hat aber trogdem deren Eintragung zu bewilligen (vgl. oben S. 75 f.). 
Daß der vollftredbare Schuldtitel, auf Grund deſſen bie Pfändung erfolgt ift, ein Bolftretungs- 
befehl ift, fteht dem Erwerbe und der Eintragung der Sicherungshypothek nicht entgegen. 8.366 
Abſ. 3 findet nur auf die Juditatshnpothel, nicht anf diefen Fall Anwendung (Rechtip. 1 
S. 207). Weigert der Drittihuldner die Auflafjung an den Schuldner, jo muß ſich der 
Gläubiger den gepfändeten Anſpruch zur Einziehung überweiſen lafjen und auf Auflafjung an 
‚den durch den Eequefter vertretenen Schuldner Magen. 

b. Steht dem Schuldner einer vollitredbaren Geldforderung fein Anſpruch 
auf Auflafiung, fondern auf Beftellung eines dinglihen Rechtes an einem Grund- 
ftüde zu, fo findet $. 848 der C.P. O. feine Anwendung; diefer regelt nur die Pfändung von 
Anſprüchen, welche auf Herausgabe bed Grundftüds ſelbſt gerichtet find. 

Steht dem Schuldner eine Geldforderung zu, für bie er einen Titel zur Hypothek hat, jo 
erfolgt die Pfändung nad den allgemeinen Rechten über die Pfändung von Geldforderungen 
(EB.O. 88. 828). Hat der Gläubiger fi die gepfändete Forderung zum Nennwerth an 
Zahlungsſtatt überweifen laſſen, wird er Gläubiger und fann nun den Anjprud auf Beſtellung 
der Hypoihet im eigenen Namen geltend madjen (ebd. 8. 835). Cine Ueberweifung zur Ein- 
siehung giebt ihm die Ermächtigung an Stelle des Schuldners defien Recht auf Beftellung der 
Hnpothet neben dem Rechte auf Einziehung der Forderung auszuüben (ebd. $. 836). 

Handelt es fi um einen Anſpruch auf Beftellung irgend eines anderen dinglichen Rechtes. 
fo fommt $. 857 der E.B.O. zur Anwendung, wonach grundfäglih die Vorſchriften über die 
Pfändung von Geldforderungen und über deren Ueberweiſung zur Einziehung entſprechend an⸗ 
zuwenden find. Auch bei ihnen wird man alfo den Gläubiger für befugt erochten müfjen, auf 
Grund des Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluſſes an Stelle des Schuldners defien Eintragung 
zu bewirken. Dies gilt auch für den Anſpruch auf Beitellung eines Nießbrauchs, obwohl Iegterer 
Hödjtperfönlich ift: denn da ber Niehbraud; felbit mach 8. 857 Abſ. 3 der C:B.O. der Pfändung 
untermorjen ift, infoweit die Ausilbung einem Anderen überlaffen werden kann, muß auch der 
Anſpruch auf defien Beſtellung dem Zugriffe feiner @läubiger in demfelben Umfange unterliegen 
(Redtipr. 1 ©. 18). 

©. Das unter a und b Gefagte gilt nur dann, wenn die volftredbare Forderung des 
Gläubigers eine Geldforderung ift, denn nur von @eldforderungen Handelt der 2. Abſchnitt des 
8. Buches der C.R.L. (88. 803 bis 882). Es findet daher feine Anwendung, wenn das voll- 
itredbare Urtheil auf Anflaffung des Grundftüds oder auf eine Eintragunge 
bewilligung lautet. Im diefem Falle ift der Gläubiger nicht in der Lage, das obligatoriiche 
Recht feines Schuldners auf Auflafung oder auf Eintragung eines dinglihen Rechtes im Wege 
der Zwangsvollſtreckung zu beſchlagnahmen und an Etelle des Schuldners auszuüben, es jei 
denn, daß man aud in diefem alle die in Erl. 4 gegen E. erwähnte Vorſchrift des $. 886 
analog anwenden will. Ebenjowenig kann er auf Grund eines folhen Urtheil® den Schuldner 
im Wege der Ziwangsvollittedung anhalten, feine Eintragung zu erwirten; denn nur $. 894 der 
C.P. O. nicht die 89. 387, 858 finden auf dieſes Urtheil Anwendung. 

Anders verhält es fih, wenn der Schulbner nicht zur Auflaffung an den Gläubiger oder 
zur Bewilligung von defien Eintragung, fordern zugleih aud zur Bewirtung der Eintragung 
feines eigenen Rechtes als Vorausſetzung jener Eintragung verurtbeilt ift; alddann findet 
8. 888 der C.P.O. Anwendung. Diefe Verurtheilung wird der Gläubiger aber regelmäßig er- 
wirten können; denn aus der obligatorifhen Verpflichtung zur Veftellung eines Rechtes an einem 
beftimmten Grundftiid oder an einem eingetragenen Rechte ergiebt ſich ais Folgerung die weitere 
Verpflichtung dem Gläubiger gegenüber, dies Grunbftüd oder Recht zu erwerben und feinen Anſpruch 
auf Eintragung gegen den bisher eingetragenen Berechtigten geltend zu machen, wenn es audı 
an einer anordnenden Vorſchrift nad) Analogie des $. 895 des B.G.B. fehlt (vgl. Bland 
2. 3 S. 119 Erl. I Ab. 2). 
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8 15. 
It die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einen Notar 
beurfundet oder beglaubigt, jo gilt dieſer als ermächtigt, im Namen eines Antrags- 
berechtigten die Eintragung zu beantragen. 


Abgeſehen von dieſem Aushülfsmittel bleibt dem Gläubiger mur die Klage auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung auf Grund des feinem Anfpruche zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes. 
Dadurch erlangt er eine vollftredbare Geldforderung, auf Grund deren er u. N. die unter a und 
h genannten ®ege einichlagen kann; wenn z. B. fein Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek gegen den Käufer eines nicht aufgelafjenen Grundftücs geht, kann er auf biejen Um: 
wege fein Recht voll verwirklichen. 


3. Antragstecht der Hotare, 


8.15. 
EI 8.: II 8. 14. P. 1S 13100 13404. M. 5.9. D. 5.308. 8.8. 3.304. 


1. Wie oben S. 197 Erl. 54 bereits erwähnt, braucht der Antragsberechtigte dei Antrag 
nicht perſönlich zu ftellen, ſondern kann durch einen Bevollmächtigten vertreten werden. Diejer 
muß feine Vertretungsmacht regelmäßig durch eine Vollmacht nachweiſen. Bgl. $. 30. Hiervon 
macht 8. 15 in Uebereinftimmung mit einer Anzahl fritherer Partikularrechte, insbefondere der 
preuß. ©.8.0. 3. 36, für die Notare eine Ausnahme. Dieſe bedürfen innerhalb der Grenzen 
der obigen Vorſchrift feiner Vollmacht, vielmehr wird,' wenn die Betheiligten feine Beſtimmung 
über die Yushändigung der von dem Notar aufgenommenen ober beglaubigten Urkunde getroffen 
haben, vermuthet, dab ev befugt fein fol, den Eintragungsantrag an das Grundbuhamt zur 
richten. 

Im Uebrigen hat die G.B.O. das Inſtitut der vermutheten Vollmacht nicht aufgenommen. 
Insbeſondere ift das in einzelnen Bundesstaaten früher beitehende Vorrecht der Rehtsanmwälte 
bejeitigt. 

2. Borausfegung des Autragsrechts des Notars ift, daß er die zu einer Eintragung er— 
forderliche Erklärung beurfundet oder beglaubigt hat. 

a. Unter der zu eimer Eintragung erforderlichen Erklärung ift vor alem die Eintragungs- 
bewilligung (8. 19) zu verftehen; Hat alfo der Notar 5. 8. bie Urkunde aufgenommen ober 
beglaubigt, in welcher der eingetragene Gigenthümer die Eintragung einer Hypothel oder einer 
fonftigen Belaftung bewilligt hat, jo gilt er als ermächtigt, die Eintragung zu beantragen. 
Ferner gehört Hierher die Abtretungserflärung bei Briefhypoiheken oder Briefhrundſchulden (8. 26) 
ſowie eine Auffaffung, welche der Notar innerhalb feiner Befugnifie gemäß der durch Art. 143 
Abf. 1 des EG. 5. B. G. B. aufrechterhaltenen landesrechtlichen Vorſchriften (vgl. oben S. 38) 
beurfundet hat. 

Sind zu einer Eintragung mehrere Erklärungen erforderlich, fo genligt e3, daß der Notar 
eine von ihnen beurfundet oder beglaubigt hat; natürlich muß aber auch die andere feinem 
Antrage beigefügt fein, denn wie jeder Antragfieller, jo Hat and) der Notar fämmtliche Voraus: 
fegungen ber beantragten Eintragung nachzuweiſen. Demnach iit 3. B. der Notar zu dem 
Antrag auf Löfhung der Hypothek befugt, wenn er entweder die Löſchungsbewilligung des 
eingetragenen Gläubigerd oder die nad) $. 27 erforderliche Zuftimmung des Eigenthümers 
beurfundet oder beglaubigt hat. (A. M. für den erften Fall Oberned S. 137 auf Grund der 
irrthümlichen Annahıne, daß zur Stellung des Antrags auf Löſchung einer Hypothek der 
Gläubiger überhaupt nicht legitimirt fei, und Boehn ©. 382, der bei Zuftimmung des Eigen: 
thümers einen Löfhungsanteag nicht für erforderlich hält: beide haften zu Unrecht Zuftimmung 
und Antrag für gleichbedeutend.) 
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Hat der Notar nicht die Eintragungsbewilligung oder bie fonftige zu der Eintragung ers 
forberlie Erflärung, fondern nur das zu Grunde liegende obligatorifge Rehtsgeihäft beur- 
tundet oder beglaubigt, fo findet 8. 15 feine Anwendung. 

Benn dagegen umgefehrt die von dem Notar aufgenommene oder beglaubigte Urkunde 
nicht nur die Eintragungsbewilligung, jondern aud den Eintragungsantrag enthält, genügt 
deren Einreihung bei dem Grundbuchamt ohne beſonderes Begleitſchreiben; es braucht aljo der 
Notar feinen befonderen Antrag zu ftellen (R.G. 22 ©. 235, Rechtſpr. 2 S. 154). Er ift jedoch 
anch in diefem falle auf Grund des 8.15 Hierzu befugt; dies ift 5. ®. für fein Beſchwerderecht 
von Bedeutung (vgl. Erl. 3b). 

b. Der Notar muß bie Ertlärung entweder beurfundet ober beglaubigt haben. Das 
eritere Wort ift durch die Reicstagstommiffion an die Stelle des im den Entwürfen ſtehenden 
Wortes „aufgenommen“ gefeßt worden, offenbar im Anſchluß an die Ausbrudsweije des B.G. B. 
8. 128. Ueber die Beglaubigung vgl. ebd. 8. 129 und unten ©. 233 Erl. 5 zu $. 29. 

c. Schliehlich folgt aus der Faffung des $. 15, daß unter den obigen Vorausſehungen die 
Bertretungsmadht des Notars nur vermuthet wird, daß alfo fein Antragsrecht wegfällt, fofern 
die Urkunde einen abweichenden Willen der Betheiligten ergiebt. Hierfür ſprechen die Worte 
„gilt dieſer als ermächtigt“ im Bufammenhange mit dem Cape der Denkichrift: „Das Ber- 
hältniß, in welches der Notar zu den Betheiligten getreten ift, rechtfertigt die Vermuthung feiner 
Bevolmäctigung.“ 

3. Unter diefen Vorausfepungen jtehen dem Notare folgende Befugniffe zu: 

a. Er ijl berechtigt, „im Namen eines Antragsberechtigten die Eintragung zu bean 
tragen“. Er kann aljo nur den Antrag auf Eintragung ftellen, nicht etwa Erklärungen ab» 
neben, welche die Borausfepung der beantragten Eintragung bilden; und er fann nur diejenige 
Eintragung beantragen, zu der die von ihm beurhundete oder beglaubigte Erklärung erforderlich 
war. Insbeſondere gilt aud) für den Notar das oben S. 197f. Er. 6 Gefagte, dab ſich der 
Antrag mit der Bewilligung inhalılid) defen muß. Bu einer Ergänzung oder Abänderung der 
fegteren ift er nicht befugt. So ift ihm ſchon von der preuß. Vraxis (Johom 4 ©. 144, 7 
©. 297) bie Befugnig abgeſprochen, die Aushändigung des Hypothetenbriefs an ben Gläubiger 
ftatt an den Eigenthümer zu beantragen, wenn bie Eintragungsbewilliigung nichts hierüber ſagte. 
Das gilt auch hente noch (vgl. $. 60). 

Diefen Antrag fann er „im Namen eines Antragsberedtigten“ ftellen. Aus 
dieſer Faſſung erhellt, daß er nicht nur im Namen desjenigen, defien Erklärung er beurkundet 
oder beglaubigt hat, ſondern auch im Namen eines anderen Antragsberechtigten den Antrag an 
das Grundbuchamt richten Tann. 

Für den Fall, daß der Notar nicht fagt, in weilen Namen er den Antrag ftellt, nimmı 
Martinius (Grud. 44 ©. 391) an, daß er für alle Antragsberegtigten von feiner gefeplichen 
Machtbefugniß Gebrauch made. 

b. Aus dem Antragsrechte der Notare ergiebt ſich weiter deren Befugniß, im Falle der 
Ablehnung des Antrags Beſchwerde zu erheben, ohne daß fie Hierzu einer Vollmacht bedürfen. 
.So hat unter der Herrſchaft der preuß. ©.B.D. das Kammergericht wiederholt erfannt und in 
Folge dejien das Grundbudanıt für verpflichtet erflärt, dem Notar bie feinem Antrag ent» 
gegenftehenden Hindernijje betfannt zu maden (R.®. 4 ©. 122,5 ©. 97,7 ©. 15, 
17, vgl. ebd. Bd. 12 ©. 306). Auch dies gilt noch heute, insbefondere Hat daB Beſchwerderecht 
der Notare im $.80 Abſ. 1 feine Beftätigung gefunden (Entſch. 1 ©. 153, Redtipr. 1 ©. 318). 
Das Beſchwerderecht fept aber voraus, daß der Notar wirklich im Namen der Betheiligten bie 
Eintragung beantragt hat. Hat er bie von ihm aufgenommene oder beglaubigte Urkunde, in 
der bie Betheiligten die Eintragung nit nur bewilligt, fondern auch beantragt haben, dem 
Grundbuchamte nur übermittelt, ohne zu erkennen zu geben, dab er ein befonderes, der Er— 
Märung ber Betheiligten entſprechendes Verlangen in deren Namen ftelle, fo ift er zur Beſchwerde 
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$. 16. 

Einem Eintragungsantrage, deſſen Erledigung an einen Vorbehalt geknüpft 
wird, joll nicht jtattgegeben werden. 

Werden mehrere Eintragungen beantragt, jo fann von dem Antragiteller 
beitimmt werden, daß die eine Eintragung nicht ohne die andere erfolgen fol. 


gegen bie Ablehnung der don ben Betheiligten beantragten Eintragung ohne Vollmacht nicht 
befugt (Redtio. 1 ©. 266). 

©. Ueber die Frage, ob dem Notar auch ‚die vollzogene Einjhreibung befannt zu 
maden ift, vgl. Erl. 1a zu $. 55, und über feine Befugniß zur Zurüdnahme des Antrags 
Erl. d zug. 32. 


4. Anträge mit Vorbehalt, 


8. 16. 
€ 15.38; IL $.15. 9.1 8.3908, 13418—13415. M. 8.72 (M.3.8.6.8..9.3 S. 186). 
®. 6. 3038. 


1. Der Antrag bezweckt, da8 Grundbuchamt zu einer Eintragung zu veranlafjen. ‘Ch diefe 
durch den Antrag und bie ihm beigefügten Urkunden oder Erklärungen gerechtfertigt wird, unter= 
Hiegt der Prüfung des Grundbuganıts. Dagegen ift es nicht deſſen Aufgabe, jondern Sache der 
Betheiligten zu prüfen, ob bie Vorausfegungen vorliegen, umter denen diefe die Eintragung 
wunſchen ober nicht. Deshalb fol das Grundbugamt einem Eintragungsantrage, deflen 
Erledigung an eine Bedingung oder an einen fonftigen Vorbehalt gefnüpft ift, nicht ftattgeben. 
Demnach) ift 3. B. ein Antrag auf Eintragung einer Hypothet unter der Bedingung, dab die 
Zahlung des Darlehns, ein Antrag auf Löfhung unter der Bedingung, daß die Rüdzaplung 
nachgewiefen werde, unzuläſſig. Daraus folgt aber nicht etwa, daß er, einfach als nicht geitellt 
anzufehen jei, vielmehr ift er gemäß $. 18 zurüdzuweifen. Erfolgt aber trogdem auf Grund 
des Antrags die Eintragung, fo ift diefe nicht wegen bes Verftoßes gegen $. 16 ungültig. R 

Eine andere Frage ift es, ob die beantragte Eintragung ſelbſt bedingt ober 
unter einem Vorbehalte gefchehen fann. Diefe wird durch z. 16 nicht berührt, fondern 
durch daß bürgerliche Recht beantwortet. Vgl. oben ©. 126fj. und über den Rangvorbehalt 
8.8.8. 9. 881 (Erf. 6b zu 8. 46). Während in diefen Fällen eine Eintragung unzweifelhaft 
beantragt wird und nur deren Inhalt beicränft ift, macht e8 der Antragfteller in den bon 
8. 16 betroffenen Fällen von einem anderweitigen Umjtand abhängig, ob die beantragte Ein- 
tragung erfolgen fol oder nicht. 

2. Bon der Regel des Abf. 1 macht Abf. 2 eine Ausnahme, welche dur ein prattiſches 
VBedürfniß gefordert ift. Häufig fommt es vor, dab zwei Eintragungen in einem folhen Zu- 
ſammenhange ftehen, daß bie Vetheiligten die eine nicht ohne die andere, aljo entweder beide 
oder gar feine vorgenommen haben wollen, vor allem bei einer Erfüllung Bug un Zug, 3. B. 
wenn bei einer Auffafiung zugleich die Eintragung einer Hypothek für das Kaufgeld oder eines 
Nießbrauchsrechts zu Gunften des Veräußererd beantragt wird. Mit Rüdficht auj derartige 
Verfältniffe geftattet 9. 16 Abfap 2 den Worbehalt, dah von mehreren beantragten 
Eintragungen die eine nit ohne die andere erfolgen foll. 

Diefer Vorbehalt braucht, wie in der Denlſchrift hervorgehoben wird, nicht ausdrüdlich 
ausgeſprochen zu werden; er kann aud aus den Umftänden erhellen. Herner wird in der Dent- 
fchrift ausgeiprochen, daß $. 16 Abj. 2 aud; Anwendung findet, wenn die mehreren Eintragungen 
nicht gleichzeitig, fondern nad} einander beantragt werben. Mit Recht bemerkt Hierzu Oberned 
©. 1%6, daß die nur dann gelten kann, wenn der erfte Antrag zur Zeit des Eingangs bes 
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$ 17. 

Werden mehrere Eintragungen beantragt, durch die dasfelbe Recht betroffen 
wird, fo darf die fpäter beantragte Eintragung nicht vor der Erledigung des 
früger gejtellten Antrags erfolgen. 


zweiten noch nicht erledigt iſt. Denn, wenn die zuerft beantragte Eintragung bereits erfolgt fit, 
tann fie nicht auf Grund des Borbehalts im Falle der Abweifung des zweiten Antrags wieder 
gelöfcht werden. 


5. @rledigung der Anträge nad der Beitfelge. 


$. 17. 
€.18.39 Abſ.1; IT $.16. P. I S. 3714—3718, 13466—13470. M. 6.87. D. 6. 3038. 

1. Die Reihenfolge, in der die Eintragungsanträge erledigt werben, ift 
von großer Bedeutung. Bor allem bejtimmt ſich nad} ihr, jofern das Grundbuch nicht ein 
Anderes ergiebt, daS Mangverhältmiß der eingetragenen Rechte (B.G. B. 8.879, vgl. unten 8. 46). 
Außerdem hängt vielfah die Buläffigleit der einen Eintragung davon ab, daß vorher eine andere 
erfolgt, oder umgefehrt davon, daß jene vor diefer erledigt wird (vgl. 8.6.28 ©. 349). Liegen 
3. 3. ein Antrag auf Eintragung einer Hypothet und eine Yuflafjung vor, fo fann jenem 
Antrage, joiern er fi auf eine Bewilligung des Veräußerers ſtützt, nur dann ftattgegeben 
werben, wenn er vor der Eintragung des Cigenthumsübergangs erledigt wird; ftüßt er ſich 
dagegen auf eine Eintragungsbewilligung des Erwerbers, jo muß deſſen Eintragung vorausgehen. 
Mit Rüdfiht auf diefe Bedeutung der Reihenfolge der Eintragungen ift bei der Berathung der 
Entwärfe z. B. G.B. von beiden Kommiffionen (Anm. zu €. I $. 840, €. II 8. 800) eine 
Vorſchrift als nothwendig bezeichnet, nach der die Eintragungsanträge nach der Beitfolge ihrer 
Anbringung zu erledigen find. Diefe Vorſchrift enthält $. 17. 

2. Borausfegungen für die Anwendung dieſer Vorſchriſt bilden: 

a. mehrere daffelbe Recht betreffende Eintragungsanträge. Diefe liegen z. B. vor, wenn 
die Eintragung mehrerer Belaftungen defielben Grunbftlds oder defielben eingetragenen Rechtes 
an einem Grundftüde beantragt ift, wenn die Auflafjung des Grundftüd® und der Antrag auf 
Eintragung einer Belaftung defielben vorliegen, wenn die Umfdreibung einer und derſelben 
Oypothet ober fonftigen Laft, wenn deren Umſchreibung anf einen Erwerber und ihre Löſchung 
in Antcag gebradit iſt u. dgl. m. Dagegen wird z. B. nicht dafielbe Recht betroffen von der 
Auflafjung des Grundftüds und dem Antrag auf Umſchreibung einer darauf laftenden Hypothet 
oder von dem Antrag auf Löſchung einer Hypothek und auf Eintragung einer anderen Hypothek; 

b. nicht gleichzeitiges Eingehen ber Anträge. Ueber den Zeitpunkt, in welchem ein 
Antrag als geftellt anzujehen ift, vgl. oben ©. 195 Erl. 4b. Werden die mehreren Eintragungen 
gleichzeitig beantragt, fo erfolgen fie unter Vermerk bes gleichen Ranges ($. 46 Abf. 1); wenn 
fie aber mit einander unvereinbar find und ber eine nicht durch den anderen in gehörigen Form 
zurüdgenommen wirb, fo jind fie beide abzufehnen. 

3. Liegen die unter 2 erwähnten Vorausfegungen vor, fo muß zuerft der früher gejtellte 
Antrag erledigt werden. Dies gefhieht entweder dadurch, dab ihm ftattgegeben und die’ bes 
antragte Eintragung ausgeführt, oder dab er zurüdgemiefen ober zurüdgenommen wird, oder 
aud nach $. 18 Abj. 2, falls er beanftandet, aber nicht zurüdgemiefen wird, durch die Eintragung 
einer Bormerfung oder eines Widerſpruchs. 

Bor diefer Erledigung darf „die fpäter beantragte Eintragung“ nicht erfolgen. Eine 
andere Erledigung des jpäteren Antrags vor ber des früheren, insbejondere eine Zurückweiſung 
ift aljo nicht ausgeſchloſſen. Auch daß die zweite Eintragung verfügt wird, bevor Die erfte außer 
geführt ift, verbietet $. 17 nicht; nur bie Eintragung felbft darf erft nach der Erledigung des 
erften Antrags erfolgen. 
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8. 18. 

Steht einer beantragten Eintragung ein Hinderniß entgegen, jo hat das 
Grundbuchamt entweder den Antrag unter Angabe der Gründe zurüdzuweifen 
oder dem Antragiteller eine angemejjene Friſt zur Hebung des Hinderniſſes zu 
bejtimmen. Im fegteren Falle ijt der Antrag nach dem Ablaufe der Frift zurüd- 
zuweiſen, wenn nicht inzwiſchen die Hebung des Hinderniſſes nachgewieſen iſt. 

Wird vor der Erledigung des Antrags eine andere Eintragung beantragt, 
durch die dasjelbe Recht betroffen wird, jo it zu Guniten des früher gejtellten 
Antrags von Amtswegen eine Vormerkung oder ein Widerſpruch einzutragen; die 
Eintragung gilt im Sinne des $. 17 als Erledigung diefes Antrags. Die Vor— 
merfung oder der Widerfpruch wird von Amtswegen gelöſcht, wenn ber früher 
geitellte Antrag zurückgewieſen wird. 


4. Eine Ausnahme von diejen Sägen kann fi in Folge des im 3.16 Abi. 2 zugelafienem 
Borbehalts ergeben, daf die eine Eintragung nicht ohne die andere erjolgen jol. In dieſem 
Falle muß ſich das Grundbuchamt erft üher beide Anträge ſchlüſſig machen, ehe es einen er 
fedigen darf, und z. B. auch ben erſten Antrag unausgefügrt lafen, wenn die zweite Eintragung 
nicht erfolgen fann. 

Auch dann, wenn es für ben erfien Antrag an ber gejeplichen Vorausfegung der vor— 
gängigen Eintragung des Berechtigten (G.B.O. $. 40) fehlt, ift der nadjträglide Yntrag auf 
Vornahme diefer Eintragung vorab zu erledigen. Bgl. Erl. 1a zu 88. 40, 41. 

5. Ein Berftoß gegen die Vorſchrift des $. 17 macht die zu Unrecht vorab vollzogeue 
Eintragung nit unmwirffam und das Grundbuch nicht unrichtig, ſodaß der dadurch Benachtheiligte 
Berichtigung des Grundbuds fordern könnte. Abgefehen von einem Schadenserfaganjprude 
gegen den Staat auf Grund des $. 12 fann er gegen den ihm Vorgezogenen nur auf Grund 
eines befonderen obligatoriſchen Wechtöverhältnifjes vorgehen. Vgl. Bland Bd. 3 ©. 35 
Erl. 4b. Auch im Wege der Beichwerde wird er feine Abhülje erzielen tönnen; denn die 
Beſchwerde gegen eine Eintragung ijt regelmäßig unzuläſſig. Bgl. unten $. TI Abf, 2. 


6. Behandlung nit gerechtfertigter Anträge. 
8. 18. 
E. I 8. 48; IL 8.17. B.1 S. 13474, 13475. M. S. 86. D. 6.3038. 8.8. ©. 3124-3426. 
St v. 5.42. 

1. Bereits oben S. 185ff. Vorbmi. IV iſt ausgeführt, daß das Grundbuchami verpflichtet 
iſt, die Begründetheit der Eintragungsanträge zu prüfen. 8. 1 regelt nun das erfahren für 
den Fall, daß ſich bei diefer Prüfung der Antrag als nicht gerechtfertigt herausſtellen ſollte. 
Alsdann kann das Grundbuchamt entweder den Antcag zurildweifen oder dem Antragiteller das 
Hinderniß mitteilen und eine angemefiene Friſt zu defien Hebung beftimmen. 

Ob das Grundbudamt dieſen oder jenen Weg einfhlägt, ift vom großer 
praftifher Bedeutung. Abgeſehen von den durch den Abweiſungsbeſchluß entitehenden 
Koften, verliert der YUntragfteller im Falle der Burüdweifung feines Antrags die Priorität; auch 
wenn das Hinderniß ſchnell befeitigt wird, beftimmt ſich die Priorität des Antrags nad dem 
Zeitpunft, in welchem der vervollftändigte und ernenerte Antrag wieder bei dem Grundbuhamt 
eingeht; nad 38. 17, 46 find alfo die in der Zwiſchenzeit eingegangenen Anträge vorab und- 
mit dem Range vor der zunächſt beanftandeten Eintragung zu erledigen. Dieſes Verfahren kann 
daher erhebliche Nachtheile zur Folge haben und iit unbillig, ſobald es ſich um einen leicht zu 
hebenden Dangel (4. B. un Beibringung einer vorhandenen Vollmachtsurkunde) Handelt. Deshalb 
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Hat die ©.B.C. — abweichend von dem E. I $. 48 — nicht die Zurüdweiiung vorgeſchrieben, 
fondern daneben bie fon der früheren Praxis befannten jog. temporijirenden Zwiſchen— 
verfügungen zugelafien, durch melde den Antragfteller die Hebung des Hindernifies ohne 
Abweifung de3 Antrags aufgegeben wird, umd zugleich die Zweifel der biöherigen Praxis (vgl. 
RG. 33 S. 3%: K. G. 10 ©. 98, 12 S. 97; Adilles-Etreder S. 110, 357), ob durd eine 
ſolche Zwiſchenverfügung dem beanftanbeten Antrage die Priorität gewahrt bleibe, durch Bejahung 
biefer Frage gelöft. 

2. Ob das Grundbuchamt im einzelnen Falle diefes oder jenes Verfahren 
einfhlagen will, unterliegt feinem pflihtmäßigen Ermeffen. Das Gefeg hat 
davon abgefehen, die Mängel zu beftimmen, welche zur Zurüdmweijung führen, und welche nur 
zu einer Zwiſchenverfügung Anlaß geben folen, und Alles dem Ermefjen des Grundbuchamts 
überlaffen. Wie nad) dem bisherigen preuß. Rechte (vgl. R.G. a. a. C.; 8.B. 12 ©. 139) ift 
alfo auch jegt das Grundbuhamt zu Zwiſchenverfülgungen nicht verpflichtet. Durch diefe Maß— 
regel wird nämlich ein den Grundbuchverkehr hemmender Schwebezuftand geichaffen, indem bis 
zur Erledigung des beanftandeten Antrags das Grundbuch allein nit genügende Auskunft über 
die Rechtsverhältmifie des Grundſtücks gewährt und der einer ſpäter beantragten Eintragung zus 
fallende Rang zweifelhaft bleibt (vgl. R.®. N.Z. 1A €. 275, Oberneck S. 155). Indeſſen 
nad den Materialien, insbefondere ben Berhandlungen der Reichstagskommiſſion (R.B. 
©. 3424 ff.) in denen die in Erl. 1 erwähnten ſehr empfindlihen Härten hervorgehoben find, 
welche eine fofortige Zuridweifung eines nicht gerechtfertigten Antrags mit fih bringen kann, 
wird man den Erfah von Zwifdenverfügungen als die von dem Gefege gewünfchte Regel an: 
fehen müffen und bie fofortige Zurückweifung nur bei Anträgen, deren Mängel nicht oder nicht 
in abfehbarer Zeit zu befeitigen find, wählen dürfen (vgl. K.G. a. a. D.). Wenn jedod 5. B. 
ein offenfichtlich mangelhafter Antrag geftelt wird, um eine Priorität, auf die fein begründeter 
Anſpruch befteht, zu erwerben, muß man eine Ausnahme machen, denn fonft würde der forg- 
fültige Antragiteller, welcher die Vorausfepungen feines Antrags genau prüft, gegenüber dem 
weniger bedentlichen Nachtheil haben (ebenfo Oberned S. 154, 155). 

3. Im Falle der Zurüdweifung des Antrags muß das Grundbuhamt die Gründe für 
die Zurücweifung angeben, „damit der Antragfteller in den Stand geſetzt wird, eine jahgemähe 
Entſchließung über bie weitere Wahrnehmung feiner Rechte zu faſſen“ (M. ©. 861. 

Diefe zurücweifende Verfügung iſt dem Antragiteller befannt zu maden. Iſt biefer 
duch) einen Bevollmächtigten vertreten, fo erfolgt die Bekanntmachung an den Bevollmächtigten. 
Diefes gilt insbeſondere auch von dem Notar, der gemäß $. 15 ohne weitere Vollmacht die 
Eintragung beantragt hat (vgl. 5. 204 Erl. 3b). Ueber die Form der Bekanntmachung vgl. 
©. 190 Borbm. VI. 

Die ablehnende Entiheibung hat feine materiellen Wirkungen. Liegt eine gemäß 
$. 873 Ubf. 2 des 3.6.8. für die Parteien unwiderrufliche Einigung oder eine nad; 8. 875 
Abſ. 2 des B.G.B. den Berechtigten bindende Verzichtserklärung vor, fo verliert fie durch bie 
Ablehnung des Eintragungsantrags nicht ihre Unwiderruflichteit (M. ©. 87). 

Wird das Hinderniß, welches die Zurückweiſung des Antrags veranlaßt hat, nachträglich 
befeitigt, fo gilt ber abgelehnte Antrag nicht ohne Weiteres als geitellt, Sondern es bebarf 
eines neuen Antrags, und befien Eingang ift, wie in Erl. I bereitd ermähnt, für die 
Priorität maßgeblich. 

4. Ueber die fog. temporifirenden Zwifchenverfügungen enthält 8. 18 verichiedene nähere 
Vorſchriften. 

a. Sie müfien ſtets außer der Mittheilung des Hinderniſſes ſelbſt die Beſtinmung einer 
angemejfenen Friſt enthalten, binnen deren der Antragfteller das Hinderni zu befeitigen 
Hat. Die Dauer der Friſt hängt von dem Ermefien des Grundbuchamts ab. Das Wort 
„angemefjen“ ift von ber Reihstagstommiffion eingefaftet, um zum Ausbrude zu bringen, 
daß das Grundbuhamt bei Gewährung der Frift nad; verftändigem Ermeſſen vorgehen ſolle 
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8. 19. 
Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige fie bewilligt, deffen Recht von ihr 
betroffen wird. 


und auch befugt fei, eine bon ihm nicht richtig bemefiene Friſt in anderer Weiſe feftzufeßen, 
fowie dab dem Antragſteller aud; der Weg der Beſchwerde offen ftehe, um gegen eine un— 
angemefiene Beftimmung der Frift Wbhülfe zu erlangen (R.B. ©. 3426. Bel. &.C. NZ. 
1A. ©. 275). 

Für die Berechnung der Friſt wird in dem meiften Bunbesftanten die Vorſchrift des 8. 17 
des freim. ©.®. in Betracht fommen, fo z. B. in Preußen auf Grund des preuß. freiw. G. G. 
Art. 1 und in Bayern auf Grund des A.G. z. G. B. O. Art. 8. Nah $. 17 gelten für bie 
Berechnung ber Friſten die Vorfchriften des B.G.B. 88. 186ff.; Abſ. 2 fügt, die Beftimmung 
des 8.0.8. $. 193 verallgemeinernd, Hinzu: „Fällt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag 
ober allgemeinen Feiertag, fo endigt die Friſt mit dem Ablaufe des nächſtfolgenden Werktags.“ 

b. Für den Fall, dab innerhalb der Friſt das Hinderniß befeitigt wird, 
ohne daß zuvor ein daffelbe Recht betreffender Eintragungsantrag eingeht, it 
nichts Beſonderes beftimmt. Die Eintragung wird alsdann vollzogen. Verſtreicht dagegen die 
Zrift, ohne dab die Hebung des Hindernifjes nachgewieſen wird, fo ift der Antrag endgültig 
zurüdzuweifen. Die Gewährung einer Nachfriſt ift micht zugelaſſen; ein hierauf zielender 
Antrag ift von ber Reichstagslommiſſion abgelehnt. Wenn jedoch das Grundbuchamt fi 
davon überzeugt, dab die beftimmte Friſt nicht angemefien war, kann es, wie erwähnt, feine 
Entfceidung fpäter berichtigen (vgl. 8. 75; fo ausdrüclich ſächſ. BD. vom 26. Juli 1899 
8.103), und auch das Beſchwerdegericht kann an Stelle der zu kurz bemefienen Srift eine längere 
feftfegen (K. B. a. a. D.). 

©. Falls innerhalb der Friſt eine andere daffelbe Recht betreffende Ein— 
tragung beantragt wird, wiirde in Ermangelung einer befonderen Vorſchrift nad $. 17 
diefe Eintragung, auch wenn fie völlig gerechtfertigt wäre, erft nah Ablauf der Friſt und 
Erledigung des beanftandeten Antrags erfolgen können. Dadurch würde eine Verzögerung 
der Erledigung der Eintragungsgefuge eintreten und Unzuträglicteiten entftehen fünnen. 
Insbefondere würde 3. B. dadurch möglicher Weiſe die im $. 1139 des 8.6.8. (oben ©. 133) 
vorgejehene Monatsfriſt für die Eintragung des Widerſpruchs, dab die Hingabe des dur die . 
Hypothet gefiherten Darlehns unterblieben fei, verpaßt werden. Deshalb Hat die Reichstags- 
Tommiffion die Beftimmung des Abſ. 2 eingeichaltet (K. B. ©. 3426) Danach findet, damit 
bie fpäter beantragte Eintragung vollzogen werden fann, eine vorläufige Erledigung des 
beanftandeten Antrags dadurch jtatt, daß zu defien Gunſten von Amtswegen eine Voruierkung 
‚ober, wenn die Eintragung eines bereit beftehenden dinglichen Rechtes beantragt ift, ein Wider- 
ſpruch eingetragen wird (vgl. über diefe Begriffe oben ©. 26ff.). Im Zalle der fpäteren 
Zurüdweifung bes beanftandeten Antrags erfolgt die Löſchung der Bormerkung oder bes 
Widerſpruchs von Amtswegen, andernfalls wirb dagegen bie beantragte endgültige Eintragung 
an die Stelle der vorläufigen gefett (vgl. preuß. Allg. Berf. $. 14). 


11. Eintragungsbewiligung. Formelles Konfensprinzip. 
1. Die Regel. 
8.19. 
€. 18.21 Abſ. 1; IT 8.18. B.I S. 1341513449, 13625, 13631, 13632. M. S. 55. 
D. 6. 3038, 3039. 
1. Wie ſchon oben S. 180 umter III 1b erwähnt, hat die G. B.O. das formelle Stonjend- 
prinzip angenommen, d. h. den Grundſatz, dab, von dem Antrag abgefehen, „die Zewiuigung 
aqittes⸗Strecer, Grundbugordnung. d. Auflage. 
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bes leidenden Theiles zu einer Eintragung in das Grundbuch erforderlich und ausreichend ift“ 
(M. 3. 8.0.8. Bd. 3 ©. 158). Diefer wichtige Satz ift im $. 19 zum Ausdrude gelommen, 
Er überhebt das Grundbuhamt der Pflicht zu prüfen, ob alle materiellen Borausfegungen der 
einzutzagenden Rechtsanderung vorliegen. Jusbeſondere braucht die nad) beim 8.8.8. 88. 873, 
877 x. erforberlid;e Einigung der Vetheiligten über ben Gintritt der Rechtsänderung ober bie 
im $. 875 vorgeſchriebene Erklärung des Berechtigten, daß er das Recht aufgebe, nicht nad» 
gewiejen zu werden; es fann fogar ihr Fehlen feitftehen, trogbem muß auf bie Eintragungs- 
bemwilligung beöjenigen, befien Recht von der Eintragung betroffen wird, die beantragte Ein- 
tragung erfolgen. Der Unterfchied liegt vor allem darin, dab in den Fällen, in denen das 
8.6.2. eine Einigung verlangt, dic Annahmeerklärung des anderen Theiles ruhig fehlen fann, 
daneben aud) darin, daß die Erklärung des leidenden Theile nicht, wie nad dem bürgerlichen 
Rechte, auf den Eintritt der Rechtsänderung oder die Aufgabe feines Rechtes, fondern auf die 
Eintragung gerichtet zu fein braucht. Diefe Erleichterungen find im Interefie der Vereinfahung 
der Buchführung und bes Verkehrs zugelafien, insbefondere um die ſchriftliche Abfafjung und 
öffentliche Beglaubigung des dinglichen Vertrags zu erfparen, und un den Bedürfniffen des 
Realkredits zu genügen, welche verlangen, daß z. B. die zur Begründung einer Hypothek erforder⸗ 
liche Einigung auch nad) der Eintragung gültig erklärt werben kann. 

2. Die rechtliche Ratur der Eintragungsbewilligung und ihr Verhältniß zu dem Antrag 
ift oben ©. 180 Borbm. III 1b bereitö beſprochen. Bgl. auch Erl. 3 zu 8. 13 ©. 193. Auch 
davon, daß ihr Fehlen die Eintragung nicht nichtig macht, ift bereit? oben ©. 29 Ziff. 3 die 
Rede geweſen. 

3. Die Eintragungsbewilligung muß von dem leidenden Theile ausgehen. „Wer hiernach 
die Eintragung zu bewilligen hat, muß im einzelnen alle mit Rüdficht auf den Gegenftand 
ber beantragten Eintragung an der Hand der Vorfchriften des B.G. B. beftimmt werden“ (D. 
a. a. D.). Bgl. oben ©. 195f. Erl. 5a zu $. 13. Bei Neubeftelung eines dinglichen Rechtes 
an dem Grundftüd ift der Eigenthümer derjenige, deſſen Necht von ber Eintragung betroffen 
wird, bet der Webertragung, ber Belaftung oder der Aufgabe eines eingetragenen Rechtes der 
bisherige Berechtigte (vgl. aber $. 27), bei ber Mangänderung der zurüdtretende Berechtigte 
und, wenn eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld zurüdtreten fol, daneben 
der Eigenthümer (8.6.8. 9. 880 Ubf. 2). Aus dem legten Beifpiel erhellt ſchon, daß unter 

. Umftänden nicht ein Betheiligter, fondern mehrere die Eintragung bewilligen müſſen, weil das 
Net eines Jeden von ihr betroffen wird. So bemerkt die Denlſchrift: „Handelt e8 fih um 
Uenderungen des Inhalts eines Rechtes an einem Grundftüd, jo ift die Bewilligung des 
Berechtigten und des Eigenthümers erforderli, ba hier ſowohl das Recht an dem Grundſtück 
als auch das · Eigenthum felbft von der Eintragung betroffen wird. Dies gilt insbefonbere für 
die Fälle, in denen eine Buchhypothet in eine Briefhypothet oder eine Briefhypothet in eine 
Buchhypothet, eine Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek, eine gewöhnliche Hypothek 
in eine Sicherungshypothet, eine Hypothet in eine Grundfguld, eine Grundſchuid in eine 
Hypothet umgewandelt oder im denen an bie Etelle der Forderung, für welde die Hypothek 
befteht, eine andere Forderung gelegt werben fol“ (vgl. über diefe Fälle oben ©. 88ff.). Aber 
aud in diefen Fällen bedarf ed nur der Eintragungsbewilligung der Vetheiligten, nicht des 
Nachmeiſes der Einigung (Rechtſpr. 1 ©. 414). Ebenfo bedarf es zu der Eintragung einer 
Aenderung des Juhalts oder des Ranges und zu der Löfchung eines Rechtes auch der Bes 
wiligung des Dritten, deſſen Bujtimmung nad dem B. G. B. erforderlich ift (oben ©. 28), 
nämlid desjenigen, dem ein Recht an dem betreffenden Rechte oder an dem herrfchenden 
Grunditüde zuiteht (lepteren Falles mit der aus $. 21 erfichtiichen Einfhränfung), fowie bei 
der Inhaltsanderung auch der Bewilligung der gleidje oder nachjtehenden Berechtigten, falls 
deren Rechte durch die Inhaltsänderung geihmälert werden (vgl. ©. &9f., insbejondere auch 
über die Ausnahme für ben Fall der Erhöhung des Binsfußes bis 5% und der Menderung 
der Zahfungszeit und des Zahlungsoris bei Hypotheten und Grundfgulden). 
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Wenn gleich bei der Bewilligung der Eintragung einer Hhpothek die Eintragung des Ver- 
merted, dab die Ertheilung des Hnpothetenbriefs ausgefchloffen ift, bewilligt und beantragt wird, 
genügt die Beroilligung des Eigenthümers; die bes Dypothekengläubigers ift nicht erforberlich, 
denn da er alß folder noch nicht eingetragen ift, fteht ihm noch fein Recht zu, das durch bie 
Eintragung jened Vermerkes gejhmäfert würde (Entſch. 1 ©. 22 = 8.6.0.5. 1A ©. 97; 
Grohmann im fühl. Archiv Bd. 10 ©. 233, vgl. ebd. ©. 379). Daſſelbe gilt von fonftigen 
Einfhräntungen der Rechte des Gläubigers ber einzutragenden Hypothek, z.B. von dem Aus— 
ſchluffe der Kümdigungsbefugniß. 

Desgleichen genügt die Eintragungsbewilligung des Eigenthtimers zu der Eintragung der 
Abtretung einer auf diefen übergegangenen Briefhypothet oder Brieſgrundſchuld, fofern er deren 
Erwerb durd; eine gehörige Quittung nachmweift (oben ©. 84 Anm. 1); legtere erjegt nad) 8. 22 
und $. 40 Ubi. 2 die Bewilligung des noch eingetragenen bißherigen Gläubiger. Bgl. aud) 
Erl. 1b zu 8.22, ©. 25. 

Auch die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung einer Hypothek oder 
Grundfguld (8.8.8. 8. 1179, oben ©. 71) bedarf nur einer Bewilligung des Eigenthümers, 
nicht des Gläubigers, bei deſſen Poſt fie einzutragen tft; nicht deſſen Recht wird von ihr betroffen, 
fondern nur daß des Eigenthümers, nachdem die Poft auf diefen übergegangen iſt. (Turnau— 
Förfter 8. : ©. 721 Anm. 5). 

4. Nicht erforderlich ift für die Gültigkeit der Eintragungäbetoilligung, daß der Bewilligende 
zur Zeit der Bewilligung als Berechtigter eingetragen iſt. Bgl. darüber 88. 40, 41 nebit Erl. 

5. Ueber den Inhalt der Etntragungsbewilligung vgl. die Erl. zu $. 28. 

6. Daß die Eintragungsberilligung unbedingt und unbetagt fein muß, wie man für dag 
preuß. Recht annahm (vgl. Adilles-Streder ©. 157), ift in ber G.B. O. nicht gefagt. 
$. 16 betrifft nur Anträge unter Vorbehalt. Indeſſen da der Untrag, wie oben S. 1975. Erl. 6 
erwähnt, fi mit der Bewilligung deden muß, wird durch eine bedingte Eintragungsbemwilligung 
auch nur ein bedingter Eintragungsantrag gerechtfertigt. Enthält lepterer die Erklärung, daß 
die Bedingung eingetreten fei und die Eintragung deshalb unbedingt beantragt werde, fo liegt 
nicht ein bloßer Antrag, jondern eine neue Bewilligung vor; eine folde Erllärung muß alfo von 
dem leidenden Theile ausgehen und in der im $. 22 vorgeſchriebenen Form abgegeben werden, 
Nur eine Rechtsbedingung und keine wirkliche Bedingung liegt aber vor, wenn die Eintragung 
einer Belaftung lediglich von der Eintragung des Bewilligenden als Eigenthümer oder Inhaber 
bes zu belajtenden Rechtes in das Grumdbud abhängig gemacht ift; biefer Vorbehalt ift daher 
zuläffig (vgl. auch Rechtſpr. 2 Gap 1). 

"Bon einer Befeiftung gift im Ulgemeinen daſſelbe wie von einer Vebingung. Wenn 
jedoch 3. B. die Eintragung nad Inhalt der Bewilligung erft nach dem Eintritt eines bejtimmten 
Kalendertags erfolgen fol, fo ift einem nach diefem geftellten Untrage zu entſprechen; denn die 
Prüfung, ob biefer Tag eingetreten ift, beſchwert das Grundbuhamt nicht, ſodaß ein Verſtoß 
gegen den tm 8. 16 zum Mußbrude gebraten Grundgedanten nicht vorliegt (vgl. Oberned 
©. 1%, 488). 

7. Ueber die Form der Eintragungsbewilligung dgl. $. 29. 

8. Bon dem im 8. 19 ausgeſprochenen Grundſatze gelten viele Ausnahmen; in einzelnen 
Fällen, nämlich in denen der Auflafung eines Grundftiids umd der Beſtellung oder lieber- 
tragung eines Erbbaurechts (Erbpacht- oder Abbaurechts), wird mehr gefordert (88. 20, 84), in 
anderen erfolgt die Eintragung one Bewilligung. 

Ganz allgemein gelten die Vorſchriften der 8%. 894, 895 der C.P. O., durch welde die 
Bewil igung durch bie Verurteilung zur Beroilligung erfept wird. gl. oben ©. 181ff. Außer- 
dem fällt das Erforderniß der Eintragungsbewfligung fort für die Fälle der Eintragungen von 
Amtswegen (oben S. 192 Erl. 2) und auf Erfuchen von Behörden (8. 39). 

Ferner kann nad; $. 21 die Eintragung der Aufhebung oder Aenderung ſubjektiv-dinglicher 
Rechte unter Umftänden ohne die Bewilligung des Dritten erfolgen, mit defien Rechte das 
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8. 20. 
Im Falle der Auflafjung eines Grundjtüds jowie im Falle der Beitellung 
oder Uebertragung eines Erbbaurechts darf die Eintragung nur erfolgen, wenn 
die erforderliche Einigung bed Berechtigten und des anderen Theiles erklärt iſt. 


hercſchende Grundftüd befaftet ift. Nach 88. 22—24 bedarf es zur Berichtigung des Grund · 
buchs im Falle des Nachweiſes der Unrichtigkeit feiner Bewilligung, ſoweit nicht die & 22 Abi. 2, 
88. 23, 24 Einſchränkungen enthalten. Nach $. 25 fann die Löfchung der auf Grund einfte 
weiliger Verfügungen oder vorläufig vollitredbarer Urtbeile eingetragenen Vormerkungen oder 
Widerſprüche bei Aufhebung ber einftweiligen Verfiigung oder bes Urtgeild ohne Bewilligung 
geichehen. Nach 8. 26 wird bei ber Uebertragung oder Belaftung einer Briefhypothek oder einer 
Briefgrundfuld oder eines Pfandrechts an einem eingetragenen Rechte die Beroilligung durch 
die Abtretungs« oder Belaftungserklärung erfept. 

Weitere Ausnahmen ergeben fih aus dem B.G.B. und der E.B.D., vor allem für bie 
Eintragungen von Bormerfungen und Widerſprüchen auf Grund einftweiliger Berfügungen (oben 
S. 131f. und ©. 183 ff), jowie des Widerſpruchs bei einer Buchhypothek, der ſich darauf gründet, 
daß die Hingabe des Darlehns nnterblieben fei, defien Eintragung auf Grund des bloßen Anz 
trags des Eigenthümers erfolgt (B..B. $. 1139, oben ©. 133), für die Eintragungen der 
Zwangs- und Arrefthppothelen (oben S. 94ff.) und für die Eintragungen auf Grund von 
Pfändungs- und Uebermeifungsbeihlüfien (oben S. 115ff.). Vom allen biejen Fällen iſt oben 
bereits die Rede geweſen. 

Schließlich fann die Eintragungsbewilligung auch nad; näherer Vorfchrift der Landeögefege 
durch ein ſog Unſchädlichteitszeugniß erfegt werden. Vgl. preuß. A.G. z. G. B. O. Art. 20 und 
oben ©. 35 unter 4b. 





2. Ausnahmen von dem formellen Ronfensprinzipe. 


a. Im Falle der Auflaſſung eines Grundjtüds und der Beftellung und 
Uebertragung eines Erbbaurechts. 


8.9. 


€.18.21 Abſ. 1; IT 8.19. 8.1 6. 13415—13421, 13439—13449, 13631, 13682. 
M. 6.55. 9. 6. 3038. 


4. Für diejenigen Fälle, in denen das bürgerliche Recht mit Rüdficht auf den Inhalt und 
die Bedeutung des zu ermerbenden Rechtes für die zur Rechtsänderung erforderliche Einigung 
eine befondere Form vorjchreibt, verlangt die ©.B.D. zur Eicherung der Beobadhtung ber Form, 
dab die Eintragung nur auf Grund der nachgewiefenen Einigung erfolgen darf. Diele Fälle 
find die fog. Auflaffung d. i. „bie zur Uebertragung des Eigentfums an einem Grundftüd 
erforderliche Einigung des Beräußerers und des Erwerbers“ ($. 925), ferner die zur Beftellung 
bes Erbbaurechtö erforderliche Einigung des Eigentümers und des Erwerbers (8. 1015) 
und die in der Form ber Auflafiung erfolgende Uebertragung des Erbbaurechts (8. 1017). 
Dazu fommen nad Art. 63 und 68 des EG. z. 8.6.8. als weitere Fälle hinzu die Ueber— 
tragung eines landesrechtlich zugelafienen Erbpadhtrehts (Büdnerrehts, Häuslerrechts) 
und die Beftellung und Uebertragung eines landesrechtlich zugelafienen vererblihen 
und veräußerlihen Nedted zur Gewinnung eines den bergredtliden Vor— 
ſchriften nit unterliegenden Minerals; auch für diefe gilt mad) 8. 84 die Vorſchrift 
des 8. 20. Schließlich fann die Landeögefepgebung diefe Vorjchrift auf die von dem Reichs— 
rechte nicht berüßtten Rechte ausdehnen; in Preußen ift dies im Art. 28 des AG. z. ©.8.0. 
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hinſichtlich des Bergwerlseigenthums, der unbeweglichen Bergwertsantheile und felbftändigen 
Gerechtigkeiten gefchehen. 

2. In diefen Fällen muß die Beobachtung der für die Einigung vorgefäriebenen Form 
nachgewieſen werben, ehe die Eintragung erfolgen darf. Val. über diefe Form und ben Bor- 
behalt im E.G. Art. 143 oben ©. 37, 38, 46—47, in&bejondere tiber die Ausnahmebeitimmung 
des preuß. A.G. z. BGB. Urt. 26 oben ©. 38 Anm. 3. Danach hat das Grundbuchamt nad 
$. 20 die Eintragung erft vorzunehmen, wenn ihm nachgewieſen werben: 

a. die Erklärung der Einigung. Hierin liegt die Hauptabweichung von der Regel des 
8. 19; nicht blos die Erklärung des Veräußerers oder des Beftellers, fondern auch die Annahmer 
erflärung des Erwerbers muß der Eintragung vorausgehen. Außerdem braucht jene nicht eine 
Eintragungsbewilligung zu fein, vgl. ©. 38 Abf. 2 und Anm. 4. 

Darüber, daß die Auffafjung und dementfpredend auch bie Uebertragung eines Erbbaurechts 
nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeftinnmung erfolgen darf, vgl. oben S. 127. (Eine Rechtd- 
bebingung ift aber nicht unzuläffig; Nehtio. 2 €. 1.) Für die Beftellung eines Erbbaurechts 
fehlt e8 an einer entiprehenden Vorſchrift (vgl. ©. 45f., 127). 

Bon dieſem Erfordernifie, daß die Einigung in den obigen Fällen der Eintragung vor— 
ausgehen muß, läht das EG. feine Ausnahme zu; ein Verfto gegen dieſe Vorſchrift hat aber 
bei der inftruftioneflen Natur dev Vorjchriften der G.B.O. (S. 140 Borbm. 2) feine materiell» 
rechtliche Wirlung. Vgl. hierüber und über den Erſatz der Auflafjungsertlärung durch Urtheil 
oben ©. 3xf. und ©. 181ff. 

b. Erklärung der Einigung vor dem Grundbudamte. Das Erforderniß jteht mit dem 
bisherigen preußifchen Rechte (Geſ. Über den Eig.Erw. $. 2) in Uebereinftimmung. Ueber feine 
Begründung vgl. M. 3. 8.9.8. Bd. 3 ©. 314ff., 2. II Bd. 3 ©. 170ff. und Begr. zu Art 25 
des Entm. eines preuß. A.G. z. 8.6.9. Mit Rüdjicht auf das frühere Recht einzelner Gebiets⸗ 
theile ift es indeſſen der Qandergefeßgebung im Urt. 143 des E.G. vorbehalten, Ausnahmen 
von diefer Regel zugulaiien, wie oben ©. 38 bereit erwäßnt. 

Ueber die Frage, vor welchem Grundbuchamte die Einigung erklärt werden muB, vgl. 
oben ©. 145 Erl. 4 und Turnausörfter Bd. 1 €. 337. 

Ueber die Aufnahme eines Protofolld und defien Form vgl. 8. 29, und über die frage, 
ob defien Aufnahme weſentlich ift, oben ©. 144 Erl. 3. 

Ob auch auf Gerichtstagen Auflafjungen entgegengenommen werden durfen, ıwar früher in 
Preußen nicht unbeftritten (Achilles-Streder 4. Aufl. S. 332 Erl. 4); jept fteht ihm weder 
reichsrechtlich noch nad) den preußifhen Vorſchriften ein Bebenfen entgegen. 

e. Erklärung bei gleihzeitiger Anmefenheit beider Theile. Auch dieſes Er— 
forderniß entipricht dem bisherigen preußifchen Rechte (a. a. D.), gilt aber gemäß des angeführten 
Art. 143 des E.G. ebenfalls nicht ausnahmslos. 

Nicht erfordert wird perſönliche Anmefenheit beider Theile, vielmehr iſt, wie bei jeder Er— 
tlärung vor dem Grundbudamte, fo au bei der Auflaſſung Vertretung zuläfiig. Bgl. Erl. 3 
zu $. 30 md $. 31. B 

3. Kein materiellrechtliches Erforderniß der Auflafiung sit, dab der Veräußerer als Eigen 
thümer in das Grundbuch eingetragen ift (anders das preuß. Gef. über den Eig. Erw. ıc. 3.2). 
Wohl aber gilt auch für fie die Vorfchrift des 8. 40, wonach eine Eintragung nur eriofgen foll, 
wenn der leidende Theil als Berechtigter eingetragen ift, jedod mit der aus $. 41 erſichtlichen 
Ausnahme. Aus diefer Beftimmung darf aber nicht gefolgert werden, daß das Grundbuchamt 
die Entgegennahme einer Auflafjung ablehnen darf und muß, wenn der Beräußerer nicht in das 
Grundbuch eingetragen ift. Denn, wie oben ©. 145 bereit3 erwähnt, ift die Gilltigfeit der Auf- 
fafjung wie der fonftigen Ertlärungen vor dem Grundbuchamte nicht davon abhängig, daß fie 
behufs Erwirkung der Eintragung vorgenommen werden; die Erklärungen find felbft dann für 
die Beteiligten bindend, wenn fid die Eintragung nicht anſchließt. Das Grundbuchamt ift deshalb 
auch zu ihrer Entgegennahme verpflichtet, wenn von vornherein feftfteht, dab eime Eintragung 
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8. 21. 

Steht ein Recht, das durch die Eintragung betroffen wird, dem jeweiligen 
Eigenthümer eines Grundjtüds zu, jo bebarf es der Bewilligung derjenigen, deren 
Buftimmung nad) $. 876 Sag 2 des Bürgerlichen Gejegbuch® zur Aufhebung des 
Rechtes erforderlich ift, nur dann, wenn das Recht auf dem Blatte des Grund- 
ſtücks vermerft ift. 

$. 22. 

Zur Berichtigung des Grundbuch bedarf es der Bewilligung besjenigen, 
befien Recht von der Berichtigung betroffen wird, nicht, wenn die Unrichtigfeit 
nachgewiefen wird. Dies gilt insbejondere für die Eintragung oder Löſchung einer 
Xerfügungsbefchränfung. 


auf Grund der Erklärungen nicht erfolgen kann, fofern die Vetheiligten, trogdem fie hierüber 
belehrt find, die Auflaffung vornehmen wollen, um den bindenden dinglihen Vertrag abzufchliehen. 
Dem Reichsrechte find ſolche Vorſchriften unbekannt, wie fie die preuß G.B.D. im 8.48 Abſ. 1,3 
enthielt: „Ber Grundbuchrichter darf die Auflafjungserflärung erft entgegennehmen, wenn er 
nad Prüfung der Sache dafür hält, daß der fofortigen Eintragung des Eigenthümers ein 
Hinderniß nicht entgegenfteht.“ „Die Eintragung des Eigenthumsübergangs muß ſich unmittelbar 
an bie Auflafjung anfchliegen" (ebenfo Oberned ©. ?69, 275). 

4. Dagegen kann nad) 8. 98 durch Zandeögefep beftimmt werden, dab das Grundbugamt 
die Erklärung der Auflafjung nur entgegen nehmen foll, wenn die nad) $. 313 des B.G. B. er- 
forderliche Urkunde über das der Auffafjung zu Grunde liegende Rechtsgeihäft vorgelegt wird. 
Bol. 6.168 Erl. 3. 

5. Ueber die Fälle, in denen beim Eigenthumswechſel oder bei der Uebertragung eines 
Erbbaurechts die Auflafſung nicht erforderlich ift, vgl. oben ©. 30ff. und ©. 41 ff. 

6. Die oben ©. 185ff. und ©. 188 ff. bereitö beiprochene Prüfungspflicht des Grundbuchamts 
ift für die Eintragung von Eigentfumgänderungen von befonderer Bedeutung, namentlich find 
die Veräußerungs- und Erwerbsbeſchränkungen jnriftiiher Berfonen zu beachten. 
Bol. Hierüber Erf. 3ed zu 8. 30 der ©.B.O. und die Exl. zu Met.-9 des preuß. AG. 3. ©.8.L. 


b. Bei fubjeltiv-dinglihen Rechten. 
8. 21. 
€. I1 8.20. D. E. 3039. 61.8. S. 4423. 


Ueber diefe Ausnahme von dem formellen Konfensprinzipe, welche verhüten fol, daß durch 
das Erforderniß der Bewilligung aller an dem herrſchenden Grundſtücke Berechtigten der Verkehr 
über Gebühr erſchwert wird, vgl. die Erl. zu $. 8, insbeſ. Erl. 3 (©. 165). 


c. Bei Berihtigung des Grundbuchs. 
a. Regel. Beſonderheit für Eigentum und Erbbauredt. 
8.22. 
€.11$.21. D. 6.3039. 8.8. 6. 3426, 3427. 
1. Die 38. 22 bis 24 enthalten beſondere Vorſchriften für die Berichtigung des Grund- 
buchs, alfo für die Fälle, in denen der Juhalt bes Grundbuch mit der wirklihen Rechtslage 
nicht im Eintlange fteht. Dgl. oben S. 25—27 und ©. 199 Erl. 2a, Bland 8b. 3 ©. 115ff. 
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Die Berichtigung des Grundbuch durch Eintragung eines Eigenthümers 
oder eines Erbbauberechtigten darf, fofern nicht der Fall des $. 14 vorliegt, nur 
mit Zuftimmung des Eigenthümers oder des Erbbauberechtigten erfolgen. 


und Schilde &.6—36. Hier ftehen regelmäßig zwei Möglichteiten zu Gebote, wie ber Antrag 
auf Berichtigung des Grundbuchs begründet werden fann. 

a. Zunächſt fommt auch für diefe Fälle die Megel des 8. 19 in Betracht; die Berichtigung 
tann alfo auf Grund der Bewilligung desjenigen erfolgen, deſſen Recht von ihr betroffen 
wird. Die gilt nit nur dann, wenn ein wirffid Berechtigter bie Eintragung eines nicht oder 
nicht richtig eingetragenen, fein Recht ſchmälernden Rechtes bewilligt, fondern aud, wenn das 
Recht des Bewilligenden nur ein ſcheinbares, ein bloßes Buchrecht iſt, da8 mit ber materiellen 
Rechtslage nicht im Einklange iteßt; e& genügt aljo z. B. die Löſchungsbewilligung des ein- 
getragenen Beredtigten zur Begründung bes Antrags auf Lölhung eines eingetragenen Rechtes, 
obwohl in Wirklichteit diefes nie beftanden hat, fet es, weil es nur verſehentlich eingetragen 
ober weil der zur Entftehung bed Rechtes erforderliche dingliche Vertrag nicht zu Stande ge— 
fommen ift, oder obwohl es bereits wieder erloſchen ift. 

Bewilligt derjenige, deſſen Recht von der Berichtigung des Grundbuchs betroffen wird, nicht 
freiwillig diefe Berichtigung, fo fann er nach 8. 894 des B.G.B. von bem Betheiligten, „defien 
Recht nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch die Eintragung einer nicht beftehenden Be— 
laſtung oder Beſchränkung beeinträdtigt ift,“ auf Ertheilung der Buftimmung verflagt werden. 
Das rechisfräftige Urtheil erfegt die Buflimmungserflärung (ngl. ©. 181 ff.). 

b. Neben diefem Wege fann der an ber Berichtigung Intereffirte einen zweiten einſchlagen. 
Nach 8. 22 Ab. 1 kann er ohne Bewilligung des leibenden Theiles die Berichtigung auf Grund 
des Nachweiſes ber Unrichtigkeit erwirken (vgl. Schilde ©. 82ff.). Bu diefem Nachweiſe 
bedarf es aber regelmäßig öffentlicher oder Öffentlich beglaubigter Urkunden nach näherer Beftimmung 
des $. 29 der G.B.D. Kann er in diefer Form nicht geführt werden, bleibt dem Interejfirten 
nur ber unter a erwähnte Weg. 

Als Beiſpiele führt die Denkichrift an den Uebergang einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder Rentenſchuld auf den Eigentümer des Grundftüds oder auf den perfönlihen Schuldner 
duch Befriedigung des Gläubigers (vgl. oben S. 79—86), wenn diefe durch eine öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Quittung nachgewieſen wird (vgl. Entf. 1 ©. 159 = Rechtſpr. 1. S. 479 
und oben ©. 84 Anm. 1), außerdem muß in dem leßteren Falle aud der Erſaßanſpruch des 
perfönfiien Schuldners gegen den Eigenthümer oder beffen Rechtsvorgänger in gehöriger Form 
nachgewiefen werben (oben ©. 80). Aehnliches gilt bei dem Uebergang einer Gefammthupothet 
auf den Eigenthlimer eines ber belafteten Grundftüde (oben ©. 84 Anm. 2). 

Weitere Beijpiele ergeben fi aus der Zufammenftellung der Fälle, in denen Rechte 
ohne Eintragung erworben, in ihrem Inhalte geändert werden oder untergehen, in ber Einl. 
©. 30-35, ©. 52f. (Dienftbarleiten), ©. 54f. (Borlaufsreht), ©. 87 ff. (Meallaften), S. 78 ff. 
(Hypotheten) ꝛc. Bgl. auch über die Berichtigung des Ranges eines Rechtes die Erl. 6b u. 7a 
zu 8.46. Neben diefen Fällen, in denen ſich eine Rechtsänderung ohne Eintragung vollzogen 
Bat, fommen auch die einer irrthümlichen ober auß anderen Gründen mit der wirklichen Rechts— 
Inge nit im Einklange ftehenden Eintragung in Betracht, und beſonders hervorgehoben 
find im Abſ. 1 Sag 2 die Eintragung oder Löſchung einer Verfügungsbeſchränkung (oben 
©. 23ff., 110 ff). 

2. Steeitig ift es, ob die Vorfchrift des $. 22 Abſ. 1 aud) auf die Löſchung von Rechten 
Anwendung findet, melde nad der Eintragung einer Bormerkung eingetragen und dem vor⸗ 
gemerkten Anſpruche gegenüber unwirkſam find, ſobald diefer zur endgültigen Eintragung geführt 
hat (vgl. oben ©.134f.). Diefe Frage wird von Pland Bd. 3 ©. 102 Erl. 2a verneint, weil 
aus ber Aufnahme des 8. 888 Abf. 1 neben dem $. 894 entnommen werben müſſe, daß die 
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Unmirtfamteit eines eingetragenen Nechted in jenem alle nicht als ein Fall der Unrichtigkeit 
des Grundbuch aufzufaflen jei; danach wurden die eingetragenen Berechtigten die Löſchung 
ihrer Rechte, welche dem durch bie Vormerkung Geſchützten gegenüber unwirkſam find, bewilligen 
ober auf Grund des $. 888 zur Bewilligung rechtskräftig verurteilt werden müſſen. Dagegen laſſen 
andere (5. B. Eofad 3b. 2 ©. 55 8. 183 IV 1e und Oberned ©. 255) das Berichtigungs- 
verfahren zu. Große praktiſche Bedeutung wird der Streit, fomeit e& ſich um die Anwendung 
des 8. 22 Abſ. 1 Handelt, nicht erlangen, weil der fichere Nachweis des Beitehens des vor« 
gemerften Anſpruchs mit Wirkſamkeit gegenüber dem Dritten mit Rüdfiht auf die Möglichkeit 
der Kollufion weder dur eine von dem Schuldner dieſes Anſpruchs erflärte Bewilligung der 
endgüiltigen Eintragung des durch die Vormerkung gefiherten Rechtes noch durch deſſen redhtd- 
träftigte Verurtheilung zu dieſer Bewilligung erbracht wird, ſoſern nicht ausnahmsweiſe das 
Urtheil auch gegen den Dritten Rechtskraft hat (vgl. oben ©. 128). Das Grundbuchamt wird 
daher regelmäßig zur Begründung des Antrags auf Löſchung der erwähnten Rechte eine befondere 
Bewilligung der Berechtigten oder ihre rechtskräftige Verurtheilung fordern müffen. 

Dafjelbe, wie bei den Vormerkungen, gilt nad $. 888 Abſ. 2 des B.G. B. auch bei 
Beräußerungsverboten und entiprechend auch bei fonftigen Berfügungsbefhräntungen. 

3. Bon ber Vorſchrift des 8. 22 Abſ. 1 beſtehen verfchiedene Ausnahmen. Für die 
Löſchung zeitlich beſchränkter Rechte bedarf es nad) näherer Vorfchrift der 88. 23, 24 unter 
Umftänden der Beroilligung, und eine Hypothet oder eine Grundſchuld darf ftetS nur mit ur 
ſtimmung des Eigenthümers des Grundſtücks gelöfcht werben (8. 27). Vgl. Hierüber die Erl. 
zu ben 88. 23, 24 und 27. 

Eine weitere Ausnahmebeftimmung giebt $. 22 Abſ. 2 für die Eintragung eines Gigen- 
thümers oder eines Erbbauberechtigten. 

Mit Rüdfiht auf die Bedeutung bed Eigentums und des Erbbaurechts, welche auch zu 
der Sondervorfchrift des $. 20 Anlaß gegeben hat (vgl. oben ©. 212 Erl. 1), insbefondere auch 
mit Rüdfiht auf die mit diefen Rechten verknüpften öffentlich-rechtlichen Pflichten (8.8. ©. 3427), 
iſt für die Eintragung eines Eigenthümers oder eines Erbbauberehtigten faft ausnahmslos 
defien Zuftimmung erforderlich. Es genügt alfo nicht die Bewilligung des leibenden Theiles 
ober der Nachweis der Unrichtigkeit, um diefe Eintragung zu erwirfen, fondern ber Einzutragende 
(Entf. 1 ©. 159 — Rechtſpr. 1 ©. 479) muß feine Zuſtimmung dazu geben, Beantragt 
alfo ein Anderer die Eintragung, muß er außer den unter 1 erwähnten Exforbernifien die 
Buftimmung in geböriger Form (8. 29) beibringen. Beantragt der Eigenthlimer oder Erbbau— 
berechtigte felbft feine Eintragung, bedarf der Antrag der Form des 8.29, weil er nicht lediglich 
einen Antrag, fondern aud eine zu der Eintragung erforderliche Erklärung enthält. Dagegen 
Braucht natürlich, die Auflaffungsform nicht beobachtet zu werden, denn es Handelt ſich Hier nicht 
um ben Erwerb des Eigentfums oder Erbbaurechts, fondern um die Berichtigung des Grund» 
buchs durch Eintragung beöjenigen, welcher bereite, ohne eingetragen zu fein, Eigenthümer oder Erb⸗ 
bauberegtigter war; aud die Buftimmung des bisher als Eigenthumer Eingetragenen ift nicht 
erforberlich, wenn die Unrichtigleit nachgewieſen wird. 

Dem Erbbauredte ftehen wieder die landesrechtlichen Erbpachtrechte und Abbaurechte 
glei) (8. 84). 

Ausnahmsweife bedarf es ber Zuftimmung des einzutragenden Berechtigten nicht im Galle 
des $. 14, aljo wenn auf Grund eines gegen ihn vollitredbaren Titels feine Eintragung von 
dem Volftredungsgläubiger beantragt wird, weil fie bie Voraußfepung jür die Eintragung 
bildet, welche der Gläubiger auf Grund des Titels verlangen fann. 

Die Fälle, in denen das Eigentfum ohne Eintragung erworben wird, find oben S. 30ff. 
und 41ff. aufgeführt. Daneben kommen nod die Fälle einer Eintragung auf Grund einer 
nichtigen Auflafjung u. ä. in Beiracht. Wenn z. B. verfehentlich ftatt de verlauften ein anderes, 
dem Veräußerer gehöriges Grunditüd aufgelaffen und auf den Käufer umgeſchrieben tft, bleibt 
Tepteres, rechtzeinge Infechtung vorausgefet (8.0.8. 98. 119, 121), in dem Cigenthume des 
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. $. 28. 

Ein Recht, das auf die Lebenszeit des Berechtigten beſchränkt ijt, darf nad) 
deſſen Tode, falls Nüdjtände von Leiftungen nicht ausgefchloffen find, nur mit 
Bewilligung des Rechtsnachfolgers gelöjcht werden, wenn die Löfhung vor dem 
Ablauf eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten erfolgen foll oder wenn der 
Rechtsnachfolger der Löſchung bei dem Grundbuchamte wiberfprochen hat; der 
Widerfprud) ift von Amtswegen in das Grundbuch) einzutragen. it der Berechtigte 
für todt erflärt, jo beginnt die einjährige Frift mit der Erlafjung des die Todes- 
erklärung ausſprechenden Urteils. 

Der im Abſ. 1 vorgejehenen Bewilligung des Nechtsnachfolgers bedarf es 
nicht, wenn im Grundbuch eingetragen iſt, daß zur Löſchung bes Rechtes der 
Nachweis des Todes des Berechtigten genügen foll. 


$. 24. 
Die Vorſchriften des $. 23 finden entjprechende Anwendung, wenn das Recht 
mit der Erreihung eines beitimmten Lebensalter des Berechtigten oder mit dem 
Eintritt eines fonjtigen bejtimmten Zeitpunkts oder Ereignifjes erlifcht. 


Verfäufers. Zu defien Wiedereintragung als Eigentgümer bedarf e8 feiner Auflafjung, wohl 
aber feiner Buftimmung und außerdem der Bewilligung des Käufers ober des Nachweifes des 
Irrthums. Dagegen ift zur Uebereignung ber wirklich verkauften Parzelle, die aufgelafien 
werben follte, die Auflafjung und Eintragung exrforderlid. 


3. Befonderheit für die Löſchung zeitlich befhräntter Rechte. 
89.38, 4. 


€. 1188.22, 23. P. I 6. 3681— 3686, 4219—4230, 6210, 6216, 11890—11892, 11986 ff.; 
118.3 8.7375. M. 6.74 (M. 3.8.6.8. 80.3 ©. 205—208). D. 6.3039. St.B. 6. 1424. 


4. Nach der Vorſchrift des $. 22 Abi. 1 bedarf es feiner Bewilligung des leidenden 
Teiles zur Berichtigung des Grundbuchs, wenn bie Unrichtigteit nachgewiefen wird. Demnad) 
genügt grundfäglich auch zur Begründung des Antrags auf Löſchung eines erlofhenen Rechtes 
der Nachweis, dab das Recht erlofchen ift, obwohl es noch im Grundbuch eingetragen fteht. 
Ein ſolches Erlöſchen noch eingetragener Rechte tritt nun aud dann ein, wenn das Recht auf 
bie Lebenszeit des Berechtigten beſchränkt ift oder nur bis zu einem beftimmten Lebensalter bes 
Berechtigten oder bis zu dem Eintritt eines fonftigen beftimmten Beitpunfts ober Ereigniſſes 
43. B. der Verheirathung des Berechtigten oder einer anderen Berjon, dem Eintritt eines 
Kalendertags ꝛc.) dauern fol. In allen diefen Fällen würde alfo nad; der obigen Vorſchrift 
die Löfhung ohne Löfhungsbewilligung erfolgen fönnen, wenn der Nachweis des Todes, 
des Eintritis des beftimmten Lebensauters oder des fonftigen Beitpunfts ober Creignifies 
erbracht wird. 

Dem treten bie Beſtimmungen der $$. 23, 24 entgegen. Cie belafjen es zwar bei der 
obigen Regel, wenn bei dem eingetragenen Rechte Rüdjtände von Leiftungen nicht in Frage 
tommen, wie 3. ®. bei dem Wohnungsredite ($. 1093) oder auch bei einigen anderen befchränften 
perſönlichen Dienitbarfeiten ($. 1090). Falls dagegen Rüdftände niht ausgeſchloſſen 
find (3. B. bei den Altentheildrechten, höchſt perfönlichen Reallaften, aud; beim Nießbraud;), genügt 
der Nachweis des Erlöſchens des Rechtes nicht zur Nechtfertigung des Löſchungsantrags, denn 
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durch die Löſchung würde dag dingliche Recht wegen der Riüdjtände, wenn auch nicht fofort 
erlöfchen, fo doch in Folge bes Grundſatzes bes öffentlichen Glaubens des Grundbuchs der 
Gefahr des Untergangs oder der Beeinträchtigung ausgefegt werden. Deshalb ftellt die G.B. O. 
im Anſchluß an entſprechende Tandesrechtliche Beftimmungen (5. B. preuß. G.B.O. 8. 102 
Abf. 2) und an den €. I 3. B. G. B. $. 836 meitere Vorausſetzungen für die Löſchung anf. 

2. Eie erfordert nämlich unter beftimmten, unter Ziff. 3 zu erörternden Umftänden die 
Löſchungsbewilligung des Berechtigten oder feines Rechtsnachfolgers, es fei denn, dab das 
Grundbuch den Eintragungsvermert enthält, daß zur Löſchung des Rechtes der Nachweis des 
Todes ober fonftigen Ereigniſſes genügen fol. ft diefer Vermerk in da Grundbud; eingetragen, 
fo fann die Löſchung ftet der Regel des 8. 22 Abf. 1 entipredend auf den Nachweis des 
Todes x. Hin erfolgen und bedarf es nicht des zuweilen recht ſchwer zu beidaffenden und 
fojtfpieligen Nachweiſes der Rechtsnachfolge und ber Bewilligung der Rechtsnachfolger oder des 
Berechtigten. 

Für die Eintragung dieſes Vermerfes gilt nichts Befonderes. Wird fie gleichzeitig mit 
der Eintragung des zeitlich, befchräntten Rechtes beantragt, fo genügt die Eintragungsbemilligung 
des Beſtellers diefes Mechted, ohne daß es der Zuftimmung des Erwerber bedarf (vgl. oben 
©. 211 Abſ. 1). Col der Vermerk dagegen -erit fpäter nachgetragen werden, muß ber zeitlich 
beſchränkte Berechtigte fie bewilligen, weil fein Recht auf Rüdjtände betroffen wird. 

3. Die Löſchungsbewilligung ober ber genannte Eintragungävermer? werden aber bei den 
zeitlich beichränften Rechten, bei welchen Rüdjtände von Leiftungen nicht ausgeſchloſſen find, 
nur gefordert, wenn entweder die Löfhung vor dem Ablauf eines Jahres erfolgen ſoll oder 
wenn der Löfhung widerſprochen if. 

8. Dad Jahr beginnt bei Rechten, welche auf bie Lebenszeit des Berechtigten beſchränkt 
find, mit befien Tode oder mit ber Verfündung des Ausfchlußurtheils, durch welches der Be— 
rechtigte für tobt erklärt wird. Demnach ift in dem legteren Falle nicht der Zeitpunkt maßgebend, 
welder nad $. 18 des 8.8.8. (C. P.O. 8. 970 Abf. 2) in dem Urtheile feſtzuſtellen ift und 
als Zeitpunkt des Todes gilt, weil fonft das Jahr fhon vor dem Erlaſſe des Ausſchlußurtheils 
abgelaufen fein könnte und den Rechtsnachfolgern möglicher Weife nad) der Tobeserflärung feine 
Beit zum Widerſpruche mehr bleiben würde. 

In den Fällen des $. 24 beginnt das Jahr mit dem beftimmten Lebensalter oder dem 
Eintritte des fonftigen ‚Zeitpunftö oder Ereigniffes 

b. Auch nach Ablauf diefes Jahres bedarf es, wenn der obige Eintragungsvermert fehlt, 
der Löfhungsbewilligung, wenn der Berechtigte oder fein Rechtsnachfolger der Löſchung wider» 
ſprochen Hat. Nicht erforderlich ift, daß diefer Widerfpruc innerhalb der Jahresfrift erfolgt 
it (anders €. 15. 3.6.8. $. 836; vol. B. II Bd. 3 ©. 74); er braucht felbft nicht einmal 
vor dem nad Ablauf des Jahres geftellten Löſchungsantrage dem Grundbuhamte zugegangen 
zu fein, da er feinen Eintragungsantrag bildet und daher nicht unter die Vorſchrift des $. 17 
fällt; vielmehr geniigt e8, daß er vor der Löſchung jelbit dem Grundbuhamt erklärt iſt. Schon 
duch das Eingehen bes Widerſpruchs wird da Grundbuchamt gehindert, die Löſchung vor« 
zunehmen; trogdem ift die Eintragung des Widerſpruchs von Amtswegen vorgeſchrieben, damit 
er nicht überfehen wird, was bei einem uneingetragenen, nur aus den Akten erfichtlichen Wider 
ſpruche leicht vorfommen tann (PB. II a. a. D.). 

Diefer Widerfpruch ift fein „Widerfpruc; gegen die Richtigfeit des Grundbuch“ im Sinne 
des $. 899 (oben ©. 25): er bezwedt bie Aufrechterhaltung des dinglichen Rechtes für die 
Rüdftände und will verhindern, daß das Grundbuch durch die Löſchung des für dieſe noch 
fortbeftehenden Rechtes unrichtig wird. 

In welcher Form ber Wideripruh dem Grundbuchamt erflärt werden muß, ift nicht 
geſagt. 8.29 findet feine Anwendung, weil e8 fi nit um eine Eintragungsbemilligung, eine 
fonftige zu ber Eintragung erforderliche Erklärung oder eine andere Vorausfegung einer Eine 
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8.25. 

Iſt eine Vormerkung oder ein Widerfpruc auf Grund einer einftweiligen 
Verfügung eingetragen, jo bedarf es zur Löſchung nicht der Bewilligung des 
Berechtigten, wenn bie einftweilige Verfügung durch eine vollſtreckbare Entſcheidung 
aufgehoben ift. Dieje Vorfchrift findet entfprechende Anwendung, wenn auf Grund 
eines vorläufig vollftredbaren Urtheils nach den Vorſchriften ber Civilprozep- 
ordnung eine Qormerkung oder ein Widerjpruch eingetragen ift. 


tragung handelt, fonbern durch den Widerfpruh im Gegentgeil eine Eintragung verhindert 
werben foll. Daß der Widerſpruch felbft eingetragen wird, jteht nicht entgegen; nicht dieſe 
Eintragung wird von dem Erflärenden bezwedt oder beantragt, jondern fie erfolgt zur Sicherung 
der Wirkungen von Amtswegen. Weun aber die Vorſchrift des $. 29 nicht Platz greift, muß 
ein formlofer Widerfpruch genügen. U. M. Boehm ©. 398. 

Folgerecht bedarf es auch feiner Legitimation des Widerſprechenden als Rechtsnachfolger 
des eingetragenen Berechtigten (a. M. Boehm a. a. D.). Dem Bedenfen, daß dann ja jeder 
Beliebige der Löſchung des Rechtes unbegründete Hinderniffe bereiten könnte, ift entgegen 
zuhalten, dab umgekehrt das Erforderniß einer Legitimation, melde häufig ſchwer zu beſchaffen 
ift, den Zweck ber Vorſchrift vereiteln könnte, ſowie daß auch der Widerſpruch feine weitere Folge 
at, als daß e8 nunmehr einer Löſchungsbewilligung bedarf. 


d. Bei Löfhung von Bormerkungen und Widerfprüden. 


35 
€. II 8. 24. D. 6. 3039. 


1. Ueber den Begriff der Vormerkungen und der Widerfprüche vgl. oben ©. 25ff. und 
€. 130ff., über die Borausfegungen ihrer Eintragung S 131ff. und über einftweilige Ver— 
fügungen ©. 183 ff. 

2. Ueber die formellen Borausfegungen der endgültigen Eintragung des durch die Vor— 
merfung oder den Widerſpruch gefiherten Rechtes gilt nicht? Beſonderes. Es kommen die Bor- 
jchriften der 38. 13, 19,20, 22 der G.B.O. und des 8. 894 der E;P.D. in Betracht. Bl. 
oben ©. 133ff. und ©. 215 Erl. 2. 

3. Dagegen enthält 8. 25 eine Befonderheit für die Löfhung der Bormerkungen und 
Widerſprüche. Auch für diefe gelten im Allgemeinen die Beitimmungen der 88. 13, 19, 22—24 
der ©.8.D. und des 8. 894 der C.P. O. (vgl. zu Iepterer Beftimmung B. G. B. 9. 886, wonach der 
Gläubiger zur Bejeitigung der Vormerkung verpflichtet ift, wenn dem durch diefe geficherten 
Anſpruch eine pevemtorifche Einrede entgegenfteht); daneben aber ſchreibt bie &.B.D. in zwei 
Füllen bie Löſchung von Vormerkungen und Widerfprüchen von Amtswegen vor (9. 18 Abſ. 2 
Sag 2, 8. 76 Abſ. 2), wie oben ©. 137 bereits erwähnt, und außerdem kommt für einen 
beftimmten Fall die Sondervorſchrift des $. 25 in Beiracht. Wenn nämlih eine Vormerkung 
ober ein Widerſpruch auf Grund einer einftweiligen Verfügung oder gemäß 8. 895 der E.B.D. 
(oben ©. 181 unter A) auf Grund eines vorläufig vollftredbaren Urteile eingetragen ift, fo 
genügt zur Rechtfertigung des Löſchungsantrags (ebenfo wie nad dem früheren preuß. Rechte, 
preuß. A.®. 3. E.B.C. vom 24. März 1879 9. 19) die Vorlage ber vollſtrecbaren Entjdeibung, 
durd; welde bie einſtweilige Verfügung oder daß vorläufig vollſtreckbare Urtheil aufgehoben ift. 
Diefe Entfgeidung muß vollftredbar fein, alfo entweder dechtskräftig oder wenigftens vorläufig 
vollftredbar; nach $. 708 Ziff. 5 der C.P. O. find aber die Urtheile, durch welche einftweilige 
Verfügungen aufgehoben werden, aud ohne Antrag für vorläufig vollitredbar zu erflären. 
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. $. 26. 

Soll die Uebertragung einer Hypothef, Grundjchuld oder Rentenſchuld, über 
die ein Brief ertheilt ijt, eingetragen werden, fo genügt es, wenn an Stelle der 
Eintragungsbemilligung bie Abtretungserflärung des bisherigen Gläubigers vor- 
gelegt wird. 

Diefe Vorſchrift findet entjprechende Anwendung, wenn eine Belajtung der 
Hypothek, Grundſchuld ober Rentenſchuld oder die Uebertragung oder Belaftung 
einer Forderung, für die ein eingetragenes Necht als Pfand haftet, eingetragen 
werden ſoll. 


Aus diefer Vorſchrift des $. 25 folgert das Kammergeriht, K.G. N.F. IA S. 97, dab 
bei einer auf Grund einer einftweiligen Verfiigung eingetragenen Bormerkung auf Antrag nach-⸗ 
teäglich vermerft werben dürfe, daß der Eigenthilmer zur Bewilligung der Eintragung der Vor— 
merfung rechtskräftig verurtheilt fei, weil dann die Bormerfung nur nod mit feiner Bewilligung 
gelöfcht werden fünne. 


- @. Bei Uebertragung und Belajtung von Briefhypotheken, von Brief» 
grundfhulden und von Pfandrechten. 


8. 2%. 
€.1 8.36; II $.25. B. 1 &.5276, 5277, 5281, 5466, 5469, 5470, 6267, 6272, 13530— 18533 
8.11 8.3 ©. 518, 658. M. ©.70 (M. 3.8.6.8. 8b. 3 S. 754). D. ©. 3039, 3040. 


1. Bon dem Grundſahe des $. 19 macht der $. 26 verfhiedene Ausnahmen, indem er in 
gewifien Fällen eine Eintragungsbemwilligung nicht für erforderlih und eine Ab— 
tretungs- oder Belafiungserflärung für genügend erflärt. Dies ift der Fall: 

a. bei der Uebertragung einer Briefhypothet, einer Briefgrundſchuld oder einer Brief- 
rentenſchuld. Während zu der Webertragung einer Buchhypothet, Buchgrundſchuld oder Buch- 
rentenſchuld nad) 8. 1154 Abi. 3 des BG.V. die Einiragung der Abtretung in das Grundbuch 
(vgl. oben ©. 78) und zu dieſer mad) der Regel des $. 19 bie Eintragungäbemilligung des bid- 
herigen Gläubigers erforderlich ift, gefchieht bie Uebertragung einer veudrieften Hypothek 2c. durch 
fhriftliche Abtretungserflärung und Uebergabe des Hypothelenbriefs ($. 1154 Abf.-1, 88. 1192, 
1199, vgl. oben ©. 78). Erftere kann allerdings durch die Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch erjept werben (ebd. Abf. 2). Die regelmäßige Abtretungsform bildet aber jene, und 
deshalb pflegt auch in der Megel der abtretende Gläubiger nur eine Abtretungsertlärung und 
feine Eintragungsbewilligung zu ertheilen, wie dies auch ſchon unter ber Herrſchaft der preußiſchen 
G.B. O. 8. 80 (vgl. Ahilles-Streder ©. B0ff.) der Fall war. Diejen Bedürfniſſen und 
Gewohnheiten des Verkehrs trägt $. 26 Rechnung, indem er für die Eintragung der Ueber- 
tragung der Briefhypothelen zc. nicht nothwendig eine Eintragungöbewilligung fordert, ſondern 
die Abtretungsertlärung für genügend erflärt. 

b. Bei der Belaftung einer verbrieften Hypothet, Grundſchuld oder Rentenſchuld. Wie 
oben ©. 114 bereits erwähnt, erfolgt die Beftellung eines Nießbrauchs oder eines Pfandrechts 
an allen Rechten nach den für ihre Uebertragung geltenden Borjchriiten (88. 1069, 1274); in 
Folge defien genügt auch für die Belaftung einer Briefhypothek ꝛc. nach der oben erwähnten 
Vorfchrift bie ſchriflliche Velaftungserklärung und die Nebergabe des Hnpuihefenbriefs. Folge: 
vet muß auch zu der Eintragung des Nießbrauchs oder des Pfandrehts an Stelle der Ein- 
tragungsbewilligung die Erflärung des Berechtigten genügen, daß er den Nießbrauch oder das 
Pfandrecht beitelle. Auf die Belaſiung einer Hypothet, einer Grundfchuld oder Rentenſchuld, für 
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welche die Extheilung des Hypothelenbriefs ausgeſchloſſen iſt, findet dies feine Anwendung, da 
bei ihr zu der Entitehung des Nießbrauchs oder Pfandredits bie Eintragung dieſes Rechtes in 
das Grundbuch erforberlid) ift; Hier bedarf e8 der Eintragungsbewiligung gemäß $. 19. 

c. Bei der Mebertragung oder Belaftung eines Pfandrechts an einem eingetragenen 
Rechte oder, wie das Geſetz richtiger fagt, bei der „Uebertragung oder Belaftung einer Forderung, 
für die ein eingetragenes Recht als Pfand haftet“ Wenn ein eingetragenes Recht, z. B. eine 
Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Meallaft verpfändet ober gepfändet ift, fo geht mit ber 
Uebertragung der durch das Pfandrecht geficherten Forderung von dem bisherigen Pfandgläubiger 
auf einen neuen Gläubiger das Pfandrecht auf diefen tiber (B.&.B. 8. 1250, vgl. oben ©. 118). 
Er erwirbt aljo daS eingeiragene Pfandrecht, ohne daß es einer Eintragung der Uebertragung in 
da8 Grundbuch bedarf und zwar ohne Unterſchied, ob die Forderung verbrieft ift oder nicht. 
Das Verhältniß ift alſo ein ähnliches, wie in den obigen Fällen. In Folge deſſen verlangt 
die ©.8.D. auch für die Eintragung der Webertragung keine Eintragungsbeiilligung, welche der 
Vertehrsgewohnheit nicht entipricht, fondern Begnügt fi; mit der Übtretungserflärung. 

Was bier von der Uebertragung gejagt ift, findet nach ber obigen allgemeinen Regel auch 
auf eine Belaftung der durch das Piandrecht gefiherten Forderung entfprechende Anwendung. 

2. In allen diefen Fällen beftcht die Bedeutung der Eintragung der Uebertragung oder 
BVelaftung in das Grundbuch nicht darin, dab fie die Rechtäänderung herbeiführt; biefe vollzicht 
ſich außerhalb des Grundbuchs. Aber fie gewährt doch dem Berechtigten maucherlei Vorteile. 
Sie geitattet ihm die Berufung auf die in $. 891 des B.G. B. aufgeftellte Vermuthung und 
überhebt ihm für die Zukunft der Nothwendigkeit, die Abtretung oder Belaftung zu bemweifen. 
Cie ſchützt ihn gegen unbefugte Verfügungen zu Gunften redlicher Dritter und gegen Löfchungen 
ohne feine Buftimmung und bewirkt, daß er von jedem Eigenthumswechſel oder fonftigen Eiu— 
tragungen, welche fein Interefje berühren, fowie von einer Ziwangsverfteigerung oder Bivangs- 
verwaltung Nachricht erhält ($. 55; Zw. V. Geſ. $. 9). Aus dieſen Gründen empfiehlt ſich die 
Eintragung. Daß fie zuläffig iſt, veriteht ſich nad 8. 891 B.G. B. von felbit; insbeſondere 
brauchte dies auch für die Eintragung oder Uebertragung eines Rechtes an einem eingetragenen 
Rechte nicht beſonders ausgeſprochen zu werben, wie im €. I $. 36 vorgefhlagen war. 

3. Für die Form der Abtretungs- oder Belaftungserflärung gilt 9. 29 der G.B.O. 
Wenn auch nad) 8. 1154 des B.G.B. die einfache Schriftform zur Abtretung und dementſprechend 
auch zur Belaftung einer Briefhypothek ꝛc. genügt, jo fann bie Eintragung doch nur auf Grund 
einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Abtretungserflärung erfolgen. Außerdem bedarf es 
nad) 88. 42, 43 der Vorlage des Briefe. 

4, Nur die Abtretungs- ober die Belaftungserflärung des bisherigen Gläubigers, nicht die 
Annahmeerklärung des Erwerbers iſt erforberlih. Dies entipricht dem Grundſatze des 8. 19, 
nad) dem es nicht des Nachweifes der Einigung, fondern nur der Eintragungsbewilligung bedarf. 
Ebenſowenig braudit dem Berichte nachgewiefen zu werben, dab der Brief bereitd dem Erwerber 
übergeben ift, obwohl dies zur Uebertragung oder Belaftung gehört; es genügt feine Vorlage. 

Dagegen muß bie Abtretungserflärung auf den Namen des neuen Gläubigers 
lauten; eine Vlantozeffion ift allgemein, insbefondere auch bei Grundſchulden unzufäffig. (B. II 
Bd. 3 ©. 681ff., 713ff.). 

5. Die Abtretungserklärung wird nicht nur durch die Eintragungsbewilligung, ſondern 
gemäß B.G. B. g. 1155 auch durch einen gerichtlichen Ueberweiſungsbeſchluß (C. P. O. 8. 837) ſo⸗ 
wie durch „das öffentlich beglaubigte Anerkenntniß einer kraft Geſetzes erfolgten Uebertragung 
der Forderung“ (3. B. in den oben ©. 7uff. erwähnten Fällen) erſetzt. Ebenſo wird auch die 
Velaftungserflärung durch einen gerichtlichen Pfändungsbeſchluß (C.P.O. $. 830) erfegt. Vol. 
über die Pfändung und Ueberweifung oben S. 118 ff. 

6. Nach $. 40 Abſ. 2 iſt im dem oben unter Ziff. 10 und b erwähnten Fällen zur Ein- 
tragung des Erwerbers nicht eriorberlich, daß der Veräußerer oder der Veiteller des Mechtes ald 
Berechtigter in das Grundbuch eingetragen ift. Vielmehr kann die Briefhypothet 2c. bereits 
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’ $. 27. 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Nentenjchuld darf nur mit 
Bujtimmung des Eigenthümers des Grundftüds gelöjcht werden. 

Ein Recht, mit dem eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenjchuld 
befajtet ift, darf nur mit .Zuftimmung desjenigen gelöjcht werben, welchem die 
Hypothek, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld zuſteht. Für eine Löfchung, die 
zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgen foll, ift die Zuftimmung nicht erforderlich, 
wenn die Unrichtigfeit nachgewiejen wird. 
durch mehrere Hände gegangen fein, ohne daß ein Erwerber ſich Hat eintragen lafien. In 
diefem alle bedarf es (mie nach der preuß. ©.8.0. $. 81) nicht der Eintragung oder der Er- 
wähnung der Zwifceninhaber (fo ausdrüchlich ſächſ. V.O. vom 26. Juli 1899 8. 90), wohl 
aber bes Nachweiſes des Mechtes des einzutragenden Berechtigten durd; Vorlage einer zufammen- 
hängenden, auf den eingetragenen Gläubiger zurüdführenden Reihe von öffentlich beglaubigten 
Abtretungserklärungen oder der fonjtigen unter Ziff. 5 erwähnten Urfunden. 

Auch diefe Vorfehrift muß in dem unter 1c erwähnten alle entiprehende Anwendung 
finden. 


f. Bei Löfhung von Hypotheken und Grundſchulden und deren Belaftungen. 


$. 27. s 
€.1$.35; I1$.%. P. 1 S. 18535-13537. 8.11 8.3 6.615, 616. M. 6. 70. 
D. 6.300. 


1, 8. 27 trifft zunächſt im Abi. 1 für die Löfhung einer Hypothet, einer Grundfguld 
oder Nentenfhuld eine bejondere Beitimmung. 

8. Nah dem E. J z. 3.6.8. $. 1091 ſollte zur Aufhebung einer Hypothek durch Rechts- 
geihäft (ebenſo wie nad dem preuß. Gef. über den Eig.Erm. ıc. $. 58) ber Löſchungs- 
antrag bes Eigenthümers erforderlich fein. Dementipredend beftimmt $. 35 des E. J z. G. B.O.: 
„Bu dem Antrag auf Löſchung einer Hypothek oder einer Grundſchuld ift nur der Eigenthümer 
des Grundſtücks berechtigt.” Diefe Beftimmung iſt nicht Gefeg geworden. Mit Rüdficht darauf, 
dab der Antrag nur für das Verfahren von Bedeutung ift, die Erflärung des Eigenthümers 
aber einen rechtögefhäftlichen Charakter hat, weil diefer damit auf die Eigentgümerhypothet 
verzichtet, verlangt das B..B. $. 1183 (oben ©. 92) zur Aufhebung der Hypothek (Brund- 
ſchuid oder Rentenſchuld) durch Rechtsgeſchaft die Zuftimmung des Eigenthumers. Daran 
flieht fih 8. 27 an, aber mit der Erweiterung, daß ftets, nicht nur bei der Aufhebung duch 
Rechisgeſchaft, die Zuftimmung des Eigenthümers zur Löſchung gefordert wird. Zür den 
Löſchungsantrag gilt dagegen die Regel des 8. 13; er kann alſo auch von dem Gläubiger oder 
einem gleich« oder nachſtehenden Berechtigten (vgl. oben ©. 197) geitellt werden. 

b. Im Berhältniffe zu der Regel des 8. 19 und zu ber Vorſchrift des 8. 22 
bringt $. 27 Abſ. 1 faum etwas Neues. Da das B.G.B. zu der Aufhebung ber Hypothet zc. 
durch Rechtsgeſchäft die Buftimmung de3 Eigenthümers erfordert, um defien Interefie an ihrem 
Fortbeftande zu wahren, fann fhon nad 8. 19 im alle der Aufhebung durch Rechtsgeſchäft 
die Löſchung nicht ohne Bewilligung des Eigenthümers erfolgen; ihm fteht ja die Hypothet 
zu, wenn ber Gläubiger auf fie verzichtet ober wenn die Forderung nicht zur Entitehung gelangt 
oder erloſchen it (vgl. ©. 83ff.). Sein Recht auf die Eigenthümerhypothet wird aljo von der 
Loſchung betroffen. Iſt die Hppotget zc. nicht durch Rechtageſchaft aufgehoben, fondern wegen 
Mangels des dinglihen Vertrags nie entitanden oder die Geſammthypothek gemäß 88. 1173Ff. 
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in Folge der Befriedigung des Gläubigers durd den Eigenthümer eines der belafteten Grund» 
ftüde od. ä. an den übrigen erloſchen (vgl. oben ©. 83ff., ©. 93), fo würde nad) der Vor— 
ſchrift des 8. 22 allerdings feine Zujtimmung des Eigenthümers zur Löſchung erforderlich fein, 
wenn ber Nachweis der Unrichtigfeit des Grundbuch durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden geführt würde. Wenn diefer Nachweis aber nicht zu erbringen ift, bedürfte es auch 
im diejen Fällen der Bewilligung des Eigenthümers gemäß 3.19. Da nun der Nachmeis ohne 
eine Erflärung des Eigenthümers, daß er bie Unrichtigfeit des Grundbuch anertenne, felten 
zu führen fein wird, bringt 3. 27 nur einen Satz zum Auödrude, der ſich für den Regelfall 
ſchon aus den fonftigen Vorſchriften der ©.B.D. ergiebt. Daß darin auf die erwähnten jeltenen. 
Ausnahmefälle keine Rücfiht genommen, fondern die Zuftimmung des Eigemhümers allgemein 
gefordert ift, wird in der Denkjchrift durch das Interefje der Vereinfahung der Grundbuch 
führung gereditferrigt. (Die Anfigt von TurnausFörfter Vd. 1 ©. 109, daß die Löfdung 
einer Geſammthypothet, deren Gläubiger durch einen der Eigenthümer befriedigt ift, auf den 
mithaftenden Grundftüden gemäß 8. 49 Abf. 2 von Amtswegen und ohne die Zuftimmung ihrer 
Eigenthümer erfolgen müfje, wenn der befriedigende Eigenthümer erfläre, daß er von feinem 
der Eigentgümer der anderen Grundftüde Erſatz verlangen könne, ift nicht zutreffend; 8. 49 
Abſ. 2 ſchreibt mur bie Löſchung des Mithaftvermertet, nicht der Hypothet ſelbſt vor; dagegen 
findet $. 27 Abf. 1 Anwendung.) 

e. Die Vorſchrift des Abf. 1 findet auf alle Arten der Hypotheken, Grundſchulden und 
Rentenfchulden Anwendung. Insbeſondere macht e3 feinen Unterjhied, ob ein Brief ausgeftellt 
ift ober ob deffen Erteilung ausgeſchloſſen iſt; diefer Umftand ijt nur für die Legitimation des 
Gläubigerd gemäß 8. 40 Ab. 2 fowie für die Anwendung der 88. 42, 43 über die Vorlage 
der Briefe von Vebeutung. 

d. Ebenfo macht es feinen Unterihied, ob bie Hypothek x. völlig oder nur zum 
Theil oder nur auf einem der mehreren belafteten Grundſtücke gelöſcht wirt. 
Auch in dem alle der Entlafjung eines Grundftüds aus der Mithaft erfolgt eine Löſchung im 
Sinne bes 8. 27. Bol. $. 47 Abf. 2. Dagegen kommen andere Eintragungen als Löſchungen 
nicht in Betraht (Boehm S. 404). 

2. Eine der Beftimmung des Abf. 1 ähnliche Vorſchrift entgäft Abſ. 2 für die Löſchung 
eines Rechtes, mit dem eine Hypothek, eine Grundfculd oder eine Reutenſchuld belaftet ift, 
indem er hierfür die Buftimmung des Hypotheken- ꝛc. Gläubigers fordert. 

a. Diefe Beftimmung wird in der Denkfchrift durch den Hinweis auf die 98. 1063, 1068, 
1256, 1273 des B.G. B. gerechtfertigt, wonach die Konfufion den Untergang bes Nießbrauchs 
und des Pfandrechts an einem Rechte nicht zur Folge hat, wenn der Berechtigte, defien Mecht 
befaftet ift, an dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs oder des Pfandrechts ein rechtliches Intereſſe 
hat (vgl. oben ©. 118 und Schilde ©. 43). Die Unterjuhung über dad Vorhandenfein 
dieſes vechtlichen Intereſſes wird durd $. 27 Abſ. 2 dem Grundbuchamt entzogen; diefes darf, 
von der in dem lehten Cape gemachten Ausnahme abgefehen, ſtets nur mit Buftimmung des 
Inhabers des belajteten Rechtes löſchen. 

b. Als Rechte, welche eine Hypothek ꝛc. belaſten können, kommen nad dem B. G. B. nur 
Nießbrauch und Pfandrecht in Betracht, einſchließlich des Pfändungépfandrechts. Vgl. oben 
©. 18, 110ff. 

e. Nur wenn diefe auf Hupotheten, Grundſchulden oder Rentenſchulden aften, 
findet 9. 27 Abf. 2 nach feinem Wortlaut Anwendung. Wenn alfo 5. ®. eine Reaflaft mit 
einem Pfandrechte belaftet iit, bedarf es zur Löſchung diefes Piandrecht? der Zuftimmung der 
Reallaftberechtigten nicht, obwohl bie erwäßnten Beitimmungen des B.G. B. auch für dieſen 
Fall gelten. B 

d. Die Zuftimmung des Inhabers des befafteten Rechtes ift nach Abſ. 2 Sap 2 aus: 
nahmsweiſe nicht erforderlich, wenn die Löſchung zur Berihtigung des Grundbuchs 
erfolgt und die Unrichtigfeit in gehöriger Form ($. 29) nachgewieſen wird. Hierin liegt eine 
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$. 28. 

In der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine folche nicht erforderlich it, 
in dem Eintragungsantrag iſt das Grundſtück übereinjtimmend mit dem Grund» 
buch oder durch Hinweiſung auf-das Grundbuchblatt zu bezeichnen. Einzutragende 
Geldbeträge jind in Reichswährung anzugeben. 


itarfe Abweihung von der Beftimmung des Abf. 1; mährend Iepterer feine Ausnahme macht 
und feine Hauptbebeutung nach dem unter 1b Gejagten gerade für die Fälle der Berichtigung 
des Grundbuchs Hat, gilt nad Abf. 2 für diefe Fälle die Regel des $. 22. Wenn alfo der 
Nießbrauch oder das Pfandrecht durch Verzichtserflärung des Berechtigten oder jener durch den 
Tod bes Niejbrauders oder diejed durch Uebertragung der Forderung unter Ausſchluß bes 
Uebergangs des Pfandrechts erloſchen iſt (vgl. oben-©. 118f.), findet 8. 27 Abi: 2 Sap 1 
teine Anwendung, wenn das Erlöjchen durd öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nachgewieſen wird. 

3. Sowohl in dem Falle des Abf. 1 wie in dem des Abf. 2 Sag 1 ift die Zuftimmung 
des Eigenthümers bezw. des Gläubiger8 der belajteten Hypothek xc., nicht defien Antrag (vgl. 
Ext. 1a) ober Eintragungsbeiwilligung gefordert. In einem Löfhungsantrage des Eigenthümers ıc. 
kommt bie Zuftimmung natürlich genügend zum Ausbrude; der Antrag bedarf alsdann aber 
der im $. 29 vorgefdhriebenen Form, weil er zugleih eine zu der Eintragung erforderliche 
Erklärung erſeht ($. 30). Ebenſo ift auch eine Löſchungsbewilligung eine Zuftimmung im 
Sinne des $. 27. 

Fur den Erfaß der Zuftimmung durch eine rechtsträftige Verurtheilung gilt die Vorſchrift 
des $. 894 der C. P. O. 

Gehört das belaftete Grundftüd mehreren Eigenthümern oder fteht im falle des Abſ. 2 
die belaftere Hypothel 2c. mehreren Gläubigern zu, jo mifien alle zuftiimmen (Entſch. 1 
©. 120 = 8.6. N.F. 1A ©. 209 = Rechtſpr. 1 ©. 292). 

4. Außer dieſer Zuftimmung bedarf es felbftverftändlih zur Löſchung ber übrigen 
Borausfegungen der Eintragung, aljo des Antrags eines nad) 8. 13 Antragsberedtigten und 
ber Eintragungsbewilligung des leidenden Theile d. i. des Gläubigers des zu löſchenden 
Rechtes und auch des etwaigen Dritten, mit deſſen Rechte diefes belaftet ift, jerner der Vorlage 
der erforderlichen Urkunden (vgl. oben ©. 179fj. Vorbm. III). Weift der Eigenthümer nach, 
daß bie Hypothek zc. auf ihm übergegangen ift, z. B. weil er den Gläubiger befriedigt Hat, fo 
bedarf es nah $. 22 nicht mehr der Eintragungsbemilligung des Gläubigers zur Löſchung; 
ebenfogut wie der Eigenthünter die Hypothek 2c. auf Grund des Nachweiſes feines Rechtes ohne 
weitere Bewilligung des bisherigen Gläubiger auf feinen Namen umfchreiben laſſen und 
fpäter zur Löſchung bringen kann, ift er auch befugt, fofort ihre Löſchung zu bewilligen und 
zu beantragen (vgl. Erl. 2 und 5a zu $$. 40, 41). 

5. Die Vorjchriften des 8. 27 finden feine Anwendung bei Löfhungen auf Grund Gr 
ſuchen zuftändiger Behörden gemäß $. 39, z. B. der Generalfommifjionen in Preußen (Entſch. 1 
€. 157) und vor allem im Zwangsverfteigerungsverfahren (Zw. V.G. $. 130). 


III. Inhalt der Eintragungsbewilligung oder des Gintragungsantrags. Jusbeſondere 
Bezeichnung des Grundftüds und eines Geldbetrags. 
8.28. 
€. 1 $$. 3,29; II 8.27. B.I S. 13410—13413, 13516—13519. M. S. 00, 64. D. S. 3040. 


4. Ueber den Zuhalt der Eintragungsbewilligung enthält die G.B.O. im Allgemeinen 
feine Vorfchriften; der Inhalt der einzutragenden Rechtsänderung und bamit aud ber Ein- 
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tragungsbewilligung ergiebt fich aus dem materiellen Rechte (vgl. oben ©. 187 ff). Selbſt- 
verftändlich darf die Bewilligung über den Inhalt der zu bewirfenden Eintragung keinen Zweifel 
faffen (vgl. Reditipr. 1 ©. 455; ſächſ. Archiv Bd. 10 S. 191). Diejes wollte die erite Kommiſſion 
anfangs in der G. B.O. zum Ausdrude bringen (vgl. Anın. e zu 8. 828 des €. I z. 8.6.8, 
M. ;. BGB. Bd, 3 ©. 184); bei der Beratung der ©B.D. Hat fie jedoch Hiervon Abftand 
genommen, weil ber Sa fi) von felbft verftehe und auch infofern nicht unbedenklich erſcheine, 
als auf Grund befielben das Grundbuchamt Iediglih aus formellen Gründen zu Abweiſungen 
verleitet werden fünnte, wenn ber beantragte Inhalt der Eintragung nicht genau fo gebucht 
werben künne, wie die Bewilligung oder ber Antrag fordere. Hieraus folgt insbefondere, dab 
die Bewilligung feine Eintragungsformel vorzufchlagen braucht; und wenn fie dies doch thun 
ſollie, fo in das Grundbuchamt an die Formel nicht gebunden (M. ©. 61). 

2. Nur in zwei Punkten ſchreibt die ©.B.D. im $. 28 einen beftimmten Inhalt für die 
Eintragungsbewilligung oder den Antrag vor, hinſichtlich der Bezeichnung des Grundſtücks und 
der einzutragenden Geldbeträge. 

a. Das von der Eintragung betroffene Grunditiid ift entweder in Uebereinftimmung mit 
dem Grundbuch oder duch Hinweifung auf das Grundbuchblatt zu bezeichnen. Erſterenfalls 
muß alfo die Nummer oder der Buchftabe angegeben werden, unter denen das Grundftüd in 
dem dem Grumdbuche zu Grunde liegenden amtlichen Verzeichniſſe (8. 2 Abf. 2) aufgeführt ift. 
Lehterenfalls genügt natürlich die Angabe des Grundbuchblatts nur dann, wenn das Blatt nur 
ein Grundſtück enthält oder alle auf dem Blatte verzeichneten Grundſtücke ($. 4) von ber be 
willigten Eintragung betroffen werden ſollen; jonft muß das allein betroffene Grundſtück noch 
näher bezeichnet werden. Diefe ober jene Bezeichnung genügt; demnach kann das Grundbuchamt 
nicht außer der Bezeihnung des Grunbftüds in Uebereinftimmung mit dem Grundbuche bie An- 
gabe des Grundbuchblatts fordern, fondern muß dieſes auf Grund feiner Regifter oder Verzeich- 
niſſe felbft ermitteln (in Preußen insbefondere auf Grund des Namenregifterd oder der Flur— 
buchsabſchrift). 

Dieſe Vorſchrift dient dem Spezialprinzipe; es ſoll das zu veräußernde oder zu belaſtende 
Grundſtück ganz beflimmt bezeichnet fein (vgl. M. z. 8.0.8. Bd. 3 ©. 183). Zugleich wird 
dadurch die Prüfungspflicht des Grundbuhamts erleichtert; wenn in der Eintragung&bemilligung 
dad Grundftüd nur nad) der Kulturart, Lage und Größe bezeichnet ift, fann das Grundbudamt 
die Eintragung ablehnen und braucht nicht zu unterfuchen, welches in dem Grundbuch eingetragene 
Grundftüd gemeint ift (vgl. Rectipr. 1 ©. 455). 

b. Denfelben Zweck verfolgt bie zweite Vorſchrift, daß einzutragende Geldbeträge in 
Reichswährung anzugeben find. Auch fie entipricht dem Gpezialitätsprinzip, indem fie die 
genaue Begrenzung des Umfangs der Belajtung zur Folge Hat, und erleichtert das Verfahren 
des Grundbuhamts, indem fie dieſes der Verpflichtung überhebt, nicht in Reichswährung an— 
gegebene Geldbeträge umzurechnen. 

Dieje Vorſchrift gilt nicht nur, wie nad dem €. I, für Hypothelen, Grundſchulden und 
Rentenfhulden, fondern für alle einzutragenden Gelbbeträge, aljo au für Neallaften, welche 
Gelbleiftungen zum Gegenftande haben, filr Wormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Eintragung biefer Rechte, für den Höcftbetrag des Erfages filr ein durch den Zufchlag erlöfchen- 
des Recht (8. 882, oben ©. 22) und für Pfandrechte an eingetragenen Rechten zur Sicherung 
von Geldforderungen. Auch auf Zwangshypothelen findet 9.28 Sag 2 Anwendung; lautet der 
volfiredbare Schuldtitel auf eine andere Geldforte, fo muß dem Antrage die Umrechnung 
in Währungsgeld beigefügt und die Nichtigkeit biefer Rechnung nöthigenfall® nachgemwiefen 
werben (vgl. oben ©. 96). 

Ueber die Eintragungsfähigteit der fog. Goldklauſel vgl. oben ©. 67. 

3. In der angegebenen Weife ift das Grundftüd und der Geldbetrag zu bezeichnen „in 
der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine folche nicht erforderlich tft, in dem Eintragungd- 
antrage.“ In eriter Linie betrifft alfo die obige Vorſchrift die Iſt 
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8. 29. 

Eine Eintragung foll nur erfolgen, wenn die Eintragungsbewilfigung oder 
die fonftigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor dem Grundbuch- 
amte zu Protofoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nachgewiefen werben. Andere Vorausfegungen der Eintragung bedürfen, foweit 
fie nicht bei dem Grundbuchamt offenkundig find, des Nachweiſes durch öffentliche 
Urkunden. 


fie bei biefer befolgt, jo bedarf es nicht ihrer weiteren Berüdfihtigung bei dem Antrage. Anderer- 
ſeits genügt e8 niit, daß in dem epteren das Grunbftüd oder der Geldbetrag gehörig bezeichnet 
ift, wenn die beigefügte Eintragungsbewilligung gegen die obige Vorſchrift verftößt. Vielmehr 
muß in dieſem Falle die Eintragungsbewilligung berichtigt werden. Cine ſolche Berichtigung 
iſt aber aud) in dem Antrage möglich, fofern er nicht von dem gewinnenden, jondern von dem 
leidenden Theile (8. 19) audgeht und in der Form des $. 29 geftellt ift; alsdann enthält er 
nicht bloß den Antrag, fondern zugleich eine Bewilligung. 

Der Antrag muß der obigen Vorſchrift nur dann entjprechen, wenn eine Bewilligung nicht 
erforderlich ift. Die Fälle find in der Erl. 8 zu $. 19, oben S. 211f., genannt. 

4. Die Vorſchriſten des $. 28 find nur Orbnungsvorfhriften (Mechtipr. 1 ©. 454). Iſt 
in ber Eintragungsbewilligung oder in dem Antrage gegen dieje Beftimmungen verftoßen, fo 
fol das Grundbuhamt die Eintragung ablehnen. Wird diefe aber tropdem vollzogen, jo iſt fie 
nicht wegen des Verſtoßes gegen 8. 28 nichtig; dies gilt mobeſondere auch von einer Hypoihet, 
deren Geldbetrag nicht in Reichswährung in dem Grundbuch angegeben ift. 


IV. Radweis der Boraudfegungen der Eintragungen. 
1. Die Regel. 
8. 9. 


€.1 88.38, 40; II 8.28. P. I 6. 1839113386, 13634. M. ©. 72-76 (M. 3.8.0.8. 
®.3 6.177f). D. 6.3040. 2.8. 6.3427. 6.8. 6.42. 


1. Zwed und Tragweite, der Vorſchriſt. 5. Deffentlic beglaubigte Urkunden. ©. 233. 
2. Unterihted zwilhen Grilärungen und an a. Begriff. 
deren Vorausfegungen. Ausnahmen. 3.227. b. Juftändigteit. 
3. Grllärung zu Protofoll des Grundbucamts. dorm 
4. Oeffentlihe Urkunden. €. 228. d. Beweiskraft. 5. 28 





6. Sfientundigteit. ©. 235. 





u ihrer Errichtung. 
e. Form. ©. 230. 
d. Urſchrift oder Abſchrift. 32. 

1. Da eine materiell unrichtige Eintragung, insbefondere in Folge des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuch, erhebliche Nachtheile zur Folge Haben kann, muß die &.B.D. Anordnungen 
treffen, dab das Grundbuchamt eine Eintragung erft dann vornehmen darf, wenn ihm deren 
fämmtlihe Vorausſetzungen völlig nachgewieſen find, wenn insbefondere die Echtheit der Ein- 
tragungsbewilligung und der jonjtigen der Eintragung zu Grunde liegenden Erklärungen un- 
zweifelhaft feftfteht. Dieſem Zwece dient die Vorfchrift des 8.29. Cie verbietet Eintragungen, 
deren Borausfegungen nicht in gehöriger Form nachgewieſen find. Wie die Beftimmungen der 
G. B.O. überhaupt, ijt aber aud) diefe nur eine Ordnungsvorjhrift; ein Verſtoß gegen 
3. 29 macht die Eintragung nicht nichtig. Für die Gültigkeit der Eintragung kommt es nur 
auf das Vorliegen der materiellrehtlihen Vorausfegung der Redtsänderung, aljo in der Regel 
(ogl. oben ©. 28 ff.) auf das Vorhandenfein einer formlofen Einigung und der Eintragung ans 
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2. Die ©.8.D. unterſcheidet zweierlei Arten ber Vorausſetzungen, einmal die zu ber Ein- 
tragung erforderlichen Erklärungen, insbejonbere die Eintragungsbewilligung, und 
bie fonftigen Borausfegungen der Eintragung. Für jene verlangt fie Erklärung zu Prototkoll 
des Grundbuchamts ober eine öffentliche oder eine öffentlich beglaubigte Urkunde, fir andere 
Vorausſetzungen dagegen entweder Offenkundigkeit ober eine öffentliche Urkunde. Demnad; genügt 
eine öffentlich beglaubigte Urkunde nur zum Nachweiſe der Eintragungsbewiligung oder einer 
ſonſtigen Erflärung, nicht zum Nachweiſe anderer Vorausſetzungen. Der Unterfchied ift aljo von 
erheblicher praftifcher Bedeutung. 

a. Zu den zu einer Eintragung erforderlichen Erklärungen find außer der Eintragungs- 
‚bewilligung (88. 19, 23, 24) zu rechnen die Ubtretungs- oder die Belaftungserflärung gemäß 
8. 26, die Buftimmung des Eigenthümers oder bed Erbbauberedtigten zur Berichtigung des 
Grundbuchs gemäh 8.22 Abf.2, die Zuftimmung des Eigenthümers zur Löſchung einer Hypothek, 
einer Grundſchuld oder Rentenfchulb gemäß $. 27 Abf. 1, die Buftimmung des Hypotheken-, 
Grundſchuld- oder Rentenihuldgläubiger8 zur Löſchung des auf ihrem Rechte laftenden Nieh- 
brauchs oder Pfandrechts gemäß $.27 Abf. 2, ferner auch die Erklätungen, welche die Unrichtigteit 
des Grundbuch® ($. 22) ergeben oder anerfennen, fowie bie Vollmachten zur Bewilligung einer 
Eintragung ober zur Abgabe einer ber anderen genannten Erflärungen. Ausnahmen gelten 
für die Auflaffungen und für die diefen gleichgeftellten Erflärungen gemäß $. 20, welche grund 
fäglich nur vor dem Grundbuhamte zu Protokoll gegeben werden können (vgl. ©. 213 Erl. 2b 
zu $. 20), ferner nach $. 30 für den Eintragungsantrag fowie für die Vollmacht zur Stellung 
eines folden; für diefe ift feine Form worgefchrieben, es fei denn, daß durch den Antrag zugleich 
eine zu ber Eintragung erforderliche Erklärung (Bewilligung, Zuftimmung od. ä.) erfept werden 
fol. Undererfeits findet die Vorſchrift des Satzes 1 auch auf gewifie Erklärungen Anwendung, 
die nicht zu den Vorausfegungen einer Eintragung gehören und daher von der obigen Vorſchrift 
nicht unmittelbar betroffen werden, nämlich nad) $. 32 auf die Zurücknahme eines Eintragungs- 
antrags und auf den Widerruf einer Vollmacht zur Stellung eines folgen und nad $. 60 
Abſ. 2 auf eine von der gefeplichen Regel abweichende Beftimmung über die Aushändigung des 
Oypothelenbriefs; ob man das Gleiche trop des Fehlens einer ausdrüdficen Vorſchrift auch fir 
andere Fälle, 3. B. die des 8.59 Abf. 3 (Erklärung des Eigenthümers, daß eine Schuldurkunde 
nicht außgeftellt fei) und des $. 66 (Buftimmung des Eigenthümers zur Ausftellung eines ges 
meinſchaftlichen Hypothelenbriefs über mehrere Hypothefen) annehmen darf, wird bei den betreffen» 
den Vorfchriften unterfucht werben. 

b. Bu den anderen Borausfegungen der Eintragung im Sinne des Sages 2 gehören die 
rihterlihen Entiheidungen, insbefondere die zur Abgabe einer Willenserllärung verurtheilenden 
Erkenntniſſe, die auf eine Geldzahlung gerichteten vollftredbaren Schuldtitel ald Vorausfegung 
der Bmwangshypotheten, bie einftweiligen Verfügungen, die dieſe aufhebenden vollftredbaren Ente 
ſcheidungen ($. 25), die Ausſchlußurtheile (vgl. oben ©. 55, 59, 86ff., 137), die Pfändungs- 
und Ueberweiſungsbeſchlüſſe u. ä., ferner der Tod des Berechtigten, die Erreijung eines 
beftimmten Lebensalters oder ber Eintritt eines fonftigen Ereignifjes im Sinne der 88. 23, 24, 
die Legitimation eines gefepfichen Vertreter? ıc. Ausmahmsmeife findet nicht die Vorſchrifi 
des 8.29 Cap 2, ſondern die Sondervorſchrifien der 88. 33—36 Anwendung auf die Legitimation 
der Vertreter von Handelsgeſellſchaften, auf den Nachweis des ehelichen Güterrechts, der Exbfolge, 
der fortgefepten Gutergemeinſchaft und der Berfiigungsbefugnik eines Teſtamentsvoliſtrecers 
Schließlich, enthalten über den Nachweis des Webergangs einer Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenfhuld im Falle einer Erbauseinanderjegung oder der Ausenanderfegung einer Güter⸗ 
gemeinfchaft die 88. 37, 38 befondere Beſtimmungen. 

3. Die erfte im 8. 29 vorgefchriebene Form iſt die Erflärung vor dem Grundbuhamte 
zu Protololl. 

8. Diefe Form ift für die Eintragungsbemilligung und für jebe fonftige zu ber Ein- 
tragung erforderlihe Erklärung (Exl. 28) zugelafien und damit zugleich dem Grundbuch- 
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amte die Verpflichtung auferlegt, dieſe Erllärungen zu Protokoll zu nehmen, ſelbſt wenn ihre 
Abgabe vor dem Grundbuchamte nicht in dem materiellen Rechte als Erforderniß ihrer Gultigkeit 
vorgefchrieben ift. 

b. Welcher Beumte ded Grundbuchamts das Protokoll aufzunehmen Bat, ift nicht reichs⸗ 
rechtlich beftimmt, da dies von der Organifation der Grundbuchämter abhängt, beren Regelung 
der Landesgeſetzgebung überlaſſen ift (8.1 Abf. 1, oben ©. 142 Eıl.2). In Preußen ift die 
Aufnahme des Prototols Sache des Richters, vgl. A.G. Art. 5. Ebenſo ſächſ. BD. vom 
24. Juli 1899 8. 26. Fur Württemberg vgl. AG. z. B.G.B. Art. 33ff. 

c. Ebenfo wenig teifit bad Reichsrecht Vorihriften über die Form der Protokolle 
des Grumdbuhamts. Much hierfür ift das Landesrecht maßgebend, Wenn jedod, wie in 
Preußen, die Gerichte zu Grundbuhämtern erklärt find, finden auf die von diefen aufgenommenen 
Protokolle die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichts- 
barfeit vom 17. Mai 1898 88. 167 ff. Anwendung, da dieſe Vorſchriften für alle gerichtlichen 
Urkunden über Rechtsgeihäfte gelten, auch foweit ihre Aufnahme nicht durch Reichsrecht den 
Gerichten übertragen it, und da es ſich in den fällen dee 8. 29 Gap 1 ſtets um redtd- 
geihäftliche Erklärungen Handelt. Daneben find die ergänzenden Bejtimmungen der Landes 
geſetze (3. B. preuß. freim. G.G. Art. 40 ff., bayr. A.G. z. G. B. O. Art. If.) zu beachten. Bgl. 
über die danach zu beobachtenden Formalien Erl. 4c«, ©. 230. 

4. Als zweite Form find öffentlihe Urkunden zugelaffen. 

a. Hinſichtlich des Begriffs der öffentlichen Urkunden verweift die Dentſchrift auf 8. 380, 
jegt 8. 415 der C. P. O,, wonach „Urkunden, welche von einer öffentlichen Behörde innerhalb 
der Grenzen ihrer Amtsbefugniffe oder von einer mit öffentlichem Glauben verfehenen Berfon 
innerhalb des ihr zugemiefenen Geſchäftskreiſes in der vorgefchriebenen Form aufgenommen 
find,“ Hierher gehören. Erfordert wird demnach Aufnahme der Urkunde 1) burd eine öffent 
liche Behörde oder eine mit öffentlihem Glauben verjehene Perſon, wie z. ®. einen Notar 
oder einen Konful, 2) innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändigkeit und 3) in gehöriger Form. 

Demnach ift der Begriff der öffentlichen Urkunden ein weiterer als der der gerichtlichen 
und notariellen Urkunden. Nicht nur die Gerichte oder die Notare können öffentliche Urkunden 
aufnehmen, fondern auch andere öffentliche Behörden oder Urkundsperſonen, fofern ihnen die 
Befugniß reichs- oder landesgeſetzlich Übertragen ifl. Dagegen find in denjenigen Fällen, in 
denen das B. G. B. eine gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorſchreibt (4. B. 38. 311—313, 
518, 873, 2033, 2276), nur die Gerichte und die Notare zufländig; eine von einer anderem 
Behörde oder einer anderen Urkundsperfon aufgenommene Urkunde genügt nicht; auch ift die 
Landesgeſetzgebung nicht im der Lage, anderen Behörden oder Urkundsperſonen die Befugniß 
zur Aufnahme derartiger Urkunden zu übertragen, fofern ihr biefe Vefugniß nicht dich das 
E.G. z. B.G.B. für einzelne Fälle vorbehalten ift (fo im Art. 142 für die Fälle der 88. 313, 
873); fie kann nur auf Grund des allgemeinen Vorbehalts bes Art. 141 des EG. z. 8.0.8. 
die Buftändigkeit der Gerichte oder der Notare ausſchließen und biefen ober jenen bie aus— 
ſchließliche Zuftändigfeit beilegen. Unbererfeits find auch in ben übrigen, von dem Reichsrechte nicht 
beſonders geregelten Fällen nicht ohne Weiteres die Gerichte und die Notare zur Beurkundung 
von Rechtsgeſchäfien zuftändig; vielmehr muß ihnen bie Befugniß landesrechtlich verliehen fein, 

b. Hieraus erhelt, daf das Landesrecht vorwiegend darüber entſcheidet, welche Behörden 
oder Urtundöperfonen zur Aufnahme von öffentlichen Urkunden im Sinne des 8.29 zuftändig 
und welde Rehtsverhältnifie ihrer Beurkundung unterftelt find. Durch Reichsgeſetz find aber 
3 B. die Geſchwaderauditeure zur Beurkundung der Rechtsgeſchäfte ſolcher Perſonen die zur 
Befapung eines in Dienjt geftellten Schiffes oder jonftigen Fahrzeugs der Kaiferl. Marine gehören 
oder die in anderer Eigenfchaft an Bord eines folhen Schiffes find, für zuftändig erklärt, jolange 
dad Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet (freiw. ©.®. $. 184). 

Zur Beurkundung von Erklärungen Dritter kommen nad; Maßgabe der einzelnen Landes: 
gefege vor allem die Gerichte, d. h. nad $. 167 des freiw. G.G. die Amtsgerichte, und bie 
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Rotare ober diefe oder jene allen als zuftändige Behörden und Urkundsperſonen in Betracht, 
In Preußen find beide, die Amtsgerichte und die Notare, zur öffentlichen Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften und von fonftigen Thatſachen befugt (preuß. freim. G.G. Art. 31, ebenjo in 
Sadjien 8.D. v. 24. Juli 1899 98. 37ff.) und demnach die ausſchließliche Buftändigfeit der 
Notare im Gebiete des rheinifchen Rechtes befeitigt; jedoch find die Vorſchriften aufrechterhalten, 
wonach dieſe Handlungen der freiwilligen Gerichtöbarkeit au) don anderen Behörden oder mit 
öffentlichem Glauben verfehenen Berfonen oder nur von ſolchen ober nur vom dem örtlich zu- 
ftändigen Amtsgerichte vorgenommen werben können (ebd. Art. 32). Als ſolche andere Behörden 
werben in der Begründung zu diefem Art. 32 u. a. aufgezählt: dad Minifterium des Königl. 
Haufes für bie Mitglieder der König, Familie und bes Fürftl. Haufes Hohenzollern, die Ober- 
landesgerihte und Landgerichte für Beurkundungen in Fideilommiß- und Stiftungsfachen, bie 
Kommiffare der Auseinanderfegungsbehörben, bie Landſchaftsſyndiken für Beurtundungen inner- 
halb des Geſchäftskreiſes der Landſchaft u. |. w. 

Deffentlihe Urkunden im Sinne des $. 29 find aber ferner auch die Erklärungen öffent 
licher Behörden in eigenen Angelegenheiten, fofern fie in gehöriger Form ausgeftellt find. Dahin 
gehören nicht nur die ftaatlihen, fonbern auch die fommunalen und kirchlichen Behörden und 
die Vorfteher fommunaler Anjtalten, fofern fie nach dem in Betracht tommenden Reichs- ober 
Landesrecht als Öffentliche anzujehen find. Bgl, unten S. 243. und für Preußen A.G. z. G B.O. 
Art. 9 nebſt Erl. 

Ueber die Frage, ob eine Urkunde von einer zuftändigen öffentlichen Behörde oder Ur— 
tundsperſon ausgeftellt und deöhalb als eine öffentliche anzufehen ift, entſcheidet das Recht des 
Staates, deſſen Behörde oder Urkundsperfon die Urkunde ausgeftellt hat; fit 
fie aljo im Ausland errichtet, jo kommt das ausländiſche Recht zur Anwendung. Die Befugnik 
ber augländifchen Behörden zur Ausftellung öffentlicher Urkunden’ muß dem Grundbuchamte, 
fofern fie ihm nicht befannt ift, auf irgend eine geeignete Weife nachgewieſen werben, eine 
bejtimmte Art des Beweifes iſt nicht vorgefchrieben (K.&. 17 ©. 116; Jaftrom, Formularbuch 
13. Aufl. Th 1 ©. 238ff). 

Für den Beweis der Echtheit ber Unterferift der Behörde oder des Beamten kommt 
das Neichögeieg, betr. die Beglaubigung öffentlicher Urkunden, vom 1. Mai 1878 (R. G. Bl. 
©. 89) in Betracht (Rechtſpr. 1 ©. 412). Nach 8. 1 dieſes Gefepes bedürfen Urkunden, welche 
von einer inländifhen, alſo einem deutſchen Bundesſtaat angehörigen öffentlichen Behörde oder 
Urfundsperfon aufgenommen oder außgeitellt find, zum Gebrauch im Inland, aud in einem 
anderen Bundesftaate, feiner Beglaubigung (Legalifation). Dafür, daß bdiefe ordnungsmäßig, 
d. 5. von den Ausitellern in ihrer amtlichen Eigenfchaft unterſchrieben find, ſpricht die Ber- 
muthung. Nur wenn inı Einzelfalle thatfächliche Bedenken obwalten, kann die Echtheit der in⸗ 
landiſchen öffentlichen Urkunde in Zweifel gezogen werben. Dagegen ift nicht ohne Weiteres 
anzunehmen, daß die Unterzeichner innerhalb ihrer Zuftändigfeit und umter Beobachtung der 
etwa für ihre Willengerlärung vorgefchriebenen Form gehandelt haben (Rechtſpr. 1 ©. 411). 
Für ausländifhe Urkunden ſchreibt dagegen 8.2 des genannten Geſetzes vor: „Zur Echtheit 
einer Urkunde, welche als von einer ausländiihen öffentlichen Behörde oder von einer mit 
öffentlihem Glauben verjehenen Perſon bed Auslands ausgeſtellt oder aufgenommen fi dar 
itellt, genügt die Legaliſation dur einen Konſul oder Geſandten des Reichs.“ Bol. Jaftrom 
a. a. D. ©. 232ff. 

Innerhalb der Konfulargerichtöbezirte ift der Konful für die durch Reichsgeſetze oder in 
Preußen geltende allgemeine Landesgeſetze den Amtsgerichten übertragenen Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarteit zuftändig (Reichsgeſeb vom 7. April 1900 über die Konfulargerichtse 
barkeit $. 7 Ziff. 2. Für die Schußgebiete tritt der von dem Reichskanzler zur Ausübung 
der Gericitöbarteit ermäctigte Beamte an feine Etele (Schupgebietsgefe in ber Faſſung der 
Bet. vom 10. September 1900 8. 2). Außerdem jteht allen Reihstonfuln, auch den nicht zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit befugten, das Recht der Notare zu (Gef. vom 8. November 1867 
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$. 16; vgl. E.G. z. B.G.B. Art. 38 über die Einſchränkung betr. Verfügungen von Todes« 
wegen). Bgl. Hierzu Jaftrom a. a. D. ©. 243ff. 

©. In welder Form die öffentlichen Urkunden errichtet werden mitfien, beftimmt im all- 
gemeinen daS maßgebliche Landesrecht (vgl. preuß. A.G. z. G.B. O. Art. 9). Nur die Form 
der gerichtlihen und notariellen Urkunden fowie die der von den Reichstonfuln aufgenommenen 
Urkunden ift reichörechtfih geregelt. 

«. Die Vorſchriften des freim. G.G. 88. 167ff. (vgl. zu dem Folgenden Jaſtrow a. a. D. 
Th. 1 ©. 16ff.) finden „unbeſchadet der Vorichriften bes B.G.B. über die Errichtung von 
Teftamenten und Erbverträgen“ ($. 168), auf die Hier micht weiter einzugehen ift, auf alle 
gerichtlichen und notariellen Urkunden über Rechtsgeſchäfte Anwendung. ohne Rüdficht darauf, 
ob die Befugniß der Gerichte oder Notare zu ihrer Aufnahme auf Reichs- oder Landesrecht 
beruht, alfo in denjenigen Bundesftaaten, melde die Amtsgerichte zu Grundbuchämtern erklärt 
Haben, auch auf bie Urkunden des Grundbuhamts (vgl. oben ©. 142 Erl. 2). Ausgenommen 
find jebod die von einem Prozehgeriht innerhalb feiner Buftändigteit vorgenommenen Be- 
urfunbdungen, insbeſondere über die zur Beilegung des Rechtsſtreits oder im Sühneverfahren 
abgeichlofienen Vergleihe (oben ©. 10: Ziff. IV 1e und f); fie unterliegen den Brozehgejepen 
Rechtipr 2 ©. 51). 

Tie Beftimmungen des freim. ©.®. find theils weſentlich, ſodaß ein Verſtoß gegen fie 
Nichtigkeit zur Folge Hat, theils bloß inſtruktionell. 

Fait ausnahmslos weientlih ift die Zuziehung der erforderligen Berfonen. 
Regelmäßig braucht der Richter oder Notar feine weitere Hülfäperfon, insbefondere auch feinen 
Zeugen, zuzuziehen. Ausnahmen gelten, abgefehen von den Teftamenten und Erbverträgen 
(8.6.8. 88. 2233, 2276; vgl. auch 8. 2290 Ubi. 4), einmal wenn ein „Betheiligter“, d. h. einer, 
defien Erklärung beurfundet werben foll (8. 168, vgl. aber für Berfteigerungen $. 181), nad) 
der Ueberzeugung des Richters oder des Notar taub, blind, ftumm oder fonit am Sprechen 
verhindert ift; in diefem Falle muß, wie bei der Errichtung von Teftamenten und Erbverträgen, 
der Richter einen Gerichtäfchreiber ober zwei Zeugen (vgl. aud den für Preußen bedeutungs- 
loſen Vorbehalt im $. 198), der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen 
($. 169; Hiervon gilt eine Ausnahme, wenn auf Grund der gleich zu erwähnenden Vorſchrift 
des 3. 178 ein vereideter Dolmetſcher zuzuziehen ift ($. 178 Abf. 3). Berner ift bei der Vor— 
leſung und der Genefmigung ein Zeuge zuzuziehen, wenn ein Betheiligter erflärt, daß er nicht 
{reiben könne; jedoch bedarf e8 dieſer Zuztehung nicht in den oben erwähnten Fällen des 
8. 169, fowie wenn fonft ein Gerichtsichreiber oder ein zweiter Notar zugezogen wird ($. 177 
Ab. 2. Schließlich muß bei Strafe der Nichtigkeit nad; 8. 178 bei ber Beurfundung ein 
vereideter Dolmetſcher zugezogen werben, wenn nad; der Ueberzeugung des Michterd oder bes 
Nolars ein Veiheiligter fumm oder fonft am Sprechen verhindert und eine ſchriftliche Ver- 
fändigung mit ifm nicht möglich ift (8. 178). Ein Dolmetſcher, auf defien Beeidigung in 
diefem Falle der Vetheiligte aber verziten kann, it endlich auch dann zuzuziehen, wenn ein 
Vetheiligter erflärt, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig fei, es jet denn, daß der 
Richter oder der Notar der Sprache mächtig ift, im der ſich der Betheiligie erflärt; indeſſen hat 
das Unterlafien der Zuziehung ausnahmsweiſe feine Unwirkſamkeit der Beurkundung zur 
Folge ı$. 179. Die Zuziehung eines nicht für dem befonderen Fall, jondern im Allgemeinen 
vereideten Dolmetſchers ift unbedenklich, foferm fein Eid fih auf feine Thätigkeit bei dem Be— 
urfundungsalte miterjtredt. Entſch. 1 ©. 203, Rehtipr. 1 ©. 409, ©. 458, 2 ©. 202). 

Weſentlich ift ferner die Beobachtung der Vorfchriften der 88. 170-172, 180 über die 
velative Unfähigkeit der Richter, Notare, Gerichtäfchreiber, Zeugen und Dolmetiher. Danach 
tan bei der Beurfundung nicht mitwirken: der Vetheiligte felbft, derjenige, fir welchen ein 
Vetheiligter ald Vertreter handelt, umd derjenige, zu befien Gunjten in der Urkunde eine Ver— 
fügung getroffen wird; ferner der Chegatte eines dieſer Berfonen, aud wenn die Che nicht 
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mehr beiteht, fowie wer mit einem von ihnen im gerader Linie oder in zweitem Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſt. Bon ber Mitwirkung als Gerichtsſchreiber, zweiter 
Notar, Zeuge oder Dolmeiſcher ſchließt auch das angeführte eheliche und verwandtihaftliche 
Berhältnt zu dem Richter oder dem beurkundenden Notar aus. Ein Verftoß gegen biefe Bor- 
ſchriften Hat Rigtigteit zur Folge, und zwar entwweber der ganzen Beurkundung ober in ben 
Fällen des 8. 171 nur infoweit, als die Beurkundung eine Verfügung zu Gunften des Mite 
mwirfenden, feine Ehegatten ober feines Werwandten zum Gegenftande hat. Pur inftruftionel 
ift dagegen Die Worfchrift des 9. 173, mach der als Beugen und Dolmetſcher ($. 180) nicht 
mitwirfen ſollen Minderjährige, EHrlofe, die gemäß der Strafgefege des Zeugeneids Unfähigen 
ſowie Dienftboten und Gehülfen des Richters oder des beurfundenden Notare. 

Weſentlich ift weiter die Anmwefenheit aller bei der Beurkundung mitwirkenden Perſonen 
„bei der Vorlefung, Genehmigung und Unterzeihnung“ ($. 174); fie brauden 
alſo nicht bei der ganzen Verhandlung zugegen zu fein (anders bei Tejtamenten und Erb— 
verträgen, 8.6.8. 8. 2239). 

Das Protokoll muß bei Strafe der Nichtigkeit in deutſcher Sprache aufgenommen werden 
(8. 175) und enthalten: Ort und Tag ber Verhandlung, die Bezeichnung ber Betheiligten und der 
bei ber Verhandlung mitwirkenden Perfonen (vgl. Rechtſpr.2 S. 139), die Erklärung der Betheiligten, 
welche indeffen nicht nothwendig völlig in das Protokoll aufgenommen zu werben braucht, ſondern 
aud) in einer diefem als Anlage beigefligten Schrift, auf melde der Exklärende Bezug nimmt, 
‚enthalten fein darf (8. 176 Abſ. 1, 2); ferner bie Feſtſtellung, daß das Protokoll vorgelefen, von 
ben Betheiligten genehmigt und von ihnen eigenhändig unterſchrieben worden iſt, fowie ſchließlich 
die Unterfehrift der mitwwirtenden Perjonen (Nichter, Gerichtsſchreiber, Notar, Zeugen, Dol- 
metſcher). Bei dem Vermerke der Unterfchrift der Betheiligten ift der Gebrauch des Wortes 
„eigenhändig“ nicht notKivendig, fofern nur aus dem Vermerk unmittelbar hervorgeht, daß jeder Ber 
theiligte felber, perſönlich gefchrieben Hat (K.G. N.Z. 1A ©. 123 — Rechtſpr. 1 ©. 342). Die 
Seitftellung der Vorleſung und Genefmigung muß fi nad; ber hertſchenden, aber nicht 
unbeftrittenen Meinung auch auf die Anlagen des Prototollß erftreden, auf welde in ber Er- 
tlärung Bezug genommen ift (Jaftrow a. a. D. ©. 40, Dorner S. 581, Beitichr. f. E.Prz. 
Bd. 28 ©. 171; a. M. fühl. Ar. Bb. 10 ©. 228ff., 401ff.). 

In den oben erwähnten bejonderen Fällen muß das Protokoll noch weiter enthalten: in 
dem Falle des 9. 177 Abf. 2 die Feftitellung der „Erklärung“ (R.®. NF. 1A ©. 130) bes 
Betheiligten, daß er nicht ſchreiben könne; im dem Falle bed 8. 178 bie Zeitftellung, daß der 
Nichter oder der Notar die Ueberzeugung gewonnen hat, daß der Betheiligte am Sprechen ver- 
Hindert und eine fehriftfiche Werftändigung mit ihm nicht möglich ift, forte bie Genehmigung 
des Protokolls durch den Dolmeticher; ſchließlich in dem Falle des 8. 179 die Feftitellung, „da 
der Betheiligte ber deutſchen Sprache nicht mächtig ift“, d. h. die Yufnahme der entfpredjenden 
Erklärung des Vetheiligten in dad Protololl (Rehtipr. 1 ©. 408), und dab das Protokoll diefem 
durch den Dolmetſcher oder, wenn ein Dolmetfer nicht zugezogen worden ift, durch ben 
Richter oder den Notar in der fremden Sprache vorgetragen worden iſt. Die Art und Weiſe 
der Beeidigung des Dolmetſchers braucht nicht angegeben zu werden. Die Beurkundung, dab 
ein vereibeter Dolmeticher zugezogen fet, genügt (Enti. 1 ©. 203 = Rechtſpr. 1 ©. 458). 

Nur infteuftione find ferner die Vorſchriften, daß das Protofol den Betheiligten auf 
Verlangen auch zum Durchſicht vorgelegt werden (ß. 177 Abſ. 1 Sag 3), daß es eine Angabe 
darüber enthalten foll, ob der Richter oder ber Notar die Betheiligten kennt oder in welcher 
Weile er ſich Gewißheit über ihre Perſönlichkeit verfhafft Hat, umd daß, wenn er ſich biefe 
Gewißheit nicht verichaffen kann, aber gieichwohl die Aufnahme der Verhandlung verlangt wird, 
der Sachverhalt und das zur Seftftellung der Perfönlichteit Beigebrachte in das Protokoll auf- 
genommen werben follen (8. 176 Abſ. 3). Vgl. Hierzu K.G. N.F. Bd. 1A ©. 177, wonach 
Vermerfe über die Perſönlichteit der Betheiligten, nad) denen dieſe von dem Notar ober Richter 
nit mit Beftimmtheit feitgeftellt iſt, das Grundbuchamt berechtigen, die auf bie öffentliche 
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urtunde geflüpten Eintragungsanträge teog ber Gultigkeit der Urkunde zu beanflanden, weit 
ber volle Beweis der Identität nicht erbracht fei. 

Ueber die Ausfertigung der Brotofolle beitimmt das Reichsgeſet nur, daß bie gericht- 
lichen Protokolle von dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel zu 
verjehen find, ſowie daß die Protokolle auf Antrag auch auszugsweiſe auögefertigt werben 
tönnen ($. 182; vgl. auch 8. 184 Abſ. 2 über die Protokolle der Auditenre). 

Dieſe reichsrechtlichen Vorſchriften über bie Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden 
lönnen landesgeſetzl ich ergänzt werben, aber ein Verſtoß gegen eine landesrechtliche Be— 
ſtimmung ift, „unbeſchadet der Vorjchriften über die Folgen des Mangels ber fachlichen Zu- 
ftändigfeit, ohne Einfluß auf bie Güftigeit der Beurkundung“ (8. 200 Abf. 2). Fir Preußen 
enthält das preuß. freiw. &.®. die in Betracht kommenden Beflimmungen, und zwar find dort 
nik nur, wie in dem Reichögefege, die Urkunden über Rechtsgeſchäfte, fondern aud) die fonftigen 
Urkunden geregelt, Iegtere in ben Artikeln 53—62, erftere in den Urt. 40-52 (vgl. auch 
Art. 63, 64 über die äußere Form ber Urkunden). on biefen ordnet Urt. 40 daB Berr 
fahren bei Zweifeln an ber Gültigkeit des Gefchäfts, und Urt. 41 findet Anwendung, falls ein 
Betheiligter taub ift; bie Art. 42—52 regeln den Verbleib der Urſchrift, die Ertheilung von 
Audfertigungen und Abſchriften und die Befugniß zur Einfiht der Protokolle (vgl. Hierzu bie 
Erl. zu Art. 5 und 7 des A.G. 5. ©.B.D.). Daneben kommen nod für notarielle Beurfundungen 
die Vorſchriften der Art. 85 und 86 defielben Gejeges in Betracht. Vgl. ferner bayer. Notariatd- 
gefeg vom 9. Juni 1899 rt, 24ff., insbefondere Art. 30, ſächſ. BD. vom 24. Juli 1899 
88. 45f. und B.D. vom 25. deſſ. Mon. 88. 7ff, württemb. U.G. z. 8.6.8. Art. 108ff. 

ß. Die Form der Urkunden der Reichskonſuln wird ebenfalls durd die unter = 
aufgeführten Vorſchriften des freim. G.G. 98. 168ff. geregelt, wenn die Konfuln zur Ausübung 
der GerichtSbarkeit von dem Reichskanzler ermächtigt find (Gef. "vom 7. April 1900 über die 
Konſulargerichtsbarkeit 88. 6, 7, 19, 48). Für die übrigen Konfuln kommt das Geſetz, betr. 
die Organifation ber Bunbesfonfuln zc. vom 8. November 1867 98.16, 17 aud) jept mod) zur 
Anwendung. Dana müfjen die Konfuln bei Meidung ber Nichtigkeit bei Aufnahme von Urs 
kunden zwei Zeugen äuziehen, in deren Gegenwart bie Verhandlung vorzulefen und von den 
Vetheiligten durch Unterfcheift oder im Falle der Schreibensunerfahrenheit durch Handzeichen 
zu vollziehen ift. Wußerdem muß ber Konful jelbft die Urkunde unterfchreiben und mit feinem 
Stempel verſehen. Einer von einem Konſul aufgenommenen Urkunde fehlt au dann die Kraft 
einer öffentlichen Urkunde, „wenn der Konful oder feine Frau oder einer von feinen oder feiner 
Frau Verwandten oder Verſchwägerten in auf» oder abfteigender Linie oder in der Geitenlinie 
bis zum Grabe des Oheims oder Neffen einfchliehlic bei der Verhandlung betheiligt mar, oder 
wenn darin eine Verfügung zu Öuniten einer der vorgenannten Perſonen oder der binzugezogenen 
Zeugen getroffen ift.“ (Sir bie egalifation, vgl. oben ©. 229 Abf. 4, gilt diefe Vorſchrift nicht; 
8.8. 15 ©. 88). Auf die Errichtung letztwilliger Verfügungen finden natürlid auch in dieſem 
Falle die Vorſchriften des BG.B. Anwendung (EG. 5. BGB. Art. 38). 

d. Ob die öffentfien Urkunden in Urfehrift ober in einer diefer gleichftehenben Aus— 
fertigung vorgelegt werden müſſen oder ob auch eine beglaubigte Abſchrift genügt, iſt 
nicht gejagt. Die Frage muß unter Würdigung des einzelnen Falles beantwortet werden. Das 
Kammergericht (Entid. 1 5. 130, K.G. N.F. 1A S. 285) Hat die Vorlegung einer notariell 
beglaubigten Abſchrift des nach 8. 33 formgerecht außgeftellten gerichtlichen Beugnifies über die 
Eintragung Im Hanbelsregifter für genügend erflärt, fofern nicht aus befonderen Umftänben 
Bedenken gegen die Glaubwürdigkeit ber Abichrift Herzuleiten find. Das Gleiche wird man 5. ®. 
bei Teftamenten, Exbverträgen, Genehmigungen von Behörden, Urtheilen u. ä. fagen fünnen. 
Dagegen legitimirt fi ein Bevollmächtigter regelmäßig nur duch Vorlage der Urſchrift oder 
einer Ausfertigung der Vollmachtsuttunde (vgl. unten S. 238), und dafielbe gilt von ber Ber 
ftalung von Vormündern und Pflegern. Auch bei Erbſcheinen erſcheint die Bulaffung einer be- 
glaubigten Abfchrift bebentlich, weil ihre Vorlage feine Gewähr dafür giebt, dab ber Erbſchein 
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nicht eingezogen ift (vgl. unten ©. 256 Erl. 1b zu $. 36, a. M. in diefem Punkte Brebari ©. 88 
Anm. 3). Auch bei diefen Urkunden muß jedoch die Vorlage einer beglaubigten Abſchrift genügen, 
wenn ber Verbleib der Urfhrift (3. B. deſſen Einfendung an eine andere Behörde, insbeſondere 
an ein anderes Grundbuchamt) nachgewieſen wird. Dieſes gilt auch von Eintragungd- 
bewilligungen; regelmäßig bebarf es der Vorlage der Urfchrift (oder Ausfertigung); enthält dieſelbe 
Urkunde aber z. B. mehrere Bewilligungen von Eintragungen in die Grundbücher verichiedener 
Grundbuchämter, fo ift die Zuſendung der Urſchrift an eine® der Grundbuchämter und von be 
glaubigten Abſchriften an die übrigen nicht unzuläffig (Prebari a. a. O.) 

Die Borlage der Urkunden Tann unter Umftänden aud durch Bezugnahme auf die 
Regifter und Alten ber die Grundbücher führenden Behörde erfegt werden. gl. hieruber bie 
Ext. zu $. 35. 

5. Den öffentlichen Urkunden find bie öffentlih beglanbigten Urkunden gleichgeftellt, ſoweit 
es ih um ben Nachweis der zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen handelt; zum Nachweiſe 
der anderen Vorausfegungen reihen fie nicht aus (vgl. Erl. 2). 

8. Der Begriff der öffentlihen Beglaubigung ergiebt ji aus dem B. G. B. 
$. 129 Abſ. 1: „It durch Geſeh für eine Grflärung öffentliche Beglaubigung vorgeſchrieben, 
fo muß die Extlärung ſchrifitich abgefaßt und die Unterfgrift des Erflärenden von der zus 
ſtändigen Behörde ober einem zuftändigen Beamten oder Notar beglaubigt werben. Wird die 
Erklärung von dem Ausſteller mittelft Handzeichens unterzeichnet, jo ift die im 8. 126 Abſ. 1 
vorgefojriebene“ (d. 5. gerichtliche oder notarielle) „Beglaubigung des Dandzeichens erforderlich 
und genügend“. 

b. Zuftändig für die öffentlide Beglaubigung von Unterſchriften und Handzeichen 
jind nad} der angeführten Vorſchrift und nad) 9.167 des freim. G.G. bie Notare und die Amis- 
gerihte. Die Zuftändigkeit der erfteren iſt jür das ganze Reich feitgelegt; die der legteren fann 
dagegen landesgeſetzlich ausgeſchloſſen werden ($. 191 Abſ. 2 ebb.). Außerden bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften unberlihrt, welche daneben noch andere Behörden und Beamte für 
bie öffentliche Beglaubigung einer Unterfchrift (nicht eines Handzeichens) für zuftändig erklären 
(freiw. G.G. 8. 191 Abf. 1). 

Reichsrechtlich find ferner nach Mafgabe des $. 184 des frei. G.G. (oben S. 228 Erl. 4b) 
die Geſchwaderauditeure und nad dem Reichs-Geſete vom 7. April 1900 über bie Konfular- 
gerichtöbarteit bezw. dem Geſete betr. die Organifation ber Bundestonfuln vom 8. November 1867 
88. 16, 17 die Reichskonſuln für die Beglaubigung von Unterjchriften und Handzeichen zuftändig. 

In Preußen ift die Zuftändigfeit der Amtsgerichte nicht ausgeſchloſſen; es find alſo biefe 
und die Notare zuftändig (preuß. freim. G.G. Art. 31). Daneben find zur Beglaubigung von 
Unterſchriften (mit von Handzeihen) zuftändig die Orisgerichte, welche auf Grund ber 
Art. 122, 123 des preuß. freiw. G. G. durch Kgl. V. O. vom 20. Dezember 1899 (G.S. ©. 640) 
in dem Oberlandesgerichtöbezirte Frankfurt und in den vormals Großherzogl. Heſſiſchen Gebiets- 
theilen des Oberlandeögerichtöbezirfes Caijel errichtet find (vgl. Allg. Verf. vom 28. Dezember 1899 
beit. Verfahren und Gebühren der Ortsgerichte, J.M. Vi. ©. 889). Bgl. auch A.G. z. ©.8.0. 
Art. 33 Ziff. 3. 

In Sachſen find für die öffentliche Beglaubigung einer Unterjchrift außer ben Amtsgerichten 
und den Notaren die Gerichtsihreiber der Amtsgerichte (BD. vom 24. Juli 1899 8. 41) und 
in Württemberg die Crtevorfteher und die Rathsſchreiber zuftändig (A.G. z. B.G.B. Art. 124). 

©. Die Form ber öffentlihen Beglaubigung ergiebt fih 

a, hinfichtlich der gerichtlichen oder notariellen Beglaubigung, einſchließlich ber 
Beglaubigung durch die zur Ausübung ber Gerichtäbarfeit befugten Konfule (obeu ©. 232 9), aus 
$. 183 des frei. G.G.: „Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung einer Unterſchrift darf 
nur erfolgen, wenn die Unterfchrift in Gegenwart des Michterd oder des Notar vollzogen oder 
anerfannt ift. Die Beglaubigung geſchieht durch einen unter bie Unterfchrift zu fegenden Vermerk. 
Der Vermerk muß die Bezeichnung desjenigen, welcher die Unterſchrift vollzogen oder anerkannt 
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Hat, enthalten, und den Ort und den Tag der Ausftellung angeben ſowie mit Unterſchrift und 
Siegel oder Stempel verfegen fein. Diefe Vorſchriften finden auf bie gerichtliche oder motarielle 
Beglaubigung eines Handzeichens entſprechende Anwendung“. 

Demnach) bedarf e8 feiner Aufnahme eines Protokolls und feiner Buziehung von Zeugen, 
und zwar felbft dann nicht, wenn die Unterfchrift einer tauben, blinden, ftummen, taubftummen 
oder ber beutfchen Sprade nicht mächtigen Perſon, oder das Handzeihen eines Schreibend- 
unfähigen beglaubigt wird. Auch ift im Intereſſe der Vereinfachung nicht vorgeſchrieben, dab 
der Beglaubigungsvermerk erkennen laſſen muß, ob die Unterfchrift vor Gericht oder vor dem 
Notar gefertigt ober anerfannt worden ift (K.G. N.F. Bo., 1A ©. 133). Ebenfowenig ift die 
Angabe erforderlich, wie der beglaubigende Beamte ſich Gewihßeit über bie Perſon des Yus- 
ſtellers verſchafft hat; damit ift aber feine Pflicht keineswegs befeitigt, fi) von der Identität zu 
überzeugen. Daſſelbe gilt von der Geihäftsfähigfeit des Ausſtellers (vgl. preuß. freiw. G.G. 
Art. 60 Abf. 3, ſächſ. BL. vom 24. Juli 1899 8.59, württ. U.®. z. B. G. B. Art. 109; bayer. 
Notariatögefeg vom 9. Juni 1899 Art. 35; 8.®. 14 ©. 163 und N.F. 1A ©. 277; Begr. 3 
Entw. eined preuß. freim. G.G. Urt. 61). Auch Vorſchriften über die relative Unfähigkeit ber 
beglaubigenden Beamten find reichsrechtlich nicht aufgeftelt. (K.6. N. F. Bb. 1A ©. 184; vgl. 
preuß. freiw. G.G. Art. 84; bayer. Notariatögef. vom 9. Juni 1899 Art. 15, ſächſ. V. O. vom 
24. Juli 1899 8. 72). Ueber das Erforderniß, dat ber Vermerk unter bie zu beglaubigende 
Unterfchrift gefegt werden muß, vgl. Beiffer. f. CPrz. 3b. 27 ©. 363, Jaſtrow a. a. D. 
©. 170. Die Wirkſamkeit des Beglaubigungsvermerfes wird weder duch die Beifügung ber 
Beurkundung einer weiteren Erflärung noch dadurch beeinträghtigt, daß außer felnen Form⸗ 
erforderniffen noch die ber Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts zum Theil gewahrt find; vgl. 
Zeitſchr. f. E.Prz. Bd. 28 ©. 171. 

Die reihsrehtlihen Vorſchriften über bie Beglaubigung können durch die Landeögefege 
ergänzt werden; aber die Ergänzungsbeftimmungen find nur inftruftionell (freiw. &.®. 3. 200; 
vgl. preuß. freiw. G.G. Art. 60, Erl. 5 zu Art. 5 des A.G., fowie die angeführten bayer. und 
fähf, Veltimmungen und fähl. V.O. zur Ausfuhrung der gejepl. Beitimmungen über die 
Angelegenheiten der frei. Gerichtsbarkeit vom 25. Juli 1899 88. 28Ff.). 

4. Abweichendes gilt fir die Veglaubigungen durd die Reihstonfuln, wenn fie zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit nicht befugt find. Cie müſſen die oben ©. 232 unter 4 erwähnten 
Vorſchriften aud) bei blohen Veglaubigungen von Unterſchriften und Handzeichen beobadıten, alfo 
insbefonbere zwei Zeugen zuziehen. MM. Jaftrow a. a. O. ©. 246 und Dorner ©. 60, 
welche den 8.15 des Gejepes vom 8. November 1867 (Ausftelung eines Zeugniffes unter Siegel 
und Unterſchrift) anwenden wollen, weil man nach der Ausdrudsweife der neuen Reichögefepe 
die Unterfhriftsbeglaubigung nicht als eine „Aufnahme von Urkunden,“ von ber ber 8. 17 
des Geſetzes vom 8. November 1867 fprict, anſehen könne; indefien die Ausdrucksweiſe der 
neuen Neicjögelege kann trog des unbefriebigenden Exgebnifies nicht für die Auslegung eined 
älteren Geſetzes verwerthet werden. 

y. Fur die landesgeſetzlich für zuftändig erflärten anderen Behörden und Beamten eut— 
ſcheidet dad Landesrecht über das Verfahren und die Form der Beglaubigungen. Vgl. preuß. 
freim. G.G. Art. 115 (Art. 122, 123) und lg. Berf. vom 28. Dezember 1899 (vgl. oben 
©. 238 unter b) $. 89. 

d. Hinfihtlih der Beweistraft der öffentlich beglaubigten Urkunden find folgende Ent- 
ſcheidungen des Kammergerichts zu erwähnen: Da ber beglaubigende Beamte die Identität des 
Ausftelerd zu prüfen Hat und hierzu bei weiblichen Perſonen auch deren Familienftelung als 
Ehefrau, Wittwe oder Iedige Perfon gehört, wird durd den Benlaubigungsvermert auch biefe 
bewieſen (K.G. 4 ©. 128; vgl. ebd. 14 ©. 160). 

Aenderungen, welche nad) ber Beglaubigung der Unterſchrift in der über dieſer ftehenden 
Erklärung vorgenommen find, ſei es jelbft durch den beglaubigenden Beamten in Gegenwart und 
mit Einwilligung des Ausſtellers, werben durch die Unterfchrift und deren Beglaubigung nicht 
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$. 30. 
Für den Eintragungsantrag jowie für die Vollmacht zur Stellung eines 
ſolchen gelten die Vorjchriften des $. 29 nur, wenn durch den Antrag zugleich 
eine zu der Eintragung erforderliche Erklärung erjeßt werden ſoll. 





gededt; denn Ieptere hat ben Bwed, eine Garantie für bie Echtheit der über der Unterſchrift 
stehenden Erklärung zu gewähren, und von einer folden Garantie kann bei einem nad) ber Be— 
glaubigung erfolgten Zufage feine Rebe fein (R.&. 9 ©. 77, 14 ©. 108; leptere Eniſcheidung 
betrifft den Fall der Blankovollmacht, für den die Richtigkeit ber Unficht beſonders erheblichen 
Zweifeln unterliegt). 

6. Schließlich erübrigt die Offenkundigkeit der „anderen Borausfegungen“ (vgl. oben 
©. 227 Erl. 2) deren Nachweis duch öffentliche Urkunden. Der Ausdruck ift aus ber EBD. 
8.291 übernommen und bedeutet bier nicht? Anderes wie dort. Danach find, „bei dem Grund» 
buchamt offentundig* zunäcdft die dem Beamten dieſer Behörde amtlich bekannten Thatſachen, 
auch wenn er fie nicht als Grundbuchbeamter, fondern bei einer anderen Thätigkeit ald Beamter 
der Behörde, welche zugleich das Grundbudhamt bildet (alfo z. B. des Amtsgerichts), erfahren 
Haben folte (vgl. 8. 35 und 8.8. ©. 3427). Ferner find auch als ofientundig anzufehen „alle 
gemein anerfannte wiſſenſchaftliche Wahrheiten" und „Vorgänge des weltgeſchichtlichen und 
Naturlebens, deren Kenntniß ein Gemeingut aller verftändigen Menſchen iſt“ (R.®. 17 ©. 271). 
Bol. im Uebrigen die Kommentare z. E.B.O. $. 29. 


2. Form des Antrags und der Vollmacht zur Dtellung des Antrags. Vertretung. 


$. 30. 
€. 18.43; 118.2. ®.1 6. 13400-13403, 1353518537. M. 6.79. D. 6. 3040. 





1. Form des Antrags. B. Vormund. ©. 240. 
2. Form der Pollmadt. S. 236. y. Pileger. ©. 241. 
3. Vertretung in Grundbuchjachen. ©. 237. 3. Vertreter der Vereine. 
a. Zuläifigfeit. ¶ Vertreter der Stiftungen. ©. 243. 
b. Befugniß zum Kontrahiren mit ſich felbit. &. Vertreter nicht durh das 8.0.8. 
©. Vertretung durch nicht voll Geſchäfto- geregelter juriſtiſcher Perjonen. 
fähige. n. Konkursvermalter. 5.245. 
d. Vollmadt. $. Treuhänder bei Sicperungshypothefen 
6. Andere beiondere Fülle der Vertretung. für Forderungen aus Inhaber und 
. 239. Drderpapieren ſowie für Inhaber« 
a. Glterlihe Gewalthaber. grundfaulden. 


1. Die Regel des 3. 29 gilt nad) $. 30 nicht für den Eintragungsantrag. 

a. Diefe Beitimmung findet aber nur auf reine Anträge Anwendung. Wie oben 
©. 193 Erl. 3 zu $. 13 bereits erwähnt, werden Häufig die zu der Eintragung erforberlichen 
Erklärungen in der Ausbrudsmeife des Antrags ertheilt. Für einen folhen Antrag gilt die 
Regel des $ 29. Insbeſondere fällt hierunter, außer ber Bewilligung des leidenden Theiles 
8. 19), auch die Zuftimmung des Eigenthümers zur Löſchung einer Hypothef, einer Grundſchuld 
oder Rentenſchuld ($. 27); ertheilt diefer, wie in der Praxis vorausſichtlich die Regel bilden 
wird, feine Zuftimmung, indem er die Löſchung beantragt, jo bedarf der Antrag der im 8. 29 
Sap 1 vorgeichriebenen Form. Wenn dagegen die Bewilligung, die eben erwähnte Buftimmung 
und die fonjtigen nah %%. 19—27 erforderlichen Erklärungen fämmtlid in gehöriger Form vor- 
Siegen, jo bedarf ber Antrag, mit dem fie dem Grundbuchamt eingereicht werden, nicht der Form 
des $. 29. Denn er bildet nur eine bie Thätigkeit de3 Grundbuhamts in Bewegung fegende 
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Verfahrenshandlung, feine Vorausfegung der Eintragung im Sinne des 8. 29. Bgl. oben 
©. 193 Erl. 3. Etwas Anderes gilt nad) $. 32 für die Zurüdnahme des Antrags. 

Bu den reinen Anträgen, welde feiner Form bedittfen, gehört insSbeſondere auch der Antrag 
auf Eintragung einer Sicherungshypothet in das Grundbuch. Er findet feine Rechtfertigung in 
dem vollſtredbaren Schuldtitel und bildet nur einen Berfahrungsaft, obwohl er erit das Grund- 
fd, auf dem die Eintragung erfolgen fol, in ber im $. 28 vorgefchriebenen Weiſe bezeichnen 
muß. Daß alfo der Antrag nicht lediglich das Verlangen auf Vornahme ber aus den beigefügten 
Urkunden erfichtlihen Eintragung enthält, macht ihm fir fi allein noch nicht zu einer der Form 
bes $. 29 bebürfenden Erklärung. 

Dies trifft au auf den Antrag auf Eintragung de Widerſpruchs bei einer Buchhypothek 
zu, daß die Hingabe des Darlehns umterblieben fei (B..B. 8.1139, oben ©. 133): diefer wird 
durch die aus dem Grundbuch erfichtlihen Umftände völlig gerechtfertigt, daf die Ertheilung bes 
Briefes ausgeſchloſſen ift, daß der Hypothek ein Darlehn zu Grunde liegt und daß feit ihrer 
Eintragung noch fein Monat zur Zeit des Eingangs des Antrags verftrigen war. Die Er- 
Härung des Eigenthümers, daß die Darfehnsvaluta nicht ausgezahlt ſei, iſt feine zu der Ein- 
tragung erforderliche Erklärung im Sinne der $$. 19-27 und alfo aud nicht im inne der 
38. 29, 30. Auch der Wortlaut des 8. 1139 fpricht Hierfür; eine befondere Erklärung, dab die 
Hingabe des Darlehns unterblieben ſei, wird überhaupt nicht gefordert. Es genügt zur Bes 
geündung: des Antrags der Hinweis auf die oben erwähnten, aus dem Grundbuch erfiditlichen 
Umftände (a.M. Turnau-Förſter Bd.1 ©. 637, Oberned ©. 678, Jaſtrow, Formularbuch 
Th. 2 ©. 184). 

b. Welcher Form die reinen Anträge bedürfen, ift in der &.B.D. nicht gefagt. Nach dem 
im $. 416 der EBD. und im $. 126 des 8.6.8. zum Ausdrude gebraten Grumdfape wird 
man für einen privatfcriftlichen Antrag jedenfalls nid mehr als die eigenhändige Unterjchrift 
des Antragfteller® ober deſſen gerichtlich oder notariell beglaubigtes Handzeichen verlangen 
dürfen. Vorgefchrieben ift aber aud das nicht und das Grundbuhamt wird fich mit einem 
nicht unterzeichneten Antrage begnügen müſſen, wenn aus ihm erfennbar hervorgeht, daß er von 
einem Antragsberechtigten berührt (gl. Shulpenftein in Zeitichr. f. E.Btoz. 27 ©. 514ff.). 

Für Aufnahme der Anträge durch das Grundbuhamt, durch ein Amtsgericht oder einen 
Notar iſt reichsrechtlich keine Form vorgefchrieben, insbefondere finden auf fic die Vorfchriften 
der 88. 168ff. des freim. G.G. (oben ©. 230ff.; felbft dann feine Anwendung, wenn die Amts- 
gerichte die Grundbuchämter bilden, denn dieſe betreffen nur bie Beurfundung von Rechts—- 
geihäften, die reinen Anträge bilben aber feine rechtsgeſchäftlichen Erklärungen. Dagegen ift es 
den Landeögefegen unbenomnten, hierüber Vorichriften zu erlafien. Für Preußen enthalten die 
Art, 54 und 55 des preuß. freim. G.G. einige in Betracht fommenden Beſtimmungen über die 
Vrototolle ber Richter und der Notare (vgl. die Erf. zu Axt. 5 des preuß. A.G. 3. G.B. O). 

2. Die vorftehenden Bemerkungen treffen nad $ 30 auch auf die Vollmacht zur Stellung 
eined reinen Gintragungsantragd zu, da von dieſer in formeller Hinſicht natürlich nicht mehr 
gefordert werden kann als von dem Antrage ſelbſt. Demnach bedarf insbeſondere aud der Be- 
vollinãchtigte des Gläubiger® einer vollitredbaren Geldforderung, welder deren Eintragung als 
Sicherungshypothet in dad Grundbuch beantragt, feiner beglaubigten Vollmacht, einerlei ob er 
der Prozepbevolmädtigte des Gläubigers ift (vgl. das preub. Zw.B.G. vom 13, Juli 1583 
8. 12) oder nicht. 

Dur eine folde formlofe Vollmacht wird aber, wie gefagt, der Bevollmächtigte nur zur 
Stellung eines reinen Antrags ermächtigt, nicht zu einer Eintragungsbewiligung ($. 19), Ab» 
tretungserflärung ($. 26), Zuftimmung des Eigenthümers zur Löfhung (8. 27) oder zu einer 
fonftigen zu der Eintragung erforberlihen Erklärung; hierzu bedarf es einer Vollmacht in der 
im 8. 29 Abf. 1 vorgeichriebenen Form. 

Auch auf die Legitimation eines Vertreters, deſſen Vertretungsmadt nicht durch Rechts— 
geſchäft (Vollmacht, vgl. B.G.B. 8. 166 Abf. 2) ertheilt iſt, (geieplihe Vertreter, Organe 
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juriftifcher Perſonen, Konkursverwalter, Teftamentevollitreder ıc.) findet 8. 30 feine Anwendung. 
Sie müflen ſich in gleicher Weife bei der Stellung reiner Anträge wie bei der Abgabe von Ein- 
tragungsbewilligungen zc. legitimiven. Bgl. unten ©. 239fj. unter 3e. 

Schließlich bezieht ſich weder die Vorſchrift des $. 30 noch die des 8.29 auf Vollmachten 
zu Handlungen vor oder gegenüber dem Grundbuchamte, die nicht auf Vornahme einer 
Eintragung gerichtet find, wie z. B. zu Anträgen und Erklärungen, die lediglich die Er— 
theilung der Hypothelen⸗ ober Grunbidulbbriefe betreffen, oder zur Erhebung von Beſchwerden. 
Aus dem Schweigen des Geſetzes folgt bie Formloſigkeit derartiger Vollmachten, es fei denn, 
daß für die Erklärung des Vollmachtgebers eine Form vorgefchrieben ift; in dem Halle des 
3. 60 Abſ. 2 3. 8. wird man auch für die Vollmacht zur Abgabe der Erklärung des Eigen- 
thümers die Form des $. 29 Sag 1 fordern milfien. Vgl. 8. 58 Erl. 2, 8.60 Ext. ic, 8.73 
Erl. 5, $. 80 Erl. 1. 

Bol. über die Form der Vollmacht noch Erl. 3d. 

3. Yußer den joeben erwähnten Beſtimmungen und der Vorſchrift des $. 15 fiber bie 
Bertretungsbefugnig der Notare Hat die G.B.D. feine befondere Beſtinimungen über bie Ber- 
tretung. Es fommen für das Grundbuchrecht die fonft geltenden Vorſchriften, insbefondere die 
des 8.6.8. in Betracht. Aus dieſen iſt Folgendes hervorzuheben: 

a. Zufäffig ift die Vertretung bei allen Rechtsgeſchäfien, ſoweit nicht für einzelne Aus- 
nahmevorjgriften getroffen find. Won den lehteren find für ben Grundbuchderkehr wohl nur 
die Vorfehriften über Teftamente (8. 2064), Erbverträge (8. 2274), die einen Exbvertrag auf- 
hebenden Berträge ($. 2290 Abf. 2), den Nüdtritt vom Erbvertrage ($. 2296) und die Erb» 
verzihtöverträge ($. 2347 Abf. 2) von Intereſſe. Für die grundbuchrechtlichen Erklärungen, 
insbefondere auch bie Auflaſſungen gift feine Ausnahme. 

b. „Ein Vertreter fann, foweit nicht ein Anderes ihm geftattet fit, im Namen des 
Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft 
nicht vornehmen, es fei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erjüllung einer 
Verbindlichteit beſteht (B.G.B. g. 181). Demnach find Aufiafſungen ſeitens des Vertreters 
des Eigenthümers an ſich ſelbſt oder an einen durch ihn vertretenen Dritten ſowie Eintragungs⸗ 
bewilligungen des Vertreters des leidenden Theiles zu feinen eigenen Gunſten regelmäßig nichtig, 
es fei denn, daß der Vertreter zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit ſich ſelbſt oder mit ſich 
als Vertreter des Dritten ausdridlid; oder ſtillſchweigend beſonders ermächtigt ift, oder daß das 
Rechtsgeſchaft ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit befteht. Die letztere Aus— 
nahme wird befonder® häufig praktiid werben beim Vermächmiß eines Nießbrauchs an die 
Witte eines Berechtigten, welcher von feinen unter der elterlichen Gewalt der Mutter ftehenden 
minderjährigen Kindern beerbt ift; ba biefe auf Grund des Vermächtniſſes zur Beftellung des 
Nieũbrauchs verpflichtet find, kann die Mutter defjen Eintragung Namens der Kinder bemilligen; 
die Beſtellung eines Pflegers ift alfo nicht erforderlich. Siehe auch Seuff. Arch. 56 Nr. 44. 

e. Auch ein nur beihräntt Geihäftsjähiger kann, anders als ein Geſchäftsunfähiger, 
Vertreter fein (B.G.B. 8. 165). Ebenfo wie bie Vorſchrift des $. 181 findet auch biefe auf 
Bevollmächtigte wie auf fonftige Vertreter Anwendung; jedod gelten für elterlihe Gewalthaber, 
Bormünber, Pfleger und Teſtamentsvollſtrecker Ausnahmen nad) näherer Vorſchrift ber 88. 1676, 
1678, 1686, 1696; 1780 (anders $. 1781), 1915; 2201. 

d. Aus den Vorſchriften des B.G.B. (88. 167176) über die Vollmacht ift Folgendes 
hervorzuheben. Die ErtHeilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem zu 
Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung ftatlfinden foll; dieſe 
Erklärung bedarf nicht der Form, welche fiir dad Rechtsgeſchäft beftimmt ift, auf das fi die 
Vollmacht bezieht ($. 167). Eine Spezialvollmagt ift nie erforderlich; es ift vielmehr 
lediglich eine Frage der Auslegung, in welchem Umfange ber Bevollmäditigte zur Vertretung 
des Vollmachtgebers befugt fein fol (Pland Bd. 1 Erl. 6 zu 8.167) „Das Erlöſchen ber 
Vollmacht beftimmt fi nad dem ihrer Ertheilung zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe;“ 
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aus biefem Tann fich auch die Ummiderruffidhteit der Vollmacht ergeben; als Hegel gilt aber, 
daß die Vollmacht auch bei dem Fortbeitehen des Rechtsverhältniffes widerruflich ift (8. 168). 
Demnach entfcheiden über das Erlöſchen der Vollmacht grundfäglic die Regeln des Auftrage, 
des Dienft- oder Werkvertrags (88. 671-675), des Gelellichaftävertrags (88. 712, 715, 723ff.) 
oder des fonftigen zu Grunde liegenden Redtöverhältnifies. Der Tod oder der Eintritt ber 
Geichäftsunfähigteit ded Vollmachtgebers hat „im Zweifel” das Erlöſchen nicht zur Folge, wenn 
eines der brei erfigenannten Reditöverhäftnifie, wohl aber, wenn ein Gejellfcaftöverhältnik zu 
Grunde liegt (88. 672, 675, 727). Der Widerruf der Vollmacht iſt ebenfo wie deren Erteilung 
eine einfeitige empfangäbebürftige Willensertlärung ($. 186 Sap 3). 

Dem Grumdbuhamte gegenüber Iegitimirt fi ber Bevollmächtigte durch Vorlage einer 
Vollmachtsurkunde in ber aus den Bemerkungen in Erl. ? erfihtlien Form. Die Boll- 
macht muß in Urſchrift oder in Ausfertigung vorgelegt werden: eine beglaubigte Abſchrift 
genügt nicht, weil nur der Befig der Urfchriit oder ber dieſer gleichitehenden Ausfertigung Ger 
währ dafür bietet, daß die Vollmacht nicht widerrufen ift (Entid. 1 S. 130). Ebenfowenig 
genügt ein der Beglaubigung der Unterſchrift des Bevollmächtigten beigefügtes Atteſt des bes 
glaubigenden Notare, daß ihm eine Ausfertigung der Vollmacht vorgelegt fei, wohl aber eine 
Bezugnahme auf die Alten des Grundbuhamts, wenn ber Bevollmädtigte oder der Vollmacht⸗ 
geber die Vollmacht bereits zu diefen eingereicht oder lepterer fie vor dem Grundbuchamte zu 
Protokoll gegeben Hat. Hat dagegen der Wollmachtgeber zum Prototolle des Amisgerichts, 
welches zugleich das Grundbuchamt bildet, einfeitig in Abweſenheit des zu Bevollmächtigenden 
die Vollmacht erflärt und Aushändigung der Ausfertigung zu feinen eigenen Händen beantragt, 
jo liegt darin noch feine Vollmachtsertheilung, da die Erklärung weder gegenüber dem zu Be— 
rechtigenden nod; gegenüber dem Dritten, dem gegenilber die Bertretung ftattfinden foll, 
abgegeben ift ($. 167); eine Bezugnahme auf dieſes Prototoll reicht demnach nicht aus (vgl. 
zu ben Sägen diefes Abſatzes K.G. 12 ©. 107). 

Die Vorlage einer Zeitung, welche eine öffentliche Belanntmahung der Vollmacht enthält, 
(vgl. B.G. B. 8. 171), feitens des Bevollmädtigten bilbet ebenfalls feine genügende Legitimation, 
wenn e3 fi um eine Vollmacht zu einer zw einer Eintragung erforderlichen Erklärung handelt; 
nad $. 29 Cap 1 der G.B. O. muß durd öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nadj= 
gewiefen werben, daß der Bollmadjtgeber felbit die Belanntmadhung an bie Zeitung eingefandt 
Hat, weil es fonft an jeder Gewähr für bie Echtheit der Kundgebung fehlt. 

Hat ſich der Bevollmächtigte in einer ber oben angegebenen Weifen legitimirt, fo kann 
das Grundbuchamt nur dann den Nahmeis, daß die Vollmacht nicht widerrufen und 
die Vollmachtsurkunde nicht für kraftlos erklärt ſei (B.G.B. $. 176), fordern, wenn 
befondere Umftände Zweifel an dem ortbeitande der Vollmacht rechtfertigen. Wenn der Boll» 
machtgeber durch beiondere Mitteilung am dad Grundbuchamt kundgegeben hat, daß er den 
Anderen zu feiner Vertretung vor diefer Behörde ermächtigt habe, oder wenn er dem Bertreter 
eine Vollmachtsurkunde andgehändigt Hat und der Ieptere fie dem Grundbuchamte zu feiner 
Legitimation vorlegt, fo bleibt nad 88. 171, 172 die Vertretungsmacht beitehen, bis jene Kund- 
gebung durch Erklärung gegenüber bem Grundbuchamte widerrufen wird oder bis die Vollmachts- 
urtunde dem Vollmachtgeber zurüdgegeben oder für kraftlos erflärt wird. Ebenſo bedarf es bei 
einer durch öffentlihe Bekanntmachung fundgegebenen Vollmacht des Widerrufs durch eine 
öffentliche Velanntmahung. Eine andere Art des Erlöfchens, insbefondere auch ein Widerruf, 
bei dem bie Vollmachtsurkunde nicht zuriidgegeben oder für kraftlos erklärt tft, tommt in dieſen 
Fällen nicht in Betracht, es fei denn, dab das Grundbuganıt das Erlbſchen kennt oder kennen 
muß (8.173). Demnad gift, von dem letzteren Falle abgefehen, der nod im Befige der Voll— 
machtsurtunde befindliche Vertreter als legitimirt, fofern nicht die Urkunde für fraftlos erklärt 
ift. Ein Beweis, daß letzteres nicht gefchehen ift, fan das Grundbuchamt, wenn nicht befondere 
Umftände dies wahrjceinlich machen, ebenjowenig fordern, ald 3. B. bei der Vorlage eines 
Teſtaments den Nachweis, dab dies nicht durch ein ſpäteres widerrufen ift. 
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e. Einige befondere Bertretungsfälle find an anderer Stelle beſprochen, vgl. oben 
S. 201 Erl. 5a zu $. 14 Über den Sequeſter des 8. 848 der C. P.O.; ©. 125f. und unten 
8. 36 Erl. 3 über Teftamentsvollitreder, oben ©. 49 über die legtwillige Einräumung einer 
Verfügungsbefugniß über den Nachlaß, unten $. 33 nebſt Ext. über die Vertreter der Handeld- 
geſellſchaften. 

Hier ſind folgende weitere Fälle zu erwähnen: 

«. Die elterliche Gewalt gewährt die Befugniß zur Vertretung des minderjährigen 
Kindes, und zwar in erfter Linie dem Bater. Der Mutter fteht fie regelmäßig erjt dann zu, 
wenn ber Vater geitorben oder für todt erklärt ift, oder wenn er bie elterliche Gewalt in Folge 
eines an bem Kinde verübten Verbrechens oder vorfäglichen Vergehens gemäß 8. 1680 verwirkt 
hat und die Ehe aufgelöft ift ($. 1684); vorker ift fie nur ausnahmsweiſe nad) $. 1685 zur 
Vertretung befugt. Unehelihe Kinder ftehen nicht unter elterlicher Gewalt (8. 1707). 

Die elterlihe Gewalt gewährt nicht die Befugniß zu Schenkungen (8. 1641); zu Rechts- 
geihäften zwiſchen dem Kinde einerfeit3 und dem Water oder befien Ehegatten oder Verwandten 
in gerader Linie andererjeits, es fei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichteit befteht; zu einem Rechtsgeſchäfte, welches die Webertragung oder Belaftung 
einer durch Pfandrecht, Hypothet oder Bürgichaft gefiherten Forderung des Kindes gegen den Bater 
oder die Aufhebung ober Minderung dieſer Sicherheit zum Gegenftande hat oder die Verpflichtung 
des Kindes Hierzu begrlindet (88. 1630, 1795; vgl. Rechiſpr. 2 ©. 140). Ferner fehlt dem Inhaber 
der elterlichen Gewalt bie Vertretungsbefugniß in denjenigen Angelegenheiten des Kindes, fir 
die ein Pfleger beftellt oder für die ihm dur das Vormundfchaftsgericht die Vertretung ent- 
zogen ift (88. 1627, 1630, 1796), ſowie hinſichtlich desjenigen Vermögens, welches das Kind 
von Todeswegen erwirbt oder weldes ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich, 
zugewendet wird, fofern der Erblaffer durch letztwillige Verfiigung, der Dritte bei der Zu— 
wendung beitimmt hat, daß der Erwerb der Verwaltung des Vaters entzogen fein foll (8. 1638). 

Die Vermögensverwaltung und die Vertretungsbefugnie des Vaters endigt trop des 
Fortbeſtehens der elterlichen Gewalt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch den der Konkurs 
über fein Vermögen eröffnet wird ($. 1647), und durch Entziehung feitens des Bormundidafts- 
gerichts (8. 1670). Auch ein in der Geſchäftsfähigkeit bef—räntter Vater it zur Vertretung des 
Kindes nicht berechtigt (8. 1676). 

Bu einigen Rechtageſchäften für das Nind bedarf ber Bater der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts, vor allem zur Verfiigung über ein Grundftüd (vgl. Entf. 1 
€. 135 = 8.6. N.F. 1A ©. 237 — Rechtſpr. 1 ©. 474) oder über ein Recht an einem 
Grundftüde mit Ausnahme der Hypotheten, Grundſchulden und Rentenfhulden; ferner zur Ver— 
fügung über eine Forderung, die auf Uebertragung des Eigenthums an einem Grunbjtüd ober 
auf Begründung oder Uebertragung eined Rechtes an einem Grundftüde (mit Ausnahme der 
Hypotheken ꝛc.) oder auf Befreiung eines Grundftüds von einem folden Rechte gerichtet iſt; 
ſchließlich zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der genannten Verfügungen (88. 1643, 
1821 ff. vgl. Pland Bd. 4 ©. 399ff.). Ueber den Begriff der Verfügungen vgl. Bland Bb. 1 
©. 148; darunter fält nicht nur die Veräußerung und die Belaftung, fondern auch bie- 
Nenderung oder Aufhebung eines Rechtes, demnach auch z. B. die Umwandlung von Brief: in 
Buchhypotheken, was zivar nicht für ben Vater als elterlichen Gewalthaber, wohl aber für den 
Bormund und Pfleger (vgl. unten ©. 240) von Bedeutung iſt. Anders als diefe bedarf 
nämlich der Vater feine Genehmigung zur Uebertragung, Belaftung, Inhalts: und Rang- 
änderung fowie zur Löſchung einer Hypothek, ferner zum entgefilichen Erwerb eines Grundftüds 
ober eines Rechtes an einem Grundſtück zc. 

Das Gefagte gilt auch von der elterlihen Gewalt ber Mutter ($. 1686). Im 
Gegenſatze zu dem Vater verliert fie aber bie Gewalt mit ihrer Wiederverheirathung ($. 1697), 
und ihre Vertretungsmacht wird eingeſchränkt, wenn ihr ein Beiſtand von dem Vormundſchafts- 
gerichte beftellt wird (98. 1687 ff). Der Beiftand Hat innerhalb feines Wirkungskreiſes, der auf 
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gewiffe Arten von Angelegenheiten oder auf einzelne Angelegenheiten beſchränkt fein kann, 
grundfäglich biefelbe Stellung wie ein Gegenvormund. Die Mutter bedarf feiner Genehmigung, 
welche durch die des Vormundſchafisgerichts erjegt werden kann, zu jebem Rechtsgeſchäfte, zu 
dem ein Vormund (vgl. unten unter 3) der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder des 
Gegenvormunded bedarf, es fei denn, daß auch der elterliche Gewalthaber das Rechtsgeſchäft 
nicht ohne bie Genehmigung des Gericht vornehmen fann (8. 1690); in dem Iepteren Falle ift 
die gerichtliche Genehmigung erſorderlich und die bes Beiſtandes nicht genügend. Auf Antrag 
der Mutter fann das Vormunbihaftsgeriht dem Beiſtande die Vermögensvermwaltung ganz 
oder 1heilweife übertragen; der Beiftand hat alsdann die Rechte unb Pflichten eines Pflegers 
(8. 1693). 

Während dieſer Beiitand fi durd feine Beſtallung fegitimirt (38. 1694, 1791), genügt 
zum Nachweiſe ber Bertretungsmadht des Baters der Beweis ber Minderjährigfeit des 
Kindes. Denn feine Vertretungsbefugniß bildet die Regel und das Grundbuchamt braucht nicht 
danach zu forſchen, ob dem Vater nicht die Vertretungsmacht ausnahmsweiſe fehlt, es fei denn, 
daß befondere Umflände ben Zweifel rechtfertigen. Cbenfo genügt zur Legitimation der Mutter 
eines minderjägrigen ehelichen Kindes der Nachweis des Todes des Vaters oder eines ber 
anderen oben angeführten Umftände, mit deren Eintritt die elterliche Gewalt ber Mutter beginnt. 
Den Beweis, daß fein Beiftand beftellt jei, Hat das Grundbuchamt geundfäglic nicht zu erfordern; 
wohl aber empfiehlt es fi, die vor dem Grundbuchamt erſchienenen Betheiligten über biefen 
Buntt zu befragen. 

B. Der Bormund und der Gegenvormund eines Diinderjährigen oder eines entmündigten 
Volljährigen oder auch eines Volljährigen, der nad} ber Einleitung des Entmündigungsverfahrens 
unter vorläufige Vormundſchaft geftellt iit, legitimiren ſich durch Vorlegung ihrer Beftallung 
(8. 1791). Zur Vertretung des Mündels ift nur der erftere befugt, der letztere jelbft nicht bei 
Verhinderung des Bormundes. 

Für die unter « im Ab. 2 genannten Geſchäfte und Angelegenheiten jehlt dem Bormunde 
fo gut wie dem elterlichen Gewalthaber die Bertretungsmadht (88. 1794 —1796, 1804, 1909). 

Wie der Iegtere, bedarf auch der Bormund der Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichts (ober ftatt deſſen des Familienraths, falls ein folder eingefept ift, 88. 1S58Ff.) zu den 
im Abf. 4 unter a genannten Rechtsgeſchäſten und außerdem z. ®. zu einem Wertrage, der auf 
ben entgeltfihen Erwerb eines Grundſtücks ober eines Rechtes an einem Grundftide gerichtet 
ift, fowie zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das bie fir eine Forderung des Mündels beſtehende 
Sicherheit aufgehoben oder gemindert ober die Verpflichtung dazu begründet wird (3. B. zu einer 
Rongänderung zum Nachtheile einer Hppothet des Mündels, Entlaffung eines Grunditüds aus 
der Mithaft für eine folche oder Aufgabe der Hypothet für eine Forderung des Mitndels), 
ſchließlich zu einer Verfügung (vgl. über dieſen Begriff oben S. 239) über eine Briefhypothet, 
Brieſgrundſchuld oder Briefrentenſchuld, wenn der Brief hinterlegt ift (88. 1821, 1822, 1319). 

Die Genehmigung des Gegenvormundes oder ftatt ihrer die des Vormundſchafts- 
gerichts (Familienraths) ift, fofern nicht eine ſog. befreite Vormundſchaft vorliegt, erforderlich 
zu einer Verfügung über eine Forberung oder ein anderes Recht, kraft deffen das Mündel eine 
Leiftung verlangen kann, e8 fei denn, daß der Gegenftand der Keiftung nicht in Geld oder 
Werthpapieren befteht oder daß der Anſpruch nicht mehr als 300 Mark beträgt oder zu den 
Nugungen bes Mündelvermögens gehört ıc. (88. 1812, 1813). Demnad; genügt bie 
Genehmigung des Gegenvormundes zu einer Abtretung oder Belajtung einer Hnpothet, fofern 
der Brief nicht hinterlegt ift, zu einer Löſchungsbewilligung aber nur dann, wenn die Forderung 
an ben Mündel zurüdgezahft ifl, nicht wenn biefe beftehen bleibt und nur die Hypothet aufs 
gegeben wird (vgl. Seuff. Ar. 56 Nr. 5). 

Eine befreite Vormundſchaft, bei der es zu den im vorigen Abſatz angeführten 
Rechtsgeſchäften feiner Genehmigung bedarf, ift kraft Geſetzes nur die des Vaters ober der 
ehelichen Mutter eines volljährigen Mündels (88. 1903, 1904), außerdem nur die Vormundſchaft 
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de3 von dem Vater oder ber Mutter benannten Bormundes eines Minderjährigen, fofern biefe 
die Beitelung de3 Gegenvormundes audgeichlofien haben (88. 1852Ff.). 


y. Eine Pflegihaft läßt das B.G. B. zu einmal für die unter elterliher Gewalt oder unter 
Vormundſchaſt jtehenden Perfonen zur Beforgung folder Angelegenheiten, an deren Erfedigung 
der Gewaltgaber oder der Bormund verhindert iſt (vgl. oben ©. 239 Erl. « Abſ. 2), insbeſondere 
zur Verwaltung des jenen unter der Beſtimmung zugemwenbeten Vermögens, daß bem Gewalthaber 
oder dem Vormunde die Verwaltung nicht zuftehen fol; jerner für die noch nicht unter Vor— 
mundſchaft jtehenden Perfonen, filr welche die Vorausfegungen fr die Anordnung einer Bor- 
mundicait vorliegen; fir gebrechliche Volljährige (gl. Entf. 1 ©. 133 über die Zulaſſigkeit 
der Veftellung eines Pflegers für einen nicht entmündigten Geiſteskranken zur Beforgung einzelner 
Angelegenheiten oder eines beftinmten Kreifes feiner Angelegenheiten) ; für abweſende Voljährige; 
für eine Leibesftucht zur Wahrung ihrer künftigen Rechte; für einen unbefannten Betheiligten, 
insbefondere fr einen noch nicht erzeugten ober erſt Durch ein fünftiges Ereigniß zu beitimmenden 
Nacherben; endlich für ein Vermögen, das durch öffentliche Sammlung für einen vorübergehenden 
Zwed zuſammengebracht üft, wenn die zu ber Verwaltung und Verwendung berufenen Berfonen 
weggefallen find (&$. 1909-1914). Außerdem ift die Beftellung einer Nachlaßpflegſchaft zuläffig, 
und zwar nit nur in dem Falle der Nachlaßverwaltung (oben S. 121f.), fondern auch zur 
Sicherung des Nachlaſſes fir denjenigen, welcher Erbe wird (88. 1960, 1961, 1975ff., dgl. 
Bland Bd. 5 ©. 36, 57ff., 87f.); bei jeder Nachlaßpflegſchaft tritt an die Stelle des Bormund- 
ſchafiegerichts das Nachlaßgericht ($. 1962). 

Auf die Pflegſchaft finden grundfäglic die für die Vormundſchaft geltenden Borfchriften 
entipredende Anwendung; die Beſtellung eines Gegenvormundes ift nicht erforderlich (8. 1915, 
vgl. 98. 1916ff., insbefondere iiber den Pfleger zur Verwaltung eines dem Mündel unter Aus- 
ſchluß der elterlichen oder vormundfdaitlihen Verwaltung zugewendeten Bermögens $. 1917). 
Im Gegenfage zu der Vorniundſchaft, auch der vorläufigen Vormundſchaft über bie Boljägrigen, 
deren Entmündigung beantragt ift, hat die Pflegſchaft, insbefondere die über einen Gebrechlichen 
oder einen Abwejenden, auf die Geſchäftsfähigkeit des Mündels feinen Einfluß. Der Pfleger 
hat auch regelmäßig nur für einzelne Angelegenheiten oder einen beſtimmten Kreis von Ans 
gelegenheiten des Mündels zu forgen, worüber die Beftallung Auskunft geben muß; nur ein 
törperlich Gebrechlicher fann für alle Angelegenheiten, „für feine Berfon und fein Vermögen“ 
einen Pfleger erhalten ($. 1910 Abi. 1). 

8. Bei den Bereinen find nah dem 8.6.8. drei Arten zu unterfceiden, bie Bereine, 
welche Rechtsfähigleit durch ſtaatliche Verleihung erlangt Haben, die eingetragenen Bereine und 
die nicht redhtsfähigen Vereine (gl. oben ©. 189 Abſ. 2). 

Durch) fraatlihe Verleihung erlangen „in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Bor- 
ſchriften“ diejenigen Vereine Rehtsfähigkeit, deren „Zweck auf einen wirthſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt“ (B.G— 22. In Preußen erfolgt die Verleihung der 
Rechtsfähigleit durch die zuftändigen Minifter; BD. vom 16. November 1899 Art. 1). Diefe 
Vereine werden durch ihren Vorftand vertreten, defien Beſtellung, fofern nicht die Satzung 
etwas Anderes beitimmt, durch Veſchluß der Mitglieberverfaommlung erfolgt (B.G.B. 88. 26, 
27, 40). Ueber die frage, ob für die Beichlüffe des Vorſtandes Einftimmigfeit der Mitglieder 
erforberfich ift oder nicht, entfheiden ebenfalß in erfter Linie die Sapungen; in Ermangelung 
einer Beftinnmung genügt, gehörige Berufung der Vorſtands. Mitglieder vorausgefegt, Zuftimmung 
der Mehrheit der in der Vorftandafigung erfdienenen Mitglieder (88. 28, 40). Der Umfang 
der Bertretungsmadht des Vorſtandes beftimmt fi gleichfals nah der Sapung; etwaige Be— 
fpräntungen wirten gegen Dritte (3. 26). Durd die Sapung fanı beftimmt werben, deß 
neben dem Lorftande für gewiſſe Geſchäfte befondere Vertreier zu beftellen find (8. 30). Ein in 
Liquidation befinblicher Verein wird durch die Siquidatoren vertreten (88. 47,48). Demnach, 
bedarf es zur Legitimation der Vertreter eines folden Vereins ſtets der Vorlage der 
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Sagungen und bed Nachweiſes gehöriger Beftellung; letzterer wird gewöhnlich durch eine Be— 
ſcheinigung ber Auffichtsbehörde geführt. 

Durch Eintragung in das Vereinsregiſter des Amtsgerichts erlangen die Vereine Rechts— 
fähigkeit, deren Bwed nicht auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ift (8. 21). Diefe 
„eingetragenen Vereine“ unterliegen ebenfalls den vorfiehenden Vorſchriften, jedoch mit 
folgenden Abweichungen. Die Sapıngs-Beftimmungen, welde den Umfang ber Vertretungsmacht 
des Vorftandes beichränten oder die Beſchlußfaſſung abweichend von der angeführten Vorſchrift des 
$. 28 regeln, wirken gegen einen Dritten nur dann, wenn fie zur Beit ber Vornahme des mit 
diefem abgefchlofienen Rechtsgeſchäfts im Vereinsregifter eingetragen oder bem Dritten befannt 
waren; troß der Eintragung braudt der Dritte fie nicht gegen fich gelten zu lafjen, wenn er 
fie nicht fennt und feine Unkenntniß auch nicht auf Fahrläſſigkeit beruht (8. 70). Die Mitglieder 
des Borftandes und die Liquidatoren legitimiren fi als folhe durd ein Zeugniß des Amts- 
gerichts Über die Eintragung (88. 69, 76). Etwaige befondere Vertreter müffen ihre fapungs- 
gemäße Beftellung nachweiſen und den Umfang ihrer Vertretungsmadt durch Vorlage der 
Tagung darthun. 

Für beide Arten der vehtsfähigen Vereine find die für alle juriſtiſchen Perſonen 
geltenden Vorſchriften der Art. 163 und 86 des E.®. z. B.G.B. zu beachten. Nach Art. 163 
finden, von den geringfügigen Ausnahmen der Art. 164—166 (für Realgemeinden, Vereine auf 
Grund ber bayrif—en Gefege vom 29. April 1869 ober des ſaͤchſiſchen Gefeges vom 15. Juni 
1868) adgefehen, auf die am 1. Januar 19UO beſtehenden juriſtiſchen Perfonen von dieſer Beit 
an die Vorfchriften der 88. 25—53, 85—89 des B.G.B. Anwendung; und Art. 86 Hält bie 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Erwerböbejhränfungen juriftiicher Berfonen aufrecht, 
foweit fie Gegenftände im Werthe von mehr als 5000 Mark betreffen. Für Preußen find diefe 
Vorfriften in dem AG. 5. B.G.B. Art. 6, 7 enthalten, und zwar zegelt Art. 6 den Erwerb 
auf Grund von Schenkungen und von Zuwendungen von Todeöwegen und Art. 7 den Erwerb 
von Orundftüden; für lehtere fommt noch der Vorbehalt des E.G. z. 3.6.3. Art. 88 in Betracht, 
wonach die Landesrechte den Erwerb von Grundſtücken dur Ausländer ftets, auch bei einen 
Werthe von nicht über 5000 Mark von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen dürfen; 
deshalb unterſcheidet Art. 7 weiter zwilchen dem Grundftüldserwerbe durch preußiſche, duch 
außerpreußiſche deutihe und dur ausländifche juriftiiche Perfonen. Nah Art. 6 bedürjen 
Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen von mehr als 5000 Mark Werth an juriftiiche 
Berfonen (mit Ausnahme der Familienjtiftungen), einerlei wo diefe ihren Sitz haben, zu ihrer 
Wirtſamteit ihrem vollen Betrage nach der Genehmigung des Königs oder der durch Königliche 
Berordnung bejtimmten Behörde. „Zuriftiihe Berfonen, die in Preußen ihren Ei haben, 
bedürfen zum Erwerbe von Grundſtücken im Werihe von mehr ald 5000 Mark der Ge- 
nehmigung der jlaatlihen Auffichtsbehörbe. Dies gilt nicht für Familienitiftungen, für juriftifche 
Perſonen, deren Rectsfähigkeit auf einem neben dem B.G. B. beftehenden Reichsgeſetze beruft, 
ſowie für folde juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes, welche nach, den jür fie geltenden 
Gefegen ohne die im Abſ. 1 bezeichnete Genehmigung Grundeigenthum erwerben fünnen. Spars 
taſſen, die durch ftaatlihe Verleihung Rectsfähigteit erlangt haben, können ein von ihnen 
beftehenes Grundftiid im Ziangsverfteigerungsverfahren ofme die Genehmigung erwerben“ 
Art, 7 8. 1). „Juriſtiſche Perfonen, bie in einem anderen Bundesſtaat ihren Sig haben, 
bedilrfen zum Erwerbe von Grundftüden im Werthe von mehr ala 5000 Mark der Ges 
mehmigung des Königs oder der durch Kl. BO. beitimmten Behörde. Der gleichen er 
nehmigung bebiltfen ausländifche juriftiihe Perfonen zum Erwerbe von Grundſiücken ohne 
NRüdfiht auf den Werth“ (ebd. x. 2). Vgl. Hierzu die Begr. zu Art. 6 und 7 des Entw. des 
WO. z. BGB. zu 8.2 Abf. 1 auch die Kgl. BD. vom 16. November 1899 Art. 6 und 
8.8. 16 ©. 72, außerdem die Erl. zu Art. 9 des A.G. z. G. 

Auf nit rehtsfähige Vereine finden die Vorfchriften über die Gefellfhaft Anz 
wendung (8-54), jedoch mit der Einfchränfung, dag zur Zwangsvollitredung in das Vermögen 
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eines ſolchen Vereins ein gegen den Verein ergangenes Urtheil genügt, während zu der Zwangs- 
vollftredung in das Gefelicaftsvermögen ein gegen alle Gejellfchafter ergangenes Urtheil 
erforderlich ift (C. P. O. 39. 735, 736). Bu jeder Verfügung über dag Geſellſchaſts- oder Vereins- 
Vermögen bedarf es der Zuftimmung aller Geſellſchafter (Bereinsmitglieder), fofern nicht in 
den Gejellihaftsvertrag etwas Anderes -beitimmt, insbeſondere die Vertretungsbefugniß einem 
oder mehreren Mitgliedern übertragen ift GB.G.B. 88. 709, 710, 714). Hinfichtlich der Legi- 
timation gilt dafielbe wie bei den nicht eingetragenen rechtsfähigen Vereinen. Daß die nicht 
rechtsfähigen Vereine nicht eintragungsfähig find, ift oben S. 189 bereits erwähnt. 

Nach den Vorſchriften über die Gefelfchaft find aud die ausländiſchen Vereine der 
in dem 8.6.8. 88. 21, 22 gedachten Art zu beurteilen, feloft wenn fie nad dem Rechte des 
Staates ihres Sipes rechtsfähig find, fofern nicht ihre Rechtsfähigkeit durch Beichluß des Bundess 
raths anerkannt ift. Vgl. E.G. z. B..B. Art. 10 und Planck Bd. 6 S. 37ff. 

e. Ueber die Vertretung der rehisfühigen Stiftungen, zu deren Entſtehung e8 außer 
dem Stiftungsgefcäfte ftaatliher (in Preußen königlicher, vgl. V.O. vom 16. November 1899 
Art. 4) Genehmigung bedarf, gilt grundſätzlich dafjelbe wie für die rechtsfähigen Vereine, deren 
Rechtsfähigkeit auf ftantlicher Verleſhung beruht ($. 86). Much auf fie finden die oben ©. 242 
Abf. 3 erwähnten Veftimmungen der Art. 86 und 163 des EG. z. B.G.B. und Art. 6,7 bes 
preuß. A.G. 3. B.G.B. Anwendung. 

&. Den unter 8 und e angeführten Borfchriften des B.G. B. unterjtehen nicht die durch 
befondere reihsrehtlihe Vorſchriften geregelten Vereine, deren Zwed auf einen 
wirthſchoftlichen Geſchäfisbetrieb gerichtet ift, wie 3. 8. die handelsrechtlichen Vereinigungen (vgl. 
die Erl. zu 8.33 ©. 249ff.), die Kolonialgejellihaften (Schupgebietögejeg in der Faſſung der Bet, 
vom 16. September 1900, R. G. Bl. ©. 812, 88. 11.) u. ä,, ferner die juriſtiſchen Berfonen, 
welde den durch das E.G. z. B.G.B. den Landesredten vorbehaltenen Rechts— 
gebieten angehören (vgl. oben ©. 21 umd die Erl. zu 88. 83, 84), ſowie ſchließlich die 
juriftifhen Berjonen bes öffentlihen Rechtes (vgl. B.G.B. 8. 89, Pland Bb. ı 
©. 125). Nur die ©. 242 erwähnten Vorſchriften über die Erwerbsbefhräntungen gelten auch 
für fie Im Uebrigen find fie durch die bejonderen reichs- oder landesrechtlihen Normen 
geregelt. Ueber die preußiſch-⸗rechtlichen juriftiichen Perſonen des öffentlichen Rechtes, insbeſondere 
über ihre Vertretung und über die Nothwendigteit der Genehmigung von Aufſichtsbehörden zu 
ihren grundbuchrechtlichen Geſchäften vgl. die Exl. zu Art. 9 des A.G. z. G.B.O. Un diefer 
Stelle onımen nur die reihörehtlichen Vorſchriften in Betracht, aus denen Folgendes hervor 
zuheben ift. 

Ueber bie Vertretung des Reich sfiskus befteht eine allgemeine Vorſchrift nicht. Sofern 
nicht in einzelnen Gefegen einer bejtimmten Behörde die privatrechtliche Vertretung des Reiches 
übertragen ift, muß ber Reichskanzler bezw. deſſen Stellvertretet auf Grund des Art. 17 
der Reichsverfaſſung als zur Vertretung ermächtigt angejehen werden. Der Reihsmilitär- 
fistus wird durch die Landeöfontingentäverwaltungen vertreten; welcher Staatsbehörde die 
Vertretung obliegt, richtet ſich nach den in den beireffenden Staaten geltenden Vorſchriften (val. 
RG. 20 ©. 148, 24 ©. 36, 35 ©. 13, 42 ©. 66, 43 ©. 12; 8.4 ©. 147); in Preußen ift 
durch Erla vom 30. April 1837 (IZ.MB. ©. 211) dem Kriegsminifter die Ermächtigung er» 
theilt, die ihm für den Bereich der preußifchen Militärverwaltung zuftehende Befugniß zum Er— 
werb unbewegliher Sachen jür dag Rei) auf die ihm unterftellten Behörden zu übertragen 
(vgl. dazu Verf. vom 17. Auguft 1887 ebd.). Die preuß. Alg. Berf. vom 13. Juli 1899 
MB. ©. 193) nennt die Militärbehörden, welche zur Ertheilung der Zuftimmung zur 
Löſchung eingetragener Beſchränkungen zujtändig find, die zur Sicherftellung des von Offizieren 
bei Nachſuchung des Heirathskonſenſes nachgewieſenen außerdienftlihen Einkommens bemirtt 
wurden. In der Veräußerung der Grundſtücke, welche aus dem Eigenthum eines Bundesſtaats 
in das des Reiches auf Grund des Reichsgeſetzes über die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen 
Gebrauch einer Reichsverwaltung beftimmten Gegenſtände vom 25. Mai 1873 (i. G. Bl. ©. 113) 
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übergegangen find, ift daß Reich durch die 8. 4—8 deſſ. Gef. beſchränkt. Ueber die Auflafiung 
von Bojigrundftiiden vgl. K.G. 2 ©. 97. 

Die Reichsbank, welche fein Verwaltungszweig des Reiches, fondern eine unter ber 
Aufficht und Leitung des Reiches ftehende öffentlich-rechtliche Anftalt ift (K.G. 15 S. 236, 36 
©. 141), wird nach außen durch das Reichöbantdireftorium vertreten. Dieſes bildet eine öffent- 
liche Behörde. „Es befteht aus einem Präfidenten und ber erforderlichen Anzahl von Mitgliedern 
und jaßt feine Beichlüffe nach Stimmenmehrheit, hat jedoch bei feiner Verwaltung überall den 
Vorſchriſten und Weifungen des Reichskanzlers Folge zu leiften“. (Banfgef. vom 14. März 
1875 $. 27.) 

Juriſtiſche Perſonen find aud die Innungen (Gewerbe-O. in der Faſſung der Bel. vom 
26. Juli 1900, R.G. Bl. ©. 871, 9.36). Sie werden gerichtlich und außergerichtlich durch ihren 
Vorſtand vertreten, über defien Bildung und Beiugnifie das Statut Bejtimmungen zu trefien 
hat; durch diefes tann auch einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern des Vorftandes die 
Vertretung nad) außen übertragen werben (ebd. 8.83 Biff.5, 8.926 Abſ. 1). „Zur Legitimation 
des Vorſtandes genügt bei allen Rechtsgeſchäften die Beicheinigung der Auffihtsbehörde, dab die 
darin bezeichneten Perfonen zur Zeit den Vorftand Bilden“ ($. 92b Abf. 2). Auſſichtsbehörde 
ift die untere Berwaltungsbehörbe (8. 96). Der höheren Berwaltungsbehörde liegt bie Genehmigung 
des Innungsftatuts ob, umd ihrer Genehmigung bedarf es zu dem Erwerbe, ber Veräußerung 
ober der dinglichen Belajtung von Grundeigenthum (cbd. 83. 34, 895). Das Gleiche gilt von 
den Handwerföfanmern (ebd. $$. 103g, 103m, 103n); jedoch wird ihr Statut von der Landes- 
Gentralbehörde erlafien und die höhere Verwaltungsbehörde bildet regelmäßig die Auffichtsbehörde 
(ebb. $3. 103m, 1030). Auch den Innungsausihüffen fann durch die Landes-Gentralbehörde 
und den Innungsverbänden dur Beſchluß des Bundesraths Rechtsfähigfeit beigelegt 
werden (ebd. 88. 101, 104g); beide unterliegen der Aufficht der höheren Berwaltungsbehürbe, 
und zwar die legteren der Aufficht derjenigen höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke ber 
Vorſtand feinen Sig hat; diefe Hat daher die zur Legitimation des Borftandes dienende Ber 
fheinigung außzuftellen (ebd. $8. 104h, 104k). Die Innungs-Unteritügungstaffen und 
die Innungsfrantentaffen find feine befonderen juriftiichen Perfonen; das für fie beftimmte 
Vermögen ift aber gefondert von dem übrigen Innungsvermögen zu verwalten und dient zur 
abgejonderten Befriedigung der Gläubiger der Kafie (ebd. 9. 81b Ziff. 3, 88. 85, 90); in das 
Grumdbud; find danach die Innungen felbft einzutragen und die Kaffen, zu deren Vermögen 
das betreffende Grundſtüc oder Recht gehört, nur Daneben anzugeben (vgl. preuh. Alg. Verf. 
8. 4 Abſ. 2). Vgl. noch über die Löſchung einer Hypothek, die fr eine durch Ausſterben ihrer 
Mitglieder erloſchene alte Innung eingetragen ift, &.& 17 ©. 110. 

Ueber die Vertretung der Ortstranfentaffen, ber Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen und 
der Bausstranfenfafjen und über bie Legitimation ihres Vorſtandes beftimmt das Kranken— 
verficherungägefep (in ber Fafung der Bel. vom 10, April 1892 $$. 25, 35, 64, 66. 72) 
dafjelbe, wie bie Gewerbeordnung bezüglich der Innungen. Auffichtsbehörde ift in Gemeinden 
von mehr als zehntaufend Einwohnern bie Gemeindebehörde, fonft die von der Landesregierung 
zu beſtimmende Behörde (3. 44). 

Der Borftand einer eingefhriebenen Hülfskaffe legitimirt fih durch ein Zeugniß 
des Gemeinbevorftandes, daß die darin bezeichneten Perfonen zur Zeit als Mitglieder des Bor- 
ftande8 angemeldet find. Seine Vertretungsbefugniß beitimmt fi) nach dem Inhalte des Statuts 
(Gefeg dom 7. April 1876, abgeändert durch Geſ. vom 1. Jumi 1884, 88. 5, 16 ff.). 

Juriſtiſche Perſonen find auch die auf Grund des Invalidenverfiherungägefepes errichteten 
Berfigerungsanftalten, welche durch ihren Borftand nach Maßgabe der Beitimmungen 
ihres, von dem Reichsverſicherungdautte zu genehmigenden Statuts vertreten werden. Der 
Vorſtand hat die Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde (Invalidenverſicherungsgeſ. in der Faſſung 
der Bet, vom 19. Juli 1899 98. 6öff., 70, 72-74). 
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Auch die Berufsgenofjenihaften find juriftiiche Perfonen, welche regelmäßig durch 
ihren Vorftand vertreten werden. „Bur Legitimation der Vorftände bei Rechtsgeſchäften genügt 
die Beſcheinigung der höheren Berwaltungsbehörbe, daß bie darin bezeichneten Perfonen den 
Borftand bilden“ (Unjalverfiherungsgefege vom 6. Juli 1884 88. 9, 23, vom 5. Mai 1886 
38. 13, 28, vom 11. Jufi 1887 8. 12 und vom 13. deſſ. Mon. 98. 16, 29). 

n. Der Ronfursvermalter ift zur Verfügung über die zur Konkursmaſſe gehörigen 
Grundftüde und Rechte an Grundftüden des Gemeinſchuldners befugt, und zwar ohne daß es 
bes Nochweiſes der nach 88. 133—135 der K.D. erforderfichen Zuftimmung des Gläubigeraus: 
ſchuſſes oder der Gläubigerverjammfung bedarf, da durch dieſe Vorichriften „die Gültigkeit einer 
Rechtshandlung des Verwalter dritten Perjonen gegenüber nicht berührt“ wird (MD. 8. 136). 
Er legitimirt fi durch die „urtundliche Beiheinigung feiner Ernennung“ ($. 81). 

3. Eine befondere Art der Vertretung kennt bay B.G.B. bei Siherungsbypotheten 
für Forderungen aus Schuldverihreibungen auf den Inhaber, aus Wechſeln 
und anderen indofiablen Papieren ſowie bei Grundſchulden (oder Rentenſchulden) 
für den Inhaber des Grundfhuldbriefs (oder des Nentenfhuldbriefs). Bei ihnen kann 
ein Vertreter für den jeweiligen Gläubiger mit der Befuguiß beftellt werden, mit Wirkung für 
und gegen jeden fpäteren Gläubiger beftimmte Verfügungen über die Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld zu treffen (8.6.8. 88. 1189, 1192, 1195). Innerhalb der bei feiner Ber 
ſtellung bejtimmten Grenzen kann aljo diefer Treuhänder über die Hhpothet, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld verjügen und Eintragungen in das Grundbuch bewilligen. Vgl. unten 8. 43 
Sag 2, 8. 44 Abſ. 2, 9. 51. Neben ihm find auch die Gläubiger verfügungsberechtigt, ſofern 
dem Bertreter nicht die ausſchließliche Berfügungsbefugniß eingeräumt iſt. 

Die Beſtellung dieſes Vertreters ift in das Grundbuch einzutragen und auf ben Inhaber- 
und Oxderpapieren oder auf den Grunbfehuldbriefen zu vermerten (8. 44 Abf. 1, 88. 62, ZU), 
und zwar bedarf ed nicht nur der Eintragung des Namens des Vertreter, ſondern aud des 
Umfangs feiner Verfügungsbefugniß, da diefer gefeplich nicht beftimmt ift; im fegterer Hinficht 
genügt indeſſen nach Analogie des $. 874 des B.G. B. (oben ©. 187 Borbm. V 2) aud eine Bezug- 
nahme auf die Eintragungsbemilligung. Die Eintragung erfolgt, wenn fie bei der Veftellung ber 
Hypothet, Grundſchuld oder Rentenſchuld beantragt wird, auf die einfeitige Bewilligung des 
Eigenthumers (vgl. oben ©. 211 Erl. 3); zu einer nachträglichen Beitellung und zu jeder 
Anderung, insbefondere aud) zur Abberufung ift dagegen die Bewilligung des Eigentümers 
(wg. 8.6.8. 8. 1189 Abi. 2) und des durch die Inhaber» oder Orderpapiere fegitimirten 
Gläubigers und, wenn die Forderung ober die Grundſchuld geiheilt iſt, der ſammilichen Gläubiger 
erforderlich, jofern nicht von vornherein etwad Anderes beftinmt iſt. Hiervon gilt Hinfichtlich 
der Abberufung eine Musnahme auf Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Dezember 1899, betr. 
die gemeinfamen Rechte der Befiger von Schuldverſchreibungen (R.G.Bl. ©. 691), welches im 
z. 16 Abſ. 3 bei Schuldverſchreibungen der im $. 1 des Geſetes (vgl. aud) 88. 24, 25) ge 
nannten Art aus wichtigen Gründen die Abberufung des gemäh $. 1109 des B.G.B. beitellten 
Vertreters auf Antrag von Gläubigern, deren Schuldverihreibungen zujanımen den fünften 
Theil des Gefammtbetragd der im Umlaufe befindlichen Schuldverigreibungen erreichen, durd) 
das Amtsgericht geitattet, in deſſen Bezirke der Schuldner feinen Wohnfig oder feine gewerbliche 
Niederlaffung hat oder zulegt gehabt hat. 

Auf Grund diefes Geſehes Tan auch nad) Maßgabe der näheren Vorſchriften defielben 
von einer gehörig berufenen Verſammlung der Gläubiger aus den Schuldverihreibungen zur 
Wahrung der Rechte der Gläubiger ein gemeinfamer Vertreter filr diefe beftellt und der Umfang 
feiner Beſugniſſe (8. 1 Abſ. 2, 8. 14 befi. Gef.) beitimmt werben. Es bedarf aljo in dieſem 
Falle nicht der Zuftimmung fümmtlicer Gläubiger, ſondern nur eines Mehrheitsbeſchluſſes ber 
Verfammfung, der durch eim gerichtlich oder notariell aufgenommene Protofoll zu beurtunden 
iſt. Durch eine auf dieje Weife vorgenommene Beitellung eines Vertreter werden bie Befugnifie 
und Zerpflichtungen eines nad) 8. 1189 des B.G.B. beitellten Vertreters nicht berührt (8. 16 
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ö $. 31. 

Wird im Falle der Auflaffung eines Grundftüds jowie im Falle der Be— 

ftellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts bie erforderliche Einigung des 
Berechtigten und des anderen Theiles durch Bevollmächtigte vor dem Grundbuch- 
amt erffärt, fo ift die Vollmacht ftempelfrei, wenn das der Einigung zu Grunde 
fiegende Nechtögefchäft von einem Notar beurfundet und die Vollmacht in der 
Urkunde ertheilt ift. 
Abf. 1 ebd.; vgl. auch 8. 17 Abf. 1); diefem können aljo bie ihm zuftehenden Befugnifje nicht 
durch Uebertragung auf jenen entzogen werden. Wenn aber der Treuhänder aus $. 1189 weg⸗ 
gefallen oder nicht beftellt ift, fann durch Beichluß der Generalverfammlung ein Vertreter mit 
der Befugniß, über die Hypothek zu verfügen, beftellt werden; biefer iſt nad $. 1189 in das 
Grundbuch einzutragen. Vgl. im Uebrigen das angeführte Gefeg und Turnau-Förſter Bd. 1 
©. 756fl. 











Bollmadtitempel. 


8. 31. 
RB. 6.344. 6t.B. 6.420. 


1. Der $. 31 ift von der Reichstagskommiſſion im Intereſſe der Betheiligten wie ber 
Notare eingefchaltet. Da bie im $. 31 aufgeführten dinglichen Verträge grundfäplic nur vor 
dem Grundbuchamte geſchloſſen werden können (vgl. oben ©. 38, 45-47), können bie Notare, 
melde die zu Grunde liegenden obligatorifchen Verträge beurfunden, nicht zugleich den dinglichen 
Vertrag aufnehmen, fondern müfen die Vetheiligten veranlafien, zur Auflafjung 2c. vor dem 
Grundbuchamte zu erſcheinen ober, falls fie dies nicht können oder wollen, einem Dritten Vollmacht 
zur Auflaſſung ꝛc. zu ertheilen. Durch diefe Vollmacht entftehen Koften, welche meiſtens ver— 
mieden wären, wenn die Betheiligten ſofort zu dem Amtsgerichte, das zugleich das Grundbuchamt 
bildet, gegangen und dort ſowohl den obligatoriſchen Vertrag wie die Auflaſſung ꝛc. zu Protokoll 
gegeben hätten oder wenn die Qandesgefeggebung von dem Vorbehalte des Art. 143 des E.G. 
3. B.G.B. Gebrauch gemacht und die Zuftändigfeit zur Entgegenuahme der Auflaſſungen ꝛc. auch 
den Notaren ertheilt hätte. Um dieſe Ungleichheit zwiſchen den einzelnen Landesiheilen weniger 
hart für die Beteiligten zu machen und um diefe nicht zu veranlafjen, ſich bei der Beurkundung 
der den Auffaffungen zc. zu Grunde liegenden obligatorischen Rechtsgeſchäfte lediglich der Gerichte 
und nicht der Notare, der Mehrloften wegen, zu bebienen, erläßt $. 31 unter gewifien Boraus- 
jegungen den Bollmachtitempel. 

2. Diefe Vorausfegungen find: 

a. Nur die Vollmacht zur Abgabe der Auflajfungserklärungen ober der 
zur Beftellung ober Mebertragung eines Erbbaurehts erforderliden Erflä- 
rungen vor dem Grundbuchamte ift flempelfrei. Auf die Bollmadıt zu anderen grundbuch— 
rechtlichen Erklärungen findet $. 31 feine Anwendung. Dagegen ift es troß des Wortlauis 
des $. 31 nicht erforderlich, daß Beide Theile Vollmacht erteilen und daB wirklih von der 
Vollmacht Gebrauch gemacht wird, diefe Einfdränfung würde ſinnlos fein und ift aud nad) 
dem K.B. ©. 3424 nicht gewollt. 

b. Dad der Einigung zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft, alfo der obligatorifhe 
Vertrag (Kauf, Taufch-, Webergabe-, Schenkungsverttag x.) muß von einem Notar beur= 
tunbet fein. Notarielle Beglaubigung der Unterfchriften iſt der Beurkundung nicht gleichgeitellt, 
da letztere zur Gültigkeit dieſer obligatoriſchen Verträge mach 8$. 313, 1017 des BGB. er- 
forderlich iſt. Auf einen gerichtlichen Vertrag findet die obige Vorſchrift nie Anwendung, felbit 
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8. 32. 

Erklärungen, durch die ein Eintragungsantrag zurückgenommen oder eine zur 
Stellung des Eintragungsantrags ertheilte Vollmacht widerrufen wird, bedürfen 
der im $. 29 Sag 1 vorgefchriebenen Form. 





dann nicht, wenn die Auflaſſung ꝛc. fih nicht fofort an den Abſchluß des Kaufalgeihäfts an⸗ 
ſchließen kann, fondern erft fpäter erfolgen ſoll. Andererſeits bildet der letztere Umftand feinen 
Hinderungsgrund für die Anwendung der Vorfchrift auf notartelle Verträge, obwohl der in 
Erl 1 erwähnte geſehgeberiſche Gedanke auf diefen Fall nicht paßt. 

c. Die Bollmaht muß in der Urfunde über das obligatorifhe Rechts— 
geſchäft ertheilt fein. Eine getrennt von diefer aufgenommene Vollmachtsurkunde fteht nicht 
gleich, felbit wenn fie gleichzeitig errichtet fein jollte. 

3. Die obige Vorſchrift ift die einzige in der ©.8.D. über das Stempelweien. Im 
Uebrigen unterliegt diefes, wie oben ©. 191 bereitS erwähnt, der Landeögefeggebung. Vgl. für 
Breußen die Erl. IT zu Art. 30 des A.G. 3. G. B.O. 


3. Form für die Burühnahme des Antrags und der Follmaqht zur Antragfellung. 


g.32. 
€.I1 8.30. $.1 6.1344, 18485. M. 6.52. D. 6. 3040, 8041. 


1. Die Zurüctnahme des Eintragungsantragd und der Widerruf einer Vollmacht, die zur 
Stellung diefes Antrags ermächtigt, fallen nicht unter die Formvorſchrift des 8.29, da fie feine 
Vorausfegungen der Eintragungen bilden. Die Rechtsſicherheit erfordert aber, daß die Echtheit 
biefer Erflärungen feftfteht. Daher iſt für fie die gleiche Form vorgefchrieben, wie fir die zu der 
Eintragung erforderlichen Erklärungen im $. 29 Sag 1, während ber Eintragungsantrag felbit 
und die Vollmacht zur Stellung eines ſolchen nad) $. 30 feiner Formvorſchrift unterliegen. 

2. Die obige Vorſchrift gilt ausnahmslos für die Burüdnahme aller Eintragungs— 
anträge, mögen biefe von bem geminnenden oder von dem leidenden Theile, von dieſen 
felbft oder von ihren Vertretern geftellt fein. Insbeſondere findet fie audı Anwendung auf die 
Anträge der Gläubiger ſowie auf die Anträge ber Notare gemäß $. 15 der G. B. O.; unbeglaubigte 
Erklärungen, durch welche diefe ihre Anträge zurüdziehen, genügen alfo nicht. Andererfeits ift 
auch für die Burtidnahme der Auflaffung und der biefer gleichftehenden Erklärungen (8. 20) feine 
befondere Form vorgeiehen, fo daß auch dieſe Eintragungsanträge in gerichtlich oder notariell 
beglaubigter Urkunde zurlicdgezogen werden fünnen. 

ALS eine Zurlicnahme des Antrags im Sinne des $. 32 iſt auch eine nahträglide 
Einf&räntung beffelben anzufehen, jelbft wenn biefe nicht ais eine neue Vewiligung zu ber 
trachten ift. Meiſtens wird aber das Letztere der Fall fein; vgl. oben ©. 197 Erl. 6. 

3. Was von der Zurüdnahme des Antrags felbft gilt, foll nad; $. 31 auch von dem 
Widerrufe ber Bollmagt gelten, bie zur Gtellung des Eintragungsantrags ertheilt ift. 
Dagegen enthält die G.B.O. keine Vorfhrift über die Form einer Vollmacht, dur die ber 
Bevolmädtigte zur Zurüdnahme eines Antrags ermächtigt wird. Hierauf ift die Bor« 
ſchrift des 8. 32 entſprechend anzuwenden; ebenfotwie die Echtheit der Zurüdnahmeerflärung des 
Antragsftellers felbft, muß aud die feiner Vollmacht, durch melde er einen Anderen zur Mb: 
gabe diefer Erklärung ermächtigt, außer Zweifel fein. 

4. Nicht befonders geregelt ift die Frage, biß zu welchem Zeitpunfte die Rüdnahme 
eines Eintragungsantrags zuläffig ift. Selbitverftändlih ift die Zurüdnahme aus— 
geihloffen, fobald die Eintragung erfolgt ift. Bis zu diefem Zeitpunkt ifi fie dagegen zufäffig, 
ingbefonbere fteht ihr nicht entgegen, daß die Eintragung bereit8 verfügt ift. 
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5. Ebenfalld nicht durch das Geſetz entſchieden ift die Srage, wer zur Zurücknahme des 
Eintragungsautrags befugt it. Bor allem bei einem einfeitig geftellten Antrag ift e8 zweifel⸗ 
haft, ob der Antragfteler den Antrag ohne Einwilligung des anderen Theiles zurüdziehen darf 
ober ob dies wenigitens dann ausgeſchloſſen ift, wenn bereits eine nach den Vorſchriften des 
3.9.8. (vgl. oben ©. 1435.) bindende Einigung ober Yufgabeerflärung vorliegt. 

In den M. ©. 52 wird zu diefer Frage bemerkt: „Der Untrag ift ein gegenüber dem 
Grundbuchante geftelltes Begehren. Bon einer bindenden Wirkung des Antrags kann deshalb 
nicht die Rede fein. Der Anlaß zu einer weiteren Thätigkeit des Grundbuchamis füllt mit der 
Burlidnagme des Antrags durch ben Untragfteller Hinweg“. Died bürjte auch für das Geſep 
felbft noch zutreffen. Diefes regelt bie Vorausfepungen einer Eintragung völlig felbftändig 
gegenüber dem materiellen Rechte, vor allem ift nicht ber Nachweis der Einigung, jondern nur 
der der Eintragungsbemwilligung erforderlich und genügend (vgl. oben 5.180 und ©. 2097. ſowie 
8. 21 ©. 214). Danad) erfgjeint e8 nicht ungereditfertigt, aud die Frage nad) der Zuläffigteit 
der Zurlidnafme des Eintragungsantrags unabhängig von dem materiellen Rechte zu entſcheiden 
und die einjeitige Zurücknahme durd; den Antragfteller zuzulaſſen. (Ebenſo Oberned S. 175, 
ander ©. Ll und LVIII). 

Iſt aljo der Antrag einfeitig von dem leidenden Theile geitelt, fo kann dieſer ihn auch 
alfein zurüdnehmen, felbft wenn er materiell dem Berechtigten gegenüber gebunden ift und deſſen 
Recht dadurch verlegt. Umgekehrt muß auch ber gewinnende Theil, wenn er alleiniger Antrag- 
fteller ift, ohne Einwilligung des anderen Theile zur Rüdnahme befugt fein, auch wenn babei 
die Verlegung eine materiellen Rechtes nicht ausgeſchloſſen ift (a. M. z. B. für den Antrag 
auf Eintragung einer Hypothek mit Rüdficht auf die Eigenthiimerhypothet Oberned ©. 157). 

it dee Antrag nicht allein von einer Seite, ſondern von beiden Betheiligten gejtellt, bes 
darf es ihrer gemeinfamen Erklärung zur Zurüdnahme. Dabei wird auf die Wahl des Wortes 
„Antrag“ kein erhebliches Gewicht zu legen fein. Erſcheiuen beide vor dem Grundbuhamt oder 
dem Notar, fo wollen fie im Zweifel auch beide dem geftellten Eintragungsantrag, felbft wenn 
diefer nad) Inhalt des Protokolls nur von einem erflärt ift; man wird aljo im Zweifel an- 
nehmen müfjen, baß ber Eigenthilmer, der in Gegenwart des Gläubigerd die Eintragung einer 
Hypothek bewilligt und beantragt hat, den Untrag nicht ohne defien Zuftimmung zurüdziehen 
darf (R.®. 4 ©..178). Zur Vermeidung eines Zweifels empfiehlt es fich, dab die Grundbuch- 
ämter nicht nur in dem Protofolle den anwefenden Gläubiger als miterichienen aufführen, was 
vielfach unterlafjen wird, fondern ihn auch erflären lafien, daB er fi dem Eintragungsantrag 
anfehliehe (ebenfo Martinius in Gruch. 44 ©. 390). Iſt dagegen der Eigenthiimer allein 
dor Gericht oder vor einem Notar erjhienen und hat nur eine Eintragungsbewilligung erklärt, 
diefe Urkunde aber dem Gläubiger eingehändigt, der ſeinerfeits den Antrag gefteltt bat, fo liegt 
ein einfeitiger Antrag des legteren vor, der von ihm allein zurlüdgenommen werden kann, obs 
wohl die Einigung bindend geworben ift ($. 873 Abſ. 2); dagegen ift ber Eigenthümer natürlich 
in diefem Falle zur Zurücknahme nicht befugt, wohl aber umgekehrt berechtigt, feinerfeits ben 
von bem Gläubiger zurüdgenommenen Antrag zu ftellen. Trägt das Grundbuhamt (mit 
Oberned ©. LVIII.) Bedenken, die Zurüdnahme des Gläubiger für gentigend zu erachten, 
fo kann es den Eigenthümer zur Erklärung veranlafjen, ob er den Untrag ftellen will. 


Ein Notar, der auf Grund des 8. 15 den Eintragungdantrag geftellt hat, fan diefen auch 
ohne Vollmacht zurüdziehen. Ob ein anderer Vertreter Hierzu befugt iſt, richtet fi) nad dem 
Umfange feiner Vollmacht oder fonftigen Vertretungsmacht; in einer Vollmacht zur Stellung 
eines Antrags liegt nicht nothwendig die Ermächtigung zur Zurücknahme des geftelten Antrags, 
abgeſehen davon, daß erftere nach 8. 30 formlos fein kann, letztere dagegen nach dem in Erl. 3 
Gefagten der Form des $. 29 Sap 1 bedarf. Statt des Notard oder des Bevollmächtigten, 
welche ben Antrag geftellt haben, fann auch der von ihmen Vertretene jelbft den Antrag 
zurldziehen. 
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$. 33. 

Der Nachweis, dab der Voritand einer Aftiengejellihaft aus den im Handels- 
zegifter eingetragenen Perfonen befteht, wird durch ein Zeugniß des Gerichts über 
die Eintragung geführt. 

Das Gleiche gilt von dem Nachweife der Befugniß zur Vertretung einer 
offenen Handelsgefellichaft, einer Kommanbitgejellichaft, einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien oder einer Gejellichaft mit befchränfter Haftung. 


4. Hodjweis der Befugnik zur Yeriretung von Handelsgeſellſchaften. 


$. 38. 
€. 118.31. ©. 6.3041. 


1. Die in das Handelsregifter eingetragenen Vertreter der Handelsgeſellſchaften weilen, 
ebenfo wie nah B.G. B. $. 69 der Vorftand eingetragener Vereine und ähnlich wie nad) dem 
bisherigen preudiſchen Rechte (Inftr. vom 12. Dezember 1861 98. 15, 105; ichilles⸗Streder 
©. 342), ihre Vertretungsbefugniß dur ein Zeugniß des Regiftergerihts dem Grundbuchamte 
nad. Iſt jedoch das Grundbuchamt zugleich das Megiftergericht, jo genügt ſtatt des Beugnifies 
die Bezugnahme auf das Regifter ($. 35). 

Die Vorſchrift bezwedt eine Verkehrserleichterung, indem fie von dem Nachweiſe der 
gilftigen Beftellung dev Vertreter abfieht. Vol. Bland Bd. 1 Erl. zu 8. 69 ©. 112. Sie 
fteht demnach einer anderen Art des Nachweifes nicht entgegen. Deshalb fehlt aud im 8. 33 
das im 8. 36 Satz 1 ftehende Wort „nur“ 

2. In der angegebenen Weife legitimiren ſich: 

a. Der Borftand einer Aktiengeſellſchaft. Na dem Wortlaute des $. 33 bezieht 
ſich dies nur auf den Nachweis, aus welchen Perjonen der Vorſtand befteht, nit auf dem 
Nachweis des Umfangs ihrer Bertretungsmadt. Diefer iſt in dem Gefege beftimmt unb 
lann grundfäglich durch den Gefelfchaftsvertrag mit Wirkung gegen Dritte nicht beſchränkt 
werden (9.6.8.8. 235). Eine Ausnahme gilt jedod von dem Grundfage der Gefammt- 
vertretung; während nämlich der Vorftand eines rechtsfähigen Vereins feine Beſchlüſſe im 
Zweifel nah Stimmenmehrheit jaßt (oben ©. 241), bedarf e8 zu Willenserklärungen, ind- 
befondere zur Zeichnung des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft der Mitwirkung ſämmtlicher 
Mitglieder; daher iſt z. B. eine von ihm ertheilte Vollmacht ſogar dann, wenn fie ein Vorſtands- 
mitglied als Bevollmächtigten nennt, von allen Vorſtandsmitgliedern, einſchließlich des Bevoll— 
mädjtigten, zu zeichnen (8.6. N.F. 1A ©. 74). Hiervon können jedoch durch ben Geſellſchafts- 
vertrag nad nähererZBorfchrift des 8. 232 des H. G. B. Ausnahmen beftimmt werben (darüber, 
daß $. 2324Nbj. 2 nur? dann Anwendung findet, wenn der Borftand aus mehreren Perſonen 
befteht, vgl. Entih. 1 ©. 50 — 8.6... 1A &30 — Rechſpt. 1 ©. 181). Die ab- 
weichenden Bejtimmungen bed Geiellihaftsvertrags über bie Vertretungsbefugniß find ebenjo 
wie die Verfonen der Vorſtandsmitglieder in das Handelsregiſter einzutragen (ebd. 88. 198, 
234) und tönnen daher ebenfalls buch) ein Zeugniß des Mepiftergerichts bewiefen werden. 

b. Die Liquidatoren einer Altiengefellfhaft. Wenn diefe aud im $. 33 nicht 
befonderd genannt find, fo ergiebt ſich doc, wie die Denkſchrift fagt, aus ihrer Rechtsſtellung 
ohne Weitered, daß der $. 33 auf fie entiprechende Anwendung zu finden hat. Das unter a 
Geſagte gilt alſo auch für fie. Vgl. HG. B. 88. 296, 298. 

Ob man daſſelbe auch von den Prokuriſten ſagen darf, iſt zweifelhaft. Das Kammerger., 
KG. N.F. 1A ©. 73, hat diefe Frage beiläufig berührt und verneint. Doch dürfte die Gleich— 
heit des Falles für die Bejahung ſprechen. 
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©. Die Vertreter einer offenen Handelsgeſellſchaft, auch Bier einſchließlich der 
Liquidatoren. Im Bmeifel ift jeder einzelne Geſellſchafter zur Vertretung ermächtigt; es kann 
aber ein Geſellſchafter von der Vertretung ausgeſchloſſen oder auch beitimmt fein, dab alle oder 
mehrere Gefelfchafter nur in Gemeinſchaft oder ber einzelne nur zufammen mit einem Proku⸗ 
riften zur Vertretung befugt fein follen. Die Liquidatoren können im Zweifel mır in Gemein: 
ſchaft Handeln (ebd. 88. 148, 150). 

d. Die Vertreter (Romplementäre und Liquidatoren) einer Kommanditgefelliaft 
und einer Kommanditgeſellſchaft auf Aftien. Hier gilt baffelbe wie bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft, jedoh mit der Ausnahme, dab die Kommanbitiften zur Vertretung ber 
Gejelfaft nicht ermächtigt find (ebd. 88. 161, 170, 8. 320 Abf. 2, 8. 331). 

e. Die Gefgäftsführer und Liquidatoren einer Gefellfhaft mit be— 
ihräntter Haftung, für melde ähnliche Beitimmungen wie fir den Borftand einer Aftien- 
geielfcgaft gelten. Xgl. Gefep, betr. die Gefeliaften mit beſchräntter Haftung vom 20. April 
1892 (Bel. vom 20. Mai 1898) 88. 10, 35, 37, 39, 67, 7i. Durch den Gefellihaftsvertrag 
tönnen aber, anders als bei ber Aftiengefelf—haft (9.8.8. 9. 248, vgl. dazu Entf. 1 ©. 55 
=RG.NF. 1A ©. 164 — Aehtfpr. S. 186), die Mitglieder eines etwaigen Auffichtscaths 
ſchlechthin als Stellvertreter der Geſchäftsführer beflimmt werden (Entih. 1 ©.5 = 2.8. 
NE. 1A ©. 49). 

Schließlich enthalten dem 8. 33 entſprechende Vorſchriften 

f. da8 8.0.8. 88. 69, 76 hinſichtlich des Vorſtandes und der Liquibatoren eins 
getragener Bereine (vgl. oben ©. 242) und 

8. das Gefeg, betr. die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 (in 
der Faffung der Bet. vom 20. Mai 1898) 8. 26 Abf. 2 Hinfichtlich des Worftandes derartiger 
Genoſſenſchaften. Auch dieſe Vorſchrift, in der e8 übrigens, abweichend von $. 33 nur heit, 
daß die Beſcheinigung des Megiftergericht3 zur Legitimation des Vorſtandes Behörden gegenüber 
„genügt“, welche aljo die Möglichkeit einer anderen Legitimation (Exl. 1 a. €.) außer Zweifel 
ftellt, findet entiprehende Unmendung auf bie Liquidatoren. Bm dem Umfange ber Ver— 
tretungsmacht gilt das oben bei der Aktiengefelihaft Gejagte (vgl. das angeführte Geſ. 
88. 25, 27, 84, 85 und darliber, dab zur öffentlichen Beglaubigung einer Extlärung ber Ge— 
nofienfgaft die Beglaubigung der Unterfehriften der Borftandsmitglieber ohne Veifügung ber. 
Firma genügt, Redtipr. 2 ©. 89). 

3. Das Zeugniß des Megiftergerichts ift als „die amtliche Extheilung einer Abſchrift ber 
im Regifter für den fraglichen Beitpunft fi vorfindenden Eintragungen, und das amtliche 
Beugnik der Richtigkeit dieſer Abichrift“ anzufehen; eine Beſcheinigung, daß eine beftimmte 
Berfon zu der fraglichen Zeit zur alleinigen Vertreiung ber Geſellſchaft befugt war, kann von 
dem Regiſterrichter nicht gefordert werden (Entſch. 1 ©. 150), wohl aber eine Beſcheinigung. 
„ba bezüglich des Gegenitandes einer Eintragung weitere Eintragungen nicht vorhanden find 
ober daß eine beftimmte Eintragung nicht erfolgt ift“ (9.0.8. 8. 9 Abi. 3). 

4. Eine beftimmte Form des Zeugniſſes bes Regiſtergerichts iſt reichsrechtlich nicht vor— 
geihrieben. Immer muß es aber ein Zeugniß diefes Gerichts fein; eine notarielle Beſcheinigung 
über den Inhalt des Regiſters reiht nicht aus (K. G. 5 ©. 94, 16 ©. 26). In Preußen tft 
die Ausftellung des Beugnifies Sache des Richters (Ag. Verf. vom 7. November 1899, 
IMB. ©. 313, $. 2). 

Daß die Vorlage einer beplaubigten Abſchrift des Zeugniſſes genügt, ift oben ©. 232 
Erl. 4d bereitd erwähnt. 

5. Die Beweiskraft der Zeugniſſe erftredt ſich grundjäglic nicht über die Zeit ihrer 
Ausftellung hinaus (K. G. 2 ©. 69). Daraus darf aber nicht gefolgert werden, dak ein 
ältered Zeugniß feinesfals genügt und von dem Grundbuchamt ohne Weiteres beanftandet 
werben darf; vielmehr Hat dieſes zu prüfen, ob nad) den Umftänden des Falles bie Fortdauer 
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8. 34. 

Der Nachweis, daß zwifchen Ehegatten Gütertrennung oder ein vertrags— 
mäßiges Güterrecht befteht oder daß ein Gegenitand zum Vorbehaltsgut eines 
Ehegatten gehört, wird durch ein Zeugniß des Gerichts über die Eintragung bes 
güterrechtlichen Verhältnifies im Güterrechtsregiſter geführt. 


der fi aus dem Zeugniß ergebenden Vertretungsbefugniß noch für dem jegigen Beitpunft 
anzunehmen ift, und darf ein meues Atteſt mur fordern, wenn ein Grund vorliegt, dies zu 
bezweifeln (8.6. 16 ©. 91; Entih. 1 S. 77 = 86. N.F. IA ©. 179 — Rechtſpr. 1 


S. 1. 


5. Aachweis des ehelichen Güterredts. 
8.34. 
€. 118.32. D. 6. 3041. 


1. Die Vorſchrift des 9. 34 entfpricht der bes $. 33. Mol. Erl. 1 und 5 zu 8.33. Auch 
das dort unter Ziff. 3 und 4 Gefapte gilt entſprechend fir die im $. 24 bezeichneten Beugnifie 
«ogl. für Preußen Allg. Verf. vom 6. November 1899, JM.Bl. S. 299, Art. 3). 

2. Das B.G.B. hat als gefegliches Güterrecht das Syſtem der Verwaltungsgemeinſchaft 
(„der Verwaltung und Nupniepung bes Mannes“) aufgenommen ($. 1363). Pur in wenigen 
Fällen tritt kraft Gefeges Gltertrennung ein (88. 1426, 1436, 1470, 1545, 1549, 1587). Un 
Stelle des geſetzlichen Giterftandes fünnen die Ehegatten durch Ehevertrag ein anderes Güter— 
recht vereinbaren, indbefondere Gütertrennung, allgemeine Gütergemeinfhaft, Errungenſchafts- 
gemeinſchaft und Fahrnißgemeinſchaft; das B.G.B. hat diefe Gliteritände zur Erleichterung des 
Abſchluſſes von Eheverträgen ebenfalls geordnet (88. 1432|). Für alle Fälle des ver- 
tragsmäßigen Güterrechts wie aud für die gefeplihen Fälle der Gütertrennung 
gilt der Sag, „daß einem Dritten gegenüber aus der Ausichliegung oder der Wenderung der 
Verwaltung und Nupniegung ded Mannes Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem 
der Ehegatten vorgenommene Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechts— 
träftiges Urtheil nur hergeleitet werden fann, wenn zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
ober zur Zeit des Eintritis der Rechtshängigkeit die Ausſchliezung oder die Aenderung in 
dem Güterrehtöregifter des zuitändigen Amtsgerichts eingetragen oder dem Dritten befannt 
mar" (88. 1431, 1430). 

Bei dem gefeglihen Güterjtande wird grundfäglich da8 gefammte Vermögen der Ehefrau 
der Verwaltung und Nutzuießung des Mannes unterworfen, fog. eingebradhtes Gut. Davon 
find nur einzelne Gegenftände, das fog. Borbehaftögut ausgenommen, theils kraft Geſehes, 
theils auf Grund eines Ehevertrags oder auj Grund befonderer Beitimmung des Dritten, 
welcher biefe Gegenftände der Ehefrau von Todeswegen oder unentgeltlich unter Lebenden zu- 
wendet (88. 1365—1370). Auf dieſes Vorbehaltsgut finden bie bei der Gütertrennung für das 
Vermögen der Frau geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung (8. 1371). Insbeſondere 
tann auch die Vorbehaltsgutseigenihaft Dritten gegenüber nur nad) Maßgabe der angeführten 
Vorſchrift des 8. 1435 geltend gemacht werben. Dafielbe gilt von dem Vorbehaltsgute der 
Frau bei einer vertraggmähigen Gutergemeinſchaft (8%. 1441, 1526, 1549). 

Demnach dient das Güterrechtsregiſter, von einigen Bier nicht intereffirenden Einzelheiten 
abgeſehen (Beihränfung oder Ausfchliegung der Schlüfielgemalt $. 1357 Abf. 2, Einſpruch des 
Mannes gegen den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts $. 1405), zur Verlautbarung bes Beftehens 
der Giltertrennung, fei e8 kraft Gejepes oder auf Grund eines Ehevertrags, des Beſtehens eines 
fonftigen vertragsmäßigen Güterrechts und der Vorbehaltsgutseigenſchaft eines Gegenftandes, 
alfo zur Veröffentlichung der im 8. 34 aufgeführten Rechtsverhältnifie. 
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Diefe Beſtimmungen treffen auf Grund des Reichsrechts nur bie nach dem 31. Dezember 
1899 gefchloffenen Ehen (E.Ö. 3. 3.6.8. Art. 200). Auf Grund des Vorbehalt im Art. 218 
des EG find fie jedoch landesgeſeblich vielfad auf die früher geſchloſſenen Ehen ausgebehnt. 
In Preußen findet aber die Vorfchrift des $. 1435 des B. G. B. nur auf eine nach dem 1. Januar 
1900 eintretende Aenderung bed Güterfiandes einer älteren Ehe ſowie bei einer nad) dieiem 
Tage ftattfindenden Wohnfigverlegung Anmendung (U.®. 3. BG. B. Art. 59 8. 9, Art. 63); ngl. 
im übrigen über dad Güterreht der am 1. Jamıar 1900 bejtehenden Ehen ebd. Art. 44-67, 
indbefondere auch Art. 59 8.2: „Wird in Folge der Aenderung des Güterftandes da® Grund» 
buch unrichtig, fo werden für die Berichtigung bes Grundbuchs Gerictsgebühren und Stempel 
nit erhoben.” 

Ueber ausländiſche geſetzliche Güterſtände vgl. Art. 16 des EG. z. B.G.B. und $. 1433. 

Die Führung des Glterrechtöregifters ift durch das B.6.B. 88. 1H58ff., durch bie Bet. 
des Reichskanzlers vom 12. November 1898 (Eentralblatt f. das Deutſche Reich ©. 438) und 
für Preußen durch die Allg. Verf. vom 6. November 1899 J. M. Bl. S. 299) geregelt. 

3. Daß das Nutzunge- und Verwaltungsrecht des Ehemanns nit in das Grundbuch 
eingetragen wird, ift oben S. 20 bereit erwähnt. Die badurd) Hecbeigeführten Beſchräntungen 
der Ehefrau wirken auch gegen gutgläubige Dritte ($. 1404). Auch der Ausfhluß des Nugungse 
und Verwaltungsrehts des Ehemanns iſt micht einzutragen, weder dad Beftehen der Güter— 
trenmung noch aud) die Vorbehaltsgutseigenſchaft eines Grundftüds ober eines eingetragenen 
Rechtes der Frau. Wil diefe ohne Zuftimmung ihres Mannes verfügen, muß fie ihre Befugnik 
Hierzu dem Grundbuchamte nad $$. 34, 35 nachweiſen. Bgl. Pland Bd. 4 ©. 188, Erl. 2 
zu 8. 1431. 

Dagegen find bei einer guͤtergemeinſchaftlichen Ehe Grundſtüde und eingetragene Rechte, 
welhe zu dem Gefammtgute gehören, auf den Namen beider Ehegatten unter Angabe der 
Gütergemeinfhaft einzutragen; vgl. oben ©. 31 und unten 8. 48 nebft Erl. Jeder Ehegatte 
tann von dem amderen die Mitwirkung zur Berichtigung des Grundbuchs fordern. Auch 
wenn bie Berichtigung des Grundbuch noch nicht erfolgt ift, bat dad Grundbuchamt, wenn ihm 
da8 Beſiehen der Gütergemeinfhaft und damit der Mangel der alleinigen Berfügungsbefugnik 
des die Eintragung bemilligenden Ehemanns befannt ift oder Thatfahen vorliegen, welche die 
Bermuthung bes Beſtehens der Glltergemeinfchaft rechtfertigen, den auf diefe Bewilligung ge— 
ftügten Antrag zu beanftanden. Dagegen darf es nicht ofme thatſächliche Anhaltspuntte die 
Vorlage einer Beſcheinigung des RegiftergerichtS fordern, daß feine Eintragung in das Regiſter 
erfolgt fei, und auch nicht eine Eintragung zu Gunſten eines Ehegatten deshalb ablehnen, 
weil zwiſchen den Ehegatten Gütergemeinjchaft beiteft (Lenel in ber D. Zur-Beitg. 1900 
©. 288). Bol. die Ausführungen oben S. 186 Vorbm. IV 1, ©. 238 Erf. 3d und ©. 250 
Erl. 5. 

4. Die Beihräntungen, denen bie Ehegatten durch das ehelihe Güterreht unterliegen, 
ergeben fi aus dem B.G.B. Als für den Grundbuchverkehr hedeutjam find folgende Be— 
ftimmungen hervorzuheben. 

a. Bei dem gefeplien Giterftande der Verwaltung und Nupniehung des 
Mannes ift der Mann in der Verfügung über fein Vermögen, zu dem kraft feines Nupungs- 
rechts auch die Nugungen des eingebrachten Gutes gehören ($. 1383), umd die Frau in der 
Verfügung über ihr Vorbehaltsgut (Exl. 2) nicht beſchränkt. Dagegen können über das ein- 
gebrachte Gut, welches im Zweifel (vgl. Erl. 2) aus dem ganzen Vermögen der Frau beiteht, 
grundfäglid nur beide Ehegatten gemeinfam oder der eine mit Zujtimmung des anderen ver— 
fügen (88. 1375, 1395). Der Dann hat ein jelbftändiges Verfügungsreht mur über Geld und 
andere verbrauchbare Sahen; auch fann er u, a. ohne Zuftimmung der Frau deren Berbind- 
ticeiten zur Leiftung eines zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenjtandes durch Leiftung 
des Gegenftandes erfüllen ($8. 13761378). Weber die Fälle, in denen die Frau ohne Zu- 
flinmung des Mannes verfügen darf, vgl. 88. 1406, 1407; für das formelle Grundbuchrecht 
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haben ſie kaum Bedeutung. Die Zuſtimmung der Frau zu einem Rechtsgeſchäfte, welches zur 
ordnungsmãßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes erforderlich iſt, fan auf Antrag bes 
Mannes durch das Vormundſchaftsgericht erfept werben, wenn die Frau fie ohne ausreichenden 
Grund verweigert, oder wenn fie durch Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer 
Ertlärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden ift ($. 1375). Zft umgetehrt 
der Mann durch Krantheit oder durch Abweſenheit verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden, fo bebarf die Frau nicht der Zuftimmung des Mannes und aud nicht ihres Erſatzes 
dur das Vormundſchaftsgericht (3. 1401): verweigert aber der Dann feine Zuftimmung ohne 
ausreichenden Grund, fo kann diefe nur in „perjönlichen Augelegenheiten der Frau“ durch das 
Vormundſchaftsgericht eriegt werben ($. 1402). Ertheilt der Mann der Frau die Einwilligung 
zum felbftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts oder betreibt die Frau diefes mit Wiſſen und 
ofme Einfprud des Mannes (vgl. über die Eintragung des Einſpruchs in das Büterrehts- 
regiſter oben Erl. 2), fo ift feine Zujtiimmung zu folden Rechtsgeihäften und Rechtsſtreitigkeiten 
nicht erforderlich, die der Geſchäftsbetrieb mit fi bringt ($. 1405). 

In dem fepteren Falle bedarf es zur Zwangsvollſtredung in das eingebrachte Gut nur 
eines voltredbaren Schuldtitels gegen die Ehefrau, in allen übrigen Fällen dagegen eines 
Vollftredungetitels ſowohl gegen die Ehefrau, durch welhen diefe zur Xeiflung, als aud) gegen 
den Mann, durch dem er zur Duldung der Zwaugsvollſtreckung verurtheilt ift (C.P.O. 88. 739, 
7). Bol. oben ©. 107. i 

b. Bei der Gütertrennung jteht jedem Ehegatten das freie Verfügungsrecht über fein 
Vermögen zur. 

©. Bei der allgemeinen Gütergemeinfhaft gehört grundſählich das ganze Vermögen 
eines jeben der beiden Ehegatten zum Gefammtgute (8. 1438). Daneben kann ein Sondergut 
jedes Ehegatten beftehen, zu dem die unilbertragbaren Gegenftände gehören ($ 1439), ſowie 
Vorbehaltsgut des Monnes wie der Frau (88. 1440, 1441). 

Das Gefammtgut fteht zwar im gemeinihaftlichen Eigenthume beider Ehegatten (98. 1438, 
1442), unterliegt aber grunbfäglic der Verfügungsbefugniß des Mannes ($. 1443); die Frau 
taun auch ausnahmsweiſe felbitändige Verfügungen treffen, vor allem (von der Schlüfielgemalt, 
$. 1357, abgefehen) wenn fie mit Einwilligung oder mit Wiſſen und ofne Einfprud) des Mannes 
ein Erwerbägefchäft betreibt oder wenn der Dann durch Rrankheit oder dur Abweſenheit vers 
hindert und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden ift (88. 1449-1454). Nur in wenigen 
Fällen bedarf der Mann der Zuftimmung der Frau, nämlich zu Verfügungen über dad Gefanmt- 
gut im Ganzen, zu Verfügungen über ein Grundftüd, zur Eingehung einer Verpflichtung zu 
ſolchen Berfügungen und zu Schenkungen (vgl. $$. 1444-1446); auf Verfügungen über Rechte 
an Grundftüden (mit Ausnahme des Erbbaureht3 und der fonftigen den Grumdftüden gleich- 
ftehenden Rechte, oben ©. 16f.), insbeſondere auf Verfügungen über Hypotheken, bezieht ſich 
dies nicht (Pland Bd. 4 S. 211 Erl. 2 zu $. 1445). Ueber den Erſah der Buftimmung der 
Frau dur das Vormundſchaftsgericht gilt dafielbe wie bei dem geſehlichen Güterftande (oben 
unter a). Zur Zwangsvollſtreckung in das Gefammtgut, insbeſondere auch zur Eintragung einer 
Zwangshypothet fowie zu der Eintragung einer Vormerkung ober eines Widerſpruchs auf Grund 
eines vollftrefbaren Schuldtitels, ift ein gegen den Mann ergangenes Urtheil erforderlich und 
genügend; nur beim felbftänbigen Betrieb eines Ermwerbsgefäfts durch die Frau genügt ein 
vollftredbarer Echuldtitel gegen dieje (C.B.D. 88. 740, 741, oben ©. 107; Pland a. a. ©. 
&t. 1 und &. 229). 

Ein etwaiges Sondergut (z. B. Lehen, Stamimngut-, Familienfideilommißgut) des Mannes 
unterliegt deffen alleiniger Verfügung; hinfichtlich des Sonderguts der Frau gilt dafjelbe wie 
hinſichtlich des eingebrachten Gutes bei dem geſetzlichen Bütertande. Die Nupungen des Sonder— 
guts fallen in das Gefammtgut ($. 1439). 

Ueber fein Vorbehaftagut fan jeder Ehegatte felbitändig verfügen ($$. 1440, 1441). 

Ueber die fortgefepte Gutergemeinſchaft vgl. Erl. 9a zu $. 36 ©. 257. 
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8. 35. 
Iſt in den Fällen der SS. 33, 34 das Grundbuchamt zugleich das Negijter- 
gericht, jo genügt ftatt des Zeugniſſes die Bezugnahme auf das Regiſter. 


d. Bei den befonderen Gütergemeinſchaften find das Gefammtgut, das eingebrachte 
Gut eines jeben der beiden Ehegatten und das Vorbehaltsgut der Frau zu unterfcheiden. 

Bei der Errungenfhaftsgemeinfchaft gehört regelmäßig zum Gefammtgute, was der Mann 
ober die Frau während der Errungenfchaftsgemeinichaft (alfo während der Ehe, wenn jene gleich 
bei Beginn der Ehe vereinbart wird) entgeltfich erwirbt. Dagegen ift eingebrahtes Gut eines 
Ehegatten, wos ihm bei dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört, was er von 
Zobeöwegen oder mit Rüdficht auf ein Hinftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausſtattung 
erwirbt, was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt ift, und uniibertragbare Gegenftände 
ſowie Rechte, die mit dem Tobe des Ehegatten erlöfchen ober beren Erwerb durd den Tod eines 
der Ehegatten bebingt it (88. 1519-1523, vgl. auc $. 1524 über die Surrogation). 

Bei der Fahrnißgemeinſchaft umfaßt das Gefammtgut aufer der Errungenſchaft auch 
die bei dem Eintritte der Fahrnißgemeinſchaft vorhandenen oder fpäter, wenn auch unentgeltlich 
erworbenen beweglichen Gegenftände mit Ausnahme derjenigen, welche durch Rechtsgeſchäft nicht 
übertragen werden Rönnen, oder welde durd; Ehevertrag oder durch Beftimmung des zuwendenden 
Dritten für eingebradites Gut erklärt jind. Demnad) beſchränkt ſich das eingebrachte Gut auf 
die foeben genannten Gegenftände und auf dad unbewegliche Vermögen, das ein Ehegatte bei 
dem Eintritte der Fahrnißgemeinſchaft Hat oder während ber Gemeinfchaft durch Erbfolge, durch 
Bermätni oder mit Rüdficht auf eim Fünftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausftattung 
erwirbt (88. 1549—1554). Ueber den Begriff des unbeweglichen Vermögens vgl. 8. 1551 
Abf. 2; die Grundftüde und die Rechte an Grundftüden gehören dazu, jedoch mit Ausnahme 
der Hypothelen, Grundſchulden und Rentenſchulden. 

Auf das Geſammtgut finden bei beiden Arten der beſonderen Giltergemeinfdaft bie Vor— 
ſchriften Anwendung, melde fir das Gefammtgut der allgemeinen Gütergemeinſchaft gelten (oben 
© Abf. 2). Die Nupungen des eingebrachten Gutes gehören nicht dem Manne, fondern zu dem 
Sefamimtgut, im Uebrigen gilt von dem eingebradten Gute der Frau hier baflelbe wie bei dem 
gefeglichen Güterftand (oben a), während der Mann über fein eingebrachtes Gut frei verfügen 
fann. Die Frau hat demnach nur über ihr Vorbehaltsgut (88. 1526, 1549, 1440, 1555) uns 
beicräntte Verfügungsmacht (vgl. 88. 1519, 1525, 1526, 1549, 1550). 

„Es wird vermuthet, daß das vorhandene Vermögen Gefammigut jeir (88. 1527, 1549, 
1438). Dies gilt auch von unbeweglichen Gegenftänden und felbft dann, wenn nur einer der 
Ehegatten als Berechtigter in das Grundbuch eingetragen ift (Pland Bd, 4 E. 291 Erl. zu 
$. 1527 und ©. 302 Vorbm. II 2). 


Erfap des Zengniffes durd Bezugnahme auf das Regifter. 


8. 35. 
€.11$.33. 2. 6.304. 


1. Die Vorſchrift des 8. 35 bezieht ſich nach ihrem Wortlaute nur auf das Handels: und 
das Güterreditöregifter (ogl. Exl. 2 zu 8. 33 und zu 8. 34); fie ift aber zweifellos auch auf 
das Vereins: und das Genoſſenſchaftsregiſter (vgl. Erl.2 1, g zu $. 33) entipredend anzuwenden. 
Eine weitere analoge Ausdehnung findet ihre Schranken in ben Vorſchriften des 8. 9, wonach 
Urkunden, auf die eine Eintragung fich gründet, von dem Grundbuchamt aufzubewahren find, 
und des $. 95, welde ftatt ber Aufbewahrung einer beglaubigten Abichrift eine Bezugnahme 
auf andere Aften der das Grundbuch, führenden Behörde nicht ohme Weiteres geitattet, fondern 
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8. 36. 
Der Nachweis der Erbfolge fann nur durch einen Erbſchein geführt werden. 
Beruht jedoch die Erbfolge auf einer Verfügung von Todeswegen, die in einer 
öffentlichen Urkunde enthalten ift, fo genügt es, wenn an Stelle bes Erbſcheins 
die Verfügung und das Protokoll über die Eröffnung der Verfügung vorgelegt 
werden; erachtet das Grundbuchamt die Erbfolge durch diefe Urfunden nicht für 
nachgewieſen, jo kann es die Vorlegung eines Erbſcheins verlangen. 

Das Beſtehen der fortgejegten Gütergemeinjchaft jowie die Befugniß eines 
Teftamentsvollitreders zur Verfügung über einen Nachlaßgegenftand ift nur auf 
Grund der. in den $$. 1507, 2368 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgejehenen 
Zeugniſſe als nachgewieſen anzunehmen; auf den Nachweis der Befugnik des 
Tejtamentsvolljtreders finden jedoch die Vorjchriften des Abf. 1 Satz 2 entjprechende 
Anwendung. 


nur eine bezügliche Anordnung der Landesjuftizverwaltung zuläßt (vgl. oben ©. 168f.). Dem- 
nad) wird man auch ftatt ber Vorlage von Vollmachten, Legitimationen geſetzlicher Vertreter, 
Erbſcheinen, Teftamenten u. A. eine Bezugnahme auf bie diefe enthaltenden Akten des Amtd- 
gericht oder der fraglichen Behörde, welche zugleich da8 Grundbuchamt bildet, nur zulafien dürfen, 
wenn und foweit bie Landesjuftizverwaltung von jener Befugniß Gebrauch gemacht Hat. In 
diefem Umfange ift fie aber unbedentlich geftattet (Entfd. 1 ©. 171 = KiG. N.F. 1A ©. 289). 
gl. and) oben ©. 235 Exl. 6 und für Preußen 8. 35 Abſ. 2 der Allg. Berf. 

2. Wird auf das Handelsregifter Bezug genommen, jo hat das Grundbuhamt dag Recht 
und die Pflicht, den gefammten die fragliche Firma betreffenden Inhalt des Regiſiers zu berüc- 
ſichtigen, erforderlichen Falles auf die Regiiterakten einzugehen und etwaige aus diefen hervor— 
gehende Vedenten gegen die Rechtsgultigteit der Regiftervermerte zu würbigen. (R.6. N.Z. 
4A ©. 69). 


6. Hadweis der Orbfolge, der fortgefegten Gütergemeinfhaft und der Jerfügungsbefugnik 
eines Gehamentsvslfiredhers. 


8. 36. 
€. 18.41; 118.34. ®.1 6. 13453—13459, 1346113463. M. ©. 76. D. ©. 3041. 
RB. 6.3438. St.B. S. 425, 4426. 


1. $. 36 regelt zunächſt den Nachweis der Grio 

8. Hierbei find drei Fälle zu unterſcheiden: 

a. Die gefeglide Erbfolge wird nur dur einen Erbſchein nachgewieſen. Jede andere 
Art des Beweiſes ift ansgejchloffen, um das Grundbuhamt einer nicht felten fhwierigen und 
zeitraubenden Prilfung zu überheben. Hiervon macht nur $. 37 für dem Fall der Erbausein- 
anderfegung eine ftarf begrenzte Ausnahme. 

B. Dafielbe gift bei der teftamentarif—hen Erbfolge, wenn das Teftament Leine öffent: 
liche Urkunde ift. Hat alfo der Erblaſſer z. B. ein holographiſches Teftament gemäß $. 2231 
Bi. 2 oder ein Teftament vor drei Zeugen gemäh $$. 2250, 2251 des B.G.B. erriätet, fo 
müffen feine Exben zu ihrer Legitimation einen Erbſchein erwirken. 

y. Liegt dagegen eine Verfügung von Todeswegen in einer öffentliden 
Urkunde vor, fo bebürjen die Erben nicht nothwendig eines Erbſcheins, fondern können ſich 
aud) burd) die Verfügung nebft der Eröffnungsverhandlung legitiniren. Diefe Vorſchrift findet 
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auf alle gerichtlichen und notariellen Teftamente Anwendung, einerlei ob der Erblafjer dem Ge— 
richt oder dem Notar feinen legten Willen mündlich erflärt ober eine feinen legten Willen ent- 
haftende offene oder verſchloſſene Schrift übergeben bat B.G.v. 8. 2238). 

„In einzelnen Fällen fann allerdings die Priifung von Teftamenten und Erbverträgen nach 
Lage der Sache, z. B. wenn bie Erbfolge nach ausländiſchem Rechte zu beurtheilen iſt, zu bes 
fonderen Schwierigkeiten Anlaß geben. Mit Rüucſicht hierauf gewährt der Entwurf dem Grund- 
buchamie, falls es die Erbfolge durch jene Urkunden nicht für nachgeiwiefen erachtet, die Befugniß, 
auch hier die Vorlegung eines Erbſcheins zu verlangen“ (D.). Aus diefer Begründung erhellt, 
daß das Grundbuchamu nicht leichthin die Prüfung der in öffentlichen Urkunden enthaltenen 
Verfügungen von Todeswegen von fi abwälzen und einen Erbſchein fordern fol. Das Gleiche 
iſt auch in der Reihstagsfommilfion hervorgehoben (K. B. a. a. D.). 

b. Die Ausftellung des Erbſcheins erfolgt durd das Nachlaßgericht nad) näherer Vorſchrift 
der 88. 2353ff. des B.G.B. Nachlaßgericht ift, vorbehaltlich abweichender Beftimmungen der 
Landesgeſetze (E.®. z. B.G.B. Art. 147), das Amtsgericht (frei. G.G. 3. 72), und zwar das 
Amtsgericht des Wohnfiges, in Ermangelung eines inländifchen Wohnſißes das des Aufenthalts 
des Erblafjers zur Zeit des Erbfalls: über die örtliche Zuftändigkeit für den Fall des Fehlens 
eines inländiſchen Wohnſitzes oder Aufenthalts vgl. freim. G.G. 8.73 Abſ. 2 und 3. Nach 9.7 
des freim. ©.®. (oben ©. 145) ift, wie jede gerichtliche Handlung, auch ein Erbſchein nicht aus 
dem Grunde unwirkfam, weil er von einem örtlich unzujtändigen Gericht ertheilt iſt. 

Ueber bie Vorausfegungen der Ertheilung des Erbſcheins vgl. 3.6.8. 38 2354-2360. 
Sind mehrere Erben vorhanden, kanu jeder Miterbe night nur einen Erbſchein über fein Erbrecht 
unter Angabe der Größe feines Erbtheils, jondern aud einen gemeinfhaftlihen Erbihein über 
dad Erbredt aller Miterben unter Angabe des auf jeden Erben entfallenden Bruchtheils der 
Erbſchaft (vgl. 8.G. NF. IA S 265) beantragen (58. 2353, 2357). Daneben giebt es noch 
Erbſcheine über die im Inlande befindlichen Nachlaßgegenſtände, falls der Erbfaffer ein Ausländer 
it und zur Zeit des Erbjalls weder Wohnfig noch Aufenthalt im Inlande Hatte; als im Inlande 
befindfich gelten auch die Gegenjtände, für die „von einer deutfcher Behörde ein zur Eintragung 
des Berechtigten beftimmtes Buch oder Regifter geführt wird“ (8.0.8. 8. 2369, freim. G G. 
3. 73 Ab. 3). 

Der Erbſchein genießt öffentlichen Glauben, vgl. 38. 2365— 2567. Diefer erjtredt ſich auch 
auf das Fehlen von Beſchränkungen. In dem Erbideine muß nämlich die Anordnung einer 
Naderbfolge nad näherer Vorſchrift des 8. 2363 ſowie die Ernennung eines Teftaments- 
vollitreder® ($. 2364) angegeben werden (vgl. Redifpr. 1. S. 298 und Er. 3 zu 8. 59, 
Erl. 2 zu $. 53). 

Ein Erbſchein, defien Unrichtigteit ſich Herausitelt, ift von dem Nachlahgericht einzuziehen 
oder, falls er nicht fofort erlangt werden kann, durch öffentlich befannt zu machenden Beſchluß 
für fraftlo8 zu erllären; vgl. $. 2361. Daher kann es vorkommen, dah ein dem Grundbuch 
amte vorgelegter Erbſchein unwirkſam iſt. Indeſſen gilt auch hier das oben ©. 238 hinſichtlich 
der Vollmacht Gefagte: nur wenn befondere Umftände‘ die Vermutung rechtfertigen, daß eine 
Kraftloserklärung erfolgt fei, darf das Grundbuchamt die Widerlegung diefer Vermutung fordern 
vgl. auch oben ©. 186 und ©. 252). 

Die Frage, ob der Erbſchein in Urſchrift (Ausfertigung) vorgelegt werden muß oder ob 
eine beglaubigte Abſchrift genügt, ift oben ©. 232 Erf. 4d zu 9.29 bereit berührt. Da der 
Erbſchein eingezogen werden kanu, wird fi das Grundbuchamt nur dann mit einer beglaubigten 
Abfchrift begnügen dürfen, wenn der Verbleib der Ausfertigung machgewiefen wird. Ueber bie 
Aufäffigteit der Bezugnahme auf andere Akten anftatt der Vorlage vgl. ©. 254 Erl. 1 zu 8.35. 

e. Die Formalien der in einer öffentlichen Urkunde enthaltenen Verfügungen von 
Todeswegen ergeben ſich aus dem B.G. B. vgl. 98. 2232—2246 über die Errichtung ber geridit- 
lichen oder notariellen Teftamente, 88. 2249, 2250 über die Errichtung eines Teſtaments vor 
dem Gemeindevorfteher und 99. 2276, 2277 über die Form der Erbverträge. Außer diefen 
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Verfügungen jelbft muß nad; 8. 36 das Protokoll über die Eröffnung borgefegt werden, vgl. 
hieruber B.G.B. 88. 2260, 2261, 2273; bie gilt auch von den Exbverträgen, fofern fie in 
befondere amtliche Verwahrung gebracht find (88. 2277, 2300; Entf. 1 5.7 — K. G. NF. 14 
©. 151 = Rechtſpr. 1 ©. 295). 

Aus dem Wortlaute des 8. 36 ift nicht zu folgern, daß die Verfiigung von Todeswegen 
und das Eröfinungsprotofoll in Urſchrift vorzulegen ift. Auf eine Anfrage in der Reichstags- 
fommiffion, ob unter den Urkunden dieſes Paragraphen auch die Ausfertigungen zu verjtehen 
feien, iſt regierungsfeitig erlärt, die Frage fei nad) Landesrecht zu beantworten. Wenn aljo nad; 
biefem die Urfchriften bei den Atten bleiben, kann nur eine Yußfertigung vorgelegt werben. 
Nah dem oben ©. 32 Gefagten Tann ſich das Grundbuhamt fogar mit einer beglaubigten 
Abſchrift begnügen, fofern ihm dies Iandesrechtlich nicht verboten ifl, und, wie ©. 254 Erl. 1 
bereit8 bemerkt ift, fann unter Umjtänden die Vorlage auch dur eine Bezugnahme auf andere 
Alten erfegt werden Ein einfache Abichrift reicht aber nicht aus und durch bie Vorlage eines 
aut eine Klage der Teftamentserben gegen bie Inteftaterben ergangenen Urteils, weldhes das 
Erbrecht der erfteren feititellt, wird die Vorlegung des Teitaments nicht erſetzt (Rechtſp. 2 ©. 117). 

2. Das Beftehen der fortgefegten Gütergemeinfhaft fann nah Abi. 2 nur durch das 
Zeugniß bewiefen werden, welches das Nadjlahgericht dem überlebenden Ehegatten auf deffen 
Antrag zu erteilen hat (8. 1507); jeder andere Beweis ift unzuläffig. 

a. Eine fortgejegte Gitergemeinjchaft tennt das B.G.B. nur bei ber allgemeinen Güter 
gemeinſchaft und bei der Fahrnikgemeinfdaft, bei lehterer aber auch nur dann, wenn fie durch 
Ehevertrag vereinbart ift (8. 1557), während bei jener umgekehrt die Ausſchließung durch Che 
vertrag vereinbart werden muß (8. 1503). Sie tritt ein, wenn bei dem Tode eines Ehegatten 
gemeinfhaftlihe Abtönmlinge vorhanden find, es fei denn, daß ber überlebende Ehegatte bie 
Fortfegung ablehnt (83. 1433, 1484, vgl. auch 8. 1509), und emdigt mit dem Tode oder mit 
der Wieberverheiratfung des Überlebenden Ehegatten, mit dem Tode ſämmtlicher antheils- 
beregitigter Abtömmlinge, durch deren Berziht, durch Mufgebungserflärung des überlebenden 
Ehegatten gegenüber dem Nachlaßgericht und mit der Rechtskraft eines auf Aufhebung lautenden 
Urtheils, weldhes von einen: Abtömmlinge in ben Fällen des $. 1495 erwirkt werden fann 
(ogt. 89. 1490 - 1496). 

Zur Verſügung über das Gefamntgut, zu dem übrigens das Vermögen der Abkömmlinge 
zur Beit des Eintritt® der fortgefegten Gütergemeinſchaft fowie deren fpäterer Erwerb nicht 
gehört (vgl. 98. 1485, 1486), ift der Überlebende Ehegatte befugt; er Hat die rechtliche Stellung 
des Mannes bei der ehelichen Gütergemeinfchaft, während die antheilsberechtigten Abkömmlinge 
«0gl. 88. 1491, 1511) die rechtliche Stelung der Frau haben ($. 1487). Die Buftimmung 
diefer fänmtlien Ablömmfinge oder deren gejeplicher Bertreter iſt demnach) zu allen denjenigen 
Rechtsgeſchäften erforderlich, zu denen bei der ehelichen Gütergemeinihaft der Mann der Bus 
ſtimmung der Frau bedarf (vgl. oben ©. 253). Wie ihre Zuftimmung fann auch die der Ab 
tömmlinge durch das Vormundſchaftsgericht erfegt werden. Zur Bmwangsvolftredung in das 
Geſammigut iſt ein gegen den überlebenden Ehegatten ergangenes Urtheil erforderlich und 
genügend (C. P. O. 3. 745, oben ©. 107). 

b. Ueber die Zuftändigteit des Nachlaßgerichts zur Ausſtellung des Zeugniſſes, die Vorauss 
jegungen der Extheilung, die Wirkungen, die Einziefung und Kraftloserffärung gilt daſſelbe wie 
Bei dem Erbſchein (Exl. 1b; vgl. Bland Bb. 4 ©. 274f. zu $. 1507). Das Zeugniß bemeift 
aber nur, daß bie fortgejeßte Gütergemeinfhaft eingetreten ift, nicht daß fie noch fortbefteht 
(Bland a. a. O. Erl. 2d). Das Grundbuhamt hat daher zu prüfen, ob fein Endigungsgrund 
vorliegt, und kann eine auf Grund des Beugnifies beantragte Eintragung beanftanden, wenn 
Thatſachen vorliegen, welche die Beendigung vermuthen lafien. 

3. Die Veiugniß eines Teftamentsvollftreders zur Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand 
wird im eriter Linie durch das im $. 2368 des B.G. B. vorgefehene Zeugniß des Nachlakgerichts 
nachgewieſen. Iſt er aber in einem gerichtlichen oder notariellen Teſtament oder Erbvertrag 
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ober in einem vor bem Gemeindevorfteher errichteten Teftament ernannt, fo fol aud die Bor- 
Tage dieſer Verfügung nebft der Eröffnungsverhandlung genügen; jebod kann das Grundbuchamt 
aus bejonderen Gründen bie Borlegung eines Zeugniſſes fordern. Es gilt alfo daß unter 
Erl. 12 y Gefogte. Dies beruft auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion, welche den legten 
Halbfag dem $. 36 hinzufugte. Indeſſen ba nach $. 2202 das Amt des Teſtamentsvollſtreders 
erft mit der Annahmeerllärung gegenüber dem Nachlaßgerichte beginnt, erbringt die Vorlage der 
Verfügung von Todeswegen nebft der Eröffnungsverhandlung keinen vollen Beweis; es muß 
außerdem die gehörige Annahme nachgewieſen werden, z. B. durch Vorlage einer Ausfertigung 
des Prototolls des Nachlaßgerichts, zu dem bie Erklärung abgegeben ift. 

a. Das B.G.B. regelt dad Inftitut der Teftamentövollftreder in den 88. 2197—2228. 
Htervon find die Vorſchriften, welhe die Berfügungsbefhräntung des Erben und die Verfügungs- 
befugniß des Teſtamentsvollſtreckers enthalten, oben ©. 125f. bereit erwähnt; fie fommen nad 
Art. 213ff. des EG. z. B.G B. auf alle feit dem 1. Januar 1900 eingetretenen Erbfälle zur 
Anwendung, auch wenn bie Ieptwillige Verfügung bereit vor diefem Tage errichtet ift, da fie 
feine Auslegungs-, ſondern Dispoſitivvorſchriften find, An bdiefer Gtelle ift Folgende hervor— 
zuheben. 

Die Ernennung des ober der Teſtamentsvollſtreder erfolgt in einem Teſtament oder im 
einem Erbvertrage (88. 2197, 2299). Die Beftimmung der Perſon Tann einem Dritten oder 
dem Nachlaßgericht überlaffen werden; aud der Teftamentsvollftreder kann zur Ernennung 
eines oder mehrerer Mitvollftreder oder eines Nachfolger ermächtigt werden (88. 2197- 2200). 
Unwirkſam ift die Ernennung eines Vollfirederd, der zu der Zeit, zu welcher er dad Amt 
anzutreten hat, geicjäftsunfähig oder in der Geſchäfisfätigieit beſchräntt oder als gebrechlich nach 
8. 1910 unter Pflegihaft geftellt ift ($. 2201). 

Mehrere Teftamentsvollftreder fönnen nur gemeinidaftlich verfügen; bei einer Meinungs: 
verſchiedenheit entſcheidei das Nachlaßgericht ($. 2224). 

Das Amt des Teſtamentsvollſtreders erliiht mit feinem Tode, mit dem Verluſte der 
vollen Geſchäftsfähigkeit, mit feiner dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklärenden Kündigung, 
mit feiner Entlafjung durch das Nachlaßgericht, welche aus einem wichtigen Grunde, insbeſondere 
wegen grober Pflichtverletzung, erfolgen fann, und mit dem Ablaufe von dreißig Jahren ſeit 
dem Erdfalle nad; näherer Beftimmung des $. 2210 (88. 2225—2227). 

b. In dem Beugniffe des Nachlaßgerichts, welches dem Teſtamentsvollſtrecer auf 
Antrag zu ertheilen ift, muß auch eine von dem Erblafier angeordnete Beſchränkung oder Er— 
weiterung der Verfligungsbefugniß des Vollfiregers angegeben werben. Ueber bie Zuſtandigteit 
zur Ertheilung, über deren VBorausfegungen und über die Wirkungen des Beugniffes gilt auch 
Hier dafielbe wie bei dem Erbihein (Exl. 1b). Dah das Zeugnik für das Fortbeitehen de 
Amtes de3 Teitamentsvollitreders feinen Beweis erbringt, folgt aus der ausdrücklichen Be— 
ftimmung: „Mit der Beendigung des Amtes des Teftamentsvollitreder® wird das Zeugniß 
fraftlo8“ (9. 2368). Bal. Erl. 2b. 

c. Ueber die Eintragung der Ernennung eines Teſtamentsvollſtrecders vgl. 8.53. Voraus- 
fegung für feine Verfügungsberechtigung vor dem Grundbudamte bildet weder feine vorgängige 
Eintragung noch die Eintragung der Erben; vgl. 8. 41 Abſ. 2 (E. 273 Erl. 5b >). 

4. Der 8. 36 Abf. I bezieht ſich nur auf den Nachweis des Erbrechts des B.G.B., nicht 
auf Erbfälle vor dem 1. Januar 1900 (Gruch. 45 S. 49, das Recht 1900 ©. 412, 434), nicht 
auf den Nachweis der Lehen, Stammgutd, Familienfideilommißfolge, auch nicht auf dem 
eines Bermädtnified. 

Repteres gewährt nach dem 8.6.8. 8. 2174 ſtes nur einen obligatorifhen Anſpruch auf 
Leiſtung des vermachten Gegenftandes, alfo z. 8. auf Uebereignung bes vermaditen Grundftülds 
oder auf Beftellung oder Ueberttagung des vermadjten dinglichen Rechtes. Die Eintragung 
des Vermächtnißnehmers kann daher ftet? nur auf Grund einer Auflafjung oder einer Ein— 
tragungöbewilligung des Erben oder des fonftigen Beſchwerten erfolgen, ohne dab es des 
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8. 37. 

Soll bei einer zu einem Nachlaffe, gehörenden Hypothek, Grundſchuld oder 
Nentenjchuld einer von mehreren Erben als neuer Gläubiger eingetragen werden, 
jo genügt zum Nachweife der Erbfolge und der Eintragungebewilligung ber Erben 
ein Zeugni des Nachlafgerichts. 

Das Zeugniß darf nur ausgeftellt werben, wenn die Vorausfegungen für die 
Ertheilung eines Erbſcheins vorliegen und die Erflärungen der Erben vor dem 
Nachlaßgerichte zu Protofofl gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewiejen find. 

8. 38. 

Die Vorfchriften des S. 37 finden entfprechende Anwendung, wenn bei einer 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, die zu dem Gefammtgut einer ehelichen 
Gütergemeinfchaft ober einer fortgefegten Gütergemeinjchaft gehört, ein Betheiligter, 
auf den das Recht bei der Auseinanderjegung übertragen iſt, als neuer Gläubiger 
eingetragen werben joll. 


Nachweiſes des Vermächtmiſſes vor dem Grundbuchamte bedarf. Dieſes kommt nur als das der 
Eintragungsbewilligung zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft (ngl. $. 9 Abj. 2, oben S. 167f.) in 
Betracht. 

Das Recht der Lehen, Stammgüter und Familienfideitommiſſe iſt reichsrechtlich nicht 
geregelt (E.8. 5. B.9.B. Art. 59, vgl. hinfichtlich des Privatfürſtentechts ebd. xt. 57, 58); 
in Folge deffen überläßt auch die ©.B.O. die Vorſchriften über den Nachweis des Folgeredits 
den Sandeögefepen. Dgl. preuh. N.G. 3. ©.8.0. Art. 1Hff, namentfid Art. 16, 19. 


7. Befonderheiten für die Fälle der Erbauseinanderfegung und der Auseinanderfehung 
einer Gütergemeinfhaft. 


88. 37, 38. 
€. 18.42; 1 88.35, 36. 9.1 ©. 1852713530, 13694. M. 6.78. D. 6. 304. 
RB. 6. 3434, 3435 (qu 8.97 des E.ID. 


1. Die Umfchreibung eines zu einem Nachlaſſe gehörigen eingetragenen Rechtes auf dem 
Miterben, dem es bet der Erbauseinanderfegung zugefallen ift, fegt nad ben fonjtigen Vor— 
färiften der &.B.O. außer dem Untrage den Nachweis der Erbfolge gemäß $. 36 und bie 
Eintrogungsbemilligung fämmtlier Miterben ($. 19) voraus. Dieſe Vorausfegungen zu ber 
ſchaffen wird Häufig ſchivierig und recht koftfpielig fein, zumal wenn die Zahl der Düiterben 
groß ift und wenn viele und in den Grundbüchern verſchiedener Grundbuchämter eingetragene 
Rechte zu dem Nachlafje gehören. Außerdem iſt die Prüfung des Vorhandenſeins diefer Voraus— 
fegungen für die Grundbucämter eine zeitraubende und veranttvortungsvolle Arbeit. Es negt 
daher ſowohl im Intereſſe der Betheiligten wie de Grundbuchamts, wenn der Nachweis der 
Boransfegungen erleihtert wird. Died geichieht durch die Vorſchrift des 8. 37, welche 
nach dem Borbilde der preuß. ©.8.D. 8. 40 die Eintragung des Miterben auf Grund eines 
Zeugnifies des Nachlaßgerichts zuläkt. 

Der Erbauseinanderfegung verwandt ift die Nuseinanderfegung einer ehelichen Güter- 
gemeinfehaft und einer fortgejepten Giltergemeinfchaft. Wenn auch bei ihnen, namentlid bei der 
erſteren bie Anwendung der regelmäßigen Vorſchriften nicht ſolche Schwierigfeiten mit ſich bringt 
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wie im Falle der Erbauseinanderfegung, jo liegt doch auch bei ihnen ein praktiſches Bedürfniß 
für die Erleichterung des Nachweiſes vor. Deshalb Hat bie zweite Kommiſſion die Vorſchrift 
des $. 38 eingefchaltet. 

2. Die Boraudfegungen der Anwendung diefer Beſtimmungen find eng begrenzt. 

a. Zunädjt gelten fie nur für Hypotheken, Grundſchulden und Rentenfhulden. 
Auf die Umſchreibung des Eigenthums und des Erbbaurechts finden fie kraft Reichsrechts 
feine Anwendung, da dieſes bie Erllärung der Einigung vor dem Grundbuchamt erfordert ($. 20); 
indeſſen da bie Landesgejege gemäß des Vorbehaltd im Art. 143 des E.G. z. B.G. B. (vgl. 
oben ©. 38) auch anderen Behörden, alfo z. B. aud dem Nachlaßgerichte oder den mit den 
Verrichtungen dieſes Gerichts landesrechtlich betrauten Behörden (EG. z. B.G.B. Art. 147), die 
Zuftändigkeit zur Entgegennahme der Auflafjungserklärungen beilegen können, läßt $. 99 die 
Iandeögeieglihe Ausdehnung der Anwendbarkeit der 88. 37, 38 auf Eigentfum und Erbbaurecht 
zu. Dgl. preuß. A.G. Art. 10. 

Auf andere Rechte finden dieſe Beftimmungen dagegen keine Anwendung; foweit die Rechte 
unübertragbar find, fann eine Anwendung nicht in Frage kommen, und zur Ausdehnung auf 
die übrigen übertragbaren Rechte (vgl. oben ©. 34 unter 3b und ©. 111 Abſ. 2) liegt ein 
prattiſches Bedürfniß nicht vor. 

b. Die Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld (nad) 3. 99 das Grundftüd oder Erbbau— 
recht) muß zu einem Nadlajje oder zu dem Gefammtgur einer Gütergemeinjhaft 
gehören. 

Zu dem Nacjlafje gehören nicht mur die auf den Namen des Erblafferd eingetragenen oder 
ihm fonft nachweislich zuitehenden Rechte, fondern nad) $. 2041 des B.G.B. aud, „was auf 
Grund eines zum Nachlaſſe gehörenden Rechtes oder als Erſatß für die Zerftörung, Beſchädigung 
ober Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, daß fich 
auf den Nachlaß bezieht,“ alſo z. B. eine auf den Namen der Erben eingetragene Hypothek für 
den Kaufgeldreft eines feitens der Erben verkauften Nahlaßgrundftüds (vgl. Pland Bd. 4 
©. 106 zu $. 1370). 

Ueber die Zugehörigkeit zu dem Geſammtgut einer ehelichen Gütergemeinfdaft oben 
©. 253 und über die zum Gefammtgut einer fortgefegten Gütergemeinfchaft oben ©. 257. Ob 
die eheliche Gütergemeinſchaft Die allgemeine oder die Errungenſchafts- oder die Fahrniggemeinfchaft 
ift, fommt nicht in Betracht; $. 38 findet auf alle Anwendung. 

c. Die Hypothel, Grundfhuld oder Rentenfhuld (nach 8, 99 das Eigenthum oder Erb— 
baurecht) muß auf einen der Miterben oder bei der Gütergemeinſchaft auf einen der an 
diefer Betheiligten (einen Ehegatten oder bei der fortgefegten Gütergemeinfchaft auch einen 
der antheilsberechtigten Ubtömmlinge, vgl. oben S. 257) umgejchrieben werben follen; jie muß 
diefem bei ber Auseinanderfegung überwiefen fein. Für die Uebertragung auf einen Dritten 
genügt die erleichterte Form des Nachweiſes nicht, insbefondere aud nicht (abweichend von der 
preuß. 6.8.0. 8. 40) für die Umjcreibung auf einen Vermächtnißnehmer (vgl. Erl. 4 zu 
8. 36, oben ©. 258). 

Ueber bie Erbaugeinanderfegung vgl. 8.6.8. 88. 2042—2049, frei. G.G. 88. 36—98; 
über die Auseinanderſetzung hinſichtlich des Gefammtguts der Giltergemeinſchaft B.G. B. 98. 1471, 
1474—1481, 1497-- 1504, 1546, 1549; freim. G. G. 8. 99. 

3. In ben in Erl. 2 näher beiprodenen Fällen fol nad $. 37 ein Zeugniß des Nachlaß— 
gerihts „zum Nachweiſe der Erbfolge und der Eintragungsbewilligung der Erben“ genligen, 
und dies fol in entfprediender Weife für die Fälle des $. 38 (und des 8. 99) gelten. 

Demnach erjegt in den Fällen des $. 37 das Zeugniß des Nachlaßgerichts fowohl den 
Erbſchein oder die in einer öffentlichen Urkunde enthaltene Verfügung von Todeswegen ($. 36) 
als auch die Eintragungbewilligung der Miterben, und die Umfcreibung der Hypothek ꝛc. auf 
den Namen des Miterben kann, wenn fie auf den Namen des Erblafjers oder ſämmtlicher Erben 
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eingetragen ift, lediglich auf Grund des Zeugniſſes erwirkt werden; fteht fie noch auf den Namen 
eines Rechtsvorgängers des Erblaſſers eingetragen, was namentlich, bei ber Briefhypothet prattiſch 
werden wird (vgl. $. 40 Abſ. 2), jo muß der Nachweis, daß der Erblaſſer dad Hypothekenrecht 
erworben Hatte, nad; den gewöhnlichen Regeln erbracht werden. Stets ift aber ein Antrag nad) 
8. 13 erforderlich; dem Nadjlahgeridht ift nicht etwa die Befugniß gegeben, dad Grunbbudjamt 
um die Umſchreibung zu erſuchen. Auch die Verpflichtung zur Vorlage des Hypothekenbriefs ꝛc. 
(88. 42 ff.) bleibt beftehen. 

Die entipredende Anwendung biefer Beftimmung auf die Ausetnanderfegung einer Gilter- 
gemeinfcaft führt zu dem Ergebniffe, daB daS Zeugniß nit nur die Eintragungsbewilligung 
der ſämmtlichen Berheiligten, fondern aud den Nachweis, wer bei der fortgefegten Güter» 
gemeinſchaft zu den legteren gehört, ja auch den Beweis des früheren Beſtehens der Güter» 
gemeinidjaft erfept. Dagegen muß die Hypothet 2. ald zu dem Gefammtgute gehörig in dem 
Grundbuch eingetragen fein oder ihre Zugehörigkeit zu dem Geſammtgut anderweitig bewieſen 
werben. 

Wenn ein Bundesitaat von dem Vorbehalte des 8.99 Gebrauch macht, fo kann er geſetzlich 
beitimmen, dab das Zeugniß zum Nachweiſe der Exbfolge (bezw. des früheren Beſtehens der 
Gürtergemeinſchaft und ber Perfonen der antheilsberegitigten Ablömmlinge bei der fortgefeßten 
Gütergemeinſchaft) und auch zu dem Beweiſe der Auflaffungserflärungen der Beteiligten genügen 
ſoll, lepteres aber nur unter der Vorausfegung, daß dem das Zeugniß ausftellenden Nachlaß- 
gerichte die Zuftändigkeit zur Entgegennahme ber Auffafjungserflärungen landesgefeplich beigelegt 
wird; gefdieht dies nicht, fo fann das Zeugniß nur den erſteren Nachweis erjepen, während 
die Auflafjungserflärungen vor dem Grundbuhamt oder den fonft landesgeſetzlich für zuftändig 
erklärien Beamten oder Behörben abgegeben werden müſſen. gl. Rechtſpr. 2 ©. 42 und bie 
Erl. zu Urt. 10 des preuß. A.G. z. G. B.O. 


4. Die Ansftellung des Zengniffes ift durch die G.B.D., insbefondere durch $. 37 Abf.2, 
näher geregelt: 

a. Zuftändig zur Ansftelung ift bei der Erbauseinanderfegung das Nachlaßgericht, alio, 
wie oben €. 256 bereit erwähnt ijt, in Ermangelung abweichender Vorſchriften der Landes— 
gefege (vgl. freim. G.G. $. 193) das Amtsgericht. (Im Preußen ift ber Notar, dem das Amts 
gericht die Vermittelung der Auseinanderſezung überwieſen hat, zur Ausſtellung des Zeugnifies 
nicht befugt, vgl. preuß. frei. G.G. Art. 23.) Ueber die örtliche Zuftändigeit vgl. oben 
©. 256. Für die Auseinanderfegung einer Gütergemeinſchaft ift nad) 8. 99 Abſ. 2 des freim. 
.&. — vorbehaltlich abweichender landesrechtlicher Regelung gemäh $. 193 ebd. — ebenfalls 
das Amtsgericht zuftändig und zwar, wenn ein Antheil an dem Geſammtgute zu einem Nach— 
laſſe gehört, das Amtögericht, welches für die Auseinanderfegung in Anjehung des Nachlaſſes 
zuftändig ift, fonft das Amtsgericht des Wohnfipes ev. des Aufenthaltsorts des Ehemanns oder 
Bei ber fortgefegten Gutergemeinſchaft des überlebenden Ehegatten zur Zeit der Beendigung der 
Gultergemeinſchaft; über den Fall des Fehlens eines inländijgen Wohnfies oder Aufenthalts 
dgl. 8. 99 Abf. 2 Cap 3 des freim. &.G. 

b. Dos zuftändige Gericht darf dad Zeugniß in dem Falle der Erbaueinanderfegung 
mur ausftellen ($. 87 Abſ. 2), wenn - 

a. bie in den $$. 2353. des B.G.B. geregelten Vorausſehungen für die Ertheilung eines 
Erbſcheins vorliegen; denn das Zeugniß erfegt ja den Erbſchein (Erl. 3) und darf demnad nicht 
mindere Vorausſetzungen als diefer haben; 

8. und außerdem die Erklärungen der Erben vor dem Gerichte zu Protofoll gegeben oder 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urhnden nachgewieſen find. Diefe Beltimmung 
entfpricht der Borfchrift des 8. 29 Sak 1 und dient demielben Zwede wie dieſe (oben 
©. 226 Erl. 1). 
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8. 39. 

In den Fällen, in denen nad) gejeglicher Vorſchrift eine Behörde befugt it, 
das Grundbuchamt um eine Eintragung zu erjuchen, erfolgt die Eintragung auf 
Grund des Erfuchens der Behörde. 





Auch biefe Beitimmungen bes 8. 37 Abſ. 2 gelten entfpredend für bie Auseinander- 
fegung einer Gütergemeinſchaft. Dem zuftändigen Gerichte müſſen alſo, entſprechend den Vor— 
ſchriften des 8. 2356 des B.G.B. über den Erbidein, das Beitehen ber Gütergemeinſchaft 
und bei der fortgefegten Gütergemeinfhaft die Berfonen der antheilsberechtigten Abkömmlinge 
in ber Regel durch öffentliche Urkunden nachgewieſen werben, und die Erklärungen der Ber 
theiligten über die Uebertragung der Hypothek zc. auf einen von ihnen müfien entweder vor 
dem Gerichte zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
bewieſen werden. 

Die Borfhriften bes $. 37 Abſ. 2 wenden fi) aber Iediglih an das Nachlaßgericht. 
Das Grundbuchamt hat deren Beobadtung nidt nahzuprüfen; aud braucht diefe 
nicht aus dem Inhalte de Beugniffes zu erhellen. 


V. Eintragungen auf Erſuchen von Behörben. 


8. 38. 
€ 18.50; II 8.87. ®.1 6. 1845018453, 13598, 13539. M. 6.90. D. 6.3041. 


1. Die Vorfchrift des 8.39 enthält eine Ausnahme von dem Antragaprinzip und von dem 
formellen Konjensprinzip, indem fie Untrag und Bewilligung ſowie auch die ſonſtigen zu einer 
Eintragung erforderlichen Erklärungen für nicht erforderlich erklärt im den Fällen, in denen nach 
geſetzlicher Vorfchrift eine Behörde zu einem Erſuchen um Eintragung befugt ift. Die Vorauss 
fegung fir die Anwendung diefer Vorſchrift befteht demnach) in der geſetzlichen Befugnik einer 
Behörde, das Grundbuchamt um eine Eintragung zu erſuchen, einerlei, ob dieſe fi auf ein 
Reichsgeſetz oder anf ein Landesgejeg fügt. 

Kraft Reichsrechts Haben diefe Befugnik: 

a. Das Prozehgericht, welches eine einfiweilige Verfügung erlafien Hat, auf Grund deren 
eine Eintragung zu erfolgen Hat, gemäß 8. 941 der CPO. Bivar erfolgt in diefen wie in 
allen anderen Fällen der Zwangsvollſtredung die Eintragung auch auf Antrag bes Gläubiger; 
zweds Beſchleunigung ift daneben auch dem Gerichte die Befugniß beigelegt, fi) unmittelbar 
an das Grundbuchamt behufs Eintragung der Vormerkung, des Widerſpruchs, des Veräußerungs- 
verbot8 ober ber fonftigen in ber einftweiligen Verfügung angeorbneten Eintragung zu wenden. 
Bol. oben ©. 185. 

b. Das Bollftredungägeriht auf Grund des Zw. V. G. vom 24. März 1897. In Betracht 
lommt zunãchſt die Vorſchrift des 9. 19 Abf. 1: „Ordner das Gericht die Zwangsverſteigerung 
an, jo Hat es zugleich das Grundbugugemt um Eintragung dieſer Anordnung in das Gnind- 
buch zu erfuchen" (vgl. oben ©. 123). Bon ben dem Grundbuchamt auf dieſes Erſuchen hin 
obliegenden Pflichten zur Ertheilung von Abfchriften und von Auskunft ift oben ©. 174 Erl,7 
bereits die Rede gewefen. 

Eine weitere Zuftändigfeit des Vollſtredungsgerichts zu Erſuchen um Eintragungen ergiebt 
fich aus 8. 130 defl. Geſ.: 

„Zit der Theilungsplan ausgeführt und der Zufchlag rechtskräftig, fo ift das 
Grundbugant zu erfuhen, den Erfteher als Eigenthümer einzutragen, den Ver— 
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ſteigerungsvermertk ſowie die durch dem Zuſchlag erloſchenen Rechte zu löſchen und die 
Eintragung der Sicherungshypotheten für die Forderung gegen den Exfteher zu bewirken. 
Bei der Eintragung der Hypotheken foll im Grundbuch erſichtlich gemacht werden, 
daß fie auf Grund eine Bmwangsverfteigerungsverfahreng erfolgt ift. 

Ergiebt fi, daß ein bei der Feſtſtellung des geringfien Gebots berüdfichtigtes 
Kecht nicht zur Entftehung gelangt oder daß es erloſchen iſt, fo ift das Erſuchen auch 
auf die Löſchung dieſes Rechtes zu richten. 

Hat ber Erſteher, bevor er als Eigenthiimer eingetragen worden ift, die Ein- 
tragung eines Rechtes an dem verfteigerten Grundſtücke bewilligt, jo darf die Ein» 
tragung nicht vor der Erledigung des im Abſ. 1 bezeichneten Erſuchens erfolgen.” 


Bon der Eintragung des Erftehers kann aud) in dem Falle nicht abgeſehen werben, 
wenn diefer der biherige Eigentümer bes Grundſtücks iſt. Allerdings braucht fein Name nicht 
gelöſcht und neu eingeſchrieben zu werben; aber e8 tft ein Vermerk erforderlich, daß ihm durch 
den Zuſchlag dad Eigenthum zugeiprohen oder belafien ift (Oberned ©. 755). 


Durch den Zuſchlag erlöfhen alle Rechte an dem verfteigerten Grundftüde, welche 
nicht nad) den gefeglichen oder vereinbarten Verfteigerungsbedingungen oder auf Grund befonderer 
Vereinbarung beftehen bleiben follen. Bgl. 3w.8.®. 88. 91, 52, 59 und preuß. A.G. 5. 8w. V. G. 
Art. 6. Mechte, die auch noch auf anderen, nicht mitverfteigerten Grundftüden laſten, insbeſondere 
Geſammthypotheken erlöſchen an dieſen durch dem Bufchlag nicht; ihre Löſchung auf dieſen 
anderen Grundſtücken herbeizuführen, iſt Sache der Betheiligten, nicht des Vollſtredungsgerichts, 
ſelbſt wenn fie in dem Verſteigerungsverfahren befriedigt find. Vgl. oben S. 85 und Turnau⸗ 
Förfter Bd. 1 ©. 731f. Jedoch ift von dem Grundbuchamt in diefem Falle die Vorſchrift 
des 8. 49 Abſ. 2 der &.B.D. über die Löſchung des Mithaftvermerkes zu beachten. Dem Er- 
ſuchen um Löſchung einer Briefhypothek ober einer Briefgrundſchuld braucht in dem Falle des 
$. 1306 Abf. 1, entgegen der Vorfchrift des 8. 42 der G. B. O., der Brief nicht beigefügt zu 
werben, wohl aber in dem alle des 8. 130 Abſ. 2 (Bw.WB.B. $. 131. Mel. unten ©. 276 
El. 3b zu 8. 42). 


Bon den im Abf. 1 erwähnten Sicherungshypotheken für die Forderung gegen den 
Griteher iſt bereits oben ©. 76 kurz die Rede geweſen; das Nähere ergiebt fi) aus ben 
88. 118—126, 134 des Zw.B.G. Abweichend von dem preuß. Rechte (Bw.B.G. vom 13. Juli 
1883 8. 124 Abf. 4) werden au die Forderungen an Binfen, Koften und fonftigen Neben- 
anſprüchen eingetragen. Die Eintragung der Sicherungshypotheken erfolgt mit dem aus 8. 10 
des Zw. B. G. erfichtlihen Range; ſoweit dieſe danach bereits eingetragenen und beftehen bleibenden 
Hupothefen oder fonftigen Rechten vorgehen, muß ihr Vorrang im Grundbuche vermerkt werden; 
and) in dieſem alle bedarf es nicht der Vorlegung des über das zurüdtretende Mecht ertheilten 
Briefes (8. 131). 

Die Vorſchrift des 8. 130 Ubi. 1 Say 2, die den Vermerk vorſchreibt, daß die 
Siherungshypothelen auf Grund eines Zwangsverſteigerungsverfahrens ein— 
getragen find, erklärt fi aus den für diefe Onpothefen geltenden Beſonderheiten, daß fie in 
bem Falle der Vereinigung der Hhpothef mit dem Eigenthum in einer Perfon (und bie 
Sicherungshypotheken für die in 8. 129 verzeichneten Anfpriche, auch wenn nicht binnen ſechs 
Monaten die Smwangsverfteigerung beantragt wird) nicht zum Nachtheil der troß des Zwangs— 
verſteigerungsverfahrens befiehen gebliebenen Rechte oder der fibrigen nad $. 128 Ubi. 1, 2 
(oben ©. 76f.) eingetragenen Sicherungshypotheken geltenb gemacht werden lönnen, daß der 
zu ihrer Dedung erforderliche Betrag bei einer neuen Verfteigerung des Grundſtücks ftets, auch 
wenn bie Hypothek in das geringfte Gebot fallen follte, baar zu berichtigen iſt, daß ferner der 
Anſpruch aus der Sicherungshypothek gegen den Erfteher und gegen jeden ſpäteren Eigenthilmer 
vollftredbar ift (8. 128 Abſ. 3 und 4, 88. 129, 132, dgl. oben &. 103 a. u. ©. 105). 


264 6.3.2. Eintragungen in das Grundbuch. $. 39. 





8. 130 Abſ. 3 verbietet ausdrüdli jede Eintragung auf Grund einer Bewilligung des 
Exfteßers, bevor das Erſuchen des Vollftredungsgerichts gemäß 8.1 erledigt ift, felbft wenn der 
Antrag auf jene Eintragung früher eingegangen fein ſollte. Ein Verſtoß gegen dieſe Berfahrend- 
vorſchrift zieft feine Nichtigkeit noch fi (a. M. Oberned ©. 755f.). 

Schließlich ift zu beachten, daß das Vollſtrecungsgericht, anders als nach dem früheren 
preußiſchen Rechte (310.8.G. vom 13. Juli 1883 8. 124 Abf. 1), dem Erfuchen nicht die Aus— 
fertigung bed Protofolls bes Wertheilungstermins und bes Zuſchlags— 
beihluffes beizufügen brandt; eine bie preuß. Beſtimmung wiederholende Vorſchrift 
(Entw. 8. 131 Abj. 1) ift in der Reichtagstommiffion geftricen, um MHarzuflellen, dab das 
Grundbugamt die Grundlagen des Erſuchens nicht zu prüfen habe. 

Bl. ferner über dad Erjuhen um Löſchung bed BVerfteigerungsvermertes im Falle der 
Aufpebung des Veriaßrens ohne Zerfteigerung $. 34 und über bie entiprehende Anwendung 
aller diefer Beftimmungen auf die Zwangsverwaltung und die bejonder geregelten Berfteigerungs- 
fälle 98. 146, 151, 161, 172, 176, 180. An die Stelle der Vorſchrift bes 8. 130 tritt für die 
Zwangsverwaltung die Beftimmung des 8. 158 Abſ. 2, welche fi auf Leitung von Zahlungen 
auf die Kapitalien von Hhpotheten und Grundfhulden oder auf die Ablöfungsfummen von 
Rentenſchulden bezieht: „Soweit der Berechtigte Befriedigung erlangt bat, ift da8 Grundbuchamt 
von dem Gericht um bie Löfhung des Rechtes zu erfuchen. Eine Ausfertigung des Prototolls 
it beizufügen; die Vorlegung des über das Recht ertheilten Briefes iſt zur Löſchung nicht 
erforberlid." 

Ueber das Erforberniß eines ſchriftlichen Erſuchens, felbit wenn der Vollfttedungsrichter 
zugleich Grundbuchrichter ift, vgl. 8.0. 5 ©. 186. 


©. Das Vormundſchaftsgericht nad; 3. 54 Abſ. 1 des freim. ©.®.: 

„Liegen nad) dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts die Vorausſetzungen vor, 
unter benen der Bormund, der Pfleger oder der Beiftand zur Sicherheitdleiſtung 
angehalten werden ann, fo ift das Gericht befugt, das Grundbuhemt um bie Ein 
tragung einer Sicherungshypothek an Grundftüden des Wormundes, bes Pfleger 
ober des Beiltandes zu erſuchen. Der Wormund, der Pfleger ober der Beiſtand foll, 
foweit tbunli, vorher gehört werden. Die Hypothek entfteht mit der Eintragung.” 


Die BVorausfegungen ber Anordnung des Vormundſchaftsgerichts ergeben ſich aus dem 
8.6.8. 8. 1844 (88. 1693, 1915), wonach das Vormundſchaftsgericht „aus befonderen Gründen“ 
den Vormund (Beiftand, Pfleger) zur Sicherheitsleiftung anhalten kann und deren Art und 
Umfang nad feinem Ermefien zu beftimmen Hat. Ob diefe befonderen Gründe vorliegen, ob 
ber Bormund :c. vorher gehört und ob ihm die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts mit« 
getheilt ift, Hat das Grundbuchamt nicht zu prüfen. 

„Das Vormundfhaftsgeriht Tann, folange das Amt bes Vormundes dauert, jeberzeit die 
Erhöhung, Minderung ober Aufhebung der Sicherheit anordnen. Bei der Veftellung, Uenderung 
oder Aufhebung der Sicherheit wird die Deitwirfung des Mündels durch die Unordnung bes 
Vormundfchaftägerichts erjept“ (8. 1844 Abſ. 1 Cap 3, Abi. 2). Danach und nach $. 51 des 
frreiw. G.G. ift das Vormundſchaftsgericht in der Lage, duch ein weiteres Erſuchen die Ein- 
tragung einer neuen Sicherungshypothek zur Erhöhung ber urfprünglichen Sicherheit zu erwirken. 
Dogegen ift aus $. 1844 nicht zu folgern, daß das Vormundfchaftegericht aud zu einem Er- 
fuchen um eine völlige oder theilmeife Löſchung der Sicherungshypothek befugt iſt. 8. 54 des 
frei. G. G. gewährt ihm biefe Buftändigfeit nicht und zwar, wie aus ber Dentſchrift zu diefer 
Vorſchrift erhelt, abſichtlich, weil „eine ſolche Regelung mit den Vorſchriften des B.G.B. über 
den Erwerb der Hypothek durch den Eigenthümer des befafteten Grundſtücks unvereinbar“ wäre 
(Dorner ©. 262ff.; a. M. Oberned ©. 725). Die Löſchung erfolgt demnach nad) den Vor— 
ſchriften der ©.8.D.; nur infofern gilt nad} $. 1844 Abf. 2 eine Vefonderheit, als das Mündel 
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nicht durch einen Pfleger vertreten zu werden braudt, fondern feine Bewilligung durch die 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts erfegt wird; natürlich ift dies nur während ber Dauer 
ber Vormundſchaft zuläffig, nicht nachdem das Mündel großjährig ober fonft unbefchräntt 
geihäftsfähig geworden ift (M. 3. 8.6.8. Bd. 4 ©. 1161f.). 

Ueber bie Bedeutung des Satzes: „Die Hypothek entjteht mit der Eintragung“ vgl. oben 
©. 101 unter a. 

nDie Koften der Sicherheitöleiftung fowie der Aenderung oder ber Aufhebung fallen dem 
Mündel zur Laft“ (8. 1844 Abi. 3). 


Die Vorſchrift des 9.54 des freiw. G.G. findet feine Anwendung auf den Gegenvormund 
und auf ben elterlichen Gewalthaber; wird dem Iepteren eine Sicherheitsleiſtung auferlegt 
(8. 1668), fo fann die Eintragung einer Sicherungshypothet zur Erfüllung diefer Auflage nur 
auf Grund einer Bewilligung bes Gewalthabers ober feiner vechtöfräftigen Berurtheilung zur 
Bewilligung erfolgen und zur Vertretung des Kindes muß ein Pfleger beftellt werben (Oberned 
©. 726). 

d. Das Konkursgericht hinfichtlich des Eintragung und Löſchung des von ihm erlaſſenen 
allgemeinen Beräußerungsverbot3 und des Konkursvermertes (vgl. oben ©. 121 und ©. 130) 
auf Grund der 88. 118, 114, 116, 163, 190 der RD. Die 88. 113—115, deren Vorſchriften 
bei der Aufhebung des Konfursverfahrens entſprechende Anwendung finden, lauten: 

„$. 113. in von dem Konkursgericht in @emäßheit des $. 106 erlaffenes 
allgemeines Veräußerungsverbot, ſowie die Eröffnung bed Konkursverfahrens ift in 
das Grundbuch einzutragen: 

1. bei denjenigen Grundftüden, als deren Eigenthümer der Gemeinfhulbner im Grund- 
buch eingetragen ilt; 

2. bei deu für den Gemeinfchuldner eingetragenen Rechten an Grundftüden oder an 
eingetragenen Rechten, wenn nad) ber Art des Rechts und den obmaltenden Um— 
jtänden bei Unterlafjung ber Eintragung eine Beeinträchtigung der Konkursgläubiger 
zu beforgen ift. 

Das Konturdgeriht hat, ſoweit ihm ſolche Grundftüde oder Rechte bekannt find, 
das Grundbuchamt von Amtswegen um die Eintragung zu erfuhen. 

Die Eintragung fann aud von dem Konkuröverwalter bei dem Grundbuchamte 
beantragt werben. 

8. 114. Werden Grunbitüde ober Rechte, bei denen eine Eintragung nad Maß— 
gabe des 8. 113 Mbi. 1, 2 bewirft worden Äft, von dem Verwalter freigegeben oder 
veräußert, fo kann das Konkurögericht auf Untrag dad Grundbuhamt um Löfhung 
der Eintragung erſuchen. 

8. 115. Die Eintragung und Löſchung von Vermerken auf Grund der 98. 113, 
114 geſchieht gebührenfrei.“ 

©. Das Rachlaßgericht bezüglich der Eintragung der Anordnung einer Nachlahverwaltung; 
vgl. oben ©. 121f. 

f. Das Gtrafgericht in den Fällen des St G.B. 88. 93, 140 und ber Et.P.Q. 88. 325, 
326, 332fj. fowie der Militärftrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898 88. 360 ff. 

g. Die Auffihtöbehörde im Falle don Defetten bei Reichskaſſen oder anderen Reichs— 
verwaltungen nad dem Gejehe, betr. die Rechtöverhältnifie der Reichsbeamten, vom 31. März 
1873 $. 143. 

bh. Bu dieſen reichsrechtlich geregelten Fällen treten dann eine Reihe landesgeſetzlicher 
Hinzu; 3. 8. find in Preußen zu Erſuchen um Eintragungen befugt: die Auffihtsbehörden 
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im Falle von Defekten bei öffentlihen Kafjen oder anderen öffentlichen Verwaltungen nad) der 
BD. vom 24. Januar 1844, G.S. ©. 52, $. 15, eingeführt in die neuen Provinzen durch 
BO. vom 23. September 1867 3. 1 Nr. 8 (vgl. R.G. 31 ©. 311); diejenigen Beamten 
und Behörden, denen bie Einziehung der ber VBeitreibung im Verwaltungs— 
äwangsverfahren unterliegenden Geldbeträge zufteht, gemäß der BDO. vom 
15. November 1899 (G.S. ©. 545), betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen, 88. 4, 51; vgl. oben ©. 104, insbejondere Anm. 1 über die Eintragung von 
Gerichtskoſtenforderungen und unten Erl. 5 zu $. 62 ſowie K.G. 13 ©. 130ff. über die Bei— 
treibung gerichtlich verhängter Ordnungsftrafen; die Fideitommißbehörde gemäß Art. 16 
des WG. z. G.B.O.; das Oberbergamt nad Art. 23-25 ebd.; die Auseinander— 
fegungsbehörden, vgl. Art. 12—14 ebd. mit Exl.; die Enteignungsbehörde (dev Bezirls- 
ausfhuß, in Verlin das Poligei-Bräfidium) nad dem Enteignungsgefege vom 11. Juni 1874 
8.33 (vgl. 8.0. 6 ©. 88, 13 ©. 115 ſowie Mg. Verf. $. 11 Biff. 3, 8. 30 Abf. 4); bie 
Deichbehörde nad dem Gefege vom 28. Januar 1848 8. 20 (vgl. jedoch R.B. 16 ©. 77); 
der Landrath in den Fällen der Gejege, betr, die Errichtung trigonometrifher Markjeine, 
vom 7. Ottober 1865, 7. April 1869 und 3. Juni 1874 (oben ©. 41); die Direftion der 
Rentenbanf und die Landeskultur-Rentenbank bei ber Löſchung der Rentenpflicht 
-(Gefeg vom 2. März 1850 $. 4, Allg. Verf. vom 15. Dezember 1865, J. Ve. Bl. ©. 286, und 
Geſetz vom 13. Mai 1879 8. 31); der Borfigende des Waldſchutzgerichts in den Fällen 
des Gefehes vom 6. Juli 1875 98. 17, 39 (vgl. AB. z. GB.O. Urt. 11 Abf. 2 nebit Exi.); 
der Borjtand einer freien Baffergenoffenfhaft nad Maßgabe des Gejeges vom 
1. April 1879 9. 28 (über die Befugniß des Vorftehers einer öffentlichen Waſſergenoffenſchaft, 
im Verwaltungẽzwangsverfahren die Eintragung von rildftändigen Genoffenihaftsbeiträgen zu 
beantragen, vgl. 8.G. 15 S. 130) und der Borftand einer Hauberggenoffenigaft nah 
näherer Beftimmung ber Haubergordnungen für den Kreis Siegen vom 17. Wärz 1879 38. 3, 
45, 17 und für den Kreis Altenkirchen vom 9. April 1890 98. 3, 5 (vgl. Allg. Berf. 8. 44). 
Vgl. noch die Erl. zu Art. 9 des A.G. z. G.B. O. 


2. Der Prüfung bed Grundbuchamts unterliegt die Frage, ob bie erjuchende Behörde 
geſehlich berufen ift, um eine Eintragung ber beantragten Art zu erſuchen (8.8. 3 
©. 153, 7 ©. 305). Dagegen Hat es nit zu unterfuchen, ob die beantragte Eintragung 
gegen den PBaffivbetheiligten hätte nachgeſucht werden follen, insbefondere ob die der Prüfung 
ber erjucenden Behörde unterliegenden und von ihr als vorhanden angenommenen thats 
ſächlichen Borausfegungen des Erſuchens auch mirklih vorlagen fowie ob das dem Er— 
ſuchen vorausgehende Verfahren vor der erſuchenden Behörde gefegmäßig war; Hierfür fällt 
die Verantwortung ber erſuchenden Behörde zu (K.G. 3 ©. 129, 15 ©. 119; ngl. ebd. 12 
©. 341, 350). 

Berner unterliegt der Prüfung des Grundbugamts die Form des Erfuhens, Diefes 
muß nit nur den etwaigen landeägefeglichen allgemeinen Vorſchriften über die an das Grund» 
buchamt zu richtenden Erfuchen entfprechen, wie fie 3. B. in dem preuß. A.G. Art. 9 Hinfichtlich 
der Unterfchrift und des Siegels oder Stempels aufgejtellt jind, fondern aud dem etwa für 
diefe beſtimmie Art getroffenen Sonderbeftimmungen. " 

Aber die Prüfungspflict des Grundbuchamis geht noch weiter. Keineswegs braucht dieſes 
jedem formell ordnungsmäßigen Erſuchen einer zuftändigen Behörde zu entſprechen. Das Er- 
fuchen erfeßt zwar den Antrag, die Bewilligung und bie etwa erforderlichen Erklärungen Dritter 
(88. 13, 19, 26, 27; 3. B. auch die Zufiimmung des Grundftidseigentümers zur Löſchung 
von Hypotheken, Entjh. 1 ©. 157); im Uebrigen finden aber die allgemeinen Beitimmungen der 
GB.D. Anwendung. Das Erſuchen fteht als Grundlage der Eintragung auf einer Xinie mit 
den Erklärungen der Betheiligten. Um dies zum Ausdrude zu bringen und nicht ben Anſchein 
gu erweden, als müfje dem Erſuchen einer zuftändigen Behörde unbedingt ftattgegeben werden, 
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ift die Faſſung des E. I „das Grundbuchamt hat die Eintragung anzuordnen“ in die bem 8. 19 
entfprechende Faſſung „die Eintragung erfolgt“ verändert. Demnadh kommen, wie in ber 
Denkichrift hervorgehoben wird, die Vorfchriften ber $8. 5, 6, 16-18, 28, 40-44, 48 auf die 
Erfuchen der Behörden und der auf Grund derjelben erfolgenden Eintragungen zur Anwendung. 
Hinfigtli des Juhalts des Erſuchens ift aljo zu beachten, daß jeine Erledigung an feinen 
weiteren Vorbehalt gefnüpft werben darf, ald an den, daß die eine Eintragung nicht ohne die 
andere erfolgen joll ($. 16); dab das Grundftüd im Uebereinftimmung mit dem Grundbuch 
oder duch Hinweifung auf das Grundbuchblatt bezeichnet, ein einzutragenber Geldbetrag im 
Reichswährung angegeben werden muB ($. 28); daß bei dem Erfuchen um Eintragung eines 
Mehreren gemeinfaftlihen Rechtes die Bruchtheile der einzelnen Verechtigten oder das für die 
Gemeinſchaft maßgebende Rechtsverhältniß zu bezeichnen find, damit die im 9. 48 vorgefchriebene 
Eintragung in das Grundbuch erfolgen kann. 


Außerdem hat das Grundbuchamt zu prüfen, ob ber Borfchrift des 8. 6 über die Belaftung 
eines Beſtandtheils fowie den Erforbernifien der zuvorigen Eintragung bes Paſſivbetheiligten 
(88. 40, 41) und ber Vorlage ber in den 88. 42—44 genannten Urkunden genügt ift. (Daß 
von dem.iepteren Erforbernifie da8 Zw. V. Geſ. 8. 131 eine Ausnahme macht, ift oben Erl. 1b 
bereits erwähnt.) 


Daneben milffen in dem Erſuchen auch die lanbesrechtlichen Beftimmungen über den Inhalt 
der Eintragungen beachtet werben, wie 3. B. die der preuß. Allg. Verf. $. 4 über die zur ges 
hörigen Bezeichnung des Berechtigten erforderlichen Angaben. 


3. Auf die Erledigung ber Erſuchen finden aus den angeführten Gründen bie Borfchriften 
der $$. 17, 18 Anwendung. Insbeſondere ift alfo der erfuchenden Behörde, deren Erſuchen be— 
anftandet wird, entweder ein mit Gründen verfehener zurüdweifender Beſcheid zu behändigen oder 
eine Friſt zur Hebung des Hinderniffes zu beftimmen. Gegen dieſe Entſcheidungen fteht der 
erjuhenden Behörde die Beſchwerde zu (vgl. Vorbm. 4 vor $. 71). 


4. Für das frühere preußiſche Grundbuchrecht (preuß. G.B. O. 8. 41) war bie Anſicht ver- 
treten, dab Erfuchen nicht preußiſcher Behörden, feloft wenn diefe einem anderen Bundesftaat 
angehörten, abzulehnen jeien, weil bie Gefege des Auslandes bie preußiihen Grundbuchämter 
nicht bänden und das Bundesgejeg über die Gewährung der Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 
und das G. V. G. ſich nicht auf die freiwillige Gerichtsbarkeit bezögen. Derfelben Unficht ift 
Oberneck ©. 768 auch noch für das Heutige Recht, e8 fei denn, daß durch beſondere Staats- 
verträge dieſe Frage geregeli wäre. Durch die neueren Gefege ift in der That der Rechts—- 
zuſtand nicht verändert. Wie oben ©. 147 Erl. 10 bereit erwähnt, fehlt es für bie 
Rechtshülfe in Grundbuchſachen an einer reichsrechtlichen Norm, und die uoch jegt gültige 
Vorſchrift des preuß. AG. ;. G.V.G. $. 37 betrifft nur die Verpflichtung der preubiſchen 
Gerichte unter einander. 


Indeſſen die obige Anſicht war fen für das preußiſche Recht nicht als richtig anzuerkennen 
und ift ſicher jetzt mindeſtens injoweit zu verwerfen, als die Zuftändigfeit zum Erſuchen um 
eine Eintragung auf Reichögefep beruht. Dem Erſuchen eines deutſchen Konkursgerichts auf 
Grund der RO. 88. 113}. ift 3. B. auch dann zu willfahten, wenn es einem anderen Bunded- 
ſtaat angehört. Uber auch zur Ablehnung gewiſſer nicht reichsrechtlich geregelter Exfuhen von 
Behörden fremder Bundezjtaaten, z. B. um eine Eintragung von Gerichtskoſten oder um fonftige 
Eintragungen im Wege der Zwangsvollſtrecung, liegt fein jtihhaltiger Grund vor. Zu beachten 
ift nur, daß die Eintragung dann nicht vollzogen werden darf, wenn fie auch auf das Erſuchen 
der inlandiſchen Behörde bei gleiher Sachlage nicht zuläffig oder die fremde Behörde zu einem 
Vorgehen gegen den Paſſivbetheiligten nad} den inländiſchen Geſehen nicht berechtigt ift. Ein 
algemeines Prinzip ift indejjen nicht aufzuitellen; bie Frage muß in jedem einzelnen Falle nad 
defien Lage entfchieden werden. 
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8. 40. 

Eine Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn derjenige, deſſen Recht durch fie 
betroffen wird, ala der Berechtigte eingetragen ift. 

Bei einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, über die ein Brief ertheilt 
ift, jteht e8 der Eintragung des Gläubigerd gleich, wenn diefer ſich im Befige des 
Briefes befindet und fein Gläubigerrecht nach $. 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nachweiſt. 

8. 41. 

Iſt derjenige, deſſen Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe des 
eingetragenen Berechtigten, fo findet die Vorfchrift des $. 40 Abſ. 1 feine An- 
wendung, wenn die Webertragung oder die Aufhebung des Rechtes eingetragen 
werden foll oder wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilligung des Erblaffers 
oder eines Nachlaßpflegers oder durch einen gegen den Erblafjer oder den Nachlaß— 
pfleger vollſtreckbaren Titel begründet wird. 

Das Gleiche gilt für eine Eintragung auf Grund der Bewilligung eines 
Teftamentövollftreder8 oder auf Grund eines gegen diefen vollſtreckbaren Titels, 
jofern die Bewilligung oder ber Titel gegen den Erben wirkſam ift. 


VI. Borgängige Eintragung des Paffivbetheiligten. 


8. 2, 41. 
€.198.21, 23, 32; IT 99.38, 39. P. 1 ©. 13415—13418, 1342313432, 1343991348, 
13539, 13540, 16333. M. 6.55, 58, 67. ®. 6. 3041, 304. 


3, Die Vorſchrift des 8. 40 Abſ. 1 ftellt eine weitere Borausfegung für die Eintragungen 
in dad Grundbuch auf; fie gilt aber nach Abf. 2 und 8. 41 nicht ausnahmslos. Das in ihr 
aufgeftellte Erforderniß der vorgängigen Eintragung des leidenden Theile galt auch ſchon in 
dem bißherigen Rechte, insbeſondere nad; dem preuß. Geſetz über den Eig. Erw. x. vom 5. Mai 
1872 88. 2, 5, 13, 19, allerdings nad) diefem nicht für jeden Berechtigten, fondern nur für 
den Eigenthiimer. Indeſſen weit die obige Vorichrift in ihrer Bedeutung dod von der ent- 
ſprechenden Beftimmung des preußifchen Rechtes ab. 


a. Bunädjft ift dies hinſichtlich des Zeitpumkts, für welchen die Eintragung des Berechtigten 
geſetzlich vorgefchrieben ift, der Fall. Das preußifche Recht verlangte nach der herrichenben 
Meinung (vgl. Adilles-Streder ©. 47ff.), daß ber Eigenthümer, der eine Eintragung 
beiwilligte, zur Zeit der Bewilligung eingetragen fein oder feine Eintragung gleichzeitig 
erlangen mußte; erfolgte feine Eintragung erjt fpäter, fo genügte die Bewilligung nicht, um ben 
Eintragungsantrag zu rechtfertigen; fie mußte vielmehr wiederholt werden. Diefer die Praris 
äußerft beläftigende Formalismus ift bejeitigt. Die Vorſchrift des $. 40 verlangt nur, daf der 
Berechtigte, deſſen Recht von ber beantragten Eintragung betroffen wird, zu der Zeit ein- 
getragen fein muß, mo die beantragte Eintragung erfolgen joll. Heute darf 
alfo die Eintragung einer HHpothet ober fonitigen Belaftung, welche der Erwerber eines Grunde 
ftüds vor ferner Auflafung (3. B. in dem der Auflafjung zu Grunde liegenden Kaufvertrage) 
bewilligt Hat, nicht abgelehnt werben, wenn zur Zeit des Eingangs des Cintragungsantrags 
die Auflafjung bereits erfolgt iſt oder gleichzeitig erfolgt. 
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Das Gleiche gilt fogar dann, wenn erſt nad) dem Eingange des Eintragungsantrags der 
Antrag auf Eintragung des Paſſivbetheiligten geitellt wird. Zwar ſchreibt $. 17 vor, daß die 
fpäter beantragte Eintragung nicht vor der Erledigung des früher geftellten Antrags erfolgen 
dürfe, Indeſſen diefe Vorſchrift bezweckt lediglich, dem früheren Antrag vor einer unberechtigten 
Bevorzugung des fpäteren zu ſchützen, und fann nicht verwerthet werben, um umgekehrt bie 
Abweijung des früheren Antrags zu rechtfertigen. Dies erhellt auch aus ber Beftimmung des 
$. 18; wenn da8 Grundbugamt den Eintragungsantrag auf Grund der Vorſchrift des $. 40 
Abf. 1 beanftandet und dem Antragfteller eine Friſt zur Hebung des Hindernifjes, alfo zur 
Nachholung der Eintragung des Paſſivbetheiligten beftimmt, muß ed jenem Antrage ftattgeben, 
wenn innerhalb der Friſt die Eintragung des Paſſipbetheiligten nachgeholt wird. Nichts 
Anderes kaun aber gelten, wenn die Nachholung erfolgt, bevor ein Beſcheid auf den erfteren 
Antrag dem Antragiteller zugegangen it. 

Es genügt demnach nach $. 40 Abſ. I, wenn ber Paffiobetheiligte zu der Beit des Vollzugs 
der beantragten Eintragung als Berechtigter eingetragen ift oder gleichzeitig eingetragen wird. 
In Folge deffen ift auch die Eintragung eines Eigenthumsübergangs auf Grumd einer Aufs 
laſſung zuläffig, obwohl der Veräußerer zu der Zeit der Auflafiung no nicht als Eigentümer 
eingetragen war, fofern feine Eintragung vor der Eintragung jenes Eigenthumsübergangs erfolgt 
iſt Gechiſpt. 2 ©. 1). 

b. Ein weiterer Unterſchied gegenüber dem bisherigen preußiſchen Rechte liegt in den 
Wirkungen des Berftoßed gegen die obige Negel. Für das bisherige Recht war bie Anſicht 
vertreten, daß eine Hypothek nichtig fei, wenn ihr Beſteller zur Beit ihrer Eintragung noch nicht 
als Eigenthümer eingetragen war (vgl. R.®. 28 S. 295 und Adilles-Gtreder ©. 49). 
Auch der erfte Entwurf 3. B.G.B. $. 828 ftellte die Eintragung des Berechtigten als materiell- 
rechtliches Erforderniß für die Rehtsänderung auf. Damit hat das B.G.B. gebroden. Jetzt 
tommt nur die obige Beftimmung in Betracht, und diefe ift lediglich eine Ordnuugsvorſchrift, 
deren Zweck darin bejteht, dem Grundbuchamie die Legitimationsprüfung zu erleichtern und den 
Berechtigten gegen eine unbefugte Verfügung eines Anderen zu fihern; ein Berftoß gegen fie 
hat feinen Einfluß auf die Rechtsänderung. War ber Baffivbetheiligte berechtigt, ohne eingetragen 
zu fein, fo ift troß dieſes Mangels die eingetragene Rechtsänderung von vornherein gültig. 
Erlangie er erft mit feiner fpäteren Eintragung das fragliche Necht, jo wird mit diefer die zu 
früh eingetragene Redtsänderung nad $. 185 des B.G. B. wirtſam (vgl. Redtipr. 2 ©. 154). 

2. Die Vorſchrift des 8. 40 Abj. 1 gilt, von den unten in Erf. 5 zu beiprehenden Aus— 
nahmen abgejehen, jür alle Paſſivbetheiligten und für alle. Eintraguugen in dem oben ©. 179 
Vorbm. II erwähnten Sinne. Ob def leidenden Theile das Eigentyum oder ein beſchränktes 
Recht zufteht, ift (anders als nach dem preuß. Rechte) gleichgültig. Ebeuſowenig macht bie Art 
der Eintragung, die Perſon des Antragiteilerd oder die Grundlage des Antrags einen Unter 
ſchied. Die Beſtimmung findet alſo ſowohl auf Auflajjungen wie auf Eintragungen beſchränkter 
Rechte an Grundftüden, auf deren Uebertragung, auf Aenderungen des Inhalts eingetragener 
Rechte zc. Unwendung; auch Verfügungsbejchräntungen, Vormerkungen und Widerfprüche fowie 
Eintragungen zum Bwede der Berichtigung des Grundbuchs find nicht ausgenommen. Ferner 
gift die Vorſchrift nicht nur für Eintragungen, die auf Bewilligungen des nicht eingetragenen 
Berechtigten beruhen, fondern auch für folche, die im Wege der Zmangsvollitredung gegen ihn 
beantragt werden, insbejondere für Judifats- und Arrejthypothefen. Auch bei Erjuhen von 
Vehorden Tonımt fie zur Anwendung (vgl. ©. 267 Ext. 2). Vol. auf Zw.B.®. 8. 130 Nbf.3, 
oben ©. 263. 

Auf Grund des 9. 40 hat das Grundbuchamt z. B. aud den Antrag auf Eintragung einer 
Hypothek auf einen zu dem ehelichen Gefammtgute gehörigen Grundſtülcke zu beanjtanden, wenn 
diefes nur auf den Namen eines der Ehegatten eingetragen ift (8.G. N.F. Bd. 1A ©. 188). 

Dagegen Hält das Kammergericht (Entf). 1 ©. 125 u. ©. 162 — K.G. N.E. 1A ©. 190 
u. S. 282 — Rechtſpr. 1 5.303 u. ©. 416, ebd.2 ©. 154) $. 40 Abſ. 1 nicht für anwendbar, wenn 
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ein Grundftüdgeigenthümer auf Grund der ihm eriheilten Löſchungsbewilligung über die auf 
feinem Grundftüd eingetragene Hypothek verfügt; er braucht nad} der Anficht des Kammergerichts 
dieſe nicht erſt auf feinen Namen umſchreiben zu laſſen, da fein Recht auf die Eigenthümer- 
hypothet aus feiner Eigentfumseintragung genugjam hervorgehe und er bereits als eventuell 
eingetragener Inhaber der ihm nad) 8. 1163 des B.G.B. zufallenden Hypotheken zu gelten 
Habe. Für bie Brieſhypothet ift biefe Anficht zutreffend, für fie kommt 8.40 Abſ. 2 in Beiracht 
(gl. El. 5a). Dagegen erfgeint fie für die Buchhypothek bedenklich; fie führt aud nur für 
die Fälle der Uebertragung der Eigenthümerhypothek zu einem praktiſch empfehlenswerthen Er— 
gebnifje, nicht aber für die Fälle ihrer Belaftung, Inhalts- oder Rangänderung, obwohl fie 
nad) der Begründung der Entſcheidungen auch für dieſe gelten müßte Die G. B.O. macht für 
die Eigenthümerhypothefen feine Ausnahmen, und ber Grundgedanke der Vorſchrift des $. 40 
Abf. 1 (Erf. 1b) trifft auf dieſe Fälle ebenfogut zu wie auf die übrigen Rechte. Auch bei der 
Eigenthumerhypothel erleichtert es die Legitimationsprifung des Grundbuchamts, wenn der 
EigentHümer fid) als Hypothetengläubiger eintragen Iafjen muß, bevor er über die Hypothek 
verfügt, 3. B. fie Belajtet, weil ſonſt bei jeder fpäteren Verfügung defielben nochmals zu prüfen 
ift, ob er die Hypothek erworben Hat; wie aus dein oben ©. 79ff., insbeſondere ©. 84 Anm. 1,2 
Gefagten erhellt, ift diefe Prüfung aber Häufig ſchwierig, die Erleichterung der Zegitimations- 

"prüfung daher befonders angebracht. Ebenfo kann (anders als dad K.G. annimmt) eine unbe 
fugte Verfügung über die Eigenthümerhypothet jehr gut vorkommen, insbefondere, wenn der 
nod eingetragene Gläubiger die Hypothel an einen gutgläubigen Dritten abtrit. Auch ber 
Hinweis darauf, daß die hier vertretene Anficht eine völlige Neuerung gegenüber dem bisherigen 
Rechte fei, verfchlägt nicht; das bißherige preußifche Recht verlangte nur von dem Eigentümer, 
nicht von dem HHpothefengläubiger die vorgängige Eintragung (vgl. preub. &.B.D. 88.81, 84), 
8.40 W6f. 4 ift alfo für die Hypothet überhaupt und nicht nur für die Eigenthümerhypothet eine 
Neuerung. Schließlich ſpricht auch das preußiſche amtliche Mufter G. 8. Nr. 33, auf das ſich 
das K.G. (a. a. O. Entf. 1 ©. 164) beruft, nicht nothwendig dafür, daß die Anficht des K.G. 
in dem preuß. Juftizminifterium getheilt wird, weil dieſes Mufter zum Mindeſten in eriter 
Linie bie Briefäypothet im Auge hat. Deshalb wird man die Vorſchrift des 8.40 Abſ. 1 auch 
auf die Gigenthümer:Vuchnpotheten anwenden mäüfien (ebenfo Turnau-Förfter Bd. 1 
5. 646, 718). Nur wenn ber Eigenthiümer auf Grund einer Löſchungsbewilligung bes 
Gläubigerd die Hypothek löfchen laſſen will, ift feine vorgängige Eintragung nicht erforderlich. 
Dos Grundbu—amt hat auf Grund der Zöihungsbewiligung und der Zuftimmung des Eigen» 
thümers ($. 27) zu ibſchen, oßme daß es zu prüfen braudt, ob die Hypothek Eigenthümer- 
hypothek geworden ift. Wenn man aber die Anficht des Kammergerichts für richtiger hält, muB 
man jedenfall dann die vorgängige Eintragung des Eigenthümers ald Hypothengläubiger fordern, 
wenn biefer erft noch der Veräußerung des Grundftücts fiber die während der Beit feines Eigen- 
thums erworbene Hypothek verfügt. 


3. Ueber die Perfon des Paffivbetheiligten, deffen vorgängige Eintragung erforderlich ift, 
dgl. oben ©. 195f. Erl. 5a und ©. 210 El. 3. Daß der Widerſpruch, der darauf geftiipt if, dab 
die Hingabe des der Buchhypothel zu Grunde liegenden Darlehns unterbiieben fei, innerhalb 
eined Monats nad) der Eintragung der Buchhypothek felbft dann noch eingetragen werden fann, 
wenn bie Hhpothet bereit8 auf einen neuen Gläubiger umgeichrieben ift, ift oben ©. 133 bereits 
erwähnt; der leidende Theil ift in diefem Falle der neue Gläubiger. 

4. Die vorgängige Eintragung zu erwirken, it Sache des Antragſtellers ober ber er- 
fuchenden Behörde. Die Frage, in welder Weife dies wider den Willen des Berechtigten ge— 
ſchehen kann, ift oben ©. 117f. und ©. 198ff. bereit erörtert. 

5. Von der Regel bes $. 40 Abſ. 1 giebt e8 mehrere Ausnahmen. 

a. Bei Briefhypotheken, Brieigrundfgulden und Briefrentenſchulden bedarf es nad 8.40 
Abf. 2 der vorgängigen Eintragung des Berechtigten nicht, vorausgefeßt, daß dieſer 1) fich im 
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Befige des Briefes befindet und 2) fein Gläubigerrecht nachweiſt durch eine „zufammenhängenbe, 
auf einen eingetragenen Gläubiger zurüdführende Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungs- 
erffärungen,“ denen „gerichtliche Ueberweiſungsbeſchlüſſe“ und „öffentlich beglaubigte Anerkenni— 
niffe von fraft Geſehes erfolgten Uebertragungen“ gleichitehen. Diefe Vorſchrift fteht im Bus 
fammenbange mit 8. 1155 des B.G.B., welcher den Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs, der grumdfägfih nur den Eintragungen zu Gute kommt, auf den nicht ein- 
getragenen, aber in der angegebenen Weiſe legitimixten Befiger des Briefe ausdehnt. 

Das Erforderniß des Beſitzes des Briefe iit deshalb aufgeftellt, weil zur Abtretung 
ber Briefhypothel 2c. außer der Abtretungserflärung die Uebergabe des Briefes erforderlich ift. 
Den Nachweis, dab biefe bei jeder der nicht eingetragenen Mbtretungen erfolgt ift, erläht das 
Geſeß; es verlangt nur, daß der lehte Gläubiger, der Baffivbetheiligte im Sinne des $. 40 
Abf. 1, im Befig iſt. 

Unter den Ueberweifungsbejhlüffen find mur Ueberweifungen an Bahlungsftatt, 
nicht zur Einziehung zu verftehen, da nur jene das Hypothekenrecht übertragen. Vgl. oben 
©. 113 Bifl. 2. 

Ueber bie Fälle des Uebergangs des Hypothekenrechts fraft Gefeges vgl. oben 
S. 79. Vor allem gehört auch die Löfchungsbewilligung oder bie öffentlich beglaubigte 
Quittung des Hnpothefengläubigers zu den Anertenntniffen, welhe bie Eintragung des Eigen- 
thümers als Gläubiger der Brief · Eigenthlimerhupothek erfegen; diefer braucht fich nicht eintragen 
au laſſen, bevor er über die letztere verfügt, 'wenn er fein Gläubigerrecht durch jene Urkunden 
gehörig nachweiſen fann und im Beſitze des Briefes ift (vgl. Turnausöriter Bb. ı 
©. 646, ©. 671. UM. Biermanı ©. 216 und Boehm ©. 226, melde die Quittung 
od. &, dem Anerfenntniffe nicht gleichftellen). 

Ten Abtretungserflärungen find die Eintragungsbewilligungen gleichzuftellen (vgl. $. 26). 

Die Fafjung des 8. 40 Abſ. 2 erwect den Anfchein, als ob die Vorfgrift nur auf Ein- 
tragungen Anwendung finden könnte, welhe von dem im der angegebenen Weiſe legitimirten 
Gläubiger felbft bewilligt find, weil nur dann davon bie Rede fein kann, daß er fein Gläubiger- 
recht nachweiſt. Indeſſen wird die analoge Ausdehnung auf die Fälle, in denen wider den 
Willen des Gläubiger eine Eintragung, z. B. einer Judikatshypothek, beantragt wird, uns 
bedenklich fein. Der Antragfteller muß dann nit nur das Gläubigerreht in der oben an⸗— 
gegebenen Weiſe nachweiſen und den Brief vorlegen (8.42), fondern auch den Nachweis erbringen, 
daß er den Beſiß bed Briefes von dem Gläubiger erlangt hat. 

b. Iſt der Baffivbetheiligte der Erbe des eingetragenen Berechtigten, jo bedarf es nicht 
immer feiner vorgängigen Eintragung. Abweichend von dem preußiſchen Rechte (Gef. über den 
Eig.Erw. 8. 5 Ubf. 2) gelten die im Folgenden zu erörternden Ausnahmen nit nur dann, 
wenn ber eingetragene Berechtigte von mehreren Miterben, fondern auch wenn er von einen 
Alleinerben beerbt ift. Ebenſo find, wenn der Erbe oder einer oder mehrere ber Miterben des. 
eingetragenen Berechtigten wieber verftorben find, bie Vorſchriſten des 8.41 auch auf die Erbes 
erben zur Anwendung zu bringen. Auch die Erben des nad $. 40 Abi. 2 (vgl. Erl. 5a) 
legitimirten Gläubiger8 der Briefhypothek ꝛc. ftehen den Erben eines eingetragenen Berechtigten. 
‚gleich, wie aus dem Wortlaute des 3. 40 Abſ. 2 und des $. 1155 folgt; der in der dort an— 
gegebenen Weife legitimirte Gläubiger gift als eingetragen, fein Erbe ijt aljo der Erbe eines 
eingetragenen Bereditigten im Sinne des $. 41 (a. M. Entid. 1 ©. 173 — RG. N.F. 1A 
©. 300). Dagegen ift derjenige, welcher die Brief-Hypothet durch Zeifion von einen nicht ein- 
getragenen Erben des urfprünglichen Gläubiger erworben Hat, von der Eintragungsverpflichtung 
nicht befreit (Entfh. a. a. D.). gl. noch preuß. MG. 5. GB.O. Art. 15 Abf. 2 über bie 
entſprechende Anwendung des $. 41 Abſ. 1 auf Familienfideitommifje. 

Die Fälle, in denen der Erbe des eingetragenen Berechtigten der borgängigen Eintragung. 
nicht bedarf, find folgende: 
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a. Allgemein ijt diefe nicht erforderlich, wenn die Uebertragung oder die Aufhebung 
des ererbten Rechtes eingetragen werben fol. Auch diefe Bejtimmung, durch welde den Erben 
zwedlofe Koften erſpart werden follen, ift eine Verallgemeinerung des früheren preußtichen 
Rechtes, welches nur die Auflafjung den nicht eingetragenen Miterben geftattete. Seht bedarf 
es der Eintragung des oder der Erben weder, wenn fie das ererbte Grundftüd auflafjen, noch 
auch wenn fie die Umſchreibung eines ererbten Rechtes an einem Grundftüde, wie z. ®. einer 
Hypothek, oder dejjen Löſchung bemilligen. Auch für die Aufgabe des Eigenthums an einem 
Nachlaßgrundſtücke (B.G.B. 3.928, oben ©. 44) gilt daffelbe. Der Uebertragung oder Aufhebung 
des ganzen ererbten Rechtes ift die eines Theiles gleichzuſtellen; es bedarf daher auch bei ber 
Auflaſſung eines Theiles des ererbten Grundjtüds oder bei der Abtretung oder Löſchung eines 
Theiles der Hypothek ober bei der Entlafung eines verhafteten Trennftüds aus der Mühaft für 
dieje feiner vorgängigen Eintragung. 

Dagegen findet 8. 41 Abſ. 1 feine Anwendung bei jonftigen Eintragungen, inabejondere 
bei der Eintragung von Belajtungen, Aenderungen des Inhalts oder des Ranges eine ererbten 
Rechtes. Diefe fegen, felbit wenn fie feine Rechtsänderung Herbeiführen, jondern nur zur Bes 
tichtigung des Grundbuchs erfolgen, die vorgängige Eintragung des Erben als Berechtigten 
voraus, es ſei denn, daß einer der unter 2 und y zu erörternden Ausnahmefälle vorliegt. 
Dafielbe gilt von Verfülgungsbeſchränkungen fowie von Bormerkungen zur Sicherung von An— 
fprüden auf DVeftellung einer Laft, auf Aenberung des Inhalts oder des Ranges und von 
Widerſprüchen entſprechenden Inhalts. 

Zweifelhaft iſt es dagegen, ob die vorgängige Eintragung des Erben erforderlich iſt vor 
der Eintragung von Vormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf Uebertragung oder auf 
Aufgebung des ererbten Rechtes und von den entjprechenden Widerfprüden. Für das frühere 
preußiſche Recht wurde die Gleichſtellung der Vormerkungen zur Sicherung des Auflaſſungs- 
anſpruchs mit der Auflaſſung ſelbſt verneint und die Eintragung der Bormerkung erſt nach der 
Eintragung der Miterben zugelaſſen (Uchilles-Strecker S. 51); dies wurde u. a. damit 
begründet, daß die Vormerkung nidt ein minus der Auflaffung, fondern ein aliud fei. Auch 
für das jegige Recht läßt jich bei dem Wortlaute des $. 41 dieſelbe Anficht rechtfertigen. Indeſſen 
trogdem dürfte die entgegengefeßte Meinung vorzuziehen fein, da man für bie vorläufigen Ver— 
merke nicht mehr fordern fann als für bie entipredenden endgültigen Eintragungen; jene 
bezweden auch nur bie vorläufige Eintragung der bevoritehenden Uebertragung ober Aufhebung 
des Rechtes. 

8. Der vorgängigen Eintragung des Erben bedarf es ferner nicht, wenn der Eintragungs- 
antrag durch die Bewilligung bes Erblaffers ober eines Nahlaßpflegers oder 
durch einen gegen diefen oder jenen vollftredbaren Titel begründet wird, In diejen 
Fallen bedarf es bei feiner Eintragungsart, insbefondere auch nicht bei Belaftungen der vor- 
gängigen Eintragung der Erben. „Diefe Abweichung von der Regel bes 9. 40 Abf. 1 erleichtert 
in den Fällen, in denen aus irgend einem Grunde die Perſon des Erben nod nicht feititeht, 
bie Lage desjenigen, welcher zu einer Eintragung berechtigt ift. Andererſeits erjheint die Aus— 
nahme unbedenklich, weil jedenfalls der Erbe die Erklärung des Erblaſſers oder des Nachlaß— 
pflegers ſowie den gegen den Erblaſſer oder den Nachlaßpfleger vollittedbaren Titel gegen ſich 
gelten laſſen muß” (D.). 

Diefe Vorſchrift kommt nicht zur Anwendung, wenn bloß eine obligatoriſche Verpflichtung 
des Erblaſſers zu einer Rehtsänderung vorliegt, vielmehr mu er die Bewilligung bereits im 
gehöriger Form erklärt haben, oder es muß ſchon bei feinen Lebzeiten ein vollftrelbarer Titel 
erwirkt fein, der die Eintragungsbemwilligung erfegt. Dann foll auch nod nad} feinem Tode die 
Eintragung erfolgen fönnen, ohne daß es der vorgängigen Feftitellung und Eintragung der 
Erben bedarf. Daß der vollitredbare Titel feiner neuen VBollftredungsflaufel gegen die Erben 
bebarf, ift oben ©. 182 unter 8 bereit8 erwähnt umd wirb durch die mitgeteilten Säge der 
Denkichrift beitätigt. 
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Fraglich ift, ob diefe Veftimmung auch auf die Eintragung einer Zwangshypothek auf 
Grund eined gegen den Erblaffer gerichteten vollftredbaren Gchuldtitels anwendbar ift. Die 
Bejahung diefer Frage iſt nach dem Wortlaute bes 8. 41 möglich, da der Antrag auf Ein- 
fragung der Zwangshypothet durch den den Erblaffer zu einer Geldzahlung verurtheilenden 
Sculdtitel begründet wird. Indeſſen fteht diefer Auffaſſung die oben S. 106 Biff. 3 Abſ. 1 
mitgetbeilte Vorſchrift der C.P. O. entgegen, daß eine Bwangsvollitredung gegen- einen Schuldner 
nad) befien Tode nicht beginnen kann Da bie Zwangshypotheken überhaupt durd die €.B.O. 
geregelt find, Hit biefer Vorfchrift der Vorzug vor ber Beitimmung des 8. 41 zu geben, Es 
bedarf alfo zu der Gintragung einer Zwangshypothet nach dem Tobe des Schuldners einer 
Bolftredungsfaufel gegen den Exben und deffen vorgängige Eintragung, es fei denn, daf ein 
Nachlaßpfleger oder ein zur Verfügung über den Nachlaß berechtigter Teitamentsvollftreder 
vorhanden iſt (E.B.D. $. 779); in dem Iepteren Falle genügt eine Vollſtreckungsklauſel gegen 
den Nachlaßpfleger (vgl. Rechtſpr. 2 ©. 128, andererfeitS über den Nachlaßverwalter oben 
©. 122) oder den Teftamentsvolitreder (C.P. O. 8. 749). 


Der Berilligung oder Verurtheilung des Erblaſſers fteht die eines Nachlaßpflegers 
gleich. Hierher gehört ſowohl der lediglich zur Sicherung des Nachlaſſes beftellte Pfleger „für 
denjenigen, welcher Erbe wird,“ wie auch vor allem ber zum Bwede der Befriedigung ber 
Nachlaßglaubiger beftelte Nachlaßpfleger, der jog. Nachlaßverwalter; vgl. über ihre Verfügungs- 
befugniß oben ©. 122 umd ©. 241 unter y. Bon ber durd) die Nachlaßverwaltung eintretenden 
Verfügungsbeſchränkung bed Erben und der Eintragung der Nachlaßverwaltung in das Grund» 
buch ift oben ©. 121f. bereit die Rebe geweſen 


r. Schließlich fieht die G. B. O. von der Eintragung des Erben ab, wenn der Eintragungs- 
antrag durh die Bewilligung eines Teftamentsvollftreders oder durch einen 
gegen diefen vollftredbaren Titel begründet wird, fofern die Bewilligung oder der Titel 
gegen den Erben wirtſam if. Durch die leptere Einſchränkung unterſcheidet ſich die Vorſchrift 
des Abſ. 2 von der ben Nachlaßpfleger betreffenden Beftimmung des Abf. 1. Während nämlich 
die Verfügungen des Nachlaßpflegers, wenn die etwa erforderliche Zuftimmung des Nachlaßgerichts 
vorliegt, den Erben ftet® binden, kann der Teitamentsvollftteder nur unter gewiſſen Voraus- 
fegungen und innerhalb gewiſſer Grenzen über den Nachlaß verfügen; Hiervon iſt oben ©. 125f. 
bereit bie Rebe gewefen. gl. ferner über die Legitimation des Teftamentsvollftreders und 
den Nachweis der Beſchränkungen feiner Verfügungsbefugniß oben ©. 257f. Erl. 3 und fiber die 
Eintragung des Vermerkes, daß ein Teftamentdvollitreder ernannt fei, in das Grundbuch) 8. 53. 
Leptere ift nicht Vorausſetzung fr die Eintragungen auf Grund einer Bewilligung bes 
Teftamentsvollitreder8 oder auf Grund eines gegen ihn vollſtredbaren Titels. Vielmehr können 
auf Grund berjelben, foweit ber Nachlaß der Verwaltung des Vollſtreckers unterliegt, Ein- 
tragungen jeber Art erfolgen, auch wenn ber Exblaffer noch in das Grundbuch eingetragen ift 
(anders nad) dem früheren preuß. Rechte, vgl. Acilles-Streder ©. 51 und ©. 574). 


3. Eine weitere Ausnahme von dem Erforderniffe der vorgängigen Eintragung des Paffiv- 
betheiligten für den Erben des eingetragenen Eigenthümers ergiebt fih aus dem Zw. V. G. 
88. 17, 19, 146. Danach fany ber Zwangsverfteigerungspermerf und der Zwangs— 
verwaltungsvermert (oben ©. 123 Ziff. 3 und ©. 262f. Er. 1b) in das Grundbuch ein- 
getzagen werden, obwohl in diefem noch ber Erblaffer des Vollftredungsfguldners als Eigen- 
thümer verzeichnet iſt. 


e. Eine noch weitergehende Abweichung von der Regel des 8. 40 Abſ. 1 ergiebt ſich für 
den Vermerl, dab die Zwangsverwaltung angeordnet fei, aus ber Vorſchrift des $. 147 
des Zw.B.G., dab die Zwangdverwaltung wegen des Anſpruchs aus einem eingetragenen Rechte 
auch dann ftattfinden darf, wenn der Schuldner weder eingetragener Eigenthümer noch defien 
Erbe, fondern nur Eigenbefiger des Grundſtücks ift. 

Agilies«Streder, Grundbugordnung. d. Auflage. 18 
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8. 42. 

Bei einer Hypothek, über die ein Brief ertheilt ift, ſoll eine Eintragung nur 
erfolgen, wenn ber Brief vorgelegt wird. Für die Eintragung eines Widerſpruchs 
bedarf es der Vorlegung nicht, wenn die Eintragung durch eine einftweilige Ver- 
fügung angeordnet ift und der Widerfpruch fich darauf gründet, daß die Hhpothef 
oder die Forderung, für welche fie beftellt ift, nicht beftehe oder einer Einrede 
unterliege oder daß die Hypothek unrichtig eingetragen fei. 

Der Vorlegung des Hypothekenbriefs jteht es gleich, wenn in den Fällen 
der 88. 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund des Ausſchluß- 
urtheild die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt wird. Soll die Ertheilung 
des Briefes nachträglich ausgefchloffen ober die Hypothek gelöjcht, werden, fo 
genügt die Vorlegung des Ausſchlußurtheils. 


VII. Borlegung bed Hypothekenbriefs und anderer Urkunden. 


1. Forlegung des Supsthekenbriefs. 
8.0. 


€.18.31; II 8.40. P. J 6. 1866813569, 13631—13633; II ®d. 3 &. 659668. 
M. 6.65. D. ©. 3042, 3048. 2.8. 6.3428, 3190. St B. ©. 420. 


4. Die mit dem bisherigen preußiſchen Rechte (preuß. ©.8.D. 58. 79, 84, 86, 87, 91, 
$. 94 Abſ. 2) im Einflange ftehende Regel des 8. 42 Abi. 1 Satz 1 erklärt ſich aus ber Vor⸗ 
färift des 8. 1154 des B.G.B., wonach zur Abtretung ber Briefhypothek eine ſchriftliche Ab- 
tretungserffärung, die durd; die Eintragung der Abtretung in das Grundbuch erjept werden 
tann, und bie Uebergabe bes Hnpotgefenbriefß erforderlich und genligend ift. Demnach giebt 
nur bdefien Vorlage eine Gewähr dafür, dab der eingetragene ober durch die Reihe der Ab- 
tretungserflärungen (vgl. 8. 40 Abf. 2) Iegitimirte Gläubiger die Oypothet auch wirklich erworben, 
fowie daß er fie noch nicht weiter zedirt Hat. 

Ferner ergiebt fi auß dem Zwede des Inſtituts des Hypothekenbriefs, ben Verkehr mir 
den Hypotheken zu vermitteln und dadurch die Befriedigung der Bedürfnifie des Realkredits zu 
erleichtern (vgl. Borbm. 2 vor 8. 56), im Intereſſe der Verkehrsſicherheit die Nothwendigkeit, 
daß aus dem Briefe alle die Hypothek betreffenden Eintragungsvermerke erheilen, damit jeder 
Erwerber auch ohne Einfiht des Grundbuch fi darauf verlaffen kann, daß außer dem aus 
dem Briefe erfichtlichen andere feinem Gläubigerrecht entgegenftehende oder dieſes befchräntende 
Eintragungen nicht erfolgt find. Es fit daher der Inhalt des Dypothetenbriefs mit dem des 
Grundbuchs ftändig in Webereinftimmung zu Halten (vgl. unten 88. 62, 69) und, um dies 
zu ermöglichen, die Vorlage des Briefes bei jeder die Hypothet betreffenden Eintragung 
erforderlich. 

2. Die Vorlage des Briefes ift fein materiellrechtliches Erfordernig ber Gültigkeit der 
Eintragung; vielmehr ift die Vorſchrift des $. 42 Abſ. 1 Gap 1 nur inftrultionel, wie aus 
der Faſſung deutlich erhellt. Wegen eines Berftoßes gegen dieſe Beftimmung ift demnad bie 
eingetragene Rechtsänderung nicht nichtig. 

3. Der Vorlage des Briefes bedarf es grundfäplich bei allen Eintragungen, welche bei 
der Briefiypothel vorgenommen werben follen. Weder die Art der Eintragung nod) die Be— 
gründung des Eiutragungsgeſuchs macht einen Unterſchied. Sie ift alfo erforderlich bei 
Abtretungen, Belaftungen, Uenderungen des Inhalts oder des Nanges, bei Löfchungen der 
Briefönpothet, bei Eintragungen von Verfügungebeſchränkungen des Gläubigerd, von Vor— 
merfungen und — vorbehaltlich der Ausnahme des $. 42 Abſ. 1 Cap 2 Erl. a) — aud) von 
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Widerſprüchen und zwar ohne Unterfdied, ob die Eintragung oder Löfhung auf Grund einer 
Bewilligung des Hypothekengläubigers ober auf Grund eines vollfiredbaren Schuldtitels oder 
auf Erſuchen einer Behörde oder fogar von Amtswegen (8. 54 Abſ. 2) ftattfindet, ob fie zur 
Berichtigung des Grundbuchs erfolgt oder eine Rechtsänderung herbeiführt. 

Turnau-Förſter Bd. 1 ©. 722 wollen eine Ausnahme machen für die Wormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung einer Hypothek, wenn dieſe ſich mit dem Eigentfum 
in einer Perfon vereinigt (8.6.8. 8. 1179, oben S. 71f.), „da die Hhpothet jelbit nicht vom 
der Vormerkung berührt wird.” Das ift nicht zutreffend. Die Hypothet wird von der Bor- 
merkung doch berührt, allerdings erfi nach ihrem Uebergang auf den Eigenthlimer. Außerdem 
muß aus dem in Erl. 1 Abſ. 2 angeführten Grunde die Eintragung der Vormerkung auf dem 
Briefe vermerkt werden, da ſich fonft derjenige, weicher eine Hypothek vor dem Eigenthümer 
abgetreten erhält, ohne Einficht des Grundbuchs nie darauf verlafien fünnte, daß er auch eine 
voll wirtfame Hypothek erwirbt. Die Vorlage ift daher auch in diefem Falle erforderlich. 

Dagegen find folgende Ausnahmen zugelaflen: , 

a. Bei Eintragung eines Widerſpruchs bebarf es der Vorlegung nidt, wenn die Ein- 
tragung durch eine einjtweilige Verfügung angeordnet ift oder von Amtswegen erfolgt und ſich 
daranf gründet, daß die Hypothek oder die Forderung, für welche fie beftellt iſt, nicht beftehe 
ober einer Einrede unterliege oder daß bie Hypothet ihrem Inhalt oder Range nad) unrichtig 
eingetragen fei (8. 42 bl. 1 Sab 2, 8. 54 Abf. 2). 

Dieje dem früheren preußiſchen Rechte unbelannte Ausnahme wird damit begründet, dab 
im den angeführten Fällen, in benen ſich ber Widerfprud) gegen den Beftand und den Inhalt 
der Hypothek, nicht gegen das Recht, die Legitimation, des jeweiligen Gläubigers richte, bie 
Rüdfiht auf die Verkehrsſicherheit (vgl. Erl. 1) Hinter dem Jutereſſe des Wideriprechenden 
zurücktreten müffe, weil es diefem fonft vielfad, geradezu unmöglich) fei, zu einer Eintragung zu 
gelangen. Außerdem werden die Gefahren, welche dieſe Ausnahmebeftimmung für den Verkehr 
zur Folge haben kann, durch die Vorſchriſt des 8. 62 Abſ. 2 verringert, wonach das Grund» 
buchanit ben Befiger des Vriefes zur nachträglichen Vorlegung behufs Vormerkung des Wider- 
ſpruchs anzuhalten Hat. 

Diefe Ausnahnebeftimmung gilt nur für Widerfprüche (vgl. über den Begriff oben 
©. 25f., 130f.), nicht für Vormerkungen oder fonftige Eintragungen. Bei ben Widerjprüchen 
ift ferner zu unteriheiben, ob fie auf Grund der Bewilligung des Oypothekengläubigers ein- 
getxagen werden oder auf Grund einer einfimeiligen Verfügung oder gemäß $. 54 von Umts- 
wegen. In dem erften Falle kommt die Regel des z. 42 Abſ. 1 Sag 1 ausnahmslos zur 
Anwendung. In ben beiden letzteren Fällen gilt fie ebenfalls, wenn der Widerſpruch fi) gegen 
die Uebertragung des Rechtes auf den Befiger des Briefes richtet oder eine dieſem entgegen- 
ftehende Verfügungsbeſchränkung zum Inhalte Hat; hier überwiegt die Bebentung, welche dem 
Briefe ald Mittel der Uebertragung bed Hypothekenrechts im Verlkehre zukommt, bie Rüdficht 
auf den Widerſprechenden. Dagegen bedarf es nicht der Vorlage des Briefes, wenn der Wider⸗ 
ſpruch fi) darauf gründet, daß das dingliche Hypothekenrecht, 3. B. mangels der erforderlichen 
Einigung, nicht entitanden ift, oder daß bie durch die Hypothek gefiherte Forderung nicht zur 
Entftegung gelangt oder erloſchen ift, oder daß dem dinglichen Hypothekenrecht ober ber Forderung 
eine Einrede entgegenftehe, ober daß bie Hypothek unrichtig, z. B. mit einem zu hohen Betrag 
‚oder mit einem ihr nicht zutommenden Range, 3. B. wegen verfehentlicher Löſchung einer vorher⸗ 
gefenden Zoft, eingetragen fei. Daß eine unrichtige Eintragung Hinfihtlich des Ranges der 
Eintragung eines unrichtigen Inhalts der Hypothek gleichfteht, hebt die Denkſchrift befonders Hervor. 

Im biefen Unsnapmefällen ift das Grundbuchamt, da ihm der Brief nicht vorgelegt wird, 
auch nicht in der Lage, zu prüfen, ob der angeblidje Gläubiger, gegen den die einftrueilige Ber- 
fügung erlafſen ift, auch wirklich noch ber Gläubiger der Brieſhypothek und deshalb der Paſſiv-⸗ 

. beteiligte ift. Es genügt baher jedenfalls, wenn die einftweilige Verfügung gegen den ein- 
getragenen Berechtigten erlaſſen if. Uber aud wenn dieſe gegen einen Anderen, einen 
J 18* 
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angeblichen fpäteren bösgläubigen Erwerber ber Vriefhypothek ergangen ift, darf das Grund 
buchamt die Eintragung nicht ablehnen, weil deſſen Recht ihm nicht nachgewieſen fei; fein 
Glaubigerrecht ift bei der Seftftelung feiner Baffivlegitimation im Progeiverfahten zu prüfen. 
Der Widerſpruch hat aber feine Wirkung, wenn vor feiner Eintragung die Hypothek auf einen 
gutgläubigen Erwerber übergegangen ift (vgl. M. ©. 67 Abſ. 2, Oberned ©. 263). 

b. Eine zweite Ausnahme ergiebt fih aus dem Bi 88. 131, 158 fir Ein- 
tragungen auf Erſuchen des Vollftredungsgerichts. Danach ift zur Löfhung einer 
Hypothef, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld, welche durch den Bufchlag im Bwangs- 
verfteigerungsverfahten erlofgen ober bei einer Bmangsverwaltung beriätigt ift, die Borlage 
des Briefes über die zu löſchende Boft, außerdem zur Einteagung des Borcanges, weldjer einer 
neu einzutragenben Sicherungshupothek für eine Forderung gegen den Erfteher vor den beftehen- 
bleibenden Brief-Hypotheten, Brief-Grundfulden oder -Mentenfhulden zutommt, die Borlegung 
des über Ießtere ertheilten Briefes nicht erforberlih. Dagegen gilt die Regel des 8.42 Abi. 1 
Sag ı für die Löſchung derjenigen Rechte, welche nicht durch ben Zufchlag erioſchen find, 
fondern auf Grund des 8. 130 Abf. 2 auf Erfuchen des Bollftredungsgerichtd gelöſcht werden 
follen, weil ſich ergeben Hat, daß fie nicht zur Entitehung gelangt oder erloſchen find. Vgl. 
oben ©. 262. 

c. Durch Landesrecht können weitere Ausuahmen angeorbnet werben, aber nur 
innerhalb der im E.G. z. B.G.B. zu Gunften ber Landeögefege gemachten Vorbehalte (vgl. 
3. 83). So hat das preuß. A.G. z. B.G.B. Art. 21 Ziff. IV auf Grund des Vorbehalt im 
Art. 118 des EG. die Eintragung des Vorzugsrechts von Landeskulturrenten fowie der Vor— 
merkung zur Giderung des Anſpruchs auf Einräumung dieſes Vorzugsrechts ohne Vorlegung 
der über bie zurüdtretenden Realrechte ausgefertigten Urkunden zugelaſſen, aber angeordnet, daß 
wenn eine ſolche Urkunde nachträglich vorgelegt wird, die Eintragung auf ihr von dem Grund» 
buchamte zu vermerken ift. Diefelde Vorſchrift enthält das A.®. z. &.B.D. Art. 20 Abf. 2 
für Eintragungen auf Grund eines Unfchädlichteitäzeugniffes, und eine ähnliche Beftimmung 
teifft daſſ. Gef. Art. 26 bei Bergwertken. 

In Bayern finden die Vorſchriften der 88. 42, 44 keine Anwendung auf die Eintragungen, 
welche im Falle einer Bwangsenteignung oder Zwangsbelaſtung, einer Gemeinheitötheilung oder 
einer Ablöfung von Dienftbarkeiten oder anderen Rechten veranlaßt find (A.G. Art, 19 Sap 1, 
vgl. daſ. Sag 2). Aehnlich fühl. BD. vom 24. Juli 1899 $. 27. 

4. Un biefe Ausnahmebeftimmungen fließt ſich die Vorjchrift des Abf. 2, wonad bie 
Vorlegung eines Ausihluhurtheils, fei es mit oder ohne den Antrag auf Ertheilung eines 
neuen Briefes, der Vorlage des Briefes gleichfteht. Dies iſt der Fall, wenn entweder der 
Hnpothefenbrief für kraftlos erklärt it, weil er abhanden gekommen oder vernichtet ift (B.G.B. 
8. 1162), ober wenn der Gläubiger unbefannt und nad) näherer Vorſchrift der $8. 1170, 1171 
des B.G.B. (oben ©. 86ff.) mit feinem Rechte ausgeſchloſſen ift; in den legteren Fällen wird 
mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils der Hnpothefenbrief ohne befonderen Ausſpruch kraftlos 
G. 1170 Abj. ? Cap 2, $. 1171 Abf. 2 Gap 2). 

a. Die einfache Borlegung einer Ausfertigung eines Ausſchlußurtheils genügt zur Löſchung 
der Hypothek oder zur Eintragung des Vermertes, daß die Erteilung des Hypothelenbriefs, 
nachträglich ausgeichloffen werde (8.8.8. $. 1116). Gleichzeitig mit der Eintragung des [epteren 
Vermertes kann aud eine andere Eintragung bei der nun eine Buchhypothet bildenden Poſt 
beantragt werben, ohne daß dadurch die Anwendung der Vorfchrift des $. 42 Abſ. 2 Sag 2 
berührt wilcbe. \ 

b. In allen übrigen Fällen genügt die Vorlage des Ausſchlußurtheils nicht, jondern es 
muß die Ertheilung eines neuen Briefes beantragt werben (vgl. unten 88. 67, 68). 

5. Die Herbeiſchaffung bed Hypothekenbriefs ift, abgejefen von den von Amtswegen 
eingetragenen Wideriprüchen und von dem Ausnahmefale bes 9. 42 Abf. 1 Sag 2 (gl. Hierüber 
8. 62 Abſ. 2), Sache des Antragſtellers oder der erſuchenden Behörde. Erfolgt die Eintragung 
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$. 48. 

Die Vorſchriften des $. 42 finden auf die Grundſchuld und die Rentenſchuld 
entfprechende Anwendung. Iſt jedoch das Recht für den Inhaber des Briefes 
eingetragen, jo bedarf es der Vorlegung bes Briefes nur dann nicht, wenn der 
Eintragungsantrag durch die Bewilligung eines nad) $. 1189 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftellten Vertreters oder durch eine gegen ihn erlaſſene gerichtliche 
Entſcheidung begründet wird. 


anf Bewilligung des Hppothefengläubigers, fo wird die Beichaffung des Briefes regelmäßig 
feine Schwierigkeiten maden. Dagegen wird es häufig ſchwierig fein, zu einer Eintragung 
wider den Willen des &läubigers, insbeiondere im Wege der Zwangsvollſtreckung auf Grund 
eines rechtöfräftigen Urtheils oder auf Grund einer einftweiligen Verfügung, den Brief herbei- 
zuſchaffen. Für einige Fälle ift die Verpflichtung zur Vorlage in dem B. G. B. ausdrücklich 
ausgejprochen; nad) $. 396 fann, wenn zur Berichtigung des Grundbuchs die Vorlegung eines 
Hypotefen-, Grundſchuld⸗· oder Rentenihuldbriefß erforderlich ift, derjenige, zu defien Gunften 
die Berichtigung erfolgen fol, von dem Befiger des Briefes verlangen, daß der Brief dem 
Grundbuchamte vorgelegt wird, und nad $$. 1144, 1145 fann der Eigenthlmer des belafteten 
Grundftüds gegen Befriebigung des Gläubigers die Aushändigung des Hypothelenbriefs und 
bei theilweifer Befriedigung die Vorlage des Briefes fordern. Eutſprechende Rechte ſtehen dem 
den Gläubiger befriedigenden perſönlichen Schuldner (oben ©. 80 Abf. 3) und in den ©. 81 
angeführten Fällen den dort genannten Dritten zu. Aber aud in anderen Fällen wird eine 
Verpflichtung zur Vorlage des Briefe beftehen; vor allem bat der zur Webertragung einer 
Brieſhypothet oder zur Beftellung eines Nießbrauchs oder Pfandrechts an der Briefäypothet 
obligatoriich Verpflichtete auch ohne Weiteres die Verpflichtung, das zur Eintragung bes Rechtes 
feines Gläubiger Erforberliie zu tun, aljo auch ben Brief auszuhändigen. Rad; $ 897 ber 
EBD. bedarf es in biefen Fällen fogar keiner bejonderen Verurtheilung zur Herausgabe des 
Briefes; das zur Beftellung, Abtretung oder Belaftung einer Hypothet, Grundiguld oder Renten- 
ſchuld verurtheifende Erkenntniß berechtigt den Gläubiger, bem Schuldner durch den Gerichts- 
volgieher den Brief fortnehmen zu laffen; mit der Wegnahme durch den Geridhtövollzieher gilt 
die Webergabe als erfolgt. Auf eine einftweilige Verfügung, durch welche die Eintragung einer 
Vormerkung oder eines Widerfpruch8 angeordnet ift, findet bie feine Anwendung, da fie feine 
Berurtheilung zur Beftellung, Abtretung ober Belaftung enthält; Bier empfiehlt e8 ſich zur Vers 
meidung von Zeitverluft, glei in dem Gefuch auf Erlafjung der einftmeiligen Verfügung nicht 
nur die Anordnung der Eintragung der Wormerkung oder des Widerſpruchs, ſondern aud die 
Anordnung der Vorlage des Briefes behufs der Eintragung zu beantragen; jedoch fteht auch 
einer befonderen einftweiligen Verfügung mit dem letzterwähnten Inhalte fein Bebenten entgegen. 
Sqhließlich dient zur Erleichterung der Veſchaffung des Briefes durch den Pfänbunge 
gläubiger die oben S. 116 bereits beſprochene Vorichrift des $. 36 Abf. 3 der E.B.C. 


2. Porlegung des Grundfduld- und des Rentenſchuldbrieſs. 


8.48. 
€.1$.31; IT 8.41. P. J 6. 13563—13569, 13631— 13633; II 8.3 & 59-663. 
M. 5.65. D. 6. 3042, 3043. 8.8. 6. 3420. 
1. Die Vorfhriften des 8. 42 finden auch auf den Grundſchuld-⸗ und Rentenſchuldbrief 
entiprechende Anwendung. Die Erl. zu 8. 42 gelten daher auch für diefe. 
2. Mbweichendes gilt nach 8. 43 Cap 2 und 8. 54 Abſ. 2 Sap 2 nur fir Grundfgulb- 
und Rentenſchuld · Briefe auf den Inhaber (vgl. oben ©. 63). 
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8. 44. 

Bei einer Hypothek für Die Forderung aus einer Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber, aus einem Wechfel ober einem anderen Papiere, das durch Indoſſament 
übertragen werben fann, joll eine Eintragung nur erfolgen, weun die Urfunde 
vorgelegt wird; die Eintragung ift auf der Urfunde zu vermerken. 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn eine Eintragung auf Grund 
der Bewilligung eines nad) $. 1189 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs beftellten Ver— 
treters oder auf Grund einer gegen diefen erlaffenen gerichtlichen Entſcheidung 
bewirkt werden fol. 


a. Auf diefe foll nach der durch die Reihstagstommiifion beſchloſſenen Faſſung der beiden 
Beſtimmungen mit Rüdfiht auf die Natur und den Bier diefer Briefe die Ausnahmebeſtimmung 
des 5. 42 Abſ. 1 Gap 2 und des 8. 54 Abf. 2 Eap 1 (S. 275 Erl. 3a) keine Anwendung 
finden, die Vorlage des Briefes alfo auch bei ber Eintragung von Widerſprüchen erforderlich fein. 

b. Dagegen läßt $. 43 Sag 2 eine neue Ausnahme zu. Wie oben ©. 245 unter $ bereits 
erwähnt ift, kann, wie bei Sicherungshypothelen für Forderungen aus Inhaber- und Order— 
papieren, jo aud) bei Grundſchulden und Rentenſchulden für den Inhaber des Briefes ein Ver— 
treter für dem jeweiligen Gläubiger mit der Befugniß beftellt werden, mit Wirkung für und gegen 
jeden fpäteren Gläubiger beftimmte Verfügungen über die Grundſchuld oder Rentenfhuld zu 
treffen. Innerhalb der bei feiner Beitellung beftimmten Grenzen kann alſo diefer Vertreter 
Eintragungen in das Grundbuch bewilligen, bie auch für bie fpäteren Gläubiger verbindlich find. 
Da nun aber der Brief regelmäßig’ nicht in feinen Händen, fondern in denen des Glänbigers 
fein wird, erflärt 9.43 Sa 2 deſſen Vorlage nicht für erforderlich bei Eintragungen auf Grund 
feiner Bewilligungen oder auf Grund ber gegen ihn erlaffenen gerichtlichen Entſcheidungen. In 
legterer Hinſicht ifi auf bie Vorfchrift des 8.1189 Abſ. 2 des B.G.B. Hinzuweifen, wonach der 
Vertreter dem Eigenthümer bes belafteten Grundſtücks gegenüber zur Bornagme einer Verfügung, 
die diefer von dem Gläubiger verlangen fann, z. B. auf Löfhung ber Grundſchuld unter bes 
ftimmten vereinbarten Boraudfegungen, verpflichtet it. 

Wenn dem Bertreter nicht die ausſchließliche Verfügungsbefugniß eingeräumt ift, können 
Eintragungen auch auf Bewilligung bes Grundſchuldgläubigers oder auf Grund gerichtlicher 
Entjheidungen, welche gegen ihn erlafien find, erfolgen; zu diefen bedarf e8 aber ſiets der 
Vorlage des Briefes. 


3. Yorlegung von Bnhaber- und @rderpapieren. 


SH. 
€.IT$.42. P. II 8.3 6.667, 088, 872, 673. D. ©. 308. 


1. Die Vorſchrift des 8. 44 Abſ. 1 erklärt fih in gleicher Weiſe wie die im 5.42 Abſ. 1 
Sag 1 ausgeſprochene Regel (vgl. ©. 274 Erl.1 zu 8.42). Wenn nämlid) aud) die Hypotheten 
für Forderungen aus Schuldverſchreibungen auf den Juhaber, aus Wechſeln oder anderen 
inbofjabelen Papieren (H. G.B. 93. 363 ff.) Sicherungshypotheken und daher Buchhypotheken find, 
fo gilt für bdiefe doc eine Ausnahme von dem Gage, daß zur Abtretung der Buchhypotheken 
die Eintragung in das Grundbuch erforderlich ift ($. 1187 Gap 3); bei ihnen geht mit ber 
Üebertragung des Rechtes aus dem Inhaber- oder Orderpapiere das Hypothekenrecht auf den 
neuen Gläubiger ohne Eintragung über (vgl. oben ©. 78). Demnach ift nur der augenblidliche 
Befiger der Schuldverichreibung auf den Inhaber oder ber durch die zufammenhängende Reihe 
der Indoſſamente legitimirte Inhaber des Orderpapierd zu Verfügungen befugt, und zur 
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8. 45. 
Jede Eintragung ſoll den Tag, an welchem jie erfolgt ift, angeben und mit 
der Unterfchrift des Grundbuchbeamten verjehen werden. 


Legitimation bedarf e8 ber Vorlage des Papiers genau fo wie bei Brieſhypotheken der Vorlage 
des Briefes. 

Ebenfo verlangt Bier wie dort die Sicherheit bes Verkehrs (vgl. ©. 274 Erf, 1 Abi. 2), 
daß alle Eintragungövermerte aus dem Inhaber- oder Orderpapiere erhellen. Daher erklärt 
ſich der Schlußfag des Abi. 1. 

2. Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt grundfägliä für alle Eintragungen (vgl. S. 274 Erl. 3 
Abſ. 1), auch für Widerſprüche; die Ausnahme, weiche $. 42 Abf. 2 Sa 2 für dieſe macht, 
fällt Hier aus demfelben Grunde wie nad $. 43 für Grundſchuld- und Rentenſchuldbriefe auf 
den Inhaber fort (vgl. ©. 278 Erl. 28). 

a. Dagegen macht Ubf. 2 eine der Vorſchrift bes 8.43 Gap 2 entſprechende Ausnahme, 
hinſichtlich deren auf das ©. 278 Erl. 2b Geſagte zu verweifen ift; was dort von ber Grunde 
ſchuld für den Inhaber des Briefes gefagt ift, kommt auch auf bie obigen Sicherungshypotheken 
zur Anwendung mit der Maßgabe, daß an bie Stelle des Grundſchuldbrieſs das Inhaber ober 
Orderpapier tritt. 

Nach 8. 17 Abſ. 2 des Meicögefeged vom 4. Dezember 1899, betr. die gemeinfamen 
Rechte der Befiger von Sqhuldverſchreibungen (R.G.Bl. ©. 691) fteht im Sinne bes $. 44 
Abſ. 2 einem nad $ 1189 des B.G.B. beftellten Vertreter ein Vertreter gleich, „ber für die 
Befiger von Schuldverſchreibungen vor dem Inkrafttreten bed B.G.B. in Gemäßheit des bis— 
herigen Rechtes beftellt worden ift oder nad) dem Inkrafttreten des B.G.B. bis zu dem Beits 
punkt, in welchem das Grundbuch als angelegt anzufehen ift, in Gemäßheit des Landesrechts 
durch Eintragung in das Hypothefenbuch oder ein ähnliches Buch beftelt wird.” „Dafielbe gilt 
in Unfehung eines duch die Gläubigerverfammlung beftellten Vertreters.“ WBgl. oben ©. 245 
unter 9. 

b. Eine weitere Ausnahme von ber Regel des Abſ. 1 wird in ber Denkichrift er- 
wähnt: „Daß die Vorlegung der Schuldurkunde auch dann nicht erforderlich iſt, wenn ihre 
Vernichtung beiviefen oder menn fie fir kraftlos erklärt ift, bedarf feiner befonderen 
Hervorhebung.” 


VIII. Die Eintragungen. 
1. Datum und Anterfgrift. 


8.45. 
©1852; 118.4. $.1 6.138685. M. 6.91. D. 6.3048. 2.8. 6.319. 


1. Die 98. 45—53 enthalten einzelne Vorſchriften über die Eintragungen ſelbſt, insbeſondere 
über deren Inhalt. Bol. Hierzu zunächft oben S. 187ff. Borbm. V. 

2. 8. 45 fchreibt einmal die Angabe des Tages der Eintragung vor (ebenfo preuß. 
©83.0. 3. 4). 

8. Diefer ift vor allem von Bedeutung für das Rangverhältniß der in verſchiedenen 
AbtHeilungen des Grundbuchblatts eingetragenen echte untereinander; das unter Angabe eines 
früheren Tages eingetragene Recht Hat den Vorrang, die unter Angabe defielben Tages ein- 
gezogenen haben gleichen Rang, fofern nichts Anderes vermerkt ift (9.&.8. 8.879 Abf.1 Cap 2, 
Abſ. 3; vgl. unten ©. 281). 

b. Anzugeben ift ber Tag, an weldem die Eintragung erfolgt it. Dadurch wird 
eine Etreitfrage des bißherigen preußiſchen Rechtes (vgl. Ahilles-Streder ©. 349) erledigt. 
Nicht der Tag der Eintragungsverfügung, die in der ©.B.D. überhaupt nicht vorgefehen worden 
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$. 46. 

Sind in einer Abtheilung des Grundbuchs mehrere Eintragungen zu bewirken, 
fo erhalten fie die Reihenfolge, welche der Beitfolge ber Anträge entjpricht; find 
die Anträge gleichzeitig geftellt, jo ift im Grundbuche zu vermerfen, daß die Ein- 
tragungen gleichen Rang haben. 


ift (vgl. oben ©. 187 Abſ. 2), ift maßgeblich, auch nicht der Tag ber Unterzeichnung durch bie 
Grundbuchbeamten, insbefondere durch den zulegt unterjchreibenden, wenn zwei Grundbuchbeamte 
zu unterfchreiben haben, denn dieſe Unterichrift ift nicht weſentlich; entſcheidend ift vielmehr der 
Tag ber Einſchreibung de3 Eintragungsvermerfes in das Grundbuch (vgl. KB. a. a. O.; 
fühl. BD. vom 26. Juli 1899 $$. 119, 120, 122; das Recht 1900 ©. 273). 

ce. Ein Verſtoß gegen dieſe Vorſchrift macht die Eintragung nicht nichtig, wie aus 
der Fafjung des $. 45 erhellt. Er Hat aber doch materielle Wirkung. Wenn nämlich ein 
Recht ohne Angabe ded Tages eingetragen ift, fteht es den in der anderen Abtheilung des 
Grundbuchblatts eingetragenen batirten Rechten nad; mit Ausnahme derjenigen, welche ein 
fpätere8 Datum tragen, als bie jenem räumlich folgenden Eintragungen berjelben Abtheilung. 
Val. Bland Bb. 3 ©. 85 El. 2. 


3. Serner ift im 8. 45 bie Unterſchrift bed Grundbuchbeamten vorgejchrieben. 

a. Diefe Vorſchrift bezweckt eine Kontrole ber Echtheit der Eintragungsvermerfe und 
damit eine Garantie für bie Buverläffigfeit der Buchführung. Auch fie fteht im Einklange 
mit dem bisherigen Rechte, insbeſondere dem preußiſchen Rechte (preuß. ©.8.D. $. 44). 

b. Welcher Beamte die Eintragung zu unterſchreiben hat, iſt reichsrechtlich nicht gefagt, 
da bie Organifation ber Grundbuchämter der landesrechtlichen Regelung unterliegt (vgl. oben 
©. 142). Durch die Landesrechte kann ſowohl die Unterjchrift eines wie aud mehrerer Beamten 
dorgeſchrieben werden. Bpl. für Preußen N. 5. ©.B.O. rt. 6, monad) in Uebereinftimmung 
mit bem bisherigen Rechte die von dem Richter wörtlich zu verfügende, von dem Gerichtsſchreiber 
auszufühtende Eintragung von beiden unterj—hrieben werben fol. 

©. Im Gegenfape zu dem bisherigen preußiihen Rechte, für welches die Nichtigkeit der 
nicht unterfchriebenen Eintragung vielfach behauptet wurde (vgl. Achilles-Strecker ©. 350Ff.), 
fäßt die Safjung des $. 45 feinen Bweifel darüber, dab ein Verſtoß gegen dieſe Vorſchrift 
teine Nichtigkeit zur Folge Hat. i 

4. Die beiden Beftimmungen des $. 45 gelten für jede Eintragung in dem oben ©.179 
Vorbm. II angefüßtten Sinne. Daraus folgt micht, dah, wenn für eine Eintragung mehrere 
Spalten berfelben Grundbuchabtheilung beftimmt jind, jede Spalte zu unterfdreiben ift. Viel- 
mehr find aud ohne ausdrückliche Vorſchrift, wie fie die preuß. Allg. Verf. im $. 15 enthält, 
die fämmtlihen Vermerke nur ald eine Eintragung im Sinne des $. 45 anzufehen. 


2. Reihenfolge mehrerer Eintragungen und Ranguermerk, 


8. 46. 
€.1 8.49 9bf. 3; IT 8.44. P. J 6. 13466—13469; II B.3 6.91. M. 6.88. D. S. 3048. 
4. Den Vorſchriften des $. 46 liegt berfelbe Gedanke wie ber Beitimmung des 8. 17 
zu Grunde; beide wollen eine ungeredtfertigte Bevorzugung des fpäteren Antrags vor dem 
frügeren verhiiten. Dies wird durd die Veitimmung des 8. 17, dab die Anträge nach ber 
Beitfolge zu erledigen find, allein nicht erreicht, vieljah muß auch dafür gejorgt werden, daß 
ſich für die nacheinander beantragten Eintragungen mehrerer ein Grunditiid belaftender Rechte 
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Werden mehrere Eintragungen, die nicht gleichzeitig beantragt find, in ver— 
ſchiedenen Abtheilungen unter Angabe desjelben Tages bewirkt, jo ift im Grund- 
buche zu vermerken, daß die ſpäter beantragte Eintragung der früher beantragten 
im Range nadjjteht. 

Diefe Vorfehriften finden infoweit feine Anwendung, als ein Rangverhältnig 
nicht bejteht oder das Rangverhältniß von den Antragitelleen abweichend be- 
ſtimmt ift. 
das der Zeitfolge ber Anträge entſprechende Rangverhältniß, für bie gleichzeitig beantragten 
dagegen gleicher Rang aus bem Grundbuch; ergiebt, fofern die Betheiligten nichts Abweichendes 
beftimmt haben. Diejem Bwede dient der 8.46, befien Beftimmungen ſich an die Vorſchriften 
des B.G.B. $. 879 über das Rangverhältniß anlehnen. 

2. In Uebereinftiimmung mit der materiellrechtlichen Vorſchrift des 5. 879 wird unter- 
ſchieden, ob die mehreren Eintragungen in berfelben oder in verſchiedenen Abtgeilungen bes 
Grundbuchblatts einzutragen find. 

8. Das Rangverhältniß der in derſelben Abtheilung eingetragenen Rechte beſtimmt ſich 
nad der Reihenfolge der Eintragungen, fofern nicht? Anderes im Grundbuche vermerkt iſt 
(8 879 Abſ. 1 Sag I). Nach einander beantragte Eintragungen erhalten daher ben ihnen 
gebigrenden Rang, wenn fie im der der Beitfolge der Anträge entiprechenden Reihenfolge ein- 
getragen werden, ohne daß es eines befonderen Rangvermerkes bedarf. Dagegen bedarf ed eines 
folgen bei Rechten, deren Eintragung gleichzeitig beantragt if, um den Vorrang des räumlid, 
vorfiehenden Rechtes auszufchließen und beiden gleichen Rang zu geben. Dem entipridt die 
Borfehrift des $. 46 Abſ. 1. 

b. Ueber dad Rangverhältniß der in verſchiedenen Grundbudabtheilungen eingetragenen 
Rechte enticheidet das miteingetragene Datum der Eintragung; das unter Ungabe eines früheren 
Tages eingetragene Recht Hat den Vorrang, die unter Angabe defielben Tages eingetragenen 
Haben gleichen Rang (8. 879 Abſ. 1 Cap 2, vgl. oben S. 279). Demnad) bedarf es feines 
Vermerkes, wenn die nad) einander beantragten Eintragungen mit verfhiebenen, der Zeitfolge 
ihrer Anträge entſprechenden Daten eingetragen werden, noch aud wenn mehrere gleichzeitig 
beantragte unter Ungabe befielben Tages bewirkt werden, wohl aber, wenn letzteres bei mehreren 
nad) einander beantragten Eintragungen geſchieht. So $. 46 Abf. 2. Auf den Fall, daß bei 
nicht gleichzeitigen Anträgen das Recht, defien Eintragung fpäter beantragt iſt, mit einem 
früheren Datum eingetragen wird, tft im 8. 46 nicht Rüdjicht genommen; dies verbietet, foweit 
erforderlich, ſchon 8. 17. 

3. Maßgeblich iſt nad $. 46 die Zeitfolge der Anträge, d. h. die Zeitfolge des Eingangs 
des Antrags bei dem Grundbuchamte. Pol. hierüber $. 13 Abſ. 1 Gap 2 und Erl. 4 ©. 194f. 
Daß dur eine jog. temporifirende Zwifchenverfügung die Priorität nicht verloren geht, ift oben 
©. 208 Exl. 1 bereit3 bemerft. 

4. Die Vorſchriften des 9.46 Abf. 1, 2 beziehen fi auf alle Eintragungen in dem oben 
©. 179 Vorbm. II beiprodenen Sinne, insbefondere auch auf Verfügungsbefchräntungen und 
Vormerkungen, während $. 879 des B.G.B. nur von Rechten, mit denen ein Grundſtück belaftet 
it, ſpricht. Vgl. insbefondere über die Vormerkungen B.G.B. $. 833 Abf. 3, oben ©. 134. 

5. Im Abf. 3 des 8. 46 wird von der in dem Abſ. 1, 2 aufgeitellten Regel zunächſt eine 
Ausnahme für den Fall beftimmt, dab zwiſchen den verſchiedenen Eintragungen überhaupt 
fein Raugverhältniß befteht. Dahin gehört 3. ®. die Eintragung des Eigenthums und einer 
Beloftung, die Eintragung eines Wiehbrauds am dem Grundftüd und eines Niepbrauhs an 
einer Reallaft. In diefem Falle braucht weder eine der Eintragungen beobachtet 
nod ein Rangvermerk gemacht zu werden. 
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6. Wichtiger ift die weitere Ausnahme des Abf. 3, wonach die Regel des Abſ. 1, 2 infoweit 
teine Anwendung findet, als das Nangverhältnik von dem Antragftellern abweichend be · 
Kimmt tft, 

a. Werben mehrere Eintragungen beantragt, bevor eine von ihnen erlebigt ift, fo können 
die Betbeiligten in den Eintragungsbewilligungen oder in den Anträgen 
Beitimmungen über bad Rangverhältni treffen. Enthalten diefe Bewilligungen eine 
übereinftimmende Feſtſetzung des Rangverhältnifies, fo ift diefe maßgeblich; daſſelbe gilt, werm 
nur in einer von ihnen das Rangverhältniß vorgefchrieben ift und der Inhalt der anderen 
Hiermit nicht in Widerſpruch fteht, während bei einem Widerfpruche den Eintragungsanträgen 
feine Folge gegeben werben kann. Bon ber in den Eintragungsbemilligungen getroffenen Feft- 
ſetung können abweichende Beitimmungen von dem Untragfteller in dem Untrage nicht getroffen 
werben, da ber Antrag fid, wie oben S. 197 Erl. 6 ausgeführt ift, inhaltlich mit der Be» 
willigung deden muß. 

Anders ift e8 dagegen, wenn die Bewilligungen über das Rangverhältniß nichts ergeben. 
Dann fteht e8 demjenigen, ber ale Eintragungen beantragt, frei, in feinem formlofen Antrage 
«8. 30) das Rangverhäftniß zu beftimmen; wie er befugt it, die Bewilligungen nad; einander 
einzureichen und dadurch ftillfehweigend ben Rang zu beeinfluffen, fo muß er dies auch durch 
ausdrücliche Erklärung in feinem Antrage thun Können. Werden die Anträge von verſchiedenen 
Perſonen geftelt, jo ift eime Abweichung von ber Megel des 8. 46 Abi. 1, 2 zuläffig, wenn 
alle Antragfteller übereinftimmende Erklärungen über das Rangverhältnik abgeben oder wenn 
der oder bie Erllärenden den Anträgen der anderen den Vorrang zugeftehen. Liegen biefe 
Borausfegungen nicht vor, fo darf — ebenfo wie in dem Falle, da die Eintragungsbewilligungen 
widerſprechende Beftimmungen über das Rangverhältniß enthalten — nicht etwa bie den gejeß= 
lichen Beftimmungen (8. 46 Abf. 1, 2) entſprechende Eintragung erfolgen, fondern es find die 
Anträge na) 8. 18 zu beantanden, da möglicher Weiſe die Eintragung ohne den beantragten 
Nang fir den Antragfteller werthlos ift (vgl. Rechtſpr. 2 ©. 154). 

b. Eine abweigende Beitimmung des Rangverhältnified liegt auch in bem Rangworbehalte. 
„Der Eigenthümer kann ſich bei der Belaftung des Grundftüdd mit einem Rechte die Befugnik 
vorbehalten, ein anderes, dem Umfange nad beftimmtes Recht mit dem Range vor jenem 
Rechte eintragen zu laſſen“ (8.9.8. 8. 881 Abi. 1). Bon diefer Befugnig muß ber Eigen- 
tbümer bei der Belaftung des Grundſtüds mit dem zurädtretenden Rechte Gebrauch machen; 
bewilligt er von vornherein beffen Eintragung nur mit dem Vorbehalte, fo bedarf es nicht der 
Zuſtimmung des Berechtigten zu ber Eintragung des Rangvorbehalts. Über auch wenn er bie 
Eintragung zunäcft ohne Vorbehalt bewilligt, dieſe Bewilligung aber vor der Gtellung des 
Eintragungsantragd oder vor ber Vollziehung ber von ihm allein beantragten Eintragung 
durch eine neue den Vorbehalt betreffende Bewilligung eingeſchränkt hat, kann die Eintragung 
des Rangvorbehalts ofne bie Buftimmung des Berechtigten erfolgen. Dagegen ift dieje 
erforderlich, wenn der Berechtigte und ber Eigenthümer zufammen ober jener allein die Ein« 
tragung des Rechtes ohne den Vorbehalt auf Grund gehöriger Bewilligung des letzteren 
beantragt Haben ober wenn bieje bereitß erfolgt ift, es fei benn, daß ber Eigenthlimer nachweiſt 
(8.0. 8. 22), dab nad der zwiſchen ihm und dem Berechtigten getroffenen Einigung das 
Recht nur mit dem Vorbehalte don diefem erworben werben foll, eine vorbehaltlofe Ein- 
tragung aljo das Grundbuch unrichtig maden mwürbe. gl. oben ©. 248 und Pland 80. 3 
©. 91 El. 2b. 

Zufäfftg ift der Rangvorbehalt bei allen Rechten und zu Gunften aller Rechte, ſowohl 
das mit dem Vorbehalt eingetragene wie auch das durch diefen begünftigte Recht braucht feine 
Hypothet oder Grundſchuld zu fein. 

In der Bewilligung muB dag Recht, dem der Vorrang zukommen ſoll, genau, ins— 
befondere aud dem Umfange nad beſtimmt fein; nur die Angabe des Berechtigten ift nicht 
erforderlih (Pland a. a. D. Erl. 28). 
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„Der Vorbehalt bebarf der Eintragung in das Grundbuch” (8. 881 Abſ. 2), Durch 
die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung wird er alfo nicht erjegt. Ueber den Ort der 
Eintragung vgl. Erl. 8. 

Der eingetragene Vorbehalt ſchafft eine ſubjektiv-dingliche Befugniß bes Eigen- 
thümers des Grundftüds; „wird das Grundſtück veräußert, jo geht die vorbehaltene Befugniß 
auf ben Erwerber über“ (8. 881 Abſ. 3). Ob die Veräußerung eine freiwillige iſt oder nicht, 
macht feinen Unterfchied; auch der Erfteher im Falle einer Zmangsverfteigerung erwirbt die 
Befugniß, fofern das mit dem Vorbehalt eingetragene Recht, dur; den Zuſchlag nicht erliſcht 
-Bland a. a. O. El. 3, Fuchs ©. 102 Anm. 8). 


Wenn ber Eigenthümer von ber vorbehaltenen Befugniß Gebraud macht, 
jo erfolgt die Eintragung des Rechtes unter Vermerk des Ranges vor bem mit dem Vorbehalt 
eingetragenen Rechte. Hierzu bedarf es nicht ber Buftimmung des Inhabers des letzteren 
Rechtes; gerade hierdurch unterſcheidet fich der Rangborbehalt von der Rangänderung (Erl. 7). 
Die Eintragung dieſes Rangvermertes erfolgt lediglich auf Grund der Bewilligung des Eigen: - 
Ahümers, daß das neueinzutragende Recht mit dem vorbehaltenen Range eingetragen werben ſoll, 
und zwar ohne Rüdficht darauf, ob dieſes Recht einen größeren oder einen geringeren Umfang 
hat, als in dem Vorbehalt angegeben, ſowie ob der Vorbehalt durch die vorbehaltlos ein- 
getragenen Zwiſchenpoſten nad) $. 881 Abſ. 4 des B.G. B. wirkungslos iſt oder nicht (ngl. 
Planck a. a. D. El. 4, Fuchs ©. 102 Anm. 3, ©. 104 unter c). 


7. „Da8 Rangverhältnig fann nachträglich geändert werden“ (8.8.8. $. 880 Abi. 1). 
Bon den materiell-rechtlichen Erfordernifien diefer jog. Rangänderung ift oben ©. 28ff, 92 und 
©. 143 bereits bie Rede geweſen. Während bei dem Mangvorbehalte dad Rangverhältnik eins 
ſeitig durch den Eigenthümer geregelt wird, bedarf es zu der Rangänderung der „Einigung bes 
zurüdtvetenden und des vortretenden Berechtigten“, der Zuftimmung bes Dritten, dem ein Recht 
an dem, zurüdtretenden Mechte zuſteht, und falls diefes eine Hypothet, eine Grundſchuld ober 
eine Rentenfhuld ift, der Buftimmung des Eigenthümers und in allen Fällen der Eintragung 
‚der Aenderung in das Grundbuch. 


a. Die formelle Vorausſetzung dieſer Eintragung iſt nad) dem formellen Konfenss 
prinzip (oben ©. 180 und S. 209) nidt der Nachweis der Einigung, fondern nur die Ber 
willigung des zurüdtretenden Berechtigten, des etwaigen an deſſen Rechte berechtigten Dritten 
amd bei den Burüdteeten einer Hypothek, einer Grundfchuld oder einer Aentenfchuld die 
Bewilligung des Eigentümers. Legtere ift ausnahmsweiſe bei einer Wenderung des Ranges 
unter ben mehreren Theilpoften einer getheilten Hypothet, Grundſchuld oder Rentenſchuld nicht 
erforberlich (vgl. oben &. 92). Daß daneben aud) die Vorſchriften der 88. 40—44 der G. B. O. 
beobachtet werben müſſen, ift bei diefen bereits gejagt. Dagegen bebarf es nicht des Nachweiſes 
der Einwilligung des vortretenden Verechtigten und ber Inhaber der Zwiſchenpofien, denn 
„Rechte, die den Rang zwiſchen dem zurüdtretenden und bem bortretenden Rechte haben, werden 
durch die Rangänderung nicht berüßtt“ (B.G.B. 8. 880 Abſ. 5). 

Benn ein Recht mit einem anderen als dem ihm nad ber Einigung zwiſchen den Ber 
theiligten zufommenden Range eingetragen ift, fo ift das Grundbuch unrichtig, weil Einigung 
und Eintragung nicht übereinftimmen; alsdann Tann das Rangverhältuiß nad) 8. 22 der ©.B.D. 
ohne Berilligung der Paſſivbetheiligten berichtigt werden, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen 
wird (vgl. Pland Bd. 3 ©. 85 Erl. da). 

Außerdem ift die Eintragung einer Rangänberung ohne Bewilligung des zurildtretenden 
Berechtigten auf Grund eine? Erſuchens einer zuftändigen Behörde zufäffig, 3. ®. auf Grund 
de8 Eſuchens des Vollſtreckungsgerichts gemäß bed Zw. V.G. 58. 128, 130 (oben ©. 263). 
Vol. ferner über die Eintragung bed Vorzugsrechts einer Landeskulturrente (E.B. z. 8.0.8. 
Het. 118) in Preugen 9.G. 5. B.G.B. Art. 1 IT: „Die Eintragung des Vorzugsrechts ber 
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Rente im Grundbuch erfolgt auf Grund einer Beſcheinigung der Auseinanderſetzungsbehörde, 
daß bie zwedmäßige Ausführung der Drainirungsanlage geſchehen ift.“ 

Der Eintragung einer Mangänderung zweier Hypotheken untereinander, denen beiden 
früher das Vorrecht vor einer voreingetragenen Poft eingeräumt war, fteht nichts entgegen 
(Entf. 1S. 128 — KG. NE. 1A ©. 181 — Redtipr. 1 ©. 305). 

Daß die Einräumung des Vorrechts auf einen Theil des belafteien Grundbeſitzes beſchränkt 
werben Tann, ift oben ©. 162 Erl. 5 bereit3 erwähnt. 


b. Aus den Beftimmungen über die Wirkung der Nangänderung ift, außer der 
erwähnten Borfhrift des 8. 880 Abf. 5 über die Zwiſchenrechte, die des $. 880 Abi. 4 hervor⸗ 
zubeben: „Der dem vortvetenden Rechte eingeräumte Rang geht nicht dadurch verloren, daß das 
zurücktretende Recht durch Rechtsgeſchäft aufgehoben wird.“ Das Grundbuhamt hat aljo auch 
nad} der Löſchung dieſes Rechtes die Rangänderung zu beriidfihtigen. Im Uebrigen ift wegen 
der Wirkungen Planck Bd. 3 ©. 89f. zu vergleichen. 


©. Daß ber Anſpruch auf Aenderung des Ranges eines Rechtes durch eine Vormerkung 
gefihert werden Tann, ift oben ©. 26 bereit# erwähnt. Xgl. aud S. 72 Abf. 2 über die 
Buläffigleit einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung des Borrangs 
dor einer Dypothet oder einer Grundf—uld für den Fall, dab dieſe auf den Eigenthümer über» 
gehen follte. 


8. Ueber die Form des Rangvermerkes und die Stelle feiner Eintragung in das Grund- 
buch enthält das Reichsrecht feine Vorſchriften. Nur für den Rangvorbehalt beitimmt das 
3.9.8. 8. 881 Abſ. 2: „Die Eintragung muß bei bem Rechte erfolgen, das zurüdtreten jol.“ 
Außerdem ift auch bei dem Rechte, dem der Eigenthümer den vorbehaltenen Vorrang beifegt, 
biefer zu vermerken; dies ift ein weſentliches Erforderniß, und zwar ſchon aus dem Grunde, 
weil fonft aus dem Grundbuche nicht erhellen würde, daß der Eigenthümer von ber vorbehaltenen 
Befugniß gerade zu Gunften diefes Mechtes Gebrauch; gemacht hat. Hierüber ſcheint, wenn auch 
nicht hinſichtlich der Begründung, jo doch in dem Ergebniß, Einverftändniß zu hertſchen (Blanc 
Bd. 3 5. 92 El. 4, Turnau-Förſter Bb. 1 S. 144 Anm. 2, Oberneck €. 02, Fuchs 
€. 102 Anm. 6 u. a). 

Dogegen Herricht für die Rangänderung Streit darliber, ob fie ſowohl bei dem zurüd: 
tretenden wie auch bei bem vortretenden Rechte erfolgen müfje; und der gleiche Zweifel iſt auch 
bei den im 8. 46 Abf. 1, 2 erwähnten Rangvermerten benfbar. Nach Pland Bd. 3 €. 89 
fol eine einmalige Eintragung der Mangänderung materiellrechtlih genügen; dagegen halten 
andere (namentlih Fuchs ©. 93) die Eintragung bei beiden Rechten für weſentlich, weil die 
Rangänderung eine dingliche Aenderung der beifeifigten Rechte jei und unter Umftänden auch 
bei einer Löſchung der zurüdteetenden Poſt beftchen bleibe. Die materiellrechtlihe Bedeutung 
dieſer Streitfrage muß hier dahingeſtellt bleiben. Zür das formelle Grundbuchrecht iſt ſchon 
wegen ber Zweifel, ob nicht die doppelte Eintragung weſentlich ift, diefe vorzuziehen, außerdem 
würde fonft auch nad der Löſchung der zurüdtretenden Poft der veränderte Rang nicht mehr 
aus dem Grundbuch erſichtlich fein, obwohl die Rangänderung noch fortwirt (vgl. Eil. Tb). 
Daß man bei dieſer Löſchung den Rangvermert ftehen läßt, ihm nicht mit roth unteritreidht 
(preub. Allg. Verf. $. 13 Abf. 3), genügt ſchon deshalb micht, weil der Vermerf in diefem 
Falle leicht zu überjehen if. Für Preußen ift die doppelte Eintragung durch das ber Allg. 
Bert. beigefilgte Mufter-Formular empfohlen; vgl. die Eintragungen in Abth. IIT Ar. 5 
Spalte 7 und Nr. 7 Spalte 4 und für den Rangvorbehalt ebd. Abth. II Nr. 2 Spalte 3 und 
Abth. III Nr. 4 Spalte 4. 

Der Inhalt des Rangvermerkes muß den vollen Umfang der Abweichung des 
Rangverhältnifies von den geſehlichen Regeln des $. 879 Abſ. 1 (oben Exl. 2) ertennen Iafien. 
Eine Bezugnahme auf die Eintragungsberilligung genügt nicht (vgl. oben ©. 188). Für 
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8. 47. 
Die Löfchung eines Nechtes oder einer Verfügungsbeichränkung erfolgt durch 
Eintragung eines Löfchungsvermerfes. 
Wird bei der Uebertragung eines Grundſtücks ober eines Grundſtückstheils 
auf ein andere Blatt ein eingetragenes Recht nicht mitübertragen, fo gilt es in 
Anfehung des Grundjtüc oder des Theiles als gelöfcht. 


Preußen find die angeführten Stellen des Muflerformulars und für Sachen die BD. vom 
26. Juli 1899 98. 80-84 zu vergleichen. 

9. Bon den Wirkungen eined Verſtohes gegen die Vorichriften des 8. 46 Abi. 1, 2 gilt 
das oben ©. 194 Erl. 3d und ©. 207 Erl. 5 Gefagte. Während durch einen ſolchen Verſtoß 
da8 Grundbuch nicht unrichtig wird, hat eine mit der Einigung ber Betheifigten nicht über 
einftimmenbde Eintragung des Rangverhältnified bie Unrichtigleit zur Folge und unterliegt, wie 
erwähnt (Exl. 6b und 78), dem Berichtigungsverfahren. 


3. Form der Föfhung. 


8.47. 
€.18.34; 118.45. $.16.18506--13510. M. ©. 60. D. 6.3043, 304. 


1. 8. 47 giebt Vorſchriften über die Form der Löſchung d. h. des Eintragungsvermertes, 
daß ein eingetragenes Recht oder eine eingetragene Verfügungsbeſchränkung aufgehoben oder 
erloſchen, eine Vormerkung ober ein Widerſpruch Befeitigt fei. 

Mit Recht hebt die Denkfchrift Hervor, dab biefe Vorſchrift mit bem Grundſahe der G. B. O. 
die nähere Einrichtung bes Grundbuchs, mithin auch die äußere Form der Eintragungen ben 
Anordnungen der Landesjuftizverwaltung zu überlaſſen (vgl. oben ©. 147), im Widerſpruche 
iteht. Diefe Abweichung ift aus Bwedmäßigkeitögründen beſchloſſen worden. 

2. Die Vorſchriften finden auf ale Fälle der Löſchung Anwendung, einerlei ob dadurch 
das Recht erſt aufgehoben wird oder die Löſchung nur zur Berichtigung des Grundbuchs dient. 
Aud in den fällen, in denen das Geſetz ausnahmsweiſe eine Löſchung von Amtswegen zuläßt 
(88. 18, 49, 54, 76), gift nidjt Anderes. Daraus, dab Abf. 1 von Rediten und Verfügungs- 
beſchränkungen, Abſ. 2 nur von Rechten ſpricht, ift feine Einſchränkung der Anwendung ber Be 
ftimmung des Abf. 2 herzuleiten. Trogdem find beide Vorſchriften auf die Löſchung aller Eins 
tragungsarten, eines Rechtes, einer Verfügungsbefchräntung, einer Vormerkung oder eines 
Widerſpruchs anzuwenden (vgl. auch Erl. 4.) 

3. Nach Abſ. 1 genügt das bloße Durchſtreichen oder Unterfireichen des Eintragungs- 
vermerfes nicht zur Löſchung. Dagegen bleibt e8 der Landesjuftizverwaltung unbenommen, 
neben bem Löſchungsvermerke noch das Unterftreihen oder Durchſtreichen oder eine fonftige 
weitere Klarftellung ber Löſchung vorzuſchreiben (D.). Bol. preub. Allg. Verf. 8. 13 Abf. 3. 

4. Abſ. 2 fügt der Eintragung eines Löſchungsvermertes eine zweite Form der Löſchung 
Hinzu, melde aud; dem früheren Rechte nicht unbekannt war (preuß G. B.O. 88. 65ff.), nämlich 
das Unterlafien der Mitübertragung des zu löſchenden Rechtes. Dieſe Vorfchrift entfpricht der 
Beflimmung des 8. 3, daß alle bafielbe Grundftüd betreffenden Angaben an einer Stelle zu 
finden fein müffen (vgl. oben &. 153); ein Recht oder eine fonftige Eintragung, bie auf dem 
neuen Blatte des Grundſtüas nicht zu finden ift, kommt alfo hinſichtlich diejes Grundſtücs nicht 
mehr in Betracht und fleht einem gelöfdten glei. „Diefe Wirkung tritt auch dann ein, wenn 
die Mitübertragung des Rechtes aus Verjehen unterblieben fein jollte* (D.). 
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$. 48. 

Sol ein Recht für Mehrere gemeinſchaftlich eingetragen werben, fo ſoll die 
Eintragung in der Weife erfolgen, dai entweder die Antheile der Berechtigten in 
Bruchtheilen angegeben werden oder das für Die Gemeinfchaft maßgebende NRechts- 
verhältniß bezeichnet wird. 


4. Eintragung gemeinfgaftliger Kechte. 


8.8. 
€.18.27; IT 8.46. P. J 6. 13472, 13473, 13626; II 8b. 3 6.50, 51. M. 5.62. 
D. 6.304. 


4. Die Vorſchrift des 8. 48 enthält eine Neuerung gegenüber dem bisherigen Rechte (vgl. 
für das preußifche, Recht Adilles-Streder 4. Aufl. ©. 159. Sie dient dem Spezi- 
alitätsprinzip, indem fie dafür forgt, dab bei Rechten, welche Mehreren gemeinſchaftlich 
zuftehen, ſtets der Umfang der Berechtigung jedes Theilhabers und die Berfügungsbefugniß der 
Berechtigten aus dem Grundbuch erhellt. Die Bejtimmung entſpricht einem ftarfen 
praltifden Bedürfniffe Schon für ben all, daß einer der Berechtigten über das ges 
meinſchaftliche Recht ober einen Bruchtheil befielben verfügen will, ift es fir die Betheiligten 
tie für dag Grundbuchamt wichtig, folort aus dem Grundbuch erfehen zu können, ob er zu 
der erfügung befugt if. Bon weit größerer Bedeutung ift dies für die Gläubiger der einzelnen 
Müherehtigten, ſowohl wenn fie eine Eintcagung in das Grundbuch im Wege der Bwangs- 
vollſtredung herbeiführen, als aud wenn fie ben Antheil ihres Schuldners an einem gemein- 
ſchaftlichen Grundftüde zur Zwangsverſteigerung bringen wollen. Ohne eine dem $. 48 ent« 
fprehende Eintragung in das Grundbuch würbe der Bruchtheil des Einzelnen an dem gemein- 
famen Rechte Häufig dem Bugriffe feiner Gläubiget entzogen oder nur auf Umwegen zu— 
gänglich fein. 

2. Für die Anwendung des $. 48 ift die Megelung, welche die Gemeinſchaftsverhältnifſe 
in dem 8.6.8. gefunden haben, von Bebeutung. Hiervon ift oben S. 36f. unter Ziff. II 
bereitß bie Rede gemefen; was dort von dem Eigenthumsrecht an einem Grundftüde gefagt ift, 
gilt entſprechend auch von allen anderen Rechten. 

Bon den bort erwähnten Gemeinjhafien zur gefammten Hand kommen für bie 
Vorſchrift des 8. 48 die offene Handelögefellihaft und bie Kommanditgeſellſchaft nicht in Ber 
teacht, weil die ihnen zuftehenden Rechte nicht auf die Namen der Gefellichafter, fondern auf 
den Ramen der Firma einzutragen find (9.6.8. 8. 124, 8. 161 Abſ. 2; preuß. Allg. Verf. 8.4 
Abf. 1 Ziff. 2; vgl. oben ©. 189). Es bleiben daher nur die Geſellſchaft des B.G.B., die Güter- 
gemeinfejaften und die Gemeinfchaft der Miterben ale Gemeinſchaften zur gefammten Hand; in 
allen übrigen Fällen liegt ein Gemeinſchaftsverhältniß ber mehreren Berechtigten nach Bruch- 
theilen vor. Unter den Begriff der Geſellſchaft fält aber aud ein nicht rechtsfähiger Berein 
(8.6.8. 8. 54); für ihn gelten nur die Wefonderheiten, daß er paffiv parteifähig ift und dag 
zur Zwangsvollſtredung in bie ihm gehörigen Bermögendgegenftände ein gegen den Verein er- 
gangenes Urtheil genügt (C.P.O. $. 50 Abſ. 2, 3. 735; oben ©. 2425). Ueber die Vorauss 
fegungen ber Zwangsvollſtredung gegen die übrigen Gemeinſchaften zur gefammten Hand vgl. 
©. 1075. gl. ferner über die Gejellihaften oben ©. 242f., über die Handelsgeſellſchaften S. 249f. 
über bie ehelichen Gütergemeinfdjaften ©. 251 ff., über bie fortgefepte Gütergemeinjchaft ©. 257 
und über bie Miterben ©. 30. 

An der legten Stelle ift bereits erwähnt, daß jeder Miterbe über feinen Antheil an dem 
gefammten Nachlaſſe, nicht aber an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden verfügen kann. Dem 
entfpricht die Vorſchrift des 8. 869 Abſ. 2 der CP.O. wonad) die Pfändung jenes Antheils 
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an dem Nachlaß als Einheit, nicht aber die Pfändung bes Antheild eines Miterben an den 
einzelnen Radjlaßgegenftänden zuläffig ift. Daffelbe jehreibt $. 859 Abf. 1 für dem Antheil eines 
Geſellſchafters an dem Gefelljhaftsvermögen (im Gegenfage zu feinem Antheil. an den einzelnen 
dazu gehörigen Gegenftänden) vor, obwohl der einzelne Gefellfchafter, anders als ber Miterbe, 
auch über diefen Anteil nicht verfügen kann (8.6.8. 9.719). Es fragt ſich, ob dieſe Pfändung 
bei den einzelnen zu dem Nachlaß oder zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörigen Grunditüden oder 
Rechten an Grundftüden in das Grundbuch eingetragen werden kann. Dies bejaht für die 
Miterbengemeinihaft Schweiger (in der D. Jur-Ztg. 1900 ©. 393), indem er in ber 
Pfändung eine Berfiigungsbeidräntung fieht, weil fie das Gebot an den Schuldner enthält, ſich 
jeder Verfügung über das gepfändete Recht zu enthalten (E.B.D. 8. 829 Abſ. 1). Wie oben 
©. 15 bereit erwähnt, ift allerdings die Eintragung von Verfügungebeſchränkungen hinſichtlich 
des Antheild eines Gefammteigenthimers an dem gemeinſchaftlichen Grunbdftüde oder Rechte 
zuläffig, während eine Velaftung diefes Antheils ausgeichloffen ift (©. 30, 37). Aber bie 
Pfändung des Antheils an dem Geſammmachlaſſe oder an dem Gefellihajtsvermögen hat eine 
Beſchränkung des Erben oder des Geſellſchafters in der Verfügung über bie einzefnen Gegen- 
fände nicht zur Folge. Dies ift unzweifelhaft für den Fall der Pfändung eines Anteils an 
dem Geſellſchaftsvermögen auf Grund des 8. 725 des B.G.B., wonach der Pfändungsgläubiger 
die Geſellſchaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift kündigen, bis zu ihrer Auflöfung aber 
nur auf den Gewinnantheil feines Schuldner Unfprud erheben kann (vgl. Pland Bd. 2 
©. 473f. Exl. 2 zu $. 725); aber aud) bei der Pfändung des Anthells eines Miterben ift mit 
Niüdficht auf die Gfeichheit der Verhälmiſſe (vgl. insbefondere über die Beſugniß des Gläubigers, 
jederzeit bie Erbauseinanderfegung zu verlangen, 8. 2042, %. 2044 Abſ. 1, 8. 751 Gap 2) 
bafielbe anzunehmen (vgl. auch P. II 3b. 5 ©. 839 Abſ. 1; a. M. Bland Bd. 5 ©. 175 
Erl. 1 Abſ. 2, wo nicht $. 725, fondern $. 1258 für analog anwendbar erklärt wird). 

3. Ob eine Gemeinſchaft nah Brudtheilen oder eine Gemeinſchaft zur ge: 
jammten Hand vorliegt und welde Bruchtheile in jenem Falle dem einzelnen 
Mitberechtigten zuftehen, oder welhes der angeführten Gemeinfhaftöverhält- 
niffe zur gefammten Hand beſteht, fol nad $. 48 ftetß in dem Grundbuche vermerkt 
werden, wenn ein Recht für Mehrere gemeinfchaftlic eingetragen wird. Ob das Recht neu bes 
ſtellt ober zur Berichtigung des Grundbuchs eingetragen wird, oder ob es bereit eingetragen 
war und nur auf mehrere Berechtigte umgejchrieben werben fol, macht feinen Unterſchied; auch 
wenn neben dem bisherigen Alleinberehtigten ein zweiter Mitberechtigter eingetragen wird, wie 
4. 8. bei Eingehung einer Gütergemeinfcaft (8.6.8. 9. 1438 Abf. 3), findet 9. 48 Anwendung- 
Ebenſowenig tomnıt es auf bie Grundlage der Eintragung an; insbefondere ift die Vorſchrift 
aud bei Eintragungen auf Erſuchen ber Behörden und auf einfeitige Bewilligung und Antrag 
ber Baffiobetheifigten zu beobachten. Schueblich it e8 auch gleichgültig, welcher Art daS gemein- 
ſchaftliche Recht ift, ob Eigentgum, Erbbaurecht, Nießbrauch, Neallaft, Hypothek, Grundfäuld, 
Rentenſchuld oder Pfandreht. Selbſt für das Vorkaufsrecht gilt nichts Underes, denn wenn 
aud ein Mehreren gemeinſchaftliches Vorkaufsrecht nach 88. 519, 1098 des B.G.B. ſtets nur 
im Ganzen auögeübt werden darf, fo ift die Angabe bes für die Gemeinſchaft maßgeblichen 
Rechtsverhaltniffes für die Frage von Bedeutung, wer zur Verfügung über das Vorkaufsrecht 
insbefondere zur Löfchungsbewiligung befugt ift. Anch für Wohnungsrechte und Altentheile iſt 
feine Ausnahme gemacht; wer alfo ein foldes Recht zu Gunften mehrerer Perfonen beftellt, 
muß fi über den Umfang der Berechtigung des Einzelnen Har ausfprechen, jofern nicht für Aiten- 
theile die Qandeögefege auf Grund des Art. 96 bes EG. z. B.G.B und bes 8. 83 der 6.8.0. 
abweichende Beftimmungen enthalten. Für Preußen, enthält das A.G. z. B.G. B. Urt. 15 in diefer 
Dinſicht nur die Vorſchriſt, dak der Altentheils-Verpflichtete durch den Tod eines der Berechtigten 
zu dem Sopftheile des Verftorbenen von feiner Verpflichtung frei wird, fomeit die geſchuldeten 
Leiſtungen zum Zwecke des Gebrauchs oder des Verbrauchs unter ben Berechtigten getheilt 
werden mußten. 
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Unanwendbar ift Die Beftimmung des $. 48 dagegen bei fubjeftiv-dingliien Rechten 
«gl. oben S. 165 Erl. 2), insbefondere bei ben Grunddienſtbarkeiten, da bei ihnen nidt eine 
berechtigte Berfon, ſondern nur das herrſchende Grumbdftüd einzutragen ift. 

4. Aus ber Vorſchrift des 8. 48 folgt ohne Weiteres, daß der Eintragungdantrag und 
bie Eintragungsbewilligung oder bie fonftige Unterlage ded Antrags ſowie das Erfuden ber 
zuftändigen Behörde (8. 39) die zur Befolgung ber Vorſchrift erforderlichen Angaben enthalten 
muß und andernfalls der Beanſtandung unterliegt (Rehtipr. 1 ©. 301). Das müſſen die 
Antragfteller, namentlich auch der Paffinbetheiligte, dem die Nechtöverhältnifie bes Berechtigten 
mandmal nicht genau bekannt fein werden, von bornherein beachten und die erforderlichen Er- 
tundigungen einziehen. \ 

Hierbei ift nochmals befonders darauf hinzuweiſen, daß es den Betheiligten nicht. etwa 
freifteht, beliebig eine Gemeinſchaft zur gefammten Hand zu begründen, ohne daß eines der oben 
in Erl. 2 Abf. 2 erwähnten Rechtsverhältniſſe vorliegt. Vagl. ©. 36 Ziff. II. Wenn alſo z. B. 
zwei Ehegatten, zwiſchen denen feine Gütergemeinſchaft und kein fonjtige8 Geſammthands- 
verhältniß befteht, ein Grundſtück erwerben, fo find fie nicht befugt, dieſes als ihr ungetheiltes 
Eigentgum eintragen zu laſſen, fondern milſſen ſich über beftimmte Bruchtheile einigen, damit 
diefe im Grundbuche vermerkt werben können. Etwas dem Gefammteigentfum Aehnliches 
fann bei dem gewöhnlichen Miteigenthum, insbefondere bei gemeinfhaftlihen Ein- und Durch- 
fahrten, auf dem Wege ber Belaftung der Antheile mit dem Verbote ber Teilung (oben ©. 18) 
oder ber Beitellung von Grundgerechtigkeiten zu Gunften der im Alleineigenthume der Mit- 
eigenthümer ſiehenden Radbargrundftüce gefchaffen werden (Redtfpt. 2 ©. 87). 

Aus diefer Erwägung heraus darf man aber nicht ſtets von dem Antragſteller oder der 
erjuchenden Behörde den Nachweis des Beſtehens ber behaupteten Gemeinſchaft zur gefammten 
Hand zwiſchen ben einzutragenden Berechtigten fordern. Dieſer Nachweis ift ebenfowenig erforder- 
fi, wie bei dem Antrag auf Eintragung einer phyſiſchen oder einer juriitifchen Perſon als 
Berechtigten der Nachweis ihrer Eriften; (oben S. 189). Nach $. 19 genügt bie Bewilligung 
des leidenden Theile und nad 8. 39 ftatt befien das Erfuchen der zuftändigen Behörde zur 
Rechtfertigung des Eintragungsantrags nicht nur Hinfichtlich des Inhalt? und Umfangs des 
einzutragenden Rechtes, fondern auch bezüglich ber Bezeichnung der Berechtigten. Nur wenn 
das Grundbuchamt begründete Zweifel an ber Rechtögiiftigteit des behaupteten Rechtsverhältniſſes, 
3 B. an dem Beftehen der behaupteten Gütergemeinfhaft hat, wird es behufs Vermeidung 
unrichtiger Eintragungen und Verhinderung ber möglicher Weife daraus entfpringenden Schäden 
das Eintragungsgeſuch beanftanden dürfen. Bgl. ©. 186. 

5. Der Inhalt des im $. 48 vorgefäriebenen Vermerkes ergiebt fi) aus der gefeplichen 
Veftimmung ohne Weiteres. Das Rechtoverhaimih braudt nur furz darakterifiri zu werden, 
38. „kraft allgemeiner Gütergemeinſchaft“ oder auch nur „kraft ehelicher Gütergemeinſchaft“ (fo 
preuß. amtliches Formular Abth. I), oder „ald Geſellſchafter“ oder „ala Erben des N.N.“ 
Nähere Vorſchriften über die Form ımd die Stelle der Eintragung zu erlafjen, ift Sache der 
Sandesjuftigvermaltung kraft des $.1 Ubf. 2. gl. für Preußen Adg. Verf. 8. 10 Biff. 1 über 
die Eintragung der Miteigenthümer. 

6. Für den Fall, dag ein Recht als mehreren Berfonen gemeinjhaftlic ohne Ungabe ber 
Bruchtheile oder des maßgeblichen Rechtsverhältniſſes, alfo unter Berftoß gegen $. 48 eingetragen 
fein follte, war in dem €. I 3. 8.©.8. g. 827 die Veſtimmung vorgefählagen, da Gemeinfhaft 
nach Bruchtheilen und Gleichheit der Bruchtheile als eingetragen anzufehen fei. Diefe Be 
ftimmung ift nicht Gefep geworden (vgl. B. II Bd. 3 ©. 50); insbeſondere bezieht fih bie 
Borfhrift des 8. 742: „Im Zweifel ift anzunehmen, dab den Theilhabern gleiche Antheile 
zuſtehen“ nur auf die Gemeinſchaft nad) Bruchtheilen (8. 741), feht alfo voraus, daß unzweifel- 
Haft feines ber ſonſtigen Gemeinfhaftsverhältniffe vorliegt. Ch biejes aber der Fall ift oder 
nicht, bleibt bei der angeführten Eintragungsform unentſchieden (vgl. Rechtipr. 1 ©. 301 und 


8. 49. Vermerk der Mitbelaftung. 289 


8.49. 

Werben mehrere Grundſtücke mit einem Rechte belaftet, jo ift auf dem Blatte 
jedes Grunbftüds die Mitbelaftung der übrigen von Amtöwegen erkennbar zu 
machen. Das Gleiche gilt, wenn mit einem an einem Grunbftüde beftehenden 
Rechte nachträglich noch ein anderes Grundſtück belajtet oder wenn im Falle der 
Mebertragung eines Grundftücstheils auf ein anderes Grundbuchblatt ein ein- 
getragenes Recht mitübertragen wird. 

Soweit eine Mitbelajtung erliſcht, ift dies von Amtswegen zu vermerfen. 


26.4). Zu Verfügungen über das gemeinfhaftfice Recht bedarf es daher bes Nachweiſes der 
Germeinfhaftsform oder der Zuftimmung fämmtliher Mitberechtigter. 

Aber aud wenn feftfteht, dab ein Miteigentfum nad; Bruchtheilen vorliegt, Tann 
nad dem Sinne der Borfchrift des $. 48 eine Hypothek auf dem Antheil eines Miteigenthümers 
erſt eingetragen werden, nadjdem die Größe feines Miteigentfumsantheils in das Grundbuch 
eingetragen iſt; die erwähnte Veſtimmung des $. 742 fteht micht entgegen, da bie barin auf- 
geftelte Vermuthung als wiberlegbar nicht die Grundlage einer Eintragung bilden Tann (R.®. 
NE. 1A ©. 304 — Meditipr. 2 ©. 4 und Rechtſpr. 2 ©. 87). 

7. Aus der Rechtſprechung des Kammergerichts find noch folgende Eutſcheidungen hervor⸗ 
zuheben, welche an die Beftimmung bes $. 48 anfnüpfen. 

Das Kammergericht (Rechtſpr. 1 ©. 302) Hat ben Antrag auf Eintragung der Uebertragung 
des Antheils eines einzelnen Miterben auf einen anderen bei einer noch auf den Ramen des 
Erblaſſers eingetragenen Hypothek abgelehnt, weil alle Miterben im Grundbuche vermerkt und 
gleichzeitig ber Uebergang bes Antheils des einen auf den anderen eingetragen werden milßte. 
Dies iſt aus $. 48 G. B. O. gefolgert und damit begründet, daß fonft das Antheilsverhältniß 
des Erwerber an ber Hypothek volftändig im Dunklen bleibe, da nicht einmal auß der Ein- 
tragung erfichtfich fei, wie viele Miterben an dem Nachlaß und an der dazu gehörigen Hnpothet 
betheiligt feien. 

In einer anderen Entieidung hat das K. G. (N.F. I A ©. 101) die Eintragung einer 
einheitlichen Hypothet unter einer If. Nummer für Dahrlehnsforderungen eines Ehemanns in 
Höhe von 5000 Mark und feiner Ehefrau in Höhe von 20000 Mark felbft dann für unzuläffig 
erflärt, wenn über beide Darlehnsforderungen nur eine gemeinfdaftlige Schuldurkunde aufs 
genommen fei, weil $. 48 eine gemeinſchaftliche Eintragung mehrerer Berechtigter nur in der 
Weiſe zulaſſe, dab entweder bie Anteile ber Berechtigten in Bruchtheilen angegeben werben 
oder das für die Gemeinſchaft maßgebende Rechtsverhälimiß bezeichnet werde; beide Forderungen 
jeien vielmehr als zwei Hypotheken unter verſchiedenen Nummern, aber zu gleihem Range 
48. 46) einzutragen. 


5. Dermerk der Mitbelakung. 


8. 49. 
€.1$.33; II 8.47. ®.I 6. 135%, 13523, 13638, 13634. M. 6.68. D. 6. 3044. 


4. Die dem $. 78 ber preuß. G. B. O. entiprediende Beftimmung des 8. 49 ift damit 
begründet, dab die Erſichtlichleit der Mitbelaftung anderer Grundftüde fir den Eigenthümer 
fowie für alle diejenigen, welche gleich oder nachſtehende Rechte an den belafteten Grundftüden 
oder an einzelnen von ihnen haben, zur Veurtheifung ber Güte ihre Rechtes von Intereſſe jei, 
insbefondere mit Rüdficht auf den Wegfall der Belaftung des anderen Grundfrüds, wenn der 
Gläubiger aus einem befriedigt wird (vgl. B.G. B. 8.1181 Abſ. 2, oben S. 83 ff.). Außerdem 
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ſoll verhütet werden, daß bie mehreren daſſelbe Recht betreffenden Eintragungen als verſchiedene 
Rechte angefehen werben und zu Täuſchungen Beranfaffung geben (vgl. Ext. 1 zu 8. 59). 

Deshalb trifft die G.B.D. Fürforge, daß die Mitbelaftung anderer Grundſtücke ſtets aus 
dem Grundbuch erhellt, indem fie ſowohl die Eintragung eines Mitbelaftungsvermertes wie auch 
befien etwaige Aenderung von Amtswegen vorſchreibt. 

2. Der €. I ordnete die Angabe der Mitbelaftung nur bei Reallaften, Hypothelen und 
Grundſchulden an, weil fie für andere Rechte bedeutungslos fei; bei diefen, 3. B. bei Nießbrauchs- 
rechten, belafte nicht daſſelbe Recht mehrere Grunditüde, fondern es feien foviel verſchiedene und 
von einander unabhängige Rechte zu untericheiden, als Grundfiüde befaftet ſelen. In das 
Geſetz ift diefe Einſchränkung nicht aufgenommen, um eine Entſcheidung ber Frage zu ver- 
meiden, ob nicht auch bezüglich anderer Rechte an Grundftüden eine Gefammtbelaftung vor= 
tommen Tann. Danach findet 8. 49 auf eingetragene Rechte aller Arten Anwendung, ins« 
befondere z. 8. auch auf Erbbaurechte und Grunddienftbarkeiten, ſoſern bei diefen eine Gefammt= 
belaftung ftattfinden folte. Aber nur auf Rechte an Grundftüden, nicht auf Rechte an 
eingetragenen Rechten (3. B. ein Pfandrecht an veridiebenen Hypothekenforderungen) bezieht ſich 
die obige Vorſchrift. 

3. Auf welde Weiſe bie Mitbeloftung entfteht ober erliſcht, ift bei dem in Erl, 1 
erwähnten Grundgedanten für die Anwendung der Vorſchriften bes $. 49 gleichgultig. Um dies 
außer Biweifel zu ftellen, werden in Abſ. 1 verſchiedene Fälle ausdrüclich hervorgehoben. Dabet 
ift ber Fall ber Uebertragung eine8 ganzen Grundſtücks von einem gemeinidaftlihen Blatte 
auf ein anderes Grundbuchblatt (vgl. oben ©. 157 Exl. 5 zu 8. 4) nicht erwähnt, „weil ſich 
bier die Mitbelaftung des Grundſtücks ſchon aus der Faſſung des auf daß neue Blatt mit- 
übertragenen Eintragungsvermertes ergiebt, während auf dem bisher gemeinfchaftlichen Blatte 
die Abſchreibung des übertragenen Grundſtücks auch deſſen Mitkaftung erfictlih macht“ (D.). 
Diefe Begründung ift nicht überzeugend; follte man nicht daffelbe aud) bet Uebertragung von 
Grundftüdstgeilen fagen tönnen? Wuberdbem macht die Abfhreibung allein die Mithaft nicht 
erſichtlich; es kann ja die Mitübertragung des Rechtes unterblieben und damit nach $. 47 Abi. 2 
die Wirkung der Löſchung Herbeigefitgrt fein. Jedenfalls fpricht diefe Begründung wie der 
Grundgedanke der Beſtimmungen dafiir, daß au bei Uebertragung ganzer Grundjtüde die 
Mitbelaftung kenntlich zu machen iſt. 

4. Die Form bed Mithaftvermertes und die Stelle feiner Eintragung unterliegt gemäß. 
8. 1 Ubf. 2 der Anordnung der Landesjuftizverwaltung, Bgl. über bie Stelle für den Fall ber 
nadjträgliggen Mitbelaftung preuß. Allg. Verf. 8. 11 Abi. 2, 8. 12 Abſ. 2 und das amtlihe 
Formular Abth. IIT Spalte 7 zu Ifd. Nr. 6. Für Sachſen vgl. ®.D. vom 26. Juli 1899 
88. 85—87. 

5. Daffelbe gilt au) von dem Verfahren. Für den Fall, daß befondere Beftinnmungen 
(wie fie z. 8. für Sachſen in der BD. vom 26. Juli 1899 88. 86, 87, 145 ergangen find) 
fehfen follten, ift Folgendes zu bemerten. Bei ‚gleichzeitiger Belaftung mehrerer Grundftüce 
mit bdemfelben Rechte ift zu unterfheiden, ob die Grundftüde in dem Bezirke defielben Grund⸗ 
buchamts oder in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter liegen. Erſterenfalls könnten ſich 
höchſtens dann Schwierigkeiten ergeben, wenn nach der Geſchäftsvertheilung verichiebene Beamte 
(4. B. verſchiedene Amtsrichter) die Eintragung auf den einzelnen Grundftüden zu bewirken 
hätten; alsdann wird es ſich empfehlen, daß fie die landesrechtlich etwa vorgeſchriebenen Ber- 
fügungen unter gegenfeitiger Mitwirkung erfaffen und die Ausführung gemeinſchaftlich kontroliren, 
oder daß jeder die von ihm entworfene Verfügung vor ihrer Ausführung dem anderen zur 
Kenntnignaßme der Etelle (Band, Blatt, 1fd. Nr. der Abth.), wo das Recht eingetragen ift, 
vorlegt, damit dieſer feine Verfügung dur Einfügung des Hinweiſes auf diefe Stelle in dem 
Witgaftvermerte vervollftändigen fan. Wird die Eintragung eines Rechtes auf mehrere Grund: 
ftüe, melde in verfhiedenen Grundbuchamtsbezirken liegen, in einem Antrage beantragt, fo- 
empfiehlt e8 fi, daß das zuerſi mit dem Antrage befahte Grundbuchamt die Eintragung auf 
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8. 50. 

Werden Dienjtbarfeiten und Reallaſten als Leibgedinge, Leibzucht, Altentheil 

ober Auszug eingetragen, jo bedarf es nicht der Bezeichnung ber einzelnen Rechte, 
wenn auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen wird. 


die in feinem Bezirke belegenen Grundftüde vornimmt und aladann den Antrag unter Angabe 
der Stelle, an der das Recht eingetragen ijt, oder unter Beifügung des über das Recht gebildeten 
Briefes (vgl. 8. 59 Abſ. 2) dem anderen Grundbuhamte zufendet, weiches nad Erledigung der 
Eintragung dem erfteren Orundbuchamte zur Nachtragung des Mithaftvermertes die erforderliche 
Ditrheilung zu machen hat. Die leptere Mittheilung ift auf Grund der Vorſchrift des 8. 49 
auch dann von Amtswegen zu machen, wenn dad eritere Grundbuchamt den Antrag nicht 
unmittelbar an das andere Grundbuchamt fendet, fondern die Einreihung bei diefem dem 
Untragfteller überlafjen hat, oder wenn das zunächſt nur auf einen Grunbdftüd eingetragene 
Recht jpäter durch ein anderes Grundbuchamt auf einem anderen eingetragen wird. 


6. Eintragung einer Feibzuht. 
8. 50. 
€.18.28; IT 8.48. P. I &. 13514, 13515. M. 6.68. D. 6.304. 8.8. 6. 3429. 

1. Wie bereitd oben ©. 187 Vorbm. V 2 erwähnt ift, verlangt das B. G. B. nicht, daß der 
gefammte Inhalt eines einzutragenden echtes in dem Grundbuche vermerft wird, vielmehr 
genügt, von ben geſetzlich beftimmten Ausnahmen abgefehen, die Bezugnahme auf die Ein- 
tragungsberilligung. $. 874 des B. G. B. geftatter diefe aber nur „zur näheren Bezeichnung 
des Inhalts des Rechtes.“ Danach würden bei Eintragung einer Leibzucht, eines Aitentheils 2c. 
die einzelnen unter bem Geſammtnamen „Altentheil“ od. ä. begriffenen Rechte: 
Dienftbarkeiten (Nießbrauch. Wohnungsrecht zc.) und Reallajten eingetragen werden müfjen und 
nur zur näheren Bezeichnung ihres Inhalts die Bezugnahme zuläffig fein. Died ändert $. hu 
nach dem Borgange verſchiedener bisheriger Grundbuchgeſetze (z. B. preuß. ©.8.0. 8. 76), 
indem auch in erfterer Hinfiht die Bezugnahme zugelafien wird, um bie Buchführung zu 
erleihtern und namentlich die Ueberfüllung des Grundbuchs zu verhindern. Es genügt alfo 
die Eintragung in der Faſſung: „Altentbeil für N. N. umter Bezugnahme auf die Eintragungs- 
bewilligung vom 8. Oktober 1900 eingetragen am . . .” 

Die Eintragung bes Mit oder Nachfolgerechts der künftigen Ehefrau des Altentheilerd an 
deſſen Leibzucht kann, ebenfowenig wie nad; dem bisherigen preußiſchen Rechte (R.G. 33 ©. 229), 
durch die Bezugnahme erfegt werben. Nur für die Bezeichnung der einzelnen Rechte und ihres 
Inhalts, d. h. der dem Berechtigten zu gewährenden Leiftungen umd ber ihm zuftehenden 
Nugungen, nicht für die Angabe der Perſon ded Berechtigten, auch nicht für die eines etwaigen 
Mitbereihtigten oder Rechtönachfolgers ift die Bezugnahme geftattet (a. M. Turnau-Förfter 
Bd. 1 ©. 112 Erl. 5, weil zu dem Inhalte des Nechtes auch defien eventueller Uebergang auf 
eine andere Perſon gehöre). 

2. Die Vorſchrift findet ausnahmslos Anwendung, insbefondere aud wenn der Alten» 
theil Renten, insbejondere Geldrenten und Nießbrauchsrechte unfafjen follte. Ein in der Reichs— 
tagstommiſſion geftellter Antrag, für diefe eine Ausnahmebeftinnmung aufzunehmen, weil bei 
der Bildung von Hupothetenbriefen die Ungabe des Umfangs diefer Laſten im Interefie ber 
fofortigen Klarſtellung der Velaftungsverhäftnifie des Grundftüds liege, wurde zurücdgezogen, 
nachdem ihm, namentlich auch unter Hinweis auf $. 57 Abi. 2 Nr. 3, widerſprochen war. 

3. Geſiattet ift die Bezugnahme auf die Eintragungsbemilligung. Indefſen find 
aud) Hier, wie oben ©. 167 Erl. 2b ausgeführt, die Urtheile, welche die Eintragungsbetoilligung 
erfepen, und die Erfuchen der Behörden gleichzuftellen. 
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8. 51. 

Bei der Eintragung einer Hypothek für Theilſchuldverſchreibungen auf den 
Inhaber genügt es, wenn ber Gejammtbetrag der Hypothek unter Angabe ber 
Anzahl, des Betrags und der Bezeichnung der Theile eingetragen wird. 

Diefe Vorfehrift findet entjprechende Anwendung, wenn eine Grundſchuld oder 
eine Rentenſchuld für den Inhaber des Briefes eingetragen und das Recht in 
Theile zerlegt werden foll. 


4. Der Inhalt eines Altentheils beitimmt ſich in erfter Linie nad) der Vereinbarung 
der Barteien. Soweit nicht befondere Vereinbarungen getcoffen find, kommen, wenn der Vertrag 
„mit der Ueberlafjung eines Grunditüds in Verbindung fteht“, in Anfehung des obligatorifchen 
Vertrags die durch Art. 96 bes E.G. z. B. G. B. aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
in Betracht (vgl. oben ©. 50 und Planck Bd. 6 ©. 183ff.). Für Preußen find die landes- 
gefeplichen Beſtimmungen im Art. 15 des A.G. z. B.G.B. getroffen; vgl. ©. 50 Anm. 3 und 
S. 287 Erl. 3. 

5. Die Vorferift des 8. 50 findet fchliehlih nach 8. 84 auf die in Art. 63, 68 des E. G. 
3 B.G. B. bezeichneten Erbpacht- und Abbaurechte (vgl. oben ©. 16f., 45Ff.) entiprechende 
Anwendung; es kann alfo die Bezeichnung der hierunter begriffenen einzelnen Rechte im Grund- 
buche durch Bezugnahme auf bie Eintragungsbewillinung erſetzt werben. 


7. Gintragung von Bnhaber-Cheilhypotheken und Bnhaber-&heilgrundfäulden. 
8. 51. 
€. 118.49. P. II 8.3 6. 667, 677. D. 6.304. StB. ©. 4424. 


1. Die Hypothefen für Inhaberpapiere (vgl. oben ©. 61, 76, 78, 245 und 278) 
find im B.G. B. hauptfähli zur Befriedigung des in der Praxis hervorgetretenen Bedürſniſſes 
zugelafien, Anleihen von Großinduftriellen und von Großgrundbefigern, welche in Form von 
Theilſchuldverſchreibungen an den Markt gelangen, hypothekarijch ſicherzuſtellen (vgl. B. II a. a. D.). 
Ihnen wird demnach Häufig nicht eine einheitliche Schuldveridreibung, fondern eine Reihe von 
Theilſchuldverſchreibungen zu Grunde liegen. Für diefen Fall enthält 8. 51 im Anflug an 
8. 20 des preuß. Geſ., betr. das Pfandrecht an Privateifenbafnen, vom 19. Auguft 1895 eine 
befondere Beftimmung, bie der Beflirchtung eutfprungen ijt, daß die 8. 1115, 1187 des 8.0.8. 
zu der Auffafjung Anlaß geben könnten, es müfje für die Forderung aus jeber einzelnen Theil- 
ſchuldverſchreibung eine befondere Hypothek eingetragen werben. 

Diefe Beitimmung fol nah Abj. 2 entfpredende Anwendung finden, wenn eine Grund—⸗ 
ſchuld oder eine Rentenfhuld für den Inhaber des Briefes (vgl. oben ©. 63, 76, 78 
und 277) eingetragen und das Recht in Theile zerlegt werden fol, da für biefen Fall das gleiche 
Bedürfni nad} einer Erleichterung der Eintragung befteht. Darüber, da Bier über jeden Theil 
ein beſonderer Grundſchuld-Brief zu bilden ift, vgl. unten $. 70 Abſ. 2. 

2. Nach $. 1115 des 3.6.8. und $. 51 ift in diefen Fällen im Grundbuch anzugeben: 
der Gefammtbetrag ber Hypothet (ober Grundihuld), der Zinsſaß und der Geldbetrag der 
etwaigen jonftigen Nebenleiftungen, der Vermerk, daß die Hypothek zur Eicherung von Schuld⸗ 
verfchreibungen auf den Inhaber dient bezw. daß die Grundſchuld dem Inhaber des Briefes 
zuſteht und in Theile zerlegt ift, die Angabe der Zahl, des Betrags und. ber näheren 
Bezeihnung der Theile (nah Name des Ausftellers, Serie, Littera und Nummer od. ä.). 
8. 8. „Dreifunderttaufend Dart Sicherungshypothet, verzinslich mit 4%, zur Sicherung der 
von N.N. auögegebenen 300 Etüd mit 4°, verzinslicher Theilſchuldverſchreibungen auf den 
Inhaber zu je 1000 Mark, Littr. B Nr. 1-300°. 
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8. 52. 
Bei der Eintragung eine® Vorerben ift zugleic) das Necht des Nacherben 
und, foweit der Vorerbe von den Beſchränkungen feines Verfügungsrechts befreit 
ift, aud) die Vefreiung von Amtswegen einzutragen. 


8. Dermerk des Rechles des Aacherben. 


$. 52. 
€. 118.50. P. I 6. 9276-9279, 11455, 13461—13463; II 8b. 5 6. 109, 110. 
(R. 3.8.6.2. 8.5 6.111.) 2. 6.304. 


4. Im preußifchen Rechte knüpfte fih an $. 54 der preub. G.B.O. die Streitfrage, ob ber 
Erbe, welcher in jeinem Erbrechte durch eine fideilommiſſariſche Subitiiution, duch eine 
Nefolutivbedingung od. ä. beſchränkt war, als Eigenthülmer der Naclaßgrundftüde in das 
Grundbuch eingetragen werden durfte, ohne daß gleichzeitig die Eintragung der Beſchränkung 
erfolgte (Acilles-Streder ©. 374, 4.8. 16 ©. 63). Diefer Streit jolfte für den Fall der 
Nacherbfolge nad) Beichluß der erften Kommiffion durch eine Beftimmung im B.G. B. (E. I 3 1826) 
erledigt werben, welde bei Eintragung des Vorerben die Eintragung bes Rechtes des Nach- 
erben von Amtswegen vorſchrieb. Die zweite Kommilfion Hat die Beftimmung als Verfahrens- 
vorſchrift in die G. B.O. verwiefen (vgl. die Ann. zu E. IT 8. 2008). 


Durch die Vorſchriſt des $. 52 ſoll die Beſchränkung bes Rechtes bes Vorerben 
für Dritte erfennbar gemacht und dadurch der Nacherbe gegenüber den aus dem öffent- 
lichen Glauben des Grundbuch fid ergebenden Gefahren geficert werden. 


2. Ueber die Befhräntungen, denen der Vorerbe dur die Ernennung eines Nach- 
erben unterworfen ift, und über die Befreiung von ihnen vgl. oben ©. 1237. Siehe auch 
©. 123 Anm, 4 über einige im Gefege hervorgehobene Fälle ber Naderbfolge. 


3. Damit das Grundbuchamt das Recht des Nacherben und die etwaige Vefreiung des 
Borerben von den Beihränfungen feines Verfügungsrechts von Amtswegen eintragen kann, iſt 
noturlich erforderlich, dab dieſe zu feiner Kenntniß gelangen. Sie mafſen fig alfo aus 
dem Teftament oder aus dem Erbfheine, durch welde das Erbrecht bed Vorerben gemäß 
8. 36 nachgewieſen wird, ergeben. Nach $. 2363 des B.G.B. muß aber in dem Erbſcheine, 
der einem Vorerben ertheilt wird, angegeben werden, daß eine Nacerbfolge angeordnet iſt, 
unter welden Vorausjegungen fie eintritt und wer der Nacherbe ift, fowie eventuell, daß der 
Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige eingeſetzt hat, mas von der Erbidaft bei dem Ein- 
teitte der Nacherbfolge übrig fein wird, oder dab er beitimmt Hat, dab der Worerbe zur 
freien Verfügung über die Erbſchaft berechtigt fein fol; enthält der Erbſchein dieſe Ungaben 
nicht, fo kann der Nacherbe bie Herausgabe des unrichtigen Erbſcheins an das Nachlaßgericht 
verlangen. 

Falls die einzutragenden Thatfahen niht ans dem Teſtament oder dem 
Erbſchein erhellen follten, bebarf es zu ihrer Eintragung eines Antrags, wie 
in der Dentſchrift als felbftverftändfid bezeichnet wird. Zur Mechtfertigung des Antrags genügt 
ber Nachweis der Anordnung der Nacerbfolge oder der Befreiung bes Vorerben von ben 
Beſchränkuugen; denn in Folge deren Nichteintragung fteht der Inhalt des Grundbuchs in 
Anſehung einer Verfügungsbeichräntung mit der wirklichen Rechtslage nit im Einklang und 
unterliegt der Berichtigung gemäß $. 22. Vgl. oben ©. 125. 


4. Einzutragen ift „das Recht des Naderben“, aljo nicht nur, daß eine Nach⸗ 
erbfolge angeordnet ift, fondern auch unter melden Vorausſetzungen fie eintritt und wer der. 
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8. 58. 

Iſt ein Teftamentsvollftreder ernannt, jo ijt dies bei der Eintragung des 

Erben von Amtöwegen miteinzutragen, es fei denn, daß der Nachlaßgegenſtand 
ber Verwaltung bes Teftamentsvollitreders nicht unterliegt. 


Nacherbe ift, ebenfo wie 8. 2363 (Eri. 3) dies für den Erbſchein vorſchreibt. Auch der Inhalt 
der Anordnung des Erblafierd, durch die er den Borerben von der Verfügungsbeſchränkung 
befreit Hat, ift in Uebereinftimmung mit jener Borfchrift zu vermerten. 

Ueber bie Stelle der Eintragung im Grundbuch enticeidet die Landesjuftizverwaltung: 
vgl. für Preußen Allg. Verf. $. 11 Ziff. 2 und Abf. 2, $. 12 Abi. 2. 

5. Wie die Borfhriften der ©.B.D. überhaupt, fo tritt auch der $. 52 mit dem im 8.82 
angeführten Zeitpunkt in Kraft und findet demnach auf alle nach dieſem Beitpunfte beantragten 
Eintragungen von Borerben Anwendung, auch wenn ber Erbfall vor dem 1. Januar 1900 
eingetreten ifl (8.©. N.5. 1A. ©. 81 = Redıtfpr. 1 6. 21). 





9. Yermerk über Teſtamenlsvollſtreauug. 


8.58. 
€. 118.51. $.16.18461-13468; II 8b. 5 6.531, 592. D. 6. 3044, 3045 


1. Die Vorſchrift des 8. 53, welche auf einem Beichluffe der Kommiſſion für bie zweite 
Lefung des B.C.B. beruht (vgl. Anm. zu 8. 2081 des €. II und P. II a. a. D.), ift einer 
ädnlihen Erwägung wie bie Beftimmung des 8. 52 entiprungen, da, wie oben ©. 125f. bereits 
auögeführt, duch die Emennung eines Teftamentövolittederd der Erbe in feiner Verfügung 
beſchränkt wird. Es ift daher in erfter Linie auf die Erl. zu $. 52 zu vermeifen. 

2. Die Grundlage der Eintragung des Vermertes, dab ein Teſtamentsvollſtreder 
ernannt fei, bildet nad) $. 36 bie in einer öffentlichen Urkunde enthaltene Verfügung von 
Tobeöwegen, der Erbſchein, welder nad $. 2364 die Ernennung des Teftamentsvollitteders 
enthalten muß, oder das Zeugni des Nachlaßgerichts gemäß $. 2368 des B. G. B. (vgl. S. 257f. 
El. 3). 

3, Abweichend von der Naderbfolge ($. 52) ift die Ernennung eines Teftaments- 
vollftreders nit ftetd einzutragen. Da, wie oben ©. 125f. erörtert, da Berfügungs- 
echt des Erben nur infoweit ausgefchloffen iſt, als die Verwaltungsbefugnii des Tejtaments- 
vollſtrecers reiht, muß die Eintragung bei folhen Nachlaßgegenſtänden unterbleiben, die der 
Verwaltung des Teftamentövolftrederd nicht unterliegen. Das Grundbudjamt hat daher fiets 
zu prälfen, welche Befugnifie dem Teftamentövollftreder eingeräumt find. 

4. Vorgefchrieben ift nur die Eintragung des Vermerkes, daß ein Teftamentsvoll- 
ſtrecer ernannt ift. Die Angabe feines Namens ift zwar nicht unzuläffig, aber nicht noth- 
wendig, weil der Erblafier bie Beftimmung der Perjon des Vollſtreckers einem Dritten ober 
dem Nachlaßgericht überlafien kann (vgl. B.©.B. 38. 2198-2200 und oben ©. 258 Erl. 3a). 
Der Zweck diefer Vorſchrift ift nicht, eine Legitimation für den Teitamentävollitreder zu 
beſchaffen — dazu bient nach $. 36 Abſ. 2 bas Zeugniß des Nachlaßgerichis oder das 
Zejtament —, jondern nur die Verfügungsbeſchränkung des Erben zu veröffentlichen (Rechtſpr. 1 
©. 410). Deshalb bedarf es auch nicht der Eintragung etwaiger Verfügungsbeſchränkungen 
des Vollſtreclers (Regtipr. 1 ©. 116). Vgl. Oberned ©. 167. 

Ueber die Stelle der Eintragung gilt wieder dafjelbe wie für die Eintragung des Nad- 
erben ($. 52 Erl. 4 a. €.) 
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$. 54. 

Ergiebt jich, daß das Grundbuchamt, unter Verlegung gefeglicher Vorſchriften 
eine Eintragung vorgenommen hat, durch die dad Grundbuch unrichtig geworden 
iſt, fo it von Amtswegen ein Widerfprud einzutragen. Erweift ſich eine Ein- 
tragung nad) ihrem Inhalt als unzuläffig, fo ift fie von Amtswegen zu löjchen. 

Bei einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld bedarf es zur 
Eintragung eines Widerſpruchs der Vorlegung des Briefes nicht, wenn der Wider- 
jpruch den im $. 42 Abi. 1 Satz 2 bezeichneten Inhalt Hat. Diefe Vorſchrift 
findet feine Anwendung, wenn der Grundfchuld- oder Rentenschuldbrief auf den 
Inhaber ausgejtellt ift. 





IX. Beriätigung ungeredhtfertigter Eintragungen von Amtswegen. 


8. 54. 
€. 18.54; 15.52. ®.1 618348, 18851, 18353, 18354, 13860-13364, 18380--13399, 
194013443, 18448, 13449, 13638, 13637. R. 6. 92-95. D. 6.8045. 8.8. 6.3429, 3430. 


1. Da die Eintragungen feine formale Rechtstraft Haben d. h. für ſich allein, ohne die 
übrigen materiellrechtlichen Borausfegungen feine Rechtsänderung herbeiführen, kann das Grund» 
buchamt durch eine nicht begründete Eintragung unmittelbar Niemandem an feinem Redite 
materiellen Abbruch thun. Die Gefahr eines folhen Abbruchs ergiebt ſich indeffen bei dem 
Zortbeftefen der Eintragung namentlid aus den Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuds (8.0.8. 88. 892, 898) und über die Verjährung mit Unrecht gelöſchter Rechte 
«oben ©. 35 Biff. 4a; vgl. aud ©. 27 Abſ. 2). Diefe Gefahr, unter welcher auch der Grund⸗ 
buchbeamte leiden kann, wenn er ein Verſehen begangen bat, macht e8 wünſchenswerth, dem 
Grundbuchamte ſchleunige Gegenmaßregeln zu geitatten, falls es eine Eintragung als unrichtig 
erfennt. Dabei kann indefjen dem Grundbuchamte regelmäßig nicht die Wieberaufhebung einer 
als unrichtig erfannten Eintragung geitattet werben, weil e8 hierdurch hinter dem Rüden ber 
Berechtigten in Rechtspoſitionen eingreifen würde, welche durch den thatſächlichen Beftand der 
Eintragungen begründet wurden (M. a. a. O.); denn die Eintragung als folde ſchafft ſchon 
traft der im 8. 891 des 8.G.8. aufgeftellten Bermuthung eine gemiffe Redhtspofition, und 
außerdem können möglicher Weiſe auf Grund derjelben in der Zwiſchenzeit zu Gunften redlicher 
Dritter Rechte entftanden fein (B. G.B. 88. 892, 893). 

Auf diefen Erwägungen beruht die Borſchrift bed 8. 54 Abf. 1, melde Berichtigungen 
nur in engen Grenzen zuläßt. 

2. Eine Wiederauffebung einer Eintragung von Amtswegen ift nur zugelafien, wenn biefe 
fi) „nach ihrem Inhalt als unzuläſſig“ erweiſt (Sap 2); alsdann ift ihre Löfgung dem 
Grundbuchamte zur Pflicht gemadt. Die geichilderten Bedenken, welde der Wiederaufpebung 
der ungereditfertigten Eintragung fonft entgegenftegen, falen Gier weg, weil ihrem Inhalte nach 
unzuläffige Eintragungen nicht den öffentlichen Glauben des Grundbuchs für fih haben (Bland 
3b. 3 ©. 108 Erl. I2 zu 8. 892). Dadurch fällt allerdings aud bie mit ber Eintragung 
verbundene Gefahr fort; es liegt aber im allgemeinen Interefie, da die Bedeutungsloſigkeit 
der Eintragung durch das Grundbuch felbft erſichtlich gemacht wird (M. und D. a. a. D.). 

Ihrem Inhalte nach unzuläffige Eintragungen find z. B. die obligatoriſchen Rechte, der 
Befip, das Berwaltungd- und Rupungsreht des Ehemanns oder des elterlichen Gewälthabers, 
die Menten bei einem Ueberbau oder einem Nothwege (vgl. €. 20 Abſ. 2, S. 21 Abf. 1), 
die Geihäftsunfähigfeit und die Verfügungsbeſchränkungen im öffentlichen Interefie (S. 23), 
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Beloftungen von Bruchtheilen eines Grundſtücks, die nicht in ibeellen Untheilen eines Mit- 
eigentgilmers beftehen, mit anderen Rechten als einem Niekbraud; (oben ©. 15), ein Erbbau- 
recht an einem Gtodwerfe (©. 45), eine Kautionshypothek ohne Angabe des Sbahſtbetrags 
(S. 61), eine Rentenſchuld ohne Angabe der Ablöfungsfunme (©. 64), bie oben ©. 68f., 
71f. erwähnten unzuläffigen Nebenberedungen bei den Hypothelen und Grundſchulden, 
eine Zwangshypothek zum Betrage von nicht über 300 Mark (oben ©. 97f.; vgl. bie ©. IR 
Anm. 2 erwähnten Entſch.) ıc. 

3. Andere Eintragungen bürfen nie von Amtswegen befeitigt werben. Dies gilt ind- 
befondere auch von Löfhungen, welde Hier mie ſtets unter ben Eintragungen mitzuverftehen 
find; im Gegenfage zu der preuß. ©.B.D. 8. 118 (vgl. Achilles-Strecker ©. 441ff.) ift bie 
Biedereintragung einer verſehentlich gelöfchten Poft von Amtswegen unzuläffig. Bei ihnen wie 
bet allen Eintragungen und folgerecht auch bei den den Löſchungen nach 8. 47 Abſ. 2 gleiche 
ftehenden Nidtübertragungen eines Rechtes im alle ber Abſchreibung eines Grundſtücks ober 
Grundftüctheils iſt das Grundbugamt nur zur Eintragung eines Widerfpruds von Amtswegen 
berechigt wie verpflichtet und auch dies mır unter eng begrenzten Borautfepungen. 

a. Bunächft ift erforberlid, daß dad Grundbuhamt „unter Verlegung geſetzlicher 
Borfäriften" eine Eintragung vorgenommen Hat. Richt jede tHatfählice Unrichtigeit genügt 
alſo, fondern das Grundbuchamt muß bei ber Eintragung gegen irgend eine Rechtsnorm (E.G. 
5 BGB. Urt. 2, BD. 3.82 %6f.2) verftoßen haben. Wenn alfo die unvichtige Eintragung 
durch Irrthum oder Arglijt einer PBrivatperfon veranlaßt worden ift oder wenn ihr 5. Beine 
gefälfcte Eintragungsbewilligung, ein unrichtiger Erbſchein, eine durd ein fpäteres Teſtament 
wiberrufene letztwillige Verfügung, eine erloſchene Vollmacht ob. ä. zu Grunde liegt, und das 
Grundbuchamt im allen diefen Fällen nad) dem ihm vorgelegten Sadverhältniffe ridjtig gehandelt 
hat, findet 8. 54 feine Anwendung; in diefen Fällen erfolgt die Berichtigung des Grundbuchs 
und die Eintragung eines Widerſpruchs nur auf Antrag. 

Dagegen wird eine ſchuldhafte Verlegung gefeplier Borfhriften im 8. 54 nicht 
gefordert. Ebenſowenig macht die Art der Eintragung oder deren Grundlage (Eintragungs- 
bewilligung ober vollſtredbarer Schuldtitel oder Erſuchen einer Behörde) einen Unterfdied. 

b. Außerdem iſt, wie ſchon aus dem Begriffe des Widerſpruchs folgt, Borausjepung für 
die Anwendung bes $. 54, daß durch bie Eintragung das Grundbuch unrihtig geworden ift. 
Bl. hierüber oben S. 25f., 27, 130f. und S. 199 Erl. 28. Die Eintragung des Widerſpruchs 
ift demnach 3. B. unzuläffig, wenn entgegen der Vorſchrift des $. 46 Abſ. 1,2 die Eintragungen 
nicht die der Beitfolge der Anträge entſprechende Reihenfolge erhalten Haben (vgl. ©. 285 Erl. 9). 

4. Die Eintragung dieſes Wiberfpruds wie bie Löſchung einer inhaltlich unzuläffigen Ein- 
tragung kann, wenn fie nicht von Amtswegen geichehen ift, auch gemäß $. 13 beantragt werden. 
Außerdem Tann nad) $. 71 Abf. 2 im Wege ber Beſchwerde verlangt werden, daf dad Grund» 
buchamt angewiefen werde, dieſe Eintragung oder Löſchung vorzunegmen. Hierzu kann das 
Grundbuhamt in einem Bundesftaat, in welchem die Amtsgerichte nicht zugleich die Grundbuch— 
ämter find, auf Grund befonderer landesgeſetzlicher Vorſchrift gemäß 88. 100, 101 der G.B.O. 
auch durch das Amtsgericht, in deſſen Bezirke das Grundbuhamt jeinen Sig hat, angehalten 
werben. 

5. Falls der Widerfpruch bei einer Brief-Hypothef, einer Brief-Grundſchuld oder einer 
Brief-Rentenfhuld eingetragen werben fol, bedarf. es nad der Regel des 8. 42 Abſ. I 
Cap 1 und bed 8. 43 Sag 1 der Borlegung des Briefes, den das Grundbudamt von Amts- 
wegen herbeizufchaffen Hat (8. 62 Abi. 2 Ga 1). Hiervon macht Abf. 2 Cap I eine Auß- 
nahme, die duch Abſ. 2 Sag 2 wieder eingeſchränkt wird. Beide Säge find bereit8 oben 
©. 275 Erl. 3a und S. 277f. Erl. 2 beſprochen. 

6. Hinſichtlich feiner Wirkungen unterjheidet fih der von Amtswegen eingetragen 
Widerſpruch nicht von einem fonftigen Widerſpruche. Vgl. darüber oben ©. 133f. 
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8. 55. 

Jede Eintragung joll dem Antragiteller und dem eingetragenen Eigenthümer 
fowie im Uebrigen allen aus dem Grundbuch erfichtlichen Perſonen befannt gemacht 
werben, zu deren Gunften die Eintragung erfolgt ift oder deren Recht durch fie 
betroffen wird. Auf die Bekanntmachung fann verzichtet werden. 





7. Ueber die Löſchung dieſes Widerſpruchs giebt die G.B. O. eine befondere Beitimmung. 
Im Gegenfage zu den nad) 8. 18 Abi. 2 und 8. 76 von Amtswegen eingetragenen Widerſprüchen 
ift er nur auf Antrag zu löſchen, für defien Begründung die allgemeinen Vorſchriften (88. 19, 
22 x.) in Betracht fommen. 

8. Ueber die tage, ob das Grundbuchamt befugt ift, feine Berfügungen von Amtswegen 
adzuändern, enthält die ©.B.D. feine befondere Borfgrift. Nur beftimmt 8. 75, daß es einer 
Beſchwerde abzuhelfen Hat, bie es für begründet erachtet. (Anders bei der weiteren Beſchwerde 
$. 580 Abſ. 2.) Ueber Eintragungsverfügungen ſchweigt die BO. überhaupt. Coweit fie 
landesrechtlich vorgefchrieben find, wie in Preußen (A. G. z. ©.B.D. Art. 6), können fie auch 
bis zu ihrer Ausführung d. 5. bis zur Eintragung in das Grundbuch von Amtswegen zurld« 
genommen ober abgeändert werden, ſelbſt wenn fie ſchon den Betheiligten befannt gegeben fein 
follten (M. ©. 92). 

9. 8. 54 Abſ. 1 findet aud auf Eintragungen Anwendung, die vor dem 1. Januar 1900 
erjolgt find (Redtipr. 2 ©. 174). 


X. Belanntmahung der Eintragungen. 


$. 55. 
€. 18.55; II 8.58. P. I 6. 1347518477, 13479, 13490. M. 6.95. D. 6.3045. 


1. Im Ginklange mit den meiften bisherigen Grundbuch- und Hypothelengeſehen (dgl. 
vreuß. ©.8.0. 98. 57, 121—123) legt die ©.9.D. dem Grundbuchamte bie Verpflichtungen auf, 
beftimmten Perſonen Nachricht von den Einfchreibungen zu geben, weil ihr Anterefie durch die 
Aenderung des Buchinhalts berührt wird. Nah $. 55 find zu benachrichtigen: 

a. der Antragfteller. Diefer ift regelmäßig aftiv oder paffiv am ber Eintragung 
beteiligt (8. 13 Abſ. 2), aber auch abgefehen Hiervon fann er lediglich deshalb, weil er ben 
Antrag an das Grundbuchamt gerichtet hat, Nachricht darüber verlangen, ob und in melder 
Weiſe feinem Untrage Folge gegeben worden ijt. Deshalb wird er neben den Attiv- und 
Baffivbetheiligten ausbrüdlich genannt. Zweifellos iſt alfo auch der auß 8. 14 Antrags- 
berechtigte von der auf feinen Antrag erfolgten Eintragung zu benachrichtigen. 

Hat der Untragsberechtigte den Antrag nicht in Berfon geftellt, fo ift die Eintragung dem 
Vertreter befannt zu geben, vorausgeſetzt, daß feine Vertretungsmacht nicht auf die Stellung 
des Antrags beſchränkt ift, fondern au die Empfangnahme der Belonntmahung umfaßt. Ob 
das der Fall ift, muß fi aus den Umftänden des einzelnen Falles ergeben. Hat jemand z. B. 
zu einer Wuflaffung Iebiglid deshalb Volmacht gegeben, weil er nicht vor Gerit erſcheinen 
Tann, fo wird er den Vertreter im Bmweifel nur zur Auflaffung, nicht zur Empfangnahme der 
Benachrichtigung ermächtigt haben. 

Bweifelhaft ift e8, wer zu benachrichtigen ift, wenn ein Notar auf Grund des $. 15 die Ein- 
tragung nachgeſucht Hat, ob der Notar oder der Antragäberechtigte, in defjen Namen er ben Antrag 
geftellt hat. Wie bereits oben ©.204 Erl. 3b erwähnt, find dem Notar etwaige Bedenken gegen 
feinen Antrag befannt zu geben, damit er fie befeitigen ober Beſchwerde erheben kann. Daraus 
it m. €. zu folgen, daß ihm auch die Vollziehung der beantragten Eintragung befannt zu 
machen ift, damit er fi von deren Richtigkeit und Vollſtändigkeit überzeuge. Das Interefe des 
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von ihm vertretenen Antragsberechtigten, der in vielen Fällen gern ſelbſt den aus der Belanmi- 
machung erſichtlichen Inhalt der Eintragung prüfen wird, wird dadurch gewahrt, daß der Notar 
ihm al feinen Vollmachtgeber von der eingegangenen Nachricht Mittheilung zu machen hat. 

Nicht befonders erwähnt tft, daß der zuftändigen Behörde von der auf ihr Er ſu che n ber 
wirkten Eintragung ($. 39) Mitteilung zu machen ift. Dies ift aber lediglich deshalb unter» 
laſſen, weil es ſelbſtwerſtändlich ift, weil „ſich die betreffende Pflicht det Grundbuchamts ſchon 
aus den für den Verkehr zwifchen Behörden geltenden Regeln ergiebt” (M.). 

b. der eingetragene Eigenthümer. Dieſer ift bei allen fein Grundftüd betreffenden 
Eintragungen intereffict, auch wenn er in dem einzelnen Falle an der Eintragung weder attiv 
noch paffiv betheiligt ift. Er ift daher ftet# zu benachrichtigen. 

c. alle aus dem Grundbuch erjihtligen Berfonen, zu deren Gunften die 
Eintragung erfolgt iſt oder deren Recht burd fie betroffen wird, Wer hierzu ge 
hört, ift oben ©. 195 ff. Erl. 5 näher beſprochen. 

Zu b und c. In den beiden legten Fällen wird gefordert, daß die zu benachrichtigenden 
Interefienten eingetragen, aus dem Grundbuch erfihtli fein müſſen. Wer ein aus dem 
Grundbuche nicht zu erſehendes Interefie hat, erhält alfo feine Nachricht, ſondern muß das 
Grundbuch einfegen, um etwaige neue Eintragungen zu erfahren. Auch für die Fäle des 9. 40 
Abſ. 2, 8. 41 ift feine Ausnahme gemacht; auch der Erbe des eingetragenen Berechtigten und 
die nicht eingetragenen Briefhypotheten- oder Briefgrundfculd «Gläubiger brauchen alio nad 
dem Wortlaute des Geſetzes nicht benachrichtigt zu werben. Indeſſen fragt es fi, ob das mit 
bem Sinne des Geſetzes vereinbar iſt. Jedenfalls wird dem die Eintragung Bewilligenden, auch 
wenn er nicht der Antragfteller und nicht aus dem Grundbuch erſichtlich üt, Nachricht zu geben 
fein, alſo 3. B. einem nicht eingetragenen Erben oder Briefhypothelengläubiger, und auch ſonſt 
ift es richtiger, wenn das Grundbuchamt dem ihm amtlich befannt gewordenen Erben eines noch 
eingettagenen Berechtigten die Nachricht, welche ed nah der Vorſchrift des 8. 55 lepterem 
machen müßte, zugehen läßt und fi) nicht mit dem vergeblihen Verfuche der Benachrichtigung 
des Erblaſſers begnügt. Dagegen find von einer bei einer Brieihypothet, Briefgrundſchuld oder 
Briefrentenihuld erfolgten Einſchreibung nicht alle nicht eingeiragenen Gläubiger zu benach- 
rihtigen, die aus den vorgelegten Urkunden (8.40 Abf.2) erfihtlih find, fondern nur ber legte 
eingetragene Gläubiger und der die neue Einfchreibung Bewilligende. 

Nicht notwendig ift, dab die Bekanntmachung an bie Interefienten oder deren gefep- 
liche Vertreter in Perſon erfolgt. Haben diefe bie Veitelung eines Vertreters oder Zur 
ftelungsbevoNmägttigten zu den Grunbaften angezeigt (vgl. Zm.B.®. 8. 5, 8. 19 Mbf. 2; 
Rechtſpr. 2 S. 196), fo geht diefen die Benachrichtigung zu. Im Preußen iſt dieſe Unzeige 
wie die nähere Ungabe einer Wohnung und die Anzeige einer Wohnungsänderung eines 
Berechtigten oder feines Vertreters auf einem befonderen Blatte der Grundalten, dem fog. 
Wohnungsblatte, zu vermerken, weldes vor die Tabelle in dem für dieſe vorgejchriebenen 
befonderen Umfchlag zu heften ift (Geichäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amts- 
gerihte vom 26. November 1899 $. 48 Ziff. 3). Diele Vorſchrift ift auch z. B. auf 
Teſtamentsvollſtrecker entſprechend anzumenden; Haben fie fi dem Grundbuchamt in 
gehöriger Weiſe ($. 36 Abf. 2) legitimirt, fo find fie als Vertreter des noch eingetragenen Erb- 
laſſers zu benachrichtigen, auch wenn ihre Emennung nicht im Grundbuche vermerkt ift; und 
wenn zwar biejer Vermerk, aber nicht die Perfon des Teftamentsvollftreder8 eingetragen ift 
(vgl. ©. 294 Erf. 4), darf die Belanntmahung an den zu den Grundatten Iegitimirten Boll- 
ftreder nicht unter Berufung auf,S. 55 deshalb verweigert werden, weil feine Perſon aus dem 
Grundbuche nicht erfichtlich fei. Neben ihm find auch die eingetragenen Erben als Aftiv- oder 
Paſſivbetheiligte zu benachrichtigen. 

d. Der Kreis der zu benachrichtigenden Perſonen kann durch landedrechtliche Be— 
ſtimmung erweitert werden. Vgl. für Preußen Allg. Verf. $. 31 nebſt Erl., für Sachſen V.O. 
vom 26. Juli 1899 88. 127—135. 





8. 55. Velanntmadhung der Eintragungen. 299 





2. Die Belenntmahung iſt nach Sag 2 uicht erforderlih, wenn auf fie verzichtet ift. 
Dies iſt in dem Geſetz ausdrüdlich gejagt, um ben möglichen Zweifel zu befeitigen, ob bie 
Vorſchriſt bed erften Sapes als eine Verfahrensvorſchrift ber Dispofition der Betheiligten unter- 
liege, und die Zuläffigeit des Verzichts wird damit gerechtfertigt, dab dadurch Koften und Arbeit 
erfpart würden (M.). In welcher Form der Verzicht erklärt werden muß, ift nicht gelagt; da 
er nit eine zu einer Eintragung erforderliche Erklärung oder eine fonftige Vorausſetzung der 
Eintragung ift, findet $. 29 feine Anwendung. Indeſſen dari das Grundbugamt mit Rüdfiht 
‚auf die große Bedeutung, die die Belanntmadung für die Interefienten haben kann, eine form- 
Ioje Berzichtserflärung nur berüdfictigen, wenn ihre Echtheit unzweifelhaft ift. 

Nah der preuß. ©.8.0. 88. 122, 123 bedurfte es auch keiner Benachrichtigung an 
den Eigenthümer oder Grundſchuld- oder Hppothefengläubiger, dem der Grundihuld- oder 
Hupotbeten-Brief eingehändigt wurde Das Heichägejeg hat eine ausdrüdlihe Beitimmung 
diefes Inhalts nicht aufgenommen. Indefien, da eine bejondere Form für bie Bekanntmachung 
nicht vorgeſchrieben iſt und aus dem Briefe die Eintragung völlig erhellt, ift deſſen Ueber» 
jendung als eine der Vorſchrift des $. 55 entſprechende Benachrichtigung anzufehen. Derjelben 
Perſon, der der Brief ausgehändigt wird (8. 60), noch eine Belanntmadung zuzufenden, würde 
ein übertriebener Formafismuß fein. 

3. Belannt gemadt werben foll jede Eintragung in dem oben ©. 179 Ziff. II er- 
läuterten Sinne. 

4. Hinfitlih des Inhalts und der Form ber Betauntmachung ift vor allem das 
Landesrecht maßgeblich. Jedoch ift in eriter Hinficht aus der Vorſchrift, dab bie „Eintragung“ 
‚befannt zu machen ift, zu fließen, dab ber ganze Inhalt der Eintragung mitgetheilt werden 
fol, Daß die Eintragungsformel wörtlid angegeben werde, iſt dagegen, anders als in ber 
preuß. GB.O. $. 121, nicht gefordert (ngl. ſächſ. V. O. vom 26. Juli 1899 8. 126). 

Ueber die Ausführung der Belanntmadung vgl. oben ©. 190 Borbm. VI. 

5. Ein Berftoß gegen bie Borferift des 56 ift natürlich für bie Gültigkeit der voll 
zogenen Eintragung ohne Belang; für den dadurch erwachſenen Schaden haftet der Staat oder 
die Körperſchaft und im Megreiwege der Grundbuchbeamte gemäß $. 12; vgl. ©. 176 Erl. 2c. 
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Dritter Abſchnitt. 
Hypothelen⸗, Grundjhuld:, Rentenſchuldbrief. 


Dritter Abſchnitt. 

1. Ueber die geſchichtliche Entwidelung des Inſtituts bes Hypothekenbriefs vgl. M. z. 
3.0.2. Bb. 3 ©. 612—615. 

2. Die Hypotbelen, Grundihuld- und Rentenihuldbriefe Haben nicht bloß ben Zwei, 
dem Empfänger der Urkunde die vollzogene Eintragung befannt zu machen und einen Beweis 
für den Beitand des eingetragenen Rechtes in die Hand zu geben, fondern ihr Hauptzwer beſteht 
darin, die Vertehrsfähigteit des verbrieften Rechtes zu erhöhen. Dies wirb dadurd erreicht, 
daB das Hypotheken-, Grundihuld- und Rentenſchuldrecht, ſofern die Ertheilung des Briefes 
nicht ausgeſchloſſen iſt, in gewifier Weife mit dem Rechte an bem Papiere verfnüpft iſt. Erſt 
mit ber Mebergabe des Briefes feitens des Eigenthümers erwirbt der Gläubiger das für ihn 
neu eingetragene Recht; bis dahin fteht es dem Cigenthümer zu; die Uebergabe kann aber auch 
durch die Vereinbarung erjegt werden, daß der Gläubiger beredtigt fein fol, fih den Brief von 
dem Grundbuchamt aushändigen zu laſſen (oben €. 75 Ziff. 1). Bur Abtretung oder Ber 
pfändung des Rechtes iſt neben der ſchriftlichen Abtretungs- oder Berpfändungserllärung oder 
der Eintragung in das Grundbuch die Uebergabe des Briefes erforderlich (S. 78f. unter b und 
©. 114 Ziff. 1), und aud zur Pfändung bedarf es außer dem Pfändungsbeſchluſſe der Ueber- 
gabe des Briefes an den Gläubiger oder feiner Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher (oben 
S. 115). Imfoweit ift der Erwerb ber Brieſhypothet 2c. von dem Vefige des Briefes abhängig 
gemadt; daneben giebt es freilich auch viele Fälle, in denen das Recht krafı Geſetzes ohne 
Uebergabe des Briefes übergeht (vgl. oben ©. 79ff. ). 

Durch diefe Vorſchriften, welche das Gintragungsprinzip durchbrechen, wird der Brief in 
gewiſſer Hinficht zum Träger des Rechtes in ähnlicher Weile wie ein Wechſel oder ein fonftiges 
Berthpapier und dadurch da8 verbriefte Recht leichter zu einem Gegenſtande des Verkehrs gemacht. 
Demfelben Zwecke dient die oben ©. 270f. Erl. 5a erwähnte Vorſchrift des 8. 1155 des B.G. B. 
die den Schug des öffentlihen Glaubens auch den Beſitzern des Briejes zu Theil werden läht, 
die ihr Gläubigerrecht durch eine zufammenhängende, auf einen eingetragenen Gläubiger zurüde 
fürende Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserflärungen, gerichtlichen Ueberweiſungs⸗ 
befglüffen oder öffentlich beglaubigten Anerfenntnifien von traft Geſehes erfolgten Ueber- 
tragungen nachweiſen. Andererſeits dienen zum Schupe des Eigenthümers die Bejiimmung, 
daß der Inhalt des Briefes umd der auf diefem gejegten Bermerfe ebenfo wie der des Grund» 
buchs felbft jedem Erwerber als befannt gilt ($. 1140), ſowie die Vorſchriften über die Ver— 
pflichtung zur Vorlage oder Aushändigung des Briefes oder des Ausſchluhurtheils, welches ihn 
für kraftlos erflärt, bet Geltendmachung des Rechtes, bei Kündigung oder Mahnung (88. 1160, 
41144, 1145, 1150, 1162, 1167). Auch in diefer Hinfict ähnelt der Brief dem Wechſel; ob er 
aber felbft ein Werthpapier zu nennen iſt, kann bier dahingeftellt bleiben. 

3. Damit der Brief im Verkehre die ihm zugedachte Rolle jpielen kann, muß er nad) Form 
und Inhalt der Art fein, dab er auf den erften Blick. ohne daß eine befondere Prüfung nötbig 
iſt, als Hypothelenbrieſ erfannt werden fann, fowie daß man fih aus ihm ebenfo fiher wie 
aus dem Grundbuce felbft über die Identität des verbrieften Rechtes, beffen Inhalt und Um— 
fang, über defien Sicherheit und über alle fonftigen für das Recht erheblichen Redtöverhältnifje 
vergewifern kann. Diefes zu gewährleiften ift der Bmed der 35. 56-70. 
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8. 56. 
Der Hypothefenbrief wird von dem Grundbuchamt ertheilt. Er muß die 
Bezeichnung ala Hypothekenbrief enthalten, den Geldbetrag der Hypothek und das 
belaftete Grumdftüc bezeichnen fowie mit Unterjchrift und Siegel verjehen fein. 





Bon ihnen betreffen die 88. 56-69 die Hypothelenbrieſe, die Schlußbeftimmung des 
3. 70 die Grundſchulde und Mentenfguldbriefe. $. 56 ſpricht von der Buftänbigfeit zur Er⸗ 
teilung des Briefes und von deſſen wejentlihem Juhalte, 8. 57 von dem unweſentlichen Inhalte, 
$. 58 von der Verbindung der Schulburfunde mit bem Briefe, 8. 59 von dem Briefe über 
eine Gefammthypothel, 8. 60 von ber empfangsberechtigten Perfon, $. 61 von dem Xheils 
Hypothefenbriefe, 8. 62 von der Nachfügung fpäterer Eintragungdvermerfe, 8. 63 von dem 
Vermerk einer Mitbelaftung, $. 64 von ber Vertheilung der verbrieften Gefammthypothet auf 
die einzelnen Grundftüde, 8. 65 von der Ummandfung der verbrieften Dypothet in cine Grund- 
ſchuld oder Rentenſchuld und von der Aenderung der gefiherten Forderung, 8. 66 von ber Er— 
theilung eines gemeinſchaftlichen Briefes für mehrere Hypothelen, 88. 67, 68 von ber Ertheilung 
eines neuen Briefes an Stelle eines alten und 8.69 von ber Unbrauchbarmachung des Briefes. 

Bu dieſen Borfriften kommen bie landesrehtlien Ergänzungsbeftiumungen Hinzu. ' 
$. 97 gejtattet aber nur Anordnungen der Landesjuſtizverwaltungen, daß ber im 8. 57 bezeichnete 
Auszug aus dem Grundbuche noch andere als die dort vorgeſchriebenen Angaben über das 
Grundftüd enthalten und dab, wenn ſich ber Betrag der Hypothek, Grundfchuld oder Renten- 
ſchuld mindert, auf dem Briefe durch einen Vermerk erfichtlich gemacht werden foll, für welden 
Betrag das Mecht noch befieht. Weitere landesrechtliche Beftimmungen find unzuläffig; vor 
allem können die wefentlichen Erforbernifje nicht vermehrt werden (vgl. für Preußen Ag. Verf. 
88. 37—42, für Sachſen V.O. von 26. Juli 1899 58. 136—150). 

4. Formulare für Hypoihelen, Grundfculd- und Rentenſchuldbriefe find von Reichswegen 
nicht aufgeftellt, wohl aber iſt mit deren iandesrechtlicher Einführung gerechnet (vgl. 8. 56 
Erl. 2). In Preußen find Wufterformulare der Ag. Verf. in den Anlagen B bis 0 beigefügt. 

5. Daß nicht bei allen Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenfhulden ein 
Brief zu ertheilen ift, ift oben ©. 62 Biff. 3 bereits erörtert. Im Gegenjage zu der 
preu. ©.B.D. ($. 129 Abf. 2), welche die nachträgliche Bildung eines Hypothekenbriefs von 
Amtswegen anordnete, wenn bei einer Buchhypothet eine Veränderung eingetragen wurde, läßt 
das Reichsrecht die Umwandlung einer Buchhypothek in eine Brieſhypothel nur bei einer 
Einigung der Beteiligten zu; vgl. ©. 74 Unm. 1, ©. 88f. und über die formellen Voraus— 
jegungen der Eintragung der Aenderung ©. 210f. Erl. 3. 


1. Hypothekenbrief. 
1. Zufändigkeit zur Eriheilung des Briefes und mefentliher Inhalt defelben. 


8. 56. 
€.18.56; II 8.51 9.1 6.18543—18558. M. €. 97. D. 6.3045. RB. 6.3480. 


1. Zuftändig zur Ertheilung des Briefes ift nad Sap 1 ausſchließlich daS Grundbuchamt. 
Dies ergiebt fi ſchon aus dem 3.6.8. 8. 1117 Abſ. 2, wo beftimmt iſt, daß die Uebergabe des 
Briefes durch die Vereinbanung erfept werden Tann, daß ber Gläubiger berechtigt fein fol, ſich 
den Brief „von dem Grundbuchamt“ aushändigen zu lafien. Wenn trotzdem die obige Vorſchrift 
in die 6.8.0. aufgenommen ift, fo iſt dies hauptſächlich im Gegenfage zu 8.61 Abſ. 1 geſchehen, 
wonad ein Theiläypothetendrief nicht nur von dem Grundbudamte, fondern auch von einem 
Gericht oder einem Notar hergeftellt werden kann. 
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Eine nit von dem Grundbuchamt ausgeftellte Urkunde ift fein Hypothelenbrief im Einne 
des 8.0.8. 

2. Dos Leptere gilt auch von einem Hnpothefenbrieie, der die im Sat 2 angeführten 
weientlihen Erforderniffe nicht erfüllt. In der Vorausfegung, dab in den einzelnen Bundes: 
faaten Formulare eingeführt werben würden, die allen Exfordernifien, auch den nicht wejent- 
lichen, entjprehen und deren Aufnahme gemährleiften, find reichsrechtlich die weientlicen 
Erforderniſſe auf das äußerire Maß eingeihränft (D.) und durch das Landesrecht können fie 
nicht vermehrt werden. Wejentlich ift: 

a. bie Bezeichnung der Urkunde al8 Hypothetenbrief, „da das Papier nur durch den 
ausgeſprochenen Willen des Grundbuhamts zu der Urkunde gemacht wird, melde dad 8.8.8. 
unter Hnpothefenbrief verfteht. Die Bezeichnung in der Ueberfchrift genfigt, fit jedoch nicht 
gerabe nothwendig“ (M. S. 98). In Preußen ift die Ueberfchrift „Preußifcer Hppothetenbriej” 
vorgefehrieben (Allg. Verf. 8. 38); 

b. die Angabe bes Geldbetrags der Hypothet und zwar nach $. 28 in Reichswährung. 
Eine weitere Bezeichnung der Hypothet iſt als weſentliches Erforderniß nicht aufgeftellt. Ins— 
befondere bebarf es micht nothwendig der Bezeichnung der Hypoihet „unter Bezugnahme auf das 
Grundbuchblatt“, wie nad dem E. I $. 56; die Angabe der Nummer des Blattes ift nur 
inftruftionell vorgefchrieben (8. 57 Abſ. 1). Im Preußen ift die Bezeichnung der Hnpothet „nad 
dem Grundbude, den Nummern des Bandes und des Blattes, der Eintragungsnummer und 
dem Geldbetrage” in der Ueberſchrift angeordnet (Mg. Verf. $. 38); 

e. die Bezeichnung bed belafteten Grundſtücks oder der mehreren belajteten Grund» 
ftüde (88. 59, 63). Daß diefe „nad dem Inhalte des Grundbuchs“ bezeichnet werden, ift nicht 
weſentlich (8. 57 Ubf. 2 Rr. 1). Vgl. für Preußen nod Allg. Verf. $. 37, für Sachſen BO. 
vom 2%. Juli 1899 8. 138; 

d. die Unterſchrift des Grundbuchamts. Welcher Beamte zu unterſchreiben hat, ift hier 
fowenig wie im 8. 45 hinſichtlich der Eintragungen in das Grundbuch beftimmt, fondern der 
Landeegeſehgebung überlafien (vgl. oben ©. 280 Erl. 3b); in Preußen ift die Unterſchrift bes 
Richters und des Gerichtsſchreibers erforderlich (A. G. z. ©.B.D. Art. 7). Eine im Wege ber 
mechaniſchen Vervielfältigung hergeftellte Namensunterſchrift genügt nit; nur bei den auf den 
Inhaber ausgeftellten Grundfguld- oder Rentenſchuldbrieſen gilt eine Ausnahme, weil auf dieſe 
nad 8.0.8. 9.119 Sah 2 bie Vorſchriften über Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, alfo 
audı die des V.G.B. 8. 793 Ab. 2 Cap 2, Anwendung finden; dies ift für den Fall, daß die 
Grundſchuld oder Rentenſchuld in Theile zerlegt wird (8. 70 Abf. 2), von Bebentung. 

Daß der Unterfcrift auch dad Datum Hinzugefügt wird, wie der E I $. 56 forderte, iſt 
nicht vorgeſchrieben, weder als weſentliches noch als unmelentliches Erforderniß. Auch die preuh. 
Ag. Verf. erwähnt die Datirung nicht; nad) den ihr beigefügten amtlichen Muftern ſcheint fie 
diefelbe freilich als felbftverftändlich anzufehen. Da es an einer Vorſchrift in dieſer Hinficht 
fehlt, bedarf es auch feiner Prüfung der Frage, welches Datum anzugeben iſt; 

e. das Siegel des Grundbuhamts. „Die Verwendung eines Stempels an Stelle des 
Siegeld genügt nicht“ (D.). Vgl. über diefen Unterſchied die Allg. Verf. des preuß. Juſtizmin. 
vom 24. Januar und 6. April 1900 (I:M.BL. &. 45, 397) und die Entſch. des Rammerger., 
NE. 1A ©. 14 (I.M.BL. 1900 ©. 404). Nach der übereinftimmenden Anficht beider, welche 
allerdings von anderer Geite bekämpft wird (vgl. Schmitt in Ceuff. Blättern für Rechts- 
anwendung 1900 ©. 497), ift unter Siegel „derjenige Abdrud des Petſchafts oder fonitigen, 
beim Siegeln benugten Werkzeugs zu verftehen, welder in einem weichen mit der Urkunde 
verbundenen felbftändigen Stoffe gemacht ift" (8.®.). Diefer Stoff braucht nicht notwendig 
Siegellad zu fein, vielmehr it e& nicht mur zuläffig, fonbern wegen ber größeren Haltbarteit 
auch empfehlenswert, „dab das Siegel aus einer Oblate nebft aufgelegtem Papierftüde derart 
hergeftellt wird, daß der aus der Oblate nebft Papierſtück beſtehende bejondere Siegelftoff mit 
der Urkunde verbunden und mit dem Eindrude des Siegelzeichens verfehen wird“ (Berf. vom 
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- $. 57. 
Der Hypothefenbrief fol die Nummer de3 Grundbuchblatts angeben und einen 
Auszug aus dem Grundbuch enthalten. 
In den Auszug jolen aufgenommen werden: 
1. die Bezeichnung des Grundjtüds nach dem Inhalte des Grundbuchs; 
2. die Bezeichnung des Eigenthümers; 
3. der Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen und, joweit 
zur Ergänzung einer Eintragung auf eine Urfunde Bezug genommen 
ift, aud) der Inhalt diefer Urkunde; im Falle des 8. 1115 Abf. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs braucht der Inhalt der Satzung nicht 
aufgenommen zu werden; 
4. die kurze Bezeichnung des Inhalt? der Eintragungen, welche der 
Hypothek im Range vorgehen oder gleichitehen. 
Der Auszug ift auf Antrag zu ergänzen, wenn fich der Inhalt des Grund— 
buchs ändert. 


6. April 1900 a. a. O.); das Kammergeriht empfiehlt zum Eindrüden die Benupung „einer 
auch das Urfundenpapter felbft ergreifenden Preffe.” Kein Siegel bildet bagegen ber lediglich 
unter Anwendung eines Farbftoffs auf die Urfunde gebrachte Mbbrud des Dienftfiegels; auch 
das Feſikleben eines Papierſtücks, welches bereit vorher mit einem Aufdrude bed Farbſtempels 
verfehen äft, auf der Urfunde mittelft einer Oblate geniigt nicht, weil das Giegelinftrument in 
diefem alle nit in dem Oblatenklebeſtoff eingedrüicdt wird. Bei der Feinheit biefer Unter- 
ichiebe iſt dieſes legte Erfordernißg, von dem die Guültigkeit des Hypothekenbriefs abhängt, 
beſonders zu beaditen. Val. noch dag Recht 1900 ©. 171 und 258. 


2. Aidt wefentliger Duhalt des Ynpothekenbriefs. 
8.57. 
€. 18.57 Abſ. 1, 8.62; IT 8.55. P. JI 6. 1354313554, 18557— 13559, 1357113578, 
13587, 13590. M. 6.9, 104. D. 6.3045. R.B. 6. 3430. 

4. Durch die Ordmungsvorichrift des 8. 57 trifft die &.B.D. Fürſorge, daß der Brief über 
ben nothivenbigen und zu feiner Gültigfeit erforderlichen Inhalt Hinaus diejenigen Nochrichen 
bringt, für deren Aufnahme mit MNüdficht auf die oben ©. 300 Vorbm. 2, 3 erörterte Ber 
deutung des Briefes fir den Verkehr das allgemeine praktiſche Bedürfniß ſpricht. 

2. Zunächſt ſoll die Nummer des Grundbuchblatts angegeben werben. Vgl. Hierzu 
Erl. 2b zu 8. 56. 

3. Außerdem fol der Brief einen Auszug aus dem Grundbud enthalten, in welchem die 
im Mbf. 2 angeführten umd bie etwa außerdem auf Grund des Vorbehalis im $. 97 durch bie 
Sanbesjuftizverwaltungen vorgefchriebenen Angaben aufgenommen werben follen. Nach $. 57 
find aufzunehmen: 

a. die Bezeihnung des Grundftüds nad dem Inhalte des Grundbuds. 
Wie es in diefem zu bezeichnen iſt, beitimmt die G.B.SO. $. 2 Abi. 2. Hierdurch wird die Be- 
ftimmung des $. 56, die als wefentliches Erforbernik nur irgend eine Bezeichnung des belafteten 
Grundſtuds vorfchreiht, ergänzt. Die Angabe der Größe, des Grundfteuerreinertrags und des 
Gebäubefteuernugungsmwerth® des Grundftids ift nicht reichsrechtlich, wohl aber in Preußen. 
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(NN. Berf. 8. 37 Ziff. 1) angeordnet (vgl. daſelbſt auch Ziff. 2 über die Angabe der im Grund: 
buche vermerften Erwerbspreiſe, Schägungs« oder Berfiherungsfumnen) ; 

b. die Bezeichnung bes eingetragenen Eigenthümers; 

e. der Inhalt der bie Hypothek betreffenden Eintragungsvermerle und der 
darin zur Ergänzung der Eintragung angezogenen Urkunden. Um dem Erwerber ber 
Hypothek die Einſicht des Grundbuchs zu erfparen und badurch die Verlehrsfähigleit des Rechtes 
zu erhöhen, müſſen alle bie Hypothek betreffenden Eintragungen aus dem Briefe erhellen. 
Dafjelbe gilt von dem Inhalte der Urkunden, auf die in einer Eintragung zu deren Ergänzung 
Bezug genommen ift, da diefer Inhalt als miteingetragen gift (vgl. oben ©. 167 Erl. 2b, 
©. 173 Ext. 3b und ©. 1875. Vorbm. V2); er ift aber nur anzugeben, „foweit“ die Bezug: 
nahme reicht. umd nad) 8. 58 Abſ. ? überhaupt nicht, wenn die Urkunde oder ein Auszug aus 
ihr gemitß 9. 58 Abſ. 1 mit dem Hhpothefenbriefe verbunden wind. Auch der Inhalt der von 
der zuftändigen Behörde öffentlich befannt gemachten Capung der Arebitanftalt, zu deren Gunften 
die Hypothet eingetragen iſt, Braucht nicht angegeben zu werden, obwohl auf biefe Bezug ge- 
nommen ift; dur die amtliche öffentliche Bekanntmachung ift fie einem Jeden zugänglich 
gemacht 

Daß der Inhalt der Eintragungen und der Urkunden wörtlich mitzutheilen ſei, ſchreibt 
die G.B. O. nicht vor; der Vorſchlag der zweiten Kommiffion, da8 Wort „Inhalt“ durch „Wort- 
laut· zu erfepen, hat nicht die Biligung des Bundesrat gefunden. (So aud) fähf. B.O. vom 
26. Juli 1899 $. 137.) 

Wenn der Brief nicht bei ber Eintragung der Hypothek, fondern exft bei der jpäteren 
Ummendfung ber Buchhypothek in eine Briefhypothet oder bei einer Erneuerung des Briefes 
ertheift wird, fo bedarf es nicht der Aufnahme folder Vermerle, die bei der gegenwärtigen Lage 
des Grundbuchs unerheblich find. Bgl. Erl. 2 zu 88. 67, 68. 

d. die vorgehenden oder gleihftehenden Eintragungen, um bie Prüfung ber 
Sicherheit der Hypothek zu ermöglichen. Diefem Zwede gemäß bedarf e8 nicht einer genauen 
Mitteilung, fondern nur einer furgen Bezeichnung bes Inhalts. Bei den Hypotheken wirb 
die Angabe des Vetrags geniigen; der Binsjap ift trop des Fehlens einer dem 8. 127 Biff. 4 
der preuß. G. B. O. entfprechenden Vorſchrift nur dann mitzuiheilen, wenn er 59/0 tiberfteigt, 
da jeder Gläubiger gemäß $. 1119 des B.O.B. (oben ©. 89) mit einer fpäteren Erweiterung 
der Dypothet bis zu biefem Binsfage rechnen muß. (Co ausbrüdlich fühl. BO. vom 26. Zuli 
1899 $. 138.) gl. die der preuß. Allg. Verf. beigefügten Mufter. In Betracht kommen nicht 
nur bie borgehenden oder gleichſtehenden Rechte, ſondern auch Wormerhingen, Berfügungs- 
beihränfungen 2c.; beöhalb gebraucht die G.BO. den allgemeinen Ausdrud „Eintragungen“. 
Bei einem gemeinfhaftligen Blatte find nur die Eintragungen aufzunehmen, welche das mit 
der Hypothel belaftete Grundftüd betreffen (vgl. 8.6. 14 ©. 172). 

Ueber die Reihenfolge, in der dieſe Angaben aufzunehmen find, fagt die G.B.O. uichts; 
für Berußen iſt die Uug. Verf. $. 38 Abi. 2 zu vergleichen, 

4. Dafielbe Verkehrsinterefie, welches bie Aufnahme aller foeben beſprochenen Angaben in 
den Brief fordert, macht es aud wünſchenswerth, dab etwaige Aenderungen nachgetragen 
werden. Daß biefes hinſichtlich derjenigen Eintragungen geichieht, die bei der Briefhupothek 
felbft erfolgen, dafür ift durch die Vorſchriften des 8. 42 (ogl. oben ©. 274 Erl. 1 bl. 2) 
und de3 $. 62 gejorgt. Uber auch die Angabe der fonjtigen Aenderungen ift für den Gläubiger 
von Imterefie, da 5. B. durch die Löſchung einer vorftehenden Eintragung die Sicherheit erhöht 
wird; aud; Menderungen in der Perſon des Tigenihumers oder in der Bezeichnung des 
belafteten Grundftüds, z. ®. in Folge der Errichtung eines Gebäudes auf diejem, find unter 
Umftänden erheblich. Deshalb gewährt 8. 57 Abſ. 3 das (für das bißherige preußiſche Recht 
beſtritiene) Recht, die Ergänzung des Inhalts des Briefes bei dem Grundbuchnmte zu beantragen. 
Diefem Antrage muß Folge gegeben werben. Dagegen findet, anders als bei den die Hypothek 
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8. 58. 


Sit eine Urkunde über die Forderung, für welche eine Hypothek befteht, aus- 
geftellt, jo jo die Urkunde mit dem Hypothefenbriefe verbunden werden. Erftredt 
ſich der Inhalt der. Urfunde auch auf andere Angelegenheiten, fo genügt es, wenn 
ein öffentlich beglaubigter Auszug aus der Urkunde mit dem Hypothefenbriefe 
verbunden wird. 


In den Fällen des Abſ. 1 unterbleibt die im $. 57 Abſ. 2 Nr. 3 vorgefehene 
Aufnahme des Inhalts der Urkunde in den HYypothefenbrief. 


Zum Nachweiſe, daß eine Schuldurkunde nicht ausgeftellt ift, gemügt eine 
darauf gerichtete Erklärung des Eigenthümers. 


jelbft betreffenden Eintragungen ($. 62), eine Ergänzung von Amtswegen nicht ftatt (vergl. 
KB. a. a. O.). 

Wer ben Antrog zu ftellen berechtigt ift, fagt das Gefeg nicht. Nach dem E. I follte ber 
Inhaber des Briefes antragsberehtigt fein, ohne daß er ſich als Gläubiger zu legitimiren 
hätte. Das ift nicht Gefeg geworben. Grundſählich wird alfo nur dem Gläubiger und einem 
an ber verbrieften Hypothek fonft Berechtigten, z. B. dem Nießbraucher oder Pfandgläubiger, 
die Antragsbefugniß zuzubilligen fein. Bevollmächtigte derſelben bedürfen aber nicht einer 
öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Vollmacht, da e8 fi nit um eine Eintragung in dag 
Grundbuch Handelt (dgl. oben ©. 237 Erl. 2). 


3. Yerbindung der Schuldurkunde mit den Yypothekenbriefe. 
8. 58. 


€. 18.58; 11 8.56. P. JI S. 13543—13549, 13554, 18655, 18671 — 13573. M. S.M. 
D. 6.3045, 3046. 


41. Nach den preuß. Gefegen vom 5. Mai 1372 (Gef. über den Eigenthumserwerb ꝛc. 
8. 19 Ziff. 1 und G. B.O. $. 122) mußte bei ber Eintragung einer jeden Hypothek die Schuld» 
urhunde vorgelegt und mit dem Önpothetenbriefe verbunden werben; wenn feine Schuldurkunde 
vorhanden war, hatte nad) einer, allerdings nicht unbeftrittenen Anfiht das Grundbuhamt 
deren Errichtung zu veranlaffen (vgl. Uhilles-Streder ©. 128ff.). Diefer Vorfchrift gegen- 
über ſtellt fih die Beſtimmung des $. 58 als eine Abſchwächung bar, die ber veränderten 
Veftaltung der Hypoihek entpricht. 

Die Hypothek des B.G.B fteht in einem viel loſeren gZuſammenhange mit der gefi—erten 
Forderung al die des preußiichen Rechtes; dies zeigt ſich insbeſondere durch die ermeiterte 
Zulaffung der Eigenihlimeräypothet und durch die für daS preußifche Recht (vgl. ebd. ©. 210 
a. E. ©. 211) beſtrinene Möglichkeit, au die Stelle der verficherten Forderung eine andere zu 
jegen (8.6.3. $. 1180, dgl. 5 vOf unter c. und unten $. 65 Abf. 2). Deshalb war die 
zweite Kommiffion gegen jede Vorſchrift, daß die Schuldurtunde mit dem Briefe zu verbinden 
jei. Wenn tropdem die obige Beitimmung Geſetz geworben ift, fo erklärt ſich dies aus Zmed- 
mäßigfeitfgränden; namentlich fol fie verhindern, dab mißbräuchlicher Weile über die Hypothet 
und über die verbriefte Forderung befondere Verfügungen getroffen werden (D.). 

2. Im Gegenfage zu dem preußiichen Rechte ift die Eintragung ber Hypothet von der 
Borlage der Schuldurkunde nicht abhängig gemadt, wie aus der Fafjung und au Stellung 
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bes 8. 58 erhellt. Die Eintragungsbewilligung bes Eigentfitmers bildet, von dem Erſuchen 
einer zuftändigen Behörde abgefehen, die alleinige Grundlage des Eintragungsantragd. Nur 
für die Ertheilung bes Hypothekenbriefs ift die Vorlage der Schuldurkunde von Bedeutung, 
weil nad) der Orbnungsvorfehrift bed $. 58 Sag 1 biefe mit jenem verbunden werben foll. 

Voransgefept wird Hierbei, daß überhaupt eine Schuldurkunde errichtet ift. Iſt das nicht 
geihehen, fo kann das Grundbuchamt nicht, wie nad der oben erwähnten Anſicht unter der 
Herrſchaft der preußifhen Gelege vom 5. Mai 1872, auf Errichtung einer Urkunde beitehen, 
ſondern Hat den Briej oßne diefe zu erteilen. Daß die Ausftellung der Urkunde unterblieben 
it, muß dem Grundbuhamte bewielen werden; nad Abſ. 3 genügt hierzu eine Erklärung 
des Eigenthümers. Die Dentkſchrift bezeichnet es als jelbitverftändlich, daß auf diefe Er— 
Härung ber 8. 29 Anwendung findet. Da bie Erklärung aber ebenfowenig wie die Urkunde 
jelbft eine Vorausſehung der Eintragung bildet, findet $. 29 feinem Wortlaute nad) feine 
Anwendung (vgl. oben ©. 227 Ext. 2a); es hätte vielmehr, wie im 8. 60 bj. 2, einer 
befonderen Vorſchrift bedurft, wenn die Beſtimmung bes $. 29 maßgeblich fein follte. Das 
Grundbuchamt kann fi) daher auch mit einer formlofen Erklärung begnügen, wenn es auch 
regelmäßig eine der Worfchrift des 9. 29 entſprechende Form verlangen wird. Daflelbe iſt von 
der Form der Vollmacht zur Abgabe diefer Erklärung zu fagen. gl. oben ©. 237 Erl. 2. 

Salls eine Urkunde außgeftellt ift, aber nicht vorgelegt wird, Hat dad Grundbuchamt die 
Ertheilung des Briefes bis zur Einreihung der Schuldurkunde zu verweigern. 

3. Die vorgelegte Ehulburfunde fol, nachdem das Grundbuchamt die Identität der 
darin verbrieften Forderung mit der durch bie Hypothek geficherten geprüft und feitgeftellt hat, 
mit dem Hypothekenbriefe verbunden werden. Ein Verſtoß gegen diefe Beftimmung hat aber 
feine Nichtigteit des Briefes zur Folge. Wie die Verbindung zu bewirken ift, jagt das Reichs- 
gefeß nicht; nach ber preuß. Allg. Verf. $. 41 erfolgt fie wie bisher „durch Schnur und Siegel", 
ebenfo nad) der fühl. 8.O. vom 26. Juli 1899 8. 147. 

Iſt die Schuldurkunde zu Protokoll de Grundbuchamts erklärt, wie es häufig in Ver- 

bindung mit ber Eintragungsbewilligung geſchieht, und bleibt die Urichrift des Protokolls in 
Verwahrung des Grundbuhamts (wie 5. B. nad) dem preuß. freiw. ®.®. Art. 42), fo ift eine 
Ausfertigung des Protofol8 mit dem Briefe zu verbinden. Wer die Ausfertigung zu ertheilen 
hat, ift reichsrechtlich nur für den Fall beitimmt, daß die Gerichte zugleich die Grundbuhämter 
find, alsdann findet die für alle gerichtlichen Protokolle geltende Vorſchrift des freim. @.®. 
3. 182 Abſ. 1 Unwendung: „Die Ausfertigung der Protokolle über die gerichtliche Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäfts ift von dem Gerichtsſchreiber zu unterfhreiben und mit dem Gerichtöfiegel 
zu verſehen.“ Für Preußen fällt alfo die früher erforderliche Unterzeihnung durch den Richter 
fort (Dgf. auch preuß. freim. ©.®. Art. 46, 46 und die Ext. zu Mt. 7 des preuf. U.B, ;. 
8.80). 
- 4. Eine Einfgräntung erleidet der Sag 1 des $. 58 durch Eap 2 „für folhe Fälle, in 
denen die Urkunde fi auf mehrere Hnpothelenforderungen bezieht oder neben der Hypotheken⸗ 
forberung andere Angelegenheiten (3. 8. Erbauseinanderfegungs-, Gutsübernahme-, Raufverträge) 
betrifft." (D.) In diefen Fällen genügt ein öffentlich beglaubigter Auszug aus der 
Urkunde. Wie diefer herzuſtellen ift, ift reichsrechtlich nicht beftimmt. Das freim. GG. 8. 182 
Abſ. 2 fagt mur, dab auf Antrag Protofole über die gerichtliche Beurkundung eines Rechts⸗ 
geſchäfts auch auszugsweiſe außgefertigt werden können. Für Preußen find die maßgeblichen 
Beflimmungen in Art. 47, Urt. 57 Abf. 3, Art. 59 des prenf. freim. G. G. enthalten; vgl. die 
El. zu Art. 7 des A.G. z. 6.8.0. 

5. Die Vorſchrift des $. 58 Abſ. 2 bedarf feiner weiteren Erläuterung. Wenn zur Er— 
gänzung einer Eintragung im Grundbuche auf die Schuldurtunde, welde zugleich die Ein— 
tragungsbewiligung enthält, Bezug genommen ift, fo wäre es zwecilos, ihren Inhalt in dem. 
Hypothefenbrief anzugeben, ba fie biefem beigeftigt wird. 
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$. 59. 
Ueber eine Geſammthypothek ſoll nur ein Hypothekenbrief ertheilt werben. 
Sind die belafteten Grundftüde in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter 
belegen, jo joll jedes Amt für die Grundftüde feines Bezirkes einen befonderen 
Brief ertheilen; die Briefe jind mit einander zu verbinden. 


6. Vgl. noch über die Behandlung der Schuldurfunde bei Theilhypothekenbriefen 3. 61 
Abf. 2 Sag 3 und bei Umwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld oder Rentenſchuld ſowie 
bei Aenderung ber gefierten Forderung 8. 65. Siehe aud ©. 318 Erl. 2a zu 88. 67, 68 und 
©. 320 Erl. 4 zu 8. 8. 


4. Gefammthnpothekenbrief. 


8. 59. 
E. J 8. 50; 118.57. P. J S. 13548—13549, 13555, 13556, 13637. M. ©. 100. 
D. S. 3046. 

1. Bei Eintragung einer Hypothek auf mehreren Grundſtücken iſt es zur Verhütung von 
Tauſchungen geboten, die Identität der Hypothel deutlich zum Ausdrude zu bringen, 
damit die mehreren Eintragungen nicht als verſchiedene Hypotheten angejehen werden. Dem 
wird einmal durch die Vorfchrift des 8. 49 über den Mitbelajtungsvermert vorgebeugt. Für 
den Verkehr mit den BVriefßppotheten erſcheint dieſer Wermert, der nad) 9. 57 Abf. 2 Ziff. 3 
auch aus dem Briefe erhellt, nicht genügend, ba er leicht überfehen werben kann, und eine weitere 
Maßregel geboten, um die Zufammengehörigfeit der einzelnen Eintragungen noch ſchärfet zum 
Ausdrude zu bringen. Die preuß. ©.8.D. 8. 125 ſchrieb deshalb vor, dab über Gelammt- 
hypothelen, welche auf demſelben Blatte oder Artitel eingeiragen waren, nur ein Brief, andern» 
falls zwar mehrere Briefe zu bilden, aber durch Schnur und Giegel mit einander zu verbinden 
feien. Das Reichsgeſetz geht noch weiter in der Erwägung, dab die Extheilung nur eines 
Briefes die einfachere und ſichere Maßregel ſei. 

2. Nah 8. 59 Abi. I bildet die Ertheilung nur eines Briefes die Regel, welche int 
Gegenfage zu dent preuß. Rechte jelbft dann zur Anwendung koumt, wenn die belafteten Grund» 
jtüde auf berſchiedenen Grundbudblättern deffelben Grunbbuchamts eingetragen find. Ob fie 
demfelben oder verſchiedenen Eigenthümern gehören, macht auch feinen Unterſchied. Bgl. über 
die Neihenfolge der Vermerte auf dem Briefe preuß. Ag. Verf. $. 38 und das Beigefügte 
Muſter Anlage D, und darüber, daß die Unterſchrift eined Richters und eines Gerichtsſchreibers 
genügt, auch wenn nach der Geſchäftsvertheilung die Buchführung über die verſchiedenen belafteten 
Grundftüde mehreren obliegt, ebd. $. 38 Abſ. 3. 

3. Bon diefer Regel gilt eine Ausnahme nur bann, wenn die belafteten Grundſtücke in 
den Bezirken verſchiedener Gruudbuchämter liegen, oder richtiger, wenn bie Buchführung ver- 
ſchie denen Aemtern obliegt. Darüber, daß fi beide Faſſungen nicht genau deden, vgl. oben 
©. 156 Erf. 3b und ©. 158f. Exl. 3. $ür diefen Fat ift die Zufammengehörigteit der Ein- 
tragungen durch die Verbindung der Briefe erfichtlih zu maden. Diefe erfolgt z. B. in Preußen 
und in Sachſen durch Schnur und Siegel (preuß. Allg. Verf. 3. 41; ſächſ. BO. vom 26. Juli 
1899 8. 147). 

Ueber das bei der Eintragung der Geſammihypothek von den mehreren Grundbuhämtern 
au beobachtende Berjahren vgl. oben ©. 290f. Erl 5 zu $. 49. 

4. 8. 59 Bat nur den Fall im Auge, daß ber Brief von vornherein über eine Gefammt 
hypothet ausgefertigt wird. Den Fall der nachträglichen Belaftung eines anderen Grunbftüds 
mit einer Briefhypothet regelt 8. 63. 

5. Ueber die Behandlung des Geſammthypothekenbriefs bei einer Bertheilung der Hnpothet 
auf die einzelnen Grundftüde vgl. 8. 64. 

20* 


308 8.0. Hypotheten-, Grundfculd-, Rentenſchuldbrief. 8. 60. 


8. 60. 
Der Hypothefendrief ift dem Eigenthümer des Grundſtücks, im Falle der 
nachträglichen Ertheilung dem Gläubiger auszuhändigen. 
Auf eine abweichende Beftimmung des Eigenthümers oder des Gläubigers 
findet die Vorjchrift des $. 29 Sap 1 entjprechende Anwendung. 


5. Aushändigung des Briefes. 


8. 0. 
€. 18.60; IL $.58. P.1 6. 1835913362. M. 6.101. D. 6. 5046. 


4. Für die Frage, welcher Berfon das Grundbuhamt ben nen ausgeſtellten Brief 
auszubändigen hat, find folgende Fälle zu unterfcheiden. 

8 Wird die Hypothef von vornherein als Briefhypothek eingetragen, fo 
erwirbt der Gläubiger nad 3. 1117 des B.G. B. die Hypotel, wenn ihm der Brief von dem 
Eigenthiimer des Grundftüds übergeben wird (vgl. oben ©. 75). Demnach muß in diefem 
Falle ber Brief dem lepteren behändigt werden. 

b. Iſt aber die Hypothek zunächſt als Buchhypothet eingetragen und wird nachträglich 
in eine Briefhypothet umgewandelt (8.6.8. 8. 1116), fo gebührt ber Brief dem 
Gläubiger; denn ihm fteht nad 8. 873 des B.G.B. ſchon von der Eintragung an das Hypo— 
thetentecht und damit aud) nad $. 952 das Eigenthum an dem Hypothekenbriefe von beifen 
Ertheilung ab zu. 

c. Beide Vorſchriften gelten aber nur in Ermangelung einer abweihenben Ber 
fimmung. Insbefondere kann in dem erfteren Falle nad) 8. 1117 Abſ. 2 die Uebergabe des 
Brieſes durch bie Vereinbarung erfegt werden, dab ber Gläubiger berechtigt fein fol, ſich dem 
Brief von dem Grundbuhamt aushändigen zu laſſen. Nach dem formellen Konfensprinzipe 
(8. 19) bedarf es aber für das formelle Grundbuchrecht nicht des Nachweiſes dieſer Vereinbarung, 
fondern es genügt eine einfeitige Beſtimmung bed nad der Regel des Abſ. 1 Empfangs- 
bereditigten. Natürlich fann diefer aud die Aushändigung an einen Dritten beivilligen. 

Während die Vereinbarung des 8.1117 Abſ. 2 formlos erfolgen kann (vgl. Rartinius 
in Grud. 44 ©. 386ff.), ift für die einfeitige Beftimmung des Eigenthümers oder des 
Gläubigers, deren Buläffigfeit als felbjtverjtändlich betrachtet ift, die Beobahtung der im 8. 29 
Sag 1 beftimmten Form vorgeſchrieben; e8 bedarf alfo einer Erklärung zu Protofoll des 
Grundbuhamts oder in einer Öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde. Diefe Vorſchrift 
war erforberfich, da e8 ſich Hier nicht um eine zu einer Eintragung erforderliche Erflärung Handelt. 
Die Beltimmung kann nad) der allgemeinen Borfchrift des $. 894 der C. P. O. durch die rechts- 
fräftige Verurtheilung zur Bewilligung der Aushändigung erfegt werden (Turnaus-örfter Bb. I 
©. 565); die Verurteilung zur Eintragung der Hypothet genügt nicht (K.G. N.F. 2A ©. 171). 

Diefelde Form, wie für die Beftimmung jelbft, ift für die Vollmacht zu ihrer Nbnabe 
voben ©. 237 Erl. 2) und nad Analogie der Vorſchrift des $. 32 auch für die Zurlidnahme 
der Beitimmung erforderlid (Martinius a. a. ©. ©. 388). Ueber bie Buläffigkeit der 
Burüdnahme gilt bdafjelbe wie über die Zurücknahme fonftiger Anträge (oben ©. 248 Erl. 55 
abw. Martinius a. a, O. der ftet3 die einfeitige Zurücknahme zulaſſen will). 

2. Die Vorſchriften des $. 60 gelten nur für bie Mushändigung eines nen erteilten 
Briefes, nicht für die Rückgabe eines zu einer Eintragung eingereiihten Briefed. In dem 
letzieren Falle ift der Brief demjenigen zurüdzugeben, welder ihn eingereicht hat, es fei denn, 
daß dieſer die Aushändigung an eine andere Perfon bewilligt hat. Insbeſondere hat auch in 
den Fällen der Abtretung oder der Belaftung ber Hypothet bie Rüdgabe an den Cedenten oder 
den Befteller des Nießbrauchs oder des Pfandrechts zu erfolgen, wenn diefer ben Brief eingereicht 
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$. 61. 

Ein Theilhypothekenbrief kann von dem Grundbuchamt, einem Gericht oder 
einem Notar hergeftellt werden. 

Der Theilhypothekenbrief muß die Bezeichnung als Theilhypothekenbrief 
ſowie eine beglaubigte Abfchrift der im $. 56 Sat 2 vorgefehenen Angaben des 
bisherigen Briefes enthalten, den Theilbetrag der Hypothek, auf den er ſich 
bezieht, bezeichnen jowie mit Unterfehrift und Siegel verjehen fein. Er foll 
außerdem eine beglaubigte Abjchrift der fonftigen Angaben de3 bisherigen Briefes 
und der auf dieſem befindlichen Vermerke enthalten. Eine mit dem bisherigen 
Briefe verbundene Schuldurfunde ſoll in beglaubigter Abichrift mit dem Theil- 
bypothefenbriefe verbunden werden. 

Die Herjtellung bes » Theilgypothefentriefs ſoll auf dem bisherigen Briefe 
vermerkt werden.. 








hat; dem Erwerber darf der Brief nur dann behändigt werben, wein jener dies beftimmt hat. 
Denn aud die Abtretung und die Belajtung der Hypothet erfordert die Uebergabe des Briefes 
jeitend des Gläubigerd an den Erwerber oder die Vereinbarung, daß der legtere berechtigt fein 
fol, fi} den Brief von dem Grundbuchamt aushändigen zu Iaffen (vgl. oben ©. 78i. unter b 
und ©. 114 unter Ziff. 1). Es gilt alfo dafielbe wie bei der Neubeftellung einer Briefhypothek; 
wie bei diefer dem Cigenthünier, fo ift der Brief bei der Abtretung oder der Belaitung im 
Bweifel dem bißherigen Gläubiger auszuhändigen. Wenn aber der Brief von dem Erwerber 
eingereicht ift, muß er biefeu zurüdgegeben werden; bie Uebergabe feitens des Gläubigers iſt 
dann bereits erfolgt oder wird wenigſtens vernuthet (B.G.B. $. 1117 Abſ. 3, 8. 1154). 

3. In welher Form die Behändigung zu geichehen Hat, richtet ſich nach bem Landesrechte. 
Im Preußen eriolgt fie durch den Gerichtsdiener gegen Empfangäbeicheinigung oder durch ein- 
geichriebenen Brief. gl. oben ©. 190f. Borbm. VI. 


6. Theilhnpothekenbrief. 
8. 61. 


€. 18.61; IT 8.59. P. JI S. 18573—13579; II Bd. 3 ©. 665, 666. M. ©. 108. 
D. S. 3046. 8.8. S. 3130. 


1. Im Anflug an die Beltimmungen der preuß. G.B.O. 88. 83, 84 (Adilles- 
Streder €. 404ff.) geftattet das Reichsrecht bie Bildung eines Theilhypothekenbriefs. Das 
8.6.8. beftimmt im $. 1152: „Im Falle einer Theilung der Forderung kann, fofern nicht die 
Ertheilung des Hhpothefenbriefs außgelälofien ift, für jeden Theil ein Theilhypothelenbrief 
hergeftellt werden: die Zuftimmung des Eigenthümers des Grundſtüds ift nicht erforderlich. 
Der Theifäypotgetenbrief tritt für den THeil, auf den er fich bezieht, an bie Stelle des bisherigen 
Briefes;" und in 88. 1145, 1150, 1167, 116% wird dem Eigenthumer, dem ben Gläubiger be: 
friedigenden Dritten und dem perfönlihen Schuldner unter beſtimmten Borausfegungen das 
Recht gegeben, bei theilweiſer Vefriedigung des Gläubiger bie Vorlage des Briefes zum Zwecke 
der Herſtellung eines Theilhypothefenbriefs zu verlangen (vgl. oben ©. 80 Abſ. 3, S. 81 Abf. 3. 
©. 857, €. 860). 

Die Bildung eines Theilhypothetenbrieſs iſt vor allem von Bedeutung für ben Fall der 
Abtretung oder der Verpfändung eines Teiles der Hypothelenforderung. Da hierzu bei Briefe 
hypothelen Die Uebergabe des Vriefes erforderlich ift (ngl. oben ©. 78f. unter b, ©. 114 Ziff. 1). 
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dem biöherigen Gläubiger aber bie Uebergabe des über bie ganze Poſt gebildeten Briefes nicht 
zugemuthet werben kann, muß die Bildung eines Theilhypothetenbriefs zugelafien werden, mit 
defien Webergabe die Abtretung oder die Verpfändung fih vollzieht (M. 3. B.G.B. Bd. 3 
5. 761). Im Gegenfage zu dem preußiſchen Rechte ift aber für diefe Fälle die Bildung eines 
Theilhypothelenbriefs nicht mothwenbig; das Geſet läßt fie mur zu; die mehreren Berechtigten 
önnen fi aud mit einem Briefe begnügen, indem fie ihn 3. B. gemeinfam verwahren ober 
einem gemeinfamen Vertreter zur Verwahrung übergeben (vgl. B.C.B. 8. 1206). Selbit wenn 
die Theilabtretung ober Theilverpfändung in das Grundbuch eingetragen werben fol, gilt 
feine Ausnahme; es genügt bie Vorlage des einen Briefe, falls ein Theilhypothetenbrief- nicht 
vorhanden ift. 

Auf die Fälle, in denen es zur Redtsänderung der Uebergabe des Briefes bedarf, iſt die 
Bildung des Theilhypothekenbriefs nicht beſchränkt; ſchon aus den oben angezogenen $$. 1145, 
1150, 1167, 1168 erhellt, daß feine Ausſtellung aud dann zuläffig ift, wenn ein Theil der 
Oypothet raft Gefepes auf eimen anderen Gläubiger übergegangen if. Wan wird alfo den 
8. 1152 dahin zu verftehen Haben, daß in allen Fällen der Theilung einer Briefhypothet ei 
Theilhypothetenbrief Hergeftellt werden kann, fei es, daß die Theilung bereits vollzogen ift, oder 
erft vollzogen werben joll. 

Dies kann jedoch nicht gelten, wenn nadträglid über einen abgezweigten Theil 
einer Buhhypothef ein Brief ausgeftellt werden foll, wenn aljo die Ausfchließung 
der Erteilung des Hypothelenbriefs nur hinſichtlich dieſes Teiles der Hypothek aufgehoben 
wird. Da in diefem alle ein Stammhypothekenbrief, von dem eine beglaubigte Abfchrift ent= 
nommen werben fönnte, nit vorliegt, kann ein dem Vorfchriften des $. 61 entſprechender 
Theilgypothelenbrief nicht ertheilt werden. Es muß vielmehr über die Theiläypothek ein gewögn- 
licher Hppothetenbrief gemäß 88. 56ff. von dem Grundbuchamt ausgeftellt werden. 

2. Die Herftellung des Theilfypothelenbriefs zu ermirten, ift Sache des Hypothelen . 
släubigers. Diefer bedarf dazu nicht der Zuftimmung des Eigentümers, da er aud) die 
Theilung ſelbſt ſich gefallen laſſen muß (8.8.8. 3. 1122). Balls die Hypothek bereits reell 
geteilt ift, Tann jeder der Gläubiger, der den Brief vorzulegen in der Lage ift, die Ausftellung 
eines Theilhypothekenbriefs fordern. Eine Zuftimmung der anderen Theilhypothefengläubiger 
ift nicht vorgefchrieben und bildet auch feine felbftverftändliche Worausfegung, da deren Rechte 
durch die Ausſtellung nicht beeinträchtigt werden. 

3. Zuftändig zur Herftellung find, anders als bei dem gewöhnlichen Hypothetenbriefe 
G. 56 Sag 1), nit nur das Grundbuchamt, ſondern auch die Gerichte und Notare. Welhes 
Gericht zuftändig ift, beftimmt fich nach den Landesgefegen, das freim. G.G. $. 167 hat die 
Amtsgerichte nur zur gerichtlichen Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts, nicht für die Aufnahme 
anderer Urkunden für zuftänbig erklärt; landesrechtlich werden aber meift die Amtsgerichte zu» 
ftändig fen (fo preuß. freiiw. ®.®. Art. 31, wilrtt. U.G. 5. B.G.B. Art. 23). Weil es ſich Hier 
nit um bie Beurfundung eines Rechtsgeſchäfts handelt, findet aud; Art. 141 des EG. z. 
83.6.8. (G.B. O. $. 83) feine Anwendung; es kann alfo auch landesgeſetzlich die Zuftändigfeit 
der Gerichte oder der Notare nicht ausgefchlofien werden. (Anders das bayer. U.G. z. G. B.O. 
Art. 21, wonach „die bayeriihen Gerichte nur als Grundbuhämter“ zur Herftellung der Theil- 
hypothefenbriefe zuſtändig find.) 

4. Hinfichtlich der Erfordernifſe des Hypothekenbriefs ſchließen fih die Beftimmungen des 
Abſ. 2 eng am bie 88. 56—58 an. Im erfter Linie befteht er aus einer beglaubigten Äbſchrift 
(vgl. die Erl. zu Art. 7 des preuß. A.G. z. 6.8.0.) des Stammhypothelenbriefs nebft an- 
liegender Schuldurfunde; außerdem muß er die Bezeihnung als Theilfypothefenbrief und die 
Angabe bes Theilbetrags ber Hypothet, auf den er fich bezieht, enthalten und mit Unterfchrift 
und Siegel des Grundbuhamts, Gerichts oder Notars verjehen fein. 

Weſentlich find die tm Abſ. 2 Sap 1 aufgeführten Punkte, unweſentlich die in den beiden 
anderen Sägen genannten. gl. das der preuß. UNg. Verf. in Anlage C beigefügte Muſter. 
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$. 62. 

Eintragungen, die bei der Hypothek erfolgen, find von dem Grundbuchamt 
auf dem Hypothefenbriefe zu vermerken; der Vermerk ift mit Unterjchrift und 
Siegel zu verfehen. 

In den Fällen des $. 54 Abf. 1 Hat das Grundbuchamt den Beſitzer des 
Briefes zur Vorlegung anzuhalten. In gleicher Weife hat es, wenn in ben 
Fällen des $. 42 Abſ. 1 Sag 2 und des 8. 54 Abf. 2 der Brief nicht vorgelegt 
üt, zu verfahren, um nachträglich den Widerfpruc auf dem Briefe zu vermerfen. 


5. Die Bildung des Theilgypothetenbriefs Hat auch Folgen für den Inhalt bes „bis- 
Herigen Briefeß”, des Stammhypothekenbriefs. Nach Abſ. 3 „fol“ auf ihm die Herftellung 
des erfteren vermerkt werden. Abweichend von bem E. J 8. 61 bj. 2 ift dies fir die Gültige 
keit des Theilhypothekenbriefs nicht weſentlich; aber zur Vermeidung von Nachtheilen ift auf die 
Beobachtung dieſer Ordnungsvorſchrift genau zu achten, da ohne diefen Vermerk der Stamm- 
brief als der Brief file die ganze Poft erfceint und ben ihn befipenden Theil ⸗Glaubiger äußer- 
lich zur Verfügung über die ganze Hypothek legitimirt, wenn die Theilabtretung nicht erhellt. 
Daß auf dem Theilhypothekenbriefe die Beifügung diefes Vermerkes auf dem Stammbrieje zu 
beurtunden fei, iſt nicht vorgeſchrieben (anders E.I); das preuß. amtliche Mufter C enthält 
aber diefen Vermert. " 

Die angeführten Nachtheile zu vermeiden, ift auch der Zwed eines weiteren Wermertes, 
mwelder auf Grund des Vorbehalis im $. 97 von der preuß. Landesjuſtizverwaltung vor⸗ 
geſchrieben iſt. Nach 8. 39 Abſ. 2 der Auͤg. Verf. iſt auf dem biöherigen Briefe der Betrag, 
auf den ſich der Brief noch bezieht, durch den Vermerk: „Noch gültig auf . . .“ neben ber in 
der Ueberſchrift enthaltenen Angabe des Rechtes erfihtlich zu machen. Vgl. das amtliche 
Mufter Anlage B. " 

6. Im Grundbuche wird die Herſtellung des Theilthypothekenbriefs nicht vermerkt. Ein 
in der Reihßtagstommiffion geftelter Antcag, dieſe Eintragung anzuordnen, ift abgelehnt. 
RB. a. a. D.). 

7. Die Wirkung der Herftellung des Theilfypothetenbriefs beſteht darin, daß von nun 
ab dieſer für dem betreffenden Theil der Hypothek an die Stelle bes bisherigen Briefes tritt 
(8. 1452). Er und nicht der lehtere ift daher bei der Abtretung oder der Berpfändung der duch 
ihn verbrieften Theilhypothek zu übergeben und bei Eintragungen, die fi auf diefe beziehen, 
dem Grundbuchamte vorzulegen und mit den im 8, 62 vorgeichriebenen Vermerken zu verfehen 
oder nad) 8. 69 unbrauchbar zu machen. Der Stammbrief fommt nunmehr fir ben abgezmweigten 
Theil nicht mehr in Betracht. 


7. Iermerk fpäterer Eintragungen auf dem Briefe. 
8.62. 
€. 18.31 Abſ. 2; IT 8.60. B. J S. 13563—13565, 13568. M. 6.65. D. 6. 3046. 

1. Während 9. 57 Abſ. 2 die Eintragungen angiebt, welche bei der Ausftellung bes 
Hnpothefenbrief3 im diefen zu übernehmen find, fchreibt $. 62 den Vermerk der fpäter, 
nad der Außftellung des Briefed, bei der Hypothek erfolgenden Eintragungen 
auf dem Briefe vor. Weber den Amwed biefer Vorſchrift vgl. oben ©. 274 Erl. 1 Abſ. 2. 

2. Zu vermerfen find ſämmtliche Eintragungen, bie bei der Hypothek erfolgen, ohne 
Rüdfiht auf ihren Inhalt, insbefondere auch Bormerkungen und Wideriprücde (vgl. 8. 62 
U. 2; R.G.N.F. 2A ©. 175, ebd. ©. 147 — Rechtſpr. 2 ©. 95.) Auch für die völlige Löſchung 
der Oypothet gilt feine Ausnahme (vgl. preuß. Allg. Verf. 8.42 Abſ. 1); fiir diefe foınmt außer 
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8. 68. 
Wird nad) der Ertheilung eines Hypothekenbriefs mit der Hypothek noch 
ein anderes, in dem Bezirfe desfelben Grundbuchamts belegenes Grundſtück 


der Vorſchrift des 8. 62 die des 9. 69 in Betracht; und für bie Säle der fpäteren Mitbelaftung 
eines anderen Grundftüds, der Vertheilung einer Geſammthypothet, der Umwandlung in eine 
Grundſchuld oder Renten huld und der Aenderung der geſicherten Forderung enthalten 88. 63—65 
Sondervorſchriften. 

3. Die Vermerke erfolgen von Amtöwegen (anders 8. 57 Abſ. 3, vgl. oben ©. 304 
Erl. 4) und find, wie ber Hypothefenbrief ſelbſt mit Unterſchrift (in Preußen bes Richters und- 
bes Gerichtsichreibers, U.G. z. G. B. O. Urt. 7, Allg. Verf. $. 38 Abſ. 3) und Siegel zu verjehen. 

4. Rad $. 97 Tann die Landesjuftizverwaltung anordnen, daß bei einer Minderung des 
Betrags ber Hypothek, alfo insbefondere bei einer Theillöfhung (über die Ausftellung eines 
Theilhypothetenbriefs vgl. oben S. 311 Erl. 5) auf dem Briefe durch den Vermerk erſichtlich 
gemacht werden foll, für melden Betrag das Recht noch befteht. Hiervon ift in Preußen 
(Allg. Verf. 8. 39) Gebrauch gemacht; e8 muß „neben ber in ber Ueberſchrift enthaltenen 
Ungabe des Rechtes“ vermerkt werben: „Noch gültig auf ...“ Bol. das amtliche Mufter 
Anlage D (ähnlich ſächſ. V.O. vom 26. Juli 1899 8. 142). 

5. Um die Wermerte machen zu fönnen, muß das Grundbuchamt natikclid; die Briefe in 
die Hände befommen. Hierfür ift im erfter Linie durch die Vorfchrift des 8. 42 geforgt. Im 
den Ausnahmefällen, in denen die Eintragung ohne Vorlegung des Briefes erfolgen fan, muß 
das Grundbuhamt dieſen nachträglich von Amtswegen einfordern (vgl. auch bayer. A.®. Art. 19 
Sa 2, fühl. BD. vom 26. Juli 1899 8. 141), und falls ein Widerfpruch von Amtswegen 
eingetragen werben darf, hat das Grundbuchamt ſchon vorher den Brief herbeizuichaffen. 

Im diefen Fällen hat das Grundbuchamt den Beſiher des Briefe zur Worlegung ans 
zubalten (Abſ. 2). Diefem ift alfo dur Verfügung die Vorlage des Briefes aufzugeben. 
Leiftet ex dem nicht Folge, jo fann das Grundbuchamt die nad den landesrechtlichen Bor- 
ſchriften zuläffigen Zwangsmaßregeln gebrauchen; das Reichsrecht enthält feine entſprechenden 
Beſtimmungen, insbeſondere findet $. 33 des freiw. G.G., wonach der Zeitfegung einer geſetz⸗ 
lich zuläſſigen Ordnungsſtrafe eine gerichtliche Androhung vorausgeben muß und die einzelne 
Strafe den Betrag von 300 Mark nicht überſteigen darf, auf Grundbuchſachen kraft Reichsrechts 
feine Anwendung (vgl. ©. 142 Erl. 2). Nach dem preuf. freiw. &.&. Art. 15—17 kann das 
Grundbudjamt nad) zuvoriger Andropung Ordnungsitrafen biß zum Einzelbetrage von 300 Mart 
(freiv. G.G. 8. 33; preuß. freiw. G.G. Au. 1) feftiegen und im Wege des Verwaltungs- 
wangäverfahrens beitreiben, auch bie Anordnung von Gewalt, regelmäßig nad) zuvoriger Anz 
drohung, verfügen und, wenn der Brief nicht worgefunden wird, ben Verpflichteten zur Leiftung 
des Offenbarungseids anhalten (vgl. hierzu Begründung zu Art. 15—18 des Entw. eines 
preuß. freim. .®.). Für Sachſen kommt die VO. vom 24. Juli 1899 98. 11, 12 und für 
Bayern AG. Art. 20 in Betracht. R 


8. Iermerk bei nadirägliger Eutſtehung einer Gefammihypsthek. 
8. 68. 
€.18.59; IT 8.61. ®.1 €. 13549, 13555, 13556. M. 6.101. D. 6. 8046 
(in 8.57 des €. ID. 

1. 8. 59 hat nur den Fall im Auge, daß ein Hypothekenbrief von vornherein über eine 
Gefammthnpothek auszuftellen ift. Eine Gefammtäypothet tanın aber audı nadztröglid entftehen, 
indem in die Mithaft für bie zunächſt nur ein Grundftüd belaftende Hypothek nad} ber Erteilung 
des Briefe ein weiteres Grundftüd eintritt. Siegt in dieſem Yale das meubelaftete 
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belaftet, fo iſt, ſofern nicht die Ertheilung eines neuen Briefes über die Gejammt- 
hypothek beantragt wird, die Meitbelaftung auf dem bisherigen Briefe zu ver- 
merfen und zugleich der Inhalt des Briefes in Anſehung des anderen Grund⸗ 
ftüds nad) $. 57 zu ergänzen. 
8. 64. 
Im Falle der VertHeilung einer Gefammthypothek auf die einzelnen Grund- 
ftüde it für jedes Grundftüd ein neuer Brief zu ertheilen. 


Grundftüd in dem Bezirke eines anderen Grundbuchamts als jenes, fo wird gemäß. 
8.59 Abſ. 2 ein befonderer Brief ertheilt und mit dem bieherigen Briefe verbunden. Außerdem 
iſt natürlich auch die Mitbelaftung gemäß $. 49 im Grundbuch auf dem Blatte des zuerft bes 
fofteten Grundftüds und gemäß 8. 62 auf dem bisherigen Briefe zu vermerken. 

Dafjelbe gilt, wenn von vorherein mehrere Grundſtücke befaftet find und ein Grundſtück im 
die Mithaft für diefe Geſammthypothek eintritt, das mit feinem jener urſprünglich belafteten 
Grundjtüde in demjelben Grundbuchamtsbezirke liegt. 

2. Wird dagegen das Grundbuch über das in die Mithaft eintretende 
Grundfiid von demfelben Grundbuhamte geführt, das den bißherigen Brief oder 
in dem Falle des $. 59 Abſ. 2 einen der bisherigen Briefe ertheilt hat, fo bedarf es nicht der 
Ausftellung eines beſonderen Briefes. Vielmehr ſchreibt die G.B.O. für diefen Fall entfprehend 
der Borferift des $. 59 Abf. I (vgl. ©. 307 Ext. 1,2) die Ertheilung eines einheitlichen 
Briefe vor. 

Diefer foll regelmähig dadurqh geſchaffen werben, daß die Mitbelaftung auf dem bißherigen 
Briefe vermerkt und zugleich der Inhalt des Briefes in Anſehung des in die Mithaft ein- 
getretenen Grundftüds gemäß $.57 ergänzt wird. Es find aljo hinſichtlich des letzteren alle in 
dem $. 57 Abſ. 1 und 2 vorgeidhriebenen Angaben in den Brief aufzunehmen, und zwar bon 
Amtswegen, nit auf Grund des $.57 Abi. 3 auf Anırag, da es fi um einen neuen Auszug, 
nit um eine Ergänzung des über da8 bisher belaftete Grundſtück eriheilten Auszugs handelt. 
Vgl. das der preuß. Allg. Verf. beigefügıe Mufter D, Vermerk vom 10. Oftober 1916. 

Die Ausftelluug eines einheitlichen Briefes Tann noch auf einem zweiten Wege bewirkt 
werben, durch Vernichtung des alten Briefe über das in demfelben Grundbuchamtsbezirke be— 
legene Grundftüd und Ertheilung eines neuen einheitlihen Geſammthypothekenbriefs gemäß 
$. 59 Abſ. 1. Diefer Weg ijt aber wegen der bamit verbundenen höheren Koften von einem 
Antrage des Berechtigten abhängig gemacht. Ueber das alsdann einzufchlagende Verfahren ngl. 
88. 67-69. 


9. Yertheilung einer Gefammthypothek. 
5. 64. 
€. 118.62. D. S. 3046. 


1. Nach $. 1132 Abſ. 2 des B.G.B. (vgl. oben ©. 91) iſt der Gläubiger einer Gefammte 
hypothet „berechtigt, den Betrag der Forderung auf die einzelnen Grundftüde in der Weiſe zu 
vertheilen, daß jedes Grundjtüd nur für den zugetheilten Betrag haftet. Auf die Bertheilung 
finden bie Borigiften der 88. 875, 8:6, 878 entipre—ende Anwendung.“ Deninach bebarf eö 
zur Vegrünbung des Antrags auf Eintragung biefer Vertheilung nur der Eintragungsbewiligung 
des Geſammthypothekengläubigers und der etwaigen Dritten, denen Rechte an der Geſammthypothet 
zuſtehen. Die Zuſtimmung des Eigenthümers ift nicht erforderlich. 

Nach 88.1172, 1175 des B.G. B. kann ferner die Vertheilung einer Geſammthypothet auch 
von den Eigenthümern der mehreren belajteten Grundſtüucde vorgenommen werden, benen bie 
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8. 65. 

Tritt nach 8. 1177 Abſ. 1 oder nad) $. 1198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine Grundſchuld ober eine Rentenſchuld an die Stelle der Hypothek, jo ift, 
fofern nicht die Ertheilung eines neuen Briefe beantragt wird, die Eintragung 
der Rechtsänderung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken und eine mit dem 
Briefe verbundene Schuldurfunde abzutrennen. 

Das Gleiche gilt, wenn nach $. 1180 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an die 
Stelle der Forderung, für welche eine Hypothek befteht, eine andere Forderung 
gefegt wird. 


Geſammthypothet gemeinſchaftlich zugefallen ift, weil die Forderung, fir welche fie beſtellt ift, 
nicht zur Enftehung gelangt oder erlofchen ift oder der Gläubiger den Hypothekenbrief nicht über- 
geben erhalten oder auf die Gefammtbnpothet (nicht etwa nur auf die Hypothek an einem ein= 
zelnen Grunditüde) verzichtet hat oder mit feinem Necte gemäß $. 1170 ausgeſchloſſen iſt (vgl. 
‚ben ©. 83ff.). Im diefen Fällen „kann jeder Eigenthümer, fofern nicht ein Anderes vereinbart 
ift, verlangen, daß die Hypothek an feinem Grundftüd auf den Theilbetrag, der dem Berhältnifje 
des Werthes feined Grundftüds zu dem Werthe der fämmtlihen Grundftlide entſpricht, nach 
$. 1132 Abſ. 2 beihränft und in biefer Beſchränkung ihm zugetheilt wird. Der Werth wird 
unter Abzug ber Belaftungen beredinet, bie der Gejammthypothet im ange vorgeben.” Bu ber 
Vertheilung ift die Bewilligung fämmtlider Cigenthümer der befafteten Grundſtücke und, falls 
die jept in eine Grundſchuld verwandelte Hypothek (8.8.8. $ 1177) noch nicht auf ihren Namen 
eingetragen fein follte, der Nachweis der obigen Vorausſetzungen ihres Erwerbs erforderlich. 

2. Für alle diefe Fälle der Vertheilung einer Geſammthypothek auf die einzelnen Grund- 
ftüde regelt 8. 64 die Behandlung des Briefes. Danach ift e8 unbedingt ausgeſchloſſen, einen 
über die Geſammthypothek nach 8. 59 Abſ. 1 oder $. 63 ertheilten einheitlichen Brief durch ent⸗ 
ſprechende Vermerte zu einem Briefe über eine der Einzelhypotheken umzugeftalten, und ebenfo- 
wenig durfen in dem Falle des 8. 59 Abf. 2 bie fir die einzelnen Grundſtücke ertheilten be- 
ſonderen Briefe in folhe über die nunmehr an den betreffenden Grundftüden beftehenden 
Einzelhypotheken umgewandelt werben. Vielmehr ift, um die Verfchiebenheit der neuen Einzel- 
thypotheken und der bisherigen Geſammthypothek auch äußerlich zum Ausdrude zu bringen, die 
Vernichtung des oder der Gefammthypotefenbriefe und die Ertheilung eined neuen Hypothen⸗ oder 
(in den Fällen der 98. 1172, 1175) Grundſchuldbriefes für jedes Grundſtück vorgefchrieben. 

Ueber die Behandlung der mit dem Briefe verbundenen Schuldurkunde vgl. S. 320 Erl. 4 
zu 8. 69. 


10. Amwandlung der Iypothek und Aenderung der gefiherten Forderung. 
8. 65. 
€. I1 8.68. D. 6. 3046, 3047. 

1. Nach dem B.G.B. 88. 1198, 1199, 1203 tann eine Hypothet in eine Grund- 
ſchuld oder in eine Rentenſchuld, eine Grundfhuld oder eine Rentenfhulb in 
eine Hypothek, eine gewöhnlihe Grundfhuld in eine Rentenjhuld, eine 
Rentenfhuld in eine gemöhnlihe Grundſchuld umgewandelt werden. Die materiell- 
rechtlichen Erforberniffe diefer Ummandlung find oben ©. 88f. erörtert. Zur Eintragung der 
Ummandlung in das Grundbuch; ift die Bewilligung des Gläubigers der umzumandelnden Boft 
und des Eigenthümers des belafteten Grundſtücks (vgl. oben S. 210 Erl. 3) und außerdem die 
Bewilligung des etwa an ber Poſt berehtigten Dritten erforderlich. 
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In einem alle verwandelt ſich eine Hypothek auch kraft Gefeges in eine Grundſchuld. 
$. 1177 Abſ. 1 beftimmt: „Bereinigt fi die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perion, 
ohne dab dem Eigenthümer auch die Forderung zufteht, fo verwandelt ſich die Hypothek in eine 
Grundſchuld. In Anfehung der Berzinslicfeit, des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung 
und des Bahlungsorts bleiben die für bie Forderung getroffenen Veſtimmungen maßgebend.“ 
Auch hiervon ift oben S. 82 und 91 bereitö die Rede geweſen. 

2. Die Vorſchriften des 8. 65 betreffen weiter den Fall. dak an bie Stelle der dur eine 
Hypothet gefiderten Forderung eine andere Forderung gefegt wird. 8.1180 des BG. B. läßt 
dies allgemein zu. Erforderlich tft die Einigung des Gläubigers und des Eigenthümers fowie 
die Eintragung in das Grundbuch, außerdem die Buftimmung des etwa an ber Hypothel 
beredjtigten Dritten. Findet zugleich ein Wedel in der Perſon des Gläubigers ftait, fo bedarf 
es materiellvechtlich der Einigung zwiſchen dem Eigenthimer und dem neuen Gläubiger und 
außerdem der Zuftimmung des bißherigen Gläubiger und der etwaigen Drittberechtigten (vgl. 
oben ©. 90 unter c). 

Nach dem formellen Grundbuchrecht ift dagegen zur Eintragung der Wenderung tn das 
Grundbuch die Bewilligung des Eigenthümerd und bes bisherigen Gläubigers ausreichend; da 
ber neue Gläubiger erft mit der Eintragung ein Recht erlangt, wird durch bieje fein Recht nicht 
betroffen. Etwas Anderes gilt nur dann, wenn bie Hypothekenforderung bereit8 vor der Ein- 
tragung durch Abtretungserflärung und Uebergabe des Briefes auf den neuen Gläubiger über« 
gegangen ift, bevor bie Eintragung ber Aenderung beantragt wird; alsdann bedarf es der 
Bewilligung des neuen Gläubiger3 zu diefer Eintragung in dad Grundbud. 

Vielfach wird der oben erwähnte Fall des 8. 1180 des B.G.B. in Verbindung mit dem 
unter 1 erörterten Falle des $. 1177 Abi. 1 praftifd) werden, indem der mit dem perſönlichen 
Schuldner identiſche Eigenthümer, der den eingetragenen Gläubiger befriedigt und dadurch die 
Hupothet ohne bie durch diefe geficherte perjönfiche Forderung. alſo ala Grundſchuld erworben 
hat, fein Recht an einen neuen Gläubiger zur Sicherung einer diefem zuftehenden Forderung, 
3 B. eines jept aufgenommenen Darlehns abteitt. Alsdann bebarf es des Nachweiſes, dab er 
den biöherigen Gläubiger befriedigt hat und feiner Erklärung, daß er bie dadurch erworbene 
Grundſchuld in eine Hypothet ummandele und an den neuen Gläubiger zur Sicherung von defien 
näher zu bezeichuenden Forderung abtrete. gl. oben ©. 82, insbeſondere die in Anm. 5 ebd. 
angeführte Entih. I ©. 162. 

3. Für die in Ext. 1 und 2 angeführten Fälle regelt $. 65 (in Verbindung mit $. 70 
Abf. 1 Sag I) dad Verfahren Hinfihtlih der Briefe. Bei der Verichiedenheit zwiſchen den 
erwähnten Rechten und bei der Bedeutung der Forderung für die Hypothek iſt dem im $. 62 
ausgefprodhenen Grundgedanfen gemäß die eingerretene Aenberung auch äußerlid, in den Briefen 
ertennbar zu machen. Hierzu bedarf es aber nicht noihwendig eines neuen Briefes; viel- 
mehr iſt ein folder nur auf Antrag zu ertheilen, fofern nicht gleichzeitig die Boransfegungen 
de8 $. 64 vorliegen. Wird dieſer Antcag nicht geftellt, jo wird der bisherige Brief beibehalten, 
aber auf ihm vermerkt, daß die Hypothet in eine Grundſchuld oder Rentenſchuld umgewandelt 
iſt oder umgekehrt, bezw. daß an die Stelle der bißherigen Forderung eine andere Forderung 
gejegt ift. Dab der bisherige Oypothelenbrief nun als Grundſchuldbrief gift ober umgefehrt, 
braucht nicht gefagt zu werben, $. 65 ſchreibt mur den Vermerk der Eintragung der Rechts- 
änderung vor. gl. das der preuß. Allg. Verf. in Anlage F beifügte Mufter, Bermert vom 
6. April 1906. 

Außerdem fol eine mit dem Briefe verbundene Shuldurfunde abgetrennt werben. 
Died kommt, da mit Grundf—hulde und Rentenſchuldbriefen Schulburtunden nicht verbunden 
werden (8. 70 Erl. 1bi, nur in Betradt, wenn ber bißherige Brief ein Hypothefenbrief ift. 
Wird diejer in einen Grundi—uld- ober Rentenfhuldbrief verändert, fo fällt felbfterftändlich 
aus bem oben erwähnten Grunde die Schuldurkunde fort. Zweifelhaft könnte e8 dagegen jein, 
ob nicht in dem umgekehrten Falle mit dem im einen Hypothekenbrief umgemwandelten Grund» 
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8. 66. 

Stehen einem Gläubiger mehrere Hypotheken zu, die gleichen Rang Haben 
ober im Range unmittelbar auf einander folyen, fo ijt ihm auf feinen Antrag 
mit Zuftimmung des Eigenthümers über die mehreren Hypotheken ein Hypothefen- 
brief in der Weife zu ertheilen, daß der Brief die fämmtlichen Hypotheken umfaßt. 


ſchuldbrief oder in dem Falle der Uenderung der durch bie Hypothek gefiderten Forderung ($. 65 
Abf. 2) mit dem Briefe die etwaige Shuldurlunde über die Forderung, welde 
nunmehr dur die Hypothek gefihert wird, zu verbinden jei. Vorgeichrieben ift 
dies indeſſen nicht; es ift daher mit dem bisherigen Briefe eine neue Urkunde nicht zu ber- 
binden. (Anders fähf. V. O. von 26. Juli 1599 $. 143.) 

Wird dagegen auf Untrag oder in dem falle des $. 64 von Amtswegen ein neuer 
Hupothelenbrief auögeftelt, jo findet $. 58 auf die Urkunde über die Forderung, für melde die 
Oypothek von jept ab befteht, Anwendung. Vgl. S. 318 Erl. 2a und ©. 320 Erl. 4. 


11. Gemeinfgaftliger Brief über mehrere Ynpotheken. 
8. 66. 
E. II 8. 64. D. 6.3047. 8.8. 6.4424. 


1. 8. 66 enthält eine dem bisherigen Rechte fremde Beſtimmung. welche von ber Dentichrift 
als einem praftifhen Bedürfniß entſprechend bezeichnet wird. Dadurch wird unter gewiſſen 
Borausfegungen bie Ertheilung eines gemeinſchaftlichen Briefes über mehrere Oypotheten zu- 
gelaſſen. 

Ein derartiger Brief iſt nicht mit einem Geſammthypothekenbriefe zu verwechſeln. Letzterer 
wird über eine auf mehreren Grundſtücken faftende Hnpothet, jener bagegen über mehrere auf 
bemfelben Grundftitd oder auf denjelben Grundftüden ruhende Hypotheken erteilt. 

2, Die Vorausfepungen für biefen Brief find: Identität des Gläubiger der mehreren 
Hupotheten, gleicher Rang oder unmittelbare Rangfolge, Antrag des Gläubigers und Zuftimmung 
bes Eigentbümerd. Das letzte Erforderniß wird in der Dentſchrift damit begründet, daß durch 
die Extheilung des einheitlichen Briefe, wenn fie aud auf den Beftand der einzelnen Hypotheken 
teinen Einfluß habe, das Intereſſe des Eigentgümere nach anderen Richtungen, z. B. für den 
Fall, daß der Gläubiger wegen einer der Hypotheken Befriedigung erlangt Hat, berührt werbe. 
Ueber die Form für die Zuftimmung des Eigenthümers vgl. oben. ©. 306 Erl. 2. 

Dad Kammergeriht (Enid. 1 ©. 1b = KG. NZ. 1A €. 103) hat die Erteilung 
eines gemeinſchaftlichen Briefes für unzuläffig erflärt, wenn fi uuter den Hypotheken eine 
Xheilhypothet befindet und der gemein aitlihe Hhpothefenbrief auch den Theilkyporhefenbrief 
erjegen fol; denn der Brief über eine Theilhypothet müfje die Bezeichnung als Theilhypotheken- 
brief enthalten (8. 61), damit er ſich fhon äußerlich als Urkunde über einen abgezweigten, 
nunmehr felbftändig gewordenen Theil der Hnpothet kennzeichne und feine Herfunft von diefer 
erfihtli made. Das wäre m. €. nur dann richtig, wenn über eine Theilhypothet ſtets nur 
ein XHeilpypothetenbrief erteilt werben dürfte und die Ausftellung eines anderen Briefes ver⸗ 
boten wäre. Dies ift aber nicht der Fall. Bol. oben S. 3u9f. Erl. 1, insbeſondere Abi. 4. 
Bie in dem dort erwähnten Falle der nachträglichen Umwandiung einer Theilbuchhypothet in 
eine Briefhypothet ein gewöhnlicher Brief gebildet werden kann und muß, fo fteht aud der 
Bildung eines gemeinjhajtlichen Briejes in dem erwähnten alle nicht? entgegen. 

3. Die Ertheilung des gemeinfhaftlihen Briefes macht die mehreren 
HypotHeten für den Verkehr mit dem Briefe zu einer einheitlichen Poft; ins— 
bejondere fann über eine der mehreren Hypotheken bei ihrer Abtretung oder ihrem Uebergange 
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8. 67. 

Einem Antrage des Berechtigten auf Ertheilung eines neuen Briefes iſt 
jtattzugeben, wenn ber bisherige Brief oder in den Fällen der 88. 1162, 1170, 
1171 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Ausſchlußurtheil vorgelegt wird. 


8. 68. 

Wird ein neuer Brief erteilt, jo Hat er die Angabe zu enthalten, daß er 
an bie Stelle des bisherigen Briefes tritt. 

Vermerke, die nach den 88. 1140, 1145, 1157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für das Rechtsverhältniß zwifchen dem Eigenthümer und dem Gläubiger in 
Betracht fommen, find auf den neuen Brief zu übertragen. 

Die Ertheilung des Briefes ift im Grundbuche zu vermerfen. 


traft Rechtsſaßzes auf einen neuen Gläubiger (5. B. auf den Eigenthümer) ſowie bei 
ihrer Berpfänbung nicht ein gewöhnlicher Brief neben bem gemeinfchaftfien Briefe, fondern 
nur ein Theilhypothekenbrief ertheilt werben. Hierauf bezieht ſich vermuthlich der in Erl. 2 
Abſ. 1 erwähnte Gap der Denkjärift (Oberned S. 505). Indeſſen ift der Gläubiger nad 
83 67, 68 auch berechtigt, den gemeinfhaftlihen Brief zurüdzugeben und an deſſen Stelle die 
Ausftellung beſonderer Brieje über die einzelnen Poften zu beantragen. 

4. Ueber die Form des gemieinſchaftlichen Briefes vgl. dad der preuß. Allg. Verf. beir 
gefügte Mufter Anlage E, fühl. V.O. vom 26. Juli 1899 8. 146. 


12. &rneuerwüg des Briefes. 


88. 67, 68. 
€. 188. 64-66; II 88.65, 66. P. J S. 13685—13593, 138637—13639, 13647, 13648. 
M. 6.105. D. 6.3047. R.B. S. 3430. 

1. Die Vorſchriften der 88.67, 68 ſchließen fi an bie Beſtimmungen der preuß. G. B. O. 
38. 111, 112, 130 an, weichen aber in mehrfacher Hinfiht von ihnen ab. Dies gilt zunächſt 
von den Boraußfeungen der Erteilung eines neuen Briefe. Während das preußiſche Recht 
diefe nur zuließ, wenn der alte Brief für fraftlos erflärt war oder nad; dem Ermefien des 
Grundbuhants einer Erneuerung bedurfte, verpflichtet die G.B. O. dad Grundbuch— 
amt, jedem Antrage des Berehtigten ftattzugeben, wenn der bisherige Brief 
ober das Ausihlußurtheil, durd meldes er für kraftlos erklärt ober fraftlos geworben 
ift, vorgelegt wird. Demnach Hat nicht mehr dad Grundbuhamt, fondern nur ber Hypotheken⸗ 
gläubiger darüber zu enticheiden, ob ein noch vorhandener Brief fo ftarf beichädigt oder ver« 
unftaltet worden oder unüberſichtlich geworden iſt, daß er einer Erneuerung bedarf. Bon 
Amtöwegen darf das Grundbuhamt die Erneuerung nicht vornehmen; ein Antrag, dieſes 
zuzulaſſen, ifl in der Neihstagstommiffion geftellt, aber zurüdgezogen. Andererſeits fann ein 
Antrag des Berechtigten nicht deshalb abgelehnt werden, weil die Erneuerung nicht erforderlich 
fei. Vielmehr ift der meue Brief zu ertheifen, menn die beiden Moransfegungen, der 
Antrag des Berechtigten und die Vorlage des bieherigen Briefes oder des Ausſchlußurtheils, 
erfüllt find. 

Die Zuftimmung des Eigenthümers ift (anders als nad dem E. I 3. 64) nicht erfordert, 
um Verzögerungen zu vermeiden; fein Intereſſe it duch die Vorſchrift des $. 68 ge 
wahrt (D.). . 
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Ueber die Fäle der 88. 1162, 1170, 1171, in denen das Ausſchlußurtheil an Stelle des 
Briefes vorzulegen ift, ſowie über bie Berpflihtung des Berechtigten, in dieſen Fällen bie 
Ausſtellung eines neuen Briefe zu beantragen, vgl uben ©. 86ff. und ©. 276 Erl. 4. 

2. Ueber den Anhalt bed neuem Briefe giebt die G.B.O. nur im 8. 68 Abi. 1 und 2 
zwei Vorſchriften. 

a. Dabri fept fie als felbjtverftändlic voraus, daß der neue Brief gemäß 88. 56ff. unter 
Berüdfihtigung der gegenwärtigen Tage des Grundbuch zu ertheilen ift; bie Beitimmung des 
€. 18. 64 Abſ. 3, 8. 65, die diefes ausdrücklich ausſprach, ift als entbehrlich; geftrihen, meil 
es fi von felbft verftehe, ba da8 Grundbuchamt bei Ertheilung eines neuen Briefes an Etelle 
eines alten ebenfo wie bei der erften Ausſtellung eined Briefe in dem Falle der Umwandlung 
einer Buchhypothek in eime Briefhypothek zu verfahren habe, baher ſei für jenen Fall fo wenig 
wie fir den leßteren eine Vorſchrift des angeführten Inhalts erforberfih. Demnach wird aud 
jegt noch auf den im 8. 57 vorgeſchriebenen Auszug die Vorfchrift der preuß. G.B. O. 8. 130 
Sag 2 entiprecend anzuwenden fein, wonach Bermerte, die für die gegenwärtige Gültigkeit des 
Hnpothefenbriefs ohne Erheblichteit find, ſowie gelöſchte Eintragungen und ältere Abtretungen 
mwegzulaffen find (vgl. ſacht. BO. vom 26. Juli 1899 8. 144). 

Nach 9. 58 iſt mit dem neuen Hypothefenbriefe die Schuldurkunde zu verbinden 
(vgl. auch 8. 69 Sag 2). Iſt auch fie verloren gegangen oder unbrauchbar geworden, fo ift 
eine neue Ausfertigung zu befchaffen, fofern es fi um eine gerichtliche oder notarielle Urkunde 
bandelt; ift dagegen über die Forderung nur eine öffentlich beglaubigte oder eine fonftige 
Privaturfunde ausgeſiellt geweſen und diefe verloren gegangen oder unbrauchbar geworden, fo 
gilt, da von biefer ein zweites Exemplar, das bie Gtelle der Urjchrift vertritt, nicht beſchafft 
werben kann (vgl. Begründung zu den Art. 57—61 des Entw. eiges preuß. freiw. G.G. Abſ. 3), 
daffelbe, als wenn eine Schuldurkunde nicht ausgeſtellt wäre, 

b. Außer den aus den 88, 56ff. zu entnehmenden Erforderniſſen muß der neue Brief 
ferner die Angabe enthalten, daß er an bie Stelle des bisherigen Briejes tritt, 
und die im Abſ. 2 des 8. 68 aufgeführten Vermerke aus dem alten Briefe 
übernehmen. 

Die exftere Beitimmung bezwedt lediglich, die Thatſache ber Erneuerung des Briefeb 
erſichtlich zu machen. Die Iegtere dient dem Schutze des Eigenthümers. Nach $. 1140 bes 
2.98. ift die Berufung auf den öffentlichen Glauben de Grundbuch ausgefclofien, joweit 
deſſen Unrichtigleit aus dem Briefe oder aus einem Vermerk auf dem Briefe hervorgeht; eim 
aus dem Briefe oder aus einem Vermerk auf dieſem erſichtlichet Widerſpruch gegen die Richtig⸗ 
teit des Grundbuchs fteht einem im Grundbuce eingetragenen Widerjpruche glei. Diefe Bor- 
ſchriften fommen nad $. 1167 auch auf Einteben zur Unmendung, welche dem Eigenthimer 
auf Grund eines zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger beftehenben Rechtsverhäliniſſes 
gegen bie Hypothet zuftehen, durch einen Vermerk auf dem Briefe kann der Eigenthümer 
fi die Einreden jedem Erwerber gegenüber erhalten. Nah $. 1145 ſchließlich iſt der 
Hupothetengläubiger verpflichtet, eine tHeilmeife Befriedigung auf dem Briefe zu vermerten. Ale 
derartigen, auf bem biöherigen Briefe ftehenden Privat:Bermerke find auf ben neuen Brief zu 
übertragen, damit der Eigenthümer nicht die Möglichkeit verliert, dritten Erwerben ber Hupothet 
gegenüber die daraus hervorgehenden Einwendungen geltend zu machen. Iſt der Brief gänzlich 
verloren gegangen oder unleferlich geworden, fo ift natürlich die Befolgung diefer Vorſchrift nicht 
ausjührbar, alsdann bleibt den Eigentümer nichts übrig, als die Berichtigung des Grund- 
buchs zu ermwirten. 

c. Weitere Beſonderheiten find für den neuen Brief nicht angeordnet. Insbeſondere iſt 
die Vorſchrift der preuß. G.V.O. $. 112 nicht übernommen, daB die Urtheilsformel des Aus— 
ſchlußurtheils in den neuen Brief, der an Stele eines für kraftlos erklärten ertheilt wird, zu 
übernehmen ift. 
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8. 69. 

Wird eine Hypothek gelöfcht, jo ift der Brief unbrauchbar zu machen; das 

Gleiche gilt, wenn die Ertheilung des Briefes über eine Hypothek nachträglich 

ausgeſchloſſen oder an Stelle de3 bisherigen Briefes ein neuer Hypothefenbrief, 

ein Grundſchuldbrief oder ein Nentenfchuldbrief ertheilt wird. Eine mit dem 

bisherigen Briefe verbundene Schuldurfunde ift abzutrennen und, fofern fie nicht 
mit dem neuen Hypothekenbriefe zu verbinden ift, zurüczugeben. 


3. Schließlich ordnet 8. 68 Abſ. 3 die Eintragung der Ertheilung bes neuen Briefes in 
dad Grundbuch an, und zwar abweichend von der preuß. G.B. O. 8. 112 Abf. 2, nicht nur für 
den Fall, daß ber biöherige für kraftlos ertlärt iſt, ſondern file alle Fälle der Erneuerung. 
Ueber die Stelle, an der dieſer Vermert in das Grundbuch einzuſchreiben iſt, vgl. die preub- 
Allg. Verf. 8.12 Abſ. 2 a. €. 

4. Ueber bie Unbrauchbarmachnng des biäherigen Briefes vgl. 8. 69. 


13. Anbrauchbatmachung des Briefes. 
8. 08. 
E. J 8. 63, 8.64 Abf. 4; II 8.67. B.1 6. 1858113588. M. 6.105. D. 6. 3047. 
8.8. 6. 3430, 3431. 

1. „Zur Verhütung etwaiger Mißbräuche, die mit einem ungültig getvordenen Hypotheken- 
briefe getrieben werden können, erſcheint es geboten, die Ungültigkeit des Briefe in augen- 
falliger Belfe ertennbar zu madjen.“ (®.) Die ©B.D. begnügt fi) deshalb nicht mit der 
Anordnung eines bloßen Vermertes auf dem Briefe, fondern ſchreibt die Unbrauchbarmachung 
in folgenden drei Fällen vor, nämlich wenn 

a. die Hypothet völlig gelöfcht wird. Bei THeillöfungen kommt $. ” zur Anwendung, 
vol. oben ©. 811f. Erl. 2 und 4; 

b. die Briefhypothek nachträglich in eine Buchhypothet umgewandelt wird, fei e8 aus» 
drücklich durch die Einigung und Eintragung der Ausſchließung der Ertheilung des Briefes 
(8. 1116 Abf. 2) ober ftilfchveigend durch die Umwandlung in eine Sicherungshypothet gemäß. 
8. 1186 des B.G. B. (vgl. oben ©. BBf. und ©. 62 Ziff. 3); 

ce. an Stelle des bisherigen Briefes ein nener Hypothekenbrief, ein Grundſchuld⸗ oder ein 
Rentenfguldbrief erteilt wird, fei es auf Untrag des Berechtigten gemäß z8. 63, 6567 oder 
ohne Antrag in dem Falle des 8. 64. 

2. Wie die Unbrauchbarmachuug zu bewirken tft, Haben bie Landerjuftizverwaltungen zu 
beſtimmen. Die preuß. Allg. Verf. 8. 42 Abf. 1 ſchreibt vor, „daß, nachdem bie bei dem 
Rechte bewirkte Eintragung auf dem Briefe vermerkt ift (G. B. O. $. 62), der Vermerk über die 
erfte Eintragung das Rechtes durchſtrichen und der Brief mit Einſchnitten verſehen wirb.* 

3. Ueber ben Berbleib des unbrauchbar gemachten Briefed enthielt die Reichstagsvorlage 
die Beftimmung, daß der Brief von dem Grundbuhamt aufzubewahren fei. Die Reichs- 
tagstommiffion hat dies geftricen; es entſcheiden daher die Beftimmungen der Landesjuftiz: 
vermaltungen. In Sadjfen ift ber Brief zu vernichten (BO. vom 26. Juli 1899 8. 148), in 
Preußen dagegen zurüdzugeben, fofern nicht aus befonderen Gründen die Burüdbehaltung 
des Briefes bei ben Grundalten angemefien erideint (Mg. Verf. $. 42 Abf. 2). Steht die 
Loſchungsbewilligung auf dem Briefe, muß er nad) $. 9 aufbewahrt oder eine beglaubigte Ab- 
ſchriſt der Bewilligung zu ben Grundalten genommen werben. 
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8. 70. 

Die Vorfchriften der 38. 56 bis 69 finden auf den Grundfchuldbrief und 
den Rentenjchuldbrief entfprechende Anwendung. Der Rentenjchuldbrief muß auch 
die Ablöfungsfumme angeben. 


It eine für den Inhaber des Briefes eingetragene Grundſchuld oder 
Rentenſchuld in Theile zerlegt, fo ijt über jeden: Theil ein befonderer Brief 
herzuitellen. 


4. Die Schuldurkunde, welche mit dem bisherigen Briefe verbunden war, ift abzutrennen 
und entweber mit dem neuen Briefe zu verbinden oder zurüdzugeben. Die Verbindung mit dem 
neuen Briefe ijt nur ftatthaft, wenn biefer ebenfalls ein Hhpothefenbrief und die durch die 
Hypothek geficherte Forderung auch jept noch mit der in der Urkunde verbrieften identiſch ift, 
alfo nur in den Fällen ber 88. 63, 66, 67, zuweilen in denen des 8. 64 und nie in denen 
des 8. 65 (vgl, oben ©. 315 Erl. 3 und ©. 318 Erf. 2a). 

An wen bie Rüdgabe zu erfolgen Hat, ijt nicht gefagt und nad) den Umftänden des 
Falles zu entideiden. In dem alle ber Löſchung wird fie an ben Eigenthümer geſchehen 
müfjen, wenn biefer nichts Anderes beftimmt hat 


II. Grundſchuldbrief und Rentenſchuldbrief. 


8. 70. 
€.18.07; 118.8. P. 1 6.138593. M. 6.108. D. 6.3047. 


4. Die Beltimmung bed erften Gapes, welde bie entſprechende Anwendung ber 
38. 65—69 anf den Grundſchuldbrief und ben Rentenſchuldbrief vorſchreibt, Hat zur Folge, daß 
alle für den Hypothekenbrief gegebenen Vorſchriften auch fit jene Briefe gelten, foweit ſich micht 
aus der Natur der Grundſchuld oder Nentenfhuld oder aus 8. 70 Abf. 1 Sap 2 und Abſ. 2 
ein Andered ergiebt. 

2. Bu den einzelnen Beftimmungen ift zu bemerfen. 

&. Die Vorfchriften des 8. 56 kommen mit der Maßgabe zur Anwendung, dab die Be— 
zeichnnng nicht Hypothetenbrief. fonbern Grundſchuldbrief ober Rentenjhuldbrief lauten muß. 
In dem E. I $. 67 war dies außdrüdlich gejagt; die fpäteren Entwürfe haben den betrefienden 
Sap als entbehrlich geftrihen, weil er ſich ans der entfpredenden Anwendung des 8. 56 ohne 
Weiteres ergiebt. 

Die im 8.56 angegebenen wejentlihen Erforderniffe werden für den Rentenſchuld— 
brief durch die Vorſchrift des $. TU Abſ. 1 Gap 2 vermehrt; diefer „muß“ and die Ab» 
Löfungsfumme angeben, da diefe für die Mentenfchuld weſentlich ift (8.©.B. $. 1199 bl. 2, 
vgl. oben ©. 64). 

b. Während $. 57 uneingeſchränkt auch für die Grundſchulde und Mentenfguldbriefe gilt, 
it die Anwendung des $. 58 ausgeſchloſſen, weil die Grundſchuld und die Rentenſchuld nicht 
zur Sicherung einer Forderung beitellt werden (vgl. oben ©. 60 und ©. 63 Ziff. 5). Es 
kommen baher die Vorſchriften über die Verbindung der Schuldurkunde mit dem Briefe 
(8. 58, 8. 61 Abſ. 2 Sap 3, $. 65 Abi. 1. $. 69 Cap 2) für den Grumdfguld: und Renten» 
ſchuldbrief nicht in Betracht und ebenfo ift die Anwendung des 3. 65 Abſ. 2 nicht denkbar, 
wohl aber die des &. 60 Abf. 1. Bol. oben ©. 314 ff. die Exl. zu $. 65. 

e. Im Uebrigen find die Veftimmungen der 88. 59—69 voll anwendbar. 
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3. Befonberheiten gelten für die Grundfhulden und Renteuſchulden für den Inhaber des 
Briefes (vgl. oben S. 63, 76, 78, 277 f. 292). 

& Falls dieſe im Theile zerlegt werden, fo ift für jeden Theil ein beſonderer Brief 
berzuftellen ($. 70 Abf. 2). „Diefe Vorſchrift rechtfertigt ſich durch die Erwägung. daß bie Ber- 
legung in Theile gerabe die Uebertragung des Rechtes auf eine größere Anzahl von Inhabern 
bezwedt” (D.). 

b. Daß die Unterzeichnung der Inhaber-Grundſchuld⸗ (und -KRentenſchuld⸗) Briefe im 
Bege mehanifder Vervielfältigung erfolgen kann, ift oben ©. 302 Erl. 2d bereits erwähnt 
Wgl. D a. a. ©.). 

4. Nicht übernommen iſt aus dem preußiſchen Rechte (Bei. über den Eig. Erw. x. 8. 39 
Abi. 2, preuß. ©.B.D. 38. 95, 96, 115, 128) das Inſtitut dee Zinsquittungsſcheine, bie 
auf Antrag des Eigentümers von dem Grundbuhamt auszuftellen und dem Grundſchuldbriefe 
beigufegen waren. gl. dagegen M. z. 8.6.8. 8b. 3 ©. 784. Auch für die Inhabergrund- 
ſchuldbriefe gilt feine Ausnahme. Zwar finden auf biefe die Vorſchriften über Schuldver- 
fhreibungen auf ben Inhaber entſprechende Anwendung (8.6.8. 8. 1195 Satz 2); aber dieſe 
(88. 799, 801, 803 ff.) enthalten nur Vorſchriften für dem Fall, dab Binsiceine ausgegeben 
fein follten, und geben feinen Anhalt für die Annahme, dab das Grundbuchamt, weil es 
Inhabergrundfchuldbriefe außftelle, auch berechtigt oder gar verpflichtet fei, Zinsſcheine beie 
zufügen. 

5. Vgl. ferner über die Form ber Grundſchuldbriefe und Nentenjuldbriefe die preuß. 
Ang. Berf. $. 38 Abf. 4 und die Anlagen F und G. 
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Vierter Abſchnitt. 
Beihwerde. 


Bierter Abſchuitt. 

4. Da die G. B. O. die Verfaffung der Grundbuchämter nicht geordnet, fondern der landes- 
gefeglihen Regelung überlafien hat, hat fie auch über die Dienftaufficht über die Grundbuch- 
ämter und über die im Auffihtswege au erledigenden Beſchwerden feine Vorſchriften getroffen 
(M. ©. 109). Hierzu gehören alle Beſchwerden, welche Angelegenheiten der Berwaltung, ins— 
befondere ben Geihäftsbetrieb und Verzögerungen betreffen (preuß. U.G. 3. ©:8.8. 8. 85; 
dgl. ebd. 8. 78f.). Auch Weigerungen des Grundbuchamis, ihm obliegende Amtshandiungen 
vorzunehmen, unterliegen ber Beſchwerde im Aufſichtswege, fofern fie nicht auf Geſichtspunkte 
des Grundbuchrechts gegründet find (vgl. K.®. 2 ©. 66, 4 ©. 140, 11 ©. 116, 12 ©. 3). 

Ebenſo wie dieſe Beſchwerden werben auch die gegen Werthfeſtſezungen und gegen Ent- 

feidungen bes Grundbuhamts über Erinnerungen gegen den Anſatz von Gebühren und 
Auslagen von der G.B. O. nicht berührt, da das Koftenwejen der landesrechtlichen Regelung 
überlaffen ift (oben ©. 191 Worbm. VII). gl. preuß. Gerichtötoftengel. vom 25. Juni 1895 
(Bel. vom 6. Ottober 1899) 8. 27. 
! 2. Dagegen bat die Meichägefepgebung das Beſchwerdeverfahren gegen ſachliche Ent- 
ſcheidungen des Grundbuhamts einheitlich geregelt, und zwar einſchließlich der Buftändigteits: 
frage; nur ein eng begrenzter Vorbehalt ift in Iegterer Hinficht in ben 88. 100—102 zu Gunften 
der Sandeögefepgebung gemadit. Die G.B.O. nimmt alfo hinſichtlich ber Beſchwerdeinſtanzen 
eine andere Stellung ein, als binfichtlic der Grundbudämter felbft, deren Berfafjung landes⸗ 
geſehlicher Regelung überlaffen if. In den Motiven ©. 110, 111 wird dies, insbeſondere 
aud; die Webertragung der Entſcheidungen in den Beſchwerdeinſtanzen auf die Gerichte, durch 
die Wichtigfeit ber Grundbuchſachen und ben tiefgreifenden Einfluß der GEntfcheidungen ber 
Grundbuhämter auf den Privatrechtsverkehr gerechtfertigt und zugleich die befondere Regelung 
des Beſchwerdeverfahrens, abweichend von dem in Sachen der fonftigen nichtſtreitigen Rechts- 
pflege, durch bie bejondere Natur ber Thätigkeit des Grundbuhamts begründet (vgl. M. 
©. 110). 

Die G.B. O. Hat das Beſchwerdeverfahren ferner erſchöpfend geregelt, ſodaß die Vor⸗ 
fehriften des freim. G.G. 98. 19-30 auf Grundbuchſachen feine Anwendung finden (vgl. preuß. 
freiw. G.G. Art. 3 und Begr. zu dem Entw. diefes Art.; Entih. 1 ©. 80 = K. G. N.F. 1A. 
©. 125 — Rechtſpr. 1 €. 199, ebd. 2 ©. 221). Zweifelhaft ift e8 aber, ob nicht die übrigen Vor— 
ſchriften des erften Abſchnitts des frei. G.G. (4. B. über die Gerichtsſprache und die Dolmetjcher, 
über bie Sigungspolizei, über die Bekanntmachung gerichtliche Verfügungen, über die Berechnung 
der Friften u. a., vgl. oben ©. 142, 145ff., 190f., 209), foweit nicht Sonberbeftimmungen der 
G. B.O. entgegenftehen, auf das Verfahren vor den Beſchwerdegerichten in Grundbuchfachen 
anwendbar find. Dieje Frage wird z.B. von Dorner (freim. ©.&. ©. 11) bejaht, weil bie 
Beſchwerde in Grundbuchſachen zu den durch Reichsgeſetz den Gerichten übertragenen Angelegen- 
heiten der freimilligen Gerichtöbarteit gehöre. Dagegen wird mit Recht von anderer Seite 
betont, daß alle die betreffenden Verfahrensvorſchriften, ſoweit fie in der ©.B.D. nicht enthalten 
feien, nad; der Abfit der gefepgebenden Zattoren (vgl. oben ©. 8, 11 und Exl. 1 zu 
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88. 83, 84) der landesgeſetzlichen Regelung überlafien werden follten, und daß dieſes, wie für 
die erfte Inſtanz. fo auch für die Befchwerdeinftanzen gelten müffe. Auf diefem Standpunfte 
ſteht das preuß. freiw. GG., vgl. Art. 1, 8 fowie die Begr. zu dieſen Artikeln. (Ebenfo 
Dberned ©. 79 Anm. 2) Für die meilten Staaten wird die Frage ohne praktiſche Be- 
bentung fein, weil die Vorſchriften des freim. G.G. durch die Landesgeſetze für entiprechend 
anwendbar erflärt find. 

3. Die G. B.O. kennt, entiprechend dem bisherigen preußiſchen Rechte (A.G. 3. 6.8.8. 
dom 24. April 1878 98. 40, 51ff.) und dem frei. ©.®. 88. 19ff., 27ff., defien Vorſchriſten 
teilweife mit denen ber ©.B.O. gleich lauten, zwei Rechtsmittel in Grundbuchſachen, bie 
Beſchwerde und die weitere Beſchwerde. Die eritere ift gegen die Entſcheidungen des Grund⸗ 
buchamts, foweit fie nit duch 8. TI Abi. 2 der Anfechtung entzogen find, die Ieptere gegen 
die Entſcheidungen des Beſchwerdegerichts zuläffig (88. 71, 78). Exftere kann, wie die Beichwerbe 
im Eivilprozefie (E.B.D. $ 570), auf neue Thatfahen und Beweiſe, letztere dagegen, ähnlich 
der Revifion (EBD. 98. 549ff.), mur auf die Werlepung einer Rechtänorm geftügt werben 
(88. 74, 78). 

Bon ber Beſchwerde Handeln die 88. 71—77, und zwar $. 71 von der Zuläffigkeit, 
8. 72 von der Buftändigfeit, 9. 73 von der Einfegung, $. 74 von der Begründung der Ber 
ſchwerde, 8. 75 von der Ahänderungebefugnig des Grundbuhamts, 88. 76, 77 von den bor- 
Tänfigen und endgültigen Entſcheidungen des Beſchwerdegerichts. 

Die weitere Beſchwerde ift in den 88. 78-80 geregelt. 

Schließlich enthält 8. 81 noch zwei fir beide Urten geltende Vorſchriften über die zu— 
itändige Gericht-Abtheilung und über bie Ausfhliegung und Ablehnung der Gerichtsperſonen. 

4. Die Frage, wer zur Einlegung der Beſchwerde befugt if, Hat die G.B. O. in Ueber« 
einftimmung mit den meiften bisherigen Geſehen nicht beantwortet. Nah dem €.I 8. 69 
follte fie einem Jeden, welcher durch die Entfcheidung in feinen Rechten beeinträchtigt ift, im 
Falle der Zuriidweifung eines Antrags oder des Erſuchens einer Behörde jedoch mur dem 
Antragfteller oder der Behörde zuftehen. Dies ift nicht Gefeh geworden, insbeſondere findet 
auch die gleichlautende Vorſchrift bes 8. 20 des frei. ©.®. Feine Anwendung (vgl. Borbm. 2 a. €.). 
Bet bem Schweigen des Gefepes ift, mie nach bem bisherigen preußiſchen Rechte, in allen 
Fällen, auch bei Zurücdweifungen von Unträgen oder von Erſuchen (Entid. 2 S. 41 = 8.6. 
NZ. 2A ©. 96 — Redtipr. 2 ©. 221), die Befugniß zur Einlegung der Beſchwerde 
allen Berfonen zuzuſprechen, die durch die Anordnung des Grundbuchamts in ihren Rechten 
beeinträchtigt find (8.6. I ©. 5, 3 ©. 6, 4 S. 190). Eine Beeinträchtigung des Rechtes 
des Befchwerdeführers liegt aber nicht dor, wenn die Eintragung fo erfolgt ift, wie er 
fie bewilligt hat; ebenfo fann der Käufer eine® Grumbftüds, ber die darauf eingetragene 
Sypothek übernommen hat, nicht im Beſchwerdewege (8. 71 Mbi. 2) das Nichtbeitehen biefer 
Hypothek geltend machen, deren Rechtswirkſamkeit bei dem Abſchluſſe des Kaufvertrags von 
ihm wie von dem Verkäufer vorausgeſetzt worden ift, da er durch ihre Eintragung weder 
in feinem Rechte noch in feinem Intereſſe verlegt ift (Rechtſpr. 1 ©. 345). Dagegen Hit 
ein gefeglicher Vertreter, deſſen Vertretungsbefugni von dem Grundbuchamte verneint ift, befugt, 
im eigenen Namen Beſchwerde zu erheben (R.G. 6 ©. 137). 

Auch Behörden fteht das Rechtsmittel zu, jedoch nur infoweit, als fie zur Vertretung ber 
Betheiligten berufen oder zu Erfuhen um Vornahme einer Eintragung (8. 39) geſetzlich zus 
Händig find (R.G. NE. 1 A ©. 10, vgl. 8.6. 2 ©. 12, 13, 3 ©. 6, 4 ©. 5,6, 7). Rehteres 
trifft 3. B. zu, wenn das Progekgericht dad Grundbuhamt um Vornahme der durch einftweilige 
Verfügung angeordneten Eintragung erſucht Hat, felbft wenn das Grundbuhamt und das 
Prozeßgericht Abtheilungen defielben Amtsgerichts find (Zeitihr. f. C. Prz. 27 ©. 353). Dagegen 
ift das Grundbuchemt felbft zur Einfegung der weiteren Beſchwerde micht berechtigt (R.®. 1 
© 5,26. 15 Anm, 3 ©. 6). 

Ueber das Beſchwerderecht der Notare vgl. oben ©. 204 Erl. 3b. 

21* 
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g. 71. 

Gegen die Entfcheidungen de Grundbuchamts findet das Rechtsmittel der 
Beſchwerde jtatt. 

Die Beſchwerde gegen eine Eintragung ift unzuläffig. Im Wege der Be— 
jchwerde kann jedoch verlangt werden, daß das Grundbuchamt angewiefen wird, 
nad) $. 54 einen Widerfpruch einzutragen oder eine Löfchung vorzunehmen. 





L Die Beſchwerde. 
1. Buläffgkeit. 


8.71. 


@.18.68 Abſ. 1, 8.74; II 8.69. B. J 6. 13847, 13350—13353, 18355 —13357. 
M. 6. 110, 111, 117. D. 6.3047, 3048. 2.8. S. 3431. 


1. Die Regel des $. 71 Abſ. 1, daß das Rechtsmitiel der Beſchwerde gegen bie Ent- 
fheidungen des Grundbuhamts zuläffig it, bezieht ſich nad) dem ©. 322 Borbm. 1 Gefagten 
nur auf „fachliche Verfügungen” (M. ©. 109), auf „die in der Sache getroffenen An— 
ordnungen“ (D.). Außer den in Worbm. 1 erwähnten Entfheibungen des Grundbuhamts 
ſcheiden daher die Verfügungen aus, in denen das Grundbuhamt nicht einen Parteiantrag 
erlebigt, fondern nur erklärt, wie es ſich in Zutunft auf etwa zu ftellende Anträge verhalten 
will, z. 8. dab es in Zufunft feine Auskunft über den Inhalt des Grundbuchs oder der Grund» 
atten ertheifen will; denn die Beſchwerdeinſtanzen in Grundbuchfachen find mım mit der Er⸗ 
ledigung beitimmter Parteianträge befaßt und zur Ertheilung genereller Anweifungen an die 
Grundbuhämter nicht befugt (Entf. 1 ©. 210, 8.0. 9 ©. 3). 

2. Aber aud in biefer Beſchränkung gilt die Regel des Abſ. 1 nicht ausnahmslos; die 
Vorſchrift des Abſ. 2 erklärt die Beſchwerde gegen eine Eintragung regelmäßig für unzuläffig. 
Der Grund für diefe Beftimmung ift berfelbe, welcher gegen die Zulafiung der Wiederauffebung 
einer als unrichtig erfannten Eintragung jeitens des Grundbudhamts (ngl. $. 54) ſpricht, und 
auch für die im Abf. 2 Sag 2 zugelafienen Ausnahmen find die gleichen Gründe maßgeblich 
gewefen, wie für bie Vorſchrift deö $. 54, wonad das Grundbuhamt von Amtswegen eine 
ihrem Inhalte nach unzuläffige Eintragung löſchen und gegen eine unter Verlegung geſetlicher 
Vorjchriften vorgenommene Eintragung, durch die das Grundbuch unrichtig geworben iit, einen 
Widerſpruch eintragen darf; die Maßnahmen, welche das Grundbuhamt von Amtswegen 
ergreifen darf, muß auch dad Beichwerdegericht auf bie Beſchwerde Hin zur Berichtigung einer - 
Eintragung anzuorbnen befugt fein. Es genügt daher, zur Begründung der Vorſchriften bes 
Abf. 2 auf die Erf. I bis 3 zu 8.54 (S. 295.) zu verweilen. Wgl. aud die Erl. 4 bis 7 ebb.; 
insbefondere gilt aud hier das bei Erl, 5 erwähnte Erforderniß der Vorlage des Hypothelens, 
Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefs für die Eintragung bes Widerſpruchs, von der dort 
angeführten Ausnahme abgefehen. 

Unter der Eintragungen find alle Arten von Eintragungen zu verftehen, insbeſondere 
fallen aud die Löſchungen (Entf. 1 ©. 168) und Widerſpruche (8.. N.F. 1A ©. 217, 2A 
©. 147, Rechtſpr. 2 ©. 59) darunter. Die Befeitigung zu Unrecht erfolgter Eintragungen und die 
Biederherftellung zu Unrecht gelöſchter Bermerte kann daher nur nach den Regeln der 88. 13f., 
insbeſondere ber $$. 19, 22 erwirft werben, und etwaige Streitigtetten der Beteiligten find im 
Brozeßwege auszutragen. Dies findet aud auf einen auf Grund tes $. 54 eingetragenen 
Widerſpruch Anwendung; die Eintragung eines neuen Widerſpruchs gegen diefen ift unzuläffig 
(RO. u. Rechtſpr. a. a. ©.) 

Uebrigens ift die Vorſchrift des Abſ. 2 Cap > nicht von großer Tragweite.” Würde fie 
fehlen, fo würde zwar in den genannten Fällen eine Beſchwerde gegen die Eintragung unzuläffig 
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8. 72. 
Ueber die Beſchwerde entjcheidet das Landoericht in deſſen Bezirke das 
Grundbuchamt ſeinen Sitz hat. 


fein, der Verletzte könnte ſich aber an das Grundbuchamt mit dem Antrag auf Eintragung des 
Widerſpruchs oder auf Löſchung der ihrem Inhalte nach unzuläffigen Eintragung werben und 
gegen befien Ablehnung Beſchwerde erheben. Die Vorſchrift dient alſo nur zur Beſchleunigung, 
indem fie die Anrufung des Grundbugamts erübrigt. 

3. Bon den unter I und 2 erwähnten Einſchränkungen abgefehen, ift die Beſchwerde gegen 
alle Entjheidungen des Grundbuhamts zuläffig, alfo vor allem gegen diejenigen, durch welche 
ein Antrag oder ein Erſuchen einer zufländigen Wehörde zurüdgemiefen ıwird, daneben auch 
gegen bie jog. temporifivenden Zwiſchenverfügungen (S. 208); hält der Antragiteller die ihm 
durch biefe mitgetheilten Bedenten, deren Befeitigung ihm aufgegeben ift, für unbegründet, jo 
braucht er nicht die endgültige Zurlidweifung feines Antrags abzuwarten, fondern kann gleich gegen 
jene Verfügung Beſchwerde erheben (Enıfh. 1 5.80 = K. G. NE. 1A S. 120 — Rechtſpr.1 
©. 199: ebd. S. 200). Much gegen Verfügungen, durch bie einem Antrage ftattgegeben wird, 
mit Ausnahme ber Eintragungsverfigungen, ift Beſchwerde nicht ausgefchlofien; jedod wird 
dies faum von praftiicher Bedeutung fein. 


2. Bufändiges Geridt. 


8.72. 
€.18.68 %bf. 2: II 8.70. $.1 S. 13347, 1336018353, 1335513357. M. 6. 111. 
D. ©. 3088. 


1. In Uebereinftiimmung mit bem in dem größten Theile Deutſchlands bereits früher 
geltenden Rechte Hat die ©.BC. die ſachliche Zuftändigteit zur Eniſcheidung der Beſchwerde den 
Landgerichten übertragen, weil diefe ald Kollegialgerichte die erforderliche Gewähr für eine 
richtige Entfeibung bieten. Oertlich zuftänbdig ift dasjenige Landgericht, in deſſen Bezirke 
das Grundbugamt, defien Entſcheidung angejodhten wird, feinen Sig hat. Bei diefem hat nad 
3%. 81 Abf. 1 eine Civilfammer zu entfcheiben. 

2, Das bezeichnete Landgericht ift ausihließlid zuftändig. Weder die Betheiligten 
nod die Landesgeſetze können ein anderes Gericht oder eine andere Behörde mit der Ent 
ſcheidung betrauen. Die Landesgefepgebung fann nur, falls die Umtsgerichte nicht zugleich, 
Grundbuchämter find, die vorgängtge Anrufung des Amtsgerichts vorihreiben, ehe bie Beſchwerde 
bei dem Landgericht erhoben werden darf; aisdann finden auf das Verſahren vor dem Amts- 
gerichte die Vorfchriften des $ 71 Abf. 2 und der g5. 73—77 entfprechende Anwendung, und 
erſt gegen die Entiheidung des Amtsgerichts giebt e8 die Beſchwerde. Es wird alfo zwiſchen 
die Entfheidung des Grundbuhamts und das Verfahren vor den Landgericht ein Verfahren 
bei dem Amtögericht eingeihoben. Dgl. 88. 100, 101. 

3. Ein Verſtoß gegen bie Vorfhriften des 8. 72 vechtfertigt die weitere Beſchwerde. 
Insbeſondere ift die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts auch wegen ber örtlichen Unzuitändig 
teit des entſcheidenden Landgerichts anfechtbar, felbjt wenn auf fie kraft Landesrechts (3. B. preuß. 
freim. G.G. Art. 1) die Vorſchrift des freim. G.G. 3. 7 Anwendung finden folte, wonach die 
gerichtlichen Handlungen nicht aus dem Grunde unwirtſam find, weil fie von einem örtlich un- 
guftändigen Gerichte vorgenommen find. Die Begründung ergiebt ſich aus der Erf. 4b zu 8.10, 
oben ©. 170 (a. M. Oberned ©. 92). 
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8. 73. 
Die Beſchwerde kann bei dem Grundbuchamt oder bei dem Beſchwerdegericht 
eingelegt werben. 
Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder durch 
Erflärung zum Protofolle des Grundbuchamts oder des Gerichtäfchreibers des 
Beichwerdegerichts. 


3. Ginlegung der Veſchwerde. 
8.78. . 
€.18.70; 118.71. ®.1 6.138347, 19848, 18853, 13360, 18369. M. 6. 118. 
D. 6.308. 8.8. 6.3481. 


1. Mit Rüdfiht auf die Natur ber Grundbuchſachen und den Zwed des Rechtsmittels find 
die Formalien möglicjt einfad; geſtaltet. Daher ift z. B. abweichend von der Vorſchrift der C.P. O. 
$. 569, der die Beſtimmungen des 8.73 (ebenſo wie die gleidjlautenden des freim. G.G. 8.21) 
nachgebildet find, die Einlegung ber Beſchwerde bei dem Beſchwerdegericht auch in nicht dringen- 
den Fällen geftattet. Trogdem empfiehlt es ſich, fie bei dem Grundbuchamt einzulegen, damit 
dieſes die Akten beifligen und von ber im 8.75 gegebenen Befugnik, der Beſchwerde abzubelfen, 
Gebraud; machen fann. 

2. Eine weitere Abweichung von der C.P. Q. liegt in der Vorfchrift des Abſ. 2, daß die 
Beſchwerde fter zu Protokoll erflärt werden kann. 

a. Wer bei dem Grundbuhamte das Protokoll aufzunehmen hat, iſt reichsrechtlich 
hier ebenfowenig wie im 8.29 beſtimmt. Landesrechtlich kann die Zuftändigleit geregelt werben, 
Im Bayern ift „auch der Gerichtsſchteiber des Amtsgerichts“ für zuftändig erflärt (AB. z. 8.8.0. 
Art. 3 Abi. 2). Im Preußen fehlt e8 am einer bejonderen Beitimmung; Art. 5 des A.G. z. 
GB.L. bezieht fih nich auf die Einlegung der Beſchwerde Es ift daher auch hier ſowohl der 
Richter wie der Gerichtöichreiber zur Aufnahme bes Protokolls für befugt zu Halten (Medhifpr. 2 
©. 174; Oberned ©. 81). 

Dagegen kann bei dem Befchwerbegerichte nur ber Gerichtsfchreiber, nicht der Richter das 
Brotofol aufnehmen (Entig. 1 ©. 41 = &.G. N.F. 1A ©. 145 — Rechtſpr. 1 &.189). Ein 
von dem legteren aufgenommenes Protokoll kommt nur al Beſchwerdeſchrift in Betracht. 
Dafjelbe gilt von dem Protokoll eines anderen Gerichtsichreibers, der weder dem Grundbuchamte 
noch dem Veſchwerdegericht angehört (Entf. 1 ©. 1 = 8.6. N.F. IA ©. 6). 

b. Ueber die Formalien der Protokolle fehlt es an einer reichsrechtlichen Vorſchrift 
(ogl. oben S. 236 Erl. 1b). In Breußen kommen für richterliche Protokolle die Beftimmungen 
der Urt. 54,55 des preuß. frei. &.®. in Betracht (gl. die Erl. zu Art. d bes A. G. 3. ©.8.D.). 
Für Protofolle der Gerichtsſchreiber ift feine Vorſchrift getroffen. Mit Shulgenitein (Beitihr. 
1. E.Brz. 8b. 27 ©. 572) wird man die Unterferift des Gerichtsſchreibers forbern müflen, 
während die des Befchwerbeflihrers nicht weſentlich ijt. 

3. Die Beſchwerdeſchrift braucht weder von einem Rechtsanwalt oder Notar unterzeichnet 
noch beglaubigt zu fein. (Anders bei der weiteren Beſchwerde nah $. 80 Abi. 1.) Selbit 
die Unterjchrift des Beſchwerdefühters wird man nad; der gründlichen Unterinhung von 
S gulpenftein (a. a. D. ©. 514ff, ©. 578ff.) für entbehrlich Halten bürfen, wenn fih nur 
aus dem Schriftftüce die Perſon des Beſchwerdefuhrers und defien Zuſtimmung zu dem Inhalte 
bes Schriftftiids ertennen läht; banad) genügt aud) die Erklärung zu Prototol eines unzuftändigen 
Gerichtsſchreibers oder Richters (ebd. ©. 574 ff. Auch dies gilt nicht bei ber weiteren Beſchwerde 
nach $. 80 Abi. 1 Sag 2). 

4. Un weitere Formalien als die im $. 73 genannten ift die Beſchwerde nit 
nebunden, insbejondere nicht an eine Friſt; ebenfowenig ift ein beftimmter Inhalt für die 
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8. 74. 
Die Beſchwerde kann auf neue Thatfachen und Beweiſe geftügt werben. 


8. 75. 
Erachtet das Grundbuchamt die Beſchwerde für begründet, jo hat es ihr 
abzuhelfen. 


Schrift oder das Protokoll vorgeſchrieben, namentlich nicht der Gebrauch des Ausdrucks 
Beſchwerde“. 

5. Die Beſchwerde kann auch durch einen Vertreter des Beſchwerdeführers erhoben werben. 
Ein Bevollmächtigter muß ſich durch eine Vollmacht legitimiren, für die eine Form nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt, da der Bevollmächtigte keine zu der Eintragung erforderliche Erklärung abzugeben 
bat (oben ©. 237 Erl. 2, Zeitſchr. f. C. Prz. S. 360.) In dem Falle des $. 15 bedarf ber 
Notar feiner Vollmacht (oben S. 204 Erf. 3b). 


4. Beſchwerdegrund. 


8. 74. 
€.18.72, 118.72. ®.1 6. 18366—13372. M. 6.115. D. 6.3048. 8.8. 6. 3481. 


1. Der €. I 8.72 enthielt die VBeftimmung, daß die Beſchwerde anf neue Thatſachen und 
Beweife nicht geftügt werden könne. Das Geſetz beftimmt das Gegentheil im Anſchluß an 8.570 
der E.B.D. (ebenfo freim. G. G. 9.23) und mit Rüdficht auf die Vereinfahung und Beſchleunigung 
des Verfahrens ſowie im Intereffe der Koftenerfparniß. Würde der Vorſchlag des E. I Geſetz 
geworben fein, fo würde fi der Beſchwerdeführer zunäcft mit einem neuen Antrag an das 
Grundbuchamt zu wenden haben und erft gegen befien ablehnenden Beſcheid Beſchwerde erheben 
tönnen, während er fofort legtere einlegen kann und dadurch zugleich nad) $. 75 die nochmalige 
Prüfung durch das Grundbuchamt erzielt (K.B. a. a. O.). 

2. Demnad kann die Beſchwerde (anders als die weitere Beſchwerde, 8. 73), ebenfo Imie 
die civilprozeſſuale Beſchwerde, auf jeden beliebigen Beſchwerdegrund geftügt werben. Das 
Beſchwerdegericht Hat nicht Bloß zu unterſuchen, ob die angeführte Entſcheidung auf der Verlegung 
einer Rechtönorm beruht, fondern auch in jeder anderen Hinficht den von dem Grundbuhamte 
zurüdgewiejenen Antrag nachzuprüfen. Ein neuer Antrag kann aber, von den Fällen des 8. 71 
Abf. 2 Satz 2 abgefehen, in der Beſchwerdeinſtanz nicht geftellt werben. 


5. Wirkungen der Befdwerde. 
a. Abhülfe durd das Grundbuchamt. 


8. 7. 
€. 18.71; IT 8.73. ®.1 ©. 13348, 13351, 13353, 13354, 1836013366. M. ©. 114. 
D. 6. 3048. 

1. Wie oben 5. 297 Erl. 8 bereit? erwähnt, ijt das Grundbuchamt zur Abänderung der 
von ihm erlafjenen Entſcheidungen, aber nicht der bereit vollzogenen Eintragungen befugt. 
Dem entfprechend kann es auch die mit Beſchwerde angefochtenen Entiheibungen im Sinne des 
Beſchwerdeführers abändern und damit ber Beſchwerde abhelfen (ebenſo EBD. 8. 571, 
freim. ©. 8. 18; anders bei der weiteren Beſchwerde nad) 8. 80 Abſ. 2). Dies gilt auch für 
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8. 76. 
Das Beſchwerdegericht kann vor der Entſcheidung durch eine einftweilige 
Anordnung dem Gr undbuchamt aufgeben, eine Vormerkung oder einen Widerſpruch 
einzutragen. 
Die Vormerkung oder der Widerfprucd, wird von Amtswegen gelöfcht, wenn 
die Beſchwerde zurüdgenommen oder zurücgewiefen ift. 


ben all, daß die Beſchwerde bei dem Beſchwerdegericht eingelegt und von dieſem dem Grund— 
buchamte zugegangen ift, wie die Denkichrift hervorhebt. Hat das Grundbuchamt aber bereit 
die eingelegte Beſchwerde, ohne ihr abzubelfen, dem Beſchwerdegerichte vorgelegt, fo ift es zur 
Abänderung nicht mehr befugt ( Kechtſpr. 1 ©. 267). 

2. Macht das Grundbuchomt von ber Vefugnik bes 8. 75 nicht Gebrauch, fo Hat es bie 
Beſchwerde dem Beſchwerdegerichte vorzulegen. Auf den Bang des Verfahrens vor dem 
Grundbuchamt ift die.Befhwerde alsdann ohne Einfluß. Sie hat weder aufs 
ſchiebende Wirkung, jo dab die meitere Ausfilhrung der angefochtenen Entſcheidung gehemmt 
twilzde, noch die Bedeutung eines Eintragungsantrags in dem Sinne, daß vor ihrer Erledigung 
eine fpäter beantragte, daſſelbe Recht betzeffende Eintragung erft dann erfolgen bürfte, nachdem 
zu Gunften bes Beſchwerdeführers eine Vormerkung oder ein Widerſpruch eingetragen wäre; bie 
Beftimmungen der 88. 17, 18 finden alſo feine Anwendung (M. ©. 116). Die Abwendung 
der Hieraus entfpringenden Nachtheile bezwedt die Vorſchrift bes $. 76. 


b. Einftweilige Unordnung des Beſchwerdegerichts. 


8. 76. 
€. 18.78 Abſ.2; IT 8.74 P. J ©. 13366, 13867, 18871, 18372. M. ©. 116. 
D. 6. 3048. 


1. ®ie in der vorftehenden Erl. 2 zu 8. 75 bereitS erwähnt, fteht die Einfegung einer 
Beſchwerde gegen die Zurückweiſung eines Eintragungsantrags der Eintragung weiterer daſſelbe 
Recht betvefender Vermerke nicht entgegen. Dadurch kann der Befchmerdeführer in feinem Rechte 
beeinträchtigt werden, fei es indem er einen Rangverlujt erleidet ober indem fogar das neu ein» 
getragene Recht feinen Rechtserwerb verhindert (vgl. oben ©. 206 Erl. 1). Deshalb geftattet 
$. 76 den Erlaß einer einjtweiligen Anordnung, durch melde die Eintragung einer Vor— 
mertung oder eines Widerfpruchs zur Sicherung bes Rechtes, deſſen Eintragung im Wege 
der Beſchwerde eritrebt wird, dem Grundbuchamt aufgegeben wird. 

2. In welhen Fällen die Eintragung eines Widerfpruh und wann bie einer Vormerkung 
anzuordnen iſt, ergiebt ſich aus der Natur diefer Vermerke ohne Weiteres. Bol. oben ©. 26 ff. 

3. Daß die einftweilige Anordnung dem Beſchwerdeführer mitzutheilen tft, ift — 
anders ald im 8. 77 — nicht vorgeihrieben (vgl. D. zu E. II 8. 75, ©. 3048). Dagegen 
findet nad) $. 55 eine Belanntmadung ber erfolgten Eintragung der Vormertung oder de 
Widerſpruchs ftatt. 

4. Die Borfchrift des Abſ. 2 entfpricht der des 8. 19 Abſ. 2 Sap 2 (anders $. 54, 8. 71 
Abſ. 2 Sag 2; dngl. Erl. 7 ©. 297). Die Löfhung braucht von dem Beſchwerdegerichte nicht 
angeordnet zu werben, fondern hat durch das Grundbuchamt von Amtswegen zu geſchehen, ſobald 
ihm die Zurücknahme ober die Zuriidweifung ber Beſchwerde bekannt wird (Oberned ©. 85). 
Die Möglichkeit ber weiteren Beſchwerde gegen den zurückweiſenden Beſchluß. ja aud deren 
Einlegung, fteht nicht entgegen, da auch bie weitere Beſchwerde feine aufſchiebende Wirkung hat. 
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8. 77. 
Die Entfcheidung des Beſchwerdegerichts ift mit Gründen zu verjehen und 
dem Beſchwerdeführer mitzutheilen. 


ec. Entfheidung bes Beſchwerdegerichts. 


8. 77. 
618.75; II 8.75. $.1 6.193348, 13352, 13358, 13374, 18375. M. 6. 117. 
D. 6.3048. 


1. Die ©.8.0. giebt teine befondere Vorfhrift über das Verfahren vor dem Beſchwerde— 
gericht, insbeſondere ift eine mündliche Verhandlung weder angeordnet noch zugelafien (vgl. 
©. 146 Erl. 5). Ebenfowenig iſt das Landgericht — anders als auf Grund bes 8. 12 des 
freim. G.G. in den durch dieſes Geſetz geregelten Angelegenheiten — befugt, von Amtswegen 
Ermittelungen anzuftellen und weitere Erkläxungen einzufordern; mit Recht wird in ber Begr. 
zu Art. 1 des Entw. eines preuß. freim. G.G. bemerkt, dab bie Ausdehnung des 8. 12 auf 
Grundbuchſachen mit dem $ 29 der G.B.O. nicht vereinbar jei, da es hiernach Sache der Ber 
theiligten ift, die Vorausſezungen der Eintragung durch öffentliche Urkunden nachzuweiſen 
(RG. NZ. 1A S. 277 Rechtſpr. 1 ©. 382. Vgl. oben ©. 187 Abf. 1; a. M. ein Re— 
gierungdvertreter laut K.B. zu $. 79 des E. II ©. 3433; danad) fol das Beſchwerdegericht 
nicht gehindert fein, vor Abgabe feiner Entideidung das Grundbuhamt mit der etwa erforder: 
lien Inſtruttion ber Sache zu beauftragen). Vielmehr hat das Landgericht zu prüfen, ob auf 
Grund der dem Grundbuchamie vorgelegten und ber etwaigen neuen Thatfahen und Beweife 
bie Entſcheidung des Grundbuchamts über den bet dieſem geftellten Antrag gerechtfertigt 
erſcheint oder nidt. 

2. Bird die Entſcheidung unrichtig befunden, jo hat das Beſchwerdegericht entweder 
dad Örundbuhamt anzuweifen, dem zurückgewieſenen oder beanftandeten Antrage ftattzugeben, 
insbefondere die beantragte Eintragung vorzunehmen, oder falls noch eine weitere Prüfung 
erforderlich ift, dem Grundbuchant aufzugeben, feinen in der angefochtenen Entſcheidung vers 
teetenen Standpunkt aufzugeben und in bie weitere Prüfung einzutreten. Lepteres wird z. B. 
zu geichehen haben, wenn das Grundbuchamt einen Antrag wegen mangelnder Legitimation des 
Antragitellers oder des Bewilligenden beanftandet bat, one in eine weitere Prüfung eingetreten 
zu fein, und das Beichwerbegericht biefe vor der Unordnung der Eintragung für erforderlich 
erachtet. 

Ordnet daS Beſchwerdegericht eine Eintragung an, fo muB aus der Entſcheidung deutlich 
erhellen, welchen Inhalt diefe haben fol. 

Nach einer Entſcheidung des L.G. Dresden (Zeitſchr. f. E.Brz. 27 ©. 363) foll das Bes 
ſchwerdegericht auch befugt fein, die ſchlechthin abweifende Verfügung des Grundbugamts durch 
eine Zriftfegung gemäß 8. 18 zu erfegen; es foll dann aber mit der Sriftfegung bie endgilltige 
Anordnung als eine bebingte verbinden und beren Läuterung (durch Ausführung der Eintragung 
‚ober durch anderweitige Ablehnung, je nad) ber Eutſcheidung der Bedingung) bem Grundbnuch— 
amt übertragen müffen. 

Auf Grund der Entſcheidung bed Beſchwerdegerichts hat das Grundbuchamt die angeordnete 
Eintragung vorzunehmen, wenn es biefe auch fir unrichtig halten ſollte. Wenn partifular- 
rechtlich eine Eintragungsverfügung vorgeſchrieben ift (vgl. oben S. 187 Abf. 2), muß biefe 
von dem Grundbuchrichter auf Grund der Entſcheidung bed Beſchwerdegerichts erlafien werden; 
fie wird nicht etwa durch leptere erjeßt. 

3. Hinfichtlich der Form der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts teifft $ 77 nur mit 
Rüdfiht auf die weitere Beſchwerde die Beſtimmung, dab fie mit Gründen zu verfehen ift. 
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8. 78. 
Gegen die Entjcheidung des Beſchwerdegerichts ift das Rechtsmittel ber 
weiteren Beſchwerde zuläfjig, wenn die Entjcheidung auf einer Verlegung des 


Geſetzes beruht. Die Vorſchriften der $$. 550, 551, 561, 563 ber Civilprogeß- 


ordnung finden entjprechende Anwendung. 


4. Im Gegenfage zu ber einftweiligen Anordnung bes $. 76 tft die endgültige Ent- 
ſcheidung des Beſchwerdegerichts bem Beſchwerdeführer mitzutheilen. Auf welche Weiſe dies zu 
geſchehen Hat, beſtimmt fid nach Landesrecht; vgl. oben ©. 322 Borbm. 2 und ©. 190 Borbm. VI. 


II. Beitere Beiäwerbe. 
1. Bulöffigkeit. 
8. 78. 
€.18.76 Abf.1; IT $.76. P. JI 6. 13348, 13349, 13853, 1837513380, 13640. 
M. 6.118. D. S. 3048. 

1. In Uebereinftimmung mit dem in einem großen Theile Deutihlands beitehenden 
Rechtszuſtand und mit Rüdficht auf die dort, insbefondere in Preußen gemachten Erfahrungen, 
vor allem im Intereſſe einer einheitlichen Rechtsanwendung hat die &.8.D. eine dritte Inſtanz 
zugelafien (vgl. M. a. a. O.), aber im Gegenfage zu dem €. I nicht unbefchränft, jondern nad) 
dem Vorbilde ber meiften bißherigen Rechte, insbeſondere des preuß. A.G. z. G.V. G. vom 
24. Wpril 1878 8. 52, nur bei einer Gefepeöverlegung. 

2. Durch diefe Beſchränkung erhält das Rechtsmittel ber weiteren Beſchwerde Aehnlichteit 
mit der Revifion im Civil- und im Strafprozeſſe. Wie diefe kann auch fie nicht auf unrichtige, 
aber nicht gefeßwibrige Würdigung thatfächlicher Verhältniſſe geftügt werben und das Vorbringen 
neuer Thatſachen und Beweismittel ijt regelmäßig (vgl. c) ausgeſchloſſen (vgl. oben ©. 174 
Erl. 5, 8.6. 16. 6ff, ©. 141, 2 ©. 10; Allg. Verf. vom 11. Juni 1887, preuß. J. M. Bl. 
©. 170). Vielmehr ift erforderlich, daß eine geſetzliche Beftimmung verlegt ift und daß hierauf 
die angefochtene Entiheidung des Beſchwerdegerichts beruht. Dagegen braucht nicht, wie bei der 
weiteren Beſchwerde der C.B.D. nach $. 568 Abſ. 2, ein neuer felbftändiger Beſchwerdegrund 
vorzuliegen. 

Für die Regelung im Einzelnen ift im Satz 2 des $. 78 auf bie Vorſchriften ber E.P.D. 
38. 550, 551, 561, 563 über die Revifion verwielen. 

®. „DaS Gefeg ift verlegt, wenn eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig angewendet 
worden ift“ (C. P.O. 8. 550). Ob bie Rechtsnorm dem materiellen oder dem formellen Rechte 
angehört, macht feinen Unterfdied, ebenſowenig, ob fie eine weſentliche oder nur eine inftruftionelle 
iſt. Auch bei Verlegung landesrechtlicher Normen ift die weitere Beſchwerde, anders als bie 
Reviſion im Civilprozefje (E.B.O. $. 549, Kaiferl. V. O. vom 23. September 1879 ꝛc.), unbeſchränkt 
zuläffig; dies gilt auch von Verftöhen gegen bie Anordnungen der Laudesjuſtizverwaltungen, 
die auf Grund der in der ©.B.D. gemachten Vorbehalte getroffen ſind (K. G. N.5.2A ©. 149, 173). 
Statuten von Gefellfhaften haben dagegen nur ausnahmsweiſe bie Bedeutung objektiver dtechts- 
normen, wie 3. B. die Statuten oder Reglements der landſchaftlichen oder ritterjhaftlihen Kredit- 
infiitute (vgl. E.G. 3. B.G.B. Art. 167 und preuß. A.G. z. ©B.D. Art. 21, R.G. 13 ©. 215, 
K.G. 2 ©. 10, ©. 84 Anm.). 

b. Die Zweifel, ob eine untergelaufene Gefepesverlegung für die angefochtene Entſcheidung 
von Belang geweſen ift, wird für viele wichtige Fälle durch die Vorſchrift des $ 551 der C.P. O. 
befeitigt. In den dort aufgefüßıten Fällen iit die Entſcheidung ſtets als auf einer Gefepes- 
verlegung beruhend anzujehen. In Betracht fommen für das Grundbuchrecht: nicht vorfchrifts- 
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8. 79. 

Ueber bie weitere Beſchwerde entſcheidet das Oberlandeögericht. 
Will dag Oberlandesgericht bei der Auslegung einer das Grundbuchrecht 
betreffenden reich8gefeglichen Vorſchrift von der auf weitere Beſchwerde ergangenen 
Entſcheidung eine anderen Oberlandesgerichts, falls aber über die Nechtöfrage 


mäßige Bejegung bes Beſchwerdegerichts. relative Unfähigkeit eines Richters der Beſchwerde- 
inftanz (vgl. G.B.O. 8. 81 Abſ. 2 und oben ©. 17V Erl. 4b), Mangel der ſachlichen oder ber 
örtlichen Zuftändigteit des Beſchwerdegerichts (vgl. oben S. 325 Erl. 3), nicht gehörige Ver— 
tretung ber Beiheiligten, Fehlen einer Begründung der Entideidung des Beſchwerdegerichts 
(8. 77;,8.8.1€. 9). 

©. Nach 8. 561 der EBD. find für die Entfheidung der dritten Inftanz die in der 
angefochtenen Entſcheidung feftgeitellten Thatſachen maßgebend; außer ihnen können nur bie 
Thatſachen berüdfichtigt werden, welche die Gejepesverlegung ergeben oder welde unter Ber- 
lebung bes Geſehes feftgefielt, übergegangen ober als vorgebracht angenommen find. Daraus 
folgt indefien nicht, daß diefe Thatſachen in der Beichwerbeichrift oder in dem Protofolle, zu 
dem die Beſchwerde erklärt wird, bezeichnet werben follen; benn 8. 554 der C. P. O., der dies 
für die Reviſion vorfchreibt, ift nicht für anmenbbar erflärt und die Bezeichnung ber verlegten 
Rechtsnorm ift nicht vorgeichrieben (gl. Erl. 1 zu 8. 80; Begr. bes Ent. eines preuß. frei. 
G.G. Art. 3—8 legter Abſ.; Dberned ©. 92, Dorner, freim. G.G. ©. 164). 

a. 3. 563 der C. PO. lautet: „Exgeben bie Entfeibungsgründe zwar eine Gefepeäver- 
letzung, ftelt die Entſcheidung felbft aber aus anderen Gründen ſich als richtig dar, fo fit die 
Revifion zurüczumeifen.“ 

e. Nicht ausdrücklich ausgeſprochen (wie im $. 565 Abſ. 2 der &.B.O.), aber felbftver- 
ſtändlich ift der Gap, daß das Gericht, an welches von dem Gerichte ber weiteren Beſchwerde 
die ade zur amberweiten Erörterung und Entſcheidung zurüdverwiefen ift, die tedtlidhe 
Veurtheilung, welche der Aufhebung ber beſchwerenden Entfeidung zu Grunde gelegt ift, feiner 
neuen Entſcheidung zu Grunde zu legen Hat, und daß ein Verftoß hiergegen eine die meitere 
Beſchwerde rechtfertigende Gefepesverlepung enthält (Rechtſpr. 1 ©. 311). 

3. Eine weitere Einfhräntung des Rechtsmittels ber weiteren Beſchwerde ergiebt ſich aus 
der nad $. 80 Abſ. 3 entipredend anwendbaren Vorſchrift des 8. 71 Abſ. 2, wonach die Bes 
ſchwerde gegen eine Eintragung (abgejehen von der Eintragung eines Widerſpruchs oder der 
Löſchung in ben Fällen des $. 54) unzuläffig ift. Danach giebt e8 regelmäßig feine weitere 
Beſchwerde gegen eine Entfheidung des Beihwerdegerihts, dur die eine 
Eintragung angeordnet wird. Gelbit wenn zur Zeit der Erhebung der weiteren Beſchwerde 
die Eintragung von dem Grundbuchamte noch nicht volzogen oder auch nicht einmal verfügt 
fein follte, gilt feine Ausnahme, da die weitere Beſchwerde eine aufichtebende Wirkung hat, 
die Eintragung alfo trotz ihrer Erhebung vollzogen werden müßte und demnach auch in dieſem 
Falle die oben S. 324 Er. 2 erwähnten Bedenken gerechtfertigt find, die zu ber Beſtimmung 
des 8. 71 Abf. 2 gefuhrt Haben. 


2. Bufändigkeit. 
8.9. 
€.18.76 Abf. 2; IT 8.77. ®.I 6. 13348, 13349, 13353, 1337513379. M. 6. 119. 
D. 6.3048, 3049. 8.8. S 3431-3433. StB. 6. 4420, 4422, 4426, 4427. 
1. Nach dem E. J $. 76 Abſ. 2 folte, fofern nicht Iandesgefeplich etwas Anderes beftimmt 
wurbe, bad Oberlandesgericht über bie weitere Beſchwerde entſcheiden Diefe Vorihrift wurde 
von der zweiten Kommiffion nicht als genügend erochtet, um die durch die Bulafjung der weiteren 
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bereits eine Entſcheidung des Reichsgerichts ergangen iſt, von dieſer abweichen, 
ſo hat es die weitere Beſchwerde unter Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung dem 
Reichsgerichte vorzulegen. Der Beſchluß über die Vorlegung iſt dem Beichwerde- 
führer mitzutheilen. 

In den Fällen des Abf. 2 entjcheidet über die weitere Beſchwerde das 
Reichsgericht. 


Beſchwerde in erſter Linie bezwedte Einheitlichteit der Rechtsanwendung und der Rechtſprechung 
in Grundbuchſachen zu gewährleiſten, da dabei die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen wäre, daß das 
neue Reichsrech in ben einzelnen Bundesftaaten ganz verſchieden gehandhabt werben könnte. 
Unbererfeitd erfchten e8 zur Vermeidung einer Ueberlajtung des Reichsgerichts nicht zwedmäßig, 
die Entfheidung allgemein bdiefem Gerichte zuzumweifen. Daraus erffärt ih die Be— 
ftimmung des $. 79 (vgl. D. und den jehr ausführlichen K.B. a. a. ©., ſowie die gleich 
fautende Vorſchrift des freim. G.G. $. 28). 

2. In ber Regel entjcheidet über die weitere Beſchwerde das Oberlandeögeriät, und zwar 
felbitverftändlich das dem Beſchwerdegericht im Inftanzenzug übergeorbnete Cherlandesgericht 
(Gal. D.). Durch 8. 102 ift jedoch im Interefe einer gleihmäßigen Rechtsanwendung innerhalb 
eines Bundesſiaats, in welchem mehrere Oberlandeögerichte errichtet find, eine landesgeſetzliche 
Beſtimmung zugefafien, durch welde die Zuftändigteit einem der mehreren Oberlandesgerichte des 
betreffenden Bundesſtaats oder dem oberften Landesgericht übertragen wird. Hiervon hat 
Preußen in dem preuß. G.G. Art. 7, 8 Gebrauch gemacht, indem es, unbeſchadet der Zu— 
ftändigfeit des Reichsgerichts, für die Entfheidung über das Rechtsmittel ber weiteren Beichwerde 
das Kammergericht fir zuitändig erflärt hat. „Dängt die Entfheidung nad) der Auffaffung 
des Kammergerichts von ber Auslegung eines in feinem Bezirke nicht geltenden Geſetzes ab, fo 
tann es die weitere Beſchwerde demjenigen Oberlandesgerihte zur Entſcheidung überweifen, zu 
deſſen Bezirke das Landgericht gehört, welches die angefochtene Eutſcheidung erlafien hat. Der 
Ueberweifungsbefchluß ift dem Beſchwerdefuͤhrer befannt zu machen“ ebd. Art. 7 Gap 2, 3). 
Diefe Vorſchriften entſprechen den 88. 51, 56 des preub. A.G. 3. G. V. G. vom 24. April 1878; 
fie weichen aber darin von ihnen ab, daß das Kammergericht die Ueberweiſung nicht außzufprechen 
braucht, fondern mur Hierzu befugt ift, und daß nicht der Inhalt der Beſchwerde, jondern bie 
Auffaffung des Kammergerichts über bie Frage entſcheidet, ob die Entiheidung von der Aus— 
tegung eines in feinem Bezirke nicht geltenden Rechtes abhängt. Daß dad Oberlandesgericht, 
an welches die Ueberweifung erfolgt, fi der Erledigung zu unterziehen hat, dabei aber an bie 
rechtliche Begründung des Ueberweiſungsbeſchluſſes nicht gebunden ift, ift im Gejepe als ſelbſt- 
verftändlich nicht Hervorgehoben. Vgl. Begr. zu dem Entw. eines preuß. freim. G.G. Art. 3—8, 
fester Abſ. 

3. Ausnahmsweife ift nach Abſ. 2 und 3 das Reichsgericht zur Entiheidung über die 
weitere Beſchwerde zujtändig, Die Borausfegungen jeiner Zuſtändigkeit find: 

a. Es muß fih um die „Auslegung einer das Grundbuchrecht betreffenden reihsgefeg- 
lichen Vorfehrift” handeln. Auf landesgeſetzliche Beſtimmungen findet alfo die Vorſchrift feine 
Anwendung; zu ihnen gehören aber auch die reihörehtlihen Normen, die fraft Reichsgeſehes 
auf Grundbuchſachen feine Anwendung finden und erft durch Landesgeſeß (vgl. preuß. frei. ©.®. 
Art, 1) auf diefe ausgedehnt find (Oberned ©. 89). 

Eine weitere Einſchränkung erhellt aus den Worten „as Grundbuchrecht betreffen 
den." Hierzu gehören zwar alle Normen des formellen wie des materiellen Grundbuchrechts, 
aber nicht Beftimmungen allgemeinen Inhalts, die nicht ausſchließlich oder nicht vorwiegend dem 
Grundbuchrecht angehören 

b. Ueber die Rechtsfrage muß bereits eine Entfheidung eines anderen 
Cherlandesgeriht® oder bes Reihsgerichtd ergangen fein. Sierbei ift jedoch zu 
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8. 80. 

Die weitere Beſchwerde kann bei dem Grundbuchamte, dem Landgericht oder 
bei dem Oberlandesgericht eingelegt werden. Erfolgt die Einlegung durch Ein- 
reihung einer Beſchwerdeſchrift, jo muß dieje von einem Rechtsanwalt unter- 
zeichnet fein. Der Zuziehung eines Rechtsanwalts bedarf es nicht, wenn bie 





beachten, daß die Entſcheidung des anderen Oberlandesgerichts „auf weitere Beſchwerde“ ergangen 
fein muß, während bie des Reichsgerichts auch aus anderer Veranlaffung, insbeſondere in der 
Reviſionsinſtanz erlaffen fein fann. Gin Ueberweiſungebeſchluß, durch den das Kammergericht 
die Entſcheidung dem zuftändigen Oberlandesgerichte überweiſt (vgl. Etl. 2), bildet feine Ent» 
ſcheidung in dem Hier in Betracht kommenden Sinne (vgl. Begr. des Entw. eines preuß. freim. 
®.8. a. a. D.). 

Dem Oberlandesgeridht tft daS Iandeögefeglich auf Grund des $. 102 für zuftänbig erklärte 
oberfte Landesgericht (vgl. Exl. 2) gleihzuftellen. 

Bon feiner eigenen Entſcheidung fann jedes Oberlandesgeriht (Rammergericht, oberfte 
Landesgericht) abweichen, jelbft wenn die frühere Entſcheidung von einem anderen Genate 
befielben Gerichts ergangen fein ſollte. $. 79 Abſ. 2, 3 finden feine Anwendung. 

Zur Durchführung der Vorſchrift des 8. 79 Abf 2 umd der entiprechenden Beſtimmung 
des freiw. G.G. 8. 28 Abf. 2 werden die wichtigeren Entſcheidungen der Oberlandesgerichte in 
Ungelegenpeiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts im Reichsjuſtizamie ge- 
jammelt und von dieſem allen Oberlandeögerichten zugänglich gemacht. Hierzu dient die oben 
©. 139 an erfter Stelle erwähnte Sammlung. 

©. Das Oberlandesgericht (Rammergericht, oberite Landesgericht, vgl. Erf. 2) muß 
von der früheren Entſcheidung des anberen Gerichts abweihen wollen. Hat 
das Oberlandesgericht oder berfelbe Senat des Reichsgerichts (vgl. 8. 81 Abſ. 2) feine ab» 
weichende Anſicht in einer fpäteren Entſcheidung felbft geändert, fo kommt nur die letztere in 
Betracht (R.B. ©. 3432 a. E.; Boethke in Gruch. 45 ©. 186f.). 

4. Liegen bie in Erl. 3 angeführten Borausfegungen vor, jo Hat das Oberlandesgericht 
(Kammergeriht, oberfte Landesgericht) einen Beihluß zu exlaflen, in dem es feine bon der 
früheren Entfheidung abweihende Redtsauffaifung begründet und bie weitere Be 
ſchwerde dem Reichsgerichte vorlegt. Diefer Beſchluß ift dem Beſchwerdeführer mitzutheilen, um 
ihm Gelegenheit zu geben, feine Beſchwerde zurüdzuziehen und dadurch Koften zu erfparen 
(EB. ©. 3433). 

5. Auf Grund dieſes Beſchluſſes geht bie Buftändigfeit auf das Reichsgericht über, 
ohne baß diejes befugt ift, bie Sade zurüdzumeifen, weil nad feiner Auffafjung die 
Borlegung zu Unrecht ftattgefunden hat. Das ift durch Abſ. 3 zum Uusdrude gefommen. 

6. Zur Gewähtleiftung einer einheitlichen Rechtſprechung dient weiter aud; noch die Bor- 
ſchrift des $. 81 Abſ. 2, wonach bei dem Meichsgerichte die vereinigten Eivilfenate oder 
das Plenum unter ben im 9.137 des G. V. G. gegebenen Borausjegungen zu entſcheiden haben. 
Bl. S. 335 Erl. 2. 





3. Derfahren bei der weiteren Befhwerde. 
8. 80. 
€.18.76 Abf. 3; IT 8.78. ®.1 6. 13348, 13849, 13353, 13375—13377, 13379, 13640. 
M. 6.120. D. S 3049. R.B. 6. 3433. 
1. Die Einlegung ber weiteren Beſchwerde kann nad) $. 80 Gap 1 bei jeder der drei 
Inſtanzen, aber nicht bein Reichsgericht erfolgen, und zwar nah 8.30 Abf. 3, 8.73 Abſ. 2 ſowohl 
durch Ertlärung zu Protololl des Grumdbuchamts oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des 
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Beſchwerde von einer Behörde oder von dem Notar eingelegt wird, der nach 
8. 15 den Eintragungsantrag geftellt hat. 

Das Grundbuchamt und das Landgericht find nicht befugt, der weiteren 
Beichwerde abzuhelfen. 

Im Uebrigen finden die Vorjchriften über Die Beſchwerde entjprechende Anwendung. 


Beſchwerdegerichts oder bes zuftändigen Oberlandeögerichts (Rammergerichts, oberften Lanbeögerichts) 
als auch durd Einreichung einer Beſchwerdeſchrift. Vgl. hierzu Exl. 1, 2 zu $. 73 (©. 326). 

Anders al3 bei der gewöhnlichen Vefhwerde, aber in Webereinftimmung mit dem Biäherigen 
preuß · Rechte (U.C. z. ©.8.. 8.58 Abſ. 2) und mit dem freim. G.G. 8.29, gilt für die weitere 
Beſchwerde in einem beichränften Umfange der Anwaltszwang, damit unzuläffige, leichtfertige 
ober gänzlich unbegründete Beſchwerden vermieden werben (K.B. a. a. O.). Wenn nämlich die 
Beſchwerde nicht zu Prototoll erklärt, fondern dur Einteihung einer Beſchwerdeſchrift erhoben 
wird, fo muß diefe von einem Rechtsanwalt unterzeichnet fein, es fei denn, daß fie von einer 
Behörde oder dem Notar eingelegt wird, ber nad $. 15 den Eintragungsantrag al Vertreter 
der Beteiligten geitellt hat. Der Rechtsanwalt bedarf zu jeiner Legitimation einer Vollmacht 
des Beſchwerdeführers, für welche das in Erl. 5 zu $. 73 (©. 327) Geſagte gilt. Bei einem 
der in Betracht kommenden Gerichte zugelafien braucht er nicht zu fein. Weil die Buziefung 
eined Rechtsanwalts erforderlich ift, genügt, anders als bei der gewöhnlichen Beſchwerde (oben 
©. 326 Erl. 2a), nie die Erflärung zu Protokoll bes Gerichtsfchreibers eines anderen Gerichts 
oder zu Prototoll eines Richters ber Beichwerdeinftanzen (Enid. 1 ©. 1, 6.4 = 88. 
NF. 1A €. 3 und 145, Rechtſpr. 1 ©. 189). 

An eine Frift ift die weitere Beſchwerde ebenjowenig wie die gewöhnliche Beſchwerde 
gefnüpft (©. 326 Erl. 4). 

Fr den Inhalt der Beſchwerdeſchrift oder des Protokolls enthält bie G.B. O. feine 
Beſtimmung. Insbeſondere ift die Vorjcrift des preub. A.G. z. GV.G. $. 53 Abf. 3 nicht 
übernommen: „Die Beſchwerde muß bie Bezeichnung ber verlegten Rechtsnorm enthalten. 
Eine unrichtige Bezeihnung der verlegten Rechtsnorm ift unſchädlich“. Da biefe Vorſchrift 
durch ben Ießteren abſchwächenden Zufag ihre praftifhe Bedeutung verloren Hat, iſt ihre Hufe 
nahme von ber zweiten Kommiffion abgelehnt (Erl. 2c zu $. 78, ©. 331). 

2. Ueber die Vefugniß zur Erhebung ber weiteren Beſchwerde gilt das oben ©. 323 
Vorbm. 4 Geſagte. 

3. Abweichend von ber Vorſchrift des $. 75 beftimmt 8. 20 Abf. 2, dab das Grund- 
buchamt und das Landgericht der weiteren Beſchwerde nicht abhelfen dürfen. 
Begründet iſt diefe Beftimmung damit, daß die weitere Beſchwerde weientlich dem Zwede dient, 
eine gleihmäßige Rechtſprechung in Grundbuchſachen zu fihern (D.). 

4. Im Uebrigen finden nad Abf. 3 die Vorſchriften über die Beſchwerde 
auf die weitere Beſchwerde entfprehende Anwendung. Aus ben 88. 7Iff. kommen, 
wie bereits früher erwähnt, die Bejtimmungen des $. 71 Abſ. 2 (oben ©. 331 Erl. 3) und des 
8.73 Abſ. 2 (oben Erl. 4) in Betracht. $. 71 Abſ. 1 und 8. 74 find durch 8. 78, 8. 72 
durch 8. 79, 8. 73 Mbf. 1 durch $. 80 bl. 1 umd 8. 75 durch 8. 80 Abſ. 2 erfept. Dagegen 
finden 88. 76, 77 über die einftweiligen Anordnungen und bie endgültigen Entfeidungen in 
ber zweiten Inftanz aud auf die dritte Anwendung. Bgl. die Erl. zu dieſen Paragraphen 
fowie aud Erf. 2 zu z. 75 über den Mangel des Suſpenſiveffetts. Die Erl. zu 8. 77 tommen 
indeffen für die weitere Beſchwerde nur infoweit in Betracht, als ſich nicht aus der Natur diefes 
Rechtsmittels, insbefondere daraus, dab neue Thatfahen und Beweiſe unzuläffig find, ein 
Anderes ergiebt. Bl. Erl. 2 zu 8. 78, indbefondere 2c und 24, ©. 331. Auch die Fornı- 
vorfchrift des $. 80 Abſ. 1 Sag 2 wird Häufiger, als dies bei ber gewöhnlichen Beſchwerde 
vorfommen wird, dazu führen, daß das Rechtsmittel als unzuläffig verworfen wird. 


$. 81. Beſchwerde. Buftändige Gerichtsabtheilung. Unfähigkeit der Gerichtsperſonen. 335. 


$. 81. 

Die Entſcheidungen über Bejchwerben erfolgen bei den Landgerichten durch eine 

Eivilfammer, bei den Oberlanbegerichten und dem Reichögerichte durch einen Eivilfenat... 

Die Vorſchriften der Civilprozepordnung über die Ausſchließung und Ab- 

lehnung der Gerichtöperjonen jowie die Vorjchriften des 8. 137 des Gerichts- 
verfaffungsgefeßes finden entfprechende Anwendung. 


5. Eine befondere Vorſchrift über die weitere Beſchwerde enthält ſchließlich noch das Gef., 
betr. Aenderungen bes G.V. G. und der Et.P.D. vom 17. Mat 1898 (R. G. Bl. ©. 252) Art. IV: 
„Wirb gemäß $. 79 Ubi. 2 ber ©.B.D. oder gemäß 8. 28 Ubf. 2 des freim. G.G. die weitere 
Beſchwerde von dem Landgerihte dem Reichdgerichte vorgelegt, fo bleiben in Anfehung der 
Gerichtötoften die Vorſchriften maßgebend, welche Anwendung finden, wenn eine ſolche Beſchwerde 
bei dem Lendesgericht erledigt wird; bie erhobenen Koſten fließen jedoch in die Reichskaſſe.“ 


III. Zuftändige Gerichtsabtheilung. Unfähigteit ber Gerichtsperſonen. 
$. 81. 
€. 118.79. $.1 6.133831. D. 6.3049. 8.8. 6. 3433. 


1. 8. 81 enthält mehrere Vorfchriften, die jomohl für die Beſchwerde wie für die 
weitere Beſchwerde Gültigkeit haben, wie aus dem Worte „Beſchwerden“ im Unfange bed 
Abſ. 1 erfichtfich iſt. 

2. Zunädft weift bie G.B. O. im Anſchluß am 88. 42, 57 des preuß. A.G. z. 0.8.8. 
vom 24. April 1873 die Entfheidung den "Tivillammern der Landgericht, den Civil— 
fenaten der Oberlandesgerichte (des Kammergerichts, oberiten Qandesgerichts, 9. 102, vgl. 
D. a. a.D.) oder bes Reichsgerichts zu. 

Aus den Worten „eine Civiltammer“ ober „einen Civilfenat“ ift nicht zu entnehmen, daß 
ſtets nur eine Kammer, ein Senat mit den Beſchwerden in Grundbuchſachen befaßt fein fol. 
Fur ben Fall, daß nach der Gefdäftsvertheilung mehrere Eivilfenate des Reichsgerichts zuftändig 
fein follten, kommt nad) Abf. 2 der $. 137 des G. V. G. zur entiprechenden Anwendung. Hiernach 
ift, wenn der zur Entſcheidung über die weitere Beſchwerde berufene Civilſenat in ber ihm vor⸗ 
fiegenden Rechtsfrage von der Entſcheidung eines anberen Civilfenat® oder der vereinigten 
Eivilfenate abweichen will, die Entjdeidung der vereinigten Eivilfenate, und wenn er 
von der Entſcheidung des Strafenat3 oder der vereinigten Straffenate abweichen will, die des 
Blenums über die ftreitige Mechtöfrage einzuholen. Dies gilt ſowohl, wenn die andere Ent- 
iheidung auf weitere Beſchwerde, wie auch wenn fie aus anderer Beranlaffung ergangen if. 

„Auf die Bejegung der Eivilfenate des oberften Landesgericht findet in Grundbuch- 
ſachen, ſowie in den nad $. 199 des freim. G.G. dem oberften Landesgerichte zugewieſenen 
Angelegenheiten der 8. 124 des G.B.®. Anwendung“ (E.®. z. ©.8.6. 8. 10 Abf. 3, ein. 
geſchaliet durch das Reichsgeſ. v. 17. Mai 1898, betr. Wenderungen de ©.8.&. und ber 
SBD., Art. II), wonad die Senate in der Befegung von fünf Mitgliedern mit Einſchluß des 
Vorfigenden zu entſcheiden haben. 

3. Schließlich erflärt 8 81 Abſ. 2 die Vorfchriften ber C.P. O. über die Ausſchließung 
und Ablehnung der Gerichtsperſonen, alfo bie 88. 41—49 auf bie in den Beſchwerde— 
inftanzen mitwirfenden Richter und Gerihtäfcreiber für entiprehend anwendbar, während über 
die relative Unfähigkeit der Beamten des Grundbuchamts dad Landesrecht enticheidet, wie oben 
©. 169f. bereits bemerkt. 

Hinfictlic bes Inhalt? der 89. AM. der CP.O. genügt eine Verweiſung auf bie 
Kommentare z. C. P. O. 





336 G.BO. Schlußbeſtimmungen. 8. 82. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


8. 82. 

Diejes Geſetz tritt, foweit es die Anlegung des Grundbuchs betrifft, gleich- 
zeitig mit dem Bürgerlichen Gefegbuch, im Uebrigen für jeden Grundbuchbezirk 
mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das Grundbuch als angelegt anzufehen ift. 

Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einführungsgefeges zum Bürgerlichen Geſetz- 
buche finden entjprechende Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 

Der 5. Abſchnitt enthält zunäcft im $. 82 Beftimmungen über ben Beitpunft bes 
Infrafttretend der G. B.O. und über deren Verhältniß zu den bisherigen Geſetzen; im 8. 83 ift ein 
allgemeiner Borbefalt zu Gunften der Landesgefepe gemacht, 8. 84 dehnt einige Borferiften der 
GBD. ber das Erbbaurecht auf die landesrechtlich geregelten Erbpacht- und Abbaurechte aus, und 
88. 85—102 enthalten einzelne befondere Vorbehalte zu Gunften des Landesrecht? und zwar ent⸗ 
weber zu Gunften von landesherrlihen Verorbnungen (38. 85—37, 90—92) oder von Anord- 
mungen ber Landesjuſtizverwaltungen (88. 93—97) oder von Landesgefegen (88. 98—102). 


I. Zeitpuntt des Inkrafttretens und Berhältniß zu den bisherigen Geſetzen. 


8. 82. 
€. 188. 77, 79; II 8.80. ®.1 S. 1360713616, 13640, 13645. M. ©. 121, 23ff. 
D. S. 3049. 

1. 8. 82 Abſ. 1 beftimmt nicht denſelben Beitpunft des Geltungsbeginus für alle Vor— 
ſchriften der G. B. O., jondern untericeidet die die Anlegung bed Grundbuchs betreffenden Bor- 
ſchriften von ben übrigen. 

a. Die meiften Vorſchriften Haben ein angelegtes Grundbud zur Voraus— 
fegung. Sie können baher, ebenfo wie das materielle Grundbuchrecht des B. G. B. erft in 
Kraft treten, nachdem das Grundbuch angelegt iſt. Nach Art. 186 des E. G. z. B.G.B. wird 
„ber Zeitpunkt, in welchem das Grundbud für einen Bezirk als angelegt anzufehen ift, für 
jeden Bundesftant durch landesherrliche Verordnung beftimmt." Bgl. die preub. V.O. Art. 3, 
4, 5, 14. Die Beftimmungen diefer landesherrlihen Verordnung entiheiden daher auch fiber 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens der G.BO. Iſt nad) jener das Grundbuch für einen Bezirt 
als angelegt anzufehen, fo gilt das formelle wie das materielle Grundbuchrecht nad Art. 186 
Abſ. 2 des EG. grundfäglic auch fur ſolche zu dem Bezirke gehörenden Grundftüde, die noch 
tein Blatt im Grundbuche haben, „fomweit nicht beftimmte Grundjtide durch befondere An= 
ordnungen ausgenommen find.“ Bl. bierzu die preuß. B.D. Urt. 4 Abf. 1 Sup 2, Art. 14 
Abſ. 2 Sa”. Art. 15 und wegen der Grundftüde, die nicht in das Grundbuch eingetragen 
zu werben brauden, unten $. 90 (Exl. 3). 

b. Eine Ausnahme gilt für diejenigen Vorſchriften, welde die Anlegung des Grund« 
buchs betreffen. Allerdings wird nad) Art. 186 Ab. 1 des E.G. 5. B.G.B. das Verfahren, in 
welchem die Anlegung ber Grundbücher erfolgt, durch Iandeaherzlihe Verordnung beitimmt 
dogl. oben ©. 10). Aber einzelne Beitimmungen der G. B.O., namentlich die über die Einrichtung 
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8. 88. 
Soweit im Einführungsgefege zum Bürgerlichen Gefegbuche zu Gunften der 
Landesgeſetze Vorbehalte gemacht find, gelten fie auch für die Vorfchriften der 


der Grunbbücder (S. 141 Vorbm. 6), müſſen ſchon bei der Anlegung berldfihtigt werben. Ste 
find daher bereit® mit dem B.G.B., alfo am 1. Jamtar 1900 (E.G. z. B.G.B. Urt. 1) in 
Kraft getreten. Hierher gehören in erfler Linie die Vorſchriften der 88. 1—5, 8590, aber 
aud die 88. 626, 84 fowie bie 89. 45—53 über dem Inhalt der Eintragungen (S. 179 
Borbm. II) können ſchon bei der Anlegung zur entiprehenden Anwendung fommen, dagegen 
iſt die Anwendung der 88. 13—44, 54, 55 ausgeſchloſſen. 

2. Doß die bie Anlegung betreffenden Beitimmungen am 1. Januar 1900 „für den 
ganzen Umfang bes Reiches” in Kraft treten, wie im €. I 8. 77 ausdrüdlich gejagt war, 
tft ſelbſtverſtändlich, ebenſo daß auch die übrigen für alle Bezirke bes ganzen Reiches nad 
Maßgabe der Iandesherrlien Verordnungen nad und nad) in Kraft treten milffen. 

Außerhalb der Grenzen bes Reiches gilt die ©.B.D. ebenfalls, und zwar in den 
Konſulargerichisbezirlen auf Grund des Reichögefepes vom 7. April 1900 über die Konfulargerichts- 
barteit 8$. 19, 21, fojern nicht durch Kaiferliche Verordnung eine abweichende Megelung 
getroffen ift. Im den deutfhen Gchußgebieten bleibt dagegen das Reichsgrundbuchrecht auher 
Anwendung; foweit die Regelung nicht bereits durch Kaiſerl. V. O. vor dem 1. Januar 1901 
erfolgt ift, ift ber Reichslanzler und mit befien Genehmigung der Gouverneur (Landeshauptmann) 
bis auf Weiteres befugt, die erforderlichen grundbuchrechtlichen Beftimmungen zu treffen (Rail. 
BD. vom 9. November 1900, R. G. Bl. ©. 1005, 8. 3). 

3. Das Berbältnig der G. B.O. zu ben biäherigen Grundbuchgeſetzen regelt 8. 82 Abſ. 2 
duch Bezugnahme auf die entiprechenden Beltimmungen des E.G. 3. 8.0.8. Daraus (vgl. 
E.G. 5. 8.6.8. Art. 32, 55, 6.8.0. 8. 83) ergiebt fi, daß bie grundbuchrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften der Landesgeſetze außer Kraft treten, foweit nicht in dem B. G.B., in dem E.G. 5. 8.6.8. 
und in der G. B.O. ein Anderes beftimmt ift, daß dagegen bie Vorſchriften der Reichsgeſetze in 
Kraft bleiben, joweit ſich nicht aus den angeführten Gefegen die Aufhebung ergiebt. Die aufs 
rechterhaltenen landesrechtlichen Normen ergeben fid aus den 88. 83—101 nebſt den Erl. 
Ueber die Aufhebung der bißherigen preußifhen Gefege vgl. preub. A. G. z. G. B. O. Art. 33. 

„Soweit . . . die Regelung den Landeögefegen vorbehalten oder beitimmt ift, daß landes- 
gefeplihe Vorſchriften unberügtt bleiben oder exlafien werben können, bleiben die beftehenden 
Iandesgejeglihen Vorſchriften in Kraft und können neue landesgeſetzliche Vorſchriften erlaffen 
werben“ (EG. Art. 3). „Soweit in Reichsgeſetzen oder in Lanbeögefegen auf Vorſchriften 
verwiefen ift, welche“ durch die G.B.O. „außer Kraft gefeßt werden, treten an deren Stelle die 
entjprechenden Vorſchriften“ der &.8.D. (ebd. Art. 4). 

4. Schließlich finden aud die Vorſchriften der Urt. 2 und 5 des E.G. z. 3.6.8. An 
wendung; danad) ift im Sinne ber ©.B.D. unter einem Geſehe jede Rechts norm zu ver 
ftehen und als Bundesitaat au das Reihsland Elſaß-Lothringen anzufehen. 


II. Vorbehalte zu Gunften bed Landesrechts. 
1. Allgemeiner Yorbehalt. 
88. 83, 814 


€. 18.78; II 88.81, 82. P. I ©. 1361418616, 13643—18645. M. ©. 122. 
D. 6.3049, 3050. 8.8. ©. 3433, 3434. 
1. Bie in der. Er. 3 zu 8.82 bemerkt, Hat die G. B.O. gegenüber den Landesrechten ben 


Charatier einer Kodifikation und läßt nur ſolche landesrechtliche Vorſchriften des formellen 
Aqittes-·Strecer, Grumdbugorduung. 5. Kuflage- 22 
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Landesgefege über das Grundbuchweſen; den Landeögejegen ftehen nach Maßgabe 
der Artikel 57, 58 des GEinführungsgefeges zum Bürgerlichen Geſetzbuche die 
Hausverfaſſungen gleich. 

, 8. 84. 

Die Vorſchriften der 88. 7, 20 und des $. 22 Abſ. 2 über das Erbbaurecht 
ſowie die Vorfchrift des $. 50 finden auf die in den Artifeln 63, 68 des Ein- 
führungsgefege® zum Bürgerlichen Gefeßbuche bezeichneten Rechte entſprechende 
Anwendung. 


Grundbuchrechts zu, zu deren Gunften Vorbehalte gemacht find. Diefe find zum Theil ſchon 
in den früheren Paragraphen bes Gefegeß enthalten und nach der in der Dentſchrift gemachten 
Unterfeidung „theils ausdrücklich bejtimmt (8. 1 Abf. 2, 8. 2 Abi. 2), tHeils aus folden 
Vorſchriften bdefielben zu entnehmen, welche zu ihrer Durchführung eine ergänzende Thätigteit 
der Landesgefegebung vorausfegen. Das Legtere gilt insbefondere . . . für die Bildung und 
Zuftändigteit der Grundbuchämter, für die Ausſchließzung und Ablehnung der Grundbuchbeamten“ 
(ogl. iedoch 8.10), „für das Verhälmiß des Flurbuchs zum Grundbuch und die Berichtigung des 
Grundbuch im Falle der Uenderung des Flurbuchs, fowie für die nähere Regelung der Grund» 
budführung. Weiterhin find die Beitimmungen über die Form ber Entſcheidungen des Grund⸗ 
buchamts und deren Zuftellung, über die Protofollivung ber Anträge und Erklärungen vor dem 
Grundbuchamt, über bie Form ber Eintragungen in das Grundbuch und der Beugnifje über bie 
Eintragungen der Landesgefeggebung infomeit ſtillſchweigend überlaffen, als bie G. B. O. feine 
Beſtimmungen darüber enthält“ (D.). 

2. Zu diefen Vorbehalten treten dann bie in ben 88. 83ff. aufgeführten weiteren Hinzu. 
Während in den 88. 8off. nur einzelne beftimmte Fragen ber Iandeägefeplicen Regelung vor- 
behalten find, enthält $. 83 eine allgemeinere Beftimmung, indem er mit Rüdficht auf dem 
engen Bufammenhang zwiſchen dem formellen und materiellen Grundbuchrechte (vgl. M. ©. 122) 
alle das materielle Grundbuchrecht betreffenden ;Borbehalte des E.®. 5. 8.6.8. auf jenes aus: 
dehnt. Solde Vorbehalte find nicht nur in dem 3. Abfchnitte des EG. (Art. 55f.) enthalten, 
der bie Ueberſchrift „Verfäktni des 8.9.8. zu den Landesgefegen“ trägt, fondern aud) in dem 
die Uebergangsorfchriften enthaltenden 4. Abſchnitte. „Soweit nad) den Vorſchriften dieſes 
Abſchnitis die bißherigen Landesgeſetze maßgebend bleiben, fünnen fie nad) dem Infrafitreten des 
8.6.8. durch Landesgefeg auch geändert werden,“ beftimmt Art. 218 bes E.G. Danach fann es, 
wie in der Dentſchrift Hervorgehoben wird, feinem Bmeifel unterliegen, bak die Landesgeſep⸗ 
gebung innerhalb der durd die Vorſchriften de vierten Abſchnitts des E.G. gezogenen Grenzen 
auch auf bem Gebiete des Grundbuchweſens Uebergangsbeitimmungen treffen, namentlich mit 
Rückſicht auf Art. 200 des E.G. die Vorausſetzungen regeln kann, unter denen die aus bem biß- 
herigen landesgeſehzlichen ehelihen Güterrechte ſich ergebenden Verfügungsbeihräntungen in das 
Grundbud) eingetragen werden fönnen. In Preußen ift von ber zulegt erwähnten Befugniß fein 
Gebraud gemacht (vgl. oben ©. 252 Exl. 2; insbefondere auch die dafelbft angeführte Be— 
ftimmung des Art. 59 8. 2 des A.G. z. B.G. B. über die Gebühren- und Stempelfreiheit). 

3. Die in dem erften Halbſatze des $. 83 enthaltene Megel erfährt durch den zweiten 
Halbjag eine Erweiterung für das Gebiet des Privatfürftenrehts. Nach Urt. 57 des E.G. z. 
BGB. finden die reichsrechtlichen Vorſchriften in Anſehung der Landesheren, der Mitglieder 
der landeshertlichen Familien und der Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohenzollern, des 
dormaligen Hannoverfchen Königshaufes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen 
Herzoglic Nafiauifgen Fürftenhaufes „nur inſoweit Anwendung, als nicht befondere Borfgriften 
der Hausverfafjungen oder der Landesgeſehe abweichende Beftimmungen enthalten"; und nad, 
Art. 58 „bleiben bie Vorſchriften der Landeögefege und nach Maßgabe der Landesgeſehe bie 
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Vorſchriften der Hausverfafiungen unberührt“ „in Anſehung der Familienverhältniffe und der 
Güter derjenigen Häufer, welche vormals reichsſtändiſch geweſen und feit 1806 mittelbar ge 
worden find oder welche diefen Häufern bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter dur 
Beſchluß der vormaligen deutſchen Bundesverfammlung oder vor dem Intrafttreten des B.G.B. 
durch Landesgeſetz gleichgeftellt worden find;“ „das Gleiche gilt zu Gunſten des vormaligen 
Neich3adel3 und derjenigen Samilien des Iandjäffigen Adels, welche vor dem Antrafttreten des 
8.6.8. dem vormaligen Reichsadel durch Landesgeſetz gleichgeſtellt worden find“. Vgl. Planck 
Bd. 6 ©. 135. Inſoweit hiernach die Vorſchriften der Hausverfaſſungen unberührt bleiben, 
gilt von ihnen dafſelbe, wie nach der Regel des $. 83 Halbfag 1 von ben Landesgeſetzen. 

4. Umgefehrt erführt der Grundſatz des 8. 83 durch die Beftimmung bes 8. 84 eine Ein 
ſchränkung Hinfichtlich der oben ©. 16f. und ©. 47 beſprochenen Erbpachtrechte und Abbaurechte. 
Im Einklange mit den Beitimmungen des E.G. z. B.6.B. Urt. 63, 68, wonach für biefe Rechte 
die ſich auf Brunditücke besiehenden Vorjchriften gelten und für ifre Uebertragung fowie auch 
für die Neftellung des Abbaurechts diejelben Formen, wie für vie Ueber d Beitellung 
bes Erbbaurechts vorgeichrieben find, dehnt die G.B. O. die Vorfchriften des $. 7 über die An- 
fegung eines bejonderen Grundbuchblatts für ein Erbbaurecht, des $. 20 über das Erforderniß 
des Nachweiſes ver Finianno im Tal: Nebertraaung oder Beitelluna dieſes Rechter, des 
8.22 Abſ. 2 über das Exforderniß ber Buftimmung bes Erbbauberechtigten zu feiner Eintragung 
aud im Falle ver Berichtigung des Grundbuchs auf jene Rechte aus. Schließlich fol aud bei 
der Eintragung diefer Rechte ſowohl auf dem Blatte des belafteten Grundftüds, als auch auf dem 
für daS Recht angelegten Blatte die Bezugnahme anf die Eintragungsbewilligung, wie bei einem 
AltentHeile ($. 50), nicht nur zur Bezeichnung des Inhalts des Rechtes, nr’ auch zur Bes 
zeichnung der Hierunter oegriffenen einzeinen siegte zwajrig fein. WgL. Hierzu bie Erl. zu den 
88. 7, 20, 22, 50. 

Bie in der Dentſchrift beſonders betont wird, führt die entipredende Anwendung bes 
3 7 in Verbindung mit Art. 63 des EG. 5. B.G. B. von felbft zu dem Ergebnijfe, daß, wo 
Iandesgefeglich zur Begründung eines Erbpachtrechts defien Eintragung in das Grundbuch nicht 
erforderlich ift, für dieſes Recht ein befonderes Grundbuchblatt aud dann angelegt werden kann, 
wenn ein Grundbuchblatt für das belaftete Grundſtück nit vorhanden tft (ebenfo Pland Bd. 6 
S. 144 Erl. 3e). Für die Abbaurechte gilt dies nicht, weil zu deren Beftellung, wie ©. 47 
erwähnt, kraft Reichsrechts, wie zur Beitellung eines Erbbaurechts, formelle Einigung und 
Eintragung erforderlich ift. 

Ueber eine dem $. 84 entſprechende Vorſchrift des preuß. Rechtes für das Bergwerls⸗ 
eigentum, unbewegliche BergwerkBantheile und felbftändige Gerectigteiten vgl. Art. 28 des 
AB, . ©.B.C. Dem Landesrecht ift e8 natürlich unbenommen, für die feiner Regelung über- 
laſſenen Rechte, wie 3. B. für das Bergwerkseigentfum oder kraft Art. 196 des E.G. z. B.6.B. 
(oben ©. 17) für die zur Zeit des Infrafttretens des B.G.B. an einem Grundftüde beitehenden 
vererblihen und veräußerlihen Nutzungsrechte, ähnliche Vorſchriften zu treffen. Ohne landes- 
rechtliche Normen und ohne daß durch die Qandesgefeggebung Abweichendes beftimmt werden 
dürfte, gelten aber bie im $. 84 angeführten Beitimmungen der $$. 7, 20, 22, 50 der 6.8.0. 
für die Erbpacht- und Abbau » Rechte. 

5. Aus ben fonftigen Vorbehalten, die das EG. z. B.G.B. zu Gunften der Landesgefege 
gemadht Hat, find folgende Hervorzuheben. Umberührt, geblieben find 

a. das gefammte Familienfideikom miß-, Kehen- und Stammgutsrecht (Art. 59); 
vgl. oben ©. 21, 31, &. 54 Anm. 4 und ©. 156 unter b und über die Revenüen = Hypothet 
©. 69, ferner preuß. AG z. G.BO. Art. 15—19, bayer. A.G. z. G.B.L. Art. 13—16, fädl. 
BO. vom 24. Juli 1899 8. 30, württ. AG. 3. B.G.B. Art. 24-31, 93; 

b die Vorichriiten über Rentengüter (Art. 62); vgl. ©. 21 Anm. 4, S. 53 Anm. 3, 
S. 54 Anm. 1 md 4, €. 55 Anm. 1, ©. 162 Erl. 4a, S. 38 Erl. 4 x, ferner preuß. 
AG. 5. BL. Art. 12 und Ag. Verf. $. 11 Biff. 2 nebft Erl.; . 
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e. da8 Anerbenrecht bei landwirthſchaftlichen und forſtwirthſchaftlichen Grundftüden 
Art. 64); dgl. ©. 54 Anm. 4, ©. 162 Erl. 4a, preub. AG. z. ©.B.D. Art. 12 und Allg. 
Ber. 8. 11 Ziff. 2, 98. 21, 43 nebft Erl.; 

d das Wafferreht mit Einfluß des Mühlenrehts und der Vorſchriften über An- 
landungen, entftehende Infeln und verlafiene Slußbetten (Art. 65); vgl. oben ©. 17, 42; 

e. das Deich- und Sielrecht (Art. 66); 

f. da8 Bergrecht (rt. 67); dgl. oben ©. 17, ©. 54 Amm. 4, preuß. A.G. z. G.B.O. 
Art. 22f., Vgl. BD. Art. 33, Alg. Verf. 88. 22ff.; 

g. das Jagd- und Fiſchereirecht (Art. 69); vgl. oben ©. 17; 





h. die Borfcriften über Bmangsrehte, Bannrehte und NRealgewerbe- ' 


berechtigungen (Axt. 74); vgl. oben ©. 17; 

i. die Vorfchriften über Waldgenoſſenſchaften (Art. 83); vgl. oben ©. 266, preuß. 
AB. 5. BD. At. 11 Abſ. 2 und Allg. Verf. 3. 44, bayer. A.®. Art. 17, 18; 

k. bie Umortifationdgefege und die Vorſchriften, welhe den Erwerb von 
Grundftüden durch Ausländer von ſtaatlicher Genehmigung abhängig maden (Art. 86—88); 
vgl. oben ©. 242; 

1. die Vorſchriften über bie gefeglihen Hypothetentitel des Fiskus, einer Körper⸗ 
ſchaſt. Stiftung oder Unftalt des öffentlihen Rechtes 2c. (Mrt. 91), vgl. oben ©. 77; 

m. die Borfhriften über Leibgedings-, Leibzuchts-, Altentheilsverträge in 
dem oben ©. 50 ermähnten Umfange; vgl. auch ©. 287 a. €. und ©. 291; 

n. dad Enteignungdredt (Art. 109); vgl. oben ©. 41 und S. 54 Anm. 4 ſowie 
preuß. Allg. Verf. 8. 10 Ziff. 3, 8. 11 Biff. 3, $. 30 Abſ. 4; 

o. bie Vorſchriften über die einem Eiſenbahn- oder Kleinbahnunternehmen gemwibmeten 
Bahneinheiten (Art. 112); vgl. preuß. A.G. z. G.B.O. Art. 31 und Allg. Berf. 8. 11 
Bil. 2, 8. 45; 

p. die Vorſchriften über die Bufammenlegung von Grundftüden, über bie Gemein: 
Hettstheilung, über die Ablöfung von Reallaften und Dienjtbarkeiten u. ä., ind 
befondere auch die „Vorſchriften, melde die durch ein Verfahren diefer Art begründeten gemein- 
ſchaſtlichen Angelegenheiten zum Gegenftande haben ober welche ſich auf den Erwerb des Eigen» 
thums, auf die Begründung, Uenderung und Aufebung von anderen Rechten an Grundftüden 
und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen" (Mrt. 113); vgl. oben ©. 42, 47f., 58 
und preuß. A.G. 3. G B.O. Urt. 1214, Allg. Verf. 8.4 Abf. 3, $. 10 Ziff. 3, $. 11 Bifl. 2; 

g. die Vorſchriften, „nad welchen die dem Staate ober einer öffentlichen Anftalt in Folge 
der Ordnung der gutßherclidi-bäuerlihen Verhälimiſſe oder der Abibſung von Dienftbarteiten, 
Reallaſten oder der Oberlehnäherrlichkeit zuftehenden Ablöfungsrenten und fonftigen Reals 
laſten zu ihrer Begründung und zur Wirkfamteit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen“ (rt. 114); vgl. oben ©. 22, 58 und preuf. 
AG. z. BD. Urt. 12; 

r. die „Vorſchriften, welche die Belaftung eines Grundſtücks mit gewiſſen Grundbdienft= 
barteiten oder beichränften perſönlichen Dienftbarteiten oder mit Reallaften unterfagen 
oder beſchränken“, fowie die „Borfäriften, welde den Inhalt und das Maß folder Rechte 
näher beftimmen“ (Urt. 115, fiehe auch Mrt. 116); vgl. oben ©. 48, 56; 

8. die Vorſchtiften welche die Belaftung des Grundſtücs über eine beftimmte Werthgrenze 
hinaus ober mit einer umfündbaren Hypothek oder Grundſchuld unterfagen oder die Aus— 
fchließung des Kündigungsredts zeitlich beiränfen (rt. 117); vgl. oben ©. 66; 

t. die Vorfchriften über den Vorrang von Meliorationsdarlehen (Art. 118); 
vgl. oben ©. 283 a. E. und Erl. 3 zu Urt. 12 des preuß. A.G.; 

u. die Vorjehriften, welde die Veräußerung, die Theilung oder die Vereinigung 
von Grundjtüden beſchränken oder Ieptere beiden unterfagen (Mt. 119), oben ©. 24, 
©. 156 (3b), ©. 160 und ©. 162 und Erl. 4 zu Art. 12 des preuß. A.G. 3. G.B.O.; 
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8. 85. 

Durch landesherrliche Verordnung fann beftimmt werben, daß für gewifje 
Gattungen von Grundftüden beſondere nicht für Bezirke eingerichtete Grundbücher 
geführt werden. 

$. 86. 

Durch landesherrfiche Verordnung kann bejtimmt werden, daß die VBorjchrift 
des 8. 4 aud) dann Anwendung findet, wenn mehrere Grundſtücke besjelben 
Eigenthümers in den Bezirfen verjchiedener Grundbuchämter befegen find. 


$ 87. 

Durch landesherrliche Verordnung kann beftimmt werden, daß ein bisher 
geführtes Buch oder mehrere bisher geführte Bücher für ſich allein oder zufammen 
mit einem neuen Buche ober mehreren neuen Büchern als Grundbuch gelten 
jollen. Die Beſtimmung fann auch dann getroffen werden, wenn für Grund- 
jtücte, bie nicht benfelben Eigenthümer haben, ‘in gemeinfchaftlicyes Blatt bejteht; 
die Vorſchrift des $. 4 findet entiprechende Anwendung. 


v. die Vorſchriften über die Unſchädlichteitszeugniſſe (Art. 120); vgl. oben ©. 35 








w. die „Vorſchriften, melde die zur Zeit des Infrafttretens des B.G. B. bejtehenden 
landigaftlihen oder ritterfhaftlihen Kreditanftalten betreffen“ (Mrt. 167); vgl. 
KB. ©. 3433 f. oben ©. 68 Anm. 2, S. 71 Anm. I und preuß. A.G. z. BD. Art. 21. 


Weitere Vorbehalte find an anderer Etelle erwähnt, vgl. oben ©. 16 (insbeſondere über 
das Stodiwerkeigenthum), ©. 17, ©. f, ©. 431), ©. 58 x. 


2. Fit für Begicke eingerichtete Grundbücher. 
8. 85. 
€. 18.5 9bf. 2; II1$.83. B.I ©. 18303—13307. M. S. 30. D. 6.3034 (gu 8.2 Abf. 1). 
Vgl. oben ©. 150 Erl. 28. 


3. Yorbehalt für gemeinfhaftlide Grundbugblätter. 
8. 86. 
E. M 8. 84. D. &.3085 (u 8.9. SB. 6.410. 
Vgl. oben €. 156 Erl. 3b und preuß. Kgl. BO. Art. 37. 


4. Beibehaltung bisher geführter Bäder. 
88. 87-89. 
€. 188. 8-10; II 88. 85—87. P. I 6. 18186, 13207 ff, 13245—13248, 18813—13320, 
13618, 13620, 1364513647 M. S. 35—37. D. 6.3050. 8.8. S. 3434. 61.8. 6.4419. 
1. Um die raſche Fertigftelung der Grundbücher zu begünftigen und damit den Eintritt 
ber Geltung des Liegenfhaftsrehts des B.G. B. zu beſchleunigen (vgl. S. 8 und ©. 11 fowie 
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8. 88. 
Werden nad) $. 87 mehrere Bücher geführt, jo muß jedes Grundftüd in 
einem ber Bücher eine befondere Stelle haben. An diejer Stelle ijt auf die in 
den anderen Büchern befindlichen Eintragungen zu verweiſen. Die Stelle des 
Hauptbuchs und die Stellen, auf welche verwiejen wird, gelten zufammen als 
das Grundbuchblatt. 
$. 89. 
Sind in einem Buche, das zufolge Iandesherrlicher Verordnung als Grund» 
buch gilt, die Grunbjtüde nicht nach Maßgabe des $. 2 Abſ. 2 bezeichnet, jo ift 
diefe Bezeichnung von Amtswegen zu bewirken. 


$. 82), geftattet die G.B. O., daß durch Iandesherrlihe Verordnung bißher geführte 
Bücher für Grumbbücer im Sinne des Reichsrechts erklärt werden, obwohl fie den in der 
6.8.0. 38. 2—4 aufgeftelten Erforderniſſen nicht genügen. 

2. Zunädft ift in diefem Falle eine Abweichung von $. 3 der G. B. O. geftattet, wonach 
jedes Grundftüd im Grundbuch eine befondere Gtele Haben muß, an ber alle Angaben über 
feine Redjtsverhältniffe vereinigt find (vgl. ©. 153 Erl. 2, 3). Mit Rüchſicht auf die bisherigen 
Bucheinrichtungen einzelner Bundesſtaaten (3. B. Württemberg, Baden, Heſſen, Meiningen, 
Hamburg), bet denen ſich jene Angaben in mehreren neben einander geführten Büchern befanden, 
geftattet die G.B. O., dab durch landesherrliche Verordnung mehrere bisher geführte Bücher 
zu Grundbuchern im Sinne des Reichsrechts erklärt werden. Auderdem berüdfictigt fie aud 
den Fall, daß ein oder mehrere bisher geführte Bücher nicht alle erforderlichen Eintragungen 
enthalten und nur dann weitergeführt werden können, wenn fie hinſichtlich der fehlenden Ein— 
tragungen in einem ober mehreren neu anzulegenben Büchern ihre Ergänzung finden. Alsdann 
tann durch landesherrliche Verordnung beftimmt werden, daß die bisherigen Bücher zufanmen 
mit den neuen Büchern als Grundbud; gelten follen. 

Diefe Ausnahme von der Vorſchrift des 8. 3 erleidet jedoch durch 8. 88 eine Einſchränkung, 
um jener Vorſchrift wenigftens annähernd zu genügen. Die mehreren Bücher follen nicht völlig 
unabhängig von einander geführt werden, fondern eines von ihnen fol das Hauptbud fein: 
in biefem muß jedes Grundſtück eine befondere Stelle haben, an der auf die in ben anderen 
Büchern enthaltenen Eintragungen verwieſen wird, die Stelle bes Hauptbuchs und die Stellen, 
auf welde in biefem verwieſen ift, follen alsdann zujammen als das Grundbuchblatt im 
Sinne des $. 3, aljo als das Grundbuch im Sinne ded B.G. B. gelten (vgl. oben €. 1537. 
Erl. 3). Daraus erhellt, da der Örundfag des $. 3 nicht völlig aufgegeben, jonbern nur dahin 
eingeſchränkt iſt, daß die Eintragungen durch Berweifungen auf andere Bücher erfegt werden 
tönnen (M. €. 37). 

Welches Buch zum Hauptbuc erklärt wird, ift gleichgültig; insbejondere braudt es nicht 
für die Eintragung des Eigenthumers beftimmt zu fein (M. a. a. ©.). Es fteht nichts ent 
gegen, auch ein Buch, das mad; dem bisherigen Rechte nur die Bedeutung eines Nebenbuchs, 
3. B. eines Realregiſters gehabt Hat, zum Hauptbuche zu maden (D. ©. 3050). Erforderlich 
iſt nur, daß in ihm jedes Grundftüd eine bejondere Gtelle hat (M. a. a. D.). Fehlt ein 
ſolches Buch in dem bisherigen Rechte, jo muß es erft meu angelegt und alsdann mit den 
bisher geführten Büchern durch landesgerrlihe Verordnung zum Grundbuch erklärt werben 
(ogl. 8. 87 ag 1). Der Nexanlegung fteht natürlich die Ergänzung eines bisher geführten 
Buches gleich. 

3. Die Weiterführung der bisherigen Bücher ift ferner auch dann zufäffig, wenn in ihnen 
entgegen ber Vorichrift des $. 4 gemeinſchaftliche Blätter für Grundftüde verſchiedener Eigen- 
thümer enthalten find ($. 87 Cap 2). Vgl. oben ©. 156 Erl. 3a. Falls jedod von dieſer 


8. 90. Vom Buchungszwange befreite Grundſtücke. 343 


$. 90. 

Durch Iandesherrliche Verordnung kann bejtimmt werden, daß die Grund- 
ſtücke des Fiskus oder gewiſſer juriftiicher Perfonen, die ffentlichen Wege und 
Gewäſſer jowie jolche Grundſtücke, welche einem dem öffentlichen Verkehre dienenden 
Bahnunternehmen gewidmet find, nur auf Antrag ein Grumdbuchblatt erhalten. 
Das Gleiche gilt von den Grundftüden eines Landesheren und den Grunditüden, 
welche zum Hausgut oder Familiengut einer landesherrlichen Familie, der Fürft- 
lichen Familie Hohenzollern oder der Familie des vormaligen Hannoverjchen 
Königshaufes, des vormaligen Kurheffifchen und des vormaligen Herzoglich 
Nafjauischen Fürftendaufes gehören. 

Steht demjenigen, welcher nach Abj. 1 von der Verpflichtung zur Eintragung 
befreit ift, das Eigenthum an einem Grundſtücke zu, über das ein Blatt geführt 
wird, oder erwirbt er ein folches Grundftüc, jo ift auf feinen Antrag das 
Grundjtüd aus dem Grundbuch auszufcheiden, wenn eine Eintragung, von welcher 
das Recht des Eigenthümers betroffen wird, nicht vorhanden ift. 


Vereinigung Verwirrung zu beforgen ift, kann nad; ber für anwendbar erflärten Vorſchrift des 
8. 4 das gemeinſchaftliche Blatt aufgehoben werden. Vgl. oben ©. 156 Erl. 5. 

4. Schliehlich fteht es der Weiterführung ber bisherigen Bücher auch nicht entgegen, wenn 
in ihnen entgegen ber Vorſchrift des 8. 2 Abf. 2 die Grumbftüde nicht nach einem amtlichen 
Berzeichniſſe bezeichnet find, in welchem die Grundftiide unter Nummern oder Buchftaben aufs 
geführt find (gl. M. ©. 36, D. &. 3050). Jedoch ift alddann biefe Bezeichnung nadträglic 
von Amtöwegen zu bewirten ($. 89, vgl. oben ©. 151 Erl. 3a). 

5. Bisher geführte Bücher find zu Grundbüchern im Sinne der Reichsgeſetze erklärt z. B. 
in Preußen durch bie Kgl. BD. Art. 3, 4 (vgl. Allg. Verf. 98. 27, 23), in Bayern durch die 
Kgl. BD. vom 23. Juli 1898 (oben ©. 12 Ziff. 3a) 8. 24, in Sachſen durch die V.O. vom 
26. Juli 1899 9. 2. 


5. Dom Budungszwange befreite Grundſtücke. 


8. m. 
E.188.11, 12; IT 8.88. P.I S. 13300 13312, 1350118505, 13620—13623. 
M. 6. 37-4. D. 6.300, 3091. 


1. Die bisherigen Landeögefege ließen vielfad Ausnahmen von dem Buchungszwange fir 
folge Grundftüde zu, die wegen der Rechtsftellung ihres Cigenthümer8 oder wegen ihrer 
Zwedbeftimmung bem Privatrechtsverkehre thatſächlich fern zu bleiben pflegen, weil bei ihnen 
die Buchung regelmäßig entbehrlich ift und deöhalb der mit ihr verbundene Mufwand an 
Arbeit und Koften, der gerade bei dieſen Grundſtücken, z. B. bei öffentlichen Wegen häufig ganz 
befonders erheblich ift, nicht gerechtfertigt erſcheint. Val. M. ©. 37, 38 und preuß. 6.8.0. 8.2 
(Adilles:Streder ©. 294). Aus bdiefer Erwägung hat aud bie G.B.D. ben Grunbfaß bes 
8. 3, daß jedes Grundftüd ein Grundbuchblatt erhält, nicht ausnahmslos durchgeführt. Da 
indefjen fir die Entſcheidung der Frage, imieweit Ausnahmen zu verftatten find, vorzugsweiſe 
auch Rückſichten bes öffentlichen Rechtes maßgebend find, Hat die G. B.O. nicht felbft beftimmte 
Grundftüde von dem Bucungszwange befreit, ſondern diefe Beſtimmung landesherr- 
licher Verordnung überlajfen und nur den Kreis der bem Verorbnungsrecht unterfiegenben 
Grundſtücke feitgelegt. 
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Im Preußen ift von dieſem Vorbehalte in Art. 1 der Kgl. V.O., in Bayern burd die 
Kgl. BD. vom 1. Juli 1898 (Gef.- und V.O. Bl. ©. 377), in Sachſen durch bie B.D. vom 
26. Juli 1899 8. 5, in Baden buch B.D. vom 22. Cktober 1897 (Gef.- und B.O.B. ©. 307) 
Gebrauch gemacht. 

2. Bom Buchnngszwange befreit werden können nach 8. 90 Abſ. 1 

a. die Örundftüde des Fiskus. Hierunter ift, ebenjo wie im 8. 89 des B.G. B. (vgl. 
Bland Erl. 1 zu $. 89, 3b. 1 ©. 125), nicht nur der*Fistus der einzelnen Yundesflnaten, 
ſondern aud der Reichsfiskus zu verfiehen. Die Grundftüde des Reiches ſchon durch das 
Reichsrecht für nicht buchungspflichtig zu erflären, hat das Gefe im Gegenfage zu dem E. J 
unterlaffen, weil aus ber allgemeinen Rechtsſtellung bes Reichsfiskus fi von felbft ergebe, 
daß die Vorausfegungen, unter denen ber Landesfistus von dem Buchungszwange befreit 
werde, in gleicher Weile auch für die Befreiung des Meichsfistus maßgebend feien (D.). Im 
Breußen find laut Urt. 1 der B.O. „die Grundftüde des Reiches, die Domänen und die fonitigen 
Grundſtücke des Staates“ befreit; unter dem Staate wird man nur den preußifchen, nicht einen 
fremden Staat, auch nicht einen anderen Bundesftant verftehen dürfen (Bredari ©. 55 Anm. 8a); 

b. die Grundflüde „gemwiffer juriftifder PBerfonen“. Die Beitimmung dieſer 
juriftifchen Perſonen ift völlig dem landesherrlichen Verordnungsrecht überlaffen. In Preußen 
(8.D. Art. 1) find die Grundftüde „der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, ber Kirchen, 
Klöfter und Schulen“ befreit; 

e. bie öffentligen Wege und Gewäffer (ebenfo preuß. Kgl. BD. Art. 1). Bu 
erfteren gehören nicht nur die Landftraßen und Kommunalwege, fondern auch die Straßen und 
Pläge innerhalb der Orticjaften, aber nicht bie lediglich der Venupung der Unlieger unter- 
Hiegenden Wege. In weſſen Eigentfum die öffentlichen Wege und Gemwäfler fiehen, ift gleiche 
gültig. Zweifelhaft könnte es fein, ob die im Gemeinheitstheilungs- und Berkoppelungsverjahren 
angelegten Wege und Gräben, die der Gejammtheit der Interefienten gehören und der gemein» 
famen Benugung diefer, aber nicht britter Berfonen unterliegen, alfo höchftens beſchränkt öffentlich 
find, zu ben Öffentlichen im Sinne des $. 90 zu zählen find. Indeſſen richtet fid) deren 
Buchungspflicht auch abgefehen von der Vorſchrift des $. 90 auf Grund des 8. 83 und bes E.G. 
3. 8.9.8. Art. 113 nach dem Landesrechte (vgl. ©. 340 unter p). Dafielbe gilt von den 
Gemwäffern (E.G. z. B.G.B. Art. 65, ©. 340 unter d); 

d. die Bahngrundſtücke, fofern das Bahnunternefmen dem öffentlihen Verkehre 
dient. Auch Hiervon ift in Preußen im vollen Umfange Gebrauch gemadt (BO. Art. 1). 
Hierunter fallen nicht nur die Schienenwege, fondern aud bie Gebäude und die fonftigen 
Grundſtilde, die dem Bahnunternehmen gewidmet find. Füur Bahneinheiten kommt außerdem 
ber Vorbehalt in Axt. 112 des E.G. z. B.C.B. nad) $. 83 in Betracht (S. 340 unter 0); 

e. die Grundftüde eines Landesherrn und die Grundſtücke, weldhe zum Hausgut oder 
Familiengut einer landesherrlichen Familie oder einer der biefen im $. 90 Satz 2 gleich« 
geftellten Familien gehören (die preuh. Kgl. BD. erwähnt biefe nit). Auch für fie gilt laut 
8. 83 der Vorbehalt des Urt. 57 des E.®. z. B.G.B. (6. 338 Erl. 3). 

3. Für diejenigen der in Erl. 2 aufgezählten Grundftüde, welche auf Grund der gemäß 
8. 90 erlafienen landesherrlichen Verordnungen von dem Buchungszivange befreit find und 
deshalb auch fein Grundbuchblatt erhalten haben, gelten auf Grund der Artikel 127, 128 des 
E.G. z. B.G. B. materiellrechtliche Befonderheiten. Hiernach bleiben nämlih die landesgeſetz— 
lichen Vorſchriften über die Uebertragung be Eigenthums und über die Begründung und Auf— 
Hebung einer Dienftbarteit an einem ſolchen nicht eingetragenen Grunbftüd unberüßet, die über 
die Eigentfumsübertragung aber nur dann, wenn das Grundſtück „aud nach der Webertragung 
nicht eingetragen zu werden braucht,“ wenn es alfo 5. B. in das Eigenthum des Fiskus oder 
einer anderen juriftifhen Berfon, deren Grundftüde von dem Buchungezwange befreit find, 
übergeht oder wenn es trotz ber Uebereignung öffentlicher Weg bleibt (oben S. 43 g). Im 
Uebrigen finden aber auch auf diefe Grundftüde die Vorſchriften des B.&.B. Anwendung, denn 
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nad Art. 186 Abſ. 2 tritt das Grundbuchrecht mit dem Beitpunft, in dem das Grundbuch für 
den Bezirk als angelegt anzufehen iſt, auch für bie nicht eingetragenen Grumbftüde in Kraft 
(ogl. oben S. 336 Erl.1a). Dies gilt auch Hinfichtlih der nicht buchungspflichtigen Grundftüde, 
von ben obigen Vorbehalten abgefehen. 

Daraus folgt, dab fraft Reichsrechts zur Uebertragung des Eigenthums an einem folden 
Grundftüde, fofern es nicht auch ald Grundftüd des Erwerbers budungsfrei ift, die Auflafiung 
und bie Eintragung, und daß zu jeder Velaftung des Grunbftüd® mit einem anderen Rechte 
als mit einer Dienftbarteit ſowie zu jeder Webertragung eines belaftenden Rechtes und zu ber 
Aufhebung eines ſolchen Rechtes, mit Ausnahme einer Dienftbarfeit, die Einigung und bie 
Eintragung infoweit erforderlich find, als es bei einem buchungspflichtigen Grundſtüde der Fall 
fein wilrde. Demnach muf zuvor die Eintragung des Grundftüds in das Grundbuch erfolgen, 
bevos diefe Rechtsanderungen eintreten Können. 

Bon dem die Eigentfumsüberteagung betrefienden Vorbehalte des Art. 127 des EG. 5 
3.6.8. ift in Preußen im Art. 27 des A.G. z. B.G. B. Gebrauch gemacht; dgl. oben €. 43 
unter g. Dagegen fommt für bie Begründung und die Aufhebung einer Dienftbarkeit an einem 
buchungsfreien Grundftüde das Reihsreht zur Anwendung, ba von dem Vorbehalte des Art. 
128 des E.G. 3. B.G. B. in Preußen fein Gebrauch gemacht ift (vgl. die Begr. zu Art. 26 des 
Entw. eines AG. z. B.6.B.). Cine zur Zeit des Intrafttretens des Reichsgrundbuchrechts be= 
ftehende Dienftbarteit fann aber nad) der allgemeinen Vorſchrift des Art. 189 Abi. 3 des EG. 
3 8.6.8. (oben ©. 36) bis zu ihrer Eintragung in das Grundbuch nad; Maßgabe der bisherigen 
Gejege aufgehoben werben. 

Eine weitere Ausnahme von bem Erfordernifje der vorgängigen Eintragung des Grundftüds 
in das Grundbuch vor der Eigenthumsübertragung enthält das preuß. Geſetz, betr. die durch ein 
Auseinanderfepungsverfahren begründeten gemeinfchaftlichen Angelegenheiten, vom 2. April 1837 
$. 8, welches laut Art. 113 des E.G. 5. B. G.B. noch gültig ift; dgl. unten Erl. 7 zu Art. 12 
des A.G. 5. ©.B.D. 

4. Mag mit Rüdfiht auf bie in Erl. 3 angeführten Mechtsänderungen bie Eintragung 
erforberlich fein ober nicht, jtet8 iſt fur die von dem Buchungszwange befreiten Grundftüde ein 
Grundbuchblatt nur auf Antrag anzulegen, nie von Amtswegen. 

Ber antragsberehtigt ift, fagt daS Gefeg nit. Im erfter Linie fommt natürlich der 
Eigenthümer in Betracht. Daneben läßt die preub. Kgl. 8.D. Art. 1 (ebenfo wie die preuß. 
®.8.0. 8. 2) auch den Antrag „eines Berechtigten“ zu. Dies wird man auch ohne aus— 
drüdlicde Beftimmung annehmen können. Mit Recht Heißt e8 in den Motiven ©. 39: „Die 
zugelafiene Ausnahme darf Niemanden in der Verwirklichung der ihm zuftehenden Rechte 
hindern. Jeder, welchem ein eintragungsfähiges Recht am Grundftüde zufteht, muB feine Ein- 
tragung erreichen und deshalb die Buchung des Grundftüds verlangen konnen Hat er noch 
fein eintragungsfähiges Recht, fondern nur einen Anſpruch auf Eintragung, fo wird er nad 
Analogie de3 8.14 zu dem Antrage zu berftatten fein, wenn er einen vollſtrecbaren Schulbtitel 
gegen den Eigenthümer auf Eintragung hat (vgl. D. ©. 3051). 

5. Umgetehrt ift nad) 8.90 Abſ. 2 ein nicht buchungspflichtiges, aber trogbem eingetragenes 
Grundftüd unter beftimmten Vorausfegungen aus dem Grundbuch auszufcheiden. Diefe Be— 
ftimmung bifdet eine Erweiterung der Vorſchrift des 8. 59 der preuß. G. B.O., die nur den Fall 
der Auflafjung eines Grundftiidätheils betraf (vgl. Ahilles-Streder ©. 381ff.), und ift mit 
dem Intereſſe des Eigenthümers begründet, dem durch die Ausbuchung bie Eicherheit verihafft 
wird, daß jede das Grundftüd betreffende Eintragung ausgeſchloſſen it (M. S. 40, D. ©. 3051). 
Borausjegungen der Ausbuchung find: 

a. ber Antrag bes Eigenthümers des budungsfreien Grundftüds. Diefen kann er 
nit nur dann ftellen, wenn er bereit3 Eigenthümer ift, wobei e8 nicht darauf anfommt, ob er 
als folder eingetragen ijt oder nicht, da die Ausſcheidung des Grundftüd® aus dem Grundbuche 
feine Eintragung im Sinne des 8.40 bildet (oben &. 179 Vorbm. II, €. 269 Erl. 2, Bredari 
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8. 9. 
Das Verfahren zum Zwecke der Eintragung von Grundftüden, die bei der 
Anlegung des Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten Haben, wird durch landes- 
herrliche Verordnung beftimmt. 


©. 57 Erl. 9a), fondern er ift auch antrag&beredtigt, wenn er das Grundftüd erft erwirbt, 
3. B. bei der Auflafjung ober Aneignung. Falls das Grundſtück fein Blatt für ſich allein im 
Grundbuche hatte, fei e8, weil e8 auf einem gemeinſchaftlichen Blatte jtand oder bisher nur ala 
Theil eined größeren Grundftüds gebucht war, bedarf es, wenn der privilegirte Eigenthümer 
ſchon bei der Stelhung des Antrags auf Eintragung feines Eigenttums von dem Ausbudungs- 
echte Gebrauch macht, nicht der Anlage eined befonderen Blattes für dad von ihm erworbene 
Srundftüd, vielmeht genügt zu der nad) dem B.G.B. erforderlichen Eintragung der Vermerk des 
Eigentfumsübergangs in dem Ubfchreibungsvermerf auf dem bißberigen Blatie. (D. ©. 3051. 
Bol. preuf. Ag. Bert. $. 8 Uhl. 6 Zi. 2. Die Eintragung in Spalie 14 des Beltands- 
verzeichniſſes I kann in dieſem Falle etwa folgendermaßen lauten: „Bon Nr. 4 die Parzelle 
420/90 an den Königl. Preuß. Staat, Eifenbahnverwaltung aufgelafien und aus dem Grundbuch 
ausgeihieben am ..... Reit If. Nr. 6*). Stand dagegen das Grunbftüd allein auf einem 
Blatte oder gehen alle auf einem Blatte eingetragenen Grundftüde auf den privilegirten Erwerber 
über, jo ift diefer erſt als Eigenthiimer einzutragen und alsdann das Blatt zu ſchließen (vgl. 
preub. Allg. Verf. $8. 17, 19). 

b. das Nihtvorhandenfein einer das Reit des Eigenthumers betrefien- 
den Eintragung; es darf alfo weder eine Belaftung des Grundftüds noch eine Verfügungs- 
beſchränkung bes Eigenthümers no eine Vormerkung oder ein Widerjpruh, durch die fein 
Recht betroffen wird, eingetragen fein. Sind folhe Eintragungen vorhanden, fo müſſen fie erit 
gelöfcht oder wenigitend die zu der Löſchung erforderlichen Erklärungen und Anträge abgegeben 
werden, ehe bie Ausbuchung erfolgen kann. Leptere wird nad Analogie des $. 47 Abſ. 2 der 
Löſchung gleichzuachten fein (Bredari ©. 57 Erl. Ib). 

6. Eine Vorſchrift über die Form der Anträge, welche im Abf. 1 und im Abſ. 2 bes 
3. 90 erwähnt find, giebt das Gele nicht. Wie bereits oben S. 179 Vorbm. IL erwähnt, finden 
die Beſtimmungen des zweiten Abſchnitis der ©.B.D., alfo auch die der $$. 29, 30 nur auf bie 
Eintragungen der Rechte und Rechtsverhältniſſe der Grundftüde Anwendung, während es ſich 
bier um die Eintragung oder um die Ausfheibung des Grundftüdd felbft handelt, die ohne 
Einfluß auf die Rechtöverhältnifie ift. Einer Form bedarf danach der Antrag nicht (Predari 
©. 57 Erl. 9a). Uebrigens würde auch die entiprediende Anwendung bed $. 30 zu demfelben 
Exgebnifie führen, da der Antrag nur den Anftoß zu der Anfegung des Grundbuchs für das 
bucungsfreie Grundſtück oder zu defien Ausſcheidung aus dem Grundbuche giebt, während die 
Borausfegungen fi) aus den anf Grund bes $. 90 erlafienen landesherrlichen Verordnungen 
und aus dem $. 90 ſelbſt ſowie aus dem Inhalte des Grundbuchs ohne Weiteres ergeben (vgl. 
oben ©. 236 Exl. 1a), 

7. Ueber da8 Verfahren bei Unlegung ber Blätter für bie nicht buchungspflichtigen Grund» 
ftüde vgl. 9. 91, insbefondere Erl 2. 





6. Hadträglie Eintragung nit gebuqter Grundfüke. 
8.9. 
&.18.17; IL 8.80. $.1 6. 1859813600. M. 6.47. D. 6. 3081. 


4. Die Vorſchrift des 8. 91 betrifft die Fälle, in melden einzelne Grundftide zu der Beit 
des Inkrafttretens des Grundbuchrechts (oben S. 336 Erl. 18) ein Blatt nicht erhalten Haben, 
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8. 92. 

Das Verfahren zum Zmede der Wiederherftellung eines ganz ober theilweife 
zerjtörten oder abhanden gefommenen Grundbuchs wird durch Iandesherrliche 
Verordnung bejtimmt. Die Verordnung kann auch darüber Beitimmung treffen 
in welcher Weife bis zur Wieberherjtellung des Grundbuch die zu einer Nechts- 
änderung erforderliche Eintragung erjegt werden foll. 


und überläßt die Regelung des Verfahrens für dieſe Fälle landesherrlicher Verordnung, da auf 
gleiche Weife daS Verfahren bei der eriten Anlegung geregelt ift (E.®. z. B.G. B. Art. 186 Abf. 1, 
oben ©. 10) und Ieptere duch die nachträgliche Anlegung bes Grundbuchs für bioher nicht ger 
buchte Grundftüde nur ergänzt wird. 

Damit ift aber nicht gejagt, dab durch die landesherrlichen Verordnungen das Verfahren - 
in beiden Fällen völlig übereinjtimmenb geordnet werben müßte; vielmehr find abweichende 
Vorſchriften geftattet. 

2. Keinen Unterfhieb mat ed, auß welhem Grunde bei der erften Anz 
legung bes Grundbuds bie Eintragung der Grundftüde unterblieben tft, „fei 
«8, daß durch die landesherrliche Verordnung das Grundbuch eines Bezirkes ſchon für angelegt 
erflärt wird, während für einen Theil der Grundftüde die erforderliche Buchung noch außfteht, 
ſei es, daß die Buchung aus Verſehen oder wegen vorliegender Anftände oder deshalb unter— 
blieben ift, weil das Grundjtüd zu ber bezeichneten Zeit vom Buchungszwange befreit war“ (D.). 
Nichts Anderes kann gelten, — obwohl $. 91 dem Wortlaute nah hierauf feine Anwendung 
findet, — wenn ein nad) 8. 90 Abf. 2 aus dem Grundbuch ausgeſchiedenes, nicht budungs= 
pflichtiges Grundftüd nachträglich wieder eingetragen werben foll, voraußgefegt dab inzwiſchen 
nad; den durch Art. 127, 128 des E.Ö. z. B.G.B. aufrehterhaftenen landesgeſetlichen Be 
ftunmungen (vgl. ©. 344 Erl. 3) ein Eigenthumswechſel oder eine Neubelaftung mit einer 
Dienſtbarkeit erfolgt fein kann, wie erſteres z. B. in Preußen (A. G. z. B.G. B. Art. 27) möglich 
iſt. Kann dagegen ein ſolches Grundſtück nur durch Eintragung veräußert oder belaſtet werden, 
weil landesrechtlich von jenen Vorbehalten Fein Gebrauch gemacht iſt, jo wird man in Ermangelung 
entgegenftehender landesrechtlicher Normen die Wiedereröffnung bes geſchloſſenen Blattes auf bloßen 
Antrag zulafien dürfen (vgl. K.G. 2 ©. 170; Predari ©. 41 Erl. 1, ©. 58 Erl. 9 a. E.). 

3. Vgl, die preuß. VD. Art. 15—33 und bie fähl. BL. vom 25. Juni 1900 (I.M.BL. 
©. 59). 


7. Wiederherkiellung zerflörter oder abhanden gekommener Grundbüdjer. 
8.9. 
€.18$.18; II 8.90. ®.1 6. 13600—13606. M. S. 47. D. 6. 3051. 


4. Nach der preug. G.B.D. vom 5. Mai 1872 $. 132 follte die Wiederherftellung zerftörter 
ober verloren gegangener Grundbücher auf Grund eines Geſetzes erfolgen. Nachdem dieſe Vor— 
igrift zweimal zur Anwendung gelangt war und ſich ihre Unzweckmäßigkeit herausgeſtellt hatte, 
wurde fie durch Gefep vom 14. März 1882 abgeändert und an Stelle eines Geſehes eine Kgl. 
Verordnung gefordert (vgl. Ach illes-Strecker ©. 456). In der That verlangt das allgemeine 
Interefe, daß die mit dem Fehlen des Grundbuchs verbundene Hemmung bes Verkehrs möglichſt 
ſchnell befeitigt und nicht durch Inanſpruchnahme des ſchwerfälligen Gejepgebungsapparats ver- 
zögert wird (M. a. a. O.). Deshalb und im Anfhlup an die hiermit in einem gewifien 
Bufammenhange jtehende Vorſchrift über dns Unlegungsverfahten (dgl. 8. 91 Erl. 1) überläht 
aud) die G.B.D. die Regelung des Verfahrens „zum Biwvede ber Wieberheritellung eines ganz 
oder theilweiſe zerftörten oder abhanden gelommenen Grundbuchs“ Tandesherrliher Vers 
ordnung. 
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8. 98. 

Die Landesjuftizverwaltung fann anordnen, daß die Einficht des Grundbuchs 
und der im $. 11 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Schriftftüde in weiterem Umfange 
geftattet und die Ertheilung von Abjchriften in weiterem Umfange zuläffig jein 
ſoll, als es im $. 11 vorgefchrieben iſt. 


8. 9. 

Die Landesjuftizvermaltung kann anordnen, daß Grundakten gehalten werben, 

und, unbejchadet der Vorjchriften des $. 11, auch Anordnungen über die Einficht 
der Grundakten und über die Ertheilung von Abfchriften treffen. 


2. Die Vorſchrift des 8.92 Gap? entipricht ebenfalls der Beftimmung des preuß. Geſetzes 
vom 14. März 1882 (6.6. ©. 121). Da bis zur Wiederherftellung des Grundbuchs eine Ein- 
tragung unmöglich iſt, kann eine Rechtsänderung, zu der e8 der Eintragung bedarf, nicht erfolgen, 
wenn nit das Erforderniß der Eintragung befeitigt und ftatt deffen ein 
anderer Akt vorgeſchrieben wird. Ob dieſes geſchehen und welcher Akt an die Stelle 
treten ſoll, läßt ſich nur im Bufammenhange mit den zur Wiederheritellung bes Grundbuchs 
erforderlichen Maßregeln beurtheilen, deren dorausſichtliche Dauer hierbei vor allem ins Gewicht 
fältt (M. ©. 48). 

3. Die Kgl. V.O. ift, anders als die im 8. 91 vorgefehene, nicht allgemein, fondern nur 
für den einzelnen Fall zu erlafjen, bamit die Befonderheiten des Falles, insbefondere der 
Umfang der Zerfiörung, berückſichtigt werden können. 

Daß fie auch Beftimmungen über die Wiebderherftellung zerftörter oder verloren 
gegangener Urkunden, insbejondere Hypothekenbriefe enthalte, ift nicht vorgefehen. Hierfür 
gelten alfo bie ſonſtigen Beftimmungen, insbefondere fir die Ertheilung neuer Briefe die Vorſchrifien 
der 88. 67f. Ein in dem Befige de Grundbuhamts zerftörter Brief wird ohne Aufgebots- 
verfahren erneuert werden können, weil er als ben Grundbudamte „vorgelegt“ (im Sinne des 
8. 67) zu erachten iſt. 


8. Erweiterung des Kechtes auf Einfiht und auf Abſchriften. 
8.98. 
€.11 8.91. D. 6.3037 (gu $.10). RB. 6. 3422 (u 8. 10). 


Vgl. oben ©. 172 Erl. 2b und bie preuß. Allg. Bert. $. 32. 


9. Grundakten. 


8. 9. 
€.18.16; 11 8.92. P. I €. 18325—13332. M. 6.47. D. 6. 3051. 


4. Entſprechend der Stellung, die das Reichsreht im Allgemeinen gegenüber ber innerer 
Drganifation der Grundbuhämter einnimmt (oben ©. 142), unterläßt die G.B.O. e8 auch, 
Vorſchriften über die Führung von Grundalten, die Einfiht in dieje und die Ertheilung von 
Abfchriften aus ihnen zu treffen, uud überweiſt die Regelung dieſer Fragen bei ihrer bloß. 
reglementariſchen Natur den Landesjujtizvermaltungen. 

Dies ift jedoch infofern eingefhräntt, als die Beftimmungen des $. 11 (S. 171) 
ſtets gewahrt bieiben milſſer. Die bei den Grundakten befindlien Urkunden, auf die im 
Grundbuche zur Ergänzung einer Eintragung Bezug genommen ift, jomie die noch nicht 
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8. 95. 

Die Landesjuftizvermaltung fann anordnen, daß, wenn eine der im $. 9 

Abſ. 1 bezeichneten Urkunden in anderen Aften ber das Grundbuch führenden 

Behörde enthalten ift, ftatt einer beglaubigten Abjchrift der Urkunde eine Ver— 
weifung auf die anderen Akten genügt. 


8. 96. 

Durch die Landesjujtizverwaltung kann darüber Beſtimmung getroffen werden, 

inwieweit für die Fälle, in denen ein Theil eines Grundftüds von diefem ab- 

gejchrieben oder ohne Abfchreibung mit einer Dienſtbarkeit ober einer Reallajt 

belajtet werden fol, die Eintragung von einer Aenderung be3 amtlichen Verzeich- 

nifjes der Grundftüde oder von der Beibringung einer Die Lage und die Grenzen 
des Grundjtüdstheils darjtellenden Karte abhängig fein foll. 


8. 97. 
Durch die Landesjuftizverwaltung kann angeordnet werben, daß der im $. 57 
bezeichnete Auszug aus dem Grundbuche noch andere als die dort vorgefchriebenen 


erledigen Eintragungsanträge fiehen kraft Reichsrechts jedem, ber ein berechtigtes Intereſſe 
darlegt, zur Einficht offen, und in demfelben Umfange beiteht das Recht, Abichriften zu fordern. 
Diefe Rechte können landesrechilich nicht beſchränkt, fondern nur erweitert werben. 

2. Für Preußen vgl. Allg. Verf. 98. 34-36, für Sachſen V.O. vom 26. Juli 1899 
88. 16-25, 32. 


10. Yerweifung auf andere Akten. 
8. 96. 
E. II $. 98. 

Die Vorfchrift des 8. 95 fft bereits oben ©. 168 Erf. 4 Abſ. 2 beſprochen. gl. auch 
©. 254 Erl. 1 zu $. 35 und für Preußen Allg. Verf. $. 35 Abf. 2. Bu beachten ift, dab 
dur die Verweifung nur die Aufbewahrung einer beglaubigten Abſchrift, nicht der Urſchrift 
erjegt wird. 


11. Abfreibung und Belakung von Grundflükstheilen. 
8. 96. 
E. J 8. 26 Abf. 2; IT 9.9. ®.1 6. 13505, 13626. M. 6.62. D. 6. 3051. 
Val. oben ©. 151 Erl. 3a und ©. 160ff. die Erf. zu $. 6, insbeſ. Erl. 4, 5, ſowie preuß. 
Allg. Berf. $. 30. 


12. Inhalt des Yypotheken-, Grundfhuld- oder Aentenfguldbriefs. 
g. 9. 
€. 18.57 Abſ.2; II 8.05. ®.I ©. 18547, 13554, 1357118573. M. ©. 9. 
D. 6.3045 (ju 8.55). RB. 6. 3480 (u 8.59). 
Auch diefe Vorſchrift ift bereits erörtert. Mol. oben ©. 301 Borbm. 3, ©. 303 Erl. 3, 
©. 311 El. 5, ©. 312 Erl. 4 und preuß. Allg. Berf. 88. 37,39, fühl. B.D. vom 26. Juli 1899 
88. 138, 142. 
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Angaben über das Grundftüd enthalten und daß, wenn ſich der Betrag der 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld mindert, auf dem Briefe durch einen 
Vermerk erſichtlich gemacht werden foll, für welchen Betrag das Recht noch befteht. 
8. 98. 
Dur) Landesgefep kann beftimmt werde, daß das Grundbuchamt die Er- 
flärung der Auflafjung nur entgegennehmen foll, wenn die nad) $. 313 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche Urkunde vorgelegt wird. 


. 8 9. 

Durch Landeögefe kann beflimmt werden, daß die Vorjchriften der SS. 37, 38 
entfprechende Anwendung finden, wenn bei einem zum Nadjlaß ober zu dem 
Gefammtgut einer ehelichen Gütergemeinfchaft ober einer fortgejegten Gütergemein- 
ſchaft gehörenden Grundftüd oder Erbbaurecht einer von ben Betheiligten als 
Eigenthümer oder Erbbauberechtigter eingetragen werben foll. 


$. 100. 
Durch die Gefeggebung eines Bundesitants, in welchem die Amtsgerichte nicht 
zugleich Grundbuchämter find, fann bejtimmt werden, daß die Abänderung einer 


18. Yorlage des Feräuferungsverirags. 


8. 9. 
€.11 8.9. D. 6.3051. 

Die oben ©. 168 Erl. 3 bereit erwähnte Vorſchrift des 8. 98 iſt mit Rüdficht auf die 
bisher in einzelnen Bundesſtaaten beftehenden entſprechenden Einrichtungen aufgenommen. Sie 
geitattet eine landesgeſetzliche Beftimmung, wonach die Vorlage einer gerichtlichen oder notariellen 
oder fonft in gehöriger Form erriteren Urkunde (8.0.8. 8. 313, EG. z. B.G. B. Art. 142, 
dgl. preuß. A.G. z. B.G.B. Art. 12) über das Veräußerungsgefhäft Vorbedingung für die 
Entgegennahme der Auflafjungserflärungen bildet. 

Aus dem Worte „Auflaffung“ ergiebt ſich daß der Vorbehalt ſich nur auf die Uchereignung 
der Grundftüde, nicht auf die Beftellung oder die Uebertragung eines Erbbaurechts bezieht 
(ZurnausFörfter 1 ©. 410. UM. Oberned ©. 369). 


14. Eintragung eines Eigenthämers oder Erbbanberehtigten im Falle einer 
Erbauseinanderfehung u. ü. 
8.9. 
€. IL $.97. D. €. 3041 (gu 98.35, 36). R.B. 6.3434, 3485. 
Die Beitimmung des $. 99 ift bereit® bei den $$. 37, 38 erörtert. Vgl. die Erl. zu 
biefen, oben ©. 259ff., insbejondere Erf. 2a, 3, ſowie preuß. A.G. 3. G.B. C. Art. 10, ſächſ. 
AS. z. 3.6.8. 8. 48. 


15. Anterflellung der Grundbuhänter unter die Amlsgerichte. 
88. 100, 101. 
€. II 88.98, 9. D. ©. 3051. 
1. Die 88. 100, 101 enthalten nur Vorbehalte zu Gunften der Landesgeſeße derjenigen 
Bundesſtaaten, in denen die Amtsgerichte nicht zugleich die Grundbuchämter find, und fommen 
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Entfcheidung des Grundbuchamts bei dem Amtögerichte nachzufuchen ift, in deſſen 
Bezirke das Grundbuchamt feinen Sig hat. In diefem Falle finden auf das 
Verfahren die Vorfehriften des 3. 71 Abſ. 2 und der 88. 73 bis 77 entiprechende 
Anwendung. 

Die Beſchwerde findet gegen die Entjcheidung des Amtsgerichts ftatt. 


8. 101. 

Durch Landeögefeg kann dem im $. 100 bezeichneten Amtögerichte die Be— 
fugniß ertheift werden, von Amtswegen das Grundbuchamt zu einer nad) $. 54 
zuläffigen Eintragung anzuhalten. 

Gegen die Anordnung bes Amtsgerichts findet Beſchwerde nad) Maßgabe 
der Vorfchriften des vierten Abſchnitts ftatt. 


$. 102. 

Durch die Gefeggebung eines Bundesſtaats, in welchem mehrere Oberlandes- 

gerichte errichtet jind, fann die Entſcheidung über das Rechtsmittel der weiteren 

Beichwerde einem der mehreren Oberlandesgerichte oder an Stelle eines ſolchen 
Oberlandesgerichts dem oberften Landesgerichte zugewieſen werden. 


daher z. B. für Preußen, Bayern und Sachſen nicht in Betracht, wohl aber für Württemberg. 
(AO. 5. BGB. Art. 12, 13). 

2. Die Beftimmung des $. 100, welche der Vorſchrift des 8. 18 Abſ. 2 des EG. z. 
Zw. V. Geſ. entfpriht, ift oben S. 325 Erl. 2 und bie des $. 101 oben ©. 296 Erl. 4 bereits. 
erwähnt. Den dortigen Bemerkungen ift nur Hinzuzufügen: 

a. Die im $. 100 Abf. 2 zugelafjene Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Amtsgerichts 
unterliegt den Vorfchriften der 88. TI ff, ebenjo wie bie Beſchwerde auf Grund des $. 101 
Abf. 2, für welche dies ausdrüdlich gejagt iſt. 

b. Die Beſtimmung des $. 101 bezwedt nad der Denkicrift, für den Wegfall ber 
Vorſchriften einen Erſatz zu gewähren, durch welche früher in einzelnen Staaten die Gerichte in 
den Stand gefegt waren, auf die richtige Führung der Bücher einen unmittelbaren Einfluß zu 
üben und unrichtige Eintragungen ohne fürmliches Bejhwerbeverfahren auf einem einfachen und 
ſchnellen Wege wirkungslos zu machen. Natürlich können aber in lehterer Hirficht beim Amts- 
gerichte weitere Befugnifie als dem Grundbuchamte jelbit und dem Vejchwerdegerichte aus dem 
oben ©. 295 Erl. 1 angeführten Gründen nicht eingeräumt werben. 


16. Bufändigkeit für die weitere Befchwerde. 
$. 102. 
.€.18.76 Wbf. 2, IL $ 100. $.I 6. 13375—13379. M. 6.120. 2. 6.3049 (zu $. 79). 
8.2. 6.3431 (gu 8.77). 

Bgl. über die Vorfchrift des $. 102 und über die des preuß. freiw. G.G. Art. 7, 8 oben 
©. 332 Erl. 2. Durch die landesgeſetzliche Beftimmung kann die im $. 79 Abſ. 3 normirte 
Zuftändigfeit des Reichsgerichts nicht beſchränkt ober erweitert werben. Siehe auch ©. 335 
Erl. 2 zu $. 81. 
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. 2, dritte Reihe unter a. Statt 1873 fies 1783. 
. 24. Die Unzuläffigfeit der Eintragung einer durch Rechtsgeſchäft begründeten Verfügungs- 


beſchränkung ift auch von dem K.G. N.F. 2A ©. 133 ausgeſprochen. 


. 25f., 130f. Aus dem Zwede des Widerſpruchs, den aus dem öffentlichen Glauben des 


Grundbuch entfpringenden Gefahren vorzubeugen, ergiebt ſich bie Unzuläffigfeit der 
Eintragung eines Widerfpruch® gegen einen Widerſpruch oder gegen eine Vormerkung, 
da fi auf biefe der öffentliche Glaube nicht erftredi. K. G. N.F. 1A ©. 217, 
2A S. 147; Rechtſpr. 2 ©. 59, &. 243. 


. 30 Anm. 3. Das frühere Recht kommt auch hinſichtlich des Erbſchaftskaufs noch zur Anz 


wendung, wenn der Erblaſſer vor 1900 geftorben ift (Medtipr. 2 €. 242). 


. 32, 39f. Vol. and Knoke, daB Recht der Geſellſchaft nad dem 8.0.8, Jena 1900, 


©. 95f., 127 ff., welcher dev Hier vertretenen Anficht ift. 


. 38 Unm. 4. Vgl. noch das Recht 1900 ©. 478 (Föriter). 
* 39. Die Auflaffung und Eintragung ift auch erforderlich, um auf ein in einen nicht rechts- 


fähigen Verein eintretendes neues Mitglied Miteigentum an ben Vereinsgrunbdftüden 
zu übertragen. Planck Bb. 1 ©. 104 unter . AM. Predari ©. 154. 

43 ff. Bon dem Erforderniffe der Muflafjung zum Eigenthumserwerbe macht auf Grund 
des Vorbehalts im Art. 62 des EG. 5. B.G. B. noch eine Ausnahme die Vorſchrift 
des preuß. Gejeges, betr. bie Beförderung der Errihtung von Rentengütern, vom 
7. Juli 1891 (G.S. ©. 279) $. 12 Abſ. 2 (vgl. die Erl. zu rt. 12 des preuß. 
AB. zu G. B. O.). 

49 Anm. 6. Val. für die Uebergangszeit auch K.G. NF. 2A ©. 136. 

60. Die durd eine Verkehrshypothek gefiherte Forderung muß in der Eintragungs- 
bewilligung genau bezeichnet fein; insbeſondere muß diefe in Maren, ein Mißverſtändniß 
ansichließenden Worten auch über die Art des Schuldverhäftnifies Auskunft geben. 
K.G. N.F. 2A ©. 139. 

61 Unm. 9. Vgl K.G. N.F. 2A ©. 150 — Rechiſpr. 2 5. 154. 

63 Ziff. 3. Iſt der Eigenthümer ſchlechthin zur Bewilligung der Eintragumg einer Hypothek 
verurtheilt, kann der Gläubiger nur eine Briefhypothet beanſpruchen. K.G. N.F. 24 
©. 171. 

65 Ziff. 2. Bei Anwendung des 8. 1115 Abſ. 2 des B.. B. „muß es genügen, wenn 
die Satzung der Kreditanſtalt wenigſtens in dem die Nebenleiſtungen betreffenden 
Theile von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekannt gemacht worden iſt. In dieſem 
Falle wird in dem Eintragungsvermerk ausdrücklich die von den einzutragenden 
Nebenleiſtungen handelnde Stelle ber Statuten zu bezeichnen fein... Die Bezug- 
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nahme auf bie Eintragungsbewilligung fteht dem nicht gleich. Das Gefeg verlangt 
die Bezugnahme auf die Sapung, wenn die Nebenleiftungen als gebucht gelten follen.“ 
Entih.1 ©. 205 = KG. N.F. 2A S. 143 — Rechtſpr. 2 €. 110. 

. 65 Ziff. 2 Abſ. 2. Bei einer Geſammthypothek kann der Zinsfuß der Hypothek hin⸗ 
ſichtlich der einzelnen Grundftüde ein verfdiebener fein; es Tann daher aud bei 
einem der verhafteten Grundftüde eine nadträglice Erhöhung bes Zinsfußes ein- 
getragen werden, ohne daß es einer Bewilligung des Eigenthümers des anderen 
verhafteten Grundftüds bedarf. K. G. N.F. 2A ©. 168 — Rechtſpr. ? ©. 86. 

©. 71 Anm. 2. Hinter „Rehtipr. 2 ©. 46“ ift einzurüden: = 8.6. N.F. 2A ©. 165. 

©. 73 ift vor IV einzurüden: „9. Unzufäffig ift aud die Eintragung eines Vermerkes bei 

einer Buchhypothet, dab dem Gläubiger das Recht zuitehen ſoll, jederzeit bie Er 
theilung eines Briefes über die Hypothek zu verlangen und den dahingehenden Ber- 
mat im Grundbuch im eigenen Namen zu bewilligen und zu beantragen, da eine 
derartige Vereinbarung keine dingliche Wirtung Hat. Entſch. 2 ©. 36 = 8.6. 
N. 2A ©. 117 = Rechtſpr.2 ©. 322. 

©. 73 Anm. 2. Eine vor dem 1. Januar 1900 eingetragene Kautionshypothek, bei der zu 
diefem Zeitpunfte die Entitefung don meiteren, duch die Hypothek geficherten 
Forderungen nicht ausgefchlofien war, ift zum vollen Nennwerth eine Sicherungs- 
hypothel des B. G.B. geworden und geht alfo auf den Eigenthümer über, infoweit 
fie den bei ber fpäteren Abrechnung feftgetellten Betrag der Forderung des Gläubigers 
überfteigt. K.G. NF. 2A ©. 150 = Rechtſpr. 2 ©. 154. 

. 77 Anm. 3 a. €. ift nachzutragen: Rechtſpr. 2 ©. 283. 

. 82 Anm. 5. Hinter „Redtipr. 2 ©. 44“ iſt einzufgalten: = K.G. N.F. 2A ©. 160. 

. 88 Biff. II. Darüber, dab in der Ummandlung eimer Buchhypothek in eine Briefe 
hypothet eine Inhaftsänderung zu finden iſt, vgl. Entid. 2 S. 36 = K. G. N.F. 24 
©. 117. 

©. 89 Iepter Abfag. Bei der Umwandlung der Sicherungshypothet in eine gewöhnliche 

Hypothet können Binfen von feinem früheren Zeitpunft als dem Tage der Eintragung 
der Umwandlung ab eingetragen werden. K.G. N.F. 2A ©. 150 — Rechtſpr. 2 
©. 154. 

©. 98 Abf. 2. Die Zufammenrehnung der in einem Schuldtitel feftgeftelten mehreren An— 
fprüche findet nach 8. 866 Abf. 3, 8. 5 der C. P. O. nur ftatt, wenn die Anſprüche 
einem einzigen Gläubiger ober einer und berjelben gemeinfchaftlic auf das Ganze 
bereditigten Mehrheit von Gläubigern zuſtehen. K. G. N.F. 2A ©. 121. 

98 Anm. 2. Bl. auch das Recht 1900 ©. 186, 261, 371. 

98 Anm. 4. Bgl. dad Recht 1900 ©. 282 und über die Unanwendbarkeit der Vorſchrift 
des 8. 866 Abi. 3 auf eine durch einftweilige Verfügung angeordnete Bormerfung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung einer Eidjerungshnpothet auf Grumb 
bes 8. 648 des B.G.B. Entih. 2 S. 41 = RG.NF. 2A ©. 96 — Rechtſpr. 2 
©. 221. 

©. 102 Anm. 1. Vgl. das Recht 1900 ©. 318. 

©. 118 Anm. 1. Vol. Redtipr. 2 ©. 152. 

©. 138 ift nadjzutragen unter Ziff. 2: Melchior, Hamburg 1901, und unter Ziff. 5: 

Krepihmar, die allg. Vorſchriften über Rechte an Grundftüden, im ſächſ. Archiv 
8b. 11 (1901) €. 1fj. 

©. 139 ift unter ZU. 6 nadzufügen: Das Recht; Rundſchau für den deutſchen Zuriften- 

ftand, herausgegeben von Dr. Soergel, Hannover, 4. Jahrgang 1900. Seufferts 
Archiv für Entfeidungen der oberjten Gerichte; meue, dritte Folge (dev ganzer 
Reife Bb. 56ff.), Münden und Leipzig 1900ff. 

Agtlles-Streder, Grumbbugordmumg. d. Muflage. 23 
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141 Vorbm. 5 Reihe 4 und 5. Statt „Die Organiſation der Grundbücher“ lies: „Die 


Drganifation der Grundbuchämter ift völlig und die Einrichtung der Grundbücher... .“ 


. 162 Erl. 5 Abſ. 2. Hinter „Entfh. 1 ©. 208“ ift einzuriden: = 8.6. N.F. 2A 


©. 112 = Rechtſpr. 2 ©. 226. 


. 173 legter Abſatz. Ebenſo hinter „Entih. 1 ©. 210": = Rechtſpr. 2 ©. 225. 
. 181 Abf. 4. Durch eine Verurtheilung, die Zuftimmung zu der Berichtigung des Grund» 


buchs zu erteilen, wird die Auflaffung nicht erfept (Entſch. 2 ©. 48). Val. auch 
oben ©. 352 ben Nachtrag zu ©. 63 Ziff. 3. 


. 186 Abſ. 2. In der zweiten Reihe ift Hinter „Eintragung“ einzurüden: K.G. N. F. 2A 


©. 133. Vol. ferner ebd. ©. 157 — Rechtſpr. 2 ©. 154; danach hat der Grund— 
buchrichter nicht zu prüfen, ob außer ber ihm vorliegenden Eintragungsbewilligung 
etwa noch eine andere, früher ertheilte vorhanden ift, die nad) den zwiſchen den Be— 
theiligten beftehenden obligatoriſchen Beziehungen hätte zur Eintragung gebracht 
werben müſſen; nur wenn er weiß, daß mehrere konkuxrirende Eintragungsbewilligungen 
vorhanden find, insbefondere wenn ihm mehrere vorgelegt werben, hat er die Ein— 
tragung abzulehnen und es den Betheiligten zu überlafjen, ihre Anſprüche gegen 
einander im Prozeßwege zur Entſcheidung zu bringen. 

487 Abſ. 1 drittletzte Reihe. Hinter „Rechtſpr. 1 ©. 382“ ijt einzufchalten: ebd. 2 ©. 236. 

187 Borbm. V 2. In dem bezugnehmenden Vermerte muß der Eintragungsbewiligung 
als folder wortdeutlih Erwähnung gefchehen. Ein Vermerk, dab auf die „Urfunde 
vom...“ Bezug genommen werde, entfpridt nicht den für Preußen geltenden 
Ordnungsvorſchriften, insbefondere ben Brobeeintragungen in dem Formular Anlage A 
der Allg. Berl. K.G. N.F. 2A ©. 142. 


. 188 Abſ. 2. Bol. das Recht 1900 ©. 275. 
. 492 7. Reihe von oben. Statt 1882 muß es 1822 feihen. ” 
.203f. Mit dem Ausſcheiden des Notard aus dem Amte erlifcht fein auf $. 15 geftliftes 


Antrags- und Beſchwerderecht, da dieſes auf feiner amtlichen Stellung beruht (Rechtipr. 2 
©. 244). 


. 203 Iepter Abfap. Im Gegenſahe zu ber Hier vertretenen Meinung gebt das Kammer- 


geriht (Entih. 2 ©. 38 — K.G. N.F. 2A ©. 93 — Rechtſpr. 2 S. 224) davon 
aus, dab der Notar nur dann antragäberegtigt ift, wenn bie von ihm aufgenommene 
oder beglaubigte Urkunde die zu ber beantragten Eintragung erforderliche Erklärung 
„vollftändig“ enthält. 


. 204. Zu Abſ. 2 Cap 1 vgl. RG. NG. 2A ©. 183 und zu Erl. 3n Abſ. 2 Entſch. 2 


©. 38 — 8.6. N.5. 2A ©. 93 — Rechtſpr. 2 ©. 224. 


. 210 Schlubfag. Ueber eine weitere Ausnahme von dem Erfordernifie der Zuftimmung 


ber gleiche ober nachſtehenden Berechtigten vgl. das preuß. Gef. v. 2. Juli 1898, betr. 
das Anerbenrecht bei Landgütern in ber Prov. Weſtfalen (G.S. 5. 139) $. 31. 

213 Erl. 2b a. E. Die Zuläffigfeit ber Entgegennahme der Auflafjungen außerhalb ber 
Gerichtsſtelle ift beftritten von Henle (das Recht 1900 ©. 434). Bgl. bagegen 
Friedrichs und Oberned (ebb. ©. 489, 534). 

225. In ber dritten Reife und am Ende des vierten Abjapes ift Hinter „Redtipr. 1 
5. 455* einzurüden: = 8.6. N.E. 2A ©. 121. Außerdem ift zum erften Ab- 
füge nadjzutragen: „Die Bewiligung muß ausbrüdfic fein d. h. unmittelbar und 
unzweideutig bie Abficht der Erflärenden erkennen laſſen, die Eintragung zu geftatten ; 
ausdrüdlich ift auch diejenige Willenserklärung, welche nad) ihrer im Wege der Aus— 
legung ermittelten Bedeutung nichts Anderes bezweden kann als die Eintragung. 
(Entf. 2 ©. 50). 
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©. 226. In der vierten Reihe ber Erl. iſt hinter „berichtigt werben“ einzuſchalten: (8.8. 
N.F. 2A ©. 125). 
©. 229 Abſ. 4. Am Ende ber ſechsletzten Reihe Hinter „Rechtipr. 1 ©. 411” iſt einzurliden: 
= K.G. N.F. 2A ©. 101, und am Schluße Hinzuzufügen: Nah K.G. N.F. 2A. 
©. 5 ift der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
die Legalifation einer ausländiſchen öffentlichen Urkunde zu verlangen. 
©. 230 vorlegter Abfag a. E. Wenn au bie Nichtzuziehung eines Dolmeiſchers bei der 
Beurkundung der Erklärung einer der beutfchen Sprache nicht mächtigen Perfon bie 
Beurkundung nicht unwirkſam macht, fo find doch nad} der Anficht des K.G. (N.F. 2A 
©. 12 = Rechtſpr. 2 ©. 202) ſämmtliche im $. 179 des freim. G.G. für bie 
Beurkundung vorgefchriebenen Förmlichkeiten, insbeſondere auch die Vorſchriften über 
die Beeidigung des Dolmetſchers bei Vermeidung der Nichtigkeit zu beobachten, wenn 
ber beurkundende Richter oder Notar die Nothwendigkeit ber Buziehung eines Dol- 
metſchers feſtgeſtellt Hat. 
. 230 und ©. 231. In der letzten Reihe des vorletzten Abſatzes iſt Hinter „Entfd. 1 ©. 203“ 
einzufdalten: = 8.6. N.5. 2A © 7. 
. 231 Abf. 3. Der Erfennungszeuge braucht das Protofoll nicht zu unterſchreiben (Entſch. 2 S. 33). 
.. 236 4. Reihe. Statt „Siherungshypotget“ fies: Zwangshypothet. 
. 239 vorletzter Abjag. Die Unterwerfung eines Hypothekenſchuldners unter die fofortige 
Zwangsvollſtredung wegen einer auf feinem Grundftüd eingetragenen Schuld enthält 
eine Verfügung über das Grundfräd (Entſch. 2 ©. 4 = RG. NF. 2A ©. 19). 
249 Erl. 28, ©. 250 Erl. 2g. Wird von den kollektiv vertrelungsberegtigten Mitgliedern 
des Vorftandes einer eingetragenen Genoſſenſchaft einem Worftandsmitgliede Vollmacht 
extheilt, fo muß der Vollmachtsempfänger mitwirten, falls ohne ihn der Vorſtand 
nicht vertretungsberechtigt wäre; ift dagegen außer ihm noch bie erforderliche Anzahl 
von kollektiv vertretungäberechtigten Vorſtandsmitgliedern vorhanden, jo ift, von 
befonderen ftatutarifchen Beftimmungen abgefehen, feine Mitwirkung rechtsunwirkſam 
(KB. N.F. 2A ©. 106). 
©. 2350 El. 2c. Im Grundbuchverkehre genügt es, wenn die zu einer Eintragung erforderliche 
Erklärung einer offenen Handelsgefellihait von einem vertretungsberedtigten Gejell- 
ſchafter mit ber Firma ber Gefellihaft, ofne Angabe des bilrgerlihen Namens des 
Geſellſchafters, gezeichnet und diefe Beihnung als von jenem Geſellſchafter Herriißrend 
Beglaubigt ıft (R.©. N.3. 2A ©. 103). 
©. 250 El. 2g a. €. Hinter „Redtfpr. 2 ©. 89“ ift einzufdalten: = K.G.N.F.2A ©. 104. 
©. 260 Eıl. 28, ©. 261 Abf. 3. Der Vorbehalt des 8. 99 der G. B.O. ift nicht nur für den 
Fall von Bedeutung, daß lanbesrechtlih von dem Borhalte des Art. 143 des E.G. 
3. B.G.B. Gebraud) gemacht ift, ſondern auch bann, wenn das zur Wusftellung des 
Beugnifjes zuftändige Gericht zugleich das Grundbuchamt ift. Vgl. die Exl. zu Art. 10 
des preuß. A.G. 
©. 269 Erl. 1b a. E. und legte Reihe ber Seite. Hinter „Redtipr. 2 ©. 154 ift einzuſchalten: 
= K.G. N.F. 2A ©. 155. 
©. 2771 Ext. 5b. Im Gegenfage zu der Bier vertretenen Anfiht erflärt das K.G. (Entſch. 2 
©. 46 = Rehitfpr. 2 ©. 275) die Ausnahmevorfäitift de $. 41 nicht auf die Erbes⸗ 
erben, fondern nur dann für anwendbar, wenn es ſich um den unmittelbaren Rechts- 
nachfolger des eingetragenen Bereditigten handelt. 
©. 275 Ubf. 2. Uebereinftimmend 8.G. NF. 2A ©. 175. 
©. 288 Erl. 4 Abſ. 2. Hinter „Rechtſpr. 2 S. 87“ ift einzufgalten: = K.G. N.F. 2A ©. 110. 
23* 
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©. 289 Erl. 6 Abſ. 2. Der Hier aufgeftellte Sap gilt nicht nur bei der Belaftung des Antheils 
eines Miteigenthümers, ſondern aud bei deſſen Auflafjung. (K.G. N.F. 2A ©. 110 
= Redtipr. 2 ©. 87). 

©. 304 Erl. 3d. In Preußen ift nah 8.6. N.F. 2A ©. 173 durch das Mufter Anl. B zur 
Allg. Verf. ein außdrüdlicher Vermerk über das Nichtvorhandenfein vorgehenber oder 
gleichftehender Eintragungen vorgeichrieben. 

©. 310 Abſ. 1. Der hier vertretenen Unficht, da die Eintragung einer Theilabtretung vom 
der Bildung eines Theilhypothetenbriefs nicht abhängig ift, iſt aud das K. G. 
Rechtſpr. 2 S. 273). 

©. 324 Erl. 2. Bgl. auch Rechtſpr. 2 S. 258. 


Ausfühbrungsgefeß 
zur Grundbudordnung vom 26. September 1899. 


Adilles-Streder, Grundbuchordnung. 5. Auflage. 24 


size, GOOgle 





Ausführungsgefeß zur Grundbuchordnung. 
Vom 26. September 1899. (G.S. ©. 307 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Onaden König von Preußen ꝛc. verorbnen, unter 
" Buftimmung ber beiden Häufer des Landtags Unferer Monarchie, was folgt: 


Borbemerkungen. 

1. Ueber die Entftehungsgefdichte des A.®. vgl. oben ©. 11f. 

2. Im Rahmen ber in der ©.8.D. gemaditen, oben S. 337ff. und ©. 350 f. aufgeführten 
Vorbehalte trifft dad A.G. die zur Ergänzung der G. B.O. erforberlihen Iandesgefegligen 
Borfohriften. Dabei befchränft fi) dad A.G., wie in ber Einleitung der Begr. hervorgehoben 
wird, im Wefentlichen auf die Regelung derjenigen ber Landesgefeßgebung vorbehaltenen Fragen, 
melde in der &.B.D. vom 5. Mai 1872 unb in ben fpäteren Grundbud-Einführungsgefegen 
(oben S. 5) behandelt find, läßt e8 aber infomeit, als fi vor dem 1. Januar 1900 grundbuch⸗ 
rechtliche Vorſchriften in Sondergefegen fanden, bei diefen Vorſchriften bewenden. 

3. Die erften 8 Artikel des A.G. enthalten Beitimmungen über die Verfaſſung unb bie 
Buftändigfeit der Grundbudämter, und zwar regeln Art. 1—3 die Berfaffung im Algemeinen 
und bie örtliche Zuſtändigleit, Art. 4—7 die Buftändigfeit der einzelnen Grundbuchbeamten zur 
Entgegennahme und Präfentation der Unträge und Erfudien, zur Aufnahme der Protofolle, 
zur Verfügung, Ausführung und Unterzeihnung ber Eintragungen, zur Unterfchrift ber Briefe 
und ber beglaubigten Abſchriften aus dem Grundbuche, Urt. 8 bie Haftung der Grundbuchbeamten. 

Art. 9 und 10 ergänzen die reichsrechtlichen Vorſchriften über bie Vorausſetzungen der Eins 
tragungen; Art. 9 betrifft die Form der Erklärungen und Erſuchen von Behörden und Art. 10 
die Eintragung eines Eigenthümers ober eines Erbbauberehtigten bei ber Auseinanderſetzung 
einer Erben: oder einer Gütergemeinſchaft. 

Die Art. 11—29 treffen Beſtimmungen über die den Landesgefegen vorbehaltenen Gebiete 
des Grunbbuchredits, insbeſondere Art. 11 über die Eintragung öffentlicher Laften, Art. 12—14 
über die Eintragungen auf Grund von Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörden, Art. 15—19 
über Familienfideitommiß«, Lehns⸗, Stammgüter, Meier, Erbzind- und ühnlider Gitter, 
Art. 20 über die Unſchadlichteits zeugniſſe, Art. 21 über die landſchaftlichen oder ritterſchaftlichen 
Kreditanftalten, Art. 22—28 über Bergwerke und ſelbſtändige Berechtigfeiten und Art. 29 über 
die Wenderung beftehender geſetzlicher Vorſchriften über die Einrichtung der Grundbücher. 
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Artikel 1. 
Die Amtsgerichte find die Grundbuchämter für die in ihrem Bezirke belegenen 
Grundſtücke. 


Schließlich werden durch die Urt. 30—33 einige bisherigen Geſetze (insbeſondere das preus 
Biihe Gerichtsfoftengejeg dur Art. 30) abgeändert und die bisherigen Grundbuchgeſetze auf- 
gehoben (Art. 33), und Art. 34 ordnet die Zeit des Inkrafttreten des A.G. 


I. Grundbuchämter. 
1. Ierfaffung und örtliche Buftländigkeit im Allgemeinen. 


Artikel 1. 
€. Art.1. Begr. 6. 13-15. 


I Die Berfafiung der Grundbuchämter ift feitens der G.B.D. landesrechtlicher Regelung 
überlafien. Vgl. oben ©. 142 Erl. 2. Die Regelung ift durch Art. 1 dahin erfolgt, daf die 
Amtögerichte zu Grundbugämtern erklärt find. Dies fteht mit dem bisherigen Rechte im Ein- 
Hange; während bie preußifhe G.B. O. vom 5. Mai 1872 88. 20ff. die Bildung befonderer 
Grunbbuchämter vorfhrieb, hob das A.G. z. ©.B.®. vom 24. April 1878 98. 12, 16, 26, 31 
die Grundbudämter auf und übertrug deren Geſchäfte den Anıtögerichten. 

Aus diefer Vorſchrift bes Art. 1 ergiebt ſich Folgendes: 

4. Das Grundbuchamt ift in Preußen eine ftantlihe Behörde und nicht eine Sommunal- 
behörde. Bei einer vorfäglicen oder fahrläffigen Verlegung der Amtspflicht durch einen Grund» 
buchbeamten Haftet alfo ber preußifhe Staat (©. 177 Erl. 4, 5). 

2. Das Grundbuchamt ift nicht mit einem, fondern mindeftens mit zwei Beamten beſetzt, 
einem Rilhter und einem Gerichtsſchreiber (6.B.&. 89. 22, 154). Diefe führen aber nicht als 
ein Kollegium die Geſchäfte, fondern haben ſich in diefe zu theifen; einige find nur von dem 
Richter, andere nur von dem Gerichtsfcreiber, wieder andere von beiden zufammen oder von 
jebem einzelnen bon ihnen zu erledigen. Vgl. Art. 4—6 nebjt Erl. Die bisher üblihen Aus- 
drüde „Grundbuchrichter“ und „Grundbuchführer“ find in den neuen Gefegen nicht mehr beis 
behalten. Dagegen nennt die Gejhäfts-D. für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte $. 5 
Abſ. 1 die Gerichtsfchreiber bes Grundbuchamts „Orundbuchführer“. 

3. Hinſichtlich der Anforderungen, welche an bie Befähigung der Grundbuchbeamten geftellt 
werden, hinfichtlich der Art ihrer Ernennung, hinfihtlich ihrer Beſoldung, ihrer Verſetzbarkeit 
und ihrer fonftigen dienftlihen Stellung kommen die Vorſchriften in Betracht, welde für die 
Richter der Amtsgerichte und für die Gerichtsjchreiber überhaupt gelten. Für die Grundbuchrichter 
gelten daher vor allem die Vorfchriften de G. V. G. 99. 2—10 und de A.G. z. 6.8.0. $8.1—11. 
Auch Gerichtsaſſeſſoren künnen Grundbuchrichter jein und zwar nicht nur, wenn ihnen die 
Verwaltung einer Amtsrichterſtelle übertragen ift, ſondern aud, wenn fie dem Amtsgerichte zur 
unentgeftlichen Beſchäftigung überwiefen find (AlG. z. 6.8.6. 98.3, 4; vgl. R.®. in Straff. 
14 ©. 153). Referendare, welche im Vorbereitungsdienite ſeit mindeſtens 2 Jahren be- 
ſchaftigt find, tönnen im Falle des Beditrfniffes durch den Zuftigminifler mit ber zeitweiligen 
Wahrnehmung richterliher Geſchäfte bei ben Amtsgerichten beauftragt oder durch den Amtsrichter, 
dem fie zur Ausbildung übenviefen find, mit der Erfedigung einzelner richterliher Geſchäfte 
betraut werden, jedoch joll von ber Iegteren Vorſchrift regelmäßig nur binfichtlic der Abhaltung 
von Terminen Gebrauch gemacht werden und von beiden Bedingungen gelten für einzelne Ge— 
ſchäfte, z. B. für die Beurkundung einer Verfügung von Todeswegen oder eines Ehevertrags, 
aber nicht für Grundbuchſachen Ausnahmen (AG. z. G. V. G. $. 2, deſſen Abſ. 3 durch das 
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preuß. frei. G.G. Art. 130 Biff. II abgeändert it, und Ag. Berf. vom 9. Dezember 1879, 
J. M. Bl. ©. 466). 

Die Verhältniſſe der Gerichtsſchreiber find vor allem durch das Geſeß, betr. die Dienſt- 
verhältnifie der Gerichtsichreiber, vom 3. März 1879 und die Gerichtsfchreiberordnung vom 
17. Dezember 1899 (I:MBL. ©. 849), beren 8.2 durch Allg. Verf. vom 4. März 1901 (I.M.BL. 
©. 51) geändert ift, geordnet. Dana ift zwiſchen dem Gerichtsfchreibern und den Gerichtd- 
ſchreibergehülfen zu unterſcheiden; wie die Anftellungsbebingungen, jo weichen aud die Befugnifie 
beider von einander ab; zu einzelnen Gefchäften, insbefondere aud „zu den Geſchäften, melde 
dem Gerichtsſchreiber bei der Führung des Grundbuchs obliegen“, follen nämlich „außer in ben 
Fällen einer nothwendigen Aushülfe oder Vertretung nur folde Gerichtsſchreibergehülfen ver- 
wendet werden, welche, abgejehen von der Erledigung ber aktiven Dienftpflicht, die Borbedingungen 
für die Anftellung als Gerichtsſchreiber erfüllt haben” (Gef. vom 3. März 1879 8. 5 in ber 
Faſſung des rt. 131 des preuß. freiw. ©.G.). 

4. Wenn das Amtsgeriht nur mit einem Richter und mit einem Gerichtsſchreiber bejept 
ift, find diefe die Grundbuchbeanten. Andernfalls beſtimmt fi nad der Geſchäftsvertheilung, 
welche Beamten die Grundbuchſachen zu bearbeiten haben. Dieje erfolgt unter die mehreren 
Richter (Amtsrichter, Gerichtsaflefforen) des Amtsgerichts durch das Präfibium des Landgerichts 
auf die Dauer eines Kalenderjahrs im Voraus, entweder nad; örtlich abgegrenzten Bezirken 
oder nad) Gattungen oder nad Gattungen und Bezirken (A. G. z. 8.8. 8. 23 Abſ. 1, Allg. 
Berf. vom 21. Juli 1879, IMDB. S. 198, 212). Die Geſchäfte des Grundbuchrichters können 
einem oder mehreren Richtern übertragen werden; auch in dem lepteren Falle bearbeitet jeder 
die ihm zugetheilten Grundbuchgeſchäfte als Einzelrichter, aljo völlig felbftändig. Die mehreren 
Richter find aber immer nur Beamte eines und deſſelben Grundbuhamts; es bildet nicht etwa 
jede mit Grundbuchſachen beſchäſtigte Abtheilung bes Amtsgerichts ein bejonderes Grundbuchamt. 
Die Zuftändigkeit für die Grundbuchſachen ift nicht an die Perſon des Nichters, fondern an 
das Gericht geknüpft; „die Gültigkeit der Handlung eines Amtsrichters wird dadurch nicht 
berührt, dab die Handlung nad) ber Geſchäftsvertheilung von einem ber anderen Amtsrichter 
vorzunehmen gewejen wäre“ (A.G. 3. G.V.G. 8. 23 Abſ. 2). Diefer Sag, der nicht nur für 
die Amtörichter, fondern für alle riterlihen Beamten gilt (R.G. in Gtrafi. 14 S. 153), erleidet 
durch Art. 4 eine Ausnahme; vgl. bie Erl. zu Art. 4. 

Die Vertheilung der Geſchäfte unter die Gerichtsfchreiber der Amtsgerichte erfolgt durch 
den auffichtsflihrenden Amtsrichter; dieſer Hat nicht mur die Vertheilung der Gerichtsſchreiber 
auf die einzelner Abtheilungen, fondern aud die Vertheilung der Geſchäſte unter die mehreren 
in berfelben Wbtheilung der Gerichtsichreiberei dauernd beſchäftigten Beamten durch fchrifte 
liche Anordnung zu regeln (Geihäfts-D. für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte vom 
26. November 1899 8. 4 Abſ. 2). 

5. Die Vertretung der mit den Gruudbuchſachen betrauten Richter iſt durch 8. 24 des A. G. 
3. GV.G. befien Abf. 3 durch Art, 130 Ziff. IV des preuß. frei. ©. geändert ift, und durch 
die Aug. Verf. vom 10. September 1879 (J. M.Sl. ©. 340) und vom 22. Dezember 1893 
(J.M. Bl. ©. 361) geregelt. Mehrere Richter deſſelben Amtsgerichts vertreten ſich wechſelſeitig 
in der durch das Präfidium des Landgerichts int Voraus beftimmten Reigenjolge. Bei nur mit 
einem Richter befegten Amtögerichten muß defien Vertretung durch Richter benachbarter Amts- 
gerichte im Voraus von dem Oberlandesgerichtspräfidenten geordnet werden. Auch bei Amts- 
gerichten, die mit zwei Nichtern bejegt find, fann eine ſolche Unordnung erfolgen. Das Lande 
gericht kann jedoch, weun die Vertretung nicht durch Richter deſſelben Amtögerichts erfolgen kann, 
die Angelegenheit einem anderen Amtsgerichte zumeifen. Sind auch die im Voraus beitellten 
Vertreier rerhtlich oder thatſächlich verhindert, fo erfolgt die Beſtimmung bes örtlich zuftänbigen 
Gerichts durch das zunächſt Höhere Gericht und in Ermangelung eines ſolchen durch den Juſtiz- 
minifter (A.G. z. ©. $. 20 Abſ. 2 in der Faffung des Art. 130 Ziff. III des preuß. freiw. 
G.G.; vgl. unten ©. 365 Erl. 3b). 
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6. Die Dienftauffiht über die richterlihen Beamten des Amtsgerichts fteht dem Land- 
gerichtspräſidenten, dem Oberlandesgerihtspräfibenten und dem Juftizminifter zu; die Aufficht 
über bie nicht richterlihen Beamten Hat in unterfter Inftanz der auffihtsführende Amtsrichter 
(AG. z. G.V. G. 98. 78, 79), alfo über den mit Grundbuchſachen beſchäftigten Gerichtsſchreiber 
nicht nothwendig der Grundbuchrichter. Für bad Amtögericht I in Berlin haben das Geſez vom 
40. April 1892 (G.S. ©. 77) und bie Allg. Verf. vom 25. Junt 1892 (J. M. Bl. ©. 209) be⸗ 
ſondere Beftimmungen getroffen. Ueber die Bejugnifie der Auffichtsinitangen vgl. A.G. z. G. V. G. 
8. 80 und Gejeß, betr. bie Abänderung von Veftimmungen der Disziplinargefege vom 9. April 
1879 9. 23. 

„Beſchwerden, welche Angelegenheiten ber Juftizvermaltung, insbeſondere ben Geſchäfts- 
betrieb und Verzögerungen betreffen, werden im Auffichtswege erlebigt" (A.G. 3. ©.8.®. $. 85). 
Bol. oben ©. 322 Vorbm. 1. 

7. Die Vorſchrift des Art. 1 macht ferner die Grundbuchſachen zu Angelegenheiten ber frei— 
willigen Gerichtsbarkeit, welche Iandeögefeglich den ordentlichen Gerichten übertragen find. Damit 
werben fie aber nicht ofne Weiteres den Vorſchriften des freiw. G.G. unterworfen; nur die 
88. 167 ff. über die gerichtliche Beurkundung von Rechtsgeſchäften und die gerichtliche Beglaubigung 
von Handzeihen und Unterſchriften gelten für alle gerichtlie Urkunden, wie oben ©. 142 Erl. 2 
bereits erwähnt (vgl. ©. 227f. Erl. 3 und ©. 230f. Erl. = und die Erl. zu Art. 5 des A.G.). 
die allgemeinen Beftimmungen des freim. G.G. finden dagegen kraft Reichsrechts nur auf bie 
durch Reichsgeſetz den Gerichten übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Ans 
wendung. Durch Art. 1 des preuß. freiw. G. G. find fie aber zum großen Theil auf die Grund» 
buchſachen für anwendbar erklärt. Urt. 1 beftimmt nämlich: „Die 88.3, 4, 6, 7, 14, der 8.16 
Abf. 2, 3 ſowie bie 88. 31 bis 33 des Reichsgeſetzes über bie Angelegenheiten ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 finden, unbeſchadet der Vorſchriften des Grundbuchrechts über 
die Ausſchliezung und Ablehnung der Gerihtäperfonen in der Beicmerbeinftanz, Anwendung 
auf diejenigen Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durd; Landesgeſetz den 
ordentlichen Gerichten übertragen find. Das Gleiche gilt von ben Vorſchriften der 88. 8, 9 über 
die Gerichtsſprache und die Dolmetſcher und, ſoweit nicht entgegenftehende Vorſchriften gegeben 
find, von den Vorſchriften der 99. 13, 15, bes 8. 16 Abſ. 1 und der 88. 17, 34." 

Die bier angeführten Vorſchriften find, foweit fie für Grundbuchſachen Bedeutung haben, 
fämmtlih oben ſchon erwähnt. Die $8. 3, 4, welche Beftimmungen über ben Wohnfig eines 
Betheiligten für den Fall, daß diejer fir die örtliche Zuftändigfeit maßgebend ift, und über das 
Zufammentreffen mehrerer örtlich zuftändiger Gerichte enthalten, kommen für Grundbuchſachen 
nicht in Betracht. 8. 6 regelt die Ausſchliekung und die Ablehnung der Richter (oben ©. 169f.), 
$.7 die Wirkung der örtlichen Unzuftändigteit des Gericht? und ber relativen Unfähigkeit 
eines Richters (oben ©. 145 und ©. 170 Erl. 4b). 8. 8 erlfärt bie Vorſchriflen des G 
(88. 186—193) über die Gerichtsſprache für anwendbar, jebod mit der im 8. 9 beitimmten 
ichtänfung, daß es ber Buziehung eines Dolmetſchers nicht bedarf, wenn der Richter der Sprache, 
in ber fi) die betheifigten Perjonen erflären, mächtig iſt, dab ferner die Veeidigung des Dol- 
meiſchers nicht erforderlich ift, wenn Die betheiligten Perſonen darauf verzichten, fowie daß hin⸗ 
figptfich der Ausſchliehung und Ablehnung bed Dolmetfcers die foeben erwähnten Borfehriften 
des $. 6 entſprechende Unmwendung finden (vgl. oben ©. 146 Erl. 8 und ©. 230ff., ſowie die 
Dolmetfcherordnung vom 18. Dezember 1899, J. M. Bl. ©. 856, und über die allgemeine Be— 
eibigung ber Dolmeticher Allg. Verf. vom 5. Februar 1900, J. M. Bl. ©. 48, 8. 10 und vom 
5. März 1901, I.MBL ©. 51). 8.13 Gap 1 geftattet ben Betheiligten, mit Veiftänden zu 
erſcheinen (S. 146 Erl. 5); bie Vorſchriften der Säge 2, 3 über die Vertretung durch Bevoll- 
mädhtigte fommen für Grundbuchſachen nicht in Betracht (vgl. G. B. O. 8.30, S. 286ff. und 9.32, 
©. 247). Die Beftimmung des 8. 14 über das Armenrecht ift oben ©. 191 Vorbm. VII 
erwähnt, bie des $. 15 fiber das Beweisverfahren gilt nicht für Grundbuchſachen (oben ©. 187 
Abſ. 2). 8.16 regelt die Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen und ift S. 190 Vorbm. VI 
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abgebrudt; $. 17 betrifft bie Berechnung der Friſten (oben ©. 209 Erl. 4a). Die Vorſchriften 
ber 88. 31, 32 (Beugnifje über die Rechtstraft einer Verfügung und Wirkung der Aufhebung 
gewiſſer Verfügungen) find für das Grundbuchrecht ohne Bedeutung. Die Beftimmung des $. 33 
über Ordnungsitrafen ift oben ©. 312 Erl. 5 bereits erwähnt, und 8. 34, der die Einficht der 
Alten und die Ertheilung von Abſchriften regelt, ift für Grundbuchſachen dur $. 11 der G.B. O. 
(oben 5. 171) erfegt. 

Neben ben erwähnten Beftimmungen des freiw. G.G. finden auch die Vorſchriften bes 
preuß. freiw. 6.8. zum Theil auf Grundbuchfahen Anwendung. Insbeſondere iſt dies mit der 
oben S. 170 Erl. 2 (vgl. Exl. 4b) erwähnten Beſtimmung des Art. 2 Abf. 1 über die Aus— 
ſchliezung und Ablehnung eines Gerichtsichreibers der Fall; Abſ. 2 fügt Hinzu: „Die Zuziehung 
eines Gerichtsſchreibers kaun in den Füllen, in melden das Geſetz fie nicht vorſchreibt, erfolgen, 
wenn fie zur jachgemäßen Erledigung des Geſchäfts zwedmäßig iſt.“ Andere Vorſchriften diejes 
Geſetzes find an anberer Stelle erwähnt, z. B. Art. 7, 8 (Buftändigfeit des Kammergerichts für 
die weitere Beichwerbe) oben ©. 332 Erl. 2, Art. 1517 (Ordnungsitrafen) ©. 312 Ext. 5, 
Art. 31, 32, 122, 123 (Buftändigfeit zur Aufnahme von Urkunden) oben S. 229 Abf. 1 und 
©. 233 Ext. 5b; vgl. ferner umten die Erl. zu Mit. 5 und zu Art. 7 des A.G. 

8. Die Yureauverweltung bei den Grundbuhämtern wird in erfter Linie dur die 
Geſchafts-O. für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte vom 26. November 1899 geregelt. 
Insbejondere fommen neben deren allgemeinen Vorſchriften (88. 1—22) die 88. 44, 48—5i 
in Betracht. Dgl. unten die 89. 34—36 ber Allg. Werf. nebft Erl. Da die Vorſchriften der 
88. 48-51 nad $. 61 nur für diejenigen Grundftüde maßgebend jind, für welche das Grund: 
buch als angelegt anzufehen ift, und im Uebrigen die Behandlung der Grundeigenthums⸗ und 
Hypoihetenſachen nad den früheren Vorſchriften erfolgt, haben für das Grundbuchanlegungs⸗ 
verfahren noch die für die einzelnen Landestheile erlafjenen Allg. Verfügungen (vgl. die Erl. zu 
Art. 5 der Kgl. V.O.) über die Bureauverwaltung bei den Grundbuchämtern fortdauernde 
Gültigkeit, ſoweit fie nit durch die allgemeinen Vorſchriften der Geſchäftsordnung oder durch 
die auch jept ſchon entſprechend zur Anwendung zu bringenben Beitimmungen der 58. 48ff., ins- 
befondere über die Einrichtung der Grundatten und der Eigentfünterverzeichnifie, eriegt find 
(vgl. auch Allg. Verf. vom 14. Dezember 1896, betr. den Erlaß einer neuen Geſchäfts-O., 
Bil. 1). 

Daneben werden noch durch verſchiedene Allg. Verfügungen, welche Sondervorſchriften 
enthalten, den Grundbuchführern beſondere Pflichten auferlegt, z. B. durch die Allg. Verfügungen 
vom 15. Juli 1885 (J.M.Bl. S. 521), betr. die Aufftelung jährlicher Nachweiſungen über Ein— 
teagung und Löſchung der Hypotheken, vom 11. Januar 1896 (J. M. Bl. S. 16), betr. die Aufs 
ftellung jährliher Nahmeifungen über den Eigenthumswechſel an Grundftüden, melde haupt 
fachlich zur Land» oder Forſuwirthſchaft dienen, vom 29. Februar 1896 (J. M.Vl. ©. 63) betr. 
das gerictlihe Stempelweſen (insbeſondere 8. 17) und vom 15. November 1894 (J. M. Bl. 
©. 314), abgeändert am 24. Yuguft 1895 (ebd. S. 263), am 15. Dezember 1896 (ebd. ©. 364) 
und am 25. Mai 1900 (ebd. ©. 428), betr. die von den Amtögerichten ben Steuerbehörden 
behufs Veranlagung der Einfommend- und der Ergänzungsftener zu machenden Mittheilungen 
(ogl. unten die Exl. zu $. 31 der Allg. Verf.) 


II. Bon der örtlichen Zuftändigfeit der Grundbuchämter ift bereits oben ©. 145 Erl. 4 
bie Rebe gemejen. Regelmäßig ift jedes Amtsgericht für alle in feinem Bezirke belegenen Grund- 
ftüde zujtändig. Davon läßt dad preußifche Recht nur für die in den Art. 2 und 3 erwähnten 
Fälle der Ausdehnung eines Grundſtücks über die Grenzen eines Amtsgerichtsbezirkes, der Ver⸗ 
einigung und ber Bufhreibung Ausnahmen zu. Die bisher beftehende Ausnahme für die Zu— 
ftänbigteit des Amtsgerichts Kiel fir gewiſſe adelige und gleichgeitellte Güter in Schleswig« 
Holitein (A.G. z. ©.8.©. 8. 32 Abſ. 2) iſt durch das preuß. freiw. G. G. Art. 130 Ziff. I bejeitigt 
(gl. die Begr. zu Urt. 1 bes A.G., ©. 13f.). 
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Artikel 2. 

Liegt ein Grundjtüd in den Bezirken mehrerer Grundbuchämter oder follen 
mehrere in ben Bezirken verfchiedener Grundbuchämter belegene Grunditüde zu 
einem Grundſtücke vereinigt werden, jo ift das zuftändige Grundbuchamt nach 
5. 20 des Ausführungsgefeges zum Gerichtöverfafjungsgefege zu beftimmen. 


2. Gertlige Bufändigkeit der Grundbudgämter in befonderen Fällen. 


8. Im Falle der Ausdehnung eines Grundſtücks über bie Grenzen eines Amtss 
gerihtsbezirkes und im Falle ber Bereinigung. 


Artilel 2. 
€. Art. 2. Begr. S. 14. RB.2.0H. 6.2. (MI GBD ©. 41) 


4. Die Regelvorſchrift des Art. 1, daß jedes Amtsgericht das Grundbuchami für bie in 
feinem Bezirke belegenen Grundftiide ift, verfagt für den Fall, da ein Grundftüd in den 
Bezirten mehrerer Grundbudhämter belegen iſt, und zwar nicht nur, wenn das von 
der Grenze der Bezirke durchſchnittene Grundftüd thatjächlic eine Einheit bildet, fondern auch 
wenn mehrere Parzellen durch die Erklärung des Eigentümers gemäß $. 890 be B. G. B. (oben 
©. 157) vehtlih zu einem neuen Ganzen vereinigt werben. Auf beide Fälle findet Urt. 2 
Anwendung, während Art. 3 bie örtliche Zufländigfeit für den Fall der Zuſchreibung eines 
Grundſtücks als Beſtandtheil eines anderen regelt. 

2.,In den erftgenannten Fällen ift da® zuftändige Grundbudamt nad bem für 
anwendbar erllärten 8. 20 des preuh. U.®. 3. ©.8.6. durch das gemeinihaftlide obere 
Gericht oder in Ermangelung eines folhen dur den Juftizminifter zu be— 
ftimmen. 

Während vor dem 1. Januar 1900 die Beſtimmung bes örtlich zuftändigen Gerichts nur 
durch das Oberlandeögericht oder den Juftizminijter erfolgte, ift fie burch 8. 20 in ber jegigen, 
durch das preuß. freim. G.G. Art. 130 Biff. III normirten Faſſung bem Landgericht übertragen, 
falls die Grundbuchämter, in deren Bezirken das Grundftüd oder die mehreren zu einer Einheit 
zu vereinigenden Parzellen belegen find, zu demſelben Landgerichtsbezirke gehören; "durch dieſe 
Aenberung ift die Vorſchrift mit der des freim. G.G. $. 5 in Einklang gebracht (vgl. die Begr. 
zu Urt. 128 des Entw. des preuß. freim. G.G.). Liegen die Grundbuchämter dagegen in ver— 
ſchiedenen Landgerichtsbezirlen, aber innerhalb des Bezirkes deſſelben Oberlandesgerichts, jo iſt 
bie Beftimmung ber Buftändigfeit Sache diefed Gerichts, und wenn fie in veridiedenen Ober 
Iandesgerichtsbezirfen belegen find, muß der Juſtizminiſter das zufländige Gericht bejtimmen. 
Das Kammergericht kommt im Sinne dieſer Vorſchrift, anders ald nah 8. 199 Abf. 2 Sap 2 
bes freim. G.G., nit ald gemeinſchaftliches oberes Gericht für alle preußiſchen Landgerichte im 
Betracht, wie $. 20 Abſ. 4 befonders betont (vgl. die Begr. a. a. O.), und dem Reichögerichte 
fteht die Beftimmung des zuftändigen Gerichts nie zu. 

Für den Fall, da ein Theil des Grundſtücks oder eine der mehreren vereinigten Parzellen 
außerhalb Preußens liegt, fehlt es an einer Vorſchrift. Vgl. oben ©. 145 Erf. 4 und ©. 159 
Erl. 3. 

3. Die Vorſchriften des 8.20 des AG. z. G. V. G. finden aber nicht nur auf die im Art. 2 
erwähnten Fälle Anwendung. Während $. 20 in feiner früheren Faſſung nur die Beſtimmung 
bes örtlid) zuftändigen Gerichts in ben durch „dieſes Gefeß“, alfo durch das A.G. 3. G. V. G. felbft 
den ordentlichen Gerichten übertragenen Angelegenheiten regelte, läßt die jegige Faſſung die Be— 
ftimmungen des $. 20 in allen „durch Landesgeſetz“ den ordentlichen Gerichten übertragenen 
Angelegenheiten Play greifen, foweit nicht die Vorfhriften der deutihen Prozekorbnungen Ans 
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Artikel 3. 
Soll ein Grundftüd einem in dem Bezirk eines anderen Grundbuchamts 
belegenen Grundſtück als Beſtandtheil zugefchrieben werden, fo ift für die Ent- 


wendung finden; da lehtere Ausnahme für Grundbuchſachen feine Bedeutung hat, gelten alle 
Vorſchriften des $. 20 auch für die Grundbuchämter. 

a. Dana) fommt das im Erl. 2 Gefagte auch dann zur Anwendung, wenn Etreit 
oder Ungewißheit über die örtliche Buftändigfeit beſteht. Vgl. hierzu die (bie 
gleichlautende Vorſchrift bes freim. G.G. 8. 5 betreffende) Entſcheidung des Kammergerichts, 
RG. NF. 1A ©. 121 = Rechtſpr. 1S. 137. Danad liegt ein Streit nur dan vor, wenn 
bie Gerichte über ihre Zuftändigfeit in Uneinigkeit find, wenn entweder ein jedes für ſich die 
Buftändigfeit in Anfpruch nimmt ober feines zuftändig zu fein glaubt; alsdann fann jedes der 
fteeitigen Gerichte, aber nicht ein Betbeiligter die Entſcheidung des gemeinfchaftlihen oberen 
Gericht fordern. Die Ungemißheit ferner muß eine objeltive fein, ein Bmeifel eines Be— 
theiligten genügt nicht. Cine Ungewißheit liegt namentlich dann vor, wenn die Grenze zweier 
Gerichtsbezirke zweifelhaft ift ober wenn ſich mehrere Gerichte rechtskräftig für zuftändig oder 
für unzuftändig erllärt haben, obwohl letzternfalls eines zuitändig fein muß (vgl. E.B.D. 8. 36 
di. 2, 4, 8). 

b. $. 20 bj. 2 regelt weiter den Fall, daß das zuftändige Gericht in einem ein- 
zelnen Falle an ber Ausübung bes Rihteramts rehtlich oder thatfählich ver— 
hindert ift. (Bgl. die entiprehenden Vorſchriften der C.P. O. 8. 36 Biff. 1 und des freiw. G. G. 
3.5 Sag 2.) Eine rechtliche Verhinderung Tiegt vor, wenn der Grundbuchrichter und feine int 
Voraus beftellten Vertreter (vgl. oben ©. 361 Erf. 5) von der Uusiibung des Richteramts kraft 
Geſetzes ausgeſchloſſen find ober ſich ihrer wegen Befangenheit enthalten haben (vgl. oben 
S. 1695). Fälie tHatfähliher Verhinderung „in einem einzelnen Falle“ werben nicht leicht 
vortommen; Aufhören jeber gerichtlichen Tätigkeit im Falle eined Krieges od. ä., Tod oder 
Krankheit des Richters find ſchwerlich als ſolche Berhinderungsfälle anzufeen, ba fie die gefammte 
amtliche Thätigkeit, nicht die in einem einzelnen alle betreffen. 

In den Fällen thatſächlicher ober rechtlicher Verhinderung erfolgt die Beitimmung bes 
örtlich zuftändigen Grundbuhamts durch das dem verhinderten Gericht im Inftanzenzuge vor⸗ 
gefegte Landgericht. 

4. Daß unter dem Grundbuchamt im Sinne des Art. 2 nit etwa auch eine jede ber 
mehreren mit Grundbuchſachen betrauten Abtheilungen des Amtsgerichts zu verftehen ift, ift oben 
©. 361 Erl. 4 bereit erwähnt. Liegt ein Grundftüd in den Bezirken mehrerer Ubtheilungen 
befielben Gerichts ober befteht Streit oder Ungewißheit über die zuftändige Abtheilung, jo wird 
diefe im Wege ber Geſchäftsvertheilung beftimmt. 8. 20 Abf. 1 des A.G. z. G. V. G. findet 
feine Anwendung. 

5. Das Verfahren bei der Beftimmung be3 zuftändigen Grundbudamts iſt nicht beſonders 
geregelt. 5.20 Abſ. 3 enthält nur die Vorfhrift, daß die Entſcheidung des gemeinſchaftlichen 
oberen oder des zunädhit höheren Gerichts ober des Juftigminifters unanfegtbar it. Auch 
dies ift eine Neuerung, die im Anſchluß an die gleihlantende Vorſchrift des 8. 5 Abj. 2 des 
freiw. G.G. aufgenommen ift. Welches Grundbuhamt für zuftändig erflärt wirb, unterliegt dem 
freien Ermeſſen des Gerichts oder bes Juftizminifter8 (vgl. M. ©. 41). 


d. Im Falle der Zufhreibung. 
Artilel 3. 
€. Art. 3. Begr. 8.14, 15. RB.0.U.H. 6.2, 3. 
1. Ueber bie Zufcreibung und die Vereinigung vgl. oben ©. 187 ff. Während bei der 
Bereinigung nad Art. 3 die Beſtimmung bes zuftändigen Grundbuchamts durch das gemein- 
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ſcheidung über den Antrag auf Zufchreibung und, wenn dem Antrage jtattgegeben 
wird, für die Führung des Grundbuchs über das ganze Grundjtüd das andere 
Grundbuchamt zujtändig. 


ſchaftliche obere Gericht oder den Juſtizminiſter erfolgt, ift in dem Falle der Zuſchreibung kraft 
Geſehes das Grundbuhamt zuftändig, in deffen Bezirke das Haulptgrundiiüd 
belegen ift, defien Bejtandtheil das zugefchriebene Grundftüd bilden fol. 

2. Diefed Grundbuhamt ift nit nur für die Führung bes Grundbuds über das 
‚ganze, durch den zugeſchriebenen Beitandiheil vergrößerte Grundſtück zu ſtändig, fondern auch 
für die Entfheibung über ben Antrag auf Zuſchreibung. Der Untrag ift demnach 
an das Grundbuchamt bed Hauptgrundftäds, nicht am dasjenige, in deſſen Bezirke der Beitand- 
theil liegt, zu richten, wie aud ſchon für das frühere preußifche Recht von der herrihenden 
Meinung angenommen wurde (Adilles-Streder ©. 302). Begründet wird der Antrag lediglich 
dur) den Nachweis der Jbentität der Eigenthümer und der ErHärung des Eigenthümers, daß 
das eine Grundftüd bem andern ald Beſlandiheil zugeſchrieben werben foll; daneben hat dad 
Grundbuchant zu prüfen, ob nicht von der Zuſchreibung Verwirrung zu beforgen ift (vgl. S. 158). 

Giebt das Grundbuhamt dem Untrage ftatt, jo hat es feine Entſcheidung dem Grundbuch- 
amte, das bisher das Grundbuch über ben Beftandtheil geführt hat, mitzutheilen, worauf diefes 
gemäß 8. 18 der Allg. Verf. das Grundbuchblatt zu fliegen und dem anderen Grundbuchamte 
die Grundakten zu überfenden hat, nachdem bie wörtliche Nebereinftimmung der Tabelle mit dem 
Grundbuchblatte von dem Richter und von dem Gerichtöichreiber beſcheinigt ift. Die Schliegung 
des Grundbuchblatis muß jedoch unterbleiben, wenn das bisherige Blatt nicht nur über das 
zuzuſchreibende, fondern daneben auch noch über ein anderes, ſelbſiändig bleibendes Grundſtück 
geführt iſt; in dieſem Falle genügt die Abſchreibung jenes Grundſtüds und die Ueberſendung 
einer beglaubigten Abſchrift des Grundbuchblatts, ſoweit es Eintragungen enthält, die ſich auf 
das zuzuſchreibende Grundſtück beziehen. Die Anlegung eines beſonderen Blattes für dieſes 
Grundſtück in dem Grundbuche des Bezirles, in dem es gelegen iſt, iſt nicht erforderlich, ſofern 
das Grundftüd dem Eigenthümer des Hauptgrumdititd bereit gehörte; will dieſer e8 aber erſt 
erwerben, fo muB es erſt in jenem Grundbuche auf feinen Namen eingetragen werben, ehe dem 
Antrag auf Zufchreibung ftattgegeben werden Tann. Nur auf den letzteren Fall bezieht fich 
m. €. die Ausführung in dem K.B. des A.H., welde die Anlegung eines befonderen Blattes 
bei dem bisherigen Grundbuchamte während der Verhandlungen mit dem „anderen“ Grundbuch- 
amte für erforderlich erlärt, „um ber Vorſchrift des $. 873 des B.G.B. zu genügen“; denn 
biefe Vorſchrift fonmt für den Sal, dab der Eigenthimer des Hauptgrunbitücs bereits als 
Eigenthiimer bes zugefchriebenen Grundſtücs eingetragen war, nicht in Betracht. 

Wenn die Grundaften ober die beglaubigte Abſchrift des Grundbuchblatis bei dem zu— 
ftändigen Grundbuchamte des Hauptgrundftüds eingehen, Hat dieſes die das zuzuſchreibende 
Grundftüd betreffenden Eintragungen auf das Grundbuchblatt des Hauptgrundftüds zu über- 
tragen, Vgl. oben ©. 159 Erl. 4. 

3. Ueber die Wiederaufhebung der Verbindung hat ebenfalls das Grundbuchamt des 
Hauptgrundftüds zu enticheiden. Beſchließt diefes die Wiederaufgebung, fo geht die Zuftändig- 
feit für die Führung des Grundbuchs über den biöherigen Veftandtheil wieber auf das Grund- 
buchamt über, in deffen Bezirke diefer belegen ift; jenes Grundbuchamt ift nur für die Führung 
des Grundbuchs über das „ganze Grundſtück“ zuftändig, alfo nur, fo lange die Verbindung 
dauert. Die Wiederaufpebungsverfügung und eine beglaubigte Abichrift des Grundbuchblatts 
des Hauptgrumdftüds, foweit befien Eintragungen den Beſtandtheil berühren, find in dieſem 
Falle dem Grundbuchamte, in deſſen Bezirke das zugeichriebene Grundſtück liegt, zu überfenden, 
und biefes hat ein neues Blatt anzulegen oder das Grundftüd auf ein gemeinſchaftliches Blatt 
zu übertragen. gl. ©. 160 Erl. 6. 
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Artikel 4. 

Für die Entgegennahme eines auf eine Eintragung gerichteten Antrags oder 
Erfuchens und die Beurkundung des Beitpunfts, in welchem der Antrag oder das 
Erfuchen bei dem Grundbuchamt eingeht, find nur bie mit ber Führung des 
Grundbuch über das betreffende Grundſtück beauftragten Beamten, und zwar 
ſowohl der Richter als auch der Gerichtsfchreiber, zuftändig. 

Bezieht fi) der Antrag oder das Erſuchen auf mehrere Grundftüde, in 
Anjehung deren die Führung des Grundbuchs verjchiedenen Grundbuchbeamten 
obliegt, jo ift jeder diefer Beamten zuftändig. 


3. BuRändigkeit der einzelnen Grundbugbeamten. 
a. Für bie Entgegennahme und Bräfentation der Anträge und Erfuden. 


Hrtitel 4. 
€. Art. 4. Begr. 6.108,16. 8.B.2.0.H. 6.3-5; 2.9.9. 6.2. 

1. Bon der oben ©. 361 Erl. 4 erwähnten Vorſchrift bes A.G. z. G.V. G. 8. 23 Abf. 2, 
wonach die Gültigkeit der Handlung eines richterlichen Beamten des Amtsgerichts nicht dadurch 
berührt wird, daß bie Handlung nad) der Geſchäftsvertheilung von einem der anderen Richter 
vorzunehmen geivefen wäre, macht Art. 4 in Uebereinftimmung mit bem bisherigen preußtichen 
Rechte (A.G. 5. ©.8.8. 8. 31 Ubf. 2, aufgehoben durch Wet. 130 Ziff. I des preuß. freiw. 
G.G.) eine Ausnahme; für bie Entgegennahme der Eintragungsanträge und der Erſuchen um 
Eintragung und für die Beurkundung des Zeitpunfts ihres Eingangs find mur die Beamten 
auftändig, welhe mit der Führung bes Grundbuchs über bas betreffende Grund— 
ftüd beauftragt find. 

Diefe Beſtimmung fteht im Zufammenhange mit der Vorſchrift des 8. 13 Abf. 1 Sag 2 
der ©.8.0., wonad) mit Rüdficht auf die Bedeutung des Eintragungsantrags und bes Erſuchens 
toben ©. 193 Erl. 3) der Zeitpunkt des Eingangs bei dem Grundbuchamte genau zu vermerfen 
ift (oben ©. 194 Erl. 4), und bezwedt, jeden Zweifel darüber abzufhneiden, dab ein Antrag 
ober ein Erſuchen nicht ſchon dann als bei bem Grundbuhamt eingegangen anzujehen ift, wenn 
er dem nad) $. 5 Abſ. 1-3 ber GeſchäftsO. für die Gerichtsſchreibereien zur Definung und 
Empfangnahme der eingehenden Sendungen zuftändigen Beamten des Amtsgerichts vorliegt, 
fondern erſt, wenn er dem für bie führung des Grundbuchs über das betreffende Grundſtück 
zuſtändigen Beamten eingereicht iſt. Erſt mit dieſem Augenblicke treten die oben ©. 193 f. 
erwähnten Wirkungen ein. 

2. Wenn fi der Antrag oder das Erfuhen auf mehrere Grundftäde bezieht, 
für melde nicht diefelben Grundbuchbeamten das Grundbuch führen, würde in Ermangelung 
einer befonderen Beſtimmung hinſichtlich eines jeden Grundſtücks nur der für dieſes zuftändige 
Beamte den Antrag oder das Erſuchen entgegennehmen und präfentiren bürfen; erft der Mugen» 
blid, in welchem es von dem einen Beamten, ber es zuerſt präfentirt hat, dem anderen zugeht, 
würde für die Reihenfolge der Eintragungen hinſichtlich desjenigen Grunbftüds, über welches 
der legtere das Grundbuch führt, maßgeblih fein. So war e8 nad dem früheren Rechte 
(R.®. 33 S. 320). Dies ändert die Vorfchrift des Art. 4 Abſ. 2; der Zeitpunkt, in dem der An- 
trag oder das Erfuchen einem jener Beamten eingereicht wird, ift für alle Grundftüde maßgebend. 

Dies gilt aber nur, wenn das Grundbuch über die mehreren Grundftäde von demfelben 
Grundbuchamte geführt wird. Werben mehrere Grunbftüde, für welche verihiedene Grundbud- 
ämter zuftändig find, von demfelben Antrage betroffen, jo ift diefer bei demjenigen Grundbuch- 
amte, dem er zuletzt zugeht, erft mit dem Zeitpunkt eingegangen, in welchem er einem der bei 
dieſem angeftellten Grundbuchbeamten vorgelegt wird, nicht ſchon in dem Nugenblide des Ein- 
gangs bei dem zuerft angegangenen Grundbuchamte. 
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Artifel 5. 
Wird eine Erklärung, welche der im $. 29 ber Grundbuchordnung vor= 
gefchriebenen Form bedarf, vor dem Grundbuchamt abgegeben, jo ift das Protokoll 
von dem Richter aufzunehmen. 


3. Die Frage, welcher der mit der Führung des Grundbuchs über das betreffende Grund- 
ftüd oder in dem Falle des Abf. 2 über die mehreren betreffenden Grundftüde betrauten Beamten 
ben Anırag oder das Erſuchen entgegenzunefmen und mit dem Cingangsvermerfe zu verfehen 
hat, ift dahin beantwortet, dab ſowohl der Richter als aud der Gerichtsſchreiber zujtändig ift- 
Es kommt alfo darauf an, wer von ihnen das Schriftftüc zuerſt erhält. 

4. Durch die Vorſchrift des Art. 4 wird die in Erl. 1 erwähnte Beitimmung des A.G. z. 
G.V.G. 8. 23 Abſ. 2 nur für die Entgegennahme und Präfentation der Eintragungs— 
anträge und Erſuchen um Eintragung mit Rügſicht auf die Bedeutung des Zeitpunkts 
des Eingangs geändert; es ſoll durch fie, wie in der Kommiffion des Abg.Haufes ausdrüdlich 
hervorgehoben ift, febiglich zum Ausdrude gebracht werden, bei welchen Beamten bes Gerichts 
ein folder Antrag eingereicht fein müfje, damit er als bei dem Grundbuchamt eingegangen gelte. 
Dagegen verbleibt es im Uebrigen bei ber Beitimmung des A.G. z. ©.B.®. $. 23 Abi. 2; 
inöbefondere ift auß Art. 4 nicht zu folgern, daß nicht auch jeder andere Beamte des Berichts 
Eintragungsanträge in Empfang oder zu Protofoll nehmen dürfe; ein von einem anderen Ber 
amen aufgenommener oder entgegengenommener Antrag gilt nur fo lange nicht als bei dem 
Grundbuhamt eingegangen, als er nicht einem zur Führung des Grundbuchs über daS betrefiende 
Grundftüd zuitändigen Beamten vorgelegt wird. Sonft jteft er einem von bem letzteren Bes 
amten aufgenommenen Antrage völlig gleich. Jeder Richter des Amtsgerichts befigt nad) augen 
die volle Buftändigkeit des Grundbuchamts; er ift alſo insbefondere zur Aufnahme aller zu 
einer Eintragung erforderlichen Erklärungen und Anträge (G. v. O. 98. 29, 30) zuftändig (vgl. 
RB. d. UH.a.a.0.). 

5. Die Vorſchriften des Art. 4 werben durch die Beftimmungen des 8.5 Abſ. 10—12 der 
GeihäftsD. für die Gerictsidreibereien der Amtsgerichte ergänzt: „10. Auf Anträge und 
Erfuchen, die auf eine Eintragung im Grundbuche gerichtet find, iſt der Zeitpunkt, in welchem 
fie bei dem Grundbuhamt eingehen, nad Tag, Stunde und Minute zu vermerfen; der 
Beamte, welcher den Antrag oder das Erſuchen in Empfang nimmt (A.G. z. G. B.O. Art. 4), 
hat den Eingangsvermert mit vollem Namen zu unterzeichnen. Hat ber Richter das Echrüititüd 
in Empfang genommen, ohne den Eingangsvermerk zu machen, fo ift es ihm zur Nachholung 
bes Vermerfes wieder vorzulegen. 11. Die Vorſchriften des Abſ. 10 find aud bei Anträgen 
zu befolgen, welde von dem Brundbuchamte felbft aufgenommen find. 12. Bezieht ſich der Antrag 
ober das Erſuchen auf mehrere im Bezirke des Grundbuchamis befegene Grunbftüde, für die 
verſchiedene Grundbucführer (8. 51 Abf. 1) nad) der Gejhäftsvertheilung zuftändig find, jo iſt 
der Antrag oder das Erfuchen unverzüglich zur Kenntniß aller betheiligten Grumdbuchflihrer zu 
bringen. Der Inhalt, der Zeitpunkt des Eingangs und der Verbleib des Antrags oder Erſuchens 
iſt zu den Grundaften, foweit der Antrag ober das Erſuchen nicht jelbit zu ihnen genommen 
wird, auf einem Blatte zu vermerfen, das eine bejondere Ordnungsnummer erhält. Auf dieſem 
Blatie ift fpäter anzugeben, wie der Antrag oder das Erſuchen erledigt worden iſt.“ 

6. Vgl. im Uebrigen über den Eingangsvermert, insbefondere über die frage, wann der 
Antrag als eingegangen zu erachten iſt, oben ©. 195. 


b. Für die Aufnahme der Prototolle. 


Urtilel 5. 
€. Urt.5. Begr. 8.16. R.B.0.0.H. ©. 5. 
1, Art. 5 vegelt die Zuftändigfeit der Grundbuchbeamten für die Aufnahme der Brototolle, 
jedoch nur über diejenigen vor dem Grundbuhamt abgegebenen Erklärungen, welde der im 
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8. 29 der G. B. O. vorgeſchriebenen Form bebürfen, alfo nur über die Eintragungsbewilligungen 
unb die fonftigen zu einer Eintragung erforderlichen Erklärungen, über die Burücnaßme eines 
Eintragungsantrags, den Widerruf einer zur Stellung des Antrags ertheilten Vollmacht und 
über bie Beftimmung des Eigenthümers oder ded Gläubiger über die Aushändigung des 
Oypothekenbriefs ſowie über die fonftigen Erflärungen, auf welde die Vorſchrift des 8. 29 Abſ. 1 
der ©.8.D. analog anzumenden ift (vgl. ©.B.D. 88. 29, 32, 60, oben ©. 158 Erl. 2b, ©. 227 
Erl. 2a, S. 247, ©. 306 Erl. 2, ©. 308 Erl. 10, ©. 316 Erl. 2. 

Auf fonftige Erklärungen, bie vor dem Grundbuchamt abgegeben werben, insbeſondere auf 
den Eintragungsantrag und die Vollmacht zur Etellung eines folhen (.B.D. $. 30) ſowie auf 
die Beichwerde (oben ©. 326 Erl. 1a) findet Art. 5 feine Anwendung; für dieſe Fälle fehlt es 
an einer die Zuftändigfeit der Beamten regeinden Norm. 

2. Ueber bie in Erl 1 Abſ. 1 angeführten Erklärungen hat der Richter, nicht der Gerichts- 
fchreiber das Protokoll aufzunehmen. Died entſpricht völlig bem früheren Rechte (preuß. &.B.D. 
$.32). Wie nad) diefem (Adilles-Streder ©. 332 Erl. 1), fo iſt auch jegt nur ein richter- 
liches Protofoll erforderlich und das Prototoll eines Gerichtsſchreibers nicht genügend; dagegen 
iſt e8 nad) wie vor nicht nöthig, daß der Richter daS Protokoll ſelbſt ſchreibt, es gentigt, dab 
er es unterjchreibt. Insbeſondere wird dur Art. 5 die oben ©. 363 Erl. 7 erwähnte Vorſchrift 
des preuß. freiw. G.G. Art. 2 Abf. 2 über die Zuziehung des Gerichtsſchreibers nicht berührt. 
Dies wurde in der Kommiffion des Abg. Hauſes allfeitig, insbeſondere auch feiten® des Jujtiz= 
minifter8 anerfannt (8.B. a. a. D.). 

In ben in Erl. 1 Abf. 2 erwähnten Fällen genügt dagegen ein Protokoll des Gerichts- 
ſchreibers; ein richterliches Protokoll ift aber nicht unzuläffig (oben ©. 326 Erl. 1a). 

3. Die Förmlihleiten der Prototolle der Grundbuhämter wie der Gerichte über- 
haupt und der Notare find, 

a. wenn darin ein Rechtsgeſchäft beurfundet wird, in erfter Linie durch die oben 
©. 230ff., 355 erwähnten Vorſchriften bes freim. G.G. 88. 167 ff. geregelt. Daneben find die 
Beitimmungen des preuß. freiw. G.G. Art. 40, 41 zu beobachten: ein Berftoß gegen fie macht 
aber die Beurfundung nicht ungültig. Axt. 40 Abſ. 1 regelt den Fall, daß bet der Beurkundung 
eined Nechtsgefhäfts von dem Nichter oder von bem Notar Wahrnehmungen gemadt werden, 
„welche Zmeifel darüber begründen, ob ein Betheiligter bie zu dem Rechtsgeſchäft erforderliche 
Geihäftsfähigteit ober Einficht befißt,“ oder dab „fonftige Zweifel an der Gültigteit des Geicjäfts 
beftehen“; alsdann „jollen die Zweifel den Betheiligten mitgetheilt und der Inhalt der Mit: 
theifung fowie die don den Detheifigten barauf abgegebenen Erklärungen in dem Brotofole 
feitgeitellt werden“. Iſt dagegen bie Ungüftigfeit zweifellos, ſo kommt Art. 40 Abſ. 2 in Betracht: 
nVerftöht der Inhalt eines Geſchafts gegen ein Etrafgefep oder ift das Geſchaft offenbar ungültig, 
fo Hat der Richter fowie der Notar die Beurkundung abzulehnen.“ 

Art. 41 betrifft die Beurkundung ber Erklärung eines Tauben und ergänzt die Vorſchrift 
bes frei. G.G. 9.169, die für diefen Fall die Zuziehung eines Gerichtsſchreibers (bezw. eines 
zweiten Notar) oder zweier Zeugen anorbnet (oben &. 230). „Das Prototoll foll, falls ein 
Berheiligter taub ift, ihm zur Durchſicht vorgelegt werden, auch wenn er dies nicht verlangt. In 
dem Prototofle ſoll jeftgeftellt werben, daß dies geſchehen iſt“ (Art. 41 Ab. 1). „Iſt ein tauber 
Betheiligter nicht im Stande, Geſchriebenes zu Iefen, jo fol eine Vertranensperfon zugezogen 
werben, die ſich mit ihm zu veritändigen vermag. In bem Protokolle ſoll feftgeitellt werden, 
daß ber Vetheiligte nad) der Ueberzeugung des Richters ober des Notard die Vertrauensperſon 
verftanden hat. Das Prototoll foll auch von der Vertranensperfon genehmigt und unterjchrieben 
werden. Die Vertrauenäperfon kann auch ber Gerichtsfchreiber, der zugezogene zweite Notar 
oder ein zugezogener Zeuge oder einer der Vetheiligten ſein.“ Auf die Vertrauensperion finden 
die Vorſchriften des frei. G.G. 88. 170ff. über die Umfähigfeit der Beugen (oben ©. 230 a. €.) 
feine Anwendung. Wenn ſich ber Richter ober der Notar bie Weberzeugung nicht verſchaffen 
Tann, baß der Taube die Vertranensperjon nicht verftanden Hat, jo Hat er die Beurkundung 
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abzulehnen und es den Betheiligten zu überlafjen, für die Beftellung eines Pflegers (8.8.8. 
$. 1910) Sorge zu tragen (Begr. zu Art. 41 des E. des preuß. freim. G. G.) 

Diefe Vorſchriften finden auf alle von Art. 5 betroffenen Protokolle Anwendung, da es 
ſich in diefen Sällen ſiets um eine vedhtägefhäftlihe Erklärung handelt. 

b. Für gerichtliche und notarielle Urfunden über andere Gegenftände als Rechts— 
geſchäfte, insbeſondere auch für die Beurkundung von Unträgen, gelten die Vorſchriften der 
Art. 53ff. des preuß. freim. G.G. Die Beurkundung foll (von den in Art. 56 angeführten, Bier 
nicht intereffirenden Ausnahmen abgefehen) in ber Form eines Protokolls erfolgen, welches den 
Ori und den Tag ber Verhandlung angeben und mit ber Unterfhrift des Richters oder des 
Notars verjehen fein muß und aud) von ben ührigen bei der Verhandlung mitielenden Ber: 
fonen unterzeichnet werben fol (Urt. 54, Art. 55 Abſ. 1); „inwieweit das Protofoll den Vetbeiligten 
behufs bee Genehmigung vorzulegen und von ihnen zu unterſchreiben if, bleibt dem Ermeilen 
bes Richters oder des Notars überlaffen“ (Art. 55 Abf. 2). Die weitere weſentliche Vorſchrift 
des Art. 54 Sap 2: „Wird die Urkunde den Betheiligten in Urſchrift ausgehändigt, fo muß fie 
aud mit Siegel oder Stempel verjehen jein“ kommt für die Protofolle des Grundbuhamts 
nicht in Betracht, da deren Urfchriften wie die aller gerichtlichen ober notariellen Protofolle, 
fofern fie nit im Auslande gebraucht werden follen (vgl. ebd. Art. 44), in der Verwahrung 
bed Gerichts oder des Notars verbleiben (Art. 42, 61). Ueber die Form der Uusfertigungen 
und der beglaubigten Abſchriften vgl. Art. 7 nebft Erl. 

e. Fur beide Arten von Urkunden treffen die Axt. 63, 64 des prenß. freiw. G. G. noch 
einige inſtruktionelle Beftimmungen über bie äußere Form. Die Urkunden „ſollen deutlich 
und ofne Abtürzungen geſchrieben, es fol in ihnen nichts radirt oder fonft unleſerlich gemacht 
werden. Bufäge ſollen am Schluffe oder am ande beigefügt und im lepteren alle von den 
mitwirfenden Perſonen befonderd unterzeichnet werben. In entfprechender Weiſe follen auch 
andere Wenderungen beurkundet werden. Auf Aenderungen geringfligiger Art finden dieſe Bor 
ſchriften· (der beiden vorgehenden Säge) „teine Anwendung. Wird eine Schrift nad) 8. 176 
Abf. 2 des freim. G.G.“ (oben ©. 231 Abf.3) „dem Protokoll ald Anlage beigefügt, jo bedarf 
e8 einer Unterzeichnung der in ber eingereichten Schrift ſich findenden Wenderungen nicht, 
wenn aus dem PrototoM Hervorgeft, dak die Aenderungen genehmigt worben find“ (Nrt. 64). 
Außerdem follen, wenn bie den Betheiligten auszuhändigenden Urkunden (Urſchriften, Ausferti— 
gungen, beglaubigte Abfchriften) allein oder mit ihren Unlagen mehrere Bogen umfaflen, diefe 
duch Schnur und Siegel verbunden werden; für Urſchriften gerichtliher Urkunden, welde in 
Verwahrung des Gerichts verbleiben, gilt dies nicht, wohl aber für bie Urſchriften notarieder 
Urkunden, jedocd kann der Notar die Bogen, ftatt fie durch Schnur und Siegel zu verbinden, 
mit fortlaufenden Bahlen verfehen und einzeln unterſchreiben (Art. 63). 

Entgegen verſchiedenen früheren Notariatögefegen, ſchreibt das preuß. freim. &.@. weder 
für gerichtliche noch für notarielle Urkunden vor, daß Summen und Zahlen in Buchſtaben aus— 
zubrüden find und daß bie Urtundsperſon das Protofoll felbft zu ſchreiben Habe (vgl. Begr. zu 
Urt. 64, 65 des preuß. freiw. G. G.). 

4. Der Ort, wo das Grundbugamt die Erklärungen zu Protofoll nimmt, ift gleichgültig 
Nach Art. 39 des preuh. frei. ©.®. gilt für ale gerichtichen oder notariellen Urkunden ſoger 
der Sag, daß eine Beurkundung nicht deshalb ungültig ift, „weil der beurkundende Beamte fie 
außerhalb der Grenzen feines Bezirkes vorgenommen hat“. Hiervon gilt aud für Auflafjungen 
feine Ausnahme. Insbeſondere find diefe auch auf Gerichtstagen aufzunehmen und zu diefem 
Zwecke die Grundaften (aber nie die Grundbücher) auf Geſuch der Betheiligten mitzunehmen. 
„Dem Ermefien der Gerichtstommiſſare bleibt es überlafien, auch Auffafjungserflärungen an den 
Gerihtötagen aufzunehmen, jofern fie die Aufnahme nad) Lage bes einzelnen Falles für unbedent- 
lich erachten“ (Allg. Verf. v. 21. November 1888 für Rheinl. $. 8, v. 9. November 1895 für 
Frantfurt x. 8. 8 und v. 7. Mai 1900 für Naffau $. 2; Allg. Verf. v. 11. Mai 1882; vgl. 
Adilles-Etreder ©. 332 Erl. 4). Auch außerhalb der Gerichtsſtelle und ber zur Abhaltung 
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Artikel 6. 
Die Eintragungen follen von dem Richter mit Angabe des Wortlauts verfügt, 
von dem Gerichtäfchreiber ausgeführt und von beiden unterfchrieben werden. 


eined Gerichstages befiimmten Räumlichteiten können von bem Grundbuchamte Erklärungen aller 
Art auf Verlangen ber Betheiligten aus befonderen Grunden, z. B. wegen Krankheit eines Be 
theiligten zu Protofoll genommen werben (vgl. das Recht 1900 ©. 434, 489 und 534). Ueber 
bie in biefem Falle zu erhebende Zuſatzgebühr fiehe preuß. Gerichtskoſtengeſ. $. 53 und K.®. 16 
©. 168. 

5. Im Anſchluß an die in Exl. 3 und 4 angeführten Vorſchriften des preuß. frei. G.G. 
find zur Ergänzung der oben ©. 227ff. erörterten Vorjchriften der Meichögefege noch folgende 
Beftimmungen bes preuß. freim. G.G. über geridtlihe oder notarielle Ur: 
funden zu erwähnen, wenn fie auch für die Protofolle der Grundbuhämter ohne Belang find. 

a. „Bei berBeglaubigung einer Unterfhrift ober eines Handzeichens ift der 
Richter oder der Notar ohne Buftimmung ber Beiheiligten nicht befugt, von dem Inhalte der 
Urkunde Kenntniß zu nehmen“ (Art. 60 Abſ. 1). „Werben von dem Richter oder dem Notar 
Wahrnehmungen gemacht, die geeignet find, Zweifel an der unbeſchränkten Gejchäftsfähigfeit der 
Berfon zu begründen, deren Unterſchrift oder Handzeichen beglaubigt werben ſoll, fo ſoll dies 
in dem Beglaubtgungsvermerte fetgeftellt werben“ (ebd. Abſ. 3; vgl. K.G. NF. 1A ©. 277). 
Im Uebrigen ift die Form der öffentlichen Veglaubigung oben ©. 233f. erörtert. 

b. Auf Umtshandlungen des Notars, bie nicht die Beurfundung eines Rechts- 
geichäfts zum Gegenftanbe Haben, finden bie oben erwähnten Vorſchriften des freim. G.G. in 
Bezug auf die Ausfhließung und Ablehnung des Richter (oben ©. 169f.), auf bie Gerichtd- 
ſprache und die Dolmeticher (©. 146 Erf. 8) entfpredende Anwendung (Art. 84). 

„In einer Sache, in der mehrere Perſonen betheiligt find, foll der Notar, der in diejer 
Sache für einen der Betheiligten als Prozeßbevollmächtigter thätig ift oder geweſen ift, feine 
Amtshandlung vomehmen, wenn einer der Betheiligten widerfpricht. Der. Notar ſoll den Ber 
theiligten von einem folchen Widerſpruchsgrund unverzüglid; Mittheilung machen; der Wider- 
ſpruch iſt nur zuläffig, wenn er unverzüglich nach der Mittheilung erfolgt“ (Art. 85). 

„Wird bei einer Amtshandlung des Notars die Beeidigung eines Dolmetſchers erforderlich, 
fo erfolgt fie durch das Amtsgericht, im defien Bezirke ber Notar feinen Amtöfig hat oder bie 
Thätigteit des Dolmetjchers ftattfinden fol. Im dringenden Fälen kann bie Beeibigung auch 
durch den Notar erfolgen; die Beeidigung ift nicht deshalb unmirkfam, weil der Fall nicht 
dringli war“ (Art. 86). Dieſe Vorfchrift findet anf einen im Allgemeinen vereideten Dol- 
metfcher feine Anwendung. Val. oben S. 230 4 Abſ. 3 a. E. und ©. 231 Abſ. 4 a. E. und bie 
ebb. angeführten Entjdeibungen. 


e. Für die Eintragungen in das Grundbud. 


Artitel 6. 
€. Art. 6. Begr. 6.16. Q.B. d. A.H. 6.5, 6. 

1. Art. 6 regelt die Zuftändigkeit der Grundbuhbeamten und zugleih das 
Verfahren bei der Ausführung der Eintragungen in das Grundbuch in Ueberein- 
ftimmung mit den Vorfchriften der preuß. ©.B.D. 8. 43 Abſ. 1, 2 umd $. 44 Gap 2 (vgl. 
Adilfes-Streder ©. 348ff.) 

2. Danach iſt zunächſt eine richterliche Eintragungsverfügung erforderlih. Wie oben 
©. 187 Abſ. 2 erwähnt, ift dieſe reichsrechtlich nicht vorgeſchrieben, aber auch nicht verboten. 
Für die Gultigleit der Eintragung iſt fie aber ftet® ohme Bedeutung, fo daß eine Eintragung, 
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der feine Verfügung bes Richters zu Grunde liegt, nit aus dieſem Grunde nichtig iſt, wie 
man für daS früßere Recht vielfach behauptete (ngl. Ahilles-Etreder ©. 348 Er. 1). 

a. Hinfihtlic des Inhalts diefer Berfügung fchreibt Art. 6 nur vor, da fie den Wort- 
faut der Eintragung angeben muß. Der Richter Hat alfo die Eintragungsformel wörtlich 
aufzufhreiben. Hierbei ft er an bie Eintragungsbemwilligung nicht gebunden, felbft wenn diefe 
eine Formel vorſchlagen follte; nur für den Inhalt des Vermerkes, nit für feinen Wortlaut 
ift die Bewilligung maßgeblih, während der Richter andererſeits von ben Betheiligten einen 
Entwurf der Formel nicht fordern kann (S. 225 Erl. 1; K.G. 2 S. 86, 3 S. 160, 11 ©. 156). 
Soweit nicht die Eintragung felbft durch Bezugnahme anf die Eintragungsbewilligung 2c. erfegt 
wird, muß bie Formel die bemilligte und beantragte Eintragung vollftändig wiedergeben, anderer⸗ 
ſeits aber möglichſt kurz und prägife gefaßt fein (K.G. a. a. ©.). Ueber den Inhalt der Ein- 
tragung dgl. ©. 187—190 und unten die Allg. Verf. mit dem beigefügten Mufter. 

Stets ift in der Eintragungsverfügung die Stelle des Grundbuchs, an ber 
die Einſchreibung erfolgen fol, nad Band, Blatt, Abteilung, Spalte und Ifb. Nr. genau anz 
zugeben. 

Auberdem muß fie eine Beſtimmung über die Behandlung und das Verbleiben 
der mit dem Antrag eingereihten Urkunden treffen, insbefondere ob dieſe in Urjchrift 
oder in beglaubigter Abſchrift bei den Grundakten aufzubewahren find oder ob deren Muf- 
bewaßrung ſich erübrigt, weil fie ſich bereit in anderen, nicht der Vernichtung unterliegenden 
Aften des Amtsgerichts befinden; feßterenfald muß auf diefe Akten unter Angabe des Aften- 
zeihens und bes Blattes verwiejen werden (S. 168f. Erl. 4, 5). Auch die Berfon des Empfängers 
ber zurüdzugebenden Urkunden tft zu bezeichnen; Hierbei fommt das ©. 308 Erl. 2 über ein» 
gereichte Hupothefenbriefe Gefagte für fonftige Urfunben zur entfprehenden Anwendung. it ein 
Hypotheten= oder Grundjhuldbrief auszuftellen, mit einem Vermerke zu verjehen oder 
unbraudbar zu machen, jo ift auch dies unter Angabe des Wortlauts des Vermerles zu vers 
fügen und der Empfangsberedtigte zu beftimmen (S. 301 Erf. 4, ©. 308 Erl 1, ©. 311 fl). 
Der Inhalt des Briefes felbft wird nicht ſchon tn der Eintragungsverfügung, fondern erjt nad 
der Einfchreibung der Hypothek oder der Grundſchuld bei deren Unterzeihmung durd; ben Richter 
feitgeftellt. Die Form der Behändigung der Urkunden braucht nur dann angeorbnet zu werben, 
wenn die durch bie Aug. Verf, vom 10. Degember 1809 $. 2 vorgeſchicbene vegeimähige Form 
nicht für genügend erahtet wird (vgl. ©. 190f. Vorbm. VI). 

Kommen bei einer Verfügung verſchiedene Grundakten in Betracht, fo bebarf es in 
der Eintragungsverfügung einer Angabe zu welchen Grundaften die einzelnen Schriftitiide, ins- 
befondere auch bie Verfügung felbft, zu nehmen find, und ob zu ben anderen eine Abjchrift der 
legteren genommen werben ſoll oder nur ein Vermerk, in welchem auf die Verfügung unter 
genauer Angabe der Stelle, an ber fie ſich befindet, Bezug genommen wird; Iepteres empfiehlt 
fi zur Verminderung des Schreibwertes. 

Ferner muß der Richter verfügen, welchen Vetheiligten und Behörden die Eintragung 
betannt zu maden ift. Dgl. oben ©. 297fj. und Allg. Verf. 8. 31 nebſt Erl. Die Form 
der Belanntmadung braucht nur ausnahmsweiſe angeordnet zu werden (dgl. ©. 191 Borbm. VD). 

Schlieplih in in der Eintragungsverfügung die Einziehung der Koften anzuordnen 
und die Perfon des Zahlungspflictigen zu bezeichnen ober zu beitimmen, daß bie Koften außer 
Anfag bleiben ſollen. Auch wenn von der Befugniß des $. 15 des preuß. Gerichtöfojtengejeges 
vom 25. Juni 1895 (im der Faſſung der Bel. vom 6. Oftober 1899) Gebraud; gemadt und 
die Aushändigung des Hypotheken» oder Grundſchuldbriefs oder bie Rüdgabe der vorgelegten 
Urkunden von vorheriger Zahlung der Koften und Stempelabgaben abhängig gemacht werden 
ſoll, iſt dies zu verfülgen. Vgl. fiber die Koſten bie Erl. zu Act. 30 dieles Gefepes. 

Dagegen ift es nicht üblich, die Vervollftändigung der bei den Grundaften befinds 
lichen Tabelle durch Nacfügung ber verfügten Eintragung anzuordnen, weil biefe eine felbit- 
verftändliche Pflicht der Gerichtsſchreiber ift (vgl. Alg. Verf. 8. 34 Abi. 2 nebft Erl.). Da 
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Artikel 7. 

Die Hypothefen-, Grundſchuld- und Rentenſchuldbriefe ſowie die nachträglich 
auf fie gejeßten Vermerke ſind von dem Richter und dem Gerichtsſchreiber zu 
unterſchreiben. 

Auch die beglaubigten Abſchriften aus dem Grundbuche ſind von dem Richter 
und dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. 


jedoch bei den Verhandlungen mit den Betheiligten und bei den Verfügungen regelmäßig nicht 
das Grundbuch felbit, fondern die Tabelle zu Grunde gelegt wird ind daher deren ftändige 
Uebereinftimmung mit dem Grundbuche von ganz hervorragender Bedeutung ift, empfiehlt es 
fi für den Nichte, dem ebenfogut wie dem Gerichtöfchreiber die Sorge für die Ueberein- 
ftimmung der Tabelle mit dem Grundbuch obliegt (UNg. Verf. 8. 34 Abi. 2 Sap 2), ihre Ber- 
volftändigung in jeder Eintragungsverfügung anzuordnen, damit fie nicht vergefien wird, und 
den Grundbuchfüßrer zu veranlafien, daß dieſer die Ausführung dieſes Theiles ber Verfligung 
daneben vermerft, damit fofort zu überjehen ijt, ob die Tabelle bereits vervolftändigt ift 
oder nicht. 

b. Um diefe, wie erwähnt, ſehr wichtige Webereinftimmung der Tabelle mit dem Grund» 
Buche zu fihern und um unnüße Schreibarbeit zu vermeiden, ift es rathſam, daß der Richter 
den Bortlaut der Eintragung unmittelbar in die Tabelle einträgt und im ber 
Eintragungsverfügung nur deren Uebertragung in das Grundbuch vorſchreibt. 

Unter der Herrihaft der preuß. G. B.O. war die Buläffigfeit dieſes Verfahrens nicht un— 
beſtritten, weil 8. 18 derſelben vorjchrieb, dab die Tabelle eine wörtliche Abſchrift des 
Grundbuchblatis fein müfje (vgl. Achilles-Strecker ©. 317 Erl. 3). Diefem Einwand ift jegt, 
wie ber Juftizminifter in der Kommiffion des Abg.-Hauſes hervorgehoben hat, der Boden dadurch 
entzogen, daB lediglich die wörtlihe Nebereinftimmung der Tabelle mit den Grundbuchblatte 
vorgefchrieben ift (Allg. Verf. 8. 34 Ab. 2). Daher hat der Juftizminifter das Verfahren für 
unbedentfic, aber nur bei dem Vorhandenfein einer guten Handſchrift des Richters für empfehlens- 
werth erklärt (R.B. a. a. O.). 

Gleichzeitig ift es auch als unbedenklich bezeichnet, auf den an anderer Stelle (5. B. in 
der zu Grunde liegenden Verhandlung oder in einer anderen Eintragungsverfligung) im Wort— 
laut angegebenen Inhalt der Eintragung Bezug zu nehmen, ftatt ihn in ber Eintragungs— 
verfügung zu wiederholen (ebb.). 

3, Die Einfhreibung ber Eintragungsvermerfe in das Grundbuch iſt Sache des Gerichts: 
ſchreibers, alfo nicht des Richters, andererſeits auch micht der Kanzlei. Der Richter hat nur 
neben dem Gerichtsſchreiber die Fintragung zu unterſchreiben. Er ſoll durch diefe Vorſchrift 
„gezwungen werden, ſich von der Richtigkeit ber Eintragung perfönlich zu überzeugen, und durch 
Zeiftung der Unterſchrift feine Verantwortlichkeit kennzeichnen“ (K. B. a. a. D.). Diefe Beftimmung 
dient zur Ausführung bes $. 45 der G.B. O.; vgl. oben S. 2795, insbefondere auch über bie 
Bedeutung der Unterf—rift für die Gültigkeit der Eintragung und über das Erforbernig der 
Angabe bes Tages der Einſchreibung. 


d. Für die Unterzeihnung der Briefe, der Vermerke auf ben Briefen und ber 
beglaubigten Abjdriften aus dem Grundbude. 
Artikel 7. 
€. Art. 7. Begr. 6.16. Q.B. d. Ah. ©. 6,7. 
1. Der Abſ. 1 des Art. 7 enthält eine Ausführungsbejtimmung zu der Vorſchrift der 


88. 56, 62, 70 der .8.D., dab bie Hypothefen-, Grundſchuld⸗, und Rentenſchuldbrieſe fowie 
Agilles-Streder, Grundbugorbnung. 6. Kuflage. 25. 
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die nachträglich auf fie gefehten Bermerfe mit der Unterſchrift des Grundbuchamis verjehen fein. 
mũüſſen (ogl. ©. 302 Eri 2d, ©. 312 Exl. 3), indem er in Uebereinftimmung mit der preuß. 
®.8.0. 8. 131 für die Unterzeichnung den Richter und ben Gerichtsſchreiber für zuftändig erflärt. 
Da nad) 8. 56 die Unterfhrift ein weſentliches Erforderni des Briefes fit, hat ein Verſtoß gegen 
bie obige Vorſchrift, fomeit fie bie Unterzeichnung der Hypothen-, Grundiguld: und Rentenfchuld« 
briefe Betrifft, Die Nichtigfeit bes Briefes zur Folge. Bei den nachträglich auf die Briefe geſetzten 
Vermerken fann dagegen von einer Ungültigkeit wegen des Fehlens einer gehörigen Unterſchrift 
nicht die Rede fein. 

Keine befondere Beitimmung trifft das A.G. für den Fall, dab über eine Gefammt- 
hypothek oder Gefammtgrundfhuld nur eim Brief ertheilt wird und die Buchführung über die 
verſchieden belafteten Grundftüde nad; der Geſchäftsvertheilung nicht denfelben Grundbuchbeamten 
obliegt (S. 307 Erl. 2). In diefem Falle haben nicht etwa alle betheiligten Richter und Gerichts- 
fchreiber zu unterſchreiben, ſondern es genügt die Unterſchrift eines Richters und eines Gerichts- 
ſchreibers. Dies folgt ſchon aus dem nur durch die Vorſchrift des Art. 4 durchbrochenen, ſonſt 
auch für Grundbuchſachen geltenden Cape des A.G. 5. G. V. G. 8.23 Abſ. 2, daß die Gültigkeit 
ber Handlung eines Amtsrichters nicht dadurch berührt wird, dab die Handlung nad der Ge— 
ſchãftsvertheilung von einem der anderen Amtsrichter vorzunehmen geweſen wäre (©. 361 Erl. 4), 
es ift aber durch 8.38 Abj. 3 der Allg. Verf. noch ausdriktlich beftimmt. 

2. Nach Abſ. 2 bedürfen auch die beglaubigten Abſchriften aus dem Grundbuche ber 
Unterfchrift des Richters und des Gerihtsichreibers. Auch dies entſpricht dem früheren Rechte 
(Ahilles-Streder ©. 446 Erf. 3). Dagegen enthält es eine Abmeihung von dem fonit 
für die frei. Gerichtsbarkeit geltenden Sage, daß zur Beglaubigung von Abichriften neben ben 
Amtsrichtern and; die Gerichtsſchreiber befugt find (preuß. freiw. GG. Art. 31, 35). 

Die Ausnahmebeftimmung des Art. 7 Abf. 2 ift aber auf beglaubigte Abichriften „aus 
dem Grundbuche“ beſchränkt; jonftige beglaubigte Abſchriften, insbeſondere von Ein- 
tragungsbewilligungen, Abtretungderflärungen, Schuldurtunden u. ä., unterftehen der Regel: auch 
für Ausfertigungen in Grundbuchſachen ijt feine Sondervorſchrift getroffen. 

3. Ausfertigungen der Protokolle über die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 
find von dem Gerichtsfäjreiber zu unterfgpreiben und mit dem Gerihtsfiegel zu verſehen (freim. 
®.®. 3. 182, oben ©. 232 Wbf. 2). Dafielbe gilt für die Ausfertigungen anderer gerictlicher 
Brotololle und gerichtliche Verfügungen und für die gerichtlichen Außfertigungen notarieller 
Protofolle, während notarielle Außfertigungen von dem Notar zu unterfreiben und mit dem. 
Dienftfiegel zu verfehen find (preuß. frei. ©.®. Art. 18, 45, Art. 61 Nbf. 1). Zuitändig zur 
Ausfertigung eines Protokolls ift nur daS Gericht oder der Notar, in befien Verwahrung fid, 
die Urſchrift befindet (ebd. Art. 43 Abſ. 1). Der Gerichtsicreiber ſoll Ausfertigungen von 
Brotokollen über Rechtögejhäfte nur auf Anorbnung des Gerichts ertheilen (ebd. Art. 51 Abſ. 1). 

„Die Ausfertigung foll den Ort und den Tag der Ertheilung angeben und die Bezeichnung 
der Perſon enthalten, der fie ertheilt wird. Auf der Urichrift foll vermerft werden, wann und 
an welchem Tage Ausfertigungen ertbeilt worden find“ (ebd. Art. 46). Hat das Gericht oder 
der Notar, der die Ausfertigung ertheilt, dad Protokoll nicht aufgenommen, jo „jol in der Aus— 
fertigung angegeben werben, weshalb jie von dem außfertigenden Gericht oder Notar eriheilt 
worden ift“ (ebd. Art. 43 Abf. 2). lagen des audzufertigenden Protokolls, auf die ein Be— 
theiligter in feiner Erklärung Bezug genommen hat, bilden einen Theil des Protokolls (freim. 
G.G. 9. 176 Abj. 2, oben ©. 231 Abſ. 3) und in Folge deſſen aud) einen Theil der Ausfertigung; 
andere Anlagen (3. B. Vollmachten) find nur auf Antrag und in beglaubigter Abſchrift beizufügen 
(preuß. freim. G.G. Art. 48; vgl. die Begr. zu dem E. dieſes Artikels). Die oben S. 370 Erl. 3c 
erwähnten Vorichriften der Art. 63, 64 des preuß. freim. GG. über die Verbindung der Bogen 
durh Schnur und Siegel, über Radirungen, Zufäge u. ä. finden aud auf Ausfertigungen Anz. 
wendung. 
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Auf Antrag können gerichtliche wie notarielle Protokolle von dem Gericht oder dem Notar 
aud auszugsweiſe ausgefertigt werden (frei. G.G. $. 182 Abſ. 2, preuß. freiw. G.G. 
Art. 45). Hierzu find die Gerichtsſchreiber aber mur auf Grund einer richterlichen Anordnung 
befugt, welche den Umfang des Auszugs und ben Inhalt des Ausfertigungsvermerkes beftimmt 
und von dem Gerichtöjchreiber in dem Ausfertigungsvermerfe zu erwähnen ift. In die Aus— 
fertigung find „außer ſolchen Theilen des Prototols, welche die Beobahtung der Förmlichfeiten 
nachweiſen, diejenigen Theile aufzunehmen, welche den Gegenftand betreffen, auf den ſich der Aus— 
zug beziehen fol. In dem Ausfertigungsvermerk ift der Gegenfland anzugeben und zu bezeugen, 
daß weitere den Gegenftand betreffende Beitimmungen in dem Protofolle nicht enthalten find“ 
(preuũ. frei. 6.6, Art. 47, 61). 

Verehtigt, eine Ausfertigung zu fordern, find, fofern nicht in der Urkunde oder 
durd eine befondere Erklärung gegenüber dem Gericht oder dem Notar eine abweichende Be- 
ftimmung getroffen ift, bei Urkunden über Rechtsgeſchäfte „diejenigen, welche das Rechtsgeſchäft 
im eigenen Namen vorgenommen haben oder in deren Namen das beurfundete Rechtsgeſchäft 
von Anderen vorgenommen worden ift", und die Rechtsnachfolger diefer Perſonen, bei anderen 
Urkunden diejenigen Perſonen, „auf deren Antrag die Urfunde aufgenommen worden ift“. Bei 
erſteren Urkunden ift, wenn der die Ausfertigung Fordernde, fein Rechtsvorgänger oder fein 
Rechtsnachfolger ſchon eine Ausfertigung erhalten Hat, bie Ertheilung einer weiteren Ausfertigung 
zu verweigern, wenn ihr rechtliche Bedenken entgegenftehen (ebd. Art. 49, Art. 61 Abſ. 2; vgl. 
aud Urt. 52 über die Aufrechterhaltung etwaiger Sonderrehte). Der Antrag auf Ertheilung 
der Ausfertigung fann auch von einem Bevollmächtigten des Berechtigten geftellt werden; ob 
derjenige, der ald Bevollmächtigter eines Anderen ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hat, berechtigt 

iſt, file feinen Bollmachtgeber bie Ausfertigung in Empfang zu nehmen, hängt von dem Inhalt 
und der Auslegung der Vollmacht ab; in der Regel wird anzunehmen fein, dab fid die Boll: 
macht zum Abſchluß eines Geſchäfts auf die Empfangnahme der Ausfertigung erſtredt (Begr. zu 
Art. 50-53 des €. des preufi. frei. ©.®.). Gegen die Verfügung des Gerichts, duch die über 
den Antrag auf Ertheilung der Ausfertigung entſchieden wird, finden bie Rechtsmittel der Be— 
ſchwerde und ber weiteren Beſchwerde nach näherer Vorſchrift der Art. If. des preuß. freiw. 
©.8. ftatt. Beigert fid) ein Notar, eine Ausfertigung zu ertbeilen, fo entfcjeidet auf Antrag 
des Betheiligten eine Civilfammer des Landgerichts, in defien Bezirke ber Notar feinen Amts: 
fig Hat; die Entfdeidung des Landgerichts unterliegt der Beſchwerde an das Oberlandesgericht 
(preuß. frei. G.G. Art. 51 Abſ. 2; Begr. a. a. D.). Nah dem Wortlaute des Art. 61, in 
dem die entipredende Anwendung des Wrt. 51 nicht vorgefehen ift, findet übrigens der letzte 
Sag nur auf notarielle Urkunden über Rechtsgeſchäfte Anwendung. 

4. Zur Beglaubigung von Abſchriften jind, von der Sondervorſchrift des Art. 7 Abi. 2 
abgefehen, der Amtsrichter, der Gerichtsfcreiber und ber Notar befugt (preuß. freim. G. G. 
Art. 31, 35). Abfchriften von Urkunden über Rechtsgeſchäfte foll der Gerichtsſchreiber nur auf, 
Anordnung des Gerichts eriheilen (ebd. Art. 51 Abſ. 1), und zur Beglaubigung eines Auszugs 
bedarf er, ebenjo wie zu ber auszugsweiſen Ausfertigung eines Protokolls, einer Anordnung 
des Richters über den Umfang des Auszugs und den Inhalt des Beglaubigungsvernierkes (ebd. 
Art. 59). 

„Die Beglaubigung einer Abſchrift gefchieht durch einen unter die Abſchrift zu 
fegenden Bermert, der bie Uebereinſtimmung mit der Haupifehrift bezeugt. In dem Bermerte 
fol erfichtlich gemadjt werben, ob die Haupiſchrift eine Urſchrift, eine einfadje ober beglaubigte 
Abſchrift oder eine Ausfertigung ift; iſt fie eine beglaubigte Abſchrift oder eine Ausfertigung, 
fo it der Veglaubigungsvermert ober der Ausfertigungsvermerk in bie beglaubigte Abichrift 
mit aufzunehmen“ (ebd. Art. 57 Abf. 1). Außerdem muß der Beglaubigungsvermerf den Ort 
und Tag ber Ausitellung angeben und mit der Unterfchrift des Richters, des Notars oder des 
Gerichtsſchreibers ſowie mit Ciegel oder Stempel verfehen fein (ebd. Art. 54, 59). „Durd: 
ſireichungen, Aenderungen, Einſchaltungen, Radirungen oder andere Mängel einer von den Be 
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Artikel 8. 

Verlegt ein Grundbuchbeamter vorjägfich oder aus grober Fahrläſſigkeit die 
ihm obliegende Amtspflicht, jo trifft ihn dem State gegenüber die im $. 839 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmte Verantwortlichkeit. Die im $. 852 Abſ. 1 des 

. Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgefehene dreijährige Verjährung beginnt mit dem 
Beitpunft, in welchem die Erjagpflicht des Staates von biefem dem Berlegten 
gegenüber anerkannt oder dem Staate gegenüber rechtskräftig feitgeitellt ift. 
theiligten vorgelegten Schrift follen in dem Vermerk angegeben werden“ (ebd. Art. 57 Abf. 2). 
Der letzte Sag gilt nicht file Abfchriften der von ben Gerichten ober Notaren aufgenommenen 
Urkunden; auf diefe findet die oben ©. 370 Erl. 3c erwähnte Vorſchrift des Art. 64 über die 
Vermeidung von Radirungen u. &. Anwendung. Die äußere Form ber Abichriften wird eben- 
falls durch die Vorfchriften der Urt. 63, 64 (oben S. 370 Erl. 3e) geregelt. 

Die in Erl. 3 Abſ. 3 erwähnten Beftimmungen über die auszugsweiſen Ausfertigungen 
finden auf Beglaubigungen eines Auszugs aus einer Urkunde entſprechende Anwendung 
(Art. 57 Abſ. 3, Art. 59). Für die Ertheilung einer beglaubigten Abſchrift von einem Theile 
des Grundbuchblatts trifft die Allg. Verf. 3. 33 eine Sonderbejtimmung; in dieſem Falle „find 
in die Abſchrift diejenigen Eintragungen aufzunehmen, welde den Gegenftand betreffen, auf den 
fich die Abſchrift beziehen fol. In dem Beglaubigungsvermerf ijt der Gegenitand anzugeben 
und zu bezeugen, daß weitere ben Gegenſtand betreffende Eintragungen in dem Grunbbuche nicht 
enthalten find“. 

Die Beregtigung, eine Abſchrift zu fordern, iſt für das Gebiet des Grundbuch. 
rechts in erſtet Linie durch $. 11 der ©.B.O. geregelt (oben ©. 171ff.). Soweit es fi nicht 
um Abichriften aus dem Grundbuch, um Abfchriften der Urkunden, auf die in diefem zur Er— 
gänzung einer Eintragung Bezug genommen ift, und der noch nicht erfebigten Eintragungs- 
anträge handelt, finden bie Vorichriften des frei. G.G. und des preuß. frei. G.G. Anwendung. 
Nach diefen find nur diejenigen, welde eine Ausfertigung fordern können (Erl. 3 Abf. 4), ber 
rechtigt, eine einfache oder beglaubigte Abſchrift zu fordern; außerdem kann bei notarielen Ur- 
kunden über Rechtsgeſchäfte denjenigen, in deren Intereſſe die Urkunde errichtet worden iſt, bei 
jonftigen notariellen und bei allen gerichtlichen Urkunden dagegen Jebem, der eim berechtigtes 
Iniereſſe glaubhaft macht, eine Abjchrift ertheilt werben (frei. ©.®. $. 34, preub. freiw. &.®. 
Art. 49, 50, 61, ogl. ebd. Art. 52). Ueber die Anfechtung ber betreffenden Berfügungen des 
Gerichts oder des Notars gilt, ſoweit nicht 9. 11 der G. B. O. in Betracht kommt, das in Erl. 3 
Abf. 4 a. E. Gefagte. 








4. Saftung der Grundbuchbeamten. 
Artitel 8. 

€. Art. 8. Begr. 6.186,17. Q.8. d. AH. S. 7-9; 28.9.9. 6.2—4. St.B.2.0.H. 6. 2627. 

1. Art. 8 enthält bie Ausführungsbeftimmung zu $. 12 Cap 2 der ©.8.D. (©. 175), 
indem er bie Voraue ſetzungen regelt, unter denen der wegen ber Pflichtverlegung eines Grund» 
buchbeamten in Unfpruc genommene Staat einen Regrebanfprud) gegen den ſchuidigen Beamten 
hat, Während der Entwurf dem Gtaate ein Rüdgriffsreht in allen Fällen geben wollte, 
beſchränkt das Gefeg auf Grund eines Beichlufies der Kommilfion des Mbgeordnetenhaufes 
den Rüdgeiff auf die Fälle einer vorjägligen ober grobfahrläffigen Pfligtver- 
legung. Diefe Einfhräntung ift der Erwägung entiprungen, daß der Grundbuchrichter in weit 
höherem Maße ald alle anderen Beamten der Gefahr, ein Verjehen zu begehen, ausgeſetzt, daß 
insbefondere bei ſtarkem Andrange des Publitums ein Verſehen nur zu leicht erflärlich fei, dat 
andererſeits allzu große Vorſicht der Grundbuchrichter zu den unliebfamften Verzögerungen und 
zu den unerwünſchteſten Beläitigungen des Betheiligten führen könne. 
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Artikel 9. 
Erklärungen oder Erfuchen einer Behörde, auf Grund deren eine Eintragung 
erfolgen foll, find ordnungsmäßig zu unterſchreiben und mit Siegel oder Stempel 
zu verfehen. 


Durch die Beſchränkung der Haftung der Grundbuchbeamten ift fir diefe ein Sonderrecht 
geichaffen, da die übrigen Beamten dem Staate gegenüber auf Grund des UL.R. II. 10 8.88 
jeded Verſehen zu vertreten Haben, welches bei gehöriger Aufmerkſamkeit und nad) den Keunt— 
niffen, die bei der Verwaltung des Auites erforbert werden, hätte vermieben merden fünnen 
und follen. 

2. Der Grundbuchbeamte Haftet demnach dem Staate nur fir Vorſatz oder für grobe 
Fahrlaſſigkeit, mit für jede Fahrläſſigteit, nicht für jede Außerachtlafſung der erforderlichen 
Sorgfalt. Der Begriff der groben Fafrläifigfeit ift nicht gefepfich beftimmt; „es tommt 
darauf an, ob nach den Umftänden des einzelnen Falles eine beſonders ſchwere Verlegung ber 
ſchuldigen Sorgfalt anzunegmen iſt“ (Pland Bd. 1 €. 37). Vol. ©. 176 Erl. 2c. 

3. Die Bejtimmung des zweiten Satzes, daß die Verjährung des Regreßanſpruchs erft 
beginnt, wenn bie Erfagpflicht des Staates durch defien Anerkennmiß oder durch rechtskräftiges 
Urtheil feftgeftellt ift, erklärt ſich aus ber Erwägung, daß der Staat diefen Anſpruch erſt geltend 
machen fann, nachdem feine Haftung dem Beteiligten gegenüber feitgeftellt ift. Ueber die Bor- 
ſchrijt des $. 852 Abſ. I vgl. ©. 177 El. 6. 

4. Bie die Borfhrift bes 8.12 der ©.B.O,, findet auch die Neuerung des Art. 8 nur auf 
diejenigen Pflichtverlegungen Anwendung, welche mad; dem Inkrafttreten der ©.8.D. begangen 
find. Vgl. ©. 178 Erl. 8. Für die früheren Verſehen haften die Grundbuchbeamten gemäß ber 
Beitimmung bes $ 29 der preuß. ©.B.D. (Achilles-Strecker ©. 327ff.). 


II. Borausfegungen der Eintragungen. 
1. Zorm der Erklärungen von Behörden. 


Urtitel 9. 
€. Art. 9. Begr. S. 17, 18. 8.8.0.9.9. ©. 4. 


1. Die Boransfegungen der Eintragungen find durch das Reichsrecht faft völlig geregelt 
(ogl. oben ©. 179f.); dem Landesrecht ift zu Ergänzunge- und Ausfügrungsbeftimmungen 
nur ein geringer Spielraum gelaſſen, von ben ber Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Eonder- 
rechten (S. 337 ff.) abgejehen. Das A.G. enthält daher nur wenige Vorſchriften; im Art. 9 
regelt es die Form der Erflärungen und der Erſuchen von Behörden und im Art. 10 ift von 
dem Vorbehalte des $. 99 ber ©.8.D. Gebrauch gemadit. 

2. Die Vorſchrift des Art. 9 ſchließt fi an die Beftimmung der &.8.0.$. 29 an, wonach 
zum Nachweiſe der zu ben Eintragungen erforberlichen Erklärungen eine jede öffentliche Urkunde 
genügt, insbeſondere alfo auch eine Urkunde, bie von einer öffentlichen Behörde in einer eigenen 
Angelegenheit in gehöriger Form über eine derartige Erklärung ausgeitellt ift (vgl. oben S. 228ff. ) 
Für diefe Urkunden ftellt num das N.®. nad) dem Borgange der preuß. &.B.D. 8. 35 (Achilles⸗ 
Streder ©. 338) das Erforberni der ordnungsmäßigen Unterſchrift und ber Unterfiegelung 
ober der Unterftempelung auf und überhebt bamit den Grundbuchrichter ber Prüfung, ob Hiervon 
nad ben für dem einzelnen Fall maßgebenden Gefegen die Eigenfchaft ber Urkunde als einer 
öffentlichen abhängt. Auch wenn alfo diefe Geſetze z. B. die Unterfiegelung ober die Unter 
ftempelung nicht als Formerforderniß aufftelen, bildet eine nicht unterfiegelte oder unterftempelte 
Urkunde feine öffentliche im Sinne des $. 29 der G. B. O. 
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Bon der Vorſchrift der preuß ©.BD. 8. 35 weicht Art. 9 infofern ab, als er das erwähnte 
Erforderniß auch für Erſuchen der Behörden aufitellt und nad dem Vorgange der Reichsgeſetz— 
gebung (3. 8. freim. ©. 8. 183) neben der Unterfiegelung die Unterftempelung ermäßnt. 

3. Wie in der Begründung hervorgehoben und auch in der Kommiſſion des Herrenhauies 
als felbftverftändlict bezeichnet worden ijt, bezieht ſich die Vorſchrift des Art. 9 nur auf preu · 
Bifche Behörden, nicht auf außerpreußiſche deutſche oder auf ausländifche. Vgl. über deren 
Urkunden oben ©. 229 Abf. 3, 4 und ©. 355. 

4. Behörden im Sinne des Art. 9 find alle unmittelbar oder mittelbar zur Erreiung 
bes Staatszweds mitwirtenden Behörden, nit nur Staats- und Gemeindebehörden, fondern 
3: B. auch firhlice Behörden (Johow 3 ©. 177, 5 ©. 88. 1W, 7 ©. 107; 8.8. 1 
©. 102); ferner die gl. Hoftammer (Johow 5 ©. 71), die Kal. Garten-Intendantur zu 
Potsdam (K.G. 16 ©. 111), Landidaftsdireftionen (K. G. 12 S. 325) u. ä. Die Zuftändigkeit 
der Behörden in bem einzelnen Falle ift ſtets von dem Grundbuchamie zu prüfen; außerdem iit 
darauf zu adjten, ob zu ber betreffenden Erklärung eine Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erforderlich iſt K.G. 16 ©. 24). 

Die zu einem Erſuchen um Eintragung zuftändigen Behörden find «ben S. 262 ff. bereits 
erwähnt, und S. 243f. ift die Vertretung des Reichsfislus beſprochen und hervorgehoben, daß 
das Reichsbankdirektorium und die Vorjtände der Berfiherungsanftalten öfientlihe Behörden 
Bilden. Außerdem ift auf folgende geſehliche Beſtimmungen und Entfcheibungen zu verweifen, 
welde die Vertretung einer öffentlichrechtlichen juriftiichen Perfon, die Form der Urkunden der 
zur Vertretung berufenen Behörden und die Nothwendigkeit der Genehmigung einer Aufſichts- 
behörde betreffen. 

a. Der preußiſche Fistus wird regelmäßig durch bie betreffende Provinziafbehörde ver— 
treten. Diefe ift aber zum Erwerb und zur Veräußerung von Grundftüden nicht befügt. Die 
Befuguniß zum Erwerb unbewegliher Sachen für den Staat jteht dem Minijter des betreffenden 
Refiorts zu (Kab.C. v. 21. Februar 1845, ZMB. ©. 70; 8.8. 5 ©. 121); duch Allerh. 
Eriaß vom 30. März 1886 (J. M.Bl. S. 97) ift den ſämmilichen Reſſorichefs die Ermächtigung 
ertheilt, dieſe Beſugniß auf die ihnen unterjtellten VBehörden zu übertragen (vgl. dazu Bel. v. 
5. und 11, Mai 1886, I:M.B. ©. 139, v. 3. November 1839, ebd. ©. 250, und v. 17. No— 
vember 1900, ebd. ©. 637). Zu einer Veräußerung von Grundeigenthum bedarf es regelmäßig 
Königlicher Genehmigung; bisweilen genügt jedoh bie des zuitändigen Miniſters (3. B. des 
Juſtizminiſters nach der Allg. Verf. v. 1. April 1874, J.M.Bl. ©. 101, und des Finanzminifters 
nad) dem Alerh. Erl. vom 4. Juli 1868, I.M.Bl. 1894 ©. 161) und bei einzelnen für fich 
bejiebenden kleineren Domänen- und Koritgrundftüden ift nach näherer Vorſchrift der Kab.L. v. 
5. März 1870 J. MBl. ©. 178) auch diefe nicht erforderlich. Vgl. v. Rönne, Staatereht der 
preuß. Monarchie, Bd. 4 88. 420ff.; 8.6.5 ©. 123, 19 ©. 94 (oben S. 41 Anm. 3); Johow x 
©. 150. Zur Vertretung des Fiskus in Etienbahnengelegenheiten find die Eifebnahndirektionen be— 
rufen (Berwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen vom 15. Dezember 1894, G.S. 1895 ©. 11, 
3. 1); diefe bedürfen zur Verfügung über Hypotheken feiner Genehmigung (K.G. 18 ©. 91). 

b. Die Vertretung der Provinzialverbände ift durch 88. 90, 9, 119 ber Provinzial: 
orbnungen für die Provinzen Oft: und Weftpreußen, Brandenburg, Vommern, Schlefien und 
Sachſen v. 29. Juni 1875 bezw. 22. März 1881 (vgl. 8.G. 17 ©. 52), für die Provinz 
Hannover v. 7. Mai 1884, für die Provinz Weftfalen v. I. Augujt 1886, für die Rheinprovinz 
vom 4. Junt 1887 und für die Provinz Schleswig-Holftein vom 27. Mai 1888 georbnet. 
Ueber die Provinz Poſen vgl. Gef. vom 19. Mai 1839 (G.S. S. 108) Art. VA Biff. 3 und 
V.O. v. 5. November 1889 (6.5. ©. 177) 88. 24, 25, 41: über die Bezirts-Berbände 
Kaſſel und Wiesbaden und den Provinzial» Verband der Provinz; Hefien:Naffau die 
Brovinzial-D. vom 8. Juni 1885 88. 1, 63, 64, 86, 92 und über den Kandestommunal- 
Berband der Hohenzollernſchen Lande die Hohenzollernſche Amts: und Landes:D. v. 2. April 
1873 in dee Faffung der Bel. vom 9. Oftober 1900 (6.5. ©. 323.) 98. 49, 74, 80. 
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©. Ueber die Vertretung der Kreife vgl. die Kreisordnungen für die Provinzen Oſt- und 
Weſtpreußen, Brandenburg, Bommern, Echlefien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 bezw. 
19. März 1881 98. 137, 176, Hannover vom 6. Mai 1884 85. 93, 103 (Über den Wegeverband 
dgl. ebd. $. 2, Heilen-Nafiau v. 7. Juni 1855 88. 94, 104, Weſtfalen vom 31. Juli 1886 
88. 81, 91, die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 88. 81, 91 umd Schleswig-Holſtein vom 
26. Mai 1888 98. 124, 139, 145; für Poſen Kreis-D. d. 20. Dezember 1828 88. 16, 21 und 
Geſ. v. 19. Mai 1889 Art. VB Ziff. 5. Die Hohenzollernſchen Amtsverbände find duch 
die erwähnte Amts- und Landes:D. v. 2. April 1873 bezw. 9. Oltober 1900 (vgl. 88. 1, 45, 80) 
geordnet. Ob bie nad) dieſen Gefegen erforderliche Beftätigung des Beſchluſſes des Kreißtags 
dur den Bezirksausſchuß erfolgt ift, hat ber Grundbuchrichter zu prüfen (KK.G. 16 ©. 84). Die 
vorgeſchriebene Anführung des Beſchluſſes des Kreistagd in der Urkunde des Kreisausſchuſſes 
ilt bei der Bewilligung der Lölhung einer dem Kreife zuftehenden Hypothekenforderung auch 
dann erforderlich, wenn dieſe nachweislich von dem Schuldner gefündigt worden ift ($.&. 17 
©. 107. 

d. Ueber die Gtabtgemeinden vgl. das Buftändigkeitsgejeg vom 1. Auguft 1883 98. 7, 16 
und die Städteordnungen für die fieben öftlihen Provinzen v. 30. Mai 1853 $$. 50, 54, 8. 56 
Bi. 8 (vgl. dazu 8.G. NF. 2A ©. 127), für Weſtfalen v. 19. März 1856 88. 49, 50, 56, 
für die Rheinprovinz v. 15. Mat 1856 88. 46, 47, 53 (vgl. auch $. 28 und dazu K.G. 19 
©. 359), für Hannover v. 24. Juni 1858 (Hanno. ©.6. I ©. 141) 98. 4, 39, 71, 74, 119, 
125ff., für den Reg.-Bez. Wiesbaden vom 8. Juni 1891 98. 1, 50, 51, 56, für Hefien-Rafjan 
dv. 4. Auguft 1897 88. 1, 56, 57, 61; ferner die Hohenzollernſche Gemeinde-D. v. 2. Juli 1900 
88. 1, 68, 84, 85, 103 und für Schiebwig Doiſtein das Gel. d. 14. April 1869 88. 60, 71. 

e. Hinfihtlic der Landgemeinden vgl. Zuftändigleitsgefeg vom 1. Auguft 1883 88. 30, 
31 und die Sandgemeindeorbnungen für bie fieben öftlihen Provinzen vom 3. Juli 1891 
88. 88, 115, für Weftfalen vom 19, März 1856 88. 23, 41, 53, 65, 76, für die Rheinprovinz 
v. 23. Juli 1845 (abgeändert durch Geſ. v. 15. Mai 1856) 58. 44, 61, 85, 95-97, 102, 108; 
für Hannover v. 25. April 1859 (Hannov. G.S. J ©. 393) 8. 2, 40—42, 51, 52 (über die Real⸗ 
gemeinden vgl. Gef. v. 5. Juni 1888, G.S. ©. 233, 8.6 Ziff. 4, 8. 8 Ziff. 1), für Schleswig- 
Hofftein v. 4. Juli 1892 99. 88, 114, 115, fr Heffen-Waffau d. 4. Augujt 1897 98. 5, 59, 73, 
79 und für Hohenzolern v. 2. Juli 1900 88. 68, 84, 85. 

f. Bon den vielen Gefegen, welche bie Verhältnifie der Kirhengemeinden und ber 
fonftigen juriftifhen Berfonen der fatholifhen und der evangelifhen Kirchen 
regeln, find folgende heroorzuheben: Gef. über die Verwaltung erledigter katholiſcher Bis— 
thümer vom 20, Mai 1874 88. 6, 9 (vgl. Johow 8 ©. 147), Gef. über die Bermögens- 
verwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden v. 20 Juni 1875 89. 3, 19, 47—51 (dazu 
KG. 1 ©. 104) nebit V. O. v. 30. Januar 1893 (G.S. ©. 13); Gel. über die Aufſichtsrechte 
bes Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen Diözefen dv. 7. Juni 1876 89. 2,3 
nebft BO. dv. 30. Januar 1893 (G.S. ©. 11); vgl. über bie Behördeneigenſchaft der ver- 
waltenden Organe ber zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzweden beftimmten und unter die 
Verwaltung oder Aufficht katholiſch kirchlicher Organe geitellten Anſtalten K.G. 6 ©. 124. 

Berner evangelifhe Kirchengemeinde und Synodal-D. für bie Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Bommern, Bofen, Schleſien und Sachſen vom 10. September 1873 
(8.S. ©. 417) $. 22 nebft Gef. vom 25. Mai 1874 (G.S. ©. 147); Kirchengemeinde-D. für 
die evangeliihen Gemeinden in den Hohenzollernfhen Landen vom 1. März 1897 (G. S. 
©. 49, ©. 69) 88. 4, 21, 45 nebft Verordnungen vom 25. September 1897 (G.S. ©. 406, 
408), v. 28. November 1898 (G.S. ©. 337) und v. 22. März 1899 (Preuß. Arch. ©. 33). 
Geſ. betr. die evangelifche Kirhenverfafjung in den neun älteren Provinzen und in den Hohen- 
zollernſchen Landen v. 3 Juni 1876 (bezw. 21. September 1898, G.S. S. 312) rt. 19, 24 
(dazu K.G. 6 ©. 74) nebſt Verordnungen v. 9. September 1876 (6.6. ©. 395) und 30 Januar 
1893 (G.S. ©. 10) und Gef, betr. die kirchliche Aufficht über die Vermögensverwaltung der 
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Kirchengemeinden in diefen Provinzen vom 8. März 1893 (G.S. S. 21ff.); Geſ. betreffend die 
Berliner Stadtſynode und bie Parochialverbände in größeren Orten, vom 17./18. Mai 1895 
(8.6. S. 175) nebit V. O. v. 20. Oftober 1896 (6.6. ©. 203); Gef., betr. die Vertretung der Kreiß- 
und Provinzialfynodafverbände in vermögensrechtlichen Angelegenheiten v. 16.18 Juni 1895 
(8.8. ©. 1). ' 

Kirchengemeinde und Synodal-D. für die evangel.-Iuth. Kirche der Provinz Schlesmig- 
Holftein v. 4. November 1876 (G.S. ©. 415, ausgedehnt duch BD. v. 7. November 1877, 
8.5. ©. 681, auf Lauenburg) 88. 36, 41, 48; Kirchengemeinde- und Synodal-D. für die evan- 
gefifchen Gemeinden im Aıntöbezirle des Konfiftoriums zu Wiesbaden v. 4. Juli 1877 (GS. 
©. 181) 88. 24, 26; Gei., bett. die evangelifdje Kirenverfaffung in der Provinz Schlesiwig- 
Holftein und in dem Bez. Wiesbaden, v. 6. April 1878 Art. 32 (dazu K.G. 8 ©. 68) nebit 
Verordnungen v. 19. Auguft 1878 und 30. Januar 1893 (B.&. ©. 10); Gef. betr. Vertretung 
der Propfiei-(Kreis-)Synodalverbände zc. in denfelben Bezirken in vermögensrechtlichen Angelegen- 
heiten v. 9. Junt 1898 (G.S. ©. 117); Gef. v. 25. Juni 1898 betr. die Bildung von Parochial- 
verbänden in Ecjleswig-Holftein nebft BD. vom 29. Auguft 1898 (G.S. ©. 133, 307). 

Kirchenvorſtands⸗ und Synodal:DO. für die evangel=Iuth. Kiche in Hannover v. 
9. Oktober 1864 (Hannov. G.S. I ©. 413) 88. 29, 35, Gef. v. 6. Mai 1885 (G.S. ©. 135) 
8. 3 nebft Verordnungen vom 24. Juni 1885 (G.6. ©. 274) und vom 30. Januar 1893 
(8.5. ©. 10), Min.Erlafje vom 20. Juni 1885 und 17. Februar 1886; Geſ., betr. die Er— 
richtung eines Landeöfichen-Fonds zur Abftellung kirchlichet Nothſtände in der evangel.sluther. 
Kirche ber Prov. Hannover, v. 30. Mai 1894 (G.S. ©. 91); Geſ., betr. die Vertretung ber 
evangel.luther. Kirche und der Bezirks- und Synodalverbände ebd. in vermögensrechtkichen An= 
gelegendetten, v. 24./25. Mat 1900 (G.S. ©. 143, 145); Geſ., betr. die Bildung don Gefammtr 
verbänden ebd. vom 7.8. Juni 1900 (8.6. ©. 271, 272) nebit V.O. vom 1. Oktober 1900 
(8.5. ©. 359); Rirgengemeinde- und Spnodal-L. für die evangel.steformirte Kirde der 
Brov. Hannover vom 12. April 1882 (B.©. ©. 224) 88. 1, 25, 27, Gef. vom 6. Auguft 1883 
(8.5. ©. 295) Urt. 2, 21 und Verordnungen vom 25. Juli 1884 (G.S. ©. 319) und vom 
30. Januar 1893 (G.S. ©. 10). 

VPresbyterial: und Synodal-D, für die evangelifhen Kirchengemeinſchaften (bie rejor- 
mitte, bie lutheriſche und die unirte) im Bezirk des Konfiftoriums zu Kaſſel vom 16. Dezember 
1885 (G.S. 1886 ©. 1) $. 14 Biff. 12 u. $. 15, Gel. v. 19. März 1886 (G.S. S. 79) Art. 2 
u. 18 und Verordnungen vom 10. Januar 1887 (G.S. ©. 7) und 30. Januar 1893 (6.5. 
©. 10); Geſ., betr. die Vertretung des Geſammtſynodalverbandes und der Didzefan-Synodal- 
verbände defj. Bez. im vermögensrechtlichen Angelegenheiten vom 14. Juli 18% (G. S. ©. 286). 

Kirchengemeinde und Shnodal«D. für die evangelifchen Kircengemeinfhaften des Kon- 
ſiſtorialbezirtes Frankfurt a. M. v. 27. September 1899 (G.S. ©. 425) 88. 3, 10, $. 12 
Biff. 11, 98. 13, 16, 50, 51, 63, 64, 66; Gef. vom 28. beif. Mon. (©.6. ©. 45?) Art. 2, 10, 
11, 23 und V.O. vom 6. November 1899 (6.6. ©. 517). 

Bl. ſchließlich noch über die Alterszulagefafje für evangeliſche Geiftliche Gef. vom 2. Juli 
1898 (G.S. ©. 155) Art. 2 mebft den beigefügten Sapungen (ebd. ©. 165) 88. 1, 2, 18 (und 
über bie herruhut iſchen Wrüdergemeinden, deren elteflenrath; jedoch feine öffentliche Behörde 
ift, .G. 18 ©. 69). 

g. Ueber die Synagogengemeinden vgl. Geſ. über die Berhältnifie der Juden vom 
23. Juli 1847 (G.S. ©. 263) 88. 36—39, 44, 47, 48 und über bie Löſchung einer für Tobten= 
gebete an den Rabbiner zu zahlenden Rente Rechtſpr. 2 ©. 27. 

h. Ueber die äffentlihen Schulen vgl. AL.R. II 12 88 19, 54ff., 67 ff. .G. 11 ©. 10, 
12 ©. 68, 14 ©. 109, 17 ©. 49 und v. Rönne, GStaatör. Bd. 4 88. 394ff, Für die Brov. 
Hannover kommen das Gef. v. 14. Oftober 1848 (Hannov. G.S. I ©. 301) 88. 26—28, die 
Bel. von demf. Tage (ebd. S. 307) Art. 2755. und die Bel. v. 21. Oftober 1864 (GC. I 
©. 447) in Betracht. 
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Artikel 10. 

Soll bei einem zum Nachlaß oder zu dem Gefammtgut einer ehelichen Güter— 
gemeinſchaft oder einer fortgefegten Gütergemeinfchaft gehörenden Grundſtück oder 
Erbbaurecht einer von dem Betheiligten als Eigenthümer oder Erbbauberechtigter 
eingetragen werden, jo finden die Vorfchriften der 88. 37, 38 der Grundbuch: 
ordnung entjprechende Anwendung. . 

Die Vorfchriften über die Zuftändigfeit zur Beurkundung der Auflaffung 
bleiben unberührt. 


i. Deffentfihe Behörden find auch die Vorftände der Handelsfammern (Gef. vom 
24. Februar 1870 in der Fafjung der Bel. vom 22. Auguſt 1897, G.S. ©. 354, 8. 35) und 
der Lanbwirthihaftsfammern (Gef. vom 30. Juni 1894, G.S. S. 126, 88. 1, 4, 20 und 
je 8. 10 der Sapungen der Landwirthſchaftslammern für die Prov. Oftpreußen, Weftpreuben, 
Pommern, Brandenburg, Poſen, Schlefien, Sachſen und Schleswig-Holftein, für ben Meg.» Bez. 
Kafiel und den Reg.-Bez. Wiesbaden, G.S. 1895 ©. 363 ff, für Weitfalen, G.S. 1898 ©. 69, 
für Hannover und für die Rheinprov.,, G.S. 1899 ©. 31 ff.). 

k. Ebenfalls als öffentliche Behörden anerfannt find die Vorftände der Kommunal» 
Spartaffen (Johom 7 ©. 108, 3 ©. 135, KeG. 11 ©. 136, IM.BL. 1892 ©. 51; Ag. 
Berf. v. 21. März 1882, J. M. Bl. S. 56). Diefe Sparfafien Haben regelmäßig feine felbftändige 
juriſtiſche Berfönlichkeit, fondern bilden nur einen befonderen von dem übrigen Kommunal- 
vermögen getrennt zu Haltenden Beſtandtheil diefes Vermögens (R.G. 34 ©. 3). Hinſichtlich 
ihrer Vertretung und bes Erforderniſſes ftaatlicher Genehmigung gelten alfo dieſelben Vorſchriften 
wie für den Kommunalverband felbit; insbeſondere ift 3. B. zur Vertretung einer ſtädtiſchen 
Spartafje neben dem mit ihrer Verwaltung betrauten befonderen Kuratorium der Magiftrat 
befugt (8.6. 2 ©. 78, 4 ©. 124, 18 ©. 66). Da, mie oben ©. 229 Abſ. 4 erwähnt, bie 
Vermuthung für die ordnungsmäßige Unterzeihnung einer inländifcen öffentlichen Urkunde 
ſpricht, ift davon auszugehen, daß diejenigen, welche namens der Spartafie die Erklärung unter 
zeichnet Haben, der Verwaltung bderjelben angehören und als Beamte des Kommunalinſtituts 
gehandelt haben; ein beſonderes Zeugniß nad) diefer Richtung kann nad) der Anficht des K. G. 
NE. 2A ©. 101 nicht gefordert werben. 








2. Bei Auseinanderfekung einer Erben- oder Gltergemeinfhaft. 


Artilel 10. 
RB.d.NH. 6.1,2,9-11; 2.9.9. 6.4. Gt B. d. Ad. 6.2027. 


4. Die Vorſchrift des Art. 10 beruht auf dem Vorbehalte des $. 99 der G. B.O. und ift 
duch die Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes in das Gejeg eingefügt, um das erfahren ein- 
faher und vor allem Billiger zu gejtalten. Nach $. 82 des preuß. Gerichtätoftengefeges wird 
nämlic; fir dag in den 88. 37, 38 der ©.8.D. vorgefehene Zeugniß, wenn die Tpeifungsurtunde 
vom Gericht aufgenommen ober beftätigt ift, feine, andernfalls eine erheblich geringere Gebühr 
als für einen Erbſchein (ebd. 8. 81) erhoben (drei Zehntheile der im 8. 33 ebd. beſtimmten 
Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 10 ME). 

2. Ueber den Inhalt und die Bedeutung dieſer Beitimmung ift in erfter Linie auf die 
Gil. zu 88. 37, 38 der ©.B.L. (©. 259, ©. 355) zu veriweifen, denen nur Folgendes Hinzu: 
zufügen ift. 

Durch das Zeugniß des Nachlaßgerichts wird bie Auflafjung keineswegs erfept, wie im 
der Kommiſſion des Ubgeordnetenhaufes beſonders hervorgehoben wurde und aud in dem Ge— 
fege durch Abf. 2 des rt. 10 zum Ausdruge gebradit ift. Ebenfo gilt für bie Form der Hufe 
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Artikel 11. 

Die öffentlichen Lajten. des Grundftüds, die bei der Zwangsveriteigerung 
und der Zwangsverwaltung den Rechten an dem Grunditüd im Range vorgehen, 
find von der Eintragung in das Grundbuch ausgejchlofien. 

Unberührt bfeiben die Vorfchriften des $. 17 Abſ. 4 und bes $. 39 des 
Geſetzes, betreffend Schugwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 
(Gejeg-Samml. ©. 416). 
laſſung in den durch Art. 10 betroffenen Fällen nichts Bejonderes (vgl. Rechtſpr. 2 S. 42). Die 
Beſtimmung des Abf. 2 läßt auch feinen Zweifel darüber, dab durch Abf. 1 nicht dem Nachlaß- 
gericht an Eiele bes Grundbuchamis die Auflafiung zugemiefen ift; es iſt aljo mar für die in 
dem Gebiete des rheinifchen Rechtes belegenen Grunditiide jedes preukiihe Amtsgeriht und 
jeber preußifche Notar, fonft nur das Grundbuchamt zur Entgegennahme der Auflaſſung zuftändig 
{oben ©. 37f.). Handelt e8 fi) um Grundftüde in jenem Rechtsgebiete, fo fann das das Zeugs 
niß außftellende Amtsgericht (S. 261 Erl. 4a) ſtets auch die Auflafjung entgegennehmen. Bei 
ben ſonſtigen Grundftüden ift dies nur dann zufäffig, wenn jened Amtsgericht zugleich dad Grund» 
buchamt ift; ob der zur Ausſtellung des Zeugnifies durch die Geichäftsvertgeilung berufene 
Richter auch mit den Gefchäften des Grumbbuchrichters betraut ift oder nicht, iſt nah 8. 23 
Ab. 2 des A.G. z. G.V.G. (oben ©. 361) gleichgültig. Im diefen Fällen erfeßt daB in den 
88. 37, 38 ber ©.B.O. erwähnte Zeugniß aud; die Auflafiungserflärungen der Miterben oder 
der an der ehelichen Gütergemeinfchaft Beteiligten, fofern aus dem Inhalte bed Zeugnifies erhält, 
daß die Anflafjung flattgefunden Hat. In allen übrigen Fällen dient dagegen das Zeugniß nur 
zum Nachweiſe der Erbfolge (bezw. des früheren Beſtehens der Gütergemeinichaft und der Per— 
onen ber antheiläberedjtigten Ablömmlinge bei der fortgefepten Giltergemeinfchaft) ſowie des 
Abſchluſſes des obligatorischen Auseinanderſetzungsvertrags; die Eintragung des Miterben (oder 
des bei ber Giltergemeinſchaft Betheiligten) als Eigenthilmer in das Grundbud kann daher nach 
$. 20 der G. B.O. nit allein auf Grund des Beugnifjes erfolgen, fondern fept die vorgängige 
Auflafiung vor dem Grundbuchamte voraus. Ob diefe vor der Erwirkung des Zeugnifies oder 
nachher erfläct wird, ift rechtlich bedeutungslos (vgl. KB. d. A.H. ©. 11); in ber Prayis wird 
das Leptere die Regel bilden. 

Bas in dem vorigen Abfape von der Auflaſſung eines zu der Gemeinſchaft gehörigen 
Grundftüds gejagt ift, findet auf die Uebertragung eines dazu gehörigen Erbbaurechts ent— 
Äprechende Anwendung (vgl. ©. 45f., 212). ” 


III. Den Landesgeſetzen vorbehaltene Rechtsgebiete. 
1. Geffentlige Saften. 
Artitel 11. 
€. Art. 10. Begr. 6.18. K.B. d. A. H. S. 11,12. 


4. Während nad) der preuß. ©.B.D. 9. 11 Biff. 1 Tediglih die an bem Staat zu ent— 
richtenden öffentlichen Abgaben und Leiftungen von der Eintragung ausgeſchloſſen waren und die 
Deichlaften und die gemeinen Laften nur der Eintragung nicht bedurften (vgl. jedoch die 
Sonderbeftimmung des $. 1 des Gel. über die gerichtliche Eintragung von Grundlaften in den 
vormals bayer. Landestheilen des Bez. Kaſſel vom 29. Mai 1874, ©.S. ©. 185), erklärt das 
A.G. die Eintragung aller in dem Abſ. 1 erwähnten öffentlichen Saiten für unzuläſſig. Bes 
gründet tft diefe Beftimmung einmal damit, daß die Eintragung zivedioß fei, weil weder die 
Wirkung der Laften durch fie erhöht noch der Umfang der Laſten durch fie begrenzt wird, und 
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ferner durch den Hinweis auf die Borfchrift des B.G.B. 9. 436, wonad; der Verkäuſer eines 
Grundſtucks, abgejehen von dem öffentlichen Abgaben, nur fiir die Freiheit des Grunbftüds von 
ſolchen öffentlichen Laſten nicht Haftet, die zur Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet find; 
um die Haftung des Verfäufers fir die gemeinen Laften — ber Abſicht des Geſebes (M. 3. 
3.6.8. Bd. 2 ©. 215) entſprechend — auszufhließen, nıußten biefe aljo für nicht eintragungs« 
fähig erklärt werben. 

2. Die von der Vorfchrift des Art. 11 Abf. 1 betroffenen öffentlichen Laſten ergeben ſich 
aus den Art. 1, 2 des preuß. A.G. z. gw. V. h. vom 29. September 1899: 


„Art. 1. Defientliche Laſten eines Grundftüde im Sinne des $. 10 Abi. 1 Nr. 3 und 
des $. 156 Abi. 1 des Rıichsgefepes über die Bwangäverfteigerung und die gwangs— 
verwaltung vom 24. März 1897 find: 

1. die zur Erfüllung der Drichpflicht erforderlihen Beiträge und Leitungen, ohne Unter 

ſchied, ob fie von der zuftändigen Staatsbehörde ausgefchrieben find oder aus der 

auf einem Deichverbande beruhenden Deihpflicht entipringen; 

. die auf einem nicht privatrechtlihen Titel beruhenden Abgaben und Leiftungen, die 

auf dent Grundftüde nach Geſetz oder Berfafiung haften (gemeine Laften). 
Die im Abſ. 1 unter Mr. 1 bezeichneten Laſten gehen den unter Nr. 2 bezeichneten 

im Range vor 
Art. 2. Zu den gemeinen Laſien gehören namentlich: 

1. Abgaben und Leiftungen, die aus den Kommunal, Kirden, Pfarr: oder Schul: 
verband entfpringen ober an Kirchen, Pfarren, Schulen, Kirhen- oder Schulbediente 
zu entrichten find; 

2. Beiträge, die aus der Verpflihtung zu Öffentlichen Weges, Wafler- oder ferbauten 
entitehen; 

3. Beiträge, die am öffentliche Meliorationsgenoſſenſchaften oder andere einen gemein— 
nügigen Zweck verfolgende Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, insbeſondere an 
Verbände, welche die Verſicherung ihrer Mitglieder gegen den durch Brand, Hagelſchlag 
oder Viehfterben entftehenden Schaden bezwecken, zu entrichten find; 

4. diejenigen Beiträge zur Entſchädigung oder zu den Koften der Schupanlagen, melde 
nadı Maßgabe des Geſetzes, betrefiend Schupwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, 
dom 6. Juli 1875 (Gejeg-Samml ©. 416) den Eigenthümern gefährbeter ober gefahr— 
dringender Grunbftüde auferlegt find.“ 


Demnach find außer den Deichlaften (vgl. Gel. über das Deichwefen vom 28. Januar 
1848, G.S. €. 54,88 9, 18 umd über defien Ausdehnung auf Hannover und Schleswig-Hofftein 
Gef. vom 11. April 1872, GS. ©. 377) bie fog. gemeinen Zaften nicht eintragungsfähig. 
„Der Begriff der gemeinen Lajten und feine hauptfählichen Anwendungen find im Art. 1 Abſ. 1 
Mr. 2 und im Art. 2 weſentlich im Einklange mit dem $. 28 des Gef. vom 13. Juli 1883 
und mit der Rechtſprechung ber oberften Gerichte beitinmt. Namentlich ift die biäherige Streit— 
frage, ob unter den im $. 28 a. a. D. erwähnten Vereinen auch private Verficherungägefell- 
ſchaften auf Gegenieitigfeit zu verftehen find, im Anſchluß an die vom Reichsgerichte gebilligte 
Anfiht (Entfh. Bd. 23 ©. 236, 25 ©. 238) verneinend entjdieden. Unter den Begriff der 
gemeinen Zaften fallen, fofern bie übrigen Erforderniffe erfüt find, auch Leiftungen, die nicht 
in einem Thun, fondern in einem Unterfafien beftehen (vgl. 8.©.8. 8. 241 Gap 2), insbefondere 
Velchränfungen bezüglich der Bebauung oder Benugung, die in Folge Ortsſtatuts auf dem 
Grundtüde haften, wie folde 3. 8. in der tadt Frankfurt a. M. bezüglich ber ehemaligen 
Ballgrundfiude durch die Bauordnung vom 27. März 1896 (8. 10 Nr. 7) beftimmt find“ (Begr. 
zu dem Entw. der obigen Artitel ©. 16). Demnad ift für den Vegriff der gemeinen Laſten 
die Rechtſprechung, welche das frühere preußifce Recht, insbeſondere die preuß. Konk. O. v. 8. Mai 
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1855 8. 49 betraf, auch jegt noch zu verwerthen. Bol. hierüber Adilles-Streder S. 91 
und Turnau-Förfter Bb. 1 ©. 212, 390f.; O. Tr.Eniſch. 28 ©. 410, 36 ©. 194, Strierh. 
Arch. 88 ©. 179; RG. bei Gruch. 341 ©. 713, 36 ©. 974, 1110, 41 ©. 151. 

Erforderlich ift, daß den Abgaben unb Leiitungen fein privatrechtlicer, fondern ein 
öffentlicperechtlicher Titel zu Grunde liegt, und daß, fie micht auf befonderem Rechtstitel, nicht 
auf einer für den Einzelfall erlafienen behördlichen Anorbnung, fondern auf „Geſeß oder Ber- 
faffung“ beruhen. Aus dem erjteren Erforbernifje folgt, daß der Verchtigte ein Kommunals 
verband ober eine fonftige öffentlich-rechtliche Perſon fein muß, wie fi) dies auch aus ber 
Faſſung des Art. 2, imsbejondere Ziff. 3 ergiebt. Aus dem zweiten Erfordernifje und dem 
Ausdrude „gemeine Laften“ ift für das frühere Recht gefolgert, daß diefe auf allen Grundftüden 
berjelben Art innerhalb ihres Bereichs haften miüfien, es fei denn, daß das eine oder das 
andere nachweislich aus befonderen Gründen befreit ift; auch dies wird man aud) jept noch 
gelten laſſen müſſen. Nicht erforderlich ift dagegen, daß jedes Grumdftüd in gleicher Weiſe 
belaftet ifi, noch auch, daß bie Abgaben in regelmäßig wiederkehrenden Leijiungen beftehen; bie 
gemeinen Laſten brauden ſogar überhaupt nicht auf ein Thun zu neben, fonbern können auch 
ein Dulden ober Unterlaffen des Grundeigenthümers zum Gegenſtande haben (R.®. bei Gruch. 
36 ©. 974). Der öffentlich-rechtlige Charakter einer gemeinen Laft geht ferner nicht dadurch 
verloren, daß fie der kraft Geſetz oder Verfafiung Verpflichtete noch dur befonderen Vertrag 
übernimmt (R.®. bei Gruch. 31 ©. 713, Reditipr. 1 ©. 203). 

Bu ben gemeinen Laften gehören z. B. bie Beiträge zu den öffentlichen Waſſergenoſſen- 
ſchaften auf Grund des $. 52 des Gef., betr. bie Bildung von Waflergenofienfhaften, vom 1. April 
1879 (G.S. ©. 297), die den Mitgliedern einer Realgemeinde in der Prov. Hannover als 
ſolchen obliegenten Laſten fraft des $. 8 Ziff. 3 des Geſ. vom 5. Juni 1888 (G.S. ©. 233), 
die Beiträge für die Landwirihfaftstemmern laut $. 18 Abſ. 3 bes Geſetzes vom 30. Juni 1894 
(G.S. ©. 126), die mit einem fuhjeltiv-dinglihen Batronaterehte verknüpften Patronatslaften 
¶O. Tr. Entſch. 74 S. 71, StrArh. 93 ©. 61, R.G. bei Gruch. 36 ©. 1110), die Freitur— 
bereditigungen der Kirchen und Eulen und bes Grundeigenthümers (O.Tr.Entid. 74 S. 214, 
76 ©. 176, Str.Urd. 93 ©. 185), die ortöftatutarifhen, den Straßenanliegern ber Gemeinde 
gegenüber auferlegten Pflichten, zu den Koſten der Heritellung der Straße beizutragen (R. G. bei 
Gruch. 41 ©. 151, Rechtſpr. 1 ©. 203) x. 

3. Nach Abſ. 2 des Art. 11 gilt von ber Regel des Abſ. 1 eine Ausnahme auf Grund 
der Vorſchriften bes Gefeges, betr. Shupmwaldungen und Waldgenofienjhaften vom 
6. Juli 1875 (G.S. ©. 446). Auf Grund diefes Geſehes kann behufs Abwendung der im 
8. 2 bdefielben erwähnten Gefahren ſowohl die Art der Benupung ber gefahrbringenden Grund» 
ſtüde als auch die Ausführung von Waldkulturen oder fonftigen Schupanlagen unter beitimmten 
Borausfegungen angeordnet werden; ben an ben gefahrbringenden Grundftüden Berechtigten ift 
für den Schaden, welchen fie durch die angeordneten Beichränfungen erleiden, volle Entihädigung 
zu gewähren. Diejenigen Beiträge zur Entihäbdigung oder zu den Koften der Schuganlagen, 
melde durch das von dem Waldſchuhgerichte feftgejepte Regulativ den Eigenthümern gefährbeter 
ober gefahrbringender Grundftüde auferlegt find, ruhen als gemeine Laften auf diefen Grund» 
ftücen (8. 17 Mb. 1 defi. Gefepes, Art. 2 if. 4 des AG. J 3w.8.G.). Teopdem beftimmt 
8.17 Abſ. 4: „Die dem Eigenthümer des gefahrbringenden Grundſtücs auferlegte Beſchränkung 
und bie den Eigenthümern der gefahrbringenden und der gefährdeten Grundftüde auferlente 
Beitragspflicht ift unter Hinweis auf die näheren Beitimmungen des Regulativs im Grundbuch 
einzutragen. Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Vorfigenden des Waldfuggerits." In 
entiprechender Weiſe beftimmt daſſ. Gefet im $. 39 Hinfichtlich der Waldgenoſſenſchaften: „Die 
den Eigentümern der zur Gewofienichaft gehörenden Grunditüde auferlegten Beſchränkungen 
und Laften find unter Hinweis auf die näheren Beſtimmungen des Statuts im Grundbuch 
einzutragen. Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Borfigenden des Waldſchutzgerichts.“ Wald⸗ 
fcjupgericht ift der Kreisausfhuß (8. 7 Abf. 1 ebb.). 
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Artikel 12. 
Die Nentenbankrenten und die Domänen-Amortifationsrenten werden im 
Geltungäbereiche des Gefeges über die Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 
- 1850 (Gefeg-Samml. ©. 112) nach defjen Vorfehriften eingetragen. Dieſe Vor— 
ichriften treten ftatt der entgegenftehenden bisherigen Beitimmungen auch für die 
Provinz Hannover in Kraft. Die Vorfchriften des $. 6 Nr. 6 des Geſetzes, 
betreffend die Beförderung der Errichtung von Nentengütern, vom 7. Juli 1891 
(Gejeg-Samml. ©. 279) und des $. 23 Abi. 3 Nr. 3 des Gefeges, betreffend 
das Anerbenrecht bei Renten- und Anfiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Gejeg- 
Samml. S. 124) bleiben unberührt. 
Im Uebrigen ift der Inhalt der von den Auseinanderjegungsbehörden 
bejtätigten Rezeffe nur in folgenden Fällen in das Grundbuch einzutragen: 
1. wenn ein im Grundbuche vermerftes Sach- oder Rechtsverhältniß auf- 
gehoben oder verändert wird; 
2. wenn für ein mit dem Eigentfum an dem Grundftüde verbundenes 
Recht eine Entjehädigung durch ein haar oder in Nentenbriefen zu 
zahlendes Kapital von mehr als jechezig Mark gewährt wird; 
3. wenn das Grundjtüd mit einem Rechte, das zu feiner Begründung 
der Eintragung in das Grundbuch bedarf, neu belajtet wird. 





Dieie Sonderbeftimmungen find mit Rüdfiht auf die bisweilen außerordentlich hohen 
Beiträge, durch welche der Kaufpreis eines Grundſtücs oft fehr beeinflußt wirb, aufrecht erhalten 
(RB. a. a. D.). 

4. „Ubi. 1 macht felbftverftändfih nur die fünftige Eintragung der fraglichen Laften 
unzulfäfjig; dagegen darf aus ihm nicht gejolgert werben, daß früher erfolgte Eintragungen 
nad) $. 54 Abſ. 1 Sag 2 der G.B. O. von Amtswegen zu löſchen feien“ (Begr.). 


2. Erſuchen der Auseinanderfefungsbehörden. 
a. Eintragungen auf Grund der Rezeife. 
Artitel 12. 
€. Art. 11. Begr. 6.19. K.B. d. A.H. 6. 12. 


Literatur: Stödel, die Grundbuchberichtigungen nad Erfuchen der Wuseinander- 
fegungsbehörben, Berlin 1886; Glagel und Sterneberg, das Verfahren in Uuseinander- 
fegungsangefegenheiten, Berlin 1880; Belper, bie Begründung von Rentengütern und das Grund ⸗ 
buch im Gebiete des preuß. MER, Berlin 1895; Sterneberg und Pelper, die preuß. 
Rentengutögefepe, Berlin 1898. Dgl. auch Diez, über die rechtüche Natur der Grundftüd- 
zufammenlegung und die Fortführung der Grund: und Hypothefenbücer im Falle einer Zu— 
fanmenlegung der Grundftüde, Berlin 1893. 

4. Art. 12 vegelt die Eintragungen auf Grund der Rezeſſe ber Auseinanderjegungs- 
behörden, umd zwar Abſ. 1 die Eintragung der Mentenbankrenten und der Domänen» 
Amortifationsrenten und Abſ. 2 die des übrigen Inhalts der Rezeſſe. 

Welche Behörden als Auseinanderjegungsbehörden zuftändig find, ergiebt fih aus ben 
einzelnen gefeglichen Beftimmungen. Regelmäßig find e8 die Generaltommifjionen, ausnahms- 
weiſe aud die Spezialtommifiare oder die Megierungen und Brovinzialfhulfollegien. Vgl. 
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v. Stengel, Wörterbuch bes deutſchen Verwaltungsrecht? (Freiburg 18%) Bd. I S. 90ff. 
Nachzutragen ift, dab durch Gefeg dom 23. März 1896 (G.S. ©. 75) eine Generaltommifjion 
in Königsberg errichtet iſt. 

2. Ueber die Rentenbankrenten und die Domänen-Amortifationsrenten vgl. das Geſeß 
über die Errichtung von Rentenbanfen vom 2. März 1850 (G.S. S. 112) und daB Geieg, 
betreffend die Wieberzulafiung der Vermittelung der Rentenbanfen zur Ablöfung der Reallaſten 
vom 17. Januar 1881 (G.S. ©. 5) ſowie die oben ©. 56 Anm. 3 und 4 erwähnten Ablöfungs- 
gefege (außerdem noch fiir Hannover Gef. vom 15. Februar 1874, G.S. S. 21, und für Wies- 
baben zc. Geſetze vom 5. April 1869, G.S. ©. 517, und vom 16. Juni 1876, G.S. ©. 369). 
Die Eintragung biefer Renten erfolgt, wie bieher (preuß. ©.8.D. $. 77 Sap I), nad) Maßgabe 
des erftgenannten, duch Art. 113, 114 des E.G. z. B. G. B. aufrechterhaltenen Geſetzes. 

8. Dieſes Geſetz beftimmt im $. 18: 

nDie an die Rentenbank abgetretenen Renten genießen bei Konkurrenz mit 
anderen Verpflichtungen des befafteten Grumdftitd® dafjelbe Vorzugsrecht, welches die 
Gefege den Staatsftenern beilegen. Sie bedürfen feiner Eintragung in das Hypotheten- 
buch des verpflichteten Grundjiitdes, welches jedoch für bie Dauer der Amortijationd- 
periode der Rentenbant verhaftet bleibt. 

Diejenigen eingetragenen Reallaften, an deren Stelle die Renten getreten find, 
werben im Hypothekenbuche foftenfrei gelöfcht; dagegen wird in biefem Falle foften- 
frei im Hypoihelenbuche vermerkt, dab das Grundftüd der Rentenbant renten- 
pflichtig iſt. 

Die Löſchung wird von der Uuseinanderjegungsbehörde beantragt, ſobald die 
Uebernahme der Rente von der Direktion der Rentenbant und die Abfindung des 
Berechtigten eifolgt find (8. 30).* 

Nach 8. 64 defielben Gefepes find die Grundfäpe auch auf bie dem Domänenfistus als 
Berechtigten zuftehenden Renten, welche fonft zur Ablöjung durch die Rentenbanken geeignet 
wären, anzuwenden. „Auf Grund des von ben Regierungen, refp. von ben ordentlichen Aus— 
einanderfegungsbehörben beftätigten Rezeſſes werben diejenigen Realfaften, an deren Stelle die 
dem Domänen-Fistus zuftehenden, ſich amortifivenden Renten getreten find, kojienfrei auf den 
Untrag der den Rezeß beftätigenden Behörde im Hypothekenbuche gelöfcht, und dagegen in 
Aubrit II koftenfrei vermerft: 

„Daß das Grundftüd, nad) näherem Ausweis des in Bezug zu nehmenden Regu— 
lirungs· Rezeſſes, wegen durch Mmortifation abzulöfender Renten, dem Domänen 
Fiskus verhaftet bleibe.” . 

Sind bie Reallaften, an deren Stelle die Amortifationsrente tritt, im Hypothekenbuche 
nicht eingetragen, jo unterbfeibt ber vorftehende Vermerk. $. 18 des Rentenbank-Geſetzes. 
Inftr. bes Fin.Min. vom 1. Auguft 1850 8%. 12, 14, 19." (Koch, Hypotheken-Ordn. S. 44 
Note 67.) 

Demnach ift die Rentenpfliht nur damm im Örundbude zu vermerten, wenn bie Real- 
faften, an deren Stelle bie obigen Renten getreten find, im Grundbuch eingetragen find. Zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuch bedarf es jedoch 
auch in diefem Falle der Eintragung nicht (dgl. A.G z. B.6.8. Art. 22 Ziff. 3, R.G. 6 
©. 292). 

b- Diefe Beftimmungen gelten jept für die ganze Monarchie, da Urt. 12 Abſ. 1 Cap 2, 
in Uebereinftimmung mit Art. 22 Ziff. 3 des A.G. 3. B.G.B., die entgegenftehenden bißherigen 
Vorſchriften für bie Prov. Hannover (BD. v. 28. Eeptember 1867 $. 10, G.S. S. 1670; 
Gef. v. 3. April 1869 8. 6, 8.6. ©. 544; Gef. v. 28. Mai 1873 8. 17, 0.5. ©. 33) 
befeitigt. gl. über den Grund für biefe Neuerung die Begr. zu Art. 21 des Entw. des A.G. 
3 888. In Folge defien ift in der Prov. Hannover bei der Neuanlegung des Grundbuchs 
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die Rentenpflicht nie im Grundbuche zu vermerken, obwohl die Renten im Hypothetenbuch 
eingetragen find, denn die unter a erwähnte Borausfegung, daß die abgelöften Reallaften im 
Grundbuch eingetragen find, trifft nicht zu. 

Dagegen kommen für den Bezirk Caſſel als noch gültig die mit den obigen Beftimmungen 
im Bufammenhange ſtehenden Sondervorſchriften des 8. 45 bes Gel. vom 29. Mai 1873 (unten 
Art. 33 Ziff. 6) über die Eintragung der zu Nblöfungszweden gegebenen Darlehne der Landes: 
treditfafe und des $. 1 des Geſetzes von 29. Mai 1874 (GE. E. 1x5) über die gerichtliche 
Eintragung von Grundfaften und der an deren Etelle geiretenen Geldanſprüche in den vormals 
bayer. Sandesiheilen in Betracht (vgl. Begr. zu Axt. 21 des Entw. des U.G. z. B.G.B. a. €). 

3. Im Gegenjage zu den unter 1 erwähnten Renten jind die Landeskulturrenten, welche 
zur Verzinſung und Tilgung der von den Landeatulturrentenbanfen zur Ausführung einer 
Drainirungsanlage gegebenen Darlehen dienen, in das Grundbud einzutragen. Val. Gejep, betr. 
bie Errichtung von Sandestulturrentenbaufen, vom 13. Mai 1879 38. 10ff. und A. G. z. B. G. B. 
Art. 21, durch welchen die 88. 14, 24, 25, 27 jenes Geſehes abgeändert find, ſowie oben ©. 131 
Anm. 2, ©. 276 Erl. 3e und ©. 203 a. E. Wie an Iepterer Stelle bereits angegeben ift, hat 
aud bei der Eintragung biefer Renten die Yußeinanderfegungsbehörde mitzuwirken; fie hat 
darüber zu beichließen, welches Vorzugsrecht der Sandeskulturrente für den Hall der zwedmäßigen 
Ausführung der beabfihtigten Drainirungsanfage zu gewähren ift, und die Beſcheinigung über 
die zwedmäßige Ausführung dieſer Anlage zu ertheilen. Sie hat aber nicht die Eintragungen 
zu erwirfen, fondern diefe, fowohl die der Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Ein 
räumung der Nente wie auch die ber Rente ſelbſt und der gleichzeitig einzutragenden Vor— 
merfung zur Sicherung des Auſpruchs anf Cinräumung des Vorzugsrechts und jchliehlich die 
Eintragung dieſes Vorzugsreäits, erfolgen auf Betreiben des Eigentümers. 

4. Richt betroffen von ber Vorſchrift de Art. 12 Gap I werben jerner die auf den 
Renten: und Anerbengütern laftenden Renten, und zwar ſelbſt dann, wenn ſie nicht Privat- 
renten, fondern an die Rentenbant zu entrichten find. Vgl. Gef., betr. die Beförderung deutſcher 
Anfiedelungen in den Prov. Weftpreugen und Poſen, vom 26. April 1836 (G.S. €. 131, vgl. 
auch Gef. v. 20. April 1898, GS. ©. 63), insbejondere 8. 3 Abſ. 3; Gef. über Nentengiiter 
vom 27. Juni 1890 (G.S. ©. 209); Gef, betr. die Vejörderung der Errichtung von Renten» 
gütern, vom 7. Juli 1891 (G.S. ©. 279), indbefondere $. 6 Biff. 6 und $. 10; und Gef., betr. 
da8 Anerbenrecht bei Renten» und Anfiebelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (G.S. S. 124), ins- 
befondere $. 23 (fiehe auch unten Erl. 3 zu Art. 20). Nach den beiden letzten Gefegen ift in dem 
Grundbuch auf Erſuchen der Generalfommilfion zu vermerten, daß das Grundſtück als Rentengut, 
bezw. da daS Anerbengut der Rentenbant rentenpflihtig ift. Zur Vefeitigung von Zweifeln iſt 
die Aufrechterhaltung diefer Vorfchriften im Art. 12 Abf. 1 Cap 3 ausbrüdlid ausgeſprochen. 

Auf Grund derjelben Gefege find die Auseinanderſetzungsbehörben auch noch zu anderen 
Erſuchen befugt. Nach 8. 12 des Geſehes vom 7. Juli 1891 fann die Begründung eines 
Rentenguts auf Antrag eines Betheiligten burch Wermittelung der Generallommiffion 
erfolgen. Erachtet diefe den Antrag auf Begründung des Rentenguts für zuläffig, fo hat fie 
den Grundbuchrichter zu erfuchen, eine Bormertung über die eingeleitete Begründung des Renten- 
guts einzutragen (vgl. unten Allg. Verf. $. 11 Ziff. 2), welche bewirtt, dab „die fpäter ein= 
getragenen privatrechtlihen Belaftungen dem Rentengutsübernehmer gegenüber rechtsunwirkſam 
find“, und welche mit der Umſchreibung des Eigenthums an dem Rentengute zu löſchen iſt. 
Auch diefe Umſchreibung erfolgt, wie alle „in Folge der Begründung des Rentenguts und ber 
Uebernahme der Rentenbankrente erforberlihen Eintragungen im Grundbuch“, auf Erſuchen der 
Generaltommiffion. Diefe hat den Vertrag über die Begründung des Rentenguts aufnehmen 
zu laſſen (vgl. A.G. z. B.G.B. Art. 12 8. 1) und zu beitätigen und dem beftätigten Vertrag 
dem zuftändigen Grundbuchrichter mit dem Erſuchen um Umſchreibung des Eigenthums eine 
zureichen; durch die daraufhin erjolgte Eintragung des Eigentyumsübergangs im Grundbuche 
geht das Eigenthun an dem Rentengut auf den Rentengutsübernehmer über, ohne daß es einer 
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Auflafjung bedarf. Alle diefe Vorſchriften Haben nur den Fal im Auge, daß der Rentenguts- 
erwerber ausſchließlich Grundbefig gegen Rentenzahlung erwirbt, nicht daß er feinen eigenen 
Grundbefig zur Bildung des Rentenguts mitverwendet; die Befugnijie der Generaltommıifjion 
in dem fepteren Falle find in der Entſcheidung des 8.6. 13 ©. 183 erörtert. Ueber die Zu: 
ftänbdigfeit der Generalfommiffion, um bie Löſchung der Hypotheken zu erfuchen, von denen das 
Rentengut auf Grund bes 8. 7 Nr. 1 des Gefepes vom 7. Juli 1891 befreit werden fol, val. 
8.6. 15 ©. 152, 155. (Siehe auch R.G. 37 ©. 392, 40 ©. 211.) 

Das oben erwähnte Geſetz vom 8. Juni 1896 gewährt ferner den Generallommiffionen 
die Befugniß, um bie Eintragung der Anerbengutseigenfhaft der durch ihre Bermittelung 
begründeten Rentengüter im Grundbuche zu erfuchen; die gleiche Zuftändigteit jteht für die nad 
dem Gefege vom 26. April 1886 zu Eigenthum audgegebenen Unfiedferfiellen der Anfiedelungs- 
tommiffion und für alle vom Staate in Gemäßheit des Gefepes vom 27. Juni 1890 begründeten 
Rentengüter ber Behörde zu, welche den Staat bei Errihtung des Rentenguts vertreten bat 
(Gef. vom 8. Juni 1896 88. 1, 2). Ueber die Eintragung der Anerbengutseigenf haft vgl. Ag. 
Verf. 8. 21 mebft Erl. Ihre Löfhung erfolgt ſtets auf Erſuchen der Generaltommiffion (ebd. 
8. 5). Dagegen ift diefe nicht befugt, um die Eintragung des Anerben als Eigenthümer in 
das Grundbuch zu erfuden, und zwar felbft dann nicht, wenn fie gemäß 8. 20 des Geſetzes die 
Erbaugeinanderfegung vermittelt Hat; zur Eintragung des Anerben ijt die Einwilligung der Mit- 
erben erforderlich); vor feiner Eintragung ift das Gut der Bwangsvolftrefung burd) feine Gläubiger 
nicht unterworfen (ebd. 8. 14 Nbl. 2; vgl. 8.8. 19 €. 28). In Ermangelung einer Einigung 
tönnen die Miterben ihre Erbantbeile regelmäßig nur in einer ihrerſeits unkündbaren Geldrente 
(Erbabfindungsrente) beanfprudien, welche auf ihr Verlangen auf dem Anerbengute im 
Grundbuch einzutragen ift (ebd. 8. 20 Abf. 5, vgl. 8. 21). Tiefe kann auf Antrag auf die 
Rentenbant übernommen werben; das Verfahren findet vor der Generallommiffion ftatt, welche 
fofort nad) der Einleitung den Grundbuchrichter zu erſuchen hat, entweder die Einleitung bes 
Uebernahmeverfahrens bei der eingetragenen Erbabfindungsrente ober, falls die Rente nicht 
eingetragen und der Rentenverpflihtete Eigenthümer bes Unerbenguts iſt, die Rentenpflicht bei 
dem Gute vorzumerfen (ebd. 8. 23 Abſ. 3 Biff. 1). Vgl. ferner über die Eintragung einer 
Sicherungshnpothet für den Anfprud auf ben Boraus und über das gefeglihe Borfaufs- 
recht der anerbenberehtigten Miterben ebd. 88.26, 27. 

Etwas abweihende Vorſchriften enthält das Geſetz vom 2. Juli 1898, betr. das Ans 
erbenrecht bei Landgütern in der Brov. Weftfalen und in den Streifen Rees, Efien (Land), 
Ejien (Stadt), Duisburg, Ruhrort und Mühlheim a. d. Ruhr (8.5. ©. 139). Die Eintragung 
und die Löjhung der Anerbengutseigenfchaft erfolgt regelmäßig auf Erſuchen des Spezial- 
tommifjars; ienn Theile eines Landguts in das Eigentyum eines Anderen übergehen, ift bei 
der Eintragung des neuen Eigenthümers die Anerbengutseigenſchaft, die damit von felbft erlifcht, 
von Amtswegen zu löſchen (Gef. v. 2. Juli 1898 83. 3—9). Bei Landgütern, deren Wohnhaus 
in einem ber im $. 11 des Geſetzes bezeichneten Bezirke belegen ift, erfolgt die Eintragung 
und die Löfhung der Anerbengutdeigenfhaft auf Antrag derjenigen, welde über das Landgut 
legtwillig verfügen können; bei der Eintragung und bei der Löſchung ber Anerbengutseigenfchaft 
von Theilen eines Landguts ift eine Beſcheinigung des Spezialtommifiars vorzulegen, daß die 
Grundſtücke oder die übrigen Theile ein Landgut im Sinne des $. 2 bes Geſetzes darftellen; 
fehlt diefe, fo hat das Amtsgericht den Spezialtommiffar um eine Neußerung zu erſuchen (ebd. 
8. 14). Ueber die Art der Eintragung vgl. Ag. Verf. $. 43 mebft Erl. „Zur Eintragung 
des Anerben als Eigenthümer im Grundbuch iſt die Einwilligung der übrigen bei der Aus— 
einanderfegung Betheiligten erforderlich. Vor dev Eintragung ift das Anerbengut ber gZwangs— 
vollftredung durch die Gläubiger des Anerben nicht unterworfen“ (ebb. $. 22). Ueber die Ein- 
tragung der Abfindungsrenten und der zu deren Ablöfung von einer öffentlihen Grundfredit- 
anftalt gewährten Tilgungsdarlehen, über die Eintragung der Anfprüche auf den Voraus und 
auf Unterhalt ſowie des Vorkaufsrechts vgl. ebd. 88. 29--33, 35—37. 
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Der Eigenthümer eined Rentenguts, auf dem eine Rentenbankrente laſtet, ift 
traft Geſehes In der Verfugung über das Rentengut infofern beſchränkt, als bie Aufgebung der 
wirthſchaftlichen Celbftändigteit und die Bertheilung des Nentenguts fowie die Abver— 
Außerung von Theilen beffelben rehtswirtfam nur mit Genehmigung der General- 
tommiffion erfofgen fann (Gef. v. 7. Zult 1891 8.4). Auf Grund des Geieges vom 8. Juni 1896 
iſt ferner die Genehmigung der Generaltommiffion nit nur zu einer Beribeilung des Anerben- 
guts oder zu ber MAbveräußerung von Theilen befielben erforderlich, einerlei ob diefe durch Ver— 
fligung unter Lebenden oder von Todeswegen erfolgt, fondern auch zu einer durch Verfügung unter 
Zebenden erfolgenden Veräußerung des Anerbenguts an einen Anderen ald an einen ber 
Nachkommen, Befchwifter, deren Nachtommen oder an bie Ehefrau des Eigenthitmers; diefe Be— 
fimmungen finden aber nur auf die nach Inteafttreten des Gefepes vom 1. Juni 1896, alfo 
Tegelmäßig nach dem 1. Oftober 1896 (8. 41) begründeten ober ventenpflichtig gewordenen Renten 
güter und Anfiebferftellen Anwendung (Gef. v. 1896 $. 7; vgl. K.G. 19 ©. 72, Bland Bd. 6 
©. 148 El. 4). Außer diefer Genehmigung hat der Eigentgiimer zur Abſchreibung von 
Theilen eines Anerbenguts bie Erklärung der Generallommiljion darüber beizubringen, 
ob mit dem Trennitiide die Anerbengutdeigenihaft übertragen werben ſoll oder nicht (daſſ. Geſ. 
8% 8). Die Eigenthümer der von dem vorjtehenden Veftimmungen nicht betroffenen Rentengüter 
find nicht fraft Geſeßes in der Verfügung über ihre Güter beſchränkt; bie Geſetze vom 26. April 
41886 8. 5 und vom 27. Junt 1890 $. 3 laſſen nur Vereinbarungen zu, daß die Zuläſſigkeit 
einer Zertheilung des Grundftüds oder der Abveräußerung von Theilen befielben von ber Zu— 
ftimmung des Rentenberechtigten, welche durch richterliche Entſcheidung der Nuseinanderfegungs- 
behörde ergänzt werben fann, abhängig fein fol. Diefe Vereinbarung war bisher auf Grund 
des 8. 11 des Gef. über den Eig. Erw. zc. eintragungsfähig. Jetzt ift fie es nah dem oben 
©. 24 Gefagten- nicht mehr, da e8 am einer die Eintragung zulafjenden Sonderbeftimmung für 
Rentengüter fehlt, die durch Urt. 62 des EG. z. B.G. B. aufrecht erhalten fein könnte (a. M. 
MR. Förfter ©. 288). Zur Sicherung des Mentengutögebers bei Nichterfüllung dieſer und 
anderer vertraggmäßig übernommenen: Pflichten (vgl. 3. B. Gef. v. 1886 8. 6 und vom 1890 
8. 4) dient das oben (S. 21 Anm. 4, ©. 53 Anm. 3, ©. 54 Anm. 1 und ©. 53 Anm. 1) 
erwahnte Wie derkaufs recht, welches auch für den Fall beitellt werden kann, daß der Eigens 
thitmer eine im Nentengutsvertrage feitgefegte Verpflichtung nicht erfüllt (U.G. z. 8.0.8. 
Art. 29 8. 3). 

5. Inwieweit der Inhalt der von den Auseinanderfefungsbehörben beftätigten Rezeſſe, 
von den Vorſchriften des Art. 12 Abſ. 1 abgeſehen, in das Grundbuch zu übernehmen ift, 
wird im Abſ. 2 faft völlig übereinftimmend mit der Vorſchrift des 8. 77 Cap 2 ber preuß. 
BD. beftimmt, welche ihrerfeit8 mit einigen Weglafjungen dem Gefege vom 24. Mat 1853 
G.S. ©. 521) 8.1 entnommen war. R 

a. Wogelehen von den ©. 56 Anm. 3 und 4 und in Erl. 2 bis 4 ermäßnten gefepfichen 
Beftimmungen regeln bie Zufländigteit ber YAußeinanderjegungsbehörden dor allem folgende 
Geſetze (vgl. die Ueberfiht in v. Stengels Wörterbuch des deutſchen Verwaltungsrechts, 
Freiburg 1830, Bd. 1 ©. 548f., ſowie Neubauer, Bufammenjtellungen des in Deutichland 
geltenden Rechtes betr. Stammgüter x., Berlin 1879, ©. 44ff.): für den Geltungsbereich 
des Allg. Landredts BD. v. 20. Juni 1817 (6.6. ©. 166, insbefonbere 98. 19Hir.ı, 
Gemeinheitstheilungsorbnung vom 7. Juni 1821 (®.S. ©. 53) nebft Ausführungsnei. von 
demſelben Tage (G.S. ©: 83), ergänzt und abgeändert durch V.O. v. 30. Junt 1834 (8.S. 
©. 96, vgl. insbefondere 8. 57—62), Gel. vom 29. Juni 1835 (G.S. ©. 135, insbeſondere 
8.3), BD. v. 3. Juli 1838 (G.S. ©. 429), Gef. vom 2. März 1850 (G.S. ©. 139) und 
Geſ. vom 2. April 1872 (G.S. ©. 329); ferner &ef., betr. das Verfahren in Auseinander⸗ 
fegungsangelegenheiten, vom 18. Februar 1880 in der Faſſung der Bel. vom 10. Oftober 1893 
(8.S. ©. 403) und A.G. 3. ©.8.8. $. 19 Ziff. 1. Gemeinheitötheilungs-D. fiir die Rhein— 
provinz, für Neuvorpommern und Rügen vom 19. Mai 1851 (G.S. ©. 371) nebit Gef. 

AgiliessStreder, Grundbugorbmung. d. Auflage. 26 
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von bemfelben Tage (G.S. ©. 383), beir. daB Berfahren in ben Landeötheilen des linken 
Rheinufers und Geſ., betr. die Zufammenlegung der Grundflüde im Geltungsgebiete des 
rheiniſchen Rechtes vom 24. Mai 1885 (G.S. ©. 156); ferner Geſ., betr. die wirthſchaftliche 
Zufammenlegung ber Grundftüde in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein von 
5. April 1869 (G.S. ©. 514). Geſ., beir. die Bufammenlegung der Grundftüde, Ablöfung der 
Sewituten und Theilung der Gemeinheiten für die Hohenzollernſchen Lande vom 23. Mat. 
1885 (8.6. ©. 143). 

Aus den in ben neuen Provinzen geltenden Geſehen find folgende hervorzuheben: fir 
Hannover Gel. vom 30. Juni 1842 über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs- und 
Verfoppelungsfaien (Hannov. G.S. I ©. 145, insbefondere 8. 121), abgeändert buch Gel. 
vom 8. November 1856 (ebd. I ©. 437), duch V.O. vom 16. Augufı 1867 (G.S. S. 1522) 
und duch Geje vom 17. Januar 1883 (G.S. ©. 7); Geſetz über die Zufammenlegung der 
Grunditüde vom 30. Juni 1842 (ebd. I ©. 131), ergänzt und abgeändert durch Geſetz vom 
22. Auguſt 1847 (ebd. I ©. 295), 12. Oktober 1853 (ebd. I S. 369) und 8. November 1856- 
(ebd. I ©. 433); Gef. wegen theilweijer Abftellung der Wieſenbehütungen und Verkoppelung 
von Wiefenflägen vom 15. Juli 1848 (ebd. I 5. 201); Gef. vom 8. November 1856 (ebb. I 
©. 423) und vom 8. Juni 1873 (6G.S. ©. 358), betr. bie Auffebung von Weiderechten; 
ef. v. 13. Juni 1873 (G.S. ©. 357), beir. bie Abſtellung ber auf Forſten haftenden Be 
rechtigungen und bie Theilung gemeinfchaftliher Forſten; Gel. v. 13. April 1885 (8.6. 
5. 109) über die Abjtelung von Berechtigungen zum Hauen ober Stechen von Plaggen, 
Haiden zc. (vgl. die Zufammenftellung von Walbaum, das Xerfahren in Theilungs- und- 
Vertoppelungsſachen, 2. Aufl, Hannover 1890). Werner V.O., betr. die Mblöfung der Ser— 
vituten, die Theilung der Gemeinſchaften und die Zufammenlegung ber Grunditüde für das 
vormalige Kurfürſtenthum Heffen, vom 13. Mai 1867 (G.S. ©. 716), ausgedehnt auf 
die früher Bayer. und großherzogl. heſſ. Gebietstheile buch BD. vom 2. Geptember 1867 
(®.S. ©. 1463) und abgeändert durd Gef. vom 25. Juli 1876 (0.5. ©. 366); BD. v. 
12. Sepiember 1829 (Naſſ. V. O. Bl. ©. 65) u. V.O. v. 2. September 1867 (©.6. ©. 1462) 
über die Güterkonfolidation im Meg.Bez. Wiesbaden mit Ausnahme des Hinterlandtreifes; 
Gemeinheitötheilungsorbnung für dem Reg. Bez. Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Bieden- 
kopf vom 5. April 1669 (G.S. ©. 526). Schließlich Geſ., betr. die Ablöſung der Servituten, 
die Thellung der Gemeinheiten und die Bufammenlegung der Grundftüde für Die Prob. 
Schleswig-Holftein vom 17. Auguſt 1876 (©.S. ©. 377), ausgedefnt auf Lauenburg 
durch Gejeg dom 25. Februar 1878 (G.S. ©. 97) 8. 9 (vgl. aud Ge. v. 1. Februar 1879, 
G.S. ©. 14). 

b. Diefe gefeplihen Beſtimmungen verpflichten die Auseinanderfepungsbehörben, alle Ver⸗ 
Häftniffe, welche innerhalb des Auseinanberfegungsverfahrens eine Veränderung erlitten haben, 
in jeder Hinſicht zu ordnen und in Folge defien auch die hierzu erforderlichen Eintragungen im 
das Grundbuch zu erwirken. Damit jedoch überflüffige Eintragungen vermieden werden, begrenzt 
Art. 12 Abf. 2 den Umfang der Eintragungen auf Grund der Rejeſſe. 

Stets bedarf es der Eintragung, wenn ein im Grundbuche vermerkted Sad oder Rechts- 
verhäftniß durch den Rezeh aufgehoben oder abgeändert ift (Mbi. 2 Ziff. 1). Ebenſo ift ein 
Recht, mit dem ein Grundftüd in dem Auseinanderfegungsverfahren neu belaftet ift, einzutragen, 
fofern zu der Begründung dieſes Rechtes die Eintragung erforderlich ift (daf. Biff. 3). SHierger 
„gehören insbefondere Geldrenten und fefte Abgaben in Körnern, Grunddienſtbarleiten, Exb- 
Bauzechte fowie dingliche Borkaufs- oder Wiedertaufsrechte (Begr.). Ausnahmöweife bedarf es 
nad Abi. 2 Ziff. 2 auch der Eintragung, obwohl weder diefe noch jene Vorausfegung vorliegt; 
dies ift aber nur dann der Fall, wenn ein ſubjektiv-dingliches Recht abgelöft wird und die 
Ablöfung durch ein Kapital von mehr ald fechzig Mark erfolgt. Alsdann fit in dem Grunds 
buche die Ablöfung der mit dem Grundftüde verbundenen Gerechtſame zu vermerken, und zwar, 
anders als nad Ziff. 1, felbft dann, wenn dieſe nicht im Grundbuche eingetragen 'war; weil. 
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das fubjektivedingliche Recht als Beſtandtheil des herrſchenden Grundſtücs defien Realgläubigern 
haftet (oben S. 164 Ext. 1 zu 8. 8), fol durch den Ablöſungsvermerk erfennbar gemacht 
werben, dab das Recht nicht mehr beſteht umd fi der Umfang der Haftung um deſſen Werth 
vermindert Hat (R.®. 11 ©. 412, 16 ©. 87). Die Kapitalabfindung im Intereſſe der Real- 
gläubiger zu verwenden ober durch Eintragung in dad Grundbuch oder Hinterlegung ficher zu 
ftellen, ift Aufgabe der Generalkommiſſion; nad) der Anſicht des G. 16 ©. 87 muß diefe fi 
aber in ihrem Erſuchen um Eintragung bes Wblöfungsvermertes darüber ausfpreden, daß fie 
eine Entigeidung über ben Berwendungspunft getroffen habe; es genügt indefien eine Bes 
ſcheinigung, daß die Verwendung nicht erforderlich oder daß das Abfindungstapital zu ihrer 
Verfügung Hinterlegt fei. 

Keiner Eintragung bebarf es demnad; auf dem Blatte des herrſchenden Grundftüds, wenn 
das fubjeltiv«dinglice Recht dur ein Kapital von nicht mehr als ſechzig Mark (vgl. über dieje 
Beſchtänkung Ablöfungägef. vom 2. März 1850, G.S. ©. 77, 8. 110 Abi. 1 unter c, Gel. v. 
2. März 1889, ©.S. ©. 65, $. 6 Nr. 1, auf welde in der Begr. Bezug genommen ift) oder 
durch eine Rente abgelöft wird, es ſei denn, daß das fubjeftivedingliche Recht auf jenem Blatte 
(8.8.D. $. 8) vermerkt war und daher Abſ. 2 Biff. 1 zur Anwendung kommi. Aud die 
Ablöfung nicht eingetragener ſubjektiv- perfönlicher Laſten durch Kapitalzahlung wird nicht 
gebucht. 

Landabfindungen miffen auf Erſuchen der Auseinanderfegungsbehörde im Grundbuch ab» 
und zugefchrieben werden, aud wenn die abgelöften Rechte dajelbft nicht vermerkt find (Johow 7 
©. 19). Wenn das Grunditid, aus welchem die Abfindung gewährt wird, als bem Fistus 
gehörig nicht in das Grundbuch) eingetragen tft, bebarf es nicht defien vorgängiger Eintragung 
und feiner Feſtſtellung des Eigenthums des Fiskus durch den Grundbuchrichter (Stödel a. a. O. 
©. 37). 

Mit dem Erfuchen um Einteagung der Abfindungsftüde in das Grundbuch ift das Erſuchen 
um Eintragung ber in dem Auseinanderfegungsverfahren ermittelten wirklichen Eigentümer an 
Stelle der Bucheigenthümer zu verbinden; ein Erſuchen, das lediglich auf Eintragung der Abs 
findungsftüde gerichtet ift, Tann von dem Grundbuchamt abgelehnt werden (K.G. 9 ©. 115). 
Siehe unten S. 394 Erl. 2 zu Art! 14. 

Bol. im Uebrigen Stödel a. a. O. und über bie Buftänbigkeit der Generaftommiffion, 
die Anlegung von Grundbuchblättern filr die Mealgemeinden und für bie Geſammtheit der bei 
der Auseinanderfegung Betheiligten bei der Neuanlegung des Grundbuchs in Hannover zu 
betreiben, K.G. 17 ©. 60. 

©, Inwieweit dad Grundbuchamt gegeniiber den Erſuchen der Auseinanderfegungsbehörben 
zu einer Prüfung bereditigt und verpflichtet ift, ergiebt fi aus dem oben ©. 266 Erl..2 Ge 
fagten. Eine Abweichung von der Vorſchrift des 8. 40 der &.B.D. tiber die vorgängige Ein« 
tragung bes Paffivbetheiligten ift unter b bereit erwähnt; nad; $. 30 Abſ. 4 der Allg. Berf. 
bedarf e8 ferner zu Abſchreibungen auf Erfuchen einer Auseinanderjepungsbehörde auf Grund 
eines von ihr beftätigten Rezeſſes nicht ber Borlegung eines Auszugs aus dem Steuerbud und 
einer von dem Fortſchreibungsbeamten beglaubigten Karte (vgl. oben ©. 162), und ſchließlich 
fält auch das Erforderniß ber Vorlage der Hypothekenbriefe zc. (83. 42—44) fort. Ueber bie 
Einzelgeiten vgl. bie angeführten Eutſcheidungen und Stödel ©. 16ff.; fiehe aud oben 
unter b und über bie Prüfung des Eigenthums der einzutragenden Interefienten Erl. 2,3 zu 
Urt. 14. 

Für den Fall, daß die in das Auseinanderjegungsverfahren eingeivorfenen Grundſtücke 
verſchieden belaftet waren, war bisher bie fog. ibeelle Subrepartition üblich, durch welche 
an Stelle bes biöher belafteten Grundſtücks ein tbeeller Werthsantheil des Abfindungsplans in 
die Haftung für die Hypothelen ac. eintrat. Diejes mit Recht als bedenklich bezeichnete Verfahren 
(gl. Stödel ©. 29) ift jept unzuläflig, ſoweit e8 nicht durch befonbere gefegliche Beftimmumg 
@. 8. Gef. vom 2. April 1872 8. 5) zugelaffen tit, da es den oben ©. 15 erwähnten Bor 
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fdgeiften des 8.9.8. über die Unzufänigfeit der Belaitung ideeller Theile, bie widt im dem 
Anteil eines Miteigenthäimers beftehen, wiberipridt. 

Dem Erfuchen der Generallommiifion ift der Rezeh beizufügen; feine Aufbewahrung 
ift jept durch die Vorjchriiten des $. 9 der G.BL. und des 8.35 der Allg. Beri. geregelt (oben 
©. 166, Die Borlage und Aufbewahrung einer anszugämeiien Ausfertigung oder beglanbigten 
Abſchrin genfigt. 

6. And) vor der BeRätigung bes Resches ift die Anseinanberjegungsbehörbe zu Erfuchen 
um Eintragungen in das Grundbuch befugt. Abgeſehen von der Boricrift des Art. 14 kommt 
die Beitimmung bes 8. 59 der B.C. vom 30. Juni 1834 (vgl Allg. Berf. $. 11 Bin. 2) im 
Betracht: „Um zu verhüten, daß durch fpätere Eintragungen bei dem bereditigten Gute nicht 
fernere Beiterungen entfichen, haben die Generaltommilfionen, fobald es emtweber durch Ber- 
einbarung ber Jutereſſenten ober durch rechtsträftige Entiheibung feitfteht, daß eine Abfindung 
in Kapital Hattfinden wird, die Oypothetenbehörde Davon zu benadrihtigen mub zur Eintragung 
eines vorläufigen Bermertes im Hnpothelenbudje zu veranlafien, welcher die Wirkung hat, da 
die durch Kapital abgelöften Bertinenzien dem ipäter eingetragenen Glänbigern nicht mehr mit 
verpfändet werben.” 

Bor allem aber hat die Auseinanderfegungäbehörbe auf Grund des Gejeges, betr. die 
Berichtigung des Grundfteuerfataflers und der Grundbüder bei Auseinander— 
fegungen vor Beftätigung des Rezeffes, vom 26. Juni 1875 (8.5. ©. 325) auf Antrag 
des Eigenthümer® oder eines Realberehtigten das Grundbuchamt um Berichtigung des Grund- 
buchs auf Grund des enbgüftig feitgeftellten Auseinanderjegungspfans (vgl. oben S. 42c) und 
der Fortſchreibung bes Grundfteuerfatafters zu erſuchen (Gef. v. 1875 $. 3), „Dem Erjuden 
der Auseinanderfegungsbehörde find beizufügen: 1. ein vom biefer Behörde oder deren Kommifjar 
anßjuftellendes Planüberweifungsatteft, weldes enthalten muß a. bie Beiheinigung, daß der 
Auseinanderfegungsplan fefigeftellt umb ausgefüet ift, b. die Bezeichnung des bei ben Auß- 
einanderfegungsalten legitimirten Cigenthümers oder des mit einem erblihen Nuhungsrechte 
verjehenen Befigerd der Abfindung, c. bie Bezeichnung der Lage und Größe ber Abfindungs- 
grundftüde, fowie bie Bezeichnung derjenigen Grundſtüce oder Berechtigungen, an deren Stelle 
die Abfindungsgrunbdftüde treten, erforderlihenfals in der Weiſe, dab bei dem in der zweiten 
und beitten Mbtheilung des Grundbuchs eingeiragenen Laften und Squldverbindlichteiten die 
Abfindungegrundftüde vermerkt werden können, auf welchen fortan die Laften oder Squld- 
verbindlichteiten haften; 2. ein aus dem beridhtigten Grundftenerbudje gefertigter Auszug, in 
welchem bie Jbentität der betreffenden Grundftüde mit den im Plamüberweifungsattefte be- 
zeichneten Grundftüden von ber Katafierbehörbe beſcheinigt if“ (ebd. 8. 4). „Der Eintragungs- 
vermert Im Grundbuche muß angeben, daß bie Berichtigung vor Veflätigung bes Rezeſſes auf 
Grund des Planüberweifungsatteftes erfolgt ift“ (ebb. 8. 3 Abi. 3). Nach SVeflätigung des 
Rezeffes „ift die Veftätigung bes Mezeffes mebft den aus dem Iepteren ſich ergebenden Wh: 
änderungen des Auseinanderſetzungsplans auf Erfuchen ber Auseinanderfegungsbehörde im 
Grundbudhe zu vermerten“ (ebb. 8. 5 Uhl. 2). 

7. Aus den fonfigen Befugniffen der Auseinanberfegungsbehörben find Hervorzuheben 
die Zuftändigleit zur Entſcheidung über die Statthaftigfeit der Theilung einer gemeinfhaft- 
en Holzung (Gef. über gemeinſchaftliche Holzungen vom 14. März 1881, G.S. ©. 21, 
8. 6 Abſ. 2; dgl. über das Erforderniß ber Genehmigung der Auffihtöbehörde zur Bildung 
und Veräußerung von Theilftüden ebd. $. 8), zur Bertheilung von Reallaften im Falle 
ber Theilung des belafteten Grundſtüds (oben ©. 58 Unm. 3), zur Ausftellumg von Uns 
ſchädlichte itszeugniſſen (unten Art. 20 des U.G.), zur Erwirkung von Eintragungen 
im Berwaltungszwangsverfahren (vgl. 8.G. 8 ©. 98) und vor allem zur Regelung 
der Vertretung ber Gefammtheit der an einem Auseinanderfegungsverfahren Betheiligten und 
zur Regelung und Beauffihtigung der Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen Angelegenheiten, z. B. 
ber Wege, Triften, Gräben, Lehm, Mergelgruben ꝛc. (Gef., betr. die dur ein Auseins 
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Artikel 13. 

Sind auf Erſuchen der Augeinanderjegungsbehörde über die Vorſchriften des 
Artikel 12 Hinausgehende Eintragungen erfolgt, jo fan die Auseinanderjegungs- 
behörde das Grundbuchamt um die Löfchung erfuchen; auf Antrag des Eigen- 
thümers hat fie die Löjchung Herbeizuführen. Die Löſchung erfolgt koſtenfrei. 


Artikel 14. 
Die Auseinanderfegungsbehörden find in einem vor ihnen anhängigen Ver- 
fahren befugt, da8 Grundbuchamt um die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung eines Eigenthümers zu erfuchen und den Eigenthümer zur Beibringung 


anderfegungsverfahren begründeten gemeinfhaftligen Angelegenheiten, vom 
2. April 1887, G.S. ©. 105). Nach dem lepteren Gejege ift die Vertretung und Verwaltung, 
welche auch noch nad; beendigtem Auseinanderſetzungsverfahren geregelt werben fann (8. 1), 
regelmäßig dem Gemeindevorſtande zu übertragen (58. 2, 9). Der beftellte Vertreter ift befugt, 
mit Genehmigung der Auseinanderfegungsbehörbe über die Subftanz des gemeinſchaftlichen Ber» 
mögens zu verfügen (8. 4 Abſ. I, vgl. au 8. 6). Die Gefammtheit der Betheiligten, welcher 
eine Vertretung beftellt ift, fann als ſolche in das Grundbuch eingetragen werden (Allg. Verf, 
8.4 Abſ. 3; 8.6.11 ©. 111,17 ©. 64). „Hat ein gemeinſchaftliches Grunbftüd kein befonberes 
Blatt im Grundbuche und ift das Antheilsrecht auf den Grundbuchblättern der betheiligten Grund⸗ 
ftüde nicht vermerkt, fo erfolgt im Falle der Auflaſſung die Unlegung eines Grundbuchblatts 
für den Erwerber, ohne daß e8 eines Vermerkes auf ben Blättern der betheiligten Grundſtücke 
bedarf. Die Auflafiung fann erfolgen, wenn von der Auseinanderjegungsbehörbe beicheinigt ift, 
daß die Veräußerung oder ber Tauſch für die Realintereſſenten unſchädlich, oder dab die Ver- 
wendung ber @elbentichädigung (8. 5) erfolgt iſt· (Geſ. v. 1887 8. 8). 

8. Die auf Erfuhen von Wuseinanderfegungsbehörden vorzunehmenden Geichäfte und 
Verhandlungen find gebühren und ſtempelfrei (preuß. Gerichtskoſtengeſ. 8. 7, Stempeliteuergef. 
8. Ad). 


b. Löſchung überflüffiger Eintragungen. 
Artitel 13. 
€. Art. 12. Begr. S. 19. 

Die Borfchrift des Art. 13, welche dem oben &. 390 unter b bervorgehobenen Zwede dient, 
überflüffige Eintragungen in das Grundbuch im Interefje der Ueberfichtlichteit zu vermeiden, ftimmt 
mit ber Beftimmung des $. 101 der preuß. G. B. O. überein. Der Eigenthümer, dem an der 
Löſchung gelegen ift, Hat fih mit feinem Antrag an die Generallommiffion oder die fonftige 
Auseinanderjegungsbehörde zu wenden, und biefe ift verpflichtet, fofern wirklich eine über die 
Vorſchriften des Urt. 12 hinausgehende Eintragung erfolgt ift, dem Antrage ftattzugeben und 
dad Grundbuchamt um die koftenfrete Löfhung zu erſuchen. 


©. Berichtigung des Grundbuchs durd Eintragung des Eigenthümers. 
Artitel 14. 
€. Art. 13. Begr. 8.19. 8.B.d. W:H.-E.12. 
4. Der Urt. 14 gewährt den Auseinanderfegungsbehörden zweierlei befondere Befugniffe: 
a. Bunädjft erweitert ex ihre Zuftänbigteit zu Eintragungserſuchen, indem er fie fir befugt 
ertlärt, das Grundbugamt um Einteagung bes nicht gebuchten wirklichen Eigenthümers zu erſuchen. 
Diefe Beittmmung „dient zum theilweifen Erſahe ber 88. 55, 56 der preuß. &.8.D. Nach dieſen 
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der nach ihrem Ermeſſen zum Nachweiſe des Eigenthums eriorderfichen Urkunden 
durch) Ordnungsſtrafen anzuhalten. Tie einzelne Strafe darf den Betrag von 
dreihundert Mark nicht überfteigen. 


Vorſchriften kaun auf Exiordern der Auseinanderfegungsbehörben, der Generaltommilfionen und 
der Speziallommifjare, ber Eigenthümer zur Eintragung feines Eigentfums angehalten werben. 
Dex Reichegrundbuchorduung ift aber ein Swangsverfaften, wie e$ die preuk. G BO. in den 
88. 55, 56 vorficft, fremd. Sie giebt ftatt defien für die im 8. 55 Rr.2 a. a ©. bezeidmeten 
Fälle dem Berechtigten die Beiugnik, die Berichtigung des Grundbuchs durch Cintragung des 
Eigentgümers unmittelbar zu beantragen (G.B.2. $. 14). Tem entipridt es, wenn für die 
Säle des $. 55 Rr. 1 der preuß. G.B. O. der biöher zum Betriebe des Zwangsverfahrens be: 
fugten Behörde das Redıt beigelegt wird, das Grundbudemt um die Berichtigung ded Grund- 
buchs durch Eintragung des Eigenthümers zu erfuhen“. (Begr.) 

b. „Tiefe Regelung madıt e8 nothwendig. dab die Auseinanderiegungsbehörde mit einer 
Zwangsgewalt ausgeflattet wird, um den nicht eingetragenen Eigenthümer ihrerfeits zur Bei— 
bringung der von ir zum Nachweiſe des Eigentöums für erforderlid; erachteten Urkunden, ins- 
befonbere eines Erbſcheines dur Ordnungs ſtrafen anhalten zu können.“ (Begr.) Welche 
Urkunden von dem Eigentümer zu beſchaffen find, Hat die Auseinanderfegungsbehörbe „nad 
ihrem Ermeſſen“ zu beftimmen. 

Die Höhe der einzelnen Ordnungsſtrafe ift duch den Schlubjag. der mit bem $. 33 
Sag 2 bes freim. G.G. wörtlich übereinftimmt (vgl. oben ©. 312 Erl. 5), auf 300 Mark feſt⸗ 
gelegt. 

2. Diefe Befugnifie find den Auseinanderſezungsbehörden nur zweds Berichtigung des 
Grundbuchs durch Eintragung bes Eigenthümers gegeben, nicht zur Eintragung eines fonftigen, 
nicht eingetragenen Berechtigten und vor allem nicht zur Eintragung einer Berfon, die noch 
nicht Eigenthlimer ift. Das Erfuchen erſetzt alfo nicht etwa eine nad; dem materiellen Rechte 
erforderliche Auflaffung. Alerdings erwirbt nad) ber Entfheidung ded 2.6.9 S. 115 durd) bie 
Ausführung bes endgültig feitgeftellten Auseinanderfegungspland oder durch bie Beftätigung 
des GSeparationdrezefie (oben ©. 42) das Eigentfum an den Abfindungsgrundftüden nicht der 
in das Grundbuch eingetragene Eigenthlimer des alten Grundftüds, an deſſen Stelle der Ab» 
findungsplan getreten ift, fondern derjenige, welcher ald Intereſſent zu dem Separationsverfahten 
hinzugezogen und weldem in biefem ber Abfindungsplan übermiefen iſt. Aber daraus ift nicht 
zu folgern, dab durch die Eintragung auf Grund des Erſuchens aud in benjenigen Füllen 
Eigenthum übergeht, in denen das materielle Recht eine Auflafjung eriorbert. Vielmehr trifft 
jene Entfdeidung, wie aus ihrer Begründung unzweideutig erhellt, nur ben Fall, daß ſich der 
Augeinanderjegungsbehörde gegenüber eim anderer als der eingetragene Eigenthümer gemäß 
8. 109 des Mblöfungsgefeges vom 2. März 1850 (G.S. ©. 77) fegitimirt Hat, und diefe Legi- 
timationsfüßrung iſt nur zuläffig, ſoweit das Eigenthum ohne Eintragung erworben werden 
tann (8.8. 9 ©. 121; vgl. auch 8.8. 8 ©. 73, 14 S. 200). 

Hiervon gilt indeffen eine Ausnahme für den Fall der Theilung gemeinfhaftlihen Eigen- 
thums. Während außerhalb eines Auseinanderſehungsverfahrens Auflaſſung und Eintragung 
zum Eigenthumserwerb erforderlich if, wenn bie Miteigenthümer eines Grunditiid diefes in 
reelle Theile zerlegen (oben ©. 39), ift die Auseinanderfegungsbehörbe unter beftimmten gefeß« 
lichen Borausfegungen befugt, jedem Miteigenthümer an Stelle feines bisherigen ideellen Theile 
das Mlleineigentfum am einem befonderen Abfindungsplane zuzutheilen; vgl. Gemeinheits- 
theilungs · D. vom 7. Juni 1821 88. 1, 2, 165; Gel. v. 2. März 1850 (6.6. ©. 139) Art. 2; 
Stödel ©. 33ff. 

3. Wie ſowohl in der Begr. wie in bem K.B. des U.H. hervorgehoben ifl, iſt das Grund. 
buchami nicht berechtigt oder verpflichtet zn prüfen, ob ber nad) dem Erſuchen der Auseinander⸗ 
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Artikel 15. 

Lehns-, Meier-, Erbzins- und Erbleihegüter fowie fonftige Güter, an denen 
ein Obereigenthum bejteht, Erbpacht- und Familienfideifommißgüter fowie die nach 
dem Großherzoglich Heſſiſchen Geſetze vom 11. September 1858 (Reg.-Bl. ©. 537) 
errichteten landwirthſchaftlichen Erbgüter find auf den Namen des jeweilig zu 
Beſitz und Nugung Berechtigten einzutragen. Die Eigenſchaft des Gutes ift als 
Verfügungsbeſchränkung einzutragen. 

Gehört zu dem Verband eines Gutes der bezeichneten Art eine Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld, fo finden die Vorſchriften des Abſ. 1 entiprechende 
Anwendung; gehört das Recht zu einem Familienfideitommifje, jo findet außer 
ben Vorfchriften des Abſ. 1 auch die Vorfchrift des $. 41 Abj. 1 der Grundbuch- 
ordnung entjprechende Anwendung. 


fepungsbehörbe Einzutragende wirklich der Eigenthümer ift. Wermeintlihe Legitimationsmängel 
bilden fein Eintragungshinderniß im Sinne des 8. 18 ber G.B. O. (8.8) Deshalb iſt eine 
Mittheilung der Urkunden, deren Vorlage der Auseinanderfegungsbehörde zum Nachweiſe bes 
Eigentfums für genügend erachtet Hat, an das Grundbuchamt für nicht erforderlich erflärt. 
(Begr.) „Das Erſuchen erſeßt den fonft erforderlichen Antrag, die Bewilligung des mit Unrecht 
eingetragenen Eigentümers ober ben Nachweis der Unrichtigteit des Grundbuchs fowie bie Zu— 
ftimmung des einzutragenden Eigenthümers (vgl. ©.B.D. 8. 22),“ heißt es in ber Vegr. Sollte 
indefien aus dem Inhalte des Erſuchens erhellen, daß fein Fall der Berichtigung des Grund» 
buqhs vorliegt, dad vielmehr eine Auflafjung zum Eigenthumserwerbe erforderfich ift, fo fit das 
Erſuchen zurüdzuweien. 


3. Im Obereigentyume Aehende Güter, Erbpacht · Familienfdeikommik- und Biammgüter. 
8. Allgemeine Beftimmung über bie Eintragung des Eigenthümers. 


Artilel 15. 
€. Art. 14. Begt. 6.20. 8.B.0.0.9. 6.12. 61.8.8. 9.9. 6. 2627. 


1. Bei den Grundftüden, an denen ein getheiltes Eigenthum, ein Unter und ein Ober: 
eigenthum befteht, wiirde in Ermangelung einer gefeglihen Vorſchrift der Obereigentgilmer als 
Eigenthümer einzutragen fein, denn das Untereigentfum (dominium utile) ift in Wahrheit fein 
Eigenthum, fondern nur ein Recht an fremder Sache (vgl. Windſcheid-Kipp Band. Bd. 1 
$. 1698 Anm. 9, Endemann 8b. 2 8.95). In Uebereinftimmung mit dem bißherigen Redjte 
(vgl. R.®. 28 ©. 226 und die GrumdbudsEinfüßrungsgefepe für Hannover 8. 7, für Frankfurt 
8.20 und für Lauenburg $. 14) beftimmt dagegen Art. 15, daß ber Untereigeuthümer, „ber 
jeweilig zu Befig und Nupung Berechtigte” als der Eigenthümer einzutragen fei. 

Damit aud die Rechte des Obereigenthümers aus dem Grundbuch erhellen und jedem 
Erwerber des Gutes oder eines Rechtes an diefem entgegengehalten werden können, tit auch „die 
Eigenſchaft des Gutes” ald Lehns-, Meier-, Familienfideikommißgut zc. als Verfügungsbeihräntung 
einzutragen (dgl. oben ©. 129). „Letere entfpricht der reichsgeſehlichen Vorſchrift des Art. 61 
des E.G. 5. B.G. B., wonach bie fi aus dem Familienfibeilommiß- oder Lehnsverband ergebende 
Berfügungsbeihräntung gegenüber einem Dritten, der ein Recht an dem Grunbftüde durch Rechts 
geihäft erwirbt, nur wirkſam ift, wenn fie ans dem Grundbuch erfihtlid oder dem Erwerber 
befannt ift.“ (Begr.) 

2. Während Abi. 1 die Eintragung ber Güter, der Grundſtüde regelt, ſchreibt Abſ. 2 die 
entſprechende Form der Eintragung für Hypotheken, Grundfhulden oder Renten- 
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Artikel 16. 

Bel Familienfideifommiffen, bie unter Aufficht einer Fideilommißbehörde 
Stehen, erfolgt die Eintragung ber Fideikommißeigenſchaft auf Erfuchen diefer 
Behörde, die Eintragung des Fideitommißfolgers auf Grund einer Befcheinigung 
der Behorde über feine Werechtigung, die Loſchung der Fideifommißeigenfchaft auf 
Grund einer Vefcheinigung ber Behörde über das Erlöjchen oder auf Grund eines 
von der Wehörde beftätigten Familienſchluſſes über die Aufhebung der Eigenfchaft. 

Auf die Vefcheinigung über die Verechtigung des Fideikommißfolgers finden 
die für den Erbſchein geltenden Vorfchriften entjprechende Anwendung. 


ſqulden vor, welde „als Wusgleihung des Werthes eines abveräußerten Trennſtüds“ (Begr.) 
au dem Nerband eines Gutes der im Abſ. 1 bezeichneten Urt, oder welche zu einem Familien- 
Adeitommiiie gebüren, Vei einem Familienfideitommiſſe wird alſo wicht unterjdieden, ob ein 
Hat vordanden IN oder od das Familienfibeilommikvermögen überhaupt nicht in Grundbeiig, 
fondern z. V. nur in Dopotdeken heitebt. 

In diefen Küllen fol ale Gläubiger der Hupothel :c. der Nufungsbereitigte, aljo inz- 
defondere der Rumilienfideitommißbefiper und nicht etwa der Cbereigenthümer, bie Familie oder 
dat Aumilienkdeitummiß alt ſolches eingetragen, daneben aber die Zugehörigkeit zu dem Gutt« 
verdand aber Namilienfidellommis alt Verfügungetbeichräntung gebucht werden ‚ebenfo für bas 
Nüdene Recht K.w. 14 EAN Vacdh der Vegr. fol durch dieie Vorſchriit den Beiteningen 
vowedeuat werden. gu denen die Winttugung von Süpotbefen für das Fideifommig, namentlich 
dei Nwangieriteigerungen und Swangsvenwaltungen vielfach dadurch Anlah gegeben bat. daß 
der Name Des Weredtigten aut dem Wrundbuce nicht eriichtlid mar. 

A Tee Eintragung der Weriügungsbeiräulung ericlgt im Falle det Abi. 1 des Ar. 15 
an Adideuung TI IE Gramdduttatt Dal. Ay. Ver. $ 1 Jin. 7 und im Sole des 
Mir Spalte Veronderungen der Adid DIT: cd Ne Veriäguemgsteibräntung glei bei der E= 
naar der Doderdet eder ent Mer dermerki mir), macht feinen Unteribier: amb erkerex 
Wis isst ne Sinogung vide in den Spulen I Nie 4, ſeaders im dem Snolien 5 tes 
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Artikel 17. 

Fideitommißbehörde im Sinne des Artikel 16 ift die Behörde, welche gefeglich 
als folche beftellt oder welcher das Fideifommiß ftiftungsmäßig zur Beauffichtigung 
unterftellt ift. 

Ein Fideikommiß kann fortan ftiftungsmäßig nur dem Oberlandeögerichte 
zur Beauffichtigung unterftellt werden. Die Beitimmung bedarf der Genehmigung 
des Juftizminifters, ſofern nicht die Verfügung, durch die fie getroffen wird, der 
landesherrlichen Genehmigung unterliegt. 


Artikel 18. 

In Ermangelung einer Fideilommißbehörde erfolgt die Eintragung jowie bie 
Löſchung der Fibeifommißeigenfhaft auf Grund des Nachweiſes ihrer Entjtehung 
oder Endigung, die Eintragung bes Fideikommißfolgers auf Grund der Be— 
ſcheinigung des Gerichts über die Berechtigung des Fideikommißfolgers. 

Auf die Beſcheinigung finden die für den Erbfchein geltenden Vorjchriften 
entiprechende Anwendung. Zujtändig für die Ertheilung ift das Amtsgericht, bei 
welchem das Grundbuch über den Gegenftand des Fideilommifjes geführt wird. 
Umfaßt das Fideilommiß Gegenftände, über die da8 Grundbuch von verjchiedenen 
Amtögerichten geführt wird, fo ift das örtlich zuftändige Gericht nach $. 20 des 
Ausführungsgefeges zum Gerichtäverfaffungsgefege zu beitimmen. 


drücklich die Belaftung eines Familienfideilommißguts mit einer Revenllenhypothek (vgl. oben 
©. 69); dagegen enthält rt. 61 die ©. 395 Erf. 1 bereit8 ermähnte Einſchrantung des Vor— 
behalts, welche die Vorſchriften des B.G.B. über den öffentlichen Glauben bes Grundbuchs auch 
auf da8 Familienfideifommißreht erjtredt (vgl. Pland Bd. 6 ©. 1309ff.); auch diefe Ein- 
ſchränkung bringt indefien für daß preußiſche Recht feine Neuerung (vgl. Achilles-Strecker 
©. 84). Ebenſo wie das Reichsrecht, laſſen aud die preuß. Ansführungsvorfäriften, von einer 
unerheblichen Beltimmung über bie elterlihe Gewalt der Mutter abgejehen (A.G. z. B.G. B. 
Art. 69 8.2), das materielle Fideilommißrecht unberührt, Vgl. über diefes Neubauer, Zus 
fammenftelungen des in Deutſchl. geltenden Rechtes betr. Stammgüter zc., Berlin 1879, ©. 1ff.; 
Lewis, das Recht des Familienfideikommiſſes, Berlin 1868, und in Hirths Aunalen des 
Deutſchen Reiche, Jahrgang 1879 ©. 465 ff.; zur Ergänzung ift das Gefep, betr. die Familien— 
fideitommiffe in Neuborpommern und Rügen, vom 12. Juli 1896 (G.S. 5. 162) Hinzuzufügen. 

Aehnlich verhält es ſich mit den das Gamilienfideitommißrecht betreffenden Beitimmungen 
des formellen Grundbuchrechts. Sie find zwar nicht, wie das materielle Fideikommißrecht, eine 
ſach aufrecht erhaften, aber bie neuen Vorſchriſten (MG. Art. 15—18, Rpl. BO. Art. 37) 
ftimmen im Wefentlihen mit dem bisherigen Rechte überein. 

2. Da das Familienfideilommißrecht nicht für die ganze Monarchie einheitlich geregelt iſt, 
ingbefondere nicht alle Fideitommifje der Aufficht einer Fideiklommißbehörde unterftehen, unters 
ſcheidet das A.G. zwiſchen den unter der Aufficht einer ſolchen Behörde ftehenden Fidellommifjen 
(Art. 16) und den übrigen (Axt. 18) und regelt im Urt. 17 die Frage, melde Behörde als 
Fideifommihbehörde anzufefen ift. Dieſe iſt entweder bie gefeblich ober die ftiftungsmäßig als 
foldje beftellte Behörde. 

a. Stiftungsmäßig fann ein Familienfideilommiß fortan nur noch dem Oberlandess 
gerichte zur Beaufſichtigung unterftellt werden. Diefe Vorſchrift ftimmt mit den Beftimmungen der 
Grundbug-Einführungsgefege für Frankfurt ꝛc. 8. 21 Abſ. 1 und für Lauenburg 8. 15 Abf. 3 
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Artikel 16. 

Bei Familienfideitommiffen, die unter Aufficht einer Fideilommißbehörde 
ſtehen, erfolgt die Eintragung der Fideilommißeigenſchaft auf Erſuchen diefer 
Behörde, die Eintragung des Fideitommißfolgers auf Grund einer Beicheinigung 
der Behörde über feine Berechtigung, die Löfhung der Fideifommißeigenfchaft auf 
Grund einer Beicheinigung der Behörde über das Erlöſchen oder auf Grund eines 
von der Behörde bejtätigten Zamilienfchluffes über die Aufhebung der Eigenfchaft. 

Auf die Beſcheinigung über die Berechtigung bes Fibeifommißfolgers finden 
die für den Erbſchein geltenden Vorſchriften entjprechende Anwendung. 


ſchulden vor, welche „als Ausgleichung bes Werthes eines abveräußerten Treunſtücs“ (Begr.y 
zu bem Verband eined Gutes der im Abſ. 1 bezeichneten Urt, oder welche zu einem Familien» 
fibeitommiffe gehören. Bei einem Zamilienfideitommifje wird alſo nicht unteriieden, ob ein 
Gut vorhanden iſt oder ob das Familienfideitommißvermögen überhaupt nicht in Grumdbelig, 
fondern z. B. nur in Hupothelen befteht. 

In diefen Fällen foll als Gläubiger ber Hypothek‘2c. der Nutzungsberechtigte, alfo ins- 
beſondere ber Familienfideikommißbeſitzer und nicht etwa ber Obereigenthümer, die Familie oder 
das Familienfideilommiß als ſolches eingetragen, daneben aber die Zugehörigkeit zu dem Guts- 
‘verband oder Familienfideikommiß als Verfügungsbeſchränkung gebucht werden (ebenfo für dag 
frühere Recht K.G. 14 ©. 159. Nach der Begr. fol durch dieſe Vorſchrift den Weiterungen 
vorgebeugt werben, zu denen die Eintragung von Hypotheken für das Fideikommiß, namentlich 
bei Bwangdverfteigerungen und Zwangsverwaltungen vielfah badurd; Anlaß gegeben hat, daß 
der Name des Berechtigten aus dem Grundbuche nicht erſichtlich war. 

3. Die Eintragung der Berfügungsbefhräntung erfolgt im alle des Abf. 1 des Art. 15 
in Abtheilung II de Grundbuchblatis (ogl. Allg. Verf. 8.11 Ziff. 2 und im Falle des Abſ. 2 
in ber Spalte Veränderungen ber Abth. IIT; ob die Verfügungsbeichräntung gleich bei der Ein- 
tragung der Hhpothel oder erſt fpäter vermerkt wird, macht feinen Unterfchied; auch eriteren 
Sales erfolgt ihre Eintragung nicht in den Epalten 1 bis 4, fondern in den Epalten 5 bis 7 
der Abth. III (Allg. Verf. $. 12 Abſ. 2). 

Einzutragen ift „die Eigenſchaft bes Gmtes“ und nad) Abſ. 2 die Zugehbrigkeit der Hypo— 
thet zc. zu dem Verbande bed Gutes oder zu dem Familienfideikommiſſe. Daraus ift jedoch 
nicht zu folgen, daß eine Eintragung wie: „Das Grundftüd iſt ein Lehnsgut“ genügt, viel⸗ 

„mehr muß aud der Obereigentglimer genannt und bei Familienfideitommifien der weſentliche 
Inhalt der Stiftungsurtunde, insbeſondere die Familie oder die Tinte, für die dad Fideilommiß 
errichtet ift, eingetragen werben; dieſe Eintragung kann durch Bezugnahme auf das der Ein- 
tragung zu Grunde liegende Ecſuchen erfept werden (vgl. oben ©. 167 Erl. 2b, ©. 187 
Borbm. V 2. 

4. Ueber die im Art. 15 Abf. 1 vorgefchriebene entipredhende Anwendung bes 8.41 Abſ. 1 
der ©.8.D. auf Familienfideilommiſſe vgl. S. 400 Erl. 7a zu Art. 16-18. 


b. Familienfibeitommiffe. 
Artitel 16-18. 
€. Art. 15-17. Begr. S. 20f. 2.8.0.9.9. 6.18. 


4. Das materielle Familienfideikommißrecht ift von dem neuen Reichsrechte faſt völlig 
unberüßrt geblieben. Das EG. z. B.G.B. rt. 59 enthält einen allgemeinen Vorbehalt zu 
Gunften der Iandeögefeglichen Vorſchriften über bie Familienfideilommiſſe; Art. 60 geftattet aus · 
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Artikel 17. 

Fideikommißbehörde im Sinne des Artikel 16 ift die Behörde, welche geſetzlich 
als folche bejtellt oder welcher das Fideikommiß ftiftungsmäßig zur Beaufſichtigung 
unterftellt ift. 

Ein Fideifommiß kann fortan ftiftungsmäßig nur dem Oberlandesgerichte 
zur Beauffichtigung unterftellt werden. Die Beftimmung bedarf der Genehmigung 
des Iuftizminifters, fofern nicht die Verfügung, durch die fie getroffen wird, der 
landesherrlichen Genehmigung unterliegt. 


Artikel 18. 

In Ermangelung einer Fideikommißbehörde erfolgt die Eintragung jowie die 
Löſchung der Fideikommißeigenſchaft auf Grund des Nachweifes ihrer Entjtehung 
oder Endigung, die Eintragung des Fideikommißfolgers auf Grund ber Be- 
fcheinigung des Gerichts über die Berechtigung des Fibeifommißfolgers. 

Auf die Beicheinigung finden die für den Erbſchein geltenden Vorfchriften 
entfprechende Anwendung. Zujtändig für die Ertheilung ift das Amtsgericht, bei 
welchem das Grundbuch über den Gegenftand des Fideikommiſſes geführt wird. 
Umfaßt das Fideikommiß Gegenftände, über die das Grundbuch von verjchiedenen 
Amtsgerichten geführt wird, fo ift das örtlich zuftändige Gericht nad $. 20 des 
Ausführungsgefees zum Gerichtsverfaffungsgefege zu beftimmen. 


drüdli die Belaftung eines Familienfideikommißguts mit einer Meventienhypothef (vgl. oben 
©. 69); dagegen enthält Art. 61 die S. 395 Erf. 1 bereits erwähnte Einihräntung des Vor— 
behalts, welche die Vorſchriften des B.G.B. über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs auch 
auf das Familienfideikommißrecht eritredt (vgl. Pland Bd. 6 ©. 130ff.); auch dieſe Ein- 
ſchränkung bringt indefien für daß preußiiche Recht feine Neuerung (vgl, Uchilles-Streder 
©. 84). Ebenfo wie das Reichsrecht, laſſen aud die preuß. Ansführungsvorſchriften, von einer 
unerheblichen Veftimmung über die elterlihe Gewalt der Mutter abgejehen (U.®. z. B.G. B. 
Art. 69 8.2), das materielle Fideilommißrecht unberührt, Vgl. über diefes Neubauer, Bus 
fammenftellungen des in Deutſchl. geltenden Rechtes betr. Stammgüter 2c., Berlin 1879, ©. 1ff.; 
Lewis, das Recht des Familienfideilommiffes, Berlin 1868, und in Hirths Annalen des 
Deutihen Reichs, Jahrgang 1879 S. 465 ff.; zur Ergänzung ift das Gefep, betr. die Familien- 
fideitommifie in Neuborpommern und Rügen, vom 12. Juli 1896 (G.S. 5. 162) hinzuzufügen. 

Aehnlich verhält es fih mit den das Familienfideikommißrecht betreffenden Beſtimmungen 
des formellen Grundbuchrechts. Sie find zwar nicht, wie das materielle Fideikommißrecht, eins 
fach aufrecht erhalten, aber bie neuen Vorſchriften (A.G. Art. 15—18, Kal. BD. Art. 37) 
ftimmen im Weſentlichen mit dem bisherigen Rechte überein. 

2. Da das Familienfideikommißrecht nicht für die ganze Monarchie einheitlich geregelt ift, 
insbeſondere nicht alle Fideilommiſſe der Auffiht einer Fideikommißbehörde unterſtehen, untere 
ſcheidet das A.G. zwiſchen den unter der Aufficht einer ſolchen Behörde ftehenden Fideilommiſſen 
(Art. 16) und den übrigen (rt. 18) und regelt im Art. 17 bie Frage, welche Behörde als 
Fideitommißbehörbe anzufegen ift. Diefe ift entweder die geſetzlich oder die ftiftungsmäßig als 
ſolche beftellte Behörde. 

a. Stiftungsmäßig fann ein Samilienfideilommiß fortan nur noch dem Oberlandes- 
gerichte zur Beauffichtigung unterftellt werden. Diefe Vorſchrift ftimmt mit den Beftimmungen der 
Grundbuch⸗Einführungsgeſetze für Frankfurt 2c. 8. 21 Abf. 1 umd für Lauenburg 8. 15 Abf. 4 
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überein. Im Uebrigen konnten nad) bem bisherigen Rechte auch andere Behörden mit der Auf- 
ſicht betraut werden und diefe behalten auch für die Zufunft ihre Zuftändigteit, da nur die Neu— 
beftellung anderer Fideitommißbehörden ausgeſchloſſen ift. Durch die Vorſchrift des Abf. ? Cap 1 
fol vor allem ausgeſchloſſen werben, daß mit der Beauffichtigung ein Landgericht oder ein Amts- 
gericht betraut werben könne (8.8.); dagegen ift es zuläffig, daß neben dem Oberlanbesgericht 
einer anderen Behörde, etwa einer Landſchaftsdirektion, die Beauffihtigung z. U. des Wirthſchafts- 
betrieb8 zugewieſen wirb (Begr.). 

Die ftiftungsmößige Beftimmung. dab das Familienfideitommiß der Auffiht des Ober- 
landesgerichts unterjtehen fol, bedarf der Genehmigung des Zuftizminifters, e8 fei denn, daß 
zu der Verfügung, melde die Beitimmung enthält, nad) dem maßgeblihen Fideilommißgeſetze 
bie Tandesherrlihe Genehmigung erforderlich iſt. Auch dieſe Vorſchrift des Art. 17 Abſ. 2 
Sag 2 ftimmt mit ben angeführten Vorſchriften für Frankfurt zc. und Lauenburg überein. 

b. Gefegli find ald Fibellommißbehörben beitellt: für den Geltungsbereich des Allg. 
Landrechts das Oberlandesgericht, in deſſen Bezirfe der Stifter bei Errichtung bes Fideilommiſſes 
feinen Wohnſitz hatte (Gef. v. 5. März 1x55, N.G. z. ©.8.®. 8. 49; Verf. des Juſt. Min. v. 
24. Juli 1867 u. 18. Juli 1989 bei Gruch. 33 ©. 850f.); für Neuvorpommern und Rügen 
das Oberlandesgericht Stettin nach näherer Vorſchrift des Grundbuch-Einf. Geſ. 9. 26 und des 
in Erf. 1 erwähnten Geſehes vom 12. Juli 1896 $. 2; für die landrechtlichen Theile der 
Provinz Hannover das Amtögeriht der befegenen Sache (Grundbuch-Einf. Geſ. $. 14 Abi. 1); 
für die vormals Großherzogl. Heffiihen Gebietstheile ebenfalls das Amtsgericht (Grundbuch- 
Einf. Geſ. v. 19. Auguft 1895 8. 21 Abſ. 2); vgl. aud für Schleswig-Holftein BD. vom 
2%6. Juni 1867 (©.©. ©. 1073) 8.25 Ziff. IV und für Kaſſel V. O. von demfelben Tage (G. S. 
©. 1055) 8. 14 Bif. IV, umd Über die Aufreterhaltung der angeführten Vorſchriften der 
Grundbud:Einf.Gefege unten Art. 33 Biff. 3, 5, 11 bes A.G. 

In den nicht angeführten Gebietatheilen giebt es keine geſehlich beftellte Fibeitommike 
behörben. 

3. Die Eintragung der Fideikommiheigenſchaft erfolgt 

a. bei ben unter Aufficht einer Fideiklommißbehörde ftehenden Familien— 
fideifommiffen auf Erſuchen biefer Behörde. Diefe Beitimmung des Art. 16 jtimmt mit 
dem bisherigen Rechte überein (preuß. ©.B.O. 8.74; ULR.IT4E. 64; Gef. vom 5. März 1855 
8. 3). Die Behörde hat von Amtswegen für die Eintragung zu forgen; ihr liegt die Prüfung 
der Entftehung bes Samilienfibeifommifjes und des der Eintragung bedükftigen Inhalts der 
Stiftungsurtunde ob. Das Grundbuchamt ift dieſer Brüfung überhoben (vgl. oben ©. 226). 

Zu dem Erfuchen ift die Behörde nicht nur in dem Falle der Neuerrihtung eines Familien— 
fideikommiſſes, fondern auch bei bdefien Erweiterung durch Zuſchlagung bisher allodialer Ver— 
mögensjtüde zuftändig. Wie ber 8. 74 der preuß. ©.B.D,, läßt aber, wie in der Begr. ©. 20 
hervorgehoben mird, auch der Urt. 16 Abſ. 1 „die Befugniß der Auseinanderſetzungsbehörde 
unberührt, bezüglich eines im Vermendungsverfahren einem Fideikommiſſe zugewiefenen Grund» 
füds das Grundbuhamt um die Eintragung der Fideitommibeigenfhaft zu erſuchen (8.6. 15 
©. 116).* 

b. Bei den nit der Auffidt einer Fideikommißbehörde unterliegenden 
Samilienfideitommijfen erfolgt die Eintragung ber Familienfideitommieigenfhaft „auf 
Grund des Nachweiſes ihrer Entftefung“ (Urt. 18 Abſ. 1). Auch dies entfpridht dem biöherigen 
Rechte (og. die Grundbuc-Einf.Gef. file Hannover 8. 14 Abſ. 2, für Frankfurt x. 8. 21 Abi. 3, 
für Lauenburg 8. 15 Abf. 2 und das Geſetz vom 3. Februar 1879, G.S. ©. 17, für Ehren» 
breitftein und das Jadegebiet), Nur für das Gebiet des Rheiniſchen Rechtes enthält es 
eine Neuerung; bier erfolgte bisher nad) $. 33 des Grundbud-Einf.Gef, die Eintragung auf 
Erſuchen des Oberftantdanwalts; diefe Vorſchrift ift durch Art. 33 Biff. 10 Befeitigt (vgl. Begr. 
©. 21). 
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Die Prüfung der Entftefung des Familienfideitommiffes liegt demnach in diefem Falle 
dem Grundbuhamt ob. Die Borausjegungen ergeben fi) aus den für die einzelnen Landed= 
theile geltenden Fibeitommißgefepen, vgl. z. B. für Hannover Gef. vom 13. April 1836 (Hannov. 
G.S. 1 ©. 33) 83. 29ff., 36, 39. (Für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankurt a. M. 
fiehe 8.8. 19 ©. 361.) 

Ueber Ort und Inhalt ber Eintragung vgl. ©. 396 Er. 3. 

4. Die Löſchung der Fideitommißeigenſchaft erfolgt mie auf Erſuchen einer Behörde, 
fonbern auf Antrag eines Betheiligten, und zwar 

a. bei ben unter Aufſicht einer Fideikommißbehörde fiehenden Famitlien— 
fideitommiffen „auf Grund einer Beſcheinigung der Behörde über das Erlöfchen oder auf 
Grund eines von der Behörde beitätigten Familienſchluſſes über die Aufgebung ber Eigenſchaft“ 
(Art. 16 Abf. 1; ebenfo preuf. ©.8.D. 8. 99); vgl. über die Familienſchlüſſe das im Gebiet 
des AUL.R. geltende Geſez vom 15. Februar 1840 (8.6. ©. 20), ausgedehnt auf Neuvors 
pommern und Rügen durch Geſetz vom 12. Juli 1896 (G.S. ©. 169; 

b. bei anderen Samilienfideilommiffen auf Grund des Nachweiſes der Endigung 
ber Fibeifommißeigenicaft. Hier gilt das in Erl. 3b Gefagte. 

5. Die Eintragung des Fideitommißfolgerd erfolgt ebenfall® nie auf Erſuchen, jondern 
ſtets auf Antrag des Fideikommißfolgers auf Grund einer amtlichen Beſcheinigung über feine 
Berechtigung (vgl. die M. z. preuß. ©.8.D. 8. 52 bei Werner 2 ©. 156; Udilled-Streder 
©. 373). Buftändig zur Ausftellung dieſer Beiheinigung ift entweder bie Fideilommißbehörde 
(Axt. 16, ebenfo preuß. ©.8.0. 8. 52) ober in Ermangelung einer folden das ıntögericht, bei 
welchem das Grundbuch über ben Gegenitand des Fideikommiſſes geführt wird, oder, wenn das 
Familienfideilommiß Gegenftände umfaßt, über welche veridiebene Amtsgerichte das Grundbud 
führen, das durch das gemeinſchaftliche obere Gericht oder durch den Jujtizminifter gemäß $. 20 
de8 AB. 5. ©... (oben ©. 364) beftimmte Wmtögericht (Art. 18 Wbf. 2 Gap 2, 3). 

In allen Fällen finden auf die Beſcheinigung die für den Erbichein geltenden Vorſchriften 
entfprehende Anwendung (vgl. oben ©. 256). 

Nach einer Entſcheidung des K.G. (R.®. 14 ©. 115) fol die dem Art. 16 entfpredende 
Vorſchrift der preuß. ©.8.D. 8. 52 aud bei ber Eintragung des von dem Stifter verſchiedenen 
erſten Fideilommißbeſitzers Anwendung finden; auch zu feiner Eintragung bedarf e3 danach einer 
Beicheinigung der Fideilommißbehörbe. 

6. Wekhe Eintragungen auf ben zu einem Familienſideilommiſſe gehörigen Grundftüden 
and Rechten erfolgen dürfen, und unter welchen Borautfegungen fie zuläffig find, befrimmt ſich 
nad) bem materiellen Rechte. 

Lediglich auf Berviligung des Fibeifommihbefigers ober auf Grund eines gegen ihn doll» 
firedbaren Schuldtitels find nur Eintragungen von Reveniienhypothefen ober -grundſchulden 
zuläffig, und auch diefe nur mit der Beichränfung, daß fie lediglich die Einkünfte während der 
Beſitzzeit des Beſtellers ergreifen; denn nur über dieſe kann der Fideilommißbeſiher frei verfügen. 
Als derartig beichräntte Revenlienhypotheten können auch Zwangshypotheken eingetragen werben. 
Bl. EG. 5. 8.6.8. Art. 60, Pland Bd. 6 ©. 141, und oben ©. 69. Auf die Loſchung 
diefer Hypotheten finden die 88. 23, 24 der G.B.O. Anwendung (vgl. über daB frühere Recht 
8.6. 9 ©. 110). 

Serner werden aud) Zwangeverſteigerungen des Fideilommihgrunftüde, gwangsverwal ⸗ 
tungen, Enteignungen, ®emeinheitstheilungen u. ä. und bie bamit in Verbindung ftehenden Ein- 
tragungen durch die Fideikommißeigenſchaft nicht gehindert. 

Zu fonjtigen Eintragungen bedarf e8 im Gebiete des U.L.R. regelmäßig eines Familien- 
ſchluffes ausnagmömeife genügt bie Zuftimmung zweier Anwärter: Tgl. MLR. II 4 38. 76ff. 
und das angeführte Gel. v. 15. Februar 1840, indbeiondere 88. 1, 15ff. (Bgl. ferner R.G. 34 
©. 225, 8.6. 5 ©. 115, 8 ©. 250, 16 ©. 108; Förfter ©. 284ff.) 


400 Ausführungdgefeg zur ©.B.D. Art. 19. 


Artikel 19. 

Auf die Eintragung eines Lehnsfolgers und die Löfchung der Lehnseigenſchaft 
finden die Vorfchriften des Artikel 16, auf die Eintragung ſowie die Löfchung 
der Stammgutseigenfchaft und die Eintragung des Stammgutsnachfolgers finden 
die Vorjchriften des Artifel 18 entiprechende Anwendung. 

Bei Erbftammgütern nach Bremiſchem Ritterrechte kann die Eintragung fowie 
die Löſchung auch auf Antrag des Präfidiums der Bremifchen Ritterſchaft ($. 7 
be3 revibirten Nitterrechts vom 19. April 1847) erfolgen. 


Für Hannover ift $. 35 des angeführten Geſ. vom 13. April 1836 zu vergleichen. 

7. Außer den bereit3 erwähnten enthält das preußifche formelle Grundbuchrecht noch zwei 
Sonderbeftimmungen für Fibeilommiffe. 

8. Da der Familienfideilommißnachfolger nicht Erbe des Vorgängers iſt, findet auf ihm 
die Beitimmung des 8. 41 der G.B.D. nicht. ohne Weiteres Anwendung, wonach die vorgängige 
Eintragung des Erben des eingetragenen Berechtigten vor einer fein echt betreffenden Eintragung 
nicht immer erforderlich ift (vgl. oben ©. 268, 271ff). Auf Grund eines Beſchluſſes der Kome 
miffion des Wbg.Haufes it aber durch Mrt. 15 Abſ. 2 Gap 2 die entfpredende Anwendung 
des Art. 41 Abf. 1 für den all vorgeſchrieben, daß eine Hypothek, eine Grundſchuld oder 
Rentenfchuld zu dem Verband eines Familienfideikommißguts oder auch zu einem anderen, in 
Grundbefig nicht beftehenden Familienfideilommiſſe gehört, um zu verhüten, daß vor bderem 
Uebertragung oder Löſchung zunächſt die Umſchreibung auf den Nachfolger erfolgen muB (vgl. 
KB. 2.0.9. ©. 12). Für Eintragungen auf Fideitommiggrundftüden gilt dies nicht; bei dieſen 
verbleibt e8 bei der Regel des $. 40 Abi. 1 der G.B. O. 

b. Die Kgl. BO. Art. 37 erklärt entgegen ber Vorſchrijt des 8.4 ber ©.8.D., auf Grund 
des Vorbehalt im $. 86, die Führung eines gemeinſchaftlichen Grundbuchblatts für mehrere 
zu einem Familienfideifommiffe gehörende Grundſtücke auch dann für zuläffig, wenn fie in den 
Bezirken verfchiedener Grundbuchämter belegen find. Vgl. oben ©. 156. Die Veitimmung des 
zuſtändigen Grundbuchamis erfolgt gemäß $. 20 des A.G. z. ©.8.G. (oben ©. 364). 

8. Reine Anwendung finden bie vorjtehenden Beftimmungen auf die Güter der Landes- 
herren, der Mitglieder der Iandeöherrlihen Familien, der fürſtl. Familie Hohenzollern und der 
1866 entihronten Häufer. Für dieſe find in erfter Linie die Hausverfafiungen entſcheidend. 
Bgl. oben ©. 338f. und über das Kgl. Hausfideitommig Johow 5 ©. 71, über das Fidei— 
tommißvermögen des vorm, furfüritl. heſfiſchen Haufes Gel. v. 1b. März 1881, G. S. ©. 140. 


c. Lehns- und Stammgüter. 


Artitel 19. 
€. Art. 18. Begr. 6.21. 


1. Bie das Familienfideikommißrecht, fo ift aud; das materielle Lehen: und Stammguts« 
recht auf Grund des allgemeinen Vorbehalt des Urt. 59 bes EG. des B.G.B. (oben S. 396 
El. 1) von dem Reichsrecht unberührt geblieben. Bgl. Pland Bd. 6 ©. 140. Es gelten 
daher auch jegt nod die landesrechtlichen Vorſchriften; vgl. die Bujammenftelung von Neus 
bauer in dem oben ©. 397 Erl. 1 zitirten Werke, und zwar S. 77 ff. Über daß Lehenrecht und 
©. 1ff. über dad Recht der Stammgüter. 

Wie das materielle Recht, fo ift auch das formelle Grundbuchrecht bezüglich der Lehen- 
und Stammgüter faft völlig unverändert geblieben; rt. 19 giebt im Weſentlichen nur das 
geltende Recht wieder. 


Art. 19. Lehns» und Stammgilter. 401 


2. Das Lehusweſen fteht nad der BD. v. 27. Oftober 1810 (G.S. ©. 3) unter dem 
Juſtizminiſter. Zuſtändig waren in der Regel die pellationsgerihte für die Lehen ihres Ber 
sietes (ogl. auch die BO. v. 2. Januar 1349 8. 25 Nr. dj. NIS fpäter der Lehnsverband 
mehr und mehr ber Yuflöfung entgegen geführt wurde, gingen bie Funftionen des Lehnshofs 
in einzelnen Landestheilen auf die Kreißgerichte über (vgl. 3. ®. das Geſ., betr. die Auflöfung 
des Lehnsverbandes in Weftfalen, v. 3. Mai 1876, 8.6. S. 112, 8. 3). Durch das A.G. z. 
G.V. G. 88. 41, 49 ift die Buftändigteit der Kreisgerichte auf die Landgerichte, die der Appellations- 
gerichte auf die Oberlandegerichte übergegangen. 

Wegen ber 1866 mit Preußen vereinigten Gebietötheife fiehe den Allerh. Erla vom 
11. April 1868 (G.S. ©. 339), für Hannover den Allerh. Erlaß vom 29. Auguft 1884 (0.6. 
©. 341) und für Schleswig-Holftein das A.G. z. ©.8.®. 8. 49 Ziff. 1 in ber Faſſung bes 
preuß. frei. GG. Art. 130 Ziff. VI, 

In Anfehung der Thronlehen kommt aud in diefen Gebieten ber Aller. Etlaß vom 
3. Oftober 1848 (G.S. ©. 269) zur Anwendung. 

& Ueber die Vorausfegungen der Eintragung der Lehnseigenſchaft ift feine Be— 
ftimmung getroffen, weil die Neuerrichtung von Lehen unzuläifig ift (vgl. Geſ. v. 5. Juni 1852, 
G.S. ©. 319). Die Art und Weiſe der Eintragung ift durch Art. 15 (©. 395f.) geregelt. 

b. Die Löſchung ber Lehnseigenſchaft erfolgt, entfprechend der Löſchung ber Fideir 
Iommißeigenfdaft bei den unter Aufficht einer Fideilommißbehörde ftehenden Fideikommiſſen 
(vgl. oben ©. 399 Erl. 4), auf Untrag des Eigenthlimers oder eines fonftigen Antragsberech- 
figten (G.B.O. 88. 13ff.) auf Grund einer Beſcheinigung der Lehnsbehörde über das Erlöſchen 
oder auf Grund eines von dieſer Behörde beftätigten Familienſchluſſes über die Aufhebung der 
Lehnseigenſchaft. Daſſelbe befttmmte $. 99 der preuß G.B. O. Bol. über bie Familienſchlüſſe 
das oben ©. 399 Exl. 4a erwähnte Gefep vom 15. Februar 1840 (G.S. ©. 21) 8. 20; vgl. 
ferner die Geſetze, betr. die Auflöfung bes Lehnöverbandes a. in Alt⸗Vor- und Hinterpommern, 
vom 4. März 1867 (6.6. ©. 362) $. 19, b. der nad; dem Lebenrechte ber Kurmart, Altmark 
und Neumark zu beurtheilenden Lehen, vom 23. Juli 1875 (G.S. ©. 537) 8. 22, o. in der 
Prov. Weſtfalen und in den Kreiſen Rees, Eſſen (Stadt und Land), Duisburg und Mühlheim, 
vom 3. Mai 1876 (G.S. ©. 112) $. 15, d. der in dem Herzogth. Schleſien, der Grafſch. Glatz 
und dem preuß. Markgrafthum Oberlaufig belegenen Lehen, vom 19. Juni 1876 (G.S. ©. 238) 
8.17, e. im Geltungöbezirfe des Oſtpreuß. Provinzialrechts, vom 16. März 1877 (G.S. ©. 101) 
88. 18—20, f. der dem ſächſ. Lehnrechte, der Magdeburger Polizeiordnung und dem Longobar- 
diſchen Lehnrechte ſowie dem A.L.R. unterworfenen Lehen in den Prov. Sachſen und Branden- 
burg, vom 28. März 1877 (G.S. ©. 111) 88. 18, 23. Siehe auch R.G. 22 ©. 347 und über 
die Schliegung eines Alodifitationsvertrage K.G. 8 ©. 250. 

Für Hannover tft noch das Gef. vom 13, April 1887 (G.S. ©. 115) zu erwähnen, wo⸗ 
nad} das gemäh 9. 5 bes Gefeges vom 13, April 1836 eingetragene Verbot der Wereinzehung 
allodifizirter Iandtagsfähiger Lehnsgiter von Amtswegen zu Löfchen ift. 

©. Die Eintragung eines Lehnsfolgers erfolgt ebenjall® auf Grund einer Be- 
ſcheinigung der Lehnsbehörde über feine Berechtigung, ebenfo wie nad; dem biöherigen Rechte 
(preub. G. B.O. 8. 52). 

3. Ueber bie Stammgüter enthält die G.B. O. vom 5. Mai 1872 keine beſonderen Vor⸗ 
ſchriften, wohl aber das Grundbud-Einf.Gel. für Hannover 5.14 Abſ. 2. Mit diefer Beftimmung 
ſtimmt bie Vorſchrift des Art. 19 überein. 

Ueber die Eintragung und Löihung der Stammgutseigenſchaft und die Eintragung des 
Stammgutänachfolgers gilt dafjelbe wie über die entſprechende Eintragung bei nicht unter Auf- 
fit einer Fibeitommißbehörde ftehenden Samilienfideilommifien, vgl. S. 398f. Erl. 3b, 4b und 5. 
Nur für die Erbftammgüter des Bremiſchen Ritterrechts in der Brov. Hannover gilt die Ause 
nabmebeftimmung bes Art. 19 Abſ. 2. Das revibirte Ritterrecht vom 19. April 1847 ift ab» 
gedrudt bei Rud orff, das Hannov. Privatreht (Hannover 1884). ©. 204ff. 
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Artikel 19. 

Auf die Eintragung eines Lehnsfolgers und die Löſchung der Lehnseigenſchaft 
finden die Vorjchriften des Artikel 16, auf die Eintragung fowie die Löſchung 
der Stammgutseigenjchaft und die Eintragung des Stammgutsnachfolgers finden 
die Vorfchriften des Artifel 18 entiprechende Anwendung. 

Bei Erbftammgütern nad Bremifchem Ritterrechte fann die Eintragung fowie 
die Löfhung auch auf Antrag des Präſidiums der Bremifchen Ritterſchaft ($. 7 
des revidirten Nitterrechts vom 19. April 1847) erfolgen. 


Fur Hannover ift $. 35 des angeführten Gel. vom 13. April 1835 zu vergleichen. 

7. Außer ben bereit$ erwähnten enthält das preußiſche formelle Grundbuchrecht nod zwei 
Sonberbeftimmungen für Fideitommiffe. 

8. Da der Fomilienfideikommißnachfolger nicht Erbe des Vorgängers iſt, findet auf ihm 
die Beſtimmung des 8. 41 der ©.B.D. night. ohne Weiteres Anwendung, wonach die vorgängige 
Eintragung des Erben des eingetragenen Bereditigten vor einer fein Recht betreffenden Eintragung 
nicht immer erforderlich ift (ogl. oben S. 268, 271ff). Auf Grumd eines Beichluſſes der Roms 
miffion des Wbg.Haufes iit aber durch Art. 15 Abſ. 2 Sag 2 die entiprechende Anwendung 
des Art. 41 Abſ. 1 für dem Fall vorgefhrieben, daß eine Hypothek, eine Grundſchuld ober 
Rentenſchuld zu dem Verband eines Familienfibeitommißguts oder aucd zu einem anderen, in 
Grumdbefig nicht beftehenden Familienfibeitommifje gehört, um zu verhüten, daß vor deren 
Uebertragung oder Löfhung zunächſt die Umſchreibung auf den Nachfolger erfolgen muß (vgl. 
RB. d.N.H. ©. 12). Für Eintragungen auf Fibeitommißgrundftüden gilt dies night; bei diefen 
verbleibt e8 bei der Regel des 8. 40 Abf. 1 der G.B.D. 

b. Die Kgl. BD. rt. 37 erklärt entgegen ber Vorfäriit des 8.4 der G. B. O., auf Grund 
bes Vorbehalts im 8. 86, bie Führung eines gemeinſchaftlichen Grundbuchblatts für mehrere 
zu einem Famifienfideitommiffe gehörende Grundſtüce aud dann für zuläffig, wenn fie in den 
Bezirken verſchiedener Grundbuchämter belegen find. gl. oben ©. 156. Die Beftimmung des 
zuſtändigen Grundbuhamts erfolgt gemäß $. 20 des A.G. z. G.8.®. (oben ©. 364). 

8. Keine Anwendung finden die vorftehenden Beftimmungen auf die Güter ber Landes 
herren, der Mitglieder der Iandesherrlihen Familien, der fürjtl. Familie Hohenzollern und der 
1866 entthronten Häufer. Für diefe find in erſter Linie die Hausverfafjungen entſcheidend. 
Bgl. oben S. 338f. und über das Kgl. Hausfideitommiß Jo how 5 ©. 71, über das Fidei— 
lommißvermögen bes vorm. hırfürjtl. heſſiſchen Hauſes Bei. v. 16. März 1881, G.S. ©. 140. 


c. Lehns- und Stammgäüter. 


Artitel 19. 
€. Art. 18. Begr. 6. 21. 


1. Wie das Familienfideilommißrecht, fo ift aud daS materielle Lehen: und Stammguts- 
recht auf Grund des allgemeinen Vorbehalts des Art. 59 des EG. des B.G.B. (oben S. 396 
Erl. 1) von dem Reichsrecht unberührt geblieben. Vgl. Pland Bb. 6 ©. 140. Es gelten 
daher auch jet nod die landesrechtlichen Vorſchriften; vgl. bie Bujammenftelung von Neu⸗ 
bauer in dem oben ©. 397 Erl. 1 zitirten Werte, und zwar S. 77 ff. über daß Lehenreht und 

©. 1ff. über das Recht der Stammgiter. 

Wie das materielle Recht, fo ift auch das formelle Grundbuchrecht bezüglich der Lehen⸗ 
und Stammgüter faft völlig unverändert geblieben; Urt. 19 giebt im Wefentlien nur das 
geltende Medht wieder. 


Art. 19. Lehns- und Stammgilter. 401 


2. Das Lehnsweſen fteht nach der V.O. v. 27. Oftober 1810 (G.S. ©. 3) unter dem 
Juſtizminiſter. Buftändig waren in der Regel die Apellationsgerichte für die Lehen ihres Be— 
zirkes (vgl. auch die BO. v. 2. Januar 1349 8. 25 Nr. 4). Als fpäter der Lehnsverband 
mehr und mehr der Auflöfung entgegen geführt wurde, gingen die Funktionen des Lehnshofs 
in einzelnen Sanbestheilen auf bie Rreiägerichte über (vgl. 3. 8. das Gel, betr. die Auflöfung 
des Lehnsverbandes in Weftfalen, v. 3. Mai 1876, G.S. ©. 112, $. 3). Durch das A.G. z. 
G.V. G. 88. 41, 49 ift die Buftändigfeit der Kreiögerichte auf die Landgerichte, die der Appellations- 
gerichte auf die Oberlandeögerichte übergegangen. 

Wegen der 1866 mit Preußen vereinigten Gebietstheile fiehe den Allerh. Erlaß vom 
11. April 1868 (G.S. ©. 339), für Hannover den Alerh. Etlaß vom 29. Yuguft 1884 (G. S. 
©. 341) und für Schleswig-Holftein das A.G. z. ©.8.G. 8. 49 Ziff. 1 in der Faſſung bes 
preuß. freim. G.G. Art. 130 Ziff. VII. 

In Anfehung der Thronlehen kommt aud in biefen Gebieten der Allerh. Erla vom 
3. Oftober 1848 (G.S. ©. 269) zur Anwendung. 

a. Ueber die Borausfegungen der Eintragung der Lehnseigenſchaft ift feine Ber 
ftimmung geteoffen, weil bie Neuerriditung von Lehen umzuläffig ift (ngl. Gel. v. 5. Zumi 1852, 
G.S. ©. 319). Die Urt und Weiſe der Eintragung tft dur Art. 15 (S. 395 f.) geregelt. 

b. Die Löſchung ber Lehnseigenſchaft erfolgt, entſprechend der Löſchung ber Fideis 
tommißeigenfhaft bei den unter Auffiht einer Fideilommißbehörde ftehenden Fideikommiſſen 
«(ogl. oben ©. 399 Erl. 4), auf Untrag des Eigenthümers oder eines fonftigen Antragsbereh- 
tigten (G. B.O. 38. 13ff.) auf Grund einer Beſcheinigung der Lehnsbehörde über das Erlöſchen 
ober auf Grund eines von dieſer Behörde beftätigten Familienſchluſſes über die Aufhebung der 
Lehnseigenſchaft. Dafjelbe beftimmte 8. 99 der preuß. G.B.O. Bol. über die Familienſchlüſſe 
das oben ©. 399 Erl. 4a erwähnte Gejeg vom 15. Februar 1840 (6.6. ©. 21) 8. 20; vgl. 
ferner die Geſetze, betr. bie Auflöfung bes Lehnsverbandes a. in Alt-Bor- und Hinterpommern, 
vom 4. Mär; 1867 (G.S. ©, 362) $. 19, b. ber nad) bem Lebenrechte der Kurmark, Altmark 
und Neumark zu beurtheilenden Lehen, vom 23. Juli 1875 (©.6. ©. 537) 8. 22, c. in der 
Prov. Weſtfalen und in den Kreifen Rees, Efjen (Stadt und Land), Duisburg und Mühlheim, 
vom 3. Mai 1876 (GS. ©. 112) 8. 15, d. der im dem Derzogth. Schleſien. der Grafſch Glag 
und dem preuß. Markgrafthum Oberlaufig befegenen Lehen, vom 19. Juni 1876 (G.S. ©. 238) 
8.17, e. im Geltungäbezirte des Oftpreuh. Provinziafrehts, vom 16. März 1877 (8.6. &. 101) 
88. 18—20, f. der dem ſächſ. Lehnrechte, der Magdeburger Polizeiordnung unb dem Longobar—⸗ 
difhen Lehnrechte jowie dem A.L.R. unterworfenen Lehen in ben Prov. Sachſen und Branden- 
burg, vom 28. März 1877 (G.S. ©. 111) 88. 18, 23. Siehe auch R.G. 22 ©. 347 und über 
die Schließung eines Allodifikationsvertrags K.G. 8 ©. 250. 

Für Hannover ift no das Gef. vom 13. April 1887 (G.S. ©. 115) zu erwähnen, wos 
nad) das gemäß 8. 5 des Geſehes von 13. April 1836 eingetragene Verbot der Vereinzelung 
allodifizirter Iandtagsfähiger Lehnsgüter von Amtswegen zu Löfchen ift. 

© Die Eintragung eines Lehnsfolgers erfolgt ebenfalld auf Grund einer Bes 
ſcheinigung der Lehnsbehörde über feine Berechtigung, ebenjo wie nad dem bisherigen Rechte 
(preuß. 6.8.0. 8. 52). 

3. Ueber die Stammgüter enthält die &.8.O. vom 5. Mai 1872 keine befonderen Vor— 
ſchriften, wohl aber das Grundbud-Einf.Gef. für Hannover $. 14 Abſ. 2. Mit diefer Beftimmung 
ftimmt die Vorſchrift des Art. 19 überein. 

Ueber die Eintragung und Löſchung ber Stammgutseigenfhaft und die Eintragung des 
Stammgutsnachfolgers gilt dafjelbe wie über die entſprechende Eintragung bei nicht unter Auf- 
fiht einer Sibeitommihbehörbe ftehenden Zamitienfibeitommiffen, vgl. ©. 398f. El. 3b, Ab und 5. 
Nur für die Exrbftammgüter des Bremiſchen Ritterrechts in der Prod. Hannover gilt die Aus- 
nahmebeitimmung bes Art. 19 Abf. 2. Das revidirte Ritterrecht vom 19. April 1847 ift ab» 
gedrudt bei Rudorff, das Hannov. Privatrecht (Hannover 1884). ©. 204ff. 


402 Ausfuhrungsgeſetß zur G. B. O. Urt. 20. 


Artikel 20. 

Im Falle der Veräußerung eines Theiles eines Grundſtücks, das im Lehns-, 
Fibeilommiß-, Erbitammguts-, Stammguts- ober Leiheverbande fteht oder mit 
Realfaften, Hypotheken, Grundfchulden oder Rentenfchulden belaftet ift, kann der 
Theil auf Grund eines Unfchädlichfeitszeugnifies der zuftändigen Behörde frei 
von allen oder einzelnen Belaftungen des Hauptgrundftüds von diefem ohne Die 
Bewilligung der Berechtigten unter folgenden Vorausfegungen abgefchrieben werben: 

1. Wird der Grundftüdstheil gegen Auferlegung einer Rente veräußert, 
fo kann die Abfchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig die Rente 
auf dem Grundftüdstheile mit dem Vorrange vor fonftigen Belaftungen 
als Reallaſt zu Gunften des jeweiligen Eigenthümers de3 Haupt 
grundſtücks eingetragen und auf dem Blatte des Hauptgrundſtücks 
vermerkt wird. Zu ben Belaftungen, denen die Rente vorzugehen 
hat, gehören nicht die auf Grund des Gefeges, betreffend die Be— 
förderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juni 1891 
(Gejeg-Samml. S. 279) feitgeftellten Rentenbanfrenten. 

2. Wird der Grunditüdstheil gegen ein anderes Grundſtück vertaufcht, 
fo kann die Abjchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig das ein— 
getaufchte Grundſtück dem Hauptgrundftüc als Beſtandtheil zugefchrieben 
wird; ift ein Ausgleihungsfapital feftgeftellt, fo finden auf diefes Die 
unter Nr. 3 für ein vereinbartes Kaufgeld gegebenen Vorjchriften 
Anwendung. 


4. AUnfgädligkeitsjeugnife. 
Artitel 20. 
€. Urt. 19. Begr. 6. 21—23. 


1. Nach Art. 120 Abſ. 1 des EG. z. B.G.B. bleiben die materiellrechtlicen Ianbeögefeg- 
lien Borfäriften unberührt, „nach melden im Falle der Veräußerung eines Theiles eines 
Grundftüds diefer Theil von den Belaftungen des Grundſtüds befreit wird, wenn bon der zu⸗ 
ftändigen Behörde feftgeftelt wird, daß die Mechtänderung für die Berechtigten unſchädlich ift“. 
Auf Grund diefes Vorbehalts beftimmt Art. 19 des A.G. z. B.G.B.: 

„Die beitehenden Vorſqhriften über die Ertheilung von Unſchädlichteitszeugniſſen 
zum Bwede der Vetreiung eines Theile eines Grundſtüds von befien Belaftungen 
bleiben mit folgenden Maßnahmen in Kraft: 

4. Bei der Entſcheidung, ob der Grundſtückstheil im Verhältniſſe zum Hauptgrund» 
ftüde von geringem Werthe und Umfang if, wird. wenn bie Belaftungen, von denen 
der Theil befreit werden foll, noch auf anderen Grundftüden defielben Eigenthümers 
haften, die Gefammtheit der belafteten Grundftüde als Hauptgrundftüd behandelt. 

2. Das Unſchädlichteitszeugniß fann auf einzelne Belaftungen beſchränkt werden.” 

Dieje beiden Neuerungen werden duch die Begr. (Abi. 3) zu den Urt. 18,19 des E. des 
A.G. z. B. G. B. folgendermaßen erläutert: „Nach ben beſtehenden Vorſchriften ift die Ertheilung 
des Unſchadlichkeitszeugniſſes immer davon abhängig, daß das zu veräußernde Trennſtüd im 
Verhäftnifie zu dem Hauptgute von geringem Werthe und Umfang ift. Mei einer zu engen 
Auffafiung dieſes Exforderntfies würde die Einrichtung des Unſchädlichteitszeugniſſes den Gegenden 
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3. Iſt der Grundftüdstheil verkauft, fo fann die Abſchreibung nur 
erfolgen: 

a) wenn gleichzeitig auf dem Grundftücstheil eine Hypothek für die 
Kaufgelbforberung zur erſten Stelle und die Zugehörigkeit dieſer 
Zorderung zu dem Verbande, dem das Hauptgrundſtück angehört, 
oder ein Pfandrecht an der Forderung für diejenigen Realfajt- 
berechtigten, Hupothefen-, Grundſchuld⸗ oder Rentenfchuldgläubiger 
eingetragen wird, deren Bewilligung durch das Unſchädlichkeits— 
zeugniß erjegt wird; 

b) wenn bie Auseinanderfegungsbehörbe bejcheinigt, daß das Kaufgeld 
zu ihrer Verfügung Hinterlegt oder fichergejtellt oder daß die Ver- 
wendung des Kaufgeldes erfolgt oder nicht erforderlich ift. 

4. Wird der Grundſtückstheil zu öffentlichen Zwecken unentgeltlich ver- 
äußert, jo kann die Abfchreibung nur erfolgen, wenn die Auseinander- 
fegungsbehörde befcheinigt, daß mit der Ausführung der öffentlichen 
Anlage begonnen ijt. 

Auf eine Eintragung, die auf Grund des Unſchädlichkeitszeugniſſes bei einer 
Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld zu bewirken ift, finden bie 
Vorſchriften der SS. 42 bis 44 der Grundbuhordnung feine Anwendung. Wird 
der Hypothefen-, Grundſchuld- oder Rentenjchufdbrief nachträglich vorgelegt, fo 
hat das Grundbuchamt die Eintragung auf dem Briefe zu vermerfen. 


mit zerfplittertem Grundbefige nur in beſchränktem Maße zu Statten kommen. Indeſſen ift für 
die Eicherheit eines Gläubigers, dem eine Geſammthypothek an mehreren Grundftüden defjelben 
EigentHümers zufteht, unter Umftänden auch die Veräußerung eines verhäftnikmäßig nicht 
Heinen Theiles eines der belafteten Grundftüde unfhädlih, wenn im Uebrigen die durd die 
Veräußerung herbeigeführte Minderung der Sicherheit den geltenden Vorſchriften gemäß ander« 
weit auögeglichen wird. Die mit einem und demfelben Mechte belafteten Grundftüde find fir 
die Sicherheit dieſes Rechtes einem rechtlich einheitlichen Grundftüde gleich zu achten. Den 
entſprechend beftimmt der Entwurf, daß bei der Prüfung der vorerwähnten Vorausſetzung für 
die Ertheilung eines Unſchädlichteitszeugniſſes die Gefammtheit der mit demfelben Rechte bes 
fafteten Grundftüde al Hauptgrundftüd behandelt werben fol. Wird auf dieſe Welfe die Mit- 
belaftung anderer Grundftüde bei der Feſtſtellung der Unſchädlichteit berüdfichtigt, fo ergiebt 
fich die Möglichkeit, daß die Unſchädlichteit für einzelne Belaftungen des zu veräugernden Grund- 
jtüdstheil® zu bejahen, für andere zu verneinen iſt. Die angeführte Vorſchrift des Entwurfes 
erfordert daher zu ihrer Ergänzung die weitere Bejtimmung, daß das Unſchädlichkeits zeugniß auf 
einzelne Belajtungen bejcräntt werden kann.“ 

Die mit diefen Ergänzungen aufrehterhaltenen Vorſchriſten find folgende: 

8. Tas Geſetz, betr. den erleichterten Abverkauf Meiner Grunbftüde, vom 3. Mürz 1850 
(8.5. ©. 145) verordnet für den ganzen damaligen Umfang der Monarchie mit Ausnahme ber 
auf dem Ifhten Rheinufer befegenen Landestheile: 

8. 1. Jeder Grundeigentgümer, ſowie jeder Lehns- und Fideilommißbefiher ift 
befugt, einzelne Gutsparzellen gegen Auferlegung fefter, nad} den Vorſchriften der Ab⸗ 
löfungsordnung ablößbarer Geldabgaben oder gegen Feitftellung eines Kaufgeldes auch 
ohne Einwilligung der Tehns · und Fideitommißberegtigten, Hypotheten- und Real- 
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gläubiger zu veräußern, fofern bei landſchaftlich belichenen Gütern die Krebitdireltion, 
bei anderen die Auseinanberfepungsbehörde, beſcheinigt, daß bie Abveräußerung den 
gedachten Intereſſenten unſchädlich fe. 

8.2. Ein folhes Unſchädlichteitszeugniß darf nur erteilt werden, wenn das 
Trennftüd im Berhältniß zu dem Hauptgute von geringem Werth und Umfang iſt, 
und wenn bie auferlegte Beldabgabe oder da8 verabredete Kaufgeld den Ertrag oder 
ben Werth bes Trennitüds erreicht. 

$. 3. Das veräußerte Trennftüc ſcheidet aus dem Realverbande des Hauptgutes, 
zu weldem baffelbe biß dahin gehört Hat, aus, und bie demfelben auferlegte Geld» 
abgabe, ſowie daS verabredete Kaufgeld treten in Beziehung auf die Lehns- und 
Fideltommißberechtigten, Hypothelen⸗ und Realgläubiger des Hauptgutes an die Stelle 
des Trennjtüds, 

8. 4. Hinfitlid der Verwendung ber feftgefegten Kaufgelder in das Hauptgut 
tommen die geſetzlichen Vorſchriften über die Verwendung der Ablöfungsfapitalien 
zur Anwendung. 

8.5. Alle Beitimmungen, welche den Vorfchriften des gegenwärtigen Geſeßes 
entgegenftehen ober ſich mit denſelben nicht vereinigen lafjen, werben außer Kraft 
gelegt. 

b. Das Geſetz, betr. die Abänderung des Gejeges vom 13. April 1841 über den erleich— 


terten Austauſch einzelner Parzellen von Grundftüden, vom 27. Juni 1860 (G.S. ©. 384) ber 
ftimmt für den damaligen Umfang des Staates, mit Ausnahme der zum Bezirfe des rheiniſchen 
Appellationsgerichtshofes gehörigen Landestheile, der Hohenzollernſchen Lande und des Jades 
gebiets, was folgt: 


8. 1. Das Gefeg vom 13. April 1841 über den erfeihterten Austauſch einzelner 

Parzellen von Grundjtüden (G.S. 1841 ©. 79) wird Hierdurch aufgehoben. An deſſen 
Stelle treten nachftehende Befimmungen. 
. 82. Jeder Grundeigenthümer, fowie jeder Lehns- und Fideilommißbeſitzer, iſt 
befugt, einzelne Gutsparzellen gegen andere Grundftüde auch ohne Einwilligung der 
Lehns⸗ und Fideikommißberechtigten, Hypotheken⸗ und Realgläubiger zu vertaufchen, 
fofern bei landfchaftlich beliehenen Gütern die Krebitdireltion, bei anderen die Aus— 
einanderjegungs-Behörbe beſcheinigt, daß der Tauſch den gedachten Intereffenten uns 
ſchädlich fei. 

8. 3. Ein ſolches Unfhädlicfeits-tteft darf nur erteilt werden, wenn die ab» 
zutretende Barzelle, im Verhältniß zu dem Gute, von welchem fie abgetreten werben 
fol, von geringem Werthe und Umfange ift und das letztere durch den Tauſch an 
Werth nicht verliert. 

Sind diefe Bedingungen bei dem einen der beiden Güter, zwiſchen denen ber Aus- 
tauſch bewirkt werden foll, vorhanden, bei dem andern aber nicht, fo iſt mur bei 
jenem das gegenwärtige Geſetz anzumenden, für das andere bleibt es bei den all- 
gemeinen Gelegen, nad; welchen die Einwiligung ber einzelnen Real-, Lehns- und 
Fideilommißberechtigten ıc. erforderlich ift. 

83.4. Wenn ber Werth der abzutretenden Parzelle mehr beträgt als ber Werth 
des einzutaufhenden Grundftüds, fo ift eine Ausgleihung durch Kapitalzahfung aus 
täffig. 

Hinfihtli der Verwendung folder Kapitalien in das Hauptgut fommen die 
geſetzlichen Vorſchriften über die Verwendung der Ablöfungstapitalien zur Anwendung. 

8.5. Die abgetretene Parzelle fheibet aus dem Mealverbande des Gutes, zu 
melden ſolche dis dahin gehört hat, aus und das eingetaufgite Grunbftäd tritt in 
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Beziehung auf bie Lehnd- und Fideitommißberechtigten, Hnpothelen- und Realgläubiger, 
am bie Stelle der abgetreienen Parzelle. 

8. 6. Alle Beftimmungen, welche mit den Vorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
in Widerſpruch ftehen, ober fich mit benfelben nicht vereinigen laſſen, werden außer 
Kraft gefegt.“ 

©. Das Gefeg, betr. die Erleichterung umentgeltliher Abtretungen einzelner Gutstheile 
oder Zubehörftüde zu öffentlichen Bweden, vom 15. Juli 1890 (G. S. ©. 226), weldes für 
ben Geltungsbereich ber Geſehe vom 3. März 1860 und 25. März 1889 (vgl. Erf. 14) gilt, 
lautet: 

„8. 1. Jeder Grundeigenthümer, ſowie jeder Lehns- und Fideikommißbeſiher iſt ber 
fugt, einzelne Gutsparzellen auch ohne Einwilligung der Lehns- und Fideilommiß- 
berechtigten, der Hypotheken⸗ und Realgläubiger zu öffentlichen Zwecken unentgeltlich 
au veräußern, ſofern bet landſchaftlich beliehenen Giltern die Kreditdirektion, bei anderen 
die Auseinanderſetzungsbehörde beiheinigt, daß die Abveräußerung den gedachten 
Intereſſenten unſchaͤdlich fei. 

Ein ſolches Unſchädlichteitszeugniß darf nur ertheilt werden, wenn das abzutretende 
Trennſtücd im Verhältniß zu dem Hauptgute von geringem Werth und Umfange iſt 
und wenn die dur die öffentliche Anlage herbeigeführte Werthserhöhung des Haupt 
gutes den Wert des Trennſtücks erreicht. 

8. 2. Die ſchulden⸗ und Iaftenfreie Abſchreibung des unentgeltlich abgetretenen 
Trennſtücks vom Grundbuchblatte bes Hauptgutes kann erfolgen, wenn bie Aus— 
einanderfegungsbehörbe beſcheinigt hat, daß mit der Ausführung der öffentlichen An— 
Tage begonnen fe. 

8. 3. Die Unfcädlichleit-Attefte, melde auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes, 
und ſolche, welche auf Grund des Gefepes vom 25. März 1889 (G. S. ©. 65) bezüg- 
lich der im 8.1 Nr. 3 daſelbſt bezeichneten Geſchäfte auögeftellt werden, find ſtempel- 
und gebührenfrei. 

8. 4. Den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſehes unterliegen auch die vor 
dem Inkrafttreten deſſelben ftattgefundenen umentgeltlichen Abtretungen einzelner Gutds 
theile oder Bubehörftiide zu öffentlichen Bweden.“ 


d. Die vorftehenben Gefege gelten jet auch im Meg. Bez. Kaffel mit Ausnahme der vorm. 
Großherzogl. Heli. Gebietstheile, in Hohenzollern, Schlestwig-Holftein und im Geltungsbereihe 
des Rheiniſchen Rechtes auf Grund der Geſetze vom 12. April 1885 (G.S. ©. 115), 22. April 
1886 (G.S. ©. 139) und des Rhein. Grundbuch-Einf. Geſ. 8. 76. Für Hannover find den 
beiden älteren Gefegen entjprechende Vorſchriften durch das Geſetz vom 25. März 1889 (G.S. 
©. 65) erlaffen, weldje durch das Grundbuch-Einf. Geſ. vom 19. Auguft 1895 8 4 auf das Gebiet 
ber Stadt Franffurt, auf die vorm. Großherzogl. Hefj. und die Landgräfl. Heſſ. Gebietötheile 
und durch Art. 20 des N.®. 5. B.G.B. auf Naffau und Helgoland ausgedehnt find, 

2. Der im Eingange der Erl. 1 erwähnte Vorbehalt bes Met. 120 Abſ. 1 des EG. z. 
3.6.8. ift durch 8. 83 der ©.B.D. (oben ©. 337, 341) ausgedehnt auf bie die Nnjcäblicteits- 
zeuguifſe betreffenden Borjchriften des formellen Grundbuchrechts, auf die Beftimmungen tiber 
die Vorausfegungen, unter denen auf Grund eines jolhen Zeugnifjes ein Grundſtückstheil frei 
von den Laſten des Hauptgrundftüds im Grundbuch abgeſchrieben werben ann. Diefe Voraus— 
fegungen find ducch Art. 20 im Anſchluß an das in Erf. 1d erwähnten Geſetz vom 25. Mai 
1889 $. 4 mit den durch das neue Recht gebotenen Aenderungen geregelt worden. Inſoweit ift 
alfo das Gefek von 1889 aufgehoben. 

Bie dieſes Geſetz unterſcheidet Art. 20 vier Fälle: die Veräußerung eines Grundftüdd« 
theils gegen Auferlegung einer Rente (Erl. 3), den Umtaufd eines Grundſtückstheils gegen ein 
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anderes Grundftüd (Erl. 4), den Verkauf eines Grunbftüdstgeils (Exl. 5) und deſſen unents 
geltlihe Veräußerung zu öffentlihen Zweden (Erl. 6). 

Immer handelt es fi um bie laftenfreie Abſchreibung eines Grundftüdstheils; die 
völlige Löſchung einer Hypothek kann auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes nie erfolgen 
(RS. 12 ©. 341). Dagegen macht es feinen Unterſchied, ob der Theil frei von allen oder nur 
einzelnen ber im Eingange des Art. 20 aufgeführten Belaftungen des Hauptgrundftüds abs 
geſchrieben werben foll (vgl. oben Erl. 1 ©. 402). 

3. Im Falle der Beräußerung bed Grundftüdätheils gegen Auferlegung einer Rente 
fol diefe „an die Etelle des aus dem binglichen Berbande des Hauptgrundftüd® ausſcheidenden 
Grundftüdtgeils treten. Zur Erreichung diejer Rechtswirkung bildet Hinftig die Beſtellung einer 
entipredienden Reallaft zu Gunſten bes jeweiligen Eigenthümers des Hauptgrund» 
ftüds das geeignete Mittel” (Bege.; dgl. oben ©. 164f. Erl.1,2). Das Geſeh „macht deshalb 
die Abfchreibung davon abhängig, dab gleichzeitig eine folhe Reallaft ſowie der im 8. 8 der 
G.B.O. vorgefehene Bermert der Reallaft auf dem Blatte des Hauptgrundftüd ein- 
getragen wird (Ubf. 1 Nr. 1 Eap 1). Lepteres erſcheint mit Rüdfiht auf $. 21 der &.8.0. 
zum Schutze der Berechtigten nothwendig“ (Begr.; vgl. hierzu oben ©. 165 Erl. 3). Daß die 
Rente, außer bei Rentengütern, nur in einer feften Geldadgabe beftchen darf, ift oben ©. 56 
bereits erwähnt; bie Begr. hebt dies dich die Worte „gegen Nuferlegung einer Geldabgabe oder 
bei Rentengütern gegen eine fefte Abgabe in Körnern“ befonders hervor. 

Die einzutragende fubjeltiv-dinglihe Reallaft „muß regelmäßig mit dem Borrange 
vor fonfligen Belaftungen eingetragen werben. Eine Ausnahme ift jedoch für die 
Säle der Rentengutsbildung nothwendig, bei ber bie geſetzlichen Beftimmungen über 
den erleihterten Abverfauf bon Grundftüden mit der Maßgabe Anwendung finden, dab 
das Unſchädlichteitszeugniß auch bei der Abveräußerung größerer Trennftüde ertheilt werben 
Tann, wenn die Gicerheit der Realberechtigten dadurch nicht vermindert wird (Gef. über 
Rentengüter vom 27. Juni 1890, G. S. ©. 209, 8. 1 Abſ. 5). Bei der Rentengutsbildbung 
befteht die Abfindung des Mentengutögeberd häufig aus Kapital und Rente derart, dab dem 
Verkäufer außer der baaren Anzahlung bes Käufers das in Mentenbriefen der Renten- 
bank gewährte Rentenkapital und eine auf das Rentengut zu übernehmende Reftprivatrente zu— 
tommen. Die Iegtere müßte nad) Art. 20 Abf. 1 Nr. 1 Sat 1 bei der Iaflenfreien Abſchreibung 
des Rentengut3 auf diefem mit dem Vorrange vor fonftigen Belaftungen eingetragen werden. 
Diefer Anforderung kann aber in Fällen der vorbezeichneten Art nicht entſprochen werben, weil 
die aus dem Rentengutsverkaufe herrührende Rentenbanfrente und ebenfo eine etwaige zur Ver— 
zinfung und Tilgung eines Vaugelderbarlehnd dienende Rentenbantrente (Gef., betr. die Be— 
förderung der Errichtung von Rentengütern, v. 7. Juli 1891, ©.6. ©. 279, 8. 2) nad) Mahe 
gabe des 8. 6 Nr. 2 des Gef. vom 7. Juli 1891 und des 8. 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Errichtung von Rentenbanten v. 2. März 1850 (G.S. ©. 112) den Vorrang vor der Reftprivat- 
vente haben. Mit Rüdjicht Hierauf bejtimmt der Art. 12 Abſ. 1 Nr. 1 Sap 2, um bie faftenfreie 
Abſchreibung zu ermöglichen, daß die auf Grund des Gefeges vom 7. Juli 1891 feitgeftellten Nenten- 
bankrenten nicht zu den Belaftungen gehören, denen bie bei der Abſchreibung einzutragende Rente 
vorzugehen hat“. (Begr.) Vgl. über die Rentenbankrenten und die Rentengüter oben ©. 386 ff. 

. 4. Beim Umtauſche des Grundftüddtheild gegen ein anderes Grundftäd konnte nach dem 
Gefege vom 25. März 1889 8. 4 Nr. 2 die Abihreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig das 
eingetaufchte Grundftüd dem Hauptgrunbftüd als Zubehör zugefchrieben wurde. Dem entjpricht 
die Vorfchrift des Art. 20 Abſ. 1 Nr. 2, mur findet jept, da das B.G. B. (vgl. 8. 97) feine 
unbeweglichen Zubehöritüde kennt, die Bufcreibung al® Beitandtheil ftatt; vgl. oben ©. 157ff., 
insbefondere über bie Wirtung ©. 159 Erl. 5. 

Fur den Fall, daß die Gegenfeiftung für den abzuſchreibenden Grundſtückstheil nicht nur 
in dem eingetauſchten Grundftüde, fondern außerdem in einer Ausgleihungsfumme befteht, muß 
bieje in der aus Erl. 5 erfichtlichen Weife ſichergeſtellt werden. 
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5. Im Falle des Verkaufs des Grundftückstheils muß dafilt geforgt werben, daß den 
Nealberetigten, deren Rechte an dem abzufchreibenden Trennftüd erlöſchen follen, ftatt deifen 
das Kaufgelb zu gute kommt, um fie vor Schaden zu bewahren. Im welcher Weife das Kaufgeld 
zu ihren Gunften zu verwenden ift, hat die Nußeinanberjegungsbehörde zu entſcheiden; dem Grund: 
buchamte fteht in biefer Hinfiht eine Prüfung nicht zu. Wohl aber fept die Saftenfreie Ab⸗ 
ſchreibung auf Grund des Unſchädlichkeitszeugniſſes voraus entweder eine Beſcheinigung ber 
Augeinaniberfegungsbehörde, dab das Kaufgelb zu ihrer Verfügung Hinterlegt oder ſichergeſtelli 
ober ım Intereſſe der Realberechtigten verwendet oder daß bie Verwendung nicht erforderlich 
fei (val. Hierzu die 98. 5, 6 des Geſetzes vom 25. März 1889), oder bie Eintragung der Kaufe 
gelbforderung als Hypothek auf dem abzufchreibenden Grundftüdstheile nad; näherer Vorſchrift 
des Art. 20 Abf. 1 Biff. 3a. Ohne diefe Eintragung oder jene Befcheinigung darf das Grund- 
buchamt trotz des Unſchädlichkeitszeugniſſes die Abjchreibung nicht vornefmen (8.6. 16 S. 96; 
RG. 29 ©. 249). 

Die Eintragung der Kaufgeldhypothet muß an eriter Stelle erfolgen. Als Gläubiger 
ift der Veräußerer, der bisherige Eigentfümer des abzuſchreibenden Trennftüd8 einzutragen; 
um aber erfihtlih zu machen, daß die Hypothefenforberung an Stelle des veräußerten Grund» 
ſtudstheils den Realberechtigten haftet, muß zu beren Gunften ein Pfandrecht an der Hypothek 
eingetragen oder bie Bugehörigfeit der lepteren zu dem Lehns-, Fideilomnik-, Stammguts- oder 
Zeiheverbande, dem das Hauptgrundftüd angehört, vermerit werden. 

6. Im Falle der unentgeltlien Veräußerung eines Grundflüdstheils tann defien laſten— 
freie Abſchreibung auf Grund eines Unfäblicfeitsgeugnifjes nur nad Maßgabe des Geſetzes 
vom 15. Juli 1890 (S. 405 Erl. Ic), alfo nur unter ber Borausfegung erfolgen, dab die Vers 
Äußerung zu öffentlichen Zweden erfolgt ift, und nur auf Grund der Beſcheinigung der Aus— 
einanberfegungsbehörde, daß mit der Ausführung der öffentlichen Anlage begonnen fei (Gef. v. 
1890 $. 2, Art. 20 Abf. 1 Ziff. 4). 

7. Bie in Erl. 5 bereit3 erwähnt ift, unterliegt da8 Vorhandenfein der im Art. 20 Abf. 1 
unter Nr. 1 bid 4 (Erl. 3-6) aufgetührten Vorausfegungen der Prüfung des Grundbuchamts; 
nur wenn die Eintragung der Rente, die Zuſchreibung bes eingetaufchten Grundftids als Be— 
ftandtheil, die Eintragung der Kaufgeldhypothet in der gefeglich vorgefchriebenen Weife gleichzeitig 
erfolgt oder die unter Biff. 3b und Ziff. 4 erwähnten Beſcheinigungen vorliegen, darf die Ab— 
ſchreibung des Grundſtückstheils ohne Mitübertragung ber Belaftungen auf Grund des Unſchädlich- 
leitszeugniſſes erfolgen. Dagegen fteht eine Nachprüfung diejes Zengniffes jelbjt dem Grund« 
budamte nicht zu (Begr. ©. 22 Abſ. 2 a. E.; vgl. oben ©. 266f.); für dieſes trägt bie 
Generaltommilfion oder die Krebitdireftion, die es ausgeſtellt Hat, die Verantwortung (vgl. 
R.G. 28 ©. 335, 29 ©. 249). 

„Das Unfchäblicfeitäzeugniß erfegt gegenüber den Berechtigten, auf die es ſich bezieht, die 
fonft nach 8. 19 der G. B.O. erforderliche Bewilligung der Abſchreibung“ (Begr. a. a. D.). 
Auch eine Genehmigung der Lehns- oder Fideikommißbehörde ift daneben nicht erforderlich 
(Johow 7 ©. 188), wohl aber ein Antrag gemäh 88. 13ff. der G.B.O. 

Bie oben ©. 276 Erl. 3c bereitd erwähnt ift, bedarf es auch bei dem auf Grund ber 
Unfäblicfeitszeugnifie erfolgenden Eintragungen bei Hypotheken, Grundfhulden und Renten— 
ſchulden nicht der Borlegung der Briefe oder der Inhaber- und Orderpapiere, deren Bors 
fage die 89. 42—44 ber ©. B.D. vorſchreiben, wie Art. 20 Abi. 2 in Uebereinftimmung mit 
dem bisherigen Rechte (vgl. Achilles Streder ©. 390 Erl. 4) beftimmt. „Da die Sicher 
heit der Gläubiger durch die Abſchreibung nicht beeinträchtigt wird, wäre es aud nicht gerecht» 
fertigt, wenn gegen ben Befiger des Briefes hier mie in den Fällen des 8. 62 Abſ. 2 der 
©.8.D. ein Zwang zur nachträglichen Borlegung des Briejes ausgeübt würde. Nur für den 
Sal, daß der Brief jpäter vorgelegt wird, empfiehlt fid die Vorfhrift, dab das Grundbuchamt 
die vorgenommene Eintragung auf dem Briefe zu vermerfen hat“ (Begr.). 
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anderes Grundftüd (Exl. 4), ben Berfauf eines Grunbftüdstheils (Erl. 5) und deſſen unent= 
geltliche Veräußerung zu öffentlichen Bmeden (Exl. 6). 

Immer handelt e8 ſich um bie laſtenfreie Abjchreibung eines Grundftüdstheils; die 
völlige Löſchung einer Hypothel fann auf Grund eines Unſchädlichteitszeugniſſes nie erfolgen 
(RB. 12 ©. 341). Dagegen macht eö feinen Unterfchied, ob der Theil frei von allen ober nur 
einzelnen der im Eingange des Art. 20 aufgeführten Belaftungen bes Hauptgrundftüdd ab- 
geſchrieben werden foll (vgl. oben Erl. 1 ©. 402f.). 

3. Im Falle der Beränßerung bed Grundftüdstheils gegen Auferlegung einer Rente 
fol diefe „an die Stelle bes aus dem dinglichen Berbande des Hauptgrundftüds ausſcheidenden 
Grundſtückstheils treten. Zur Erreihung diejer Rechtswirkung bildet künftig die Beftellung einer 
entfprehenden Reallaft zu Gunften bes jeweiligen Eigenthümers des Hauptgrund- 
ftüd daß geeignete Mittel” (Bege.; vgl. oben ©. 164f. Erl.1,2). Das Geſetz „macht deshalb 
die Abfehreibung davon abhängig, daß gleidjzeitig eine ſolche Reallaft ſowie der im $. 8 der 
G.B.O. vorgefehene Bermert ber Reallaft auf dem Blatte des Hauptgrundftüds ein- 
getragen wird (Abſ. 1 Wr. 1 Cap 1). Lepteres erſcheint mit Rüdficht auf $. 21 der G.B.O. 
zum Schupe der Berechtigten nothwendig“ (Begr.; vgl. hierzu oben ©. 165 Erl. 3). Daß die 
Rente, außer bei Rentengütern, nur in einer feften Gelbabgabe beftehen darf, ift oben ©. 56 
bereits erwähnt; bie Begr. hebt dies durch die Worte „gegen Auferlegung einer Geldabgabe oder 
bei Rentengütern gegen eine fefte Abgabe in Körnern“ befonders hervor. 

Die einzutragende fubjeltiv-dinglihe Reallaſt „muß regelmäßig mit dem Borrange 
vor fonfligen Belaftungen eingetragen werden. Eine Ausnahme ift jedbod für die 
Bälle der Rentengutsbildung nothwendig, bei der die geſeßlichen Beftimmungen über 
den erleihterten Abverfauf bon Grunbftüden mit der Maßgabe Anwendung finden, daB 
das Unfhäblichfeitäzengnig auch bei ber Möveräußerung größerer Trennftüde ertheilt werden 
tann, wenn die Sicherheit der Mealberechtigten dadurch nicht vermindert wird (Gef. über 
Rentengüiter vom 27. Juni 1890, G.S. ©. 209, 8. 1 Wbf. 5). Bei der Rentengutsbilbung 
befteht bie Abfindung des Nentengutögeberd Häufig aus Kapital und Mente derart, daß dem 
Verkäufer außer der baaren Anzahlung des Stäuferd das in Mentenbriefen ber Renten 
bant gewährte Rententapital und eine auf das Kentengut zu übernehmende Reftprivatrente zu» 
tommen. Die leptere müßte nad) Art. 20 Abf. 1 Nr. 1 Cap 1 bei der laftenfreien Abſchreibung 
des Rentenguts auf diefem mit dem Borrange vor fonftigen Belaftungen eingetragen werden. 
Diefer Anforderung kann aber in Fällen der vorbezeichneten Art nicht entiprochen werden, weil 
die auß dem Rentengutöverkaufe herrührende Rentenbanfrente und ebenfo eine etwaige zur Ver— 
zinfung und Tilgung eines Baugelderdarlehns dienende Rentenbanfrente (Geſ., betr. bie Be— 
förderung der Errichtung von Rentengütern, v. 7. Juli 1891, G.S. ©. 279, 8. 2) nah Mas 
gabe bes $. 6 Nr. 2 des Gef. vom 7. Juli 1891 und des 8. 18 Abſ. 1 des Gefepes über die 
Errichtung von Rentenbanten v. 2. März 1850 (G.S. ©. 112) den Vorrang vor der Reftprivat- 
vente haben. Mit Rüdficht hierauf beftimmt der Art. 12 Abf. 1 Nr. 1 Satz 2, um bie laftenfreie 
Abſchreibung zu ermöglichen, daß die auf Grund bes Geſebes vom 7. Zuli 1891 feitgeftellten Renten- 
bantrenten nicht zu den Belaftungen gehören, denen bie bei ber Abſchreibung einzutragende Rente 
vorzugehen hat”. (Begr.) Vgl. über die Rentenbankrenten und die Rentengüter oben S. 386 ff. 

4. Beim Umtaufche des Grundftüddtheils gegen ein anderes Grundftüd fonnte nad) dem 
Gefepe vom 25. März 1889 8. 4 Nr. 2 bie Abſchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig das 
eingeiauſchte Grundftüd dem Hauptgrundftüd als Zubehör zugeſchrieben wurde. Dem entfpricht 
die Vorichrift des Art. 20 Abſ. 1 Nr. 2, nur findet jekt, da das B.G.B. (vgl. 8. 97) feine 
unbeweglichen Bubehörftüde kennt, die Zuſchreibung ald Beftandtheil ftatt; vgl. oben ©. 157 ff., 
insbefondere über bie Wirkung S. 159 El. 5. 

Für den Fall, dab bie Gegenleiftung für den abzuſchreibenden Grundftüdstheil nicht nur 
in dein eingetaufchten Grundftüde, fondern außerdem in einer Ausgleigungsfumme befteht, muß 
dieſe in der aus Etl. 5 erfitligen Weiſe ſichergeſtellt werden. 
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5. Im Falle des Verkaufs des Grundftüdstheild muß dafilt geſorgt werden, dab den 
Realbereditigten, deren Rechte an dem abzufcreibenden Trennſtück erlöſchen follen, ftatt deſſen 
das Kanfgeld zu gute fommt, um fie vor Schaden zu bewahren. In welder Weiſe das Kaufgeld 
zu ihren Gunften zu verwenden ift, hat die Anseinanderfegungsbehörbe zu enticheiden; dem Grund- 
buchamte jteht in biefer Hinfit eine Prüfung nicht zu. Wohl aber fept die laftenfreie Ab: 
ſchreibung auf Grund des Unſchädlichkeitszeugnifſes voraus entweder eine Beideinigung der 
Auseinanderfegungsbehörbe, daB das Kaufgeld zu ihrer Verfügung hinterlegt oder ſichergeſtelli 
oder ım Intereſſe der Realberechtigten verwendet oder daß die Verwendung nicht erforderlich 
fei (val. Hierzu die 99. 5, 6 des Gefepes vom 25. März 1889), oder die Eintragung der Kauf 
geldforderung als Hhpothel auf dem abzufchreibenden Grunditiidstheife nad) näherer Vorſchrift 
des Art. 20 Abſ. 1 Biff. 3a. Ohne dieſe Eintragung oder jene Befcheinigung darf dad Grund- 
buchamt trotz des Unſchädlichteitszeugniſſes die Abſchreibung nicht vornehmen (K.G. 16 ©. 96; 
RO. 29 ©. 249). 

Die Eintragung der Kaufgeldhypothet muß an eriter Stelle erfolgen. Als &läubiger 
iſt dev Beräußerer, der bisherige Eigenthümer des abzuſchreibenden Trennftüdd einzutragen; 
um aber erfihtlih zu machen, daß die Hypothetenforberung an Stelle des veräußerten Grunde 
ftüdsthetls den Realberechtigten haftet, muß zu deren Gunften ein Pfandrecht an ber Hypothek 
eingetragen ober die Zugehörigkeit ber legteren zu dem Lehns-, Fideikommiß-, Stammguts- oder 
Zeiheverbande, dem das Hauptgrundftüd angehört, vermerft werben. 

6. Im Falle der unentgeltlichen Beräußerung eines Grundftückstheils tann befien laſten— 
freie Abſchreibung auf Grund eines Unfchädlichleitsgeugnifjes nur nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 15. Juli 1890 (S. 405 Erl. Ic), alfo nur unter der Borausfegung erfolgen, daß die Ver- 
äußerung zu öffentlichen Zwecken erfolgt ift, und nur auf Grund der Beideinigung der Aus— 
einanberfegung8behörde, daß mit der Ausführung der öffentlichen Anlage begonnen ſei (Gef. v. 
1890 8. 2, Art. 20 Abi. 1 Biff. 4). 

7. Bie in Erl. 5 bereit? erwähnt ift, unterliegt da8 Vorhandenjein der im Art. 20 Abſ. 1 
unter Nr. 1 5i8 4 (Erl. 3-6) aufgeführten Vorausfegungen der Prüfung des Grundbuchamts; 
nr wenn die Eintragung ber Rente, die Bufchreibung des eingetaufchten Grundftüds als Ber 
ftandtheil, die Eintragung der Kaufgeldhypothet in der geſetzlich vorgejchriebenen Weife gleichzeitig 
erfolgt ober bie unter Ziff. 3b und Ziff. 4 erwähnten Beiheinigungen vorliegen, darf bie Ab⸗ 
ſchreibung des Grundftüdstheils ohne Mitübertragung der Belaftungen auf Grund des Unſchädlich- 
teitözeugniffes erfolgen. Dagegen jteht eine Nachprüfung diejes Zeugnifies felbft dem Grund⸗ 
buchamte nicht zu (Begr. ©. 22 Abſ. 2 a. E.; vgl. oben ©. 266f.); für dieſes trägt die 
Generaltommijfion oder die Kreditdireltion, die es ausgeftellt hat, die Verantwortung (vgl. 
R.G. 28 ©. 335, 29 ©. 249). 

„Das Unfcäblichteitszeugniß erjegt gegenüber den Berechtigten, auf die es ſich bezieht, die 
fonft nad) 8. 19 der G. B.O. erforderlihe Bewilligung der Abſchreibung“ (Begr. a. a. D.). 
Auch eine Genehmigung der Lehns- oder Fideikommißbehörde ift daneben nicht erforderlich, 
Sohow 7 ©. 188), wohl aber ein Antrag gemäß 88. 131. der ©:8.0. 

Bie oben ©. 276 Erl. 3c bereits erwähnt ift, bedarf es auch bei den auf Grund der 
Unſchadlichkeite zeugniſſe erfolgenden Eintragungen bei Hypothelen, Grundſchulden und Renten- 
ſchulden nicht der Vorlegung der Briefe ober der Inhaber: und Orderpapiere, deren Bors 
lage die 88. 42—44 ber G.B.D. vorjchreiben, wie Art. 20 Abf. 2 in Uebereinftimmung mit 
dem bißherigen Rechte (ngl. Achilles» Streder ©. 390 Erl 4) beitimmt. „Da die Sicher⸗ 
heit ber Gläubiger durch die Abichreibung nicht beeinträdtigt wird, wäre es auch nicht gerecht» 
fertigt, wenn gegen ben Befiger des Wriefes Hier wie in den Fällen des 8. 62 Abf. 2 der 
©.8.D. ein Zwang zur nachträglichen Vorlegung des Briefed ausgeübt würde. Nur für den 
Fall, daß der Brief jpäter vorgelegt wird, empfiehlt ſich die Vorſchrift, dab dad Grundbuhamt 
die vorgenommene Eintragung auf bem Briefe zu vermerken hat“ (Begr.). 
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Artikel 21. 

Die jagungsmäßigen Vorſchriften, welche für die zur Zeit des Infrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs bejtehenden Iandichaftlicden oder ritterfchaftlichen 
Kreditanftalten über die Aufnahme, Eintragung oder Löſchung der Pfandbrief- 
Darlehen ſowie über Die Umfchreibung eingetragener Forderungen in Rfandbrief- 
barlehen und die Umwandlung der Pfandbriefe ergangen find, bleiben in Kraft. 

Als landſchaftliche Kreditanftalten im Sinne des Abj. 1 gelten auch die 
provinzial-(fommunal-Jjtändijchen öffentlichen Grundfreditanftalten. 





8. Val. noch die oben S. 393 Erl. 7 angeführte Vorſchrift des $. 3 bes Gelepes, betr. 
die durch ein Auseinauderſeßungsverfahren begründeten gemetnſchaftlichen Angelegenheiten, vom 
2. April 1887 und über die Unanwendbarteit der Vorſchriften des Met. 20 auf Rentenbant- 
tenten, weil biefe bei Berftüdelungen auf alle Parzellen zu vertheilen find (oben S. 58 Anm. 3), 
8.6.4 6.203. 


5. Sandfgaftligie und ritterfgaftlige Areditanfalten. 


Artitel 21. 
€. Art. 20. Begr. 6. 28. 


4. Ueber die Kreditanftalten enthält das B.G.B., von der Vorſchrift des $. 248 Abſ. 2 
über bie Binfeszinfen abgejehen, nur eine befondere Beitimmung, die für das formelle Grund» 
buchreht von Bedeutung ift, nämlich die oben ©. 65 bereitd erwähnte Vorſchrift des 8. 1115 
Abf. 2: „Bei der Eintragung ber Hypothek für ein Darlehn einer Kreditanftalt, deren Satzung 
von ber zuflänbigen Behörde öffentlich befannt gemacht worben ift, genügt zur Bezeichnung 
ber außer ben Zinfen fagungsgemäß zu entrichtenden Nebenleiftungen bie Bezugnahme auf bie 
Gagung.” Nach den ®. II 30.3 ©. 545 wird hierdurch bezwedt, die Cintragung einer 
befonderen Sicherungohypothet fiir diejenigen Nebenleiftungen zu erübrigen, welde, wie z. B. 
die Binfen für rüdjtändig gebliebene von ber Anitalt vorgeſchoſſene Hypothefenzinfen und die 
Vertragsftrafen fir unpünktliche Binszahlung, ihrem Betrage nad) nicht von vornherein fefl- 
ftehen, deren Geldbetrag baher nicht entſprechend ber Vorfchrift des $. 1115 Abſ. 1 angegeben 
werben kann. Um ben Realkredit durch Eintragung folder Sicherungshypothelen nicht zu 
ſchmälern und um die Führung des Grundbuchs zu erleichtern, ift die vertragsmäßige Erftredung 
der Dorlehnshwpothet auf bie fapungsmäßigen Nebenleiftungen ohne Eintragung eines be- 
ftimmten Betrags geftattet; bie Eintragung wird durd; die Bezugnahme auf die Sagung erjeßt. 
Dab die Bezugnafme auf die Eintragungsbewiligung nicht nleihfteft, ift oben ©. 352 bereits 
erwähnt (vergl. auf Turnaurförfter 8b. 1 ©. 555 a. €; aM. B. IT 3b. 3 ©. 546; 
Fuchs ©. 398 Erl. 8b). 

Die Anwendung diefer Sondervorſchrift fept zunächſt voraus, daß die Sapung ber 
Rreditanftalt von der zuftändigen Behörde Öffentlich befannt gemacht worden ift. 
Nach der oben ©. 352 angeführten Entiheibung des Kammergerichts genfigt die öffentliche Be- 
tanntmachung des die Nebenfeiftungen betreffenden Teiles der Sapung. Ferner muß die durch 
die Hypothef geficherte Forderung eine Darlehnsforderung fein, und ſchließlich muß es ſich 
um folde Nebenleiftungen handeln, bie „außer den Binfen fagungsgemäß“ zu ent- 
richten find; der Zinsſatz bedarf alfo nad} der Megel des 8 1115 Abj. 1 ebenfo der Eintragung 
wie etwaige neben ben Pfandbriefdarlehen einhergeende felbftändige Kapitalforderungen und 
nicht aus den Sapungen erſichtliche Nebenleiftungen (vgl. Turman-Förfter Bb. 1 ©. 558). 
AS ein felbftändiges, von ber Biandbrieffhuld unabhängiges Darlehen ift 3. B. das Zuſchuß⸗ 
darlehen zu bezeichnen, das zur Ausgleichung der Differenz zwiſchen dem Kurfe und dem 
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Nennwerthe ber für die Darlehen auszugebenden Pfandbriefe bewilligt ift (K.G. 20 ©. 220; 
KG. 16 ©. 136). Auch die Verpflihtung, das Kapital in Pfandbriefen zurüczuzahlen, ift feine 
Nebenleiftung und kann daher ebenjo wie früher (8.6.4 ©. 172; R.G. 20 ©, 220, 38 ©. 228; 
v. Brünned in Grud. 29 ©. 163ff) nur durch eine Maximalhypothet fichergeftellt werden, 
da die Pfandbriefe dem Kurfe unterworfen find (ZurnausFörfter Bd. 1 ©. 552; Fuchs 
©. 39). 

2. Bon diefer Sondervorſchrift des B.G.B. werden alle Sreditanftalten betroffen, deren 
Saßzungen amtlich veröffentlicht worden find, alfo, wenn aud nicht ausſchließlich (vgl. die 
©. 352 angeführte Entſch. d. K.G.), fo bod in eriter Linie die landſchaftlichen und ritterfchaft- 
lichen Krebitanftalten, deren Sapungen früher durch die Gefepfammlung und ſeit dem Geſetze 
vom 10. April 1872 (G.S. S. 357) durch die Regierungsamtöblätter derjenigen Bezirke, fiir 
welche die Kreditinftitute beftimmt find, befannt gemacht werben. 

Für bie lehteren allein gilt ferner die Vorſchrift des Art. 167 des EG. 5. B.68.: „In 
Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die zur Zeit bes Imkrafttretens des 
3.6.8. beitehenden landjchaftlichen oder ritterfhaftlihen Sreditanftalten betreffen.“ Demnach 
ftehen zwar bie nad dem 1. Januar 1900 entitehenden Streditanitalten unter dem Reichs» 
techte; dagegen findet auf diejenigen landſchaftlichen oder ritterſchaftlichen Krebitanftalten, welche 
zu jener Zeit bereits beftanden Haben, das Landesrecht Anwendung, und zwar nit nur die 
bamals gültigen Ianbesreditlichen Gonderbeitimmungen, jondern nad) At. 218 des EG. ;. 
BGB. aud) deren fpätere Mbänderungen. 

Gemäß 8. 83 der G.B.O. finder biefer Vorbehalt auch auf das formelle Grundbuchrecht 
Anwendung und reditfertigt die Vorſchrift des Art. 21 des A.G., beffen erfter Abjap mit $. 47 
der preuß. G. B.O. übereinftimmt, während Abf. > aus dem Geſetze vom 3. Auguſt 1397, betr. 
die Zwangsvollſtreckung aus Forderungen landjchaftlicher (ritterſchaftlicher) Krebitanftalten (6.5. 
©. 388), 8. 1 Abf. 2 entnommen ift. 

3. Zu den durch Art. 21 betroffenen Krebitanftalten gehören die Schlefiihe Landihaft 
(Regfement v. 9.15. Juli 1770; vgl. R.®. 3 ©. 221, 24 ©. 108, 30 ©. 278; 8.8. 3 ©. 379), 
bie Kurs und Neumartiſche Landſchaft (Repl. dv. 14. Juni 1777; vgl. RG. 2 ©. 286, 0 
3.220, 22 8.%2; 8.®. 3 ©. 9, 14 ©. 117), die Pommerſche Landichaft (Regl. v. 13. März 
1781; vgl. RG. RI. 2A ©. 177), die Weitpreußiihe Landſchaft (Regl. dv. 19. Mpril 1787; 
dgl. R.G. 4 €. 337), die Oftpreubiihe Landſchaft (Megl. v. 16. Febrnar 1788; vgl. K.G. 1 
©. 84; Lewed in Gruch. 40 €. 487Ff.), bie alte Pofener Landſchaft (Kredit-O. v. 15. Dezember 
1821; dgl. RC. 1 ©. 368, 398); ferner aus meuerer Zeit das NXgl. Krebitinftitut flr Schlefien 
(8.2. v. 8. Juni 1835, G.S. ©. 101), die ftändiihe Darlehnskaſſe für die Brov. Schlejien 
(Aderh. Erlaß d. 5. Dezember 1854, G.S. ©. 609), der neue landſchaftliche Kreditverein für 
die Provinz Bofen (Alerh. Erlaß v. 13. Mat 1857, 6.6. ©. 326), die neue Weſipreußiſche 
Sandfeaft (Allerh. Erlah v. 3. Mai 1861, ©.6. ©. 206, vgl. 8.6. 9 ©. 83), der landfhaft- 
liche Srebitverband der Prov. Sachſen (Alerh. Erlaß v. 30. Mai 1864, G.S. S. 353), das 
Krebitinftitut für die Preußiſche Ober und Niederlaufig (Allerh. Erlaß v. 30. Oktober 1865, 
G.S. ©. 1056), dad neue Vrandenburgiſche Kreditinftitut (Aulerh. Erlap v. 30. Auguft 1369, 
GE. ©. 1034; dgl. K.G. 14 ©. 117), der Pommerſche Landtreditverband (Statut v. 9. Auguft 
1871, ©.©. ©. 353), die Centrallandſchaft für die preuß. Staaten (Allerh. Erlaß v. 21. Mai 
1873, ©.S. S. 309; vgl. 8.C. 17 ©. 104), die Landfchaft der Brovinz Beltfalen (Alerh. Erlak 
v. 15. Juli 1877, G.S. ©. ; vgl. K.G. 12 ©. 325). Auch in den neuen Provinzen beitehen 
landſchaftliche oder rinerſchaftliche Streditanftalten, z. ®. in der Provinz Hannover der Bremeniche 
ritterſchaftliche Krediwerein (Statut v. 4. März 1356), das ritterſchaftliche Kreditinſtitut für das 
Fürftentjum Lüneburg (Statut vom 16. Februar 179U u. vom 24. Januar 1856) und der 
Eafenberg-Böttingen-Grubenhagen-Hildeöfeimfche ritterfhaftliche Krediwerein (Statut d. 1. Sep 
tember 1864, neue Sapungen v. 4. Dezember 1899); ferner der landſchaftliche Sireditverein für 
die Prov. Schleswig-Holitein Statut v. 11. Januar 1882). 
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Auf Grund des Art. 21 Abf. 2 find ferner folgende kommunalſtändiſche öffentliche Grund» 
treditanftalten Hierzu zu reinen: das Berliner Pfandbriefamt (Allerh. Erfah v. 8. Mai 1868, 
6.5. ©. 450), bie Landestultur-Rentenbanten (vgl. oben ©. 387 Erl. 3), die Hannoverſche 
Landeskreditanftalt (BD. vom 8. Juni 1842, Hann. G.S. I ©. 87, und Gef. v. 25. Dezbr. 
1869, G.S. ©. 1269; vgl. K.G. N.F. 1A ©. 206 u. 319), die Landeskreditfafie in Kaffel 
(3.2. vom 23. Juni 1832, turhefi. G.S. ©. 175, und Gel. v. 2%. Dezbr. 1869, G.S. ©. 1279) 
und die Naſſauiſche Landesbank zu Wiesbaden (Gef. v. 16. Februar 1849, Nafj. B.O.B. S. 23, 
und Gef. v. 25. Dezbr. 1869, G.S. ©. 1288). 

Dagegen gehören die Privat-Hypothefenbanten nicht hierher. Vgl. über diefe Erl.5. Auch 
der Danziger Hhpothefenverein (Uderh. Erlaß d. 21. Dezember 1868, G.S. 1969 ©. 37), den 
man zu den von 8. 47 ber preuf. G. B. O. betroffenen Krebitinftituten rechnete, ift weder eine 
landſchaftliche oder ritterſchaftliche noch eine kommunalſtändiſche Kreditanftalt. 

Die oben erwähnten Reglements und Statuten find vielfach geändert und ergänzt worden. 
Val. v. Rönne, preuß. Staatsrecht, Bb. 4 (4. Aufl. 1884) 8. 335 ©. 371 ff. 

4. Die Befonberheiten, melde für bie erwähnten Streditanftalten gelten, ergeben ſich aus 
ben Sagungen der einzelnen Inftitute. gl. über deren Inhalt vor allem v. Brünned, Beir 
träge zur Geſchichte und Dogmatik der Pfandbriefigftenie nad) preußiſchem Recht, in Gruch. 28 
©. 48ff., 318ff, 481, 29 ©. 23ff., 161ff. 465ff. 

Hervorzuheben find folgende Punkte: 

a. Hinfihtlih der Borausfegungen der Eintragungen ift zu beachten, da bie von 
den Syndiken der Kreditanſtalten aufgenommenen Verhandlungen öffentliche Urkunden im Sinne 
des $. 29 der G. B. O. find, fofern die Syndiken jid innerhalb der Grenzen der ihnen durch die 
ftatutenmäßigen Vorſchriften beigelegten Buftändigleit gehalten haben. „Soweit durch dieje 
Vorſchriften die Aufnahme der auf ein Pfandbriefdarlehn berüglichen Verhandlungen durd; den 
Synditus des betreffenden Inftituts als zur Eintragung in das Grundbuch ausreichend erflärt 
ift, bebarf es einer gerichtüchen oder notariellen Beglaubigung nicht und es fann ferner auch 
feinem Bedenken unterliegen, daß hiervon alle diejenigen Erklärungen ber Betheiligten getroffen 
werden, welche mit der Darfehnöbeftelung im inneren Zuſammenhange fteben, ſei es, daß fie 
zur Erfüllung der ausdrüclichen Bedingungen, an welche bie Gewährung des Darlehns genüpft 
ift, beſtimmt find oder überhaupt befien Eintragung in das Grundbuch vorbereiten follen, jobald 
nur das Statut eine diesbezügliche Beſtimmung enthält.“ So K.G. 14 ©. 118; nad) diejer 
Entfgeidung erftredt fi bie Beurkundungsbefugnik der Syndici des Kur- und Reumärkifhen 
Ritterfhafts-Kreditinftituts auf ale Erflärungen nicht nur des Darlehnsnehmers felbft, fondern 
auch dritter Berfonen (anders früher KiG. 3 ©. 95), melde zum Zwecke der Eintragung von 
Piandbriefdarlehnsforderungen in dad Grundbuch abgegeben werden, namentlih auf Schuld» 
urfunden, Abtretungen, Vorrechtseinräumungen, Löfhungsbewilligungen zc., und zwar haben 
diefe Syndiei die ‚gleiche Befugniß auch hinſichtlich aller auf die Eintragung von Pfandbriefz 
darlepnsforderungen des Neuen Brandenburgifchen Krebitinftituts bezügligen Erklärungen, jomeit 
fie die Geſchäfte auch diefes ImftitutS nad) defien Etatuten wahrzunehmen haben. 

Eine Urkunde der ſog landſchaftlichen Kontrolbehörde ift nach dem Reglement der Pommer- 
ſchen Landſchaft ordnungsmäßig gefiegelt, aud) wenn fie nur mit einem Schwarzdruditempel 
verfehen ift (8.G. N.F. 2A ©. 177). 

b. Für die Eintragung der Bfandbriefdarlehen in das Grundbuch gilt, von ber 
in Ext. ı befprodenen Vorſchrift des 8. 1115 Abf. 2 abgefehen, keine Befonderheit. Insbeſondere 
ift bie Vorſchrift des $. 20 des Grundbug-Einf.Gel. für Hannover, wonah das Grundjtüd 
fraft Geſetzes für die ftarutenmäßigen Beiträge und jonftigen Leiftungen des Echuldners haften 
follte, dur Art. 33 Ziff. 5 des A.G. befeitigt; es bedarf aljo für alle Leijtungen ber Ein- 
ttagung ober der Bezugnahme auf die Sapumg gemäß $. 1115 Abf. 2. 

Nah KO. NZ. 1A ©. 206 und 319 fol bei den Amortifationsbarlehen der landſchaft- 
lichen Kreditanftalten die Abrede, daß der Eigenthümer zur Verfügnng über den 
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amortifirten Theil des Kapitals bis zur völfigen Tilgung defjelben, insbeſondere 
auch zur Löſchung nicht bereditigt fei, — entgegen ber oben 5. 71 ermähnten Regel — 
eintragungsfähig fein, denn „die Amortifations-(Tilgungs-)Beiträge haben nicht die Wirkung 
der Zahlung, fie vernichten nicht die hypothekariſch geficherte Forderung zu dem entipredienden 
Theile, fondern fie begründen mur einen Anfprud auf den MAmortifationsfonds, der mittel 
Aufrehnung unter den fagungsmäßigen Vorausſetzungen ber Pfandbriefihuld gegenüber zur 
Geltung gebracht wird; ... das Erlöſchen der Forderung umd damit bie Vorausfegung der 
Eigenthümerhupotget (8.1163 Abf. 1 Cap 2 B. G. B.) tritt erft dann ein, wenn das Chuldverhäftnig 
nach Maßgabe der ſchließlichen Abrechnung endgültig abgemwidelt ift.“ Nach diefer Begründung 
(vgl. auch R.G. 3 ©. 222, 27 ©. 218; K. G. 17 ©.104, KG. N.F. 2A ©. 179, Leweck in 
Gruch. 40 ©. 487 ff.) veriteht es ſich fraft der Sapungen von felbit, daß der Eigentümer über 
die amortifirten Theilbeträge vor der völligen Tilgung des Kapital® nicht verfügen darf; die 
Eintragung der obigen Ubrede ift daher überflüffig und nad; dem Grundfage, ba Ueberffüffiges 
nicht in das Grundbud gehört, unzuläffig. Sie ijt insbefondere auch nicht erforderlih, um 
einem redlichen Erwerber des Grundſtücs gegenüber das Nichterlöſchen der Forderung geltend 
madien zu fönnen; denn aus der Eintragung der Hypothek zu Gunften der Streditanftalt er» 
giebt fi) ohne Weiteres, dab das in ihren Sapungen niebergelegte Sonderrecht in Betracht 
tommt. 

c. Die Erklärung bed Eigenthümers eines mit einem Pfandbriefbarlehen zu belaftenden 
Grundſtücks, durch welche er diefes der Öeneralgarantie unterwirft, foll nach der herrſchenden 
Anfiht als Verfügungsbeſchräntung in Abth. II des Grundbuchblatts eingetragen werben 
‘Zohom 7 ©. 204; dv. Brünned in Gruch. 29 ©. 187). Diefelbe it aber richtiger als eine 
Bürgihaft anzufehen und kann nur als Marimaltypothet eingetragen werben. 

d. Auch die fagungsmäßigen Vorſchriften über die Bildung ber HSypotheken— 
urtunden über Pfandbriefdarlehen find, wie nad) der preuß. G. B.O. 8. 47, auch nad) Art. 21 
umberüßrt geblieben (R.®. 1 ©. 84; vgl. jedoch ebd. 3 ©. 379). 

e. Ueber die Umſchreibung einer an ein Krebitinftitut abgetretenen Hypothek 
in ein Bfandbriefdarlehen vgl. K.G. 16 ©. 133. 

f. Die Vorausfepungen .der Löfhung der Pfandbriefdarlehen find nah den 
einzelnen Sapungen verfchieden. Die Löſchung eines für das Kur- und Neumärkiſche ritter- 
ſchaftliche Krebditinftitut eingetragenen Pfandbriefdarlehns erfolgt auf Erfuhen des Kreditinftituts, 
die Zuftimmung des Cigentümers ift nicht erforderlich (R.G. 17 ©. 104). Dagegen finden 
auf die Loſchung eines fir die Pommerfhe Landſchaft eingetragenen Bfanbbriefdarlefens die 
Vorſchriften der G.BO. 88. 13, 19, 27 Anwendung (8.6. NF. 2A ©. 177). 

g. Ueber das Zwangsvollſtreckungsrecht der im Art. 21 genannten Krebitanftalten 
vgl. das preuß. Geſetz vom 3. Auguſt 1897 (G.S. ©. 388). Kraft diefes Geſehes fann einer 
Kreditanjtalt insbefondere auch die Vefugnik beigelegt werden, das beliehene Grundftild in 
Zwangsverwaltung zu nehmen. Die Einleitung ber Zwangsverwaltung durch bie Anftalt ift 
jedoch ausgeſchloſſen, folange eine gerichtliche Bmangsverwaltung anhängig ift. Das Verfahren 
iſt durch Sagung zu regeln. Vgl. auch oben ©. 103, 105. 

5. Wie in Exl. 3 bereit8 erwähnt, findet Art. 21 auf die Hypothefenbanten feine Anwendung; 
deren Berhältnifie find durch das Hypothefenbanfgefeg vom 13. Juli 1899 (M.G.BL. S. 375) 
geregelt. Daſſelbe bezeichnet als „Hypothekenbanken“ „Aktiengeſellſchaften und Kommanditgefell- 
haften auf Atien, bei welchen der Gegenftand des Unternehmens in der hypothekariſchen Be— 
feihung von Grundftüden und der Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf Grund der erworbenen 
Hppoteten befteht“ ($. 1 Abſ. 1). Anderen Handelegeſeliſchaften, eingetragenen Genofienfhaften 
und einzelnen Perſonen ift der Betrieb eines derartigen Unternehmens unterfagt (8. 2; vgl. 
$. 45). Die Hypothefenbanten bebürfen zur Ausübung ihres Geſchäftsbettiebs ſowie zu jeder 
Sapungsänberung der Genehmigung entweder des Bundesraths oder ausnahmsweiſe der Bentrals 
behörde des Bundesſtaats, in welchem fie ihren Sig Haben (vgl. 88. 1, 45) und unterliegen ber 
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Auffiht dieſes Bundesſtaais ($. 3). Cie dürfen nur die im $. 5 des Geſetzes erwähnten Ge— 
ſchafie betreiben (vgl. auch $. 46); aus dem $. 5 ift die Vorſchrift des legten Abfapes hervor⸗ 
zuheben: „Der Erwerb von Grundftüden ift den Hnpothelenbanfen nur zur Verhütung von 
Berluften an Hypothelen oder zur Beſchaffung von Geihäftsräumen geflattet. In Anſehung 
eines ſolchen Erwerbes jtehen in jedem Bundesftante Hypothelenbanten, die in dem Gebiet eines 
anderen Yunbesftantes ihren Cip haben, den einheimifchen Hhpothefenbanten gleich.“ 

Ueber die Hypotgelarifhen Darlehen der Hypothetenbanten, denen die Grund« 
ſchulden gleichſtehen (8. 40), enthalten die 8%. 14—21 des Geſehes nähere Vorſchriften, von 
denen folgende für das formelle Grundbuchrecht von Bedeutung find. 

a. „Die bypothelariichen Darlehen find in Geld zu gewähren. Die Gewährung von 
Darlehen in Hypotheten-Pfandbriefen der Bank zum Nennmerth ift nur zuläffig, wenn 
die Sagung der Banf fie geftattet und der Schuldner ausdrüclich zuftimmt. In diefem Fall 
ift dem Schuldner urkundlich das Recht einzuräumen, bie Rüdzahlung der Hypothek nad; jeiner 
Wahl in Geld oder in Hypothefen-Pfandbriefen der Bant, die derſelben Gaıtung angehören wie 
die empfangenen, nach dem Nennmerthe zu bewirken. Hypotheten-Pfandbriefe, die bei der amt- 
lichen Seftftellung des Börfenpreifes nicht unterſchieden werden, gelten im Einne diefer Vorſchrift 
ſteis als zu derfelben Gattung gehörig". (8. 14.) 

b. „Die Grundzüge der Bedingungen für bie hypothetariſchen Darlehen find von der 
Oypothekenbant feftzuftellen; die Grundzüge bebürfen der Genehmigung der Auffichtsbehörde. In 
den Bedingungen ift namentlich zu beſtimmen, welche Nachtheile den Ehuldner bei nicht rechts 
zeitiger Zahlung treffen, ſowie unter welchen Vorausſetzungen die Bank befugt ift, die vorzeitige 
Rüdzahlung der Hypothek zu verlangen“. (3. 15 Abi. 1.; 

e. Hinſichtlich der legtermähnten Befugniß der Bank, die vorzeitine Rüdzahlung 
zu verlangen, ift bie Vertragsfreiheit eingelhränft. „ES darf nicht bedungen werden, daß 
bie Bank im Falle ihrer Auflöfung die vorzeitige Rüdzahlung der Hypothet verlangen kann“ 
(8. 47 Wbf. 3). „Im Falle einer Verſchlechterung des befiehenen Grundftüdß ober feiner Bus 
behöritüce, der ein unwirthſchafiliches Verfahren des Befipers nicht zu Grunde liegt, finden zu 
Gunften der Hypothefenbant die Vorſchriften der 98. 1133, 1135 bes B.G.B. über bas Hecht 
des Gläubiger auf fofortige Befriedigung aus dem Grunditlide nur in Anſehung des Betrags 
Anmendung, für welhen in dem verminderten Werthe des Grundſtücks nicht mehr die nach dem 
Gefep oder der Sahung erforderliche Dedung vorhanden ift. Ueber diefen Betrag hinans darf 
ſich die Bant für den Fall einer Verminderung des Werthes des Grunditüds das Recht, die 
vorzeitige Rüdzahlung ber Hypothet zu verlangen, nicht ausbebingen" (8. 17 Abl. 3). „Die 
Bank darf fi für den Fall, daß ein Theil des Grundſtücs veräußert und die Unſchäd— 
lichteit der Veräußerung für die Berechtigten nad; Maßgabe der Landesgefege von der zuftändigen 
Behörde feftgeftellt wird, feine weiteren als die ihr gefeplich zufiehenden Rechte auf Sicheritelung 
oder Befriedigung vorbehalten" (8. 17 Abf. 2). . 

d. Die Kündigungsbefugnik des Schuldners iſt durch $. 18 feitgelegt: „Dem 
Schuldner ift urkundlich das Recht einzuräumen, bie Hypothek ganz oder theilweife zu fündigen 
und zurüdzuzahlen. Das Recht der Rüdzahlung darf nur bis zu einem Zeitraume bon zehn 
Jahren ausgeſchloſſen werben. Diefer Zeitraum beginnt mit der Auszahlung des Darlehns, im 
Falle der Auszahlung in Theilbeträgen mit der legten Zahlung; wird nach der Auszahlung des 
Darlehns eine Vereinbarung über die Zeit ber Rüdzaplung getzoffen, jo beginnt der zehnjäßrige 
Beitraum mit der Vereinbarung“ ($. 18 Abſ. 1, 2). 

„Die Kündigungsfrift darf neun Monate und bei Hnpothefen, welche die Bank kün— 
digen fan, auch die der Bank eingeräumte Kündigungsfrift nicht überſchreiten“ ($. 18 Abf. 3). 

„Soweit e8 nad) diefen Vorſchriften nicht geftattet ift, das Recht des Schuldners zur Rüde 
zahlung der Hypothek auszuſchliehen, darf fih die Bank eine Rüdzaplungsprovifion oder 
die Beitellung einer Sicyerheit bei der Kundigung nicht außbebingen“ (8. 18 Abi. 4). 
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Artikel 22. 

Die ſich auf Grundjtüde beziehenden Vorſchriften der Grundbuchordnung 
und dieſes Gejeges finden, ſoweit nicht ein Anderes beftimmt ift, auf Bergwerke, 
jelbftändige Kohlenabbau-Gerechtigfeiten und andere jelbjtändige Gerectigfeiten 
entfprechende Anmwendung. 


o. Hinfihtlih der Amortifationshypotheten beflimmt das Gefeg, da bei ihnen zu 
Gunſten der Bant ein Kündigungsreht nicht außbebungen werden darf, wohl aber das Recht, 
„aus befonderen in dem Verhalten des Schuldners liegenden Gründen die Ridzahlung der 
Hypothek vor der bejtimmten Zeit zu verlangen“ ($. 19 Abi. 1); dab die Jahresleiſtung des 
Schuldners nur die bedungenen Binfen und den Tilgungsbeitrag enthalten darf (8. 19 Abſ. 2); 
dab ber Beginn der Amortifatton für einen zehn Jahre nicht überfreigenden Zeitraum hinaus- 
geichoben werben fann, daß aber der etwaige Betrag, der infolge diefer Hinausſchiebung aufer 
den bedungenen Binfen zu entrichten ift, in der Darlehnsurkunde erfihtlich gemacht werden muß 
(8. 20 Abſ. 1); dab „von dem Beginne ber Amortifation ab die Jahreszinfen von feinem 
böheren Betrag als von dem für den Schluß des Vorjahrs ſich ergebenden Reitkapitale berechnet 
werben“ dürfen und ber Mehrbetrag der Jahresleiftung zur Tilgung zu verwenden ift (ebd. 
Ab. 2); daß ſchließlich das Recht des Schuldners zur theilmeiien Rüdzahlung der Hypothek in 
der aus $. 21 Abf. 1 erfichtlihen Weife beichränft werden kann. 

„Die Bank darf ſich von ber Verpflichtung, in Anſehung des amortifirten Betrags die ihr 
behufß der Berichtigung bes Grundbuchs, der Löſchung der Hypothek oder der Herftellung eines 
Theil-HHpothefenbriefd nach den Vorjchriften des bürgerlichen Rechtes obliegenden Handlungen 
vorzunehmen, im voraus nicht befreien“ (9 21 Abi. 2). 


6. Bergwerke und felbhändige Geredtigkeiten. 
a. Allgemeine Vorſchrift. 
Artitel 22. 
€. Art. 21. Begr. 6. 24. 


4. Wie oben (6. 14, 16, 16%, 339) bereit® erwähnt, fennt das Reichsrecht nit nur 
Grundbuchblätter für Grundftiide, fondern aud für gewifle Berechtigungen, denen es Immobiliars 
qualität durch die Beſtimmung beilegt, daß für fie „die fi auf Grumdftüde beziehenden Bor- 
ſchriften“ gelten. Bon diefen ift nur das Erbbaurecht durch das Reichsrecht erſchöpfend ges 
regelt (vgl. ©. 4öff., 1637., 212ff. zc.). Den Erbpacht-, Büdner- und Häuslertehten 
und ben fog. Abbaurehten (©. 16f., 47, 339) ift zwar kraft Reichsrechts Immobiliars 
qualität beigelegt; dieje Beftimmung Hat aber nur infofern Bedeutung, als derartige Rechte 
landesrechtlich beftehen. Dies ift in Preußen nicht ber Fall. Die Erbpächter find hier als 
Eigenthlimer des Erbpachtguts anzuſehen (oben ©. 395) und vererblide und veräußerliche Rechte 
zur Gewinnung eined ben bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterfiegenden Minerals giebt es in 
Preußen nicht (vgl. Bland Bd. 6 E. 144 El. 5, ©. 151 Erl. 1; Predari ©. 47; KB. d. 
AH. 3. A.G. z. B.G.B. ©. 46). Allerdings find in einigen Randestheilen einzelne der im $.1 
de3 Allg. Berggejeged vom 24. Juni 1865 aufgeführten Mineralien nicht dem Verfügungsrechte 
des Grundeigenthümers entzogen; trogdem ftehen fie aber zum Theil unter Bergrecht, und außer- 
dem fehlt es, auch foweit bie Mineralien nicht den bergrechtlihen Vorſchriften unterliegen, an 
einer Vorjchrift, welche die Berechtigung zu ihrer Gewinnung als ein befonderes Recht Hinftellen 
und für veräußerfich und vererblich ertfären. Demnad) giebt es insbejondere feine felbftändigen 
Rechte auf Gewinnung von Eifenerzen in Reuvorpommern und Rügen, in den Hohenzollernſchen 
Landen, in dem Herzogthum Schlefien und der Grafſchaft Glaß (Geſ. v. 8. April 1894, G.S. 


414 Ausführungsgefeg zur G. B. O. Art. 22. 

©. 41, vgl. jedoch QG. 7 ©. 86 und oben ©. 55 Anm. 1), fowie auf Gewinnung von Stein 
und Safifalzen in ber Provinz Hannover (Gef. d. 14. Juli 1895, G.S. S. 295). Solche Rechte 
tönnen nur als Dienftbarfeiten nach Maßgabe des B. G. B. beftellt werben; als vererblihe und 
veräußerliche Rechte find fie unzuläffig und nicht eintragungsfähig (vgl. Rechtſpr. 2 ©. 120). 

Dagegen find dem preußifhen Rechte andere Rechte mit Immobiliarqualität befannt, 
nämlich das Bergwerkseigenthum, die Kure des älteren Rechtes, bie jelb- 
ftändigen Kohlenabbaugeredtigleiten und die fonftigen felbftändigen Ge— 
rechtigkeiten. Ihre grundbuchrechtliche Behandlung regeln die Art. 22—28 weſentlich in 
Uebereinftimmung mit dem geltenden Rechte; insbeſondere entipricht die Vorichrift des Art. 22, 
wodurch bie Bergwerke, die Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten und die fonjtigen felbftändigen Ge— 
rechtigkeiten für daß formelle Grundbuchrecht ben Grundjtüden gleichgeitellt werben, foweit nichts 
Anderes beitimmt ift, dem $. 3 der preuß. G. B.O. 

Die Befugniß der Landesgefepgebung zu diefer Regelung beruht Hinfichtlich ber Bergwerke 
und der felbftändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten auf Art. 67 des EG. 5. B.&.B. und 9. 83 
der G. B.O. (dgl. oben ©. 337, 340); andere jelbftändige Gerechtigfeiten unterliegen dem Landes - 
rechte nur infofern und werben aud von den Vorſchriften der Art. 22, 27, 28 des A.G. nur 
infoweit betroffen, als fie den der Landesgefeggebung durd; das E.G. z. B.G.B. vorbehaltenen 
Sonbderrehten angehören (vgl. ©. 339f}.). 

2. Die Rechtsverhältnifie der Bergwerke regelt in erfter Linie das Allg. Berggefeg vom 
24. Juni 1865 (6.5. ©. 705), welches mit einigen Yenderungen in den neuen Provinzen ein 
geführt ift (ngl. die Verordnungen vom 22. Februar 1867, G.S. ©. 242, vom 8. Mai 1867, 
G.S. ©. 601, und vom 1. Juni 1867, G.S. ©. 770, fowie das Geſetz vom 12. März 1869, 
G.S. S. 453). Seine durd Art. 67 des EG. z. B.6.B. aufrecht erhaltenen Beitimmungen 
find durch das A.G. 5. BGB. in Einflang mit dem neuen Reichsrechte gebradit. 

a. Das Berggefeg ſchließt die im 8. 1 aufgezäßften Mineralien von dem Verfügungsrechte 
des Grundeigenthlimerd aus und geftattet deren Gewinnung nur demjenigen, welchem das 
Bergwerkseigenthum von dem Oberbergamte verliehen it. Das Bergwerkseigenthum, 
welches vor allem die ausſchließliche Befugniß umfaßt, nach den Beftimmungen bed Verggejepes 
das in der Verleifungsurtunde benannte Mineral in dem beftimmten Felde aufzuſuchen und zu 
gewinnen ſowie alle hierzu erforderlichen Vorrichtungen unter und über Tage zu treffen 
(Berggei. 8. 54), wird in dem Ag. Berggeſetz als ein felbftändiges, zu den unbeweglichen 
Sachen gehöriges Recht behandelt und Hinfichtlich der Veräußerung und der Verpfändung den 
in diefer Beziehung für das Grundeigenthum geltenden allgemeinen geſehlichen Vorſchriften unters 
worfen (ebd. 8.50, $.52 Abi. 1). Diefe Beitimmungen wurden durch 8. 68 bes Gef. über den 
Eig.-Erw. ꝛc. vom 5. Mai 1872 ergänzt (vgl. Ahilles-Streder ©. 282). An bie Stelle 
diefer Vorſchriften find jept die Beftimmungen des rt. 37 des A.G z. B.G. B. getreten. Art. 37 
Ziff. I, IT Hebt die 38. 52, 53 des Berggeſ. auf und giebt dem $. 50 folgende, der Vorſchrift 
des 8. 1017 des B.G.B. über das Erbbaurecht (oben S. 46) nachgebildete Fafjung: 

„Das Bergwerkseigenthum wird durch die Verleihung begründet ſowie dur 
Konfoltdation, Theilung von Grubenfeldern oder Austauſch von Feldestheilen er- 
worben. 

Für das Bergwerkseigenthum gelten die fi auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften 
des B.G.B. ſoweit nicht aus dieſem Geſehe ſich ein Anderes ergiebt. 

Mit der gleichen Beſchränkung finden die für den Erwerb des Eigenthums und 
die Anſprüche aus dem Eigenthum an Grundſtücken geltenden Vorſchriften auf das 
Bergwerkseigenthum entſprechende Anwendung.“ 

„Unter „den ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften“ iſt Hier das Gleiche zu ver— 
ſtehen wie im 8. 1017 Abſ. 1 des B.G.B. Nicht gehören zw dieſen Vorſchriften die auf das 
Eigenthum an Örundftüden bezüglichen Veftimmungen, wie ſich daraus ergiebt, daß die Ueber⸗ 
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tragung der lehteren Vejtimmungen auf Rechte mit dem Eigenthumsbegriffe des B.G.B. un- 
vereinbar fein würde und daß nad) dem neuen 8. 50 Abſ. 3, wie nach 8. 1017 Abf. 2, nur die 
für den Erwerb bes Eigentfumd und bie Anfprüde aus dem Eigentfum an Grundſtücken 
geltenden Vorſchriften entipredhende Anwendung finden jollen. Unanwendbar find danach ind= 
befondere die Vorfchriften über ben Inhalt des Grundeigentfums (vgl. namentlich BOR, 
88. 905—918)." Begr. zu Art. 37 des Entw. des A.G. z. B.G.B. 

Demnach gelten grundfäglic alle Vorfchriften (vgl. oben &. 46 Anm. 1) über Grundftüde 
aud) für die Vergwerfe. Imsbejondere erfolgt deren Belaſtung nad) denfelben Vorſchrifien wie 
die Belaſtung der Grundftüde und auf die Ueberttagung und den fonjtigen Erwerb eines 
verliehenen Bergwerlseigenthums finden die Vorſchriſten über den Erwerb des Grundeigentfums 
entfprechende Anwendung. Bgl. über letzteren Punkt die Exl. zu Art. 28 und über die Be— 
gründung des Bergwerkseigenthums, die Aenderung oder Aufhebung ber Verleihungsurkunde 
und die Aufhebung des Bergwerkseigenthums die Erl. zu Art. 23—25. Aus der jegigen Faſſung 
des $. 50 Abf. 2 des Berggei. folgt aud) ohne Weiteres, daß das Vergwerkeigenthum als eine 
„Berechtigung, für melde die ſich auf Grunditüde beziehenden Vorſchriften gelten" (C.B.D. 
8. 864), ber Bwangsvollittedung in das unbewegliche Vermögen unterliegt (vgl. C.B.D. 8. 870 
Abf. 1, oben S. 9, und A.G. 5. Zw. V. G. Art. 28ff.). 

Ebenfo wie die materiellvechtlihen Beſtimmungen finden nad Art. 22 aud; die Vor— 
ſchriften des formellen Grundbuchrechts über Grundftüde auf die Bergwerke entiprehende Ans 
wendung. 

Diefe Säge gelten jedod nicht ausnahmslos. Die Vorſchriften des materiellen Rechtes finden 
infoweit feine Anwendung, als ſich aus dem Berggefeg ein Anderes ergiebt, und die 
Vorſchriften ber ©.8.D. und des A. G. z. G. B.O. nicht, joweit ein Anderes bejtimmt ift. In 
der Begr. zu Urt. 37 Ziff. I des A.G. z. B.G. B. wird als Beifpiel die Veftimmung des 8. 890 
des 8.0.8. hervorgehoben, welde auf die Vereinigung ziveier Bergwerfe feine Auwendung 
findet, da an deren Stelle die Vorſchriften des Verggefeges tiber bie Konfofidation (vgl. Erl. 1 
zu Art, 23—26) treten. Im Uebrigen find bie Art. 23—26 und 28 nebſt Exl. ſowie die Kol. 
BD. Art. 33 nnd die Ag. Verf. 89. 22. zu vergleichen. Siehe auch AG. Art. 34 Abf. 

b. Dem $. 50 Abſ. 2, 3 entiprehende Vorſchriften entHält das A.G. z. B.C.B. Art. 37 
Ziff. XIII für die Auge der vor dem Inkrafttreten des Allg. Berggeſetzes be— 
gründeten Gewerkigaften. Während das Allg. Berggeſ. 38. 94ff. die Gewertihaften, 
welche unter feiner Herrſchaft ſich bilden, als juriftifche Perfonen und die Untheile der Bewerten, 
die Kuze, als bewegliche Sachen bezeichnet, ſodaß nur die Gewertſchaft als folhe und nicht die 
Kuxe in dad Grundbuch eingetragen werden können, ftehen nach dem älteren Rechte die Berg- 
werfe im Miteigenthume der Gewerten; bieje find daher in das Grundbuch als Miteigenthümer 
einzutragen, die Eintragung auf den Namen der Gewerkſchaft ift unzuläffig (8.®. 12 ©. 84). 
Die Kure des älteren Rechts bilden alfo Miteigenthumsantheile und haben die Eigenſchaft un 
beweglicher Sachen (Berggei. 8. 228 Abſ. 9; ihre Veräußerung und Verpfändung erfolgt nad) 
den für Grunbjtüde gegebenen Beſtimmungen (ebd. $. 231; Eig. Erw. Geſ. 8. 68). Dielen Bor- 
ſchriften entfpricht die Faſſung, welche Urt. 37 des AG. z. B. G. B. unter Aufhebung des $. 228 
Abj. 2 dem 8. 231 des Berggef. gegeben hat: 

„Sir die Kure gelten die fid) auf Örundftüde beziehenden Vorjhriften des B.G.B., 
joweit nicht ein Anderes beftimmt it. 

Die für den Erwerb des Eigenthums und die Anſprüche aus dem Eigentum an 
Grumdftüden geltenden Vorfäriften finden auf die Kuxe entſprechende Anwendung.“ 

Ueber die Bedeutung diefer Vorichrift vgl. Erl 2a und die Erl. zu Art. 28. 

e. Nach Urt. 23 Ziff. 1, 2 des A.G. z. BG. B. bedürfen zur Erhaltung der Wirkjamteit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung: das in den Fällen 
ber Grumbabtretung zu Zwecken des Bergbaubetriebd beftehende geſetzliche Vorkaufsrecht 
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und „die Gebrauchs- und Nutzun gsrechte, melde nad den 88. &, 142 bes Allg. Berggei. . 
vom 24. Juni 1865 tm Wege bes Bmwangverfahtens erworben werden fünnen,“ und nad) 
8. 60 Abſ. 3 des Allg. Berggef. in der Faſſung des A.G. z. 3.6.8. Met. 37 Ziff. III gift 
dafjelbe von dem Hülfsbau, „wenn ber Hülfsbauberechtigte den Befig erlangt hat.“ Beide 
Vorſchriften ftimmen mit dem biöherigen Rechte (Eig.Erw. Geſ. $. 12 Abi. 2, $. 68 if. 3) 
ſachlich überein. 

Bon dem gefeplichen Vorkaufsrecht ift oben ©. 51 Anm. 4 bereits die Rebe geweſen. 

Die bergregtliden Gebraudsd- und Nupungsredte find das Recht, auf dem 
Grundftüd eines Anderen zu fhürfen, und die Befugnik des Bergwerksbeſihers zur Benugung 
eines fremden Grunbitiids, ſoweit diefelbe für den Betrieb des Bergbaues nothwendig üt, 
namentlich Hilfsbaue. (Allg. Berggei. 88. dff., 60, 61, 135.) „Diefe Rechte find dingliher 
Natur und Haben eine innere Berwandiihaft mit den aus dem Pachwertrage hervorgehenden 
Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechten; ja e8 wird vielfach nichts weiter als ein Pachwerhältniß vor- 
handen fein, wenn die Gebraudyd- und Nutzungsrechte zu Gunften von Schürfunternehmungen 
oder des Bergbaues im Wege gütliger Ginigung zwiſchen Grundeigenthümer und Unterneßmer 
zu Stande getommen find.“ Jeder Grundeigenthumer muß fie bei Vermeidung des Zwangs« 
verfagrens gegen jährliche Entihädigung anertennen; fie kennzeichnen fi) überdies der Regel 
nad duch äußere Anlagen und find dadurch für jeden Dritten in die Augen fallend, Das 
Gefeg macht daher die Dinglihteit hier lediglich von der Wefigergreifung abhängig, ohne zur 
Wirkſamkeit gegen Dritte die Eintragung vorzufcreiben. Es gilt dies nicht bloß von folden 
Rechten, welche zu Gunſten des Bergwerkseigenthums, fondern aud von ſolchen, welche zu 
Gunften von ſelbſtändigen Koflenabbaugerechtigfeiten in ben vormals königlich fähfiihen 
Landestheilen erworben werden. (Mot. zum Eig. Erw. Geſ. vom 5. Mai 1872 bei Werner 2 
©. 20) 

Hülfsbaue find die von dem Bergwerksbeſiher außerhalb feines Baues errichteten An- 
lagen, melde bie Gewinnung des in jeinem Felde anftehenden Minerals bezweden. Val. 
Allg. Berggel. 8. 60, defien Abſ. 3 durch Met. 37 Ziff. III abgeändert ift; während das Berg- 
gejeg den Hülfsbau als Zubehör bezeichnet, gilt diefer nad) der dem B.G.B. (vgl. oben S. 157) 
angepabten jegigen Faſſung des Abf. 3 „als Beftandtheil des berechtigten Bergwerfs oder, wenn 
die Eigenthümer mehrerer Bergwerte fi zur gemeinſchaftlichen Anlage eines Hülfsbaues ver- 
einigt und feine anderweitige Vereinbarung getroffen haben, als Beſtandtheil der bereditigten 
Bergwerte.“ 

d. Wie die Gefege vom 5. Mai 1872, fo erwähnen auch die Ausführungsgefege z. 8.0.8. 
und zur G. B. O. nit die Erbftollengeredtigkeiten, welche früher durd Privileg verliehen 
wurden, aber nad) dem Allg. Berggef.$. 223 nicht mehr verliehen werben dürfen, bie $reifuze 
des Grundeigenthilmerd und ber Kirche und Schule, welche ebenfalls feit dem Allg. Berggei. 
$. 224 nicht mehr neu entftehen fönnen, und die auf Privilegien beruhenden Brivatzehnt- 
rechte. Dgl. über dieſe Achilles-Strecker 4. Aufl. S. 285. 

3. Selbftändige Kohlenabbau · Gerechtigkeiten beftehen nur in den vormals zum Königreiche 
Sachſen gehörigen Landeötheilen mit Ausfchluß der Grafſchaſten Mansfeld und Barby), und der 
itandesgerrlichen Gebiete Stolberg- Stolberg und Stolberg-Roble. Diefelben find durch das 
Gefeg, betr. bie Rechtsverhältmifie des Siein- und Brauntoflen-Bergbaues in denjenigen Sandes- 
teilen, in welchen das Kurfürftlich Sächfiſche Mandat vom 19. Auguft 1743 Gefepeötraft Hat, 
vom 22. Februar 1869 (G.S. ©. 401) geregelt. Außerdem fanden auf fie bis zum 1. Januar 
1960 die Vorſchriften des Geſehes über den Eig.Erm. x. fraft deffen 8. 68 entipregende An« 
wendung. Ebenſo wie die in Erl. 2a erwähnten Vorſchriften des Allg. Berggejeges find auch 
die Veftimmnngen über die Kohlenabbau-Gerechtigteiten durch das Reichsrecht nad, Urt. 67 des 
EG. z. B. G. B. unberührt geblieben, aber durch dad A.G. z. B.G. B. geändert worden, um fie 
dem neuen Reichsrecht anzupaſſen. Art. 38 des A.G. z. B.G.B. giebt daher den 88. 2—8 des 
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Geſetzes vom 22. Februar 1869 eine neue Faſſung und erfegt zugleich bie Vorſchrift des 9. 68 
des Gef. über den Eig.Erm. 

a. In den im $. 1 des Gefeßes vom 22. Februar 1869 näher bezeichneten vormals 
Königl. Sächſiſchen Landestheilen unterliegen, anders ald nad) dem Allg. Berggeſ. (Erl. 2a), bie 
Stein- und Braunfohlen „Iediglih dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers“ ($. 1 des 
Geſehes don 1869). „Das Recht zum Gtein- oder Brauntohlen-Bergbau kann“ 
jedoch „von dem Eigentgum an dem Grundftüd, in welchem die Stein- oder Braunfohlen an- 
fiehen, abgetrennt unb als jelbftändige Gerechtigkeit für den Grundeigenthümer ober für 
einen Dritten beftellt werben“ ($. 2 befi. Gef. in ber Faſſung des Art. 38 des A.G. z. 
8.8.8.) 

Die Vorausſetzungen der Beitellung einer felbftändigen Kohlenabbau-Geredhtigkeit find durch 
Art. 38 des MO. 3. BGB. neu geregelt worden. Bor allem iit jept, ander als früher, ſteis 
bie Eintragung ber Gerechtigkeit in das Grundbuch auf dem Blatte des belafteten Grundſtüds 
erforderlich; erft mit ihr entfteht die jelbftändige Gerechtigkeit; bis dahin bilden bie Stein- und 
Brauntohlen Theile des Grundftüds und werden von ben Verfügungen bes Grundeigentgümers 
mitergriffen. Außerdem bedarf es, wenn die Gerechtigfeit einem Dritten beftellt wird, der 
Einigung des Grundeigenthümers und des Erwerber, melde — wie die zur Beitellung eines 
Erbbaurechts erforderliche Einigung (8.6.8. 8. 1015, oben ©. 45) — „bei gleichzeitiger An- 
wefenbeit beider Theile vor dem Grundbuchamt erflärt werden” muß; und zur Beftellung der 
Gerechtigkeit für den Grundeigenthümer ift „deſſen Erklärung gegenüber dem Grundbuhamte, 
daß die Gerechtigkeit für ihn in da® Grundbuch eingetragen werben fol,“ (nach Analogie der 
Beſtellung der Eigenthuumergrundſchuld, B.G.B. $. 1196, oben ©. 76) erforderlich. (ß. 3 im der 
Faffung des Art. 38.) 

„Die Eintragung ber felbftändigen Gerechtigleit in das Grundbuch fol nur erfolgen, 
wenn dem Grundbuchamt ein Situationsrik vorgelegt wird; auf den Situationdriß finden bie 
Vorſchriſten des 8. 17 des Allgemeinen Berggefees vom 24. Juni 1865, mit Ausſchluß der 
Beitimmung über die Angabe des Fundpunktes, Anwendung“ ($. 4 ebb.). 8. 17 des Allg. 
Berggef. verlangt „einen von einem fonzeffionirten Markſcheider oder Feldmeſſer angefertigten 
Situationsriß“, „auf welchem der Fundpunkt, die Feldesgrenzen, die zur Orientirung erforber- 
lichen Tagesgegenftände und der Meridian angegeben fein müſſen;“ „der bei Anfertigung biefes 
Situationdrifjes anzumendende Maßſtab wird duch das Oberbergamt feftgefegt und durch die 
Regierungsamtäblätter befannt gemacht.“ 

b. Für die bereits zur Belt des Inkraftiretens des Geſehes vom 22. Februar 1869 „be 
ftehenden und die fpäter vom Grundeigenihum abgetrennten Kohlenabbau-Gerechtigkeiten gelten 
bie fi auf Grundftüde beziehenden Borfriften des B.G.B. Die fur den Erwerb 
des Eigentfums und die Anſprüche aus dem Eigentfum an Grundftüden geltenden Vorſchriften 
finden entfpredende Anwendung.“ (8. 5 ebd.) Dafielbe gilt nad Art. 22 von den Beitimmungen 
des formellen Grundbuchrechts über Grundftüde. Ueber die Bebeutung diefer Vorfchriften vgl. 
©. 414 f. Erl. 2a. 

Auch für die Kohlenabbau-Gerechtigkeiten gelten die Vorſchriften über Grundſtücke nicht 
ausnahmslos. Neben den Beitimmungen bes Art. 27 Abf. 1 über die Unlegung eines Grund- 
buchblatts für eine folde @erechtigkeit und des Art. 28 über den Erwerb einer beftehenben 
Kohlenabbau » Gerechtigkeit (vgl. die Erl. zu diefen Artilein ſowie Allg. Berf. $. 24) fommen 
bie Vorſchriften der 98. 7, 8 des Geſehes von 1869 im der Faflung des Art. 38 des A.G. in 
Betracht. 

Nach 8. 7 findet, wie auf das Bergwerkseigenthum, fo aud auf dieſe Gerechtigkeiten der 
8. 890 des 8.6.8. nur beichränkt Anwendung. „Eine Rohlenabbau » Gerechtigkeit kann nur 
dann einer anderen als Beftandtheil zugefchrieben oder mit ihr vereinigt werden, wenn 
die Gereditigkeiten mit ihren Feldern an einander grenzen und zu einem einheitlichen Baue zuſammen⸗ 
gefaßt find und wenn außerdem die auf den einzelnen Gerechtigfeiten haftenden Belaftungen 
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auf Grund einer die Rangordnung regelnden Einigung mit ben Berechtigten auf das aus ben 
Gerechtigkeiten gebifbete Ganze übertragen werden.“ 

$. 8 bringt eine Sondervorfchrift über die Löfhung der Gerechtigkeit und bie 
Schließung des für diefe angelegten Blattes. „Iſt ein Kohlenfeld vollftändig abgebaut, fo kaun 
die Koßlenabbaugeredhtigfeit auf Antrag eines betheiligten Grundeigenthümers oder beöjenigen, 
welchem ein Recht an dem Grundſtüde zufieht, im Grundbuche gelöfcht werden. Zur Begründung 
des Antrags ift ein Beugnik der Vergbehörbe darüber beizubringen, dab das Kohlenfeld gänzlich 
abgebaut ilt und dat auf dem Felde Gebäude ober fonftige zur Grube gehörende unbewegliche 
Beitandtheile nicht mehr vorhanden find. Bor der Erteilung des Zeugniſſes find diejenigen, 
welchen ein Recht an der Gerechtigkeit zufteht, zu Hören. Auf Grund des Zeugnifies flieht 
das Grundbuchamt dad für die Geredhtigfeit angelegte Blatt und löſcht die auf dieſem ein- 
getragenen Rechte. Zur Löſchung einer Hypothek, Grundihuld oder Rentenſchuld ift die Bor- 
fegung des Briefes nicht erforderlich; das Grundbuchamt hat den Beſiher des Briefes zur Bor- 
fegung anzuhalten, um nachträglid; die Löſchung auf dem Briefe zu vermerken.“ 

ce. Hinfitlih der Hülfsbaue im Felde eines anderen Kohlenabbau-Berehtigten gelten 
die Beitimmungen des Allg. Bergejeges, oben ©. 416 Erl. 2c (Gef. v. 1869 8. 9). 

d. Ueber den Fall, daß ber Stein und Brauntohlenbergbau von mehreren Berfonen bes 
trieben wird, vgl. $. 10 des Geſetzes von 1869. Diefelben bilden feine Gewerkſchaft. 

4. Schließlich erwähnt Art. 22 die fonitigen jelbftändigen Gerechtigkeiten. 

8. Nach Art. 40 des WG. z. BGB. gelten für diefe — anders als für die im Art. 40 
Abſ. 3 ausdrücklich ausgenommenen Koplenabbau-Geredtigkeiten und für die Bergwerte — die 
ſich auf Grundftüde beziehenden Vorſchriften nur dann, „wenn bie Gerechtigkeit ein 
Grundbuchblatt erhalten hat.“ „Unter der gleichen Borausfegung finden bie für dem 
Erwerb des Eigentfums und die Anfprüce aus dem Eigenthum an Grundftüden geltenden 
Vorſchriften auf eine ſolche Gerechtigkeit entſprechende Auwendung“ (Art. 40 Abſ. 2). Dies 
flimmt mit dem bisherigen Rechte überein (Be. über den Eig. Erw. ıc. 8. 69; preuß. Zw. V. G. 
v. 13. Juli 1883 9. 1 Nr. 3). Nicht erforderlich ift, daB die Gerechtigkeit bereits vor dem 
4. Oftober 1872 ein Blatt erhalten hat; die herrſchende Anſicht Iegte vielmehr den 8. 69 des 
Eig. Erw. Geſ. und den 8. 3 der preuß. ©.B.O. bahin aus, dab die Anlegung von Grunbbuce 
blättern auf Untrag auch fernerhin noch zufäffig fei (Mcilles-Streder 4. Aufl. €. 286, 296; 
Begr. zu Urt. 39 des E. des A.G. 5.8. G.B.); und dem ſchließt ſich dad A.G. z. G.B. O. Art. 27 
Abf. 2 ausdrüdlih an. Demnach gelten die die Grundftüde betrefienden Vorſchriften des 
materiellen wie des formellen Rechtes (vgl. oben ©. 414 f. Exl. 2a und die Erl. zu Art. 28) für 
biefe Getechtigteiten, wenn flr fie ein Grundbuchblatt entweder bereit früher angelegt ift oder 
künftig auf Grund der Vorſchrift des Art. 27 Ubi. 2 angelegt wird. 

b. Der Begriff der felbftändigen Geredtigkeiten wirb im Urt. 40 des A.G. z. 
BGB. durch die Worte erläutert: „Gerechtigkeiten, die nad; den bisherigen Gefegen in Ans 
ſehung der Eintragung in bie gerichtlichen Bücher und der Berpfändung den Grunditüden gleiche 
ftehen (felbjtändige Gerechtigfeiten)." Das A. G. vermeiit aljo auf bie bißherigen Gejepe, und 
daffelbe thaten bereit8 die Gefepe vom 5. Mai 1872. Die Motive zu dem Gef. itber den Eig. 
Erw. ꝛc. (bei Werner 2 ©. 35) enthalten hierüber folgende Säge: „Die Hypothefen- Ordnung 
von 1783 fehreibt in I $. 14 vor, dab auch Gerechtigfeiten, melde nicht gewiſſen Grundſtücken 
anfleben, fondern für ſich jelbit beftehen, einen eigenen befiimmten Werth haben, auch one den 
Befig eines Grundftüds ausgeübt, folglih auch filr ſich allein veräußert uud verpfändet werden 
lönnen, unter befonberen Nummern im Grundbuch eingetragen werben follen. Dem entipredend 
fagt das MOM. I. 20 8. 395: daß Gereditigkeiten, die für ſich felbft beftehen und aud ohne 
den Bei eines Grundftlid® ausgeübt werden künnen, in das Grundbuch in befonderen Tabellen 
eingetragen werben müſſen. Dergleihen Gerechtigfeiten find aber au durd die neuere Gefep- 
gebung zum größten Theil befeitigt, insbefondere die früheren ausſchliehlichen und vererblichen 
Gewerbeberehtigungen, bie Erbpachtgerechtigkeit, die Jagdgerechtigkeit auf fremden Grundititden.“ 
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(gl. Editt vom 2. Nov. 1810 $. 17; Deflaration v. 1. Juli 1822; Gel. v. 15. Mai 1833 
88. 16f.; Gewerbe-D. v. 17. Januar 1845; Gef. v. 31. Otiober 1848; Gef. v. 31. Mai 1858.) 
Demnach find für das Gebiet des Allg. Landrechts als Merkmale der jelbftändigen Gerechtigkeiten 
aufzuftellen: Unabhängigkeit vom Grundbefig, Dauer, Vererblichkeit und Veräußerlichkeit. Wegen 
bes erfterwähnten Erforderniffes fommen fubjeltiv-binglihe Rechte als felbftändige Geredhtigfeiten 
nicht in Betracht (K.G. 7 ©. 89); dagegen bedeutet die Unabhängigkeit vom Grundbejig nicht, 
baß bie Gerechtigteiten mit einem Grundftüd überhaupt nicht zufammenhängen, alfo auch feine 
Rechte an Orundftüden jein dürfen (mie da8 O.L.®. Cafiel, K.G. 10 S. 298, annimmt); vielmehr 
fallen auch ſubjektiv-perſönliche, vererbliche und veräußerlihe Rechte an Grundſtücken unter den 
obigen Begeiff (vgl. Turnau-Förfter Bb. 1 ©. 16; Predari ©. 47). 

Bis zum 1. Januar 1900 war eö zweifelhaft, mas in den gemeinrechtlichen und rheiniſch- 
rechtlichen Landestheilen als felbftändige Gerechtigkeit anzufehen fei, abgefehen von den Groß— 
herzogl. Heffiien, den Landgräflich Heſfiſchen und den Frantfurter Gebietötheilen, für welche 
das Grundbud-Einf.-&ef. vom 19. Auguſt 1895 8. 25 den Begriff in gleicher Weife feitlegte, 
wie Art. 40 des A.G. 3. B.G.B. (vgl. das D.L.G. Caſſel a. a. D.; Detmold im Magazin 
f. das deutſche Recht der Gegenwart Bb. 3 ©. 74ff, Mündmeyer ebd. Bb.2 ©. 22). Durch 
Art. 40 wird diefer Sweifel dahin entſchieden, dab nicht ohne Weiteres die Gerechtigteiten, welche 
nad dem Ag. Landrecht als felbftändige anzufehen find, aud) außerhalb des Geitungsbereichs 
diefes Rechtes als ſolche behandelt werden dürfen; vielmehr muB ihre Gleichſtellung mit den 
Grundftüden in Anfehung der Eintragung in die gerichtlichen Bücher und der Berpfändung auch 
für das betreffende Gebiet gefeglih oder gewohnheitsrechtlich anerfannt fein. Dadurch wird der 
Kreis der felbitändigen Gerechtigkeiten für diefe Gebietötheile ftart eingefhränft; in einigen 
werden derartige gefegliche Vorſchriften gänzlich fehlen. Vgl. ©. 424 Erl. b. 

Eine weitere Einſchränkung des Begriffs ergiebt fi aus dem Verhältnifie des B.G.B. zu 
den Landesgefepen. Da jenes landesrechtliche Vorſchriften nur innerhalb der im E.G. z. B. G. B. ge 
machten Vorbehalte zuläßt, ift das Landesrecht aud nur in der Lage, Rechte, welche von ben. 
Vorbehalten betroffen werden, und nicht folde, welche von dem Reichsrechte geregelt worden 
find, für felbftändige Gerechtigleiten zu ertlären. Fur die vererbfihen und übertragbaren 
Nugungsrehte an Grimdftüden, die am 1. Januar 1900 bereits beftanden haben, geftattet das 
EG. 5. 8.0.8. Art. 196 ausbrüdlich eine landesrechtliche Beſtimmung, daß auf fie die ſich 
auf Grundftüde beziehenden Vorſchriften und auf ihren Erwerb die für den Erwerb des Eigen- 
thums an einem Grundſtücke geltenden Vorſchriften des B.G.B. Anwendung finden (vgl. P. II 
3. 6 ©.525.). Eine Befonderheit gilt für fuperfiziariiche Rechte, welche zur Zeit des Intraft- 
treten des B. G. B. beftanden ; für fie gelten von dieſer Zeit an die erwähnten Vorfchriften kraft 
Reichsrecht (EG. z. B.G.B. Art. 184, oben ©. 46f.). 

Nah dem Geſagten kommen als felbftändige Gerechtigkeiten in Gebiete des AL.R. in 
Betracht die Schiffs mühlen-Geregtigkeiten in öffentlichen Flüſſen (A.L.R. II 15 88. 229ff.), 
die vor dem Ebdilt vom 2. Noveniber 1810 ertheilten Wpotheferprivilegien und etwaige 
fonftige noch beſtehende Realgewerbeberechtigungen, Fiſchereiberechtigungen, 
Fahrgerechtigkeiten (R.®. 17 ©.123) u. ä. (vgl. Predari S. 47f). Im ber Begr. S. 25 
werben ferner die in ben älteren gerichtlichen Büchern eingetragenen Schirnen- und Meß— 
buben-Gere&tigleiten in der Stadt Frankfurt a. M. genannt. 

Keine felbitändigen Gerechtigkeiten find dagegen z. B. das Recht auf bie ausſchließliche 
Nugung einer Thermalquelle in Wiesbaden (K.G. 14 S. 423), der Gemeindenutzen 
in dem @ebiete des vorm. Kurfürſtenthums Heſſen (ebb. 10 ©. 288), der Nießbraud in 
dem Gebiete des Rhein. Rechtes (Grundb.Einf.Gel. 8. 17) fowie das Stockwerkseigenthum 
ebendafelbft (oben ©. 16). Ueber die Gemeindeberehtigungen in der Brov. Hannover 
dgl. Münhmeyer im Magazin für das deutſche Recht der Gegenwart b.2 ©. 1ff,, Stege- 
mann ebd. ©. 66ff., Detmold ebd. Bd. 3 5. 74f. und Baring ebd. ©. 344ff. Daß auf 
Rechte auf Gewinnung von nicht bergrechtlichen Mineralien oder fonjtigen Bobenbeftandtheilen 
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Artifel 23. 

Iſt das Bergwerkseigenthum durch Verleihung begründet oder durch Kon— 
jolidation, Theilung von Grubenfeldern oder Austaufch von Feldestheilen erworben, 
fo hat das Oberbergamt das Grundbuchamt unter Mittheilung einer beglaubigten 
Abfchrift der Verleifungsurfunde oder einer Ausfertigung des beftätigten Kon— 
folidations-, Theilungs- oder Austauſchakts um die Bewirkung der erforderlichen 
Eintragungen zu erfuchen. B 
Artikel 24. 

Wird die Verfeihungsurfunde geändert, fo hat das Oberbergamt das Grund- 
buchamt unter Mittheilung der Urkunde über die Aenderung um die Eintragung 
der Aenderung zu erjuchen. 

Artikel 25. 

Wird das Bergwerkseigenthum oder die Verleihungsurfunde aufgehoben, fo 

hat das Oberbergamt das Grundbuchamt unter Mittheilung einer Ausfertigung 


(Thon, Kies, Petroleum, Sand u. ä.) in Preußen feine felbftändige Geredtigfeiten find und 
tünftig als vererbliche und veräußerliche dingliche Rechte nicht beftellt werben können, ift oben 
©. 413. Erl. 1 bereitd erwähnt. 

©. Bgt. fehlieplid über die Borausfepungen ber Schließzung der Grundbuhblätter 
für felbftändige Gereätigleiten 8.®. 7 ©. 86 (Eifenerz-Graberecht in Schleſien) und 17 
©. 123 (Fährgerechtigkeit in der Prov. Sachſen). 


b. Begründung, Aenderung und Aufhebung bes Bergmwerfseigentbums. 


Artitel 23—26. 
€. Art. 22-25. Beer. 6.2. RB.d.AH. 6.13. 

1. Nach 9.50 Abſ. 1 des Allg. Verggefepes in der Faſſung des Art.37 des A.G. z. B.G.B. 
(oben S. 414) wird das Bergwerkseigenthum durch die Verleihung begründet, ſowie durch 
Konfolidation, Theilung von Grubenfeldern oder Austauf von Feldestheilen erworben. 
Die Berleijung des Bergwerkseigenthums erfolgt durd das Überbergamt nad) näherer Be— 
ftimmung der 98. 12ff., 22ff. des Allg. Berggeſetzes. Die Stonfolidation d. h. „die Vereinigung 
‚zweier ober mehrerer Bergwerke zu einem einheitlichen Ganzen“ unterliegt ber Beftätigung des 
Oberbergamts (ebd. 88. A1ff.). Daffelbe gilt von der „realen Theilung des Feldes eines verg⸗ 
wertes in felbftändige Felder“ fowie von dem „Austauſche von Feldestheilen zwiſchen an— 
grenzenben Bergwerken“ (ebb. 8. 51). 

a In allen diefen Fällen vollzieht ſich nad) ber angeführten Vorſchrift des 8. 50 
Abf. 1 ber Erwerb bes Bergwerkseigenthums ohne Eintragung, unmittelbar durch 
die Verleihung oder bie Beftätigung durch das Oberbergamt. Dies fteht im Einflange mit dem 
bisherigen Rechte und wird in den Motiven zu $. 68 Ziff. 1 Abſ. 1 des Eig. Erw Geſ. vom 
5. Mat 1872 folgendermaßen begründet (vgl. Werner 2 ©. 34): „Das Allg. Berggeſeß bat 
daS Bergregal befeitigt und mit einem eigentlichen Berghoheitsrechte vertaufcht. Die Verleihung 
eined Bergwerkes, durch melde das Eigenthum am demfelben begründet wird (8. 50 des Allg. 
B.G.), ift baher fein Veräußerungsaft, fondern darakterifirt fi als die Ausübung eines ſiaat⸗ 
lichen Hoheitsrechted. Daſſelbe ift der Fall, wenn nad) $. 49 des Allg. Berggefepes das Ober 
bergamt eine Konfolidatton beftätigt ober nad; $. 51 die reale Theilung eines Feldes oder den 
Austauſch von Feldestheilen genehmigt. Die rehtlihen Wirkungen dieſer hoheitsrechtlichen Akte 
lönnen nit von der Eintragung in das Grundbuch abhängig gemacht werben, zumal diefelben 
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des Aufhebungsbeſchluſſes um die Schließung des über das Bergwerk geführten 
Grundbuchblatts zu erfuchen. 

Bei der Schließung ‚find die eingetragenen Belaftungen von Amtswegen zu 
löſchen. 

Grundſtücke, die dem Bergwerk als Beſtandtheil zugeſchrieben ſind, werden 
mit den darauf haftenden Belaſtungen in das über die Grundſtücke ihres Bezirkes 
geführte Grundbuch eingetragen. 


Artikel 26. 


Soweit in den Fällen der Artikel 23 bis 25 Hypotheken, Grundſchulden 
oder Rentenſchulden von den Eintragungen betroffen werden, finden die Vor— 
ſchriften der SS. 42 bis 44 der Grundbuchordnung feine Anwendung. Das Grund- 
buchamt hat den Beſitzer des Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenjchuldbriefs 
zur Vorlegung anzuhalten, um nad) den Vorfchriften des 8. 62 Abſ. 1, des 8.69 
und de $. 70 Abj. 1 der Grundbuchorbnung zu verfahren. 


nicht einen trandlativen, fondern einen fonftitutiven Charakter haben. Die Verleihungsurkunde 
veräußert nicht das Bergwerkseigenthum, ſondern jchafft dafjelbe. Durch die genehmigte Kon— 
folidation oder die reale Teilung eines Feldes wird gleichfalls ein neues Eigenthum geſchaffen, 
wie denn auch bei Verathung des Allgemeinen Berggejepes auf dem Landtage anerkannt worben 
ift, daß die Beltätigung einer Konfolidation u. |. m. in biefer Müdjicht gleich ber Verleihung 
aufgefaßt werden müfje.“ Vgl. über den Fall der Konſolidation auch K. G. 7 ©. 79. 

b. Während alfo diefe materiellrechtliche Vorſchrift mit dem bisherigen Rechte im Einklange 
fteht, weicht die formellrechtliche Beitimmung des Art. 23 über die Eintragung bes Berg- 
wertkseigenthums von der Vorſchrift des 8. 68 Biff. 1 Abſ. 2, 3 des Eig.Erw. Geſ. ab. 
Nah dem Lepteren hatte das Überbergamt dem Grundbuchamt eine beglaubigte Mbicheift der 
Verleihungsurkunde oder die Ausfertigung des beftätigten Konſolidations-, Theilungs- oder 
Ta uſchalts zuzuftellen, und das Grundbuchamt mußte aldann von Amtswegen mittelft des im 
8. 56 ber preuß. ©.B.O. geordneten Biwangöverfahrens den Erwerber zur Stellung bes Antrags 
auf Eintragung feines Bergwerkseigenthums anhalten (K.G. 19 S. 88). Jeht erfolgt die Ein- 
tragung auf Erfuchen des Oberbergamts, ohne daß es eines Antrags des Erwerbers bedarf. 

©. Das Erſuchen des Oberbergamts hat fi nicht nur auf die Eintragung des Bergwerks- 
eigen tgums, fondern auf alle „erforberlihen Eintragungen“ zu erfireden. 

Insbeſondere muß im Falle der Konfolibation nicht nur die Anlegung eines neuen Grund» 
buch blatts über das konſolidirte Bergwerk, ſondern auch die Schließung der über die Einzelzechen 
geführten Blätter (Art. 25, vgl. 8.G. 7 S. 79) und die Regelung ber Belaftungen nad} näherer 
Vorſchrift der 88. 43, 44, 48 des Allg. Berggeſetzes erfolgen. Das Erſuchen des Oberbergamts 
muß ſich daher aud) darüber ausfpredhen, entweder — nämlich wenn das fonfolidirte Werk einer Ges 
werlſchaft de3 neuen Rechtes (oben ©. 415, unten ©. 425 f., 8.G. 18 ©. 79) oder einem fonftigen 
AlleineigentHümer gehört — ob und in welcher Rangordnung bie auf ben einzelnen Bergwerken 
Iajtenden Hypotheken oder fonftigen Realrechte auf das konfolidirte Wert als Ganzes übergehen, 
oder zu welchem Untheile jedes einzelne Bergwerk in das Leßtere eintreten foll; letzterenfalls 
gehen die an dem einzelnen Bergwerke beftehenden Realrechte mit der Beſtätigung der Kon- 
folidation ohne Weiteres auf den feitgeftellten Antheil an dem fonfolidirten Werke über. 

nBel dem Austaufhe von Feldestheilen geht das Recht der Hypothekengläubiger 
und anderen Realbereditigten mit ber Beftätigung der Bergbehörde ohne Weiteres auf den zu 

Ag llies-Streder, Grundbugordmung. d. Auflage. 3 
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dem belafteten Bergwerke hinzutretenden Feldestheil über, wogegen der abgetretene Felbestheil 
von ber dinglichen Belaſtung befreit wird.” (lg. Berggef. 8. 51 Abſ. 4.) 

d. Hinfigtlig der Form des Erfuhens und ber Brüfungspflidt des Grund- 
budamts gilt das oben ©. 266f. und ©. 377ff. Gefagte. Daneben kommen noch einige 
Sondervorfchriften in Betracht. 

Nah Art. 23 des A.G. ift dem Erſuchen des Oberbergamtd eine beglaubigte Ab— 
fhrift der Berleifungsurkunde oder eine Ausfertigung bes beftätigten Kon— 
folibationds, Theilungs= oder Austauſchakts beizufügen. 

rt. 26 ferner entbindet von der Vorſchrift ber 88. 42—44 der ©.8.D. über bie Vorlage 
der Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenfhulbbriefe oder der Inhaber- und 
Orberpapiere, falld von ben Eintragungen Hypothelen, Grundſchulden oder Rentenſchulden 
betroffen fein ſollten; die Eintragungen können alfo erfolgen, ohne daß es der Vorlage ber er— 
wähnten Urkunden bebarf. „Dagegen müfien Hier wie im den Zällen des $. 62 Abf. 2 der 
©.8.D. zur Vermeidung von Täuſchungen die VBefiger der Hypotgelen-, Grundſchuld⸗ oder 
Renten uldbriefe von Amtswegen zur Borlegung der Briefe angehalten und im Falle der Ein- 
tragung von Aenderungen dieſe nachträglich auf den Briefen vermerkt, im alle der Löſchung 
ber Rechte die Briefe nah $. 69 der G. B. O. unbrauchbar gemacht werben.” (Begr.) Bgl. 
oben ©. 312 Erl. 5 und ©. 319. 

Schließlich Hat das Grundbuchamt auch bie Vorſchrift des 8. 195 des Ag. Berggeſ. zu 
beachten: „Die VBergbeamten bed Staates, deren Frauen und unter väterliher Gewalt ftehenden 
Kinder können im Verwaltungsbezirke der erfteren durch Muthung keine Bergwerfe ober Kure 
erwerben. Bu folden Erwerbungen durd andere Rechtsgeſchäfte unter Lebenden ift die Ge— 
nehmigung des Handelöminifters erforderlich.“ 


e. Für die Eintragung der Bergwerte ift regelmäßig das gewößnlide Grundbuh> 
formular zu verwenden, nur fir Bergwerke mit unbeweglichen Antheilen der Gewerken, aljo 
für die älteren Gewerkſchaften (oben ©. 415) und für Hütten in der Grafihaft Sayn-Alten- 
tirchen giebt es befondere Formulare (vgl. Allg. Verf. 88. 25, 26). „Für die im Bezirk eines 
Grundbuchamts belegenen Bergwerfe ift ein beſonderes Grundbuch einzurichten“ (ebd. $. 23), 
und „in die Aufſchrift ift eine Beſchreibung aufzunehmen, die den weſentlichen Inhalt ber 
Verleihungsurkunde oder bed fonftigen Berechtigungstitels angiebt“ (ebd. 8. 24 Abſ. 1). BgL 
ſchließlich über die Urt der Eintragung der bem Bergwerke zugefchriebenen Grundftüde Allg. 
Berf. 9. 24 Abſ. 2. 


2. Das in Erl. 1 Gefagte gilt nad den Artikeln 24—26 entſprechend für bie Fälle der 
Aenderung oder Aufhebung der Berleibungäurkunde und ber Aufhebung des Bergwerkö- 
eigenthums. 

a. Eine Aenderung ber Verleihungsuckunde kann z. B. kraft bes 8. 35 Abſ. 4 bes Allg. 
Berggef. auf Grund des Vorzugsrechts eines wiberfprecdenden Muthers erforderlich werden. Auch 
die Ausdehnung der Verleifung auf ein in demſelben Felde anftehendes Mineral, auf welches 
ſich daS Bergwertseigenthum zumächft nicht erftredte, gehört Hierher. gl. auch die 88. 21Öff. 
des Allg. Berggef. In diefen Fällen erfolgt die Eintragung der Menderung in das Grundbuch 
(ogl, Erl. ie) ebenfalls auf Erſuchen des Oberbergamts „unter Mittheilung der Urkunde über 
die Aenderumg“. 

b. In dem unter a erwähnten falle des 8. 35 Abſ. 4 kann das Oberberganit die Ver— 
leihungsurkunde nicht nur abändern, fondern auch gänzlich aufheben, und wenn der Berg- 
werfgeigenthümer die nad; Vorſchrift des $. 65 des Berggef. an ihn erlafjene Aufforderung zur 
Inbetriebſetzung des Bergwerkes oder zur Fortſetzung des unterbrodenen Betrieb nicht befolgt 
Hat, kann das Oberbergamt nad gehörigem Verfahren die Aufhebung des Berg«- 
werkseigenthums duch Beſchluß ausſprechen (ebd. 88. 106ff.). „Mit diefer Aufhebung 
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Artikel 27. 

Auf die Anlegung eines Grundbuchblatts für eine felbftändige Kohlenabbau- 
Gerechtigkeit finden die für das Erbbaurecht geltenden Vorjchriften des $. 7 der 
Grundbuchordnung entjprechende Anwendung. 

Für andere felbftändige Gerechtigfeiten wird ein Grundbuchblatt nur auf 
Antrag des Berechtigten angelegt, joweit fich nicht aus den für die Anlegung der 
Grundbücher geltenden Vorſchriften ein Anderes ergiebt. 


erlöjcen alle Anſprüche auf da8 Bergwerk, von welder Urt fie auch fein mögen" (ebd. 8. 160 
Abſ. 2). 

In beiden Fällen hat das Oberbergamt das Grundbuchamt unter Mittheilung einer Aus— 
fertigung des Aufhebungsbefchluffes um die Schiiehung des über das Bergmerf 
gefüärten Grundbuchblatts zu erfudhen. Auf Grund diefes Erſuchens Hat das 
Grundbugamt nicht nur das Blatt zu fliehen, ſondern zugleid) auch von Amtswegen die darauf 
eingetragenen Belaftungen, die gegenſtandslos geworben find, zu löſchen fowie etwaige Grund» 
ftüde, die dem Bergwerk als Beftanbtheil zugefchrieben find, mit ihren Belaftungen abzufcreiben 
und in das über die Grundſtücke ihres Bezirkes geführte Buch zu übertragen (Art. 25). Wenn 
nämlich auch bie Vorſchriften des 8. 890 des B. G. B., mie oben ©. 415 erwähnt, für die Ber- 
einigung zweier Bergmwerte zu einem einheitlihen Ganzen nicht in Betracht kommen, jo finden 
fie doch auf die Zufcreibung eines Grundſtücks als Beitandtheil des Bergwerkes Anwendung 
(ogl. ©. 157 ff. und Wdg. Verf. 8. 24 Ubf. 2). Mit der Aufhebung bes Vergwertes verliert 
das zugefchriebene Grumbftüd feine Eigenſchaft als Beftandtheil und bleibt als felbftändiges 
Grundftütd Eigenthum bes bisherigen Bergwerkseigenthümers; danach rechtfertigt fich die Vorſchrift 
bes Art. 25 Abf. 3. 

Bet der Löfhung der auf dem Vergwerke laftenden Hypothelen, Grundſchulden und Renten- 
ſchulden kommt die Vorſchrift bes Art. 26 über die Vorlage der Briefe, der Inhaber- und Orders 
papiere zur Anwendung. Bgl. Erl. 1d. 

Ueber bie entſprechende Vorſchrift des $. 8 des Geſetzes vom 22. Februar 1869 (A. G. z. 
3.9.8. Art. 38) fir Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten vgl. oben ©. 418 Erl. 3b. 

3. Ueber den Zeitpunkt des Inkrafttretens ber Vorſchriften des A.G. hinfichtlich der Berge 
werte vgl. Art. 34 Uhl. 2. 


ec Anlegung eines Grundbuchblatts für felbftändbige Geredtigfeiten. 


Artitel 27. 
€. Art. 26. Begt. S. 25. 


1. Art, 27 regelt die Vorausſetzungen für die Anlegung der Grundbuchblätter für felb- 
fländige @ereditigteiten, und zwar Ubf.1 für die Kohlenabban-Gerehtigkeiten und Abf.2 für die 
anderen felbftänbigen Gerechtigkeiten. 

a. Für die Kohlenabbau-Gerechtigkeiten gilt dafjelbe wie für Erbbaurechte nad 
$. 7 der G.B.O. (oben ©. 163f.): „Die Aulegung eines befonderen Blattes erfolgt hiernach, 
wenn bie Gerechtigkeit weräußert oder beftellt werden fol, von Amtswegen, im Uebrigen auf 
Antrag; fie wird auf dem Blatte bes Grundſtücs vermerkt.“ (Begr.) 

Borausfegung für die Anlegung bildet ferner die Eintragung ber Gerechtigkeit auf dem 
Blatte des belafteten Grundſtüds; denn, wie oben ©. 417 bereit erwähnt, ifl biefe zu der Bes 
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ftellung der Kohlenabbaugerechtigteit erforderlich. Es gilt aljo auch in diefer Hinſicht und ebenfo 
bezüglich der Löſchung daſſelbe wie bei dem Erbbaurehte. Vgl. oben ©. 164 Erl. 2. 

b. Andere felbftändige Gerechtigkeiten erhalten dagegen, von ber erjten 
Unlegung der Grundbücher abgefehen, nievon Amtsweng en ein Grundbudblatt. Auf fie 
finden, wie oben ©. 418 erwähnt, bie ſich auf Grundftüde beziehenden Borfchriften erft dann 
Anwendung, wenn bie Gerechtigkeit ein Grundbuchblatt erhalten hat. Es bedarf aljo — auders 
als bei dem Erbbaurechte (©. 164 Erl. 2) und den Kohlenabbau-&ereihtigleiten — aud für 
den Fall der Veräußerung oder ber Belaftung nicht nothwendig der Anlegung eines Grundbuch- 
blatts; bie Gerechtigkeit kann vielmehr bis zu defien Unlegung nad den Regeln veräußert und 
belaftet werden, welde für die nicht zu dem unbeweglichen Sachen gehörigen Rechte gelten. 
Deshalb Äft, im Einklange mit dem bisherigen Rechte, die Anlegung eines Gnmbbucblatts von 
einem Antrage des Berechtigten abhängig gemacht. 

„Eine Ausnahme ift aber geboten, fomeit nad) den geltenden Vorſchriften über bie 
erfte Anlegung der Grundbüder bei diefer auch für felbitändige Gerechtigleiten 
Grundbuchblätter von Amtöwegen anzulegen find. Insbeſondere kommen die Schirnen- und 
Meßbuden⸗Gerechtigkeiten in der Stadt Frankfurt a. M. in Betracht, die ſchon in den älteren 
gericitfiien Büchern felbftändig gebucht und deshalb von Amtswegen in das Grundbuch zu 
übernehmen find (Geſetz von 19. Auguſt 1R95 88. 26, 34, 48 Nr. 1)... Es wäre namentlich 
unangebracht, bei Gerechtigkeiten, bie bereits Gegenftand des Unlegungsverfahrens geworben 
find, die Fortfegung des Werfahrens don einem Antrag abhängig zu maden." (Begr.) In 
Hannover und ben übrigen Landestheilen, in denen die preußifchen Gefege vom 5. Mai 1872 
im Jahre 1873 eingeführt ſind (vgl. oben ©. 5), fehlt es nad den Ausführungen in dem 
ZM.B. 1882 ©. 194 an einer Vorſchrift, welde die Anlegung ber Blätter für Gerechtigkeiten 
don Amtöwegen vorjchreibt, und in dem Gebiete bes Rheiniſchen Rechtes fol e8 nad Mügel 
(das Rhein. Grundbuchredht, $. 17 Anm. 1) gar keine felbftändige Gerechtigfeiten geben. Da= 
gegen tonn die Ausnafmebeftimmung, außer für Frankfurt und für die Großherzogl. Hefi. und 
Landgräfl. Hefi. Gebietstheile, auch fir Naſſau auf Grumd des Art. 40 der Kol. BO. vom 
41. Dezember 1899 Bedeutung haben. 

2. Ueber die Einrichtung des Grundbuchblatts für Gerechtigfeiten ift feine bejondere Bor- 
ſchrift getroffen; nur bei felbitändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten ift, wie bei Bergwerten, „in 
die Aufſchrift eine Beſchreibung aufzunehmen, die den weſentlichen Inhalt der Verleihungsurkunde 
oder des fonftigen Verechtigungstiteld angiebt". (Mg. Verf. 3. 24 Abſ. 1.) Bol. Allg. Berf. 
8. 22 und über die Eintragungsart ber der Kohlenabbaugerechtigkeit zugejhriebenen Grundſtücke 
ebd. 8. 24 Abſ. 2. 

3. Vet der Anlegung eines Grundbucblatts für eine Kohlenabbau-Geredtigteit 
find die auf dem belafteten Grundſtück eingetragenen Belaſtungen anf bad neue Blatt mit- 
awmübertragen. Denn’ die Mineralien, welche Gegenftand der Kohlenabbau-@eredhtigkeit find, 
bilden, wie oben ©. 417 Erl. 3a bereits erwähnt, Theile des Grundſtücks und werben bis 
zur Abſchreibung der Gerechtigkeit von allen Verfügungen über das Grundſtück mitergriffen. 
Es tommen daher bei der Unlegung des Grundbuchblatts die Vorſchriften zur Anwendung, 
welche für die Abſchreibung eines Theile eines Grundtüds gelten (vgl. Begr. zu Urt. 38 des 
E des A.G. z. B.G. B. Ziff. 1, 4). 

Die Uebertragung ber Laſten kann, abgeſehen von einer Haftentlaſſung, unterbleiben, 
wenn ein Unſchädlichkeitszeugniß beigebracht wird. „Die Vorſchriften über die Er— 
teilung von Unfcädlicleitszeugniffen“ (vgl. oben S. 402f.) „finden mit der Mafgabe An-⸗ 
wendung, daß das Beugni auch dann erteilt werden darf, wenn die vorhandenen Eintragungen 
im Grundbude nad) Abtrennung der Kohlenabbau-Gerehtigteit noch innerhalb der erften zwei 
Drittel des Werthed ländlicher oder ber erſten Hälfte des Werthes ſtädtiſcher Grundftüde ver— 
fihert find.“ (Gef. vom 22. Februar 1869 8. 6 in der Fafjung des A.G. z. B. G.B. Art. 38). 
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Artikel 28. 
Die für das Erbbaurecht geltenden Vorfchriften des 8. 20 und des $. 22 
Abſ. 2 der Grundbuchordnung finden auf das Bergwerkseigenthum, auf unbewegliche 
Bergmwerfsantheile und felbitändige Gerechtigfeiten entiprechende Anwendung. 


d. Uebertragung und fonftiger Erwerb des Bergmwerlseigenthbums, 
derunbemwegligen Bergmwertöanthetle und ber felbftänbigen 
Geredtigteiten. 


Artitel 9. 
€. Att. 27. Begr. 8.8. QB. d. A.h. 6.18. 


1. Auf das Bergwerkseigenthum, die Kuxe des alten Rechtes, die ſelbſtändigen Kohlen» 
abbaugerechtigkeiten und unter ber Vorausſetzung, dab fie ein Grundbuchblatt erhalten haben, 
auch auf andere felbftändigen Geredhtigfeiten finden, wie oben ©. 414ff. Erl. 28, 2b, 3b und da 
bereit erwähnt, die für den Erwerb des Eigenthums an Grundftüden geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung, ſoweit nichts Anderes beſtimmt ift. Hinſichtlich ber Bedeutung dieſer 
Beſtimmung gilt auch hier das oben S. 46 Biff. ILL für den Erwerb des Erbbaurechts Geſagte 
(ogl. die Begr. Biff. 1 0. E. zu Art. 37 des WG. z. B.G.B., wo indeſſen, abweichend von ber 
S. 46 Anm. 2 vertretenen Anſicht, der Erwerb auf Grund eines Aufgebots ebenfo wie ber 
Erwerb durch Aneignung nad) erfolgtem Verzichte für unanwendbar erflärt ift). 

a. Demnach Tann die rechtsgeſchäftliche Uebertragung der angeführten Berechtigungen nur 
in der Form ber Yuflaffung erfolgen, und folgereht ift aud bie Borjchrift des 8. 20 
entſprechend anzuwenden, wonach bie Eintragung des Erwerbers in dieſem Falle nit auf eins 
feitige Bewilligung des Veräußerers, fondern nur dann erfolgen darf, wenn die erforderliche 
Einigung erflärt ift (vgl. ©. 212ff.). 

b. „Mit dem 8. 20 aber feht der $. 22 Abſ. 2 im Bufammenhange“ (Begr.), wie oben 
©. 216 Erf. 3 ausgeführt tft; deshalb ift auch deffen Anwendung borgeichrieben. Danach darf 
im Bege der Berihtigung des Grundbuchs die Eintragung bed Berg— 
mwerfseigentbümers ober des Inhabers der anderen erwähnten Rechte nur mit 
feiner Zuftimmung erfolgen. 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung auf bie im Art. 23 erwähnten Fälle des Er- 
werbes des Bergwerkseigenthums; abgefehen bavon, dab das Erſuchen bie Zuftimmungserflärung 
erfegt (oben ©. 266 Iepter Abf.), hat Urt. 28 jene Fälle der Begründung des Bergwerks- 
eigenthums überhaupt nicht im Auge, fondern nur die bes Erwerbs eines bereits beftehenden Berg« 
werlseigenthums. 

2. Bon ben Gewerkſchaften. insbeſondere von dem Unterſchiede zwiſchen den Gewertſchaften 
des alten und benen des neuen Rechtes ift oben ©. 415 Erl. 2b bereitö die Rede geweien. 
Hier find noch folgende Einzelheiten nachzutragen. 

a. Während die Kurze des neuen Rechtes, deren Zahl Hundert beträgt, aber durch das 
Statut auf 1000 Beftimmt werden Tann, untheilbar find (Mg. Berggei. $. 101), find die 
älteren Kure (nah AL.R. 128) theilbar, aber feit dem Allg. Berggei. 8. 228 nur 
nod in Zehntheile 

b. Bei einer alten Gewerkſchaft fünnen bie einzelnen Gewerken über ihre Antheile 
an bem Bergwerke verfügen, fie auflafien und belaften, ohne daß es der Einwilligung der übrigen 
Gewerken bedarf. Daneben kann auch da® ganze Bergwerk mit Hypoiheten belaftet werden; 
hierzu bebarf es der Einftimmigteit ber Gewerken, wenn die einzelnen Kuze mit Hypothefen ber 
laſtet find, andernfalls, wie bei jonftigen Verfügungen über die Subftanz des Bergwerles, eines 
Veichlufies der Mehrheit von menigftens drei Viertheilen aller Kuze (vgl. Auig. Berggeleb 
88. 226). 
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Bei einer neueren Gewerkſchaft dagegen it zwar bie Veräußerung unb bie Ber- 
pfändung der Kure zuläffig, aber nur nad) den Regeln des Mobiliarſachenrechts und ohne Bes 
deutung für das Vergwerkdeigentfum (vgl. oben ©. 415, Berggeſ. 88. 104ff.). Das Bergwerk 
ſelbſt kann nur von der Gewerhſchaft als folcher und nur ald Ganzes belaftet werben (ebd. $. 98). 
Eine Eintragung von Laften, die nidt auf dem ganzen Bergwerke, ſondern nur auf einzelnen 
Kugen ruhen, ift bei der juriſtiſchen Perſönlichteit diefer Gewerkſchaft unmöglich. In Zolge 
defien darf die Eintragung einer neueren Gewerkſchaft als Eigenthümerin eines Bergwerles, 
das bisher einer Gewertſchaft alten Rechtes gehört hat und defien Kure fünmtlid oder zum 
Theil belaftet find, erft erfolgen, nachdem bie Belaftungen befeitigt find oder deren Uebertragumg 
auf das ganze Bergwerk bewilligt ift (K.G. 18 ©. 79). 


c. Ueber die Umwandlung einer Gewerkſchaft alten Rechtes in eine 
neue Gewerkſchaft vgl. das Geſ., betr. die Abänderung des $. 235 des Allg. Berggei., 
vom 9. April 1873 (G.S. ©. 181). Hervorzuheben ift, dab das Grundbuhemt auf Grund 
einer Ausfertigung des gerichtlichen oder notariellen Protokolls über die Gewertenverfammlung, 
in welcher die Ummandlung mit Dreiviertel-Mehrheit aller Kuzge beſchloſſen ift, den Beſchluß als 
Verfügungsbeſchränkung im Grundbuche zu vermerken und bem Oberbergamt eine beglaubigte 
Abſchrift des Vermerkes mitzutheilen hat. Die Eintragung dieſes Vermerkes erfolgt auf Antrag 
der Gewerkiaft in dem Unterabfchnitt IV (früher III) des Titel® des Formulars III von 
1872 (Alg. Berf. 9. 25 Ziff. 2), feine Löſchung auf Erſuchen des Oberbergamts ($. 2355 bes 
erwähnten Geſ.). Ob eine Auflaſſung feitens der alten an bie neue Gewertſchaft erforderlich ift, 
ift zweifelhaft; nad) der Faſſung des 8. 2358 des obigen Gefeges ift als Anficht des Gefepgebers 
anzufehen, daß das Rechtsſubjett dafjelbe bleibt und nur eine andere Gemeinfhaftsform gewählt 
wird; deshalb Hält die herrſchende Meinung die Auflafjung nidt für erforderlich, obwohl die 
Gewerken ihr bißheriges Miteigenthum verlieren. 

Nach der Beftätigung des Umwandlungsbeſchluſſes duch das Oberbergamt iſt daß biß- 
herige Grundbuchblatt (Formular III von 1872) zu ſchliehen und ein neues Blatt für bie neue 
Gewerkſchaft anzulegen, auf weldes die auf dem ganzen Vergwerke, aber nicht die auf den 
Kugen eingetragenen Laſten übertragen werben. Den Hnpothelengläubigern der einzelnen Ge— 
werten haften, foweit nicht? Underes vereinbart ift, die neuen Kure, welche an Stelle der be— 
fafleten Antheile getreten find, in der durd ihre Hypothelenrechte begründeten Rangorbnung 
als Pfand (Berggef. 8. 236). Sind mehrere HYpothetengläubiger vorhanden, hat da8 Grund» 
buchamt den Kurſchein aufzubewahren (ebd. $. 237). Ueber die in biefem Falle dem Grund 
buchamt obliegende Führung des Gewerkenbuchs und Ausfertigung und Aufbewahrung der 
Kurſcheine vgl. Berggef. 8.239, Inftr. v. 19. November 1866 (Turnan, preuß. G.B. O. Vd. 2 
©. 117) und 8.6. 12 ©. 141. 

d. Der gleihzeitige Erwerb mehrerer Bergwerke durd diefelben Mit 
betheifigten Hat nicht die Entftehung einer Gewerkſchaft als Eigenthümerin ber 
fänumtfien Bergwerte, fondern einer der Anzahl ber Bergwerte entſprechenden Bielheit von 
Gewertſchaften zur Folge. Bgl. K.G. 19 ©. 81. 

e. Die Gewerkſchaft ded neuen Rechtes wird in allen ihren Angelegenheiten 
gerichtlich und außergerichtlih vertreten entweder durch eine einzelne Berfon, ben Re— 
präfentanten, ober durd) einen aus zwei oder mehreren Berfonen beſtehenden Gruben 
vorftand. Diefe legitimiven fi) durch eine Ausfertigung des gerichtlichen oder notariellen 
Prototols über die Wahlvergandlung. Die Wahl erfolgt in einer gemäß 8. 113 des Allg. Berggei. 
beichlußfähigen Gewerkenverſammlung durch abfolnte Stimmenmehrheit nad; näherer Vorſchrift 
des 5. 118. Bei Verfügungen über die Gubftanz ift eine Speztalvollmacht der Gewerlen, zur 
Beſchlußfaſſung hinſichtlich folcher Verfügungen eine Mehrheit von wenigftens drei Viertheilen 
aller Kuxe und zu Verfügungen über das verliehene Bergwerkseigenthum durch Verzicht oder 
Scentung Einftimmigfeit der Bewerten erforderlich. Bgl. Verggel. 88. 117 fi, 114, fowie 
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Artikel 29. 
Landesgeſetzliche Vorſchriften über die Einrichtung der Grundbücher, die neben 
der Grundbuchordnung in Kraft bleiben, können durch Anordnung des Juſtiz- 
winifter3 geändert werben. 


NRiefenfeld, ber Gruben-Rolletivvorftand bei Bruch. 39 ©. 774ff. Das Borhandenfein 
diefer Vorausfegungen Hat das Grundbuchamt zu prüfen. 

Ueber die Beitellung eines Mepräfentanten durch die Bergbehörde, nachdem dieje die &e- 
werlichaft vergeblich aufgefordert hat, einen ſolchen oder einen Grubenvorftand zu befiellen, vgl. 
Ag. Berggei. 8. 127. 

Falls ein Repräfentant ober ein Grubenvorftand nicht beftellt ift, fommt ald Organ der 
Gewerfichaft lediglich die Gemwerfenverfammlung in Betracht. Vgl. ebd. 88. 111 ff. 

f. Die mehreren Witbetheiligten eines Bergwerkes bilden nicht nothwendig 
eine Gewerkſchaft; ifre Rechtsverhältniſſe können durch Vertrag oder fonftige Willenserklärung 
in notarieller ober gerichtliher Form anderweit geregelt werben (ebd. 8. 133). Daher liegt feine 
Gewerkſchaft des neueren Rechtes vor, wenn die Mitbetheifigten vertragsmäßige Beftimmungen 
getroffen Haben, welde fi mit den gefeglid; nothwendigen Borausfegungen einer Gewertſchaft 
nicht vereinigen laſſen. Dahin gehört z. B. die Vereinbarung einer dem Berggefege (oben a) 
wiederſprechenden Zahl ber Kure, der Befreiung eines Mitbetheiligten von jeder Bubuße, der 
Buläffigleit der Belaftung der Antheile der Gewerlen mit Hupotheten u. ä. Bol. R.G. 6 
©. 281, 8.6. 12 ©. 83. 

g. Durd die Bereinigung fämmtliher Kure in einer Hand wird eine Gewerk⸗ 
ſchaft neueren Rechtes nicht aufgelöft (R.®. 23 ©. 202). Zu dem Erwerbe des Grundeigenthums 
ber Gewerkichaft durch den Gewerken, in befien Hand die Kuze vereinigt find und der bie Gewerf- 
{Haft aufgelöft Hat, bedarf es der Auflaſſung (R.®. 19 ©. 85; über die Stempelpfliht in 
diefem Falle vgl. K.G. N.5. 1B ©. 39; fiehe auch K.G. 19 ©. 190). 


7. Aenderung der gefehliden Forſchriflen über die Cinridtung der Grundbüder. 
Artitel 29. 
€. Art. 28. Begr. 6. 26. 


1. „Nad; 8. 1 Abſ. 2 der G.B. O. beftimmt ſich die Einrichtung der Grundbüdher, foweit 
fie nicht in der ©.B.D. geregelt ift, nad den Anordnungen der Landesjuftizverwaltung. Dies 
gift zufolge Art. 22 auch in Betreff der Einrichtung der Grundbücer für Bergwerke und felbit- 
ftändige Gerechtigkeiten. Vorſchriften über bie Einrichtung der Grundbücher finden ſich aber 
auch in einzelnen neben der G. B. O. in Kraft bleibenden Sondergejegen (vgl. 3. B. Geſetz, betr. 
das Pfandreht an Privateifenbahnen z., vom 19. Auguft 1895, G.S. ©. 499, $. 10; Geſetz, 
betr. das Anerbenrecht bei Renten und Unfiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896, &.&. ©. 124, 
$. 3; Geſetz, betr. das Anerbenrecht bei Landgütern in ber Provinz Weſtfalen zc., vom 2. Juli 
1898, G.S. ©. 139, 9.3 Abſ. 2). Auch für ſolche befondere Gebiete muß die Juftizverwaltung 
in ber Lage fein, die bejtehenden Vorſchriften der künftigen Einrichtung der Grundbücher ans 
zupafien. Da es fi Hierbei aber um eine Aenderung geſetzlicher Vorſchriften handelt, erſcheint 
eine ausbrüdliche gejepliche Ermächtigung des Juftizminifters nothwendig.“ (Begt.) 

2. Bon diefer Ermächtigung ift bereit in der Milg. Verf. $. 21 ſowie in der Allg. Verf. 
vom 22. Januar 1900 (J. M.Bl. ©. 34), betr. die Eintragung ber Anerbengutseigenſchaft bei 
Anerbenglitern im Sinne des Gefeges vom 2. Juli 1898 (vgl. unten Allg. Verf. $. 43) Gebrauch 
gemacht. 
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Artikel 30. 

Das Preußische Gerichtöfoftengefeg vom 25. Juni 1895 (Gefeg-Samml. 

©. 203) wird dahin geändert: 

I. Der 8.65 Nr. 4 und die 88. 69 bis 72 werben, unbefchadet der weiterer 
Anwendung bis zur Anlegung des Grundbuch, geftrichen. 

Soweit in dem Gefege neben dem Grundbuchblatte der Artikel erwähnt 
ift, ift diefe Erwähnung zu ftreichen. 

U. In der Ueberfchrift des dritten Abſchnitts des erften Theiles, im $. 16, 
im $. 21 Nr. 3 und im $. 56 ift ftatt „Grundbuch- und Hypotheken⸗ 
ſachen“, „Grund⸗ oder Hypothelenbuche“ zu jegen „Grundbuchſachen“, 
„Grundbuche“. 

Im 8.21 Nr. 8 und im 8. 86 wird das Wort, Vorrechtseinräumungen“ 
erſetzt durch das Wort „Vorrangseinräumungen“. 

II. Im $. 57 Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „Im Falle des 8. 59 
der Grundbuchorbnung“ die Worte „Wenn nad) $. 90 der Grundbuch- 
ordnung ein Eigenthumserwerb unter Ausfcheiden des Grundftüds aus 
dem Grundbuche ftattfindet“. 


IV. Mbänderung und Aufhebung früherer Gelege. 
1. Aendernng des preukifigen Gerigiskoftengefehes. 


Artitel 30. 
€. Art. 29. Begr. 6.28—29. RB.2.0.H. 6.14, 15. 
1. Gerichtotoſten. U. GStempelabgaben. ©. 442. 
1. Verpfliätung zur Koſtenzahlung. Bern 1. Gegenftanb der Stempelfteuer. ©. 443. 
liche und fachliche Gebührenfreibelt. 2. Zahlungspfliht. Befrelungen. 
2. Sierftellung der Gerictstaffe, insbefon- 3. rt der Erfüllung ber ——— ine 
dere bei ber Auflaflung. ©. 433. bejonbere bei den Geriäten. ©. 

3. Fälligkeit, Anfah, Beltreibung und Ber 4. Sicerftellung der Staatslaffe. er ie. 
führung. ©. 434. 5. Wertiberenung und Werthermittlung. 
4. Wertöberenung und Werthfeftfegung. ©.435. 6. Erinnerungen, Bejäwerden, Beanitan- 

5. Erinnerungen und Beihmerden. ©. 437. dung x. ©. 447. 
6. Einzelne Gebühren. 7. Einzelne Stempelfäge. 
7. Baare Auslagen. ©. 442. 


L Das Koftenweien in Grundbuchſachen ift, wie oben S. 191 Vorbm. VII bereits erwähnt, 
reichsrechtlich nicht geregelt, von ber ©. 335 Erl. 5 abgedrudten Sonderbeftimmung über die 
Geriäjtstoften der von dem Reichsgerichte zu erledigenden weiteren Veſchwerde abgejehen. In 
Preußen enthält das preuß. Gerichtskoftengefeg (@.R.&.) vom 25. Juni 1895 im der Faffung 
der Belanntmahung vom 6. Oftober 1899 (G.S. ©. 326) die in Betracht kommenden Vor— 
ſchriften, aus denen Folgendes hervorzuheben ift: 

1. Die Berpfliätung zur Koftenzahlung regelt 

a. in erfter Linie $. 1 des &.8.6.: „Zur Zahlung der Koften ift, ſoweit nicht im diefem 
Gefep ein Anderes beftimmt ift, derjenige verpflichtet, durch deſſen Antrag die Thätigfeit des 
Gerichts veranlaßt ift, und bei Geſchäften, melde von Amtswegen betrieben werben, derjenige, 
deſſen Intereſſe dabei wahrgenommen wird. Soweit ein Betheiligter zur Tragung der Koften 
des Verfahrens verurtheilt iſt, trifft auch ihn die Zahlungspflicht.“ Demnach find die Koften 
regelmäßig von dem Antragjteller einzuziehen, einerlei ob er der geminnende oder ber verlierende 
Theil ift (vgl. oben ©. 195 Erl. 5); auch ber Vollftredungsgläubiger, welder auf Grund des 
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IV. Im $. 58 treten an die Stelle der Worte „jede endgültige Eintragung 
in der zweiten ober dritten Abteilung“ die Worte „jede Eintragung der 
Belaftung des Grundftüd® mit einem Rechte“. 

Als Say 2 wird folgende Vorjchrift Hinzugefügt: 

Als Velaftungen des Grundſtücks gelten auch das Recht des 
Nacherben, die Lehns- oder Fideikommißeigenſchaft, ein bedingtes 
Recht auf Eigenthumserwerb fowie die Zugehörigkeit zu einer 
Waffergenofienfchaft, einer Bahneinheit oder einer fonftigen mit 
Beſchränkungen bes Cigenthümers verbundenen Vermögensmaſſe 
und bie nad) $. 1010 des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetragenen 
Beſtimmungen oder Anfprüche. 

V. Im $. 59 wird hinter dem Worte „Vormerkungen“ das Wort „Wider 

ſprüchen“ eingefchaltet. 

VI Im $. 60 werben Sag 2, 3 durch folgende Vorjchrift erjegt: 
Gebührenfrei ift die nach 8. 54 der Grundbuchordnung erfolgende 
Eintragung. 

Als Abſ. 2 wird folgende Vorjchrift Hinzugefügt: 

Wird ein Antrag zurüdgewiefen, nachdem nad) $. 18 der Grund» 
buchordnung eine Vormerkung oder ein Widerſpruch eingetragen 
war, fo wird nur die Gebühr für diefe Eintragung erhoben. 

VU. Im $. 61 werden hinter dem Worte „Erwerbspreiſes“ die Worte ein- 
geichaltet: „für die Eintragung des Verzichts auf das Eigenthum am 
Grundftüde, für die Eintragung ber nachträglichen Ausfchliegung der 
Ertheilung eines Briefe oder der Aufhebung diefer Ausfchliegung, für 
die Anlegung eines Blattes für ein noch nicht in das Grundbuch, ein- 
getragenes oder aus dem Grundbuch ausgejchiedenes Grundftüd, für das 
Ausscheiden eines Grundſtücks aus dem Grundbuche, falls nicht gleichzeitig 
eine Eigenthumsveränderung eingetragen wird, für den Vermerk von 
Nechten, welche dem jeweiligen Eigenthümer zuftehen*. 

Als Abſ. 2 wird Hinzugefügt: 

Auf die Berechnung des Werthes findet die Vorfchrift des $. 22 

Abf. 1 entfprechende Anwendung. 


8. 14 der ©.8.D. (©. 198) die Eintragung bes Berechtigten beantragt, ift zahlungspflichtig. 
Nicht daffelbe gilt von dem Notar, der von ber ihm im 8. 15 der ©.B.D. gewährten Vefagnik 
Gebrauch macht; er handelt nicht im eigenen Namen, fondern „im Namen eines Antragd- 
berechtigten” und haftet daher ebenfowenig wie ein fonftiger Vertreter mit Vertretungsmacht als 
Antragfteller perfönli für die Koften. Bgl. 8.&. 3 ©. 19. Auf den Fall ber Auflafjung 
findet die Regel, daß der Untragfteller haftet, ebenfals Anwendung; nad dem früheren Rechte 
waren bie Koſten daher ftet3 von bem Erwerber einzuziehen, ba diefer feine Eintragung zu be 
antragen Hatte (oben ©. 38 Abf. 2; vgl. bie bei Schwarg, preuß. Grundbuch. Bd. 2 ©. 46 
abgedrudte Allg. Verf. vom 17. Juli 1884); jet Tann ber. Antrag von beiden Theilen oder 
auch bloß von dem Veräußerer ausgehen und demnach auch diefer zahlungspflichtig fein. 
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VII. Im $. 64 werden hinter dem Worte „Forderung“ folgende Worte ein- 
geichaltet: „oder der Grundfchuld, bei Rentenſchulden der Betrag ber 
Ablbſungsſumme“; an die Stelle der Worte „bei den in $. 63 Abf. 1 
bezeichneten Eintragungen oder Löfhungen“ treten die Worte „foweit nad) 
8. 63 Abf. 1 nur fünf Zehntheile der Gebühr zu erheben find“. 

RX. Im $. 65 Nr. 1 und 3 werden die Worte „oder Grundfchuldbriefes“, 
„oder Grundſchuldbriefe“ erfegt Durch die Worte „Grundſchuld- ober 
Rentenſchuldbriefs“, „Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefe“. 

In Nr. 1 treten an die Stelle der Worte „für die Erneuerung eines 
Hypothefen- oder Grundfchuldbriefes einfchließlich ber dabei vorfommenden 
Nebengeichäfte, ingleichen für die Ausfertigung eines Hypotheken- oder 
Grundſchuldbriefes an Stelle einer anderen Urkunde über die Hypothek 
oder Grundſchuld“ die Worte „für die Ertheilung eines neuen Briefes, 
einſchließlich des über die Ertheilung im Grundbuch einzutragenden Ver- 
merfe3, für die Ergänzung de3 Auszugs aus dem Grundbuche ſowie für 
die Herftellung eines Theilbriefs*. 

X. Im $. 66 Abf. 1 werden die Worte „jelbftändige Gerechtigfeiten“ erſetzt 
durch die Worte „andere Berechtigungen, für welche die ich auf Grund- 
ſtücke beziehenden Vorfchriften gelten”. 

XI Im $. 668 erhält der Abf. 1 Sag 2 folgende Faſſung: 

Es werben erhoben für die Anlegung und für die Schließung des 
Bahngrundbuchs der Sag des $. 61 und für den Vermerk des Er- 
löſchens der Genehmigung einfchließlich der öffentlichen Bekanntmachung 
des Vermerkes der Sat des $. 59. 


„Mehrere Koſtenſchuldner Haften ald Geſammtſchuldner. Stehen auf Seiten einer 
Partei mehrere in Rechtsgemeinſchaft befindliche Perſonen, fo haften biefelben für die Koften 
nad) Verhältniß ihre Antheils, und, ſoweit ein beftimmter Antheil micht zu ermitteln ift, nad 
Kopftheilen. Sind durch befondere Anträge eines Betheiligten Mehrkoſten entitanden, fo fallen 
diefe Koften ihm allein zur Laft.“ (8. 2.) 

Neben dem Antragfteller und dem fonft nad 8. 1 Bahlungspflihtigen fann auch ein 
Anderer haften, inäbejondere aud) ein Bevollmächtigter auf Grund des 8.4: „Hat Jemand durch 
eine vor Gericht abgegebene oder dem Gerichte mitgetheifte Erklärung die Koſten über- 
nommen, fo haftet er neben dem zur Zahlung Verpflichteten als Geſammtſchuldner“ ; demnach 
haftet trotz der Uebernahmeerklärung eines Anderen aud der Antragfteller; die Gerichtstaſſe kann 
fi fofort an ihn halten. Nah &. 5 wird ferner durch die Beſtimmungen der 39. 1—4 „eine 
nad) den Vorfhriften des bürgerlichen Rechtes begründete Verpflichtung Dritter zur Zahlung 
der entftandenen Gebühren und Auslagen nicht berührt.“ 

Sondervorfgriften über bie Bahlungspflicht enthalten 8. 24 Abi. 2 bezüglich der Koften 
der zur Seftfegung des Werthes erfolgten Beweisaufnahme und $. 111 bezüglich der Gebühr 
„für einen durd Säumniß einer Partei ober eines Zeugen ober Sachverſtändigen vereitelten 
Termin“; eritere find ganz oder theilweife demjenigen zur Laft zu legen, weicher durch Unter» 
laſſung der ihm obliegenden Werthangabe, durch unrichtige Werthangabe oder durch unbegrünbete 
Beſchwerde die Beweisaufnahme veranlaßt hat; und bie feptere Gebühr, welche vom Gerichte 
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mindeftend auf 1 Mark und höchſtens auf 20 Mark feitzujegen ift, fällt nebſt den ehtftandenen 
baaren Auslagen „dem Säumigen“ zur Laft. 

db. Der hiernach Zahlungspflichtige darf ausnahmsweise nicht oder wenigitens nicht auf 
Zahlung der Gebühren in Anſpruch genommen werben, wenn er arm ift oder Gebührenfreiheit 
genießt. 

a. Wie oben ©. 191 Vorbm. VII bereits erwähnt, finden bie Vorſchriften der C. P. O. 
38. 114 ff. über das Armenredht auch auf Grundbuchſachen Anwendung (freim. ©.®. 8. 14; 
preuß. freim. ©.®. Art. 1). Durch die Bewilligung des Armenrechts feitens des Grundbuhamts 
erlangt bie Bartei die einſtweilige Befreiung von der Berichtigung der Gerichtskoſten einſchließlich 
der baaren Auslagen und ber Gtempelfteuer. Diefe dürfen erft auf Grund einer gerichtlichen 
Entſcheidung eingegogen werden, durch melde daS Armenrecht entzogen oder die Verpflichtung 
zur Nachzahlung der geftundeten Beträge ausgeſprochen ift (E.B.D. 98.121, 125, 126; Kafiens 
orbnung vom 31. März 1900 8. 19). 

Aber auch wenn das Armenrecht nicht bewilligt ift, fol, wenn durch die Beitreibung einer 
Koftenfhuld eine Beeinträchtigung des für den Koſtenſchuldner und feine Familie nothwendigen 
Unterhalt eintreten würde, eine völlige oder theilmeife Riederfhlagung oder eine Stundung 
der Koften wegen Armuth erfolgen. In der Regel ſoll zur Begründung diefer Maßnahmen 
ein nah den Vorſchriften der C. P.O. 8. 118 Abſ. 2 ausgeftelltes Armuthszeugniß ausreichen. 
Die Entſcheidung erfolgt durch den Kafienfurator; über Beſchwerden wegen verweigerter Nieder 
ſchlagung und Stundung wird im Auffichtsweg entſchieden. gl. Gerichtökoftengef. $. 17 und 
Kafjenordnung 88. 20, 31, 53. 

4. Gebühvenfreiheit, welche aber nicht von der Zahlung ber baaren Auslagen entbinbet 
Gerichtskoſtengeſ. 8. 9, vgl. jedoch Allg. Verf. vom 2. Juli 1881, J. M.Bl. ©. 149, beir. die 
Behandlung der dem preuß. Fiskus zur Laft fallenden Schreibgebühren) genießen mit Rückſicht 
auf ihre Berfonen (fog. perfönliche oder ſubjektive Gebührenfreiheit): „1. Der Fiskus 
des Deutſchen Reichs und bes Preußiſchen Staates ſowie alle öffentlichen Anftalten und Kafien, 
welche für Rechnung des Reichs oder Staates verwaltet werben oder biefen gleichgeftellt find; 
2. alle öffentlichen Urmen-, Kranken-, Arbeits- und Befferungsanftalten und Waiſenhäuſer; ferner 
milde Stiftungen, infofern folde nicht einzelne Familien oder beftimmte Berfonen betreffen oder 
in bloßen Gtudien-Stipendien beftehen, fowie endlich die Gemeinden in Armenangelegenheiten; 
3. alle öffentlihen Volksſchulen; 4. alle öffentlichen gelehrten Anftalten und Schulen, Kirchen, 
Pfarreien, Kaplaneten, Vikarien und Küftereien, jedoh nur infomweit, als nad; dem Beugnifie 
der zuftändigen Staatsbebörde die Einnahme berfelben bie etatsmäßige Ausgabe, einſchließlich 
ber Befolbung oder de ftatt diefer überlafjenen Nießbrauchs, nicht überfteigen, infoweit jedoch 
eine Angelegenheit zugleich folge Anſprliche betrifft, welche lediglich das zeitige Interefie ber für 
ihre Perfon zur Nutzung des betreffenden Vermögens Berechtigten berühren, Haben letztere die 
auf ihren Theil verhältnigmäßig fallenden Koften zu tragen; d....... 6. Altiengefellichaften, 
Genoſſenſchaften und Gefelligaften mit beſchränkter Haftung, deren durch Statut befttmmter 
Zweck ausſchließlich darauf gerichtet ift, unbemittelten Familien gejunde und zwedmähig ein» 
gerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angefauften Häufern zu billigen Preiſen zu ver- 
ſchaffen, und deren Statut bie an bie Geſellſchafter zu vertheilende Dividende auf höchſtens vier 
Prozent ihrer Anteile beſchränkt, auch den Geſellſchaftern für den Fall der Auflöfung der Gejell- 
ichaft nicht mehr ald den Nennwert ihrer Autheile zufichert, den eimaigen Reſt des Geſellſchaſts- 
vermögens aber für gemeinnüßige Zmede beftimmt;" durch Allg. Verf. des Finanzmin. vom 
19. April 1900 (IMBL. ©. 410) ift aud den Genoſſenſchaften und Gefellihaften mit be- 
ihräntter Haftung, die neben dem Hauptzived, unbemittelten oder minder bemittelten Familien 
in eigend gebauten oder angefauften Käufern Wohnungen zu billigen Preifen zu verſchaffen, 
zugleich Kreditgeichäfte betreiben, Gebühren: und Etempelfreigeit zugefichert, folange der Kredit- 
verkehr nur einen Nebenzwed bildet; „7. andere als die in Nr. 6 bezeichneten Privatunter- 
nehmungen, welde nicht auf einen befonderen Geldgewinn der Unternehmer gerichtet find, fondern 
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einen gemeinnügigen, nicht auf einzelne Familien oder Korporationen beſchränkten Bwed haben, 
fofern denfelben durch beſondere gefepliche Beſtimmung Gebührenfreiheit bewilligt if. Die 
bisher folchen Unternehmungen, 3. B. Benfiond- und Verſicherungsanſtalten, Bürger-Rettungs- 
inftituten ac., bereils bewilligten Befreiungen bleiben in Kraft. Wenn in einzelnen Fällen die 
Befreiung zweifelhaft ift, jo ift darüber gemeinfchaftlich von ben Miniftern der Finanzen und 
ber Zuftiz zu entiheiden." (@.R.®. 8. 8 Abſ. 1.) 

Ueber den Fiskus eines andern Staates fowie über die außerpreußifhen Anftalten ꝛc. vgl. 
8. 8 Abſ. 2-4. 

Bu biefer Vorſchrift finb zu vergleichen über den Begriff ber öffentlichen Schule R.C. im 
IRB: 1882 ©. 315, über den des Waiſenhauſes K.G. 16 ©. 278, über den ber milden 
Stiftung. deren Hauptzwed begriffgmäßig auf die Unterftügung hülfsbebürftiger Perfonen durch 
unentgeltliche Bumwendungen gerichtet fein muß, R.G. im J. M. Bl. 1891 ©. 24, 1893 ©. 311, 
1899 ©. 168 und in Gruch. 36 ©. 1102 fowie K.G. 16 ©. 280; über bie @ebührenfreigeit 
der Umfchreibung des einer Stadtgemeinde zu Armenzweden vermachten Grundſtücks auf die Ge- 
meinde, weil ausnahmslos alle Rechtsangelegenheiten, weiche Armenfahen, d. i. die Unter— 
jtügung Hiülfsbebürftiger betreffen, Gebüßrenfreiheit geniehen, 8.8. 19 ©. 132; über die 
Gebührenfreiheit der Königl. Anfiedelungstommilfion R.G. N.F. 2B ©. 3, ber Kreisfynodal- 
verbände 8.&. 18 ©. 101 und der biſchöflichen Stühle Allg. Berf. v. 9. Dezbr. 1397 (I.M.Bl. 
©. 301) 

y. Ueber die ſachliche Gebührenfreihett beſtimmt 8. 7: „Bei den befonberen 
Anordnungen, durch welche für gewiſſe Rechtsſachen eine gänzliche oder theilweiſe Gebühren— 
freiheit bewilligt iſt, behält es ſein Bewenden. Gebührenfrei find insbeſondere alle auf 
Erſuchen der Verwaltungsbehörden auszuführenden Geſchäfte, welche ein öffentliches Intereſſe 
betreffen; die auf Erſuchen von Verwaltungsgerichten oder Auseinanderſetzungsbehör den 
vorzunehmenden Geſchäfte; .. .; die Legaliſation ber Unterſchriften der Behörden und Be— 
amten bet den zum Gebrauch im Auslande beſtimmten Urkunden; ſowie Verfügungen und Ber- 
handlungen, welche begründet befundene Befchwerden betreffen. Die Worichriften des $. 43 des 
Gefeges vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von. Grundeigenthum (G.S. ©. 221) finden 
auf alle Vefigveränberungen, benen ſich die Betheiligten aus Grunden bes öffentlichen Wohles 
zu unterwerfen gefepfich verpflichtet find (Emteignungen), entipregende Anwendung“. ($. 7 
Abſ. 1.) „Die Gerichte find befugt, Gerichtsgebühren, welche durch eine unrichtige Behandiung 
der Sade ohne Schuld der Betheiligten entitanden find, miederzufhlagen und filr abweifende 
Beſcheide fowie im Zalle ber Zurüdnahme eines Antrags, wenn der Antrag auf nicht an— 
zurechnender Unkenntniß der Verhältniſſe oder auf Unmiffenheit berußt, Gebührenfreiheit zu 
gerähren“. (8. 7 Abſ. 2.) " 

Auch in diefen Fällen entbindet die Gebilhrenfreiheit nit von der Zahlung der baaren 
Auslagen. Das Gericht tann jebod „anordnen, daß Audfagen, welche durch eine von Amts- 
wegen veranlafte Verlegung eines Termin oder durch eine begründet befundene Beſchwerde 
entitanden find, von der Partei nicht erfordert werden"; „bafjelbe gilt von den Schreib- und 
Boftgebühren, falls in Gemäßheit des 8.7 Abſ. 2 bie Gerichtsgebühren niedergeichlagen werden“. 
8% 

Zu der Beſtimmung bes $. 7 Abf. 1 Sap 3 ift zu bemerken, daß nad) 9. 43 Abſ. 4 des 
Enteignungsgefepes ſämmtliche Verhandlungen vor den Gerichten und Grundbuchbehörden, eine 
ſchliehlich der nad) $. 17 eintretenden freimilligen Beräußerungsgeihäfte über Grundeigenthum 
innerhalb des vorgelegten Planes, ſowie einſchließlich der Duittungen und Konfenfe der Hypo» 
thefengläubiger und fonftigen Betbeiligten, gebühren- und ftempelfrei find. Dieſe Borfchrift 
findet na 8. 7 Abf. 1 Sag 3 auch auf Befipveränderungen außerhalb eines Enteignungs- 
verfahrens entfprehende Anmendung; babei ift aber vorausgejept, daß das Enteignungsrecht 
entweder fir den einzelnen all dur Königl. Verordnung bereits verliehen oder geſetzlich alls 
gemein gewährt ift (vgl. 8.G. 12 ©. 160, 18 &. 108); Iepteres ift hinfichtlich der dur die 
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feitgefegten Straßenflutlinien für Straßen und Pläge beftimmten Grundfläde auf Grund des 
Gef. v. 2. Juli 1875, betr. die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plägen in 
Stäbten und ländligen Ortſchaften, der Fall (R.G. 14 ©. 208). Ueber die Gebühren» und 
Stempelfreiheit der auf ftatutenmäßiger Verpflichtung beruhenden Abtretung von Grundftüden 
an eine öffentliche Waſſergenoſſenſchaft vgl. 8.G. 18 ©. 110. 

Die Gebührenfreiheit der Eintragung und Löſchung des Konkursvermerles und des 
von dem Sonkurögericht erlafienen allgemeinen Veräußerungsverbots ift oben ©. 265 bereits 
erwähnt. 

„Für die von dem Vollftredungsgerichte veranlaßte Thärigfeit des Grundbuchamts 
“... werben Gebühren nicht erhoben, mit Uusnahme jebod der Eintragung des Erſtehers als 
EigentHümerd und der Eintragung der Sicherungshypothel.... für die Forderung gegen den 
Erfteher" (Gerichtötoftengef. 8. 132; vgl. oben ©. 262 ff.). 

Gebühren» und ftempelfrei find ferner nad) dem Geſ., betr. Schupmaldungen und Wald- 
genofienfchaften, vom 6. Yult 1875 (vgl. oben S. 384) 8. 18 fümmtlihe in dem Berfahren 
vor dem Waldſchutzger ichte vorklommenden Verhandlungen und Geſchäfte einſchließlich der 
Eintragungen in die Grundbücher und ber von den Gerichten oder anderen Behörden zu ertheis 
lenden Auskunft, ſowie nad; dem Gef., betr. Maßnahmen zur Verhütung von Hohwafier- 
gefahren in der Brov. Schlefien vom 3. Juli 1900 (8,5. ©. 171) 8 49 fämmtlihe dein 
Zwede des Ausbaues dienenden Verhandlungen und Geſchäfte. gl. ferner über die Gebühren» 
und Stempeljreifeit der Unſchädlich teitszeugniſfe unter beftimmten Worausfegungen 8. 3 
des Gef. v. 15. Jufi 1890 (oben S. 405, andererjeit® Verf. v. 11. Jan. 1899 im Preuß. Arc. 
©. 17) und die Anerbenrechtägefege (oben S. 387 ff.) vom 8. Juni 1896 88. 38, 40 und vom 
2. Zult 1898 88. 12, 44. j 

2. Bur Sicherſtellung ber Gerichtskaſſe wegen der Koflenforberung geftattet das Geſetz 
einmal bie Abhängigmahung der Vornahme einer beantragten Handlung, mit 
welcher baare Außlagen verbunden find, von der Zahlung eines zu deren Dedung hin 
reihenden Borfchuffes und außerdem die Abhängigmadung der Aushändigung von 
Ausfertigungen und Abſchriften ſowie der Rückgabe ber aus Anlaß eines Geſchäfts der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgelegten Urkunden von vorheriger Zahlung ber Koften und 
Stempelabgaben ($$. 6, 15). Bu ber erfteren Maßnahme, welche nur unzuläffig ift, wenn 
die Verzögerung dem Antragfteller einen unerjeplichen Nachtheil bringen wiirde, bebarf e8 einer 
Anordnung des Gerichts. Dagegen hat die Entſcheidung darüber, ob von ber lepteren Befugniß 
Gebrauch zu maden tft — und bas fol geichehen, fofern nicht der Eingang der Beträge mit 
Sicherheit zu erwarten fteht —, zunächſt ber für die Berechnung der Koften zuftändige @erichts- 
ichreiber zu treffen; der Kafienkurator kann jederzeit eine abändernde Entſcheidung erlaſſen. 
Daß eine andere Perſon als der Koftenfhuldner zum Empfange ber Schriftſtücke berechtigt ift, 
ſteht der Zurüdbehaltung nicht entgegen; ber Empfangsberechtigte ift aber von ber Yusübung 
des Burlicbefaftungsredit unter Mittheilung des Keoſtenbetrags und des Kaſſenzeichens (gleich- 
zeitig mit der etwaigen Bekanntmachung der Eintragung gemäß 8. 55 der G. B. O.) zu benadje 
richtigen. Vgl. im Uebrigen über das Verfahren bet der Zurückbehaltung 8. 13 der Kafien- 
ordnung vom 31. März 1900. Ueber Erinmerungen gegen die erwähnten Anordnungen wird 
im Auffihtweg entjchieden (@.2.6. 88. 6, 15). 

Bejondereiten gelten filr den Fall der Auflaffung. „Die Entgegennahme ber Auf⸗ 
laſſung und wenn biefe nicht vor dem Grundbuchrichter erfolgt, die Eintragung des neuen 
Eigenthümers im Grundbuche kann nad dem Ermeſſen des Gerichtd von einer vorgängigen 
Sicherſtellung der Staatstaffe wegen ber Koften der Eintragung und des Stempels jlir bie 
Auflafjung oder das zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft abhängig gemacht werben. Weber Er- 
innerungen gegen berartige Anordnungen wird im Aufſichtsweg entſchieden“. (Gerichtskoſtengeſ. 
8. 58 Bif. 6.) Zur Ausführung diefer Vorſchrift find durd die Ag. Verf. vom 15. Sep⸗ 
tember 1895 (J. M.Bl. ©. 272) die nachſtehenden Anordnungen getroffen: „1. die Bejtimmung 
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barüber, ob unb in mwelder Höhe eine Sicherheitsleiſtung für erforderlich zu erachten, fowie die 
Entfgeidung, ob eine von ben Betheiligten angebotene Art der Sicherſtellung als annehmbar 
erſcheint, fteht dem zur Entgegennagme der Auflafjung beziehungsweiſe zur Vornahme der Ein- 
tragung im Grundbuche berufenen Richter zu. — 2. Als hinreichende Sicerftellung ift ſtets 
anzufehen: a. die vorläufige Einzahlung eines die Koften und Stempel deitenden Baarbetrages 
zur Gerichtstaffe; b. die Niederlegung von Werthpapieren nebit ben dazu gehörigen Zinsſcheinen 
und Unmweifungen, melde in dem für ben Geridhtsfig maßgebenden Handelsplage oder in Berlin 
einen Börſenkurs Haben, fofern der Kurswerth den ficherzuftellenden Betrag um zehn Prozent 
überfteigt; c. bie Niederlegung von Sparfafienbüchern deutſcher öffentlicher, obrigkeitlich beftätigter 
Spartafien, auf welche mindeftens ber fihherzuftellende Betrag eingezahlt ift und die auf den 
Namen des Niederlegers lauten; d. die Uebernahme der Koiten und Stempel ſeitens einer dem 
Gericht als zahlungsfähig bekannten Perfon durch eine vor Gericht abgegebene oder demfelben 
mitgetheilte Erklärung ($. 4 Pr. ©.8.G). Im Uebrigen (3. B. hinſichtlich der Frage, ob eine 
angebotene Kautionshypothek als ausreichende Sicherheit zu erachten ift) entſcheidet das Er— 
mefien des Gerichts; daſſelbe kann auch Werthpapiere oder Spartafienbücher, melde ben Anz 
forderungen unter b und c nicht entſprechen, als Mittel ber Sicherftellung zulafien. — 3. Erklärt 
fi ber Schuldner zur vorläufigen Einzahlung des erforderligen Baarbetrages (8. 2a) bereit, 
fo ift vom Gerichtsſchreiber eine Berechnung bes zu erlegenden Betrages aufzuftellen. Der ein- 
gezahlte Betrag ift ebenfo wie ein Koſtenvorſchuß zu behandeln, deſſen Berechnung und Er- 
Hebung auf dem Gefepe beruht (8. 14 Nr. 7 der Kafjeninftruftion). — 4. Wird die Sicherheit 
durch Werthpapiere, Sparkaſſenbücher (3. 2b und c) ober duch Urkunden über fonitige For— 
derungsrechte beftellt, jo Bat der Beiteller die nach ben Vorfchriften bes bürgerlichen Rechts zur 
einer rechtswirtſamen Verpfändung erforderlichen Erklärungen abzugeben. Die Wertbpapiere, 
Dohrmente x. find mit einem in doppelten Exemplaren einzureichenden Verzeichniß ber 
Gerichtstaffe zur Verwahrung zu übergeben. Das Verzeichniß muß eine genaue Angabe der 
Beribftüde, bei Wertpapieren auch die Angabe der Nummern der Stüde, enthalten und mit 
der Unterſchrift des Nieberleger® verjehen fein. Die Safienbeamten haben auf Berlangen der 
die Sicherheit beitellenden Perſon biefer bei Aufftellung des Verzeichniſſes behülflih zu fein. 
Die Gerichtskaſſe hat die übergebenen Papiere in einem Umſchlag, welder genügend überfchrieben 
und mit der Nennwerthsangabe verfehen ift, einzufiegeln unb zu den Affervaten zu legen. Die 
Nummer der Eintragumg in der Affervatenlifte wird ſowohl auf dem Verzeichniß, als auf dem 
Umfchlage vermerkt. Das eine Exemplar des Verzeichniſſes wird, mit Empfangabefceinigung 
verfehen, dem Niederleger zurücdgegeben. Für bie größeren Gerichtskaſſen kann von dem Ober— 
Iandesgerichtöpräfidenten bie Führung einer bejonderen Aſſervatenliſte, unter Einfügung geeigneter 
Spalten, angeorbnet werben. — 5. Bei Erlaß der Anordnung wegen vorgängiger Sicherftellung 
der Staatstaffe ift den Beteiligten zu eröffnen, dab die Sicherſiellung in einer der in Biffer 2 
unter a bid d bezeichneten Weife erfolgen könne. Geeignetenfals find die Betheiligten auch 
noch auf andere, vom Gericht für ausreichend erachtete Mittel der Sicherftellung hinzuweiſen. — 
6. Von den erlaffenen Anordnungen ift die Gerichtätaffe in Kenntnik zu fegen. Diefelbe hat 
von der Niederlegung von Urkunden (3. 4) zu den Orundalten Nachricht zu geben. — 7. Die 
Berechnung und Einforderung der Koften für die Auflaffung oder bie Eintragung des Eigen- 
thümers erfolgt im gewöhnlichen Verfahren. Auf der Koftenrechnung und im Koftenregifter ift 
auf die Sicherheit zu verweilen. Die Zwangsvollſtrecung erfolgt nad) den allgemeinen Bor- 
ſchriften; auf Antrag des Bahlungspflictigen iſt jedoch die Vollitredung zunächſt in die von 
ihm beſtellte Sicherheit zu richten. — 8. Ueber bie Nüdgabe einer geleifteten Sicherheit hat der 
Kaffenkurator zu entfcheiden.” ” 
3. Die Fälligkeit, der Anſatz, die BVeitreibung nud bie Berjährung ber Gerichtskoſten 
ift durch die 88. 1114, 16 des Gerichtskoſtengeſebes geregelt; daneben kommen bie Bors 
fchriften der Kafienordnung vom 31. März 1900 (indbefondere 88. 12, 14, 17, 18, 24ff., 33.) 
in Beirat. Siehe auch die Allg. Berf. vom 32. März 1901 (J. M. Vl. ©. 62), betr. die Ein- 
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ziehung von Koften in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und in Grundbuchſachen 
anf Erfuchen der Berhörde eines anderen Bundesftaats. 

„Die zwangsweife Einziehung der Gerictßfoften, insbefondere die Eintragung im Grund» 

buch, erfolgt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens“ (G.K.G. 8. 16 Abſ. 1). Vgl. Hierzu 
oben ©. 104 Arm. 2. „Die Bwangsvollftretung in ein Grundftüd duch Eintragung einer 
Sicherungshypothek ift nur zuläffig, wenn die Forderung ohne Nebentoften den Betrag 
von 300 Mark überfteigt. ... Dem Antrag auf Eintragung ift, ſoweit thunlich, eine beglaubigte 
Abſchrift der Koftenrehnung beizufügen. Erfolgt die Eintragung fir die Kaffe des Reichs⸗ 
gerichts oder eine anderen Bundesſtaats, fo ift zu beantragen, daß in der Eintragungsformel 
auch die preußifche Kaffe erwähnt wirb, welcher die Vertretung obliegt (Allg. Verf. v. 27. Aug. 1881, 
J. M. Bl. 6.177). Bei Befriedigung der Kaffe durch Zahlung der Forderung find demjenigen, 
welchem nad ben Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes hierauf ein Anſpruch zufteht (8.8.8. 
88. 1144, 1145, 1150, 1167), die Urkunden zu ertheilen, die zur Berichtigung bes Grundbuchs 
ober zur Löſchung der Hypothek erforderlich find“. (Kaflenorbnung 8. 41.) Während früher 
auf Antrag der Gerichtstaſſe auch die Koften der Eintragung der Zwangshypothet in das 
Grundbuch aufzunehmen waren (vgl. 8.&. 14 S. 145), ift deren Eintragung jegt auf Grund 
der Vorſchrift des 8.867 Abſ. 1 Gap 3 der C. P.O. (oben ©. 94, 101 unter b) überfläffig und- 
daher unzuläffig. 
. 4. Die BWerthberehuung und Wertbfeflfegung ift durch 88. 18-24, 39, 40, 65 bes 
G.K.G. geregelt. Letziere erfolgt regelmäßig durch das Gericht nach freiem Ermeſſen unter Bes 
achtung der nachfolgenden Vorſchriften; nur für bie Berechnung der Gebühren für die Ein- 
tragung des Eigenthümers auf Grund einer Udflafiung iſt die behufs Berechnung des Auf⸗ 
laſſungsſtempels getroffene Werthfeſtſetzung maßgebend (ebd. 88. 18, 19). Der Koſtenſchuldner 
iſt verpflichtet, die zur Werthfeſtſetzung erforderlichen Angaben zu machen und hierzu, z. B. bei 
ber Aufnahme feiner Erklärungen zu Protokoll, von dem Grundbuchrichter zu veranlaſſen; das 
Gericht kann auch eine Beweisaufnahme anordnen ($. 24, vgl. oben ©. 430 Erl. 1a), 

a. „Für die Wertäberehnung ift der Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebühren ent= 
ſcheidend“ (ebd. 8. 20 Abf. 1) d. i. der Zeitpunkt der Beendigung des Geſchäfts (ebd. $. 11). 
„Mabgebend für den in Anſatz zu dringenden Werth ift nur der Hauptgegenitand des. 
Geſchäfts. Früchte, Nugungen, Zinfen, Schäden, Vertragsitrafen und Koften werden nur bes 
rüdfidtigt, wenn fie für ſich den Gegenftand eines beſonderen Geſchäfts bilden“ (ebd. $. 20- 
af. 2). 

b. „Bet ber Berechnung des Werthes einer Sache ift nur der gemeine Werth derſelben 
in Betracht zu ziehen; Handelt es fih um einen Verkauf berfelben, jo ift ald Werth der Betrag 
des vereinbarten Kaufpreiſes mit Hinzufügung des Wertes ber vorbehaltenen Nugungen und: 
ausbedungenen Seiftungen in Unfag zu bringen“ (8. 21 Ziff. 1). Ueber den Begriff der „aus« 
bedungenen Leiftungen“ vgl. K.G. 19 ©. 186. 

Diefe Vorſchrift ift dor Allem für die Auflaffung von Bedeutung (vgl. K.G. 17 
©. 142). Bei diefer ift ber Grundbuchrichter, der gehörigen Stempelberechnung wegen, durch 
die Allg. Verf. vom 29. Februar 1896 (J.M. Bl. S. 63) über das gerichtliche Stempelweſen zur 
gehörigen Belehrung der Betheiligten und zur Aufnahme diefer Belehrung in das Protokoll vers 
pflihtet. Die in Betracht kommenden Vorſchriften der Allg. Verf. lauten: „Die Wertbftempel- 
abgabe berechnet ſich nad $. 6 bes Gtempelftenergefeges von dem gemeinen Werte des 
veräußerten Gegenſtandes zur Beit des Eigenthumswechſels — wobei ber Werth des mit- 
veräußerten beweglichen Beilaſſes außer Betracht bleibt — ohne Rüdficht auf bie für befondere- 
Zwede vorgefchriebenen Abfhägungsgrundfäge, insbefondere alfo auch ohne Berüdfichtigung der 
Schägungsgrundfäge ritterfhaftlicher Kreditanftalten. Der mündlich verabredete Kaufpreis oder 
die noch fonft mündlich verabredete Gegenleiſtung find, fofern fie niedriger find als der gemeine 
Werth, für die Berechnung des Werthitempels nicht maßgebend. Wenn jedoch der Kaufpreis. 
ober ber Gejammtwerth der Gegenleiftung unter Hinzurechnung des Werthes der außbedungenen 
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Zeiftungen ober vorbehaltenen Nugungen den gemeinen Werth überfteigt, fo ift der Werthſtempel 
vom Kaufpreife bezw. vom Geſammtwerthe der Gegenleiftung zuzüglic des Werthes der aus 
bedungenen Zeiftungen und vorbehaltenen Nugungen zu entrichten.” ($. 13 Ubi. 2 der Allg. 
Verf.) „Wenn der Auflafjung ein Kauf oder Tauſchgeſchäft oder überhaupt ein emtgeltliches 
Beräußerungsgefhäft im Sinne der Tarifftelle 32 des Stempelfteuergefeges zu Grunde Liegt, fo 
muß das Protolol ferner eine Belehrung der Vetheiligten barüber enthalten, daß der anzu⸗ 
gebende Werth nicht geringer fein darf, als ber nad) dieſer Tarifftelle beredjnete Betrag der vom 
Erwerber übernommenen Laſten und Leiftungen mit Einfhluß des Preiſes und unter Hinzu—⸗ 
rechnung ber vorbehaltenen Nutzungen ausſchließlich bes für den beweglichen Beilaß feitgefegten 
Breifes, und daß eine Zuwiderhandlung gegen diefe Beftimmung nad $. 17 Abſ. 3 Buchſtabe a 
des Gtempelftenergejeges eine Geldftcafe in Höhe bes zehnfachen Betrages des hinterzogenen 
Stempels nad fi) zieht.“ (8. 16 Abſ. 2 ebd.) Alsdann hat der Grundbuchrichtet den Ver— 
äußerer und ben Erwerber zur Angabe des Werthes aufzufordern und die gemachten Angaben 
im Protofolle zu vermerken. (Abſ. 3 ebd.) 

Falls nah Abſchluß des Veräußerungsvertrags, aber vor ber Auflaffung 
eines Grundftüds ein Gebäude auf dieſem errichtet tft, fo würde an fi der Werth 
des Grundftüds mit dem Gebäude ald einem wejentlihen Beftanbtheile bes Grunditäds (oben 
©. 15) für die Berechnung des Auflafiungäftempels und ber Weblihren maßgeblid) fein, weil . 
für dieſe die Zeit ber Auflafjung entſcheidend ift. Da indefien nach den ſtempelrechtlichen Vor— 
ſchriften das aufgelafjene Grundftüd nur fo, wie e8 in Wirklichkeit Gegenitand der Veräußerung 
geweſen ift, dem Auflaſſungsſtempel unterliegt, bleibt der Werth des Gebäudes außer Betracht, 
wenn bieje8 von dem Erwerber errichtet ift (R.&. 13 ©. 216). Daffelbe gilt, wenn der Ber» 
äußerer für den Erwerber auf Grund eines von dem Kaufvertrag unabhängigen Werkvertrags 
ben Bau Hergeftellt hat; verpflichtet fi Dagegen jener in dem Saufvertrage zur Heritellung des 
Gebäudes, fo ift der Werth des Gebäudes mitzuxechnen (M.®. im J. M.Bl. 1893 ©. 321; Verf. 
des J.Min. vom 10. November 1893, abgebrudt K. G. 18 ©. 209 u. im Preub. Archiv ©. 679). 

AUS ein Kaufvertrag im Sinne des $. 21 Biff. 1 des ©.R.G. ift nicht anzufegen ein 
Uebertragsvertrag (Uebergabevertrag); wenn auf Grund eines ſolchen die Auflafjung 
ftattgefunden Bat, fo ift die Gebühr für die Eintragung des Eigenthümers nicht nach dem Er— 
werbspreiſe, fondern nad) dem gemeinen Werthe des Grundftüds zur Beit ber Auflaffung zu 
beredinen (8.®. 19 ©. 138). 

Bei ber Gebühr für die Eintragung des Erjtehers ald Eigenthümer des verfteigerten 
Grundftitdd in das Grundbuch iſt das Meiftgebot unter Hinzurechnung der von dem Erfteher 
übernommenen Leiftungen als Werth zu Grunde zu legen (8.6. 17 ©. 152; vgl. die ent⸗ 
fprechende Beſtimmung des Stempeliteuertarif3 32 Abſ. 2). 

©. „Der Werth eines Pfandrechts oder der Sicherſtellung einer Forderung 
richtet ſich nad) dem Betrage der fyorberung; bat der Gegenſtaud de3 Pfandrechts einen geringeren 
Werth, fo iſt biefer maßgebend, ſoweit nicht die befonderen Vorſchriften fit Eintragungen im 
Grundbuche ($. 65) entgegenitehen. Bei Borrangseinräumungen richtet fi der Werth 
nad dem Betrage ber vortretenden Poſt und, wenn ber Belrag der zuriidtretenden Poſt der 
geringere ift, nad biefem.” (G.K.G. 8. 21 Ziff. 3; vgl. auch E.B.D. $. 6.) Auch bei Vor: 
rangseinräumungen iſt jedoch ber Werth deö Gegenftandes des Piandredit? maßgebend, wenn 
er noch Hinter dem Betrage der Heineren bev beiden Forderungen zurüdbleibt (8.&. 17 ©. 158). 

Bon dem erften Sage des 8. 21 Biff. 3 macht $ 65 (früher 8. 64) für die Eintragung 
oder Löſchung der Hypothelen, Grundfhulden und Rentenſchul den eine Ausnahme; 
bei ihnen ſou ftets ber Betrag ber Oypothefenforderung, der Grundſchuld ober der Ablöfungs- 
fumme der Rentenſchuld maßgebend fein; der Werth des Grundftüds, falls er der geringere 
iſt, iſt nur ausnahmsweiſe als Maßſtab anzunehmen, nämlich „ſoweit nad 8. 61 Abſ. 1 nur 
fünf Zehntheile ber Gebühr zu erheben ſind“, und dies iſt nur für jede zweite und folgende 
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Eintragung ober Loſchung der gleichen Poſt auf veridiedenen Grunbftüiden ſowie für eine Ent- 
laſſung einzelner Grundftüde aus ber Mithaft der Fall (vgl. unten ©. 440 Erl. 6k). Diefe 
Ausnahmevorfchrift des 3. 65 gilt aber nur für die Eintragung und Löſchung ber Hypotheken ıc., 
nicht 3. ®. für Vorcangseinräumungen; für diefe verbleibt e8 bei Der Regel des 8. 21 Bill. 3 
(R.®. 17 €. 158). 

d. „Der Werth einer Grunddienſtbarkeit wird durch den Werth, melden diefelbe 
für das herrſchende Grundftüd Hat, und wenn der Betrag, um melden ſich ber Werth des 
dienenden Grunbftüds durch die Dienftbarfeit mindert, größer ift, durch biefen Betrag beftimmt* 
(G.K.G 8. 21 Ziff. 4: ebenfo EBD. 8. 7). 

e. Hinfihtlih des Werthes des Rechtes auf wiederkehrende Nutzungen oder 
Zeiftungen verweiit das Gerichtstoftengefeg 8. 21 Ziff. 5 auf die Vorſchriften der 88. 15—19 
des Erbfcaftsfteuergefeges in ber Faſſung der Belanntmahung vom 24. Mai 1891 (G. S. ©. 78). 
Danach ift zunächſt der Werth der einzelnen Jahresnußungen zu ermitteln und nach freien 
richterlichen Ermefien feſtzuſezen, und biefer wird nad den Vorfchriften des Erbſchaftsſteuer⸗ 
gefepes Yapitalifict. Hierbei fommt für die auf bie Lebenszeit einer Berfon befcräntten Rupungen 
und Leiftungen, aljo insbefonbere für Nießbrauchsrechte, Altentheile (vgl. K.G. 19 
©. 153) 2c., das Lebensalter der Perfon zur Zeit des Anfall oder, wenn dieſer nicht feftfteht, 
zur Zeit ber Begründung des Bezugsrechts im Betracht (vgl. jedoch and $ 16 Abſ. 2 des 
Exbichaftöfteuergef. über den Fall des Eribſchens der Nupung oder Seiftung innerhalb eines 
Jahres nah dem Anfalle). Es bedarf daher auch defien Feſtſtellung. Im Uebrigen ift auf 
die angeführten Vorſchriften bes Gerichtöfoften- und bes Erbſchaftoſteuergeſebes zu verweilen. 

f. Nach denjelben Beftimmungen ift der Werth der einem Fibeilommiß- oder 
Lehnsfolger anfallenden Rechte zu berechnen (G.K.G. 8. 21 Biff. 7). 

g. In einigen Fällen iſt auch für Grundbuchſachen die Vorſchrift des z. 23 (früher $. 22) 
Abf. 1 des G.K.G. über nicht vermögensrehtlihe Angelegenheiten von Bebeutung. 
Bei ihnen wird der Werth des Gegenftandes zu 2000 Mark, ausnahhmsweiſe niebriger oder 
höher, jedoch nicht unter 200 Mark und nicht über 50000 Mark angenommen. Dieje Borfchrift 
findet nach dem durch Art. 30 Ziff. VII Hinzugefügten Abſ. 2 des 8. 62 (früßer $. 61) auf alle 
nicht in ben 98. 58-61 des ©.R.G. erwähnten Eintragungen entſprechende Anwendung; vgl. 
unten ©. 440 Exl.h. 

h. Weber die Berechnung der Gebühren für gerigtlihe Urkunden enthalten die 
88. 39, 40 bes ©.8.®. (früher 98. 38. 39) mod; nähere Borfchriften, insbeſondere 8. 39 für 
Berträge, welche ben Austauſch von Leiftungen zum @egenftande haben — bier fommt nur ber 
Werth der Leiftungen des einen Theiles, und zwar der höhere in Betracht —, für Aenderungen 
eines beftehenden Rechtsverhältniſſes (vgl. K.G. 19 ©. 166 über die nachträgliche Unterwerfung 
bes Ohpothelenſchuldners unter die fofortige Smangsvollftredung), für zuftimmende Erklärungen 
einzelner Theilnehmer und für Vollmachten, und $. 40 für die gemeinfhaftliche Beurkundung 
mehrerer Geſchäfte; hier wird die Einheitlichleit des Rechtögeſchäfts vermuihet und alsdann die 
in Verrat fommende Gebühr nad näherer Vorſchrift des Abſ. 2 nur einmal erhoben. 

5. Ueber Erinnerungen des Zahlungspflihtigen oder der Staatskaſſe gegen den Anſatz 
von Gebühren und Auslagen, über die Abänderung ber Entfeidungen über ſolche Erinnerungen 
oder über Werthfeitiegung und über die Beſchwerde gegen diefe Entſcheidungen fowie gegen alle 
im Laufe bes Koſtenliquidationsverfahrens ergebenden Verfügungen des Gerichts (K.G. N.F. 
2B S. 21) vgl. preuß. G.K.G. 88. 25—28, 145 und über das Beſchwerderecht der Staats- 
anwaltidaft als Vertreterin der Staatskaſſe Allg. Verf. v. 28. Febr. 1835 (IM. €. 190) 
88. 14, 15 und 8.6. 19 ©. 114. 

6. Die Gerichtskoſten beftehen in Gebühren und in baaren Auslagen. Ueber Ieptere fiehe 
Erl. 7. Aus den Vorſchriften über jene find folgende hervorzuheben: 

a. Das G.K.G. kennt zwei bejondere von dem Gebührenfage für gerichtliche Ur 
tunden (G.K.G. 8. 33) abweidende Gebührenfäge für Grundbuchſachen (ebd. 8 57), 
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den Sap A und ben niedrigeren Saß B. Nach Sah A heträgt die dolle Gebühr fir die 
1. Werihtlaſſe (bis 20 Matt) 40 Pf, für die 2. (bis 60 Mark) 70 Pf, für bie 3. (bie 
120 Mark) 1 Marl, für die 4. (bis 200 Mart) 1,50 Matt, fir die 5. (bis 300 Mark) 2 Mark, 
für die 6. (bis 450 Marf) 2,60 Mark u. ſ. w. Nach Gap B betragen die Gebühren für diefelben 
Klaſſen dagegen 20 Bf., 40 Pf., 60 Pf., 1 Marl, 1,40 Mark, 1,90 Dark. Ausnahmsweiſe 
tommt aud für Grundbuchſachen, nämlich für die Ertheilung eines Hypothekenbriefs zc., für 
Vermerte auf den Briefen, für beglaubigte Wblhriften aus dem Grundbuch und für Beldei- 
nigungen über den Inhalt des Grundbuchs der Gap des 8. 33 in Betracht, der für dieſelben 
Werthklaſſen 40 Pf., 70 Bf, 1,20 Mart, 1,80 Mart, 2,40 Mark und 3 Mark beträgt. 

b. „Für die Eintragung des Eigenthümers, einſchließlich der Entgegennahme der 
Auflaffungserllärung oder ber Beurkundung des Antrags auf Eintragung fowie einſchlietlich 
der vorfommenden Nebengelhäfte, indbefondere der gleichzeitig beantragten Eintragung des 
Erwerbögrundes und bes Erwerböpreijes, des Schätzungswerths und der Feuerverfiherungs- 
ſumme fowie ber Uebertragung des Grundſtücks und der auf dafjelbe bezüglihen Eintragungen 
auf ein anberes Blatt wirb der Gebührenſah A erhoben“. (G.K. G. 8.58, früher $ 57, Ziff. 1.) 
Daffelbe gilt, wenn nad) 8. 90 der G. B.O. (oben ©. 346 Erl. 5a) ein Eigentfumderwerb unter 
Ausiheiden des Grunditüds aus dem Grundbude ftattfindet (ebd. Ziff. 3). Dagegen ermäßigt 
fih die Gebühr auf fünf Behntheile des Gebührenfapes A (jedoch nie unter 20 Pf. als den 
gefeglijen Mindeitbetrag einer Gebühr, vgl. 8.32 des ©.8.G.) „für die Eintragung des Eigen- 
thums bon Ablömmlingen des bisherigen Eigentbilmers, fofern fie auf Grund ber Erbfolge oder 
eines Uebertragsvertrags oder der Erbauseinanderfegung erfolgt, one Unterſchied, ob die Erben 
inzwiſchen im Grundbuch eingetragen waren ober nicht, für die nachträgliche Eintragung des 
Miteigentfums eines Ehegatten oder von Kindern an Grundftüden, welche zur ehelihen Güter- 
gemeinf&jaft oder zur fortgefepten Gütergemeinfgjaft gehören, ingleichen für die Umſchreibung 
der Grunbftüde, welde einem Ehegatten ober den Erben eines ſolchen bei ber Auseinander- 
fegung einer aufgelöften Gütergemeinihaft überwieſen oder welde einem Ehegatten nad Aufs 
föfung der Gutergemeinſchaft fraft Geſehes zugefallen find" (ebd. $ 58 Biff 2). Ueber die 
Gebührenberechnung für den Fall, daß neben Abtöümmlingen des bisherigen Eigentbünerd eine 
nicht begünitigte Perſon eingetragen wird, vgl. K.G. N.F. 1 B ©. 27. 

„Erfolgt die Eintragung eines Cigenthilmers auf Grund eineß gleichzeitig geftellten Antrags 
bei mehreren Grundftüden, melde im Bezirke beffelben Amtsgerichts belegen find, fo 
werben bie vorſtehend beftimmten Gebühren nur einmal nad dem zufammenzurechnenden Werthe 
der Grundftüde erhoben. Iſt eine Yufforderung des Gerichts, ein Grunditüd, für weldes ein 
befonderes Blatt beſteht auf ein für cin anderes Grundftüd beftehendes Blatt übertragen zu 
laſſen, erfolglos geblieben, jo werden die Gebühren für dieſes Grundftüd beſonders beredinet“. 
(8.8.8. 9. 58 Bift. 4) 

Die Gebühr ift auch dann zu erheben, wenn ber biäferige Eigenthilmer in der Zwangs- 
verfteigerung das auf feinen Namen eingetragene Grundftüd erftanden hat und auf Grund 
des Zuſchlags von Neuem ald Eigenthünter eingetragen wird (R.®. 17 ©. 145). 

Für die Entgegennahme der Auflaffungserflärung eines preub. Grundſtücks (über 
auberpreußifhe ſiehe ®.R.G. 8.43 Ziff. 2) wird eine befondere Gebühr nicht erhoben, und zwar 
in dem Gebiete des Rheiniſchen Rechies jelbft dann nicht, wenn fie vor einem anderen Gericht 
erfolgt (8. 58 Ziff. 5, vgl. ebd. und K.G. 16 ©. 218 über bie Anrechnung der an einen 
Notar für die Veurtundung der Nuflafjung gezahlten Gebühr). Wird jedoch eine Auflaſſungs- 
ertlarung zurüdgenommen, nachdem fie bereits protofollixt, dad Protofoll aber noch nit von 
den Betheiligten unterſchrieben ift, fo find auf Grund ber Vorſchrift des $. 109 (früher $. 1061 
giff. 2 drei Zehntheile der Eintragungagebilßt, jedoch höchſtens ſechs Mark zu erheben (R.®. 17 
S. 147). 

Dagegen it für die Beurfundung des ber Auflaffung zu Grunde liegenden 
obligatorifhen Rechtsgeſchäfts, wenn dieſes eine Schentung oder ein fonftiger einfeitiger 
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Vertrag ift, die volle Gebühr nach dem Sage des 8. 33, bei einem Kaufvertrage, Tauſchvertrag 
ober einem amberen zieifeitigen Vertrage dagegen das Zweifache biefer Gebühr zu erheben 
(8.8. 88. 34, 35). Vol. ferner $. 36 über die Beurkundung eines Bertragsantrags, $. 37 
über die gleichzeitige Beurkundung folder Erflärungen Dritter, melde mit dem beurfundeten 
Rechtsgeſchaft im innerer Zufammenhange ftehen, und 8. 38 über die Beurkundung nachträglicher 
Erklärungen (vgl. zu $. 38 M. 3 RG. N.F. 1B S. 7. 

„Für die Beurkundung ober Beglaubigung von Bollmadten zur Auflafiung 
werden zwei Sehntheile des Gebührenfages A erhoben (ebd. 8. 43 Biff. 3% val. aud 8. 40), 
während fonft für bie Beurkundung einer Vollmacht °/ıo der vollen Gebühr des $. 33 und 
für die Beglaubigung No derfelben zu erheben find (8. 38 Biff. 2, $. 42). 

e. Für jede Eintragung der Belaftung des Grundſtücks mit einem Rechte, 
einſchließlich der babei vorfommenden Nebengeichäfte, wird der Gebührenfag B erhoben. Als 
Belajtungen des Grunbftüds gelten aud das Recht bes Nacherben, die Lehns- oder Fideilommiß⸗ 
eigenfcjaft, ein bedingte Recht auf Eigenthumserwerb fowie die Zugehörigkeit zu einer Wajler- 
genoſſenſchaft, einer Bahneinheit oder einer fonftigen mit BHeſchränkungen des Eigenthlimers ver- 
bundenen Vermögensmaſſe und die nad) 8. 1010 des B. G. B. eingetragenen Beitimmungen oder 
Anfprüde.” (G.8.®. $. 59, früher $. 58.) . 

Ueber 8. 1010 bed 8.8.8. vgl. oben S. 18ff. und über die Eintragung des Nacherben 
oben S. 293 und K.G. 19 ©. 134. Erfolgen gleichzeitig mehrere Eintragungen, fo wird für 
jede die Gebühr beſonders berechnet; die Vorſchrift bes $. 40 (oben ©. 437 Erl. 4h) über bie 
gemeinfdaftliche Beurkundung mehrerer Rechtsgeſchäfte Hat für Eintragungen in das Grundbuch 
feine Geltung (K.G. 17 ©. 132). 

Neben den Gebühren für die Eintragung Tommen, anders ala in dem falle der Aufs 
lafjung, Gebühren für die von dem Grundbuhamt aufgenommenen ober beglaubigten Ein- 
tragungsbemilligungen in Anſaß. Während die Auf- und Annahme von Geſuchen, Ans 
trägen oder Beſchwerden nad) 9. 109 Ziff. 1 des ©.R.®. gebührenfrei erfolgt, fofern bie Anträge 
nicht zur Herbeiführung einer Eintragung oder Löſchung in beglaubigter Form geftellt werden 
milfen (vgl. oben ©. 227, 235f.), werben für die Beurkundung oder Beglaubigung der letzteren 
Anträge fowie der Eintragungs- oder Löfhungsberoilligungen ober der Zuftimmungen nach 8. 27 
der ©.B.D. (oben ©. 222) *ıo des Gebührenſatzes A erhoben, „fofern nicht gleichzeitig das zu 
Grunde liegende Rechtsgeſchaft beurtundet ober beglaubigt wird;“ das Gleiche ift der Fall mit 
der „Beglaubigung einer Schuldurkunde, in welcher zugleich der Antrag auf Eintragung einer 
Hypothek oder die Bewilligung biefer Eintragung enthalten it.“ (G.K.G. 8. 43 Biff. 1, 4.) 
Durch diefe Borfchriften werden für die erwähnten Fälle die Gebühren, die fonft für die gerichte 
liche Beurkundung (vgl. Erl. 6b Abf. 5) oder Beglaubigung (*ıo, bei zweifeitigen Verträgen 
*ıo ber vollen Gebühr des 8. 33, G.K.G. $. 42, vgl. K.G. 18 ©. 175) in Anſatz fommen, 
ermäßigt; in bie in den fonftigen Beftimmungen (89. 34, 38, 42) vorgefehene Gebüht geringer, 
fo wird diefe erhoben. Außerdem finden auch die Borfchriften der 98. 39, 40 (oben Erl. 4h) 
entfprechende Anwendung (G.K.G. 8. 43 Abſ. 2, 3). 

d. „Für die Eintragung don Veränderungen aller Art, Vormerkungen, 
Biderfprüden und Verfügungsbefhräntungen werden fünf Behmtheile des Gebühren- 
fapes B erhoben“ (ebd. 8. 60, früher 8. 59). Vgl. jedoch ©. 440 Erl. f und g ſowie über bie 
Gebührenfreigeit des Konkurd:, des Zwangsverſteigerungs und des Zwangsverwaltungsvermerkes 
oben ©. 433 Erl. 1 a.E. Siehe auch K.G. 16 ©. 236 und 19 ©. 144, ©. 149 über bie 
Werthberechnung für die Eintragung von Veränderungen bei Hnpotheten und K.G. 17 S. 155 
über die Werthberehnung für die Eintragung einer Eigenthumsbeſchränkung. Bei gleichzeitiger 
Eintragung mehrerer felbftändiger Veränderungen bei derſelben Poſt ift der Anſat einer be 
fonderen Gebühr für jede von ihnen begründet (R.&. 17 ©. 163). 

Hinſichtlich der Eintragungsbewilligung und des Antrags gilt das in Erl.c Abſ. 3 
Geſagte. 

29* 
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e. Für die Eintragungen, melde die Zurüdführung des Grundbuchs anf die 
Steuerbücher zum Gegenftande haben oder zum Zivede des Erhaltung ber Uebereinftimmung 
zwiſchen dem Grundbuch und den Steuerbüchern erfolgen, find weder Gebühren noch Auslagen 
zu erheben (©.R.®. 9. 61, früher 8. 60, Abi. I Cap 1). Bl. oben ©. 151 und Kgl. 8.0. 
Art. 2 Erl. 4. 

Die Fortfhreibungsgebühr, welche die Eigentümer von Liegenfcaften und Gebäuden, 
in deren Eigentyumsverhälmig ein Wechſel eintritt, als Beitrag zu den Soften der Katafter- 
fortihreibung zu zahfen haben, wird von den Gerichtskaſſen eingezogen und zu ben Gerichts- 
toften vereinnahmt; vgl. Allg. Verf. vom 4. Junt 1899 (J. M.Bl. ©. 9). Auch die Gebühren- 
beträge für bie den Gerichten auf Erforbern gelieferten Ratafterauszüge und Hand- 
zeichnungen, deren Koften einem Dritten zur Laft fallen, find von den Gerichten einzuziehen; 
diefe Haben in jedem einzelnen Falle dem SKataftertontrofene mitzutheilen, ob die Gebühren 
einem Dritten zur Laſt zu legen find oder nicht; vgl. Bel. vom 29. September 1890 (I.M.BL. 
S. 47) umd Allg. Verf. vom 29. Auguft 1891 (J. M. Bl. ©. 217), aufredt erhalten durch 
8. 23 ber Kafenordnung vom 31. März 1900. 

f. Gebührenfrei ift die nad) $. 54 der G. B. O. (oben S. 295) von Amtswegen erfolgende 
"Eintragung eines Widerſpruchs oder Löſchung einer unzuläffigen Eintragung. 
(OR.B. 9. 61, früher 8. 60, Mbf. 1 Gap 2; Art. 30 Biff. VL; Begr. 7.) 

g. Wenn zu Gunften eines beanftandeten Antrags wegen eines inzwiſchen ein- 
gehenden neuen Eintragumgsantrags von Amtswegen eine Vormerkung ober ein Wider 
fprud auf Grund be $. 18 ber ©.8.0. (oben ©. 207) eingetragen ift und darauf der 
beanftandete Antrag zurücgemwiejen wird, fo wird nad) dem durch Art. 30 Ziff. VI eingeſchalteten 
Abſ. 2 des 8. 61 (früher $. 60) bes G.K.G. nur die Gebühr fir die Eintragung des Wider— 
ſpruchs oder ber Vormerkung erhoben und nicht daneben noch die Gebühr des $. 109 (früher 
$. 106) Ziff. 2 für die Zurückweiſung (%ıo der Gebühr für die beantragte Eintragung, jedoch 
höchſtens 10 Mark). 

h. Für alle übrigen Eintragungen, welche unter feine ber in dem GK.G. 88. 58—61 
Erl. b-g) getroffenen Beftimmungen fallen, werben brei Zehntheile des Gebührenfages B er= 
hoben (©.R.®. 8. 62, früher 8. 61). Als Veifpiele zählte das Gefeg in ber früheren Faſſung 
nur auf „die Vermerke, welche durch bie ohne Veränderung des Eigenthümers ftattfindende 
Teilung von Grundftüden ober Uebertragung derfelben auf ein anderes Blatt veranlaft werden, 
die nachträglich beantragte Eintragung des Schägungswertbs, der Feuerverſicherungsſumme, des 
Erwerbsgrundes oder bes Erwerbopreiſes“. Dem find durch Art. 30 Biff. VII weitere Beiſpiele 
Hinzugefügt. Auch der Vermerk der Aenderung bed Namens einer als Hypothelengläubigerin 
eingetragenen juriftifhen Berfon gehört nach K.®. 16 ©. 236 biecher, dagegen might die An= 
legung eines Blattes im Laufe bed Anlegungsverfahrens (vgl. unten ©. 442 Erl. q). 

Nach g. 62 (früher 9.61) Abſ. 2 (irt. 30 VII) findet auf die Berechnung des Berthes in 
dem Kalle des 8. 62 die oben ©. 437 unter g erwähnte Vorſchrift des 8. 23 (früher $. 22) 
Abſ. 1 entfpregende Anwendung. 

i. „Für jede Löſchung, einſchließlich der dabei vorfommenden Nebengefcäfte, werden 
fünf Behntheife der vorftehend für die Eintragungen beftimmten Zäge erhoben”. (G.K.G. 8. 63, 
früger 8. 62, Abſ. 1.) Siehe jedod oben Erl. f und über bie Gebühren für die Löſchungs- 
bemwilligung, die Zuſtimmung zur Löſchung und ben Löfhungsantrag ©. 439 Erl. c Abſ. 3. 

k. „Bird eine Eintragung ober Löſchung bei mehreren Grunbftüden auf 
Grund einer Bewilligung oder fonftigen Urkunde vorgenommen, jo werben die in den $$. 59, 
60, 62, 63 bezeichneten Säge nur für die erfte Eintragung oder Löſchung, dagegen für jede 
folgende Eintragung oder Löfhung nur fünf Zehntheile derfelben erhoben. Die gleiche Herab- 
jegung ber Gebühren findet ftatt, wenn einzelne Grundftüde in bie Mithaft für eine Forderung 
eintreten oder aus der Mithaft entlaffen werden“. (G.K.G. $. 64, früher 8. 63, Mbf. 1.) 
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„Erfolgt die Eintragung oder Löſchung bei mehreren Grundtüden dejielben Eigenthümers auf 
Grund eines gleichzeitig geftellten Antrags, jo werben die Eintragungs- oder Löfhungsgebühren 
nur einmal erhoben, wenn die Grundftiide in demſelben Amtsgerichtsbezirte belegen find und 
eine erfolglofe Aufforderung des Gerichts, die Vereinigung berjelben auf einem Blatte zu 
beantragen, nicht ergangen ift. Im Sinne biefer Beftimmung gelten Grunditüde, welde Ehe— 
leuten oder welche dem überfebenden Ehegatten und ben Kindern des Verftorbenen im alle der 
fortgefegten Gütergemeinſchaft oder Verwaltungsgemeinſchaft gehören, als Grundftilde eines 
Eigenthümers“. (Ebd. Abf. 2.) Bel. auch K.G. 16 ©. 236 über die Eintragung von Ber- 
änderungen, die auf Grund berfelben Urkunden für mehrere theil® auf denjelben, theils auf 
verfhiedenen Grundftüden deſſelben Eigenthümers Iaftende Hypotheken gleichzeitig nachgefucht 
werben. 

1. „Für die Grtfeilung eines Hypothelen-, Grundſchuld- oder Rentenſchuld— 
brief3 werden vier Zehntheile der im $. 33 beftimmten Gebühr, für die Erteilung eines 
neuen Briefes, einfchließlih des über die Ertheilung im Grundbuch einzutragenden Vermertes, 
für die Ergänzung ded Auszuas aus dem Grundbuche fowie für die Herftellung eines Theil- 
briefs zwei Zeßntheife der im 8. 33 beitimmten Gebühr erhoben. Die Vorſchriflen der 88. 64, 
65 finden entfpredende Anmendung“. (G.KiG. $. 66, früher $. 65, Ziff. 1.) Zwei Zehmheile 
derjelben Gebühr werden auch erhoben für Vermerke des Grundbuchrichters auf dem Briefe, 
welche nicht ein gebührenfreies Nebengeichäft bilden (ebd. Ziff. 3). gl. Hierzu oben ©. 300ff., 
in&befondere über die Ergänzung bes Auszugs (G.BO. 8. 57 Abf.3) ©. 303, 304 Ext. 4, über 
Theilbriefe S. 309ff. und über Erneuerung des Briefes ©. 317ff., über Vermerfe auf ben 
Briefen ©. 311f. Der Inhalt des $. 64 iſt unter k, dev des $. 65 oben ©. 436 Erl. dc 
erwähnt. 

Fur die Beglaubigung der mit dem Hypothekenbriefe zu verbindenden beglaubigten Abſchrift 
der Schuldurkunde wird, wenn dieſe nit von dem Grundbuchnmte felbjt aufgenommen ift, 
eine Gebühr von brei Zehntheifen der vollen Gebühr des 8. 33 bis zum Höchftbetrage von 
zehn Mark na 8. 61 bes G.K.G. erhoben, berechnet nad dem Betrage der Hypothek; 
dgl. RG. 18 ©. 147. 

Bgl. nod oben S. 74 Anm. 5 ber bie Uebergangsvorſchrift des Urt. 33 8.2 Abi. 2 
Sap 1 88 U.G. 3. 8.6.8. 

m. „Für die Ertheilung beglaubigter Abfchriften werden drei Zehntheile der im 
$. 33 beftimmten Gebühr erhoben, wenn eine Abſchrift des vollftändigen Grundbuchblatts 
ertheilt wird, und zwei Zehntheile, werm bie Abfchrift nur einen Theil des Grundbuchblattd 
betrifft. Wird die Abſchrift von mehreren Grundbuchblättern defielben Eigenthümers auf Grund 
eines gleichzeitig geitellten Antrags ertheilt, fo wird die Gebühr nur einmal nad dem zus 
fammenzurechnenden Werihe der Grumditüde erhoben. Die Beftimmung im 8. 64 Abſ. 2 
letzter Saß findet auch Hier Unwendung“. (G.K. G. 8. 66 Biff. 2.) 

Vetrifft bie Abſchrift nicht daS ganze Grundftüd, fondern nur eine einzelne Poſt, z. B. eine 
Hypotbet, fo ift die Gebühr nad) bem Werthe biejes Rechtes und nicht nad) dem des Grundſtüds 
zu beredinen (R.®. 18 S. 145). 

Ueber die Ertheilung beglaubigter Abjhriften aus den Gerichtsakten 
vgl. GRG. 8. 110. - 

2. „Für Bejheinigungen bed Grundbudridters über den Inhalt des 
Grundbuchs“ merden zwei Zehntheile der im 8. 33 beftimmten Gebühr erhoben (G.K. G. 
8. 66 Bif. 3). 

0. „Die Einfiht des Grundbuchs ift gebührenfrei“ (ebd. Ziff. 4). 

p. Die Beglaubigung der von den Betheiligten zu den Grundaften überreihten Ab— 
ihriften folger Urkunden, deren Vorlegung zur Erwirkung von Einjhreibungen notwendig 
war, erfolgt gebührenfrei (ebd. 8. 70 Cap 2), während nad ber Regel des 8. 51 nur Aus- 
fertigungen unb beglaubigte Abſchriften der von dem Gerichte jelbft aufgenommenen Urkunden 
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gebügrenfrei find. Die behufs Ueberwachung der Stempelverwendung zu den Grumbaften zu 
fertigende beglaubigte Abſchrift der Urkunden, die zur Ausſchließung des Auflafjungsftempels 
eingereicht find, ift koftenfrei (Mg. Verf. v. 29. Febr. 1896 8. 16 Iepter Abſ.) 

4. Das G.K.G. in der Faſſung vom 25. Junt 1895 enthielt in dem 8. 69 Vorſchriften 
über die Koften für bie erfte Unlegung der Grundbücer; baneben wurden durch Abf. 4 
bes $. 69 fur diejenigen Landastheile, in benen die G.B. O. durch befondere Geſetze eingeführt 
it, die bisherigen Vorſchriften über die Koften der Anlegung ber Grundbücher aufrechterhalten. 
Durd Art. 30 Ziff. I Hit 8. 69, ebenfo wie die 88. 70-72 über bie Koften der Führung der 
älteren gerichtlichen Bücher, geftrichen, aber „unbeſchadet ber weiteren Anwendung bis zur Uns 
fegung des Grundbuchs.“ „Die Vorſchriften über die Koften der erften Anlegung der Grund- 
bücher bfeiben bis zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu welchem das Grundbuch als angelegt anzuſehen 
if“ G.K.G. 8. 143 Abſ. 2 Sag 2). Vol. die Grundbuch-Einf. Geſ. für Schleswig-Holftein 
88. 24, 52, für Hannover 8.57, für Ehrenbreitjtein $. 43, fir Rheinl. 8.69, für Frankfurt 2c. 
8. 71 (vgl. KiG. 19 ©. 129), für Lauenburg $. 58; ferner Gef. vom 28. Mai 1885 für Caſſei 
88. 48, 49; BD. für Naſſau vom 11. Dezember 1899 Art. 45 und für Helgoland vom 
10. April 1900 Art. 30. Siehe Mügel, die preuß. Koftengejege, 3. Aufl. 1900, ©. 397 ff. 

r. Schließlich erflärt 5. 67 bes ©.R.G. bie für Grundſtücke gegebenen Vorſchriften auf 
Bergwerke und andere Berehtigungen, für welche pie jih auf Grundſtücke beziehenden 
Vorſchriften gelten, und $. 68 die Gebübrenbeftimmungen Kinfichtli der Grundbiler auf die 
Bahngrundbüder für entipredend anwendbar, jebod mit einigen Aenderungen und Zufägen, 
welche die Konfolidation mehrerer Bergwerfe, die Umwandlung einer Gewerkſchaft alten Rechtes 
in eine neuere Gewerkſchaft und die Bahngrundbicher betreffen. 

8. Aus den fonftigen Gebührenbeftimmungen des G.K.G. find zu nennen: 8. 32 
über den Mindeftbetrag und die Abrundung der Gebühren, $. 53 über die Zuſatzgebühr für 
Vornahme einer Rechtshandlung außerhalb der Gerichtäftelle (dazu $. 139 und K.G. 16 ©. 168), 
8.55 über die Gebührenerhöhung im Falle ber Erklärung eines Betheiligten in fremder Sprache, 
8.54 über die Gebühr im Falle des Unterbleibens der beantragten Beurfundung nad einer 
Verhandlung des Gericht? mit den Betheiligten, 8. 106 über die Erledigung von Erſuchen 
nichtpreußiſcher Gerichte, 8. 109 Ziff. 2 über die Zurücknahme der Anträge und bie Zurüds 
weifung unbegrünbdeter oder unzuläjfiger Anträge, $. 109 Ziff. 3 über die Gebüßren für Ent 
ſcheidungen der Beſchwerdeinſianzen (vgl. aud 8. 7 Abf. 1 und 2, 9. 9 Abi. 2, oben ©. 432 
Erl. 167) 

7. Neben den Gebühren werden an baaren Auslagen erhoben Schreibgebühren, Poſt- 
gebühren, Tagegelder, und Reifeloften u. a.; vgl. 8. 113]. Schreibgebühren werden für 
Ausfertigungen und Abſchriſten erhoben, insbefondere auch für die Abſchriften von Urkunden, 
deren Vorlegung zur Erwirkung von Einſchreibungen nothwendig war, fofern fie von den Bes 
theiligten ohne Uebergabe einer fir die Grundaften beitimmten Abſchrift zurlicgefordert werden 
(G.K.G. 8. 70). Ueber bie Reifetoften vgl. G.R.G. 8. 115 und K.G. 19 S. 117. 

II. Neben den Gebühren und Auslagen werben die Beträge ber nad) den Borjchriften der 
Stempelgefege zu entrichtenden Gtempelabgaben erhoben, neben Gebühren jedoch nur in dem 
Fällen, in benen es in dem G.R.®. ausdrüdlich angeorbnet ift (G.K.G. 8. 29). Dies ift ins- 
befondere fir die gerichtliien Urkunden (6.8.8. $. 56), für Yuflafjungen, Eintragungsanträge 
und Kuxſcheine (ebd. $. 69) ſowie für nur in Folge eines darauf gerichteten Antrags ertheilte 
Nusfertigungen und beglaubigte Abſchriften ftempelpfligtiger Urkunden geſchehen (ebd. 8. 114 
abi. 3). 

Das Stempelwejen ijt fir die ganze Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande 
(vgl. über diefe ©.8.®. 8. 142) und der Inſel Helgoland, durch das Stempelfteuergefeg vom 
31. Juli 1895 geregelt. Daneben kommen vor allem fir das gerichtliche Stempelweien das 
SRG. und die Allg. Verf. vom 29. Februar 1896 (J. M.Bl. ©. 63), betr. das gerichtliche 
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Stempefwefen, abgeändert durch Allg. Berf. vom 17. Juli 1900 (J. M. Bl. ©. 505), in Betracht 
(ogl. unten ©. 445 Erl. 3). 

1. Gegenftand der Stempelfteuer find nur Urtunden, und auch dieſe nur unter den 
weiteren Borausfegungen, dab: fie in dem dem Stempelftewergefege beigefügten Tarif aufs 
geführt und gehörig unterzeichnet find, fei es, daß der Name oder die Firma bed 
Ausfteller von ihm felbft oder in feinem Auftrage durch einen Anderen unterſchreiben oder mit 
feinem Wiſſen oder Willen durch Stempelaufdrud, Lithographie oder in irgend einer anderen Art 
mechanifch hergeſtellt ift (8. 1 Abi. 1, 2); und ſchließlich müffen fie entweder im Inlande 
4b. 5. in dem Geltungsbereiche bed Geſetzes) errichtet fein oder fi auf Geſchäfte beziehen, welche 
im Intande befindliche Gegenftände betreffen oder im Inlande]zu erfüllen find ($. 2; vgl. über 
die Stempelpfliht der im Ausland außgeftellten Urkunden noch ebd. $. 16 unter f und R.G. 
46 ©. 273 fowie R.G. 42 ©. 197). 

Wenn ſich die Einigung über ein Geſchäft aus einem Briefwecfel oder einem Aus— 
taufche fonftiger friftlicher Mittheilungen ergiebt, fo wird nur ausnahmsweife ein Stempel 
erhoben, nämlich nur dann, wenn nad ber Verkehrsſitte über das Geſchäft ein förmlicher ſchrift- 
licher Vertrag errichtet zu werden pflegt und von den Betheiligten beabfidhtigt ift, durch den 
Briefwechſel zc. die Aufnahme eines ſolchen Vertrags zu erfegen (8. 1 Abſ. 3; vgl. R.G. 42 
©. 180). Auf einfeitige Rechtsgeſchäfte bezieht ſich dieſe Vorſchrift nicht (R.®. 44 ©. 234). 

„Die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde richtet ſich nad ihrem Inhalt. Für bie 
Stempelpflichtigkeit ift die Hinzufligung von Bedingungen, die Wiederaufhebung und die unter 
bliebene Ausführung des Geſchäfts — vorbehaltlich entgegenftehender Beftimmungen des Geſetzes 
ober des Tariſs — fowie die Vernichtung der Urkunde ohne Bedeutung. Urkunden, in denen 
ein Geſchäft nur in der Form der Verdeutlichung vder Begründung einer anderen Erklärung 
erwähnt wird, find im Unfehung jenes Geſchäfts ftempelpflihtig, wenn die Abfiht auf bie 
Beurkundung defielben gerichtet geweſen ift“. (8. 3.) 

Von mehreren Urkunden gleihen Inhalts über denfelben Gegenftand 
wird regelmäßig nur die Hauptausfertigung mit der auf dem Gegenftande ruhenden Stempel- 
fteuer, die Nebenausfertigung dagegen, vorausgefept daß das Vorhandenfein einer als Haupt» 
ausfertigung verfteuerten Urkunde nachgewieſen wird, nur nad) der Tarifſtelle „Dupfitate“ 
veritenert. Bei gerihtlihen Urkunden (G.K.G. 88. 33.) und bei Notariatd- 
verhandlungen iſt ber Stempel zu der Urſchrift zu verwenden und bie erfte Ausfertigung 
ſtempelfrei. Diefe muß aber als erfte Ausfertigung ausdrücklich bezeichnet werden und außer- 
dem ift auf ihr wie auf jeder zweiten und weiteren Ausjertigung, auf jeder amtlich 
beglaubigten Abſchrift, jedem amtlich beglaubigten Auszug aus einer ftempelpflictigen Urkunde 
und aud; auf jeder von einem unmittelbaren oder mittelbaren Beamten gefertigten einfadjen 
Abſchrift zu befcheinigen, welcher Stempel zu der Urfchrift verwendet worben tft. Vgl. Stempels 
fteuergel. $. 9, &.R.G. $. 56 und bie erwähnte Allg. Verf. v. 29. Febr. 1896 8. 10, abgeändert 
durch Allg. Verf. vom 17. Juli 1900 Ziff. 6. 

2. Berpflictet zur Zahlung der Stempelfteuer find 

a. regelmäßig bei öffentlichen Urkunden „diejenigen, auf deren Veranlaſſung bie Schrift 
itüde aufgenommen oder ertheilt find,“ und bei Privaturkunden, wenn diefe einfeitige Ver— 
pflichtungen und ErMärungen enthalten, bie Ausſteller, wenn bagegen bie Privaturkunden über 
Verträge errichtet find und der Tarif nicht abweichende Beftimmungen für ben betreffenden Fall 
enthält, ale Theilnehmer. Mehrere Berpflitete haften als Geſammtſchuldner ($. 12). Wie 
für die Gerichtstoſten (oben ©. 429 Erl. 1a), Haftet auch für ben Stempel nicht der Bevoll⸗ 
mãchtigte oder fonitige Vertreter mit Vertretungsmacht, fondern der Vertreter, in deſſen Namen 
jener gehandelt Hat, bei Brivaturfunden aber nur dann, wenn er mit dem Namen des Ber- 
tretenen unterzeichnet Hat (vgl. Heinig, Kommentar 5. preuß. Stempelfteuergef., 2. Aufl. 1901, 
S. 116, 118). 
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Neben dieſen eigentlich Verpflichteten haften unter Vorbehalt bes Rüchgrifis gegen jene 
u. a. bie Inhaber oder Vorzeiger einer mit dem gefeplichen Stempel nicht oder nicht ausreichend 
verfehenen Urkunde, welche ein rechtliches Interefje an dem Gegenftande derfelben haben, und 
Beamte, einſchliehlich der Notare, jedoch ausſchließlich der Schiedsmänner (vgl. 8. 15 Abi. 3), 
welche die von ihnen aufgenommenen Urkunden vor erfolgter oder nicht ausreichend erfolgter 
Stempelverwendung aushändigen oder Ausfertigungen oder Abſchriften ertheilen ober ihrer geſetz⸗ 
tigen Berpflihtung zuwider (vgl. $. 15) bie rechtzeitige Anordnung der zwangsweiſen Einziehung 
oder den friftgerechten Antrag auf Einziehung bei der zuftändigen Cteuerftelle unterlaffen; diefe 
Beftimmung fommt auf Notare aud dann zur Anwendung, wenn fie den Entwurf einer 
Urkunde angefertigt und nach Vollziehung durch die Betheiligten die Unterfchriften oder Hand- 
zeichen beglaubigt haben (8. 13). 

Schließlich kommen für bie als Gerichtägebühren zu behandelnden Stempelabgaben (Erl. 3) 
neben ben Beflimmungen des Stempelfteuergejeges die Vorichriften der 98. 4, 5 (aber nicht der 
88. 1, 2) des G.K.G. zur Anwendung (vgl. oben ©. 430). 

b. Ausnahmsweiſe befreit von der Entrihtung der Stempelſteuer find, ähnlid wie von 
der Entrihtung der Gerichtsgebühren, 

a. diejenigen, denen das Armenrecht bemilligt iſt. Diefen find, wie die Gerichtskoſten, 
fo aud die in dem gerichtlichen Verfahren erwachſenen Stempelfteuerbeträge geſtundet. Bgl. 
oben S. 431 Erl. ba. Wuherdem finden auf bie ald Gerichtsgebühren zu behandelnden Stempel= 
abgaben (vgl. Erl. 3) die ebendafelbit erwähnten Vorſchriften über Riederihlagung und Stundung 
wegen Armuth Anwendung (lber weitere Fälle der Stundung von Stempeln auf Grund der 
ftempelgefeglihen Vorſchriften vgl. die Allg. Verf. v. 29. Febr. 1896 88. 11, 12); 

4. die im 8. 5 des Gtempelfteuergefepes aufgeführten Berfonen. Die Vorſchrift des 
8. 5 entfpricht der des 8. 8 des G.K.®. (oben ©. 431 Erl. b 4), weicht aber in verfdiedenen 
Punkten von ihr ab. Wörtlich übereinftimmend find $. 5b und g mit $. 8 Ziff. 1 und 6. 
Außerdem find nad 8. 5 befreit: a. der König, die Königin und die Königlichen Wittwen; 
<. deutſche Kirchen und andere deutſche Meligionsgejelliaften, denen die Rechte juriſtiſcher 
Perſonen zuftehen (aljo anders ald nad) dem G.K.G. 8. 8 Biff. 4 auch Synagogengemeinden ; 
vgl. noch K.G. 16 ©. 281); d. öffentlige Armen-, Kranken, Arbeits und Befjerungsanftalten, 
ferner öffentliche Wailenhäufer, vom Staate genehmigte Hoipitäler und andere Verſorgungs- 
anftalten (vgl. über diefen Begriff R.G. im 3.M.Bt. 1893 ©. 311, 1899 ©. 168 u. K.G. 2.8. 1B 
©. 17), ferner vom Staate genehmigte Vereine für bie Kleinkinderbewahranftalten ſowie Stitungen, 
welche al milde ausdrüclich aneriannt find (vgl. oben ©. 432 Erl. bp); e. öffentliche Schulen 
und Univerfitäten; f. Gemeinden (Gutöbezirke) und Verbände von folden in Armen, Schul= 
unb Stirchenangelegenheiten. Ueber die Stempelfieuerfreiheit des StaatSoberhaupts, bed Fiskus, 
der öffentlichen Anftalten, Kaſſen, Stiftungen und Vereine ꝛc. anderer Bundesſtaaten vgl. $. 5 
Abſ. 2, 3. Daneben werben die durch frühere Geſetze oder landesherrliche Privilegien bewilligten 
Steuerbefreiungen ausdrücklich aufrecht erhalten (ebd. Abſ. 4). Den Knappicaftsvereinen jteht 
eine perjönlihe Stempelfteuerbefreiung nicht zu K.G. N.F. 1B ©. 17). 

Durch die Vorfchrift des $. 5 ift nur dem bezeichneten Perfonen Stempeljteuerfreiheit be= 
willigt, nicht aber allen von ihnen ober auf ihre Veranlaffung errichteten Urkunden. Eind neben 
ihnen andere verpflichtete Perſonen vorhanden (vgl. 2a), jo wird deren Verbindlichkeit durch die 
Stempelfteuerfreifeit nidht berührt; jene find ausdrüdlich in dem Geſehe 8. 5 Abſ. 5 für nicht 
befugt erklärt, die ihnen zuſtehende Befreiung den an ſich zur Entrichtung bes Stempels ver- 
bundenen Brivatperfonen, mit welchen fie Verträge eingehen, einzuräumen. Eine Ausnahme 
gilt jedoch nad Abi. 6 für zweifeitige Verträge mit ſolchen Perſonen (mit Ausnahme der im 
Abſ. 7 angeführten Lieferungsverträge); bei dieſen muß für ben Vertrag nur die Hälfte des 
Stempels und für die Nebenaugfertigungen außerdem der vorgeichriebene Stempel entrichtet 
werben. 
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y. Neben dieſen perſönlichen Befreiungen kennt das Geſetz auch fahlihe Stempel- 
ftenerbefreiungen. Nach $. 4 find u. a. befreit: Uxfunden über Gegenſtände, deren Werth 
nad Geld geihäßt werden kann, wenn dieſer Werth nah Inhalt der Urkunde (Gef. 8.3 Abf. 1, 
oben ©. 443) 150 Mark nicht überjteigt, infoweit nicht der Tarif entgegenitehende Beftimmungen 
enthält, einſchließlich folder Vollmachten, aus deren Inhalte der Werth des Gegenftandes nicht 
erfichtlich ift, ſofern nachgemiefen wird, daß der Werth den Betrag von 150 Mark nicht über- 
fteigt; ferner alle von ber Augeinanderjegungsbehörde und deren Abgeordneten oder in deren 
Auftrage und auf deren Erſuchen von anderen Behörden gepflogenen Verhandlungen einſchließlich 
aller hierzu gehöriger Urkunden, beögfeichen Urkunden, die von anderen Behörden auf Untrag 
der Parteien ausgeflellt werden, jofern ſich leßtere über die ihnen von der Auseinanderjegungs- 
behörbe oder einem Abgeorbneten derſelben gemachte Auflage zur Beibringung folcher Urkunden 
ausweiſen (vgl. oben S. 385ff.); Urkunden wegen Befigveränderungen, denen ji) die Beiheiligten 
aus Gründen des öffentlichen Wohles zu unterwerfen gefeplich verpflichtet find (Enteignungen), 
ohne Unterfdied, ob die Befipveränderung ſelbſt durch Enteignungsbeſchluß oder durch freiwillige 
Veräußerungsgeihäfte bewirkt wird (vgl. oben ©. 432. Erl.1by die entipredjende Vorſchriſt des 
8.7 des G.K.G. und die daſelbſt angeführten Entſcheidungen); Abſchriften, Auszüge und Ber 
ſcheinigungen jeder Art aus ben bei der Katafterverwaltung geführten bezw. aufbewahrten Karten 
und fonftigen Scriftftüden; ſchließlich alle Urkunden über Gegenjtände, denen durd frühere 
Gefepe oder landesherrliche Privilegien Stempelfreiheit bewilligt worden ift. Unter die Iegtere 
Vorſchrift fallende Fälle find oben ©. 433 bereits erwähnt; vgl. die Bufammenftellung bei 
Heinip a. a. ©. ©. 52—64. 

Auf die bei den Gerichten zu erhebenden Stempelabgaben findet außerdem die Vorſchrift 
des 9.7 Abſ. 2 des G.K.G. (oben ©. 432) über die Niederſchlagung Anwendung (G.R.G. 3. 30 
Soap 2, 3). 

3. Ueber die Art der Erfüllung der Stempelpflict, die Zeit der Stempelverwendung 
(tegelmäßig binnen zwei Wochen nad} dem Tage der Ausftellung), über die Strafen für Zus 
wiberfandfungen vgl. da8 Gtempeffteuergefep 89. 14ff., über bie Zufäfigteit des Rechtswegs in 
Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung einer Stempelabgabe $. 26 und über die Ver— 
jahrung ber Gtempelfteuer 8. 27. Siehe auch Verf. v. 29. Dezbr. 1899 (I:M.BL. 1900 ©. 3) 
über die Verwendung des Stempels zu Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche erſt durch die Ges 
nehmigung oder ben Beitritt einer Behörde oder eines Dritten Rechtswirkſamkeit erlangen, und 
v. 13. Januar 1900 (J. M. Bl. ©. 20) über die Verpflihtung der Notare zur Stempelverwenbung 
in Anſehung bedingter oder nicht zur Ausführung gelangter Rechtögeichäfte. 

Für Grundbuhfahen fommen neben den Beftimmungen des Stempeliteuergejeges die 
Vorſchriften der 88. 30, 31 des G.K.G. zur Anwendung. Danach findet eine Verwendung 
von Stempelnaterial (geftempelte® Papier, Stempelmarten ıc.) bei den Gerichten nit ftatt. 
„Wenn Stempelabgaben neben den Gebühren zu erheben find, werben biefelben nach den 
für Gerictögebiihren geltenden Vorfchriften eingezogen und auch fonit als Gerihtsgebühren 
behandelt. Die Vorſchriften der 88. 1, 2, 7 Ubi. 1, 8, 12, 13, 16 Abſ. 2, 19—23 bleiben jedoch 
hinſichtlich der Stempelabgaben außer Anwendung.” (G.K.G. 8. 80 Abſ. 1 Sap 2, 3.) Die 
danach unanwendbaren Vorſchriften der 88. 1,2 find oben ©. 428ff. Erl. 1a, die bes 9.7 Abſ. 1 
oben ©. 432 Erl. by, die des 8. 3 ©. 431 Erl. b4 erwähnt; 88. 12, 13 betreffen die Nach- 
forderung von Gerichtätoften und bie Verjährung, $. 16 Abf. 2 die Bwangsverfteigerung von 
Gegenftänden bes unbeweglichen Vermögens wegen einer Koftenforderung und die 88. 19—23 
die Wertäberehnung (oben ©. 435 ff.). 

Die Vorſchrift des $. 30 des G.Ke. G. findet zunächſt nur auf gerictlie Urkunden An— 
wendung, bei denen ben Gerichten die Pflicht zur Gtempelverwendung obliegt. Sie iſt aber 
duch $. 31 auf gewifie aubergeridtliche Urkunden ausgedehnt. „Wenn zum Gebrauche bei 
Gericht beftimmte Vollmachten, Schägungen und Bermögensverzeichnifie ohne ben vorgeſchriebenen 
Stempel eingereicht oder behufs Ausichliegung des Auflaffungsitempels oder des für die Ein— 
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tragung, Abtretung oder Verpfändung einer Hypothek oder Grundſchuld zu entrihtenden Werth- 
ftempels die Urkunden über das der Auflaffung oder Eintragung zu Grunde 
liegende Redtsgeihäft one den vorgefhriebenen Stempel vorgelegt werden, fo 
finden auf bie Einziefung des Stempels die Vorſchriften des 8. 30 entſprechende Anwendung“. 
@- 31 Abj. 1 Sag 1. Bol. ebd. Sap 2 über einige andere Urkunden.) „In denjenigen Fällen, 
in welchen bei nicht oder nicht orbnungsmäßig erfolgter Verwendung des Stempels nad) den 
itempelgefeglicen Vorſchriften Stempelftrafen eintreten wilrden, find die Betheiligten von 
Stempelftrafe frei, wenn bie Einreihung ber Urkunde bei Gericht innerhalb der für die Ber- 
wendung des Urfundenftempels fonjt vorgeichriebenen Friſt erfolgt. Die Verpflichtung der 
Notare, für die Einziehung der Stempel zu forgen, wird hierdurch micht berüfet". (Ebd. Abi. 2.) 

Zur Ausführung diefer Borfchriften it die Allg. Verf. vom 29. Februar 1896, betr. das 
gerichtliche Stempelmefen (I-M.BL. ©. 63) ergangen, abgeändert durch Allg. Verf. vom 17. Juli 
1900 (I.M.BL. S. 505). 

4. Ueber die Siderftellung der Stantölafle wegen ihres Anſpruchs auf Entrichtung der 
Stempeliteuer, insbeſondere im Falle der Auflafiung, dgl. oben S. 433f. Erl.2. Ein Vorſchuß 
tann zur Dedung baarer Auslagen, nicht zur Dedung von Gerichts⸗ oder Stempelgebühren ein- 
gefordert werben. 

5. Die. materiellen Grundfäge über die Werthberechnung find ftet3 aus dem Gtempel- 
fteuergei. $. 6 ſowie aus dem Tarife zu entnefmen. Die Beftimmungen bes &.R.B. 88. 19—23 
finden auf die Wertberehnung zum Bmere bes Stempelanfages feine Anwendung; es kann 
daher bei demfelben Geſchäft eine verſchiedene Werthberechnung für den Stempel- und für dem 
Gebührenanfag vorfommen (K. G. 17 ©. 132). Nur wenn neben ben Gebühren für die Ein- 
tragung des Eigenthümers der Auflaffungsitempel zu erheben ift, ijt die behufs Berechnung der 
Stempelabgabe getroffene Werthfeftfegung auch bei dem Anſahe der Gerichtöloften maßgebend 
(8.8.6.8. 18). Durch die fegtere Vorſchrift werden zugleich auch die Vorſchriften der 88. 24ff. 
über das Verfahren bei der Ermittelung bed Werthes abgeändert, während diefe 
igen auf die als Gerichtägebüßten zu verrechnenden Stempelabgaben (Ext. 3) An— 
wenbung finden, 

a. Nach 8. 6 des Stempelfienergef. ift ber gemeine Werth bes Gegenftandes zur 
Zeit der Beurkundung des Geihäft? und, wenn einem der Vertragſchließenden ein Wahlrecht 
ober bie Befugniß eingeräumt ift, innerhalb beftimmter Grenzen den Umfang ber Leitung zu 
beitimmen, der Höcftmögliche Werth mahgeblich, vorbehaltlich der fpäteren Erftattungspflicht, 
wenn in dem letzteren alle bie Leiftung nicht bis zu ben beftimmten Grenzen erfolgt iſt. Ueber 
die Werthberechnung im Falle der Auflaffung vgl. oben ©. 435f. 

Wie nad dent G.K.G. 8. 21 Biff. 3, richtet fi auch nad dem Stempeljteuergef. $. 6 
Abf. 6 der Werth eines Pfandrechts oder ber Sicherſtellung einer Forderung nad 
dem Betrage der Zorberung; Hat der Gegenftand des Pfandrechts geringeren Wertb, fo iit diefer 
maßgebend. Ueber die Hypothelen vgl. unten ©. 453 Erl. 7b. 

Die Vorſchrift des 8. 6 Abf. 7 über den Werth einer Grunddienſtbarkeit itimmt mit 
der des G.K.G. 8. 21 Ziff. 4 Yoben ©. 437) wörtlich überein. 

Ueber die Berechnung des Werthes von wiederkehrenden Nupungen und 
Zeiftungen vgl. 8.6 Abi. 8-12. Der Werth von Nugungen ober Leiftungen auf Lebenszeit 
beſtimmt fi nad dem zur Zeit ihres Anfangs erreichten Lebensalter der Perſon, bei beren 
Tode die Nutzung oder Leiftung erliſcht; e8 bedarf demnach der Ermittelung biefes Alters neben 
der Feſtſtellung des einjährigen Werthes der Nupung oder Leiftung. 

b. Ueber die Verpflihtung ber Steuerpflichtigen und der unmittelbaren und mittelbaren 
VBehörben zur Ertbeilung ber erforberten Ausfunft über den Werth des Gegenſtandes, über 
bie Befugniß der Steuerbehörden zur Erzwingung der Auskunft durch Ordnungsſtrafen und über 
die Vefugniß der zur Einziehung ober Verwendung des Stempels verpflichteten Behörden, ins: 
beſondere auch der Grundbuchämter, zur Anftellung von Ermittelungen vgl. 88. 7, 10 deö Ge— 
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fepes und 8. 16 Abſ. 5ff., 8. 19 der Allg. Verf. v. 29. Febr. 1896 ſowie über den Fall, daß 
der Werth wegen feiner Unbeftimmtheit von vornherein nicht feitgeftellt oder gefhägt werben 
tann, 8. 8 des Gef. und 88. 11, 12 der Allg. Verf. 

Neben ber Auskunftspflicht aller Behörden und Beamten befteht eine gejeplihe Ver— 
pilihtung ber Behörden und Beamten mit richterlicher oder Polizeigewalt, auf Be— 
folgung der Stempelgefege zu Halten umd alle bei ihrer Amtsverwaltung bekannt ger 
worbenen Zuwiderhandlungen behufs Einleitung des Strafverfahrens zur Anzeige zu bringen 
Stempelftenergei. $. 30 Abſ. 3, vgl. $. 19). Vgl. über die danach den Gerichten obliegenden 
Pflihten und über das Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen Allg. Verf. v. 29. Febr. 1896 
$$. 20-23, abgeändert durch lg. Verj. v. 17. Zufi 1900 Ziff. 12—14. 

6. Ueber Erinnerungen und Beſchwerden gegen den Unfap der Stempelbeträge gelten 
nad) $. 30 des G.K.G. für die als Gerichtsgebühren einzuziehenden Stempel grundfäplic die 
den Gebührenanfag betreffenden Vorfchriften des GK.G. (oben ©. 437 Erl. 5), jebod mit den 
Nenderungen, daß gegen die Entjcheidungen des Oberlandesgerichts über die Seftfegung des für 
eine Stempelberehnung maßgebenden Wertes oder über Erinnerungen oder Beſchwerden, bes 
trefiend ben Anfap von Stempelbeträgen, die Beſchwerde an den Zuftizminifter ftattfindet, daß 
diefer auch in allen Fällen den Anjag diefer Beträge von Amtswegen berichtigen kann, daß bie 
Vorſchriften über die Buläffigfeit des Rechtsmegs (Stempeliteuergei. 8. 26, Alig. Verf. v. 29. Febr. 
1896 8. 7) unberüßrt bleiben, fowie daß hinſichtlich der Nüderftattung von Gtempelgebühren 
ober der Abftandnahme von deren Einziehung die Vorſchriften des Stempelfteuergef. (8. 6 
Abſ. 2, 8. 25; Tarifitelen 32 und 71 Rx. 1 Abj. 3) Anwendung finden, daß jedoch zu dieſen 
Anordnungen an Stelle des Finanzminifter8 der Yuftizminifter befugt ift (vgl. Allg. Verf. 
v. 29. Febr. 1896 $. 9, abgeändert durch Alg. Verf. v. 17. Juli 1900 Ziff. 5). 

„Bezüglich des Verfahrens bei der Beanftandung der im Falle einer Auflaffung ge 
machten Werthangabe behält es bei dem ftempelgejeplichen Borfchriften fein Vewenden“ (©.R.®. 
$. 30 Wi 1 Cap 7). Diefe Vorſchriften find im 8. 7 des Stempelfteuergej. enthalten (vgl. 
auch $. 27 Abf. 3 über die dreijährige Ausihluhfeift). Mit Riücjicht auf dieſe Veitimmungen 
haben die Amtsgerichte dem Hauptfteueramte vierteljährlich (in Berlin monatlich) 
einen die Spalten 1 und 7 bes Tagebuchs des Grunbbudführers enthaltenden 
Auszug einzufenden, in welchen jedoch nur diejenigen Auflafjungen aufzunehmen find, bei 
denen eine das Veräußerungsgeicäft enthaltende Urkunde nicht vorgelegt wurde; denn nur bei 
diefen wird der Auflaffungsftempel erhoben. Der Grundbuhführer hat zu dieſem Bmwede ben 
Auszug dem Richter zur weiteren Veranlafjung vorzulegen (Geſchäfts O. f. d. Gerichtsfcht. 9. 51 
Ziff. 3. Sind während des betreffenden Bierteljahrs (oder Monats) derartige Auflafjungen 
nit zur Verſteuerung gekommen, jo ift dem Yuuptfteueramte hiervon feitens bes Amtsgerichts 
Mitteilung zu machen. Das Nähere ergiebt fi aus der Allg. Verf. v. 29. Febr. 1896 8. 17. 
Die Werthfeſtſetzung der Steuerbehörde ift für das Gericht bindend und nach $. 18 des ©.R.G. 
(oben ©. 446 Erf. 5) aud für den Anjag ber Eintragungägebüht maßgebend. Dagegen fält 
dem Grundbuchamte die Prüfung zu, ob der Auflafiungsitempel erhoben werden muß oder ob 
jein Anjag wegen der Vorlage der Urkunde über daS Veräußerungsgeſchäft zu unterbleiben hat, 
indbejondere ob das Veräußerungsgeihäft der wahren Abrede gemäß beurkundet ift (K.G. 16 
©. 29%). 

7. Die einzelnen der Stempelfteuer unterliegenden Urkunden und die Höhe der Stempel- 
feuer ergeben fi) aus dem bem Geſetze beigefügten Tarife. Aus den Vorſchriften des Geſetzes 
felbit find nur die Beftimmungen bes $. 10 über die Verfiewerung mehrerer in derjelben Urkunde 
enthaltener Gegenftände und des 8. 11 über den Mindefibetrag und bie Abitufungen der 
Stempelfteyer zu erwähnen. Nach $. 11 beträgt die Stempelabgabe mindeftens 50 Pfennig und 
überſchießende Beträge werden auf 60 Pfennig abgerundet. Nach $. 10 ift, ſofern die einzelnen 
in einer Urkunde enthaltenen Geſchäfte fich als Beftandtheile eines einheitlichen, nad; dem Tarife 
fteuerpflichtigen Rechtsgeſchäfts darſtellen (vgl. R.G. 42 ©. 239), nur der für das leßtere vor— 
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gefehene Stempelbetrag zn entrichten, anderenfal® ber Stempel für jedes Geſchäft beſonders zu 
berechnen; haben die Parteien die Werthe der einzelnen, verihiedenen Steuerfägen unterliegenden 
Gegenftände nicht in der Urkunde angegeben unb aud nicht nachträglich innerhalb der für die 
Stempelverwendung vorgefchriebenen Friſt auf ber Urkunde vermerkt (vgl. hierzu K. G. 19 
©. 171 u. Berf. v. 17. Oft. 1898 im Preuß. Archiv ©. 670), fo fommt für die Berechnung 
des Stempel® der höchſte Steuerjag zur Anwendung. 

a. Für den Grundbuchverkehr beſonders wichtig ift der Auflaſſungsſtempel. Auflafiungen 
von inländifhen Grundftüden, Bergwerfen, unbeweglichen Bergwerksantheilen oder jelbftändigen 
Gerechtigkeiten unterliegen in Fällen der freiwilligen Veräußerung einer Stempelfteuer von 1%, des 
Wertes des veräußerten Gegenftandes (vgl. über die Berthberehnung oben ©. 435f. Erl. 4b. 
Die Abgabe wird aber nur erhoben, falls der Eigentgumsübergang in dem Grundbuche vermerkt 
worden ift. Sie bleibt ferner unerhoben, wenn bei ber Aufnahme oder ber Einreihung der 
Auflafjungserllärung „oder innerhalb einer mit bem Tage der Zuftellung der Aufforderung zur 
Zahlung ber Gerichtstoften beginnenden Friſt von zwei Woden die das Beräußerungsgeihäit 
enthaltende, in an fih ftempelpflichtiger Form ausgeſtellte Urkunde in Urſchrift, Ausfertigung 
oder beglaubigter Abſchrift vorgelegt wird." „ALS eine das Veräußerungsgeihäft enthaltende 
Urtunde ift nur eine folde anzufehen, welche dad Rechtsgeſchaft fo enthäft, wie es unter den 
Beteiligten hinſichtlich des Wertges der Gegenfeiftung verabrebet ift”. (Tarifitelle 8.) 

Demnach find folgende Fäle zu unterfdeiden: 


a. Die Urkunde über das ber Veräußerung zu Grunde liegende Rechts— 
geihäft wird vorgelegt. Alsdann hat der Richter zu prüfen, ob die Urkunde (ober eventuell 
bie mehreren vorgelegten Urkunden, R.®. 46 €. 234, 8.8. 18 ©. 181) in an ſich ftenpel- 
pflichtiger Form abgefaßt, ob fie vorſchriftsmäßig verfteuert ift, ob fie das Veräußerungsgeſchäft 
überhaupt (vgl. R.G. 17 ©. 260) unb insbefondere aud) fo enthält, wie e8 unter den Ber 
theifigten Hinfictlich des Werthes der Gegenleiftung verabredet iſt. gl. Allg. Verf. v. 29. Febr. 
1896 $. 14 und v. 17. Juli 1900 Bif. 8. 

Im erfterer Hinficht iſt auf Erl. IT I oben ©. 443 zu verweilen. Die Adg. Verf. von 
1900 debt Hervor, dah privatſchriftliche Grundftidsveräußerungsverträge teoß 3. 313 des 3.9.8. 
für den Auflaſſungsſtempel als in an ſich fiempelpflichtiger Form abgefahte Urkunden anzufeben 
find; denn wenn fie auch zunächft wegen Formmangels ungültig und völlig ſtempelfrei jind, io 
werben fie doch gültig und ftempelpflichtig, ſobald die Aujlafjung und Eintragung erfolgt üt, 
wie in ber Verf. des Sinanzminifterd vom 12. Febr. 1900 (J. M. Bl. ©. 63) näher ausgeführt it. 

Iſt eine die Erhebung des Werthitempels ausſchließende Urkunde nicht oder nicht aus» 
reichend verjteuert, jo iſt der nicht oder zu wenig verwendete Stempel nad) den für Gerihtsfojten 
geltenden Vorfchriſten einzuziehen. Im dieſen Fale wird nicht der Auflafiungäftempel erhoben; 
der Stempel beſtimmt fi vielmehr nad) den Gegenftande des beurfundeten Geſchäfts und kann 
höher oder niedriger fein als jener. Als höherer Stempel kommt der Schenkungsſtempel 
(Tarifftelle 56) in Betracht, welcher ſich nad den Vorſqhriften des Erbfcaftäftenergefepes dom 
30. Mai 1873 bezw. 19. Mai 1891 beftimmt und regelmäßig 8% des Schenkungsbetrags, in 
Ausnahmefällen aber 1, 2 ober 4% beträgt und z. ®. bei Schenkungen zwifhen Ajcendenten 
und Defcendenten ſowie zwiſchen Ehegatten völlig fortfällt (vgl. 8.8. 16 ©. 273); das Nähere 
ergiebt ſich aus dem dem Erbidaftöitenergefepe beigefügten Tarife. Bildet ein Grundftüd Gegen- 
ftand der Schenkung, fo unterliegt nur deſſen gemeiner Werth nad) Abzug der Belaftungen dem 
Scentungsftempel, während der Auflafjungaftempel von dem Werthe ſchlechthin, ohne Abzug 
der Laften, beredinet wirb und deshalb ausnahmsweiſe höher fein kann als jener, obwohl er, 
felbft wenn ihm eine Schenkung zu Grunde liegt, nur 1° beträgt. Höher ift auch z. B. der 
Stempelfag für Familien» und Fideilommißitiftungen (3%, vgl. Tarifftelle 23, 24 u. 
8.6. R.3.2B 6.28). Kauf» und Taufhverträge und andere läftige Beräuberunga- 
geſchäfte (Tarifftele 32) über infändiihe rundftüde und dieſen gleichgeachtete Rechte unter- 
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liegen einem Steuerfage von 19%, des Kaufpreifes unter Hinzurechnung des Werthed der aus— 
bedungenen Xeiftungen (vgl. oben ©. 435 Erf. 4b) und vorbehaltenen Nugungen oder (bei 
anderen Berträgen ald Saufverträgen) 1% bes Geſammtwerths der Gegenleiftung unter Hinzu= 
rechnung des Werthes ber vorbehaltenen Nugungen oder, wenn der Werth der Gegenleiftung 
aus dem Vertrage nicht hervorgeht, von dem Werthe des veräußerten Gegenftandes; bei Tauſch⸗ 
verträgen berechnet fich der Stempel nad; dem Werthe der von einem der Vertragſchließenden 
in Taufch gegebenen Gegenftände und zwar derjenigen, welche den höheren Werth haben (bei 
dem Taufe inländifher Grundftüde gegen ausländiſche nur nad den Werthe der erfteren), 
während der Auflaſſungsſtempel für jedes ber vertauſchten Grundftüde nad befien Werthe zu 
berechnen ift; bei Verträgen über Hingabe an Zahlungsftatt ift der Werth, zu welchem bie 
Gegenftände an Bahlungsftatt angenommen werden, entideidend; wird in einem Kaufvertrage 
hinfichtlich bes Kaufpreifes eine Hingabe an Zahlungsftatt vereinbart, fo ift der Bertrag wie ein 
Tauſchvertrag zu verftenern. Beurkundungen von Uebertragungen der Rechte der Er— 
werber aus Veräußerungsgeihäften und von deren Erklärungen, für einen Dritten die 
Rechte erworben bezw. die Pflichten übernommen zu Haben, werben regelmäkig wie Urkunden 
über Weräußerungen behandelt (vgl. R.G. 42 ©. 242); „wenn jedoch ber erite Erwerber das 
Veräußerungsgeichäft erweislich auf Grund eines Vollmachtsauftrags oder einer Geſchäftsführung 
ohne Auftrag für einen Dritten abgeichlofien hat, jo bedürfen Beurkundungen von Uebertragungen 
der Rechte dieſes erften Erwerberd an den Dritten nur eines Stempel von 1,50 Mark“ (aud- 
genommen bei Uebertragungen ber Rechte au Uebergabeverträgen an andere Perfonen als an 
Deſcendenten des Uebergebers); in dieſem Falle ift nöthigenfalls die Erſtattung des bereits ver» 
wendeten Werthſtempels oder die Abſtandnahme von deſſen Einziehung anzuordnen (vgl. oben 
©. 447 El. 6 u. 8.6. N.F. 1B ©. 21); bei fonftigen Beurkundungen der erwähnten Art fann 
der zuftändige Minifter die gleihen Anordnungen treffen, wenn befondere Billigfeitsgründe vor⸗ 
handen find. Kauf und Taufhverhandlungen zwifhen Theilnehmern an einer 
Erbſchaft (einſchließlich des iütberlebenden Ehegatten, der mit den Erben bed Berftorbenen 
gütergemeinfchaftliches Bermögen zu theilen hat) zum Zmede der Theilung ber zur Erbſchaft 
gehörigen Gegenftände unterliegen nur einem Steuerfage von 1,50 Mark. (Ueber bie Stempel 
itener für die dem B.G. B. unterfallenden Erbidaftstäufe vgl. K.G. N.F. 1B ©. 36.) Ber 
freit find fog. Nebergabeverträge, d. 5. „Verträge, durch welche unbeweglihe Saden oder 
diefen gleichgeachtete Rechte oder bewegliche Sachen allein oder im Zufammenhange mit anderem 
Vermögen von Nfcendenten an Defcendenten übertragen werben.“ Geſellſchaftsverträge 
(Tarifitelle 25), welde die Errichtung einer Lommanditgeſellſchaft oder offenen Dandelsgeſellſchaft 
oder einer Geſellſchaft des B.G. B. (Tarifitelle 71 Biff. 2) betrefien, unterliegen einem Fixſtempel 
von 1,50 Matt, auch wenn in ihnen das Einbringen von nicht in Geld beftehendem Vermögen, 
insbefondere von Grunbftüden vereinbart ift, es fei denn, daß fir dieſe eine nicht in gefellichafte 
lichen Antheilsrechten beftehende Vergütung gewährt wird unb dadurch die Vereinbarung über 
das Einbringen fi) als ein neben dem Gefellſchaftsvertrage beſtehendes befonderes Beräußerungs- 
geihäft darſtellt; dagegen unterliegt ein Gejellfchaftövertrag, welcher das Einbringen von nicht 
in Geld beitehendem Vermögen in eine Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder 
Gefellfchaft mit befchränkter Haftung betrifft, denfelben Eteuerfäpen wie ein entgeftliches Ver⸗ 
äußerungsgeichäft, jeboh unter Anrechnung des Werthftempels für den die Geſellſchaft errichtenden 
Vertrag (regelmähig !/so des Mftien, Grund» oder Stammlapitals, vgl. Tarifitelle 20 a), wenn 
das Einbringen zugleih mit der Errichtung beurkundet wird, vgl. Tarifftele 2dc und R.G. 46 
S. 239; befreit ift das Einbringen von Nachlaßgegenſtänden in eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, bie ausſchließlich von den Theilnehmern an einer Erbſchaft (einſchließlich des über- 
lebenden Ehegatten, der mit den Erben des veritorbenen gütergemeinjchaftliches Vermögen zu 
theilen Hat) gebildet wird. Geſellſchaftsverträge, welhe bei dem Ausſcheiden eines Ge— 
ſellſchafters aus der Gefellfhaft oder bei deren Aufldfung die Ueberlafung der 
Rechte an dem Geſellſchaftsvermögen jeitens eines Geſellſchafters oder deſſen Erben an einen 
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anberen Geſellſchafter, die Gefellfchaft oder einen Dritten oder die Abfindung eines Geſellſchafiers 
bei Auflöfung der Geſellſchaft betreffen, werden mit no bed Werthes der Gegenleiftung ober, 
wenn eine folde in ber Urkunde nicht enthalten ift, des Werthes der überlaſſenen Rechte ver- 
ftenert. Diefe Beſtimmung erleidet aber eine Einſchränkung für den all, daß bei der Aus. 
einanderfegung der Geſellſchafter aus Anlaß der Auflöfung der Gefellihaft oder beim Ausſcheiden 
eines Geſellſchafters einem einzelnen Gejellfdjafter oder befien Erben Bermögensgegenftände, die 
bis dahin zu dem Gefellihaftsvermögen gehörten, überlafjen werden; ein derartiger Geſellſchafts- 
vertrag unterliegt denjelben Steuerſätzen wie entgeltlihe Beräußerungsverträge, vgl. Tarife 
ftelle 25d, R.G. 45 ©. 218 und 8.6.19 ©. 177. Bei der Stempelberechnung bleibt derjenige 
Theil der zum Sonbereigentfum überlafienen Bermögensgegenjtände außer Betracht, welcher der 
Betheifigung des erwerbenden Gejelfchafters an der Geſeüſchaft entfpricht, und befreit find Ber: 
träge über Rildgemägr der von einem Gejellfhafter eingebrachten unbeweglichen Sachen oder 
diefen gleichgeachteten Rechte oder beweglichen Vermögensgegenſtände an dieſen Geſellſchafier 
oder deſſen Erben oder deſſen Eheftau, welche mit ihm in Gütergemeinſchaft geftanden Bat; 
aleichfalis befreit find Verträge über Ueberlaffung von Rechten an dem Gejelfcaftsvermögen 
an Berfonen, die von ber Zahlung einer Erbfchaftäfteuer befreit find. Vergleiche (Tarifftele 67‘ 
ſchließlich unterliegen einem Firftempel von 1,50 Dark, es fei benn, daß durch fie ein unter 
ben Parteien bisher nit in jtempelpflictiger Form zu Stande gelommenes Redtögeigäft an- 
erfannt ober im Wefentlihen aufrechterhalten oder ein anderweites Rechtögeichäft neu begründet 
worben ift; letzierenfalls fommt ber fir diefe Geſchäfte etwa verordnete höhere Stempel in Be— 
trat, und zwar aud bei den von Schiedsmännern aufgenommenen Bergleihen, die ſonſt 
gänzlich) befreit find. 

Iſt die nicht oder nicht geniigend verfteuerte Urkunde bei Gericht erjt nach Ablauf der im 
8.16 des Stempelfteuergef. angegebenen Friften (vegehmäßig von zwei Wochen) eingereicht, fo in 
unter Mitteilung des Eingangstags und einer Abihrift der Urkunde dem zuftändigen Haupt= 
ſteueramt (Hauptzollamt) Anzeige zu machen. 

Die Ueberfendung ber Urkunde oder einer einfachen Abjchrift derjelben an das Hauptamt 
ift auch dann vorgefchrieben, wenn bie vorgelegte Urkunde das Rechisgeſchäft nicht fo enthält, 
wie e8 unter den Betheiligten Hinfichtlich des Werthes ber Gegenleiftung verabredet ift und einem 
geringeren Stempel unterliegt, al8 die Beurkundung des wirtfid; verabrebeten Rechtägeichäfte 
erforbern wiirde. Steht der nad) Inhalt der vorgelegten Urkunde verabredete Kaufpreis zu dem 
geringeren Werthe in einem fo ofienbaren Mikverhältniffe, dab der Verdacht der Stempeliteuer- 
hinterziehung gereditfertigt eridjeint, fo Hat der Grundbuchrichtet von den Parteien eine nähere 
Erklärung über die Gründe, welde für die Feſtſezung des Kaufpreiieg maßgebend geweien 
find, zu erfordern. Bezüglich ber Verſteuerung find diefe Fälle fo zu behandeln, als wenn eine 
Urkunde überhaupt nicht vorgelegt wäre. (Nllg. Verf. v. 29. Febr. 1896 8. 14 Abi. 5.) 

Beſonders hervorgehoben ift in bem Tarife wie in der Allg. Verf. (ebd. Abf. 4) noch der 
Sal, dab in der vornelegten Urkunde das Entgelt für die Grunbftüdsveräußerung in aus: 
ländiſchen Banknoten, ausländiihem Papiergeld, ausländiſchen Geldforten oder in reichsſtempel - 
pflichtigen Werthpapieren Nr. 1, 2, 3 des Tarifs zum Reichsſtenipelgeſ. v. 27. April 1894 bezw. 
14. Juni 1900) verabrebet ift. Alsdann ift, weil die Urkunde nad) $. 18 des Reichsſtempelgeſ. 
nur der viel geringeren Meihäftempelabgabe und feinem Landesſtempel unterworfen ift, der 
Auffafjungsitempel zu erheben, joweit nicht die Vorausſetzungen der oben ©. 449 erwähnten 
Ermäßigungen und Befreiungen ber Tarifitelle 32 (Kauf und Taufhverhandlungen zwiſchen 
Theilnehmern an einer Erbſchaft oder Hebergabeverträge) vorhanden find. 

8. Eine Urkunde ift nit eingereiht, das ber Auflafjung zu Grunde liegende 
Veräußerungsgefhäft wird aber vor dem Grundbugrichter zugleich in der Auflafjungs- 
verhandlung zu Protofoll erklärt. Alsdann findet das unter a Geſagte entſprechende 
Anwendung. Auch in diefem alle wird nit der Auflafjungsitempel, fondern der Urkunden- 
ftempel erhoben (Allg. Verf. v. 1896 8. 15). Wenn dad Beräußerungsgefhäft in einer beſonderen 
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Verhandlung vor bem Amisgerichte zu Protokoll erklärt wird, bildet dieſes Protokoll die vor— 
gelegte Urkunde und das unter = Gefagte findet unmittelbar Anwendung. 

y. Eine Urkunde wird nicht vorgelegt und das Veräußerungsgeſchäft 
aud nicht prototollarifg aufgenommen. Für diefen Fall ift dem Grundbuchrichter 
nit nur die oben ©. 435 Erf. 4b bereit erwähnte Belehrung über den Werth zur Pflicht 
gemacht, fondern auch die Vernehmung ber Betheiligten barüber, ob fie eine Urkunde überhaupt 
nicht vorlegen wollen, und bie Belehrung über die Folgen der Nihtvorlegung, indbefondere 
darüber, dah der Entrichtung des Auflaſſungeſtempels ungeachtet zu der etwa erforberlichen 
Urkunde ber geſetzlich erforderliche Stenipel beizubringen fei, ober wenn er bereit verwendet 
worden fei, nicht erftattet werden künne. „Es ift Pflicht des Grundbuchrichters zu prüfen, ob 
im alle der Beurkuudung des Abkommens der Urkundenſtempel niedriger fein würde als der 
Auffaffungsftempel.“ „Die Belehrung des Grundbuchrichters und bie Erklärung der Betheiligten 
über die Vorlegung oder Nictvorlegung der da Beräußerungsgeihäft enthaltenden Urkunde 
müffen in das Protokoll aufgenommen werden". (lg. Berf. v. 1896 8. 16 Abf. 1.) 

Die gehörige Vefolgung diefer Vorſchriften ift Vorbedingung für den Anfap des Auf- 
laffungsftempels (R.®. 18 S. 101). Die zu beahtenden Gefigispuntte find durd die Allg. 
Verf. vom 413. Juni 1900 (I:M.BL. ©.501) näger dargelegt. „ES genügt nicht eine allgemein 
gehaltene formularmäßige Belehrung des Grundbuchrichters, dab im Falle der Nichtvorlegung 
einer Urkunde der Auflafjungsftempel ohne Rüdjiht auf den Betrag des zu dem Veräußerungs- 
geichäft erforderlichen Etempels in voller Höhe zu erheben fei, vielmehr muß der Grundbuche 
richter darauf bedacht fein, zu ermitteln, ob einer der Fälle vorliegt, in dem es dem Intereſſe 
der Parteien entipricht, daS Veräußerungsgeihäft zu beurtunden. Bu dieſem Zwede Hat er die 
Betheiligten zu befragen, welches Rechtsgeſchäft der Auflafjung zu Grunde liege. Er hat ſich 
aber nicht mit der bloßen Angabe de Gattungsnamens eines Rechtsgeſchäfts, z.B. Kaufvertrag, 
zu begnügen, fondern forgfam allen Anzeichen nachzugehen, die fi aus den Erklärungen der 
Parteien, dem Afteninhalt und der ganzen Sachlage für das Vorhandenfein eines nicht dem 
Werthſtempel von 1 Prozent unterliegenden Nechtögeichäfts ergeben.“ Als Fälle, in denen ber 
Urtundenſtempel niedriger fein würde als der Auflafjungsftempel, werden in der Allg. Verf. 
v. 1896 und v. 13. Juni 1900 beifpielsweife genannt: Tauſchverträge, Kaufverträge, bei denen 
eine Hingabe an Zahfungsjtatt vereinbart it, Verträge zwiſchen Theilnehmern an einer Erbſchaft 
zum Bmede der Theilung der zu lepterer gehörigen Gegenftände, Beräußerungen an Ablömmlinge 
des Veräußerers, Schenkungen zwijhen Aſcendenten und Defcendenten oder zwifchen Ehegatten 
Cogl. über aile dieſe Fälle oben ©. 448ff.), Kaufverträge über Rentengüter, weil bei ihnen bie 
vom Käufer übernommene Rentenbantrente bei Berechnung des Kaufſtempels, aber nicht bei ber 
des Auflafjungsftempels außer Unfag bleibt (Allg. Verf. v. 11. März 1897, J.M.Bl. ©. 62). 
In der Aug. Verf. v. 13. Juni 1900 werden weiter folgende Fälle Heruorgehoben, in denen der 
Grundbuchrichter Aulaß zur näheren Nachfrage habe: wenn für eine in ber Bildung begriffene 
juriſtiſche Perſon von Vertrauensperfonen ein Grumdftüd erworben ift und diefes ihr nad Er— 
langung der Rechtsfähigteit von den Vertrauensperſonen aufgelafien wird, weil in diefem Falle 
nur ein Stempel von 1,50 Mark für die urkundliche Erklärung der Betheiligten erhoben wird, 
daß die Veräußerer dad Grundftüd für die juriſtiſche Perfon erworben haben und in Erfüllung 
der aus ihrer Geſchäftsführung ſich ergebenden Verpflichtungen an die juriftiihe Berfon auflafien; 
ferner wenn eine Rüdauflafjung an ben frügeren Eigentümer erfolgt, weil dann häufig feine 
freiwillige Veräußerung im Sinne der Tarifitelle 8 (oben ©. 448) vorliegt (3. B. im Falle der 
Wandlung wegen eines Gewährsmangels, R.G. 47 ©. 303) oder vielfach der Rüdauflafiung ein Ver- 
gleich (vgl. oben ©. 450) zu Grunde liegt oder es fih um Ritdgängigmahung ber Veräußerung 
handelt, für die nad Tarifftele 71 Nr. 1 Abf. 3 durch den Zuftizminifter aus Billigkeitsgründen 
eine Ermäßigung des Stempel bewilligt werden Tann. Schließlich wird in der genannten 
Ag. Verf. (Zif. I 6, vgl. auch K.G. 18 ©. 184) nod) betont, daß bie Zurüdweifung einer 
Urkunde oft zu Unrecht erfolgt fei, weil fie nicht zwiſchen den Auflafjungstontrahenten errichtet 


452 Ausfürungsgefeg zur 8.8.0. Art. 30. 


jei; möglicher Weife erfolge eine Auflafjung ummittelbar an denjenigen, ber fein Redt zum 
Erwerbe von einer Zwiſchenperſon Berleite; alsdann bedürfe es des urfundlihen Nachweiſes 
aller dazwiſchen liegenden Rechtsalie; Hierbei fei zu prüfen, ob nicht die Borausfegungen für 
die oben ©. 449 angeführte Ermäßigung des Stempel für die Beurkundung von Ueber— 
tragumgen der Rechte der Erwerber aus Veräußerungsgeichäften vorliegen, und deshalb bie 
Aufnahme einer Abtretungserflärung zu empfehlen fei; dieſe Prüfung fei namentlich dann ge- 
boten, wenn daS Beräußerungsgefhäft von einem Ehegatten abgefhlofien fei und bie Auflafiung 
an ben anderen Ehegatten ober an beide gemeinfam erfolge. 

„Wenn fi) ergiebt, daß eine Beurkundung des zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäſts zur 
Erſparung von Etempelabgaben dient, können die erforderlichen Erfiärungen in das Auflaffungs- 
prototoll aufgenommen werben. Es ift indefien zu beachten, daß hierdurch bie Gebühren für 
Beurkundungen (88. 34fj. des Preuß. Gerichtäfojtengef.) fälig werden. Bor Aufnahme der 
Erklärungen in das Protofoll ift daher den Betheiligten zu eröffnen, welche Koften hierdurch 
entftehen, und es ift die Beurlundung nur vorzunehmen, wenn fie troß diefer Belehrung ges 
wunſcht wird". (Allg. Berf. v. 13. Juni 1900 Bif. IL.) 

8. Die Urkunde über das Beräußerungsgeihäft wird nachträglich vorgelegt. 
Um bie Erhebung des Auflafjungsitempel® auszufchliegen, muß die Vorlage erfolgen, folange 
die oben ©. 448 Gil. 7a erwähnte zweiwögige Seit noch läuft. Diefe Frift wird durch Bus 
jtellung der den Auflaffungsftempel enthaltenden Koſtenrechnung, welcher eine die erforderliche 
Belehrung enthaltende Mitteilung gemäß Formular I zu 8. 16 der Aulg. Berf. v. 1896 bei— 
zufügen ift, in Lauf gefegt. Die Zuftellung ift in allen Fällen, in denen eine Urkunde nicht 
vorgelegt ift, erforderlich, da die Betheiligten ftet8 zur nadjträglichen Borlegung berechtigt find, 
auch wenn fie ausdrüdlid, erflärt haben, daß fie eine Urkunde nicht vorlegen wollen. Weil die 
in der Mittheilung enthaltene Belehrung oft nicht richtig verftanden wird, „empfiehlt es fich, 
baß der Grundbuchrichter die Betheiligten auch mindlih in einer ihrem Bildungsgrad ans 
gemefjenen Weife über das Recht zur Nochbringung der Urkunde belehrt“. (Allg. Verf. d. 13. Juni 
1900 $iff. III.) 

„Die Friſt zur Vorlegung der Veräußerungsurkunde tft im Gefeß auf zwei Wochen feit 
Buftellung der Aufforderung zur Zahlung der Gerichtskoſten beftimmt. Diefe gejegliche Friſt 
dann durch Anordnungen des Grundbuchrichter weber verlängert noch verkürzt werden. Bon 
der Segung einer Frift im Auflafjungsprotofol ijt daher im Allgemeinen abzufehen. Nicht 
ausgeichlofien ift es, aus bejonberen Gründen bie Buftellung der Koftenrefinung und damit 
den Friſtbegiun hinauszufdieben, fofern erſichtlich ift, daß bie Beſchaffung der Urkunde nach 
den Umftänden des Yalles einen längeren Zeitraum erfordert. Wird vom Grundbuchrichter die 
Hinausfhiebung ber Zuftellung angeordnet, fo ift hiervon der Gerichtskaſſe bei Ueberfendung 
der Koftenrehnung Mittheilung zu machen. Während ber beitimmten Frift ift alsdann von 
der Zuftellung der Koſtenrechnung abzufehen; eine Mittheilung der Koftenrechnung, die nicht in 
der Form ber Zuftellung erfolgt, wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen“. (Ebd. Biff. IV.) 

Geht innerhalb der Frift die Urkunde ein, fo ift fie nach dem unter = Gefagten zu prüfen, 
aber nicht von dem Grundbuchrichter, ſondern von dem Gerichtäichreiber. Dieſer hat die Aus— 
fegung der Zwangsbeitreibung und event. bie Niederſchlagung des nicht zur Hebung kommenden 
Stempels herbeizuführen. (lg. Verf. v. 29. Februar 1896 8. 16 Abſ. 4.) 

Bird nad) Ablauf der Friſt und mach ber Bahlung des Yuflaffungsftempels die Urkunde 
über das Veräußerungsgefhäft errichtet, fo ift auf den zu diefer Urkunde erforderlichen Werth: 
itempel der gezahlte Stempelbetrag anzuredinen. Die Anrechnung ift innerhalb der im $. 16 
des Stempeljteuergef. angegebenen Friſten auf der Urkunde amtlich zu vermerken (Zarifitelle 8 
fegter Abſ.)) Vgl. Allg. Verf. v. 1896 8 18. 

b. Stempel find ferner zu erheben für Anträge auf Eintragung einer Hypothel oder 
Grundfguld oder wiederkehrenden Gelbleiftung (Rentenſchuld oder der in einer Geldrente 
beftehenden Reallaft), der Abtretung einer Hypothel oder Grundſchuld und der Berpfändung 
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einer Hypothet ober Grundſchuld oder wiederkehrenden Geldleiſtung durch den eingetragenen: 
Gläubiger (Tarifitellen 58 III und 2). Der Steuerfag beträgt für den erftgenannten Eintragungs« 
antrag Yıao der einzutragenden Summe ober bes Kapitalwert5s ber Geldleiftung für dem 
Antrag auf Eintragung ber Abtretung so, des Betrags ber Hypothek oder Grundſchuld, 
mindeftens aber 1 Mark und für den Untrag auf Eintragung der Berpfändung *ıa %o der 
Summe, fir welche die Poſt verpfändet wird, wenn diefe Summe geringer ift, al8 die Summe 
oder der Kapitalwerth ber verpfändeten Poſt, fonft der letzteren Summe oder des Kapltalwerths. 
Steuerpflichtig find die Anträge, [nicht die Bewilligungen (dgl. über dieſe unten ©. 455). Der 
Eintragung der Abtretung fteht die Eintragung einer fraft Geſetzes erfolgten Webertragung der 
Hppothefenforderung oder Grundſchuld und der Eintragung der Berpfändung die der Belaftung 
mit Nießbrauch nicht gleich. 

Betrifft der Antrag eine Hypothek oder Grundſchuld, für welche mehrere Grundſtücke 
haften, fo wird die Abgabe nur einmal erhoben.“ (Tarif a. a. O.) Hiernach iſt die mehrfache 
Erhebung des Stempel3 auch dann ausgeſchloſſen, wenn die Eintragung nicht gleichzeitig auf 
den mehreren Grundſtüchen beantragt wird. (Heinitz a.a.D. ©. 266, 578.) 

Ebenſo wie der Auflafjungsftempel, werden auch diefe Abgaben nur erhoben, wenn bie 
beantragte Eintragung in ben &runbbüchern vermerkt worden ift, und wenn nicht bei ber An- 
bringung des Antrags oder innerhalb einer mit dem Tage ber Zuitellung der Aufforderung 
zur Zahlung der Gerichtskoſten beginnenden Friſt von zwei Wochen die Urkunde über die dem 
Antrage zu Grunde liegende Schuldverſchreibung, Abtretung oder Berpfändung in Urſchrift, 
Ausfertigung oder beglaubigter Abſchrift vorgelegt wird. Auch Bier ift als eine folhe Urkunde 
nur diejenige anzufehen, welche die Schuldverſchreibung ꝛc. jo enthält, wie fie unter ben Ber 
theiligten hinſichtlich des Wertes ber Gegenleiftung verabredet ijt. Daher finden auch die oben 
©. 448ff. angeführten Vorſchriften der Allg. Verf. vom 29. Februar 1896 95. 14—16, 18 auf 
diefe Fälle entiprechende Anwendung (ebd. 8. 19); insbefondere liegt auch Hier dem Richter 
die Pflicht zur gehörigen Belehrung der Betheiligten ob. Daher find aud bie folgenden 
Tarifbeitimmungen über Schuldverfdreibungen und Abtretungen für die Grundbuchbeamten von 
Intereſſe. 

Grundſätzlich unterliegen Schuldverſchreibungen, hypothelariſche wie perſönliche aller 
Art, inſoweit es ſich nicht um der Reichsſtempelabgabe unterworfene Werthpapiere handelt, 
dem Stempelſatze von Yız %o des Kapitalbetrags (vgl. R.G. 45 S. 289) der Schuldver⸗ 
ſchreibung (Tarifitelle 58). Unter einer Schuldverſchreibung iſt nur eine ſolche Urkunde zu 
verſtehen, in der eine für ſich beſtehende, prinzipale Schuldverbindlichteit, nicht bloß eine 
Mopifitation einer bereit verbrieften Schuld zum Ausdrude gebracht wird (R.G. 42 ©. 264); 
für Urkunden über Modifitattonen fommen die Tarifitelle „Sicherſtellung von Rechten“ ober der 
allgemeine Vertragsftempel in Betracht, vgl. unten ©. 44 Erl. c. Bu ben Schuldverſchreibungen 
gehören auch Kreditverträge, in denen der eine Kontrahent ſich zur Gewährung eines Kredit und 
der andere zur Verzinfung und Rüdzahlung der freditirten Beträge verpflichtet, ſowie einfeitige 
Erklärungen des Schuldners, dab er einen Kredit eröffnet erhalten Habe und ſich zur Verzinſung 
und Rüdzahfung verpflichte (RC. 18 5.187. Dagegen ANg. Berf. dv. 1. Juli 1901, I.M.BL. 
©. 156). Bon ber Regel gelten jedoch verfhiedene Ausnahmen. Schuldverfhreibungen über 
Kaufgelder, Erbgelder oder fonftige Forderungen aus zweifeitigen Verträgen 
werben, falld dieſe Verträge gehörig verfteuert find und alle weſentlichen Bedingungen des 
Schuldverhältniſſes enthalten, nur wie Nebenausfertigungen der Verträge (mit 1,50 Marf, jedoch 
nicht über den zu der ftempelpflihtigen Urkunde felbit erforderlichen Stempel hinaus) verſteuert 
(og. RG. 37 ©. 219, fiehe auch RG. 44 ©. 216). Eine Ermäßigung iſt auch für Schuld⸗ 
verfhreibungen über Darlehen bejtimmt, welche innerhalb Jahresfriſt oder in einem 
fürzeren Beittaum zurückzuzahlen find; vgl. Tarifftele 58 Ib. Befreit find Beurtundungen 
über die Berlängerung der Rüdzahlungsfrift, wenn es fid um Schuldverjhreibungen 
Handelt, bie der Regel gemäß mit "Ja %/ bes Kapitalbetrags bereits verfieuert find; ferner für 
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Rommunalverbände, Kommunen oder Korporationen ländlicher ober ftädtifcher Grundbefiger oder 
Grundkredit⸗ und Hypothekenbanken ausgeftellte Shuldverfhreibungen, auf Grund 
deren reihäftempfliätige Renten und Schuidverſchreibungen demnädft aus- 
gereicht werden. Diefe müflen mit einem dem Grund der Etempelfreiheit ergebenden Ber- 
merfe verfehen fein, z. B. „Stempelfrei, da auf Grund biejer Verſchreibung reichsſtempelpflichtige 
Pfandbriefe neu ausgegeben werden“ (vgl. Allg. Verf. v. 29. Februar 1896 8. 10 Abf. 2 und 
RB. 19 ©. 198). 

Die letzterwähnte Befreiung gilt auch für Urtunden über Abtretungen (Tarifitelle 2 
Tepter Abf.). Im Uebrigen unterliegen diefe, und zwar fowohl einfeitige Abtretungsertlärungen 
des bieherigen Berechtigten wie auch Mbtretungsverträge einfhliehlih der der Ahtreiung zu 
Grunde liegenden entgeltlichen Veräußerungsgeſchäfte (vgl. Heinig ©. 1ff.), einem Steuer 
fage von *s0%, des Werthes der Gegenleiftung oder, wenn eine folde in der Urkunde nicht 
enthalten iſt, des Geldbetrags oder bes Werthes des abgetretenen Rechtes, mindeſtens aber von 
1 Mark; von der oben erwähnten Vorſchrift über die Stempelſteuer für den Eintragungsantrag 
unterfheibet ſich biefe Beitimmung alfo dadurch, dab in erfter Linie der Werth der Gegen- 
feiftung einihließlih etwaiger Nebenleiftungen enticheidet, während für jene nur der Kapital- 
betrag der Hypothek oder Grundſchuld in Betracht fommt. Dem Abtretungsftempel unterliegen 
jedoch nicht die auf die reichsitempelpflihtigen Werthpapiere gefegten Uebertragungsvermerfe 
und bie oben ©. 449 bereit3 erwähnten Beurfundungen von Webertragungen der Rechte der 
Erwerber aus Veräußerungägeichäften. 

Bird in der Urkunde über die Abtretung von dem Eduldner ein Schuldanerkenntniß 
abgegeben und von dem Gläubiger angenommen, jo ift außer dem Mbtretungsftenmpel der Ber- 
tragsfternpel ber Tarifftelle 71 Ziff. 2 (1,50 Mark) zu erheben, dagegen nicht ber Edjuld- 
verjhreibungsftempel, da eine neue Schuldverbindlichfeit nicht begründet wird. Deimfelben Ber- 
tragöftenıpel unterliegen aud in der Abtretungsurtunde beurtundete Vereinbarungen über 
eine Veränderung der Verzinſungs- und Rüdzahlungsbedingungen zwifhen bem 
neuen Gläubiger und dem Schuldner; daneben kommt ber Sicherftellungejtempel (vgl. unter c) 
in Betracht. Dagegen unterliegen Urkunden über die Umwandlung einer Grundſchuld 
in eine Hypothek oder über die Aenderung der gefiderten Forderung (vgl. oben 
S. 314.) dem Schuldverfchreibungsftempel und, wenn diefe in derſelben Urkunde mit einer 
Abtretung beurfunbdet werben (3.8. in bem oben ©. 315 Erf. 2 Ubf. 3 erwähnten Falle der 
Eigenthumergrundſchuld), auch dem Abtretungsftempel. Bol. Heinip ©. 200f., 558F. 

c. Aus den fonftigen Beſtimmungen bes Tarijd find anzuführen: Vorrecht s— 
einräumungen (Rangänderung, Rangvorbehalt) unterliegen einem Steuerfage von 1,50 Mark 
(Tarifitelle 74); ebenfo Verträge, durch melde ein früherer ftempelpflichtiger Vertrag lediglich 
aufgehoben wird, ſowie Verträge über fonftige vermögensredtlidie Gegenftände, fofern feine 
andere Tarifftelle zur Anwendung fommt; für eritere Verträge fann jedoch in befonderen 
Fällen der Werthſtempel aus Billigkeitsrüdfichten bis auf "/so °% feitens des Minifters ermäßigt 
werben (Tarifftele 71). Beifpiele für die Anwendung des letzterwähnten allgemeinen Bertrags- 
ftempel8 find in dem vorigen Abſatze bereit angeführt; nah R.G. 46 ©. 291 iſt dieſer 
Stempel aud zu erheben, wenn in einer Urkunde im unmittelbaren Anſchluß an die 
Pfandentlaffungserlärung und Löſchungsbewilligung des Hupothetengläubigerd der 
Löfhungsantrag von dem Grundeigenthümer geftelt wird. 

Beurtundungen über Siherftellung von Rechten (Zarifftelle 59), mit Ausnahme der 
in Schuldverſchreibungen zur Sicherheit der Echuldverpflichtung vom Schuldner abgegebenen 
Erklarungen, werden mit 50 Pf., 1 Mark, 1,50 Mort oder 5 Mark verfteuert, je nachdem der 
Werth der fichergeftellten Rechte 600 Mark oder 1200 Mark oder 10000 Mark nicht überſteigt 
oder höher iſt; der Etempel barf aber in feinem alle den für die Beurkundung de& ficher- 
zuftellenden Rechtes zur Erhebung gelangenden Stempel überfteigen und beträgt 1,50 Mart, 
wenn ber Werth der fihergeitellten Rechte nicht fhäpbar ift. Hierher gehören Bürgfchaften, auch 
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Eintragungsbewilligungen, wenn durch die Belaftung des Grundftüds die Sicherung 
eines beftehenden Rechtes erftrebt wird, wie Bewilligungen der Eintragung von Bormertungen 
fowie von Aenderungen eingetragener Rechte, durch melde eine anderweite Belaftung des 
Grundftücds herbeigeflihrt wird, z. B. der Vereinbarung, daß bei unpünktlicher Binszahlung das 
eingetragene Hupothefentapital fofort fälig fein fol (R.®. 42 ©. 264). Bgl. Heinig ©. 579ff. 
Nach der Allg. Verf. v. 4. Febr. 1899 (J. M. Bl. ©. 45) ift für vom Gläubiger und Schuldner 
gemeinfchaftlih unterzeichnete Urkunden, in welchen der Zinsfuß hypothekariſcher Forderungen 
erhöht oder fonjt eine die Verpflichtungen des Schuldners erfchwerende Abänderung des biß- 
herigen Schuldverhältnifiet vereinbart und bie Eintragung der Uenderung in das Grundbuch 
bewilligt wird, der allgemeine Vertragsitempel und der Gicherfiellungäftempel neben einander 
anzufegen; „ber Werth des Gegenjtandes ift bei Zinserhöhuugen für kündbare Kapitalien auf 
das 121/efahe der jährlichen Erhöhung anzunehmen; bei Abänderungen der Zahlungs 
ober Kündigungsbedingungen, bie eine beftimmte Schägung nicht zulafien, ift ein 
Siherungsftempel von 1,50 Marf anzufegen, fals nicht das Kapital mur biß zu 600 ober 
1200 Mark beträgt, in welden Fällen ein Stempel non 50 Pf. oder 1 Mark genügt”. 

Vollmachten (Tarifitelle 73) unterliegen, foweit nicht ber 8. 31 der G.B.D. in Betracht 
tommt (oben ©. 246), je nad; dem Werthe des Gegenftandes der Vollmacht einen Stempel 
von 50 Pf. (bei einem Werthe bis 500 Mark), 1 Mari (bis 1000 Mark), 1,50 Dart (bis 
3000 Mark), 3 Mark (bis 60U0 Mark), 5 Mark (bis 10000 Mark), 7,50 Mari (bis 15000 Mark), 
ober 10 Mark (bei einem Höheren Werthe) und Generalvollmachten, bei denen der Werth 
50000 Mart überfteigt (vgl. Verf. des J.Min. v. 17. Oft. 1898 im Preuß. Arch. ©. 668 u. 
8.8. 19 ©. 210), einem Stempel von 20 Mark. Steht der Bevollmädtigte in einem Dient- 
verhäftniffe zu dem Wollmachtgeber, fo beträgt der Stempel höchſtens 1,50 Marl; nad) der 
Anficht des K.G. 18 ©. 201 ift das Beamtenverhältniß, insbefondere auch die Stellung eines 
Magiftratsmitglieds nicht als ein Dienftverhältnig in diefem Sinne anzufehen. Zu Vollmachten, 
in denen mehrere, nicht in einer Erb» oder fonftigen Rechtsgemeinſchaft ftehende Perfonen einen 
Bevollmächtigten beftellen, ift der Vollmachtſtempel fo oft zu verwenden, ald Vollmachtgeber 
vorhanden find; Hiervon gilt für Vollmachten zur Auflafjung und Bewirkung der Eintragung 
der Steigpreife, welche bei einer gerichtlichen oder notariellen Verfteigerung ertheilt werden, eine 
Ausnahme, vgl. Ubi. 7 der Tarifitelle. 

„Beglaubigungen von Unterfhriften unter Anträgen und Verhandlungen, die 
nad ihrem Inhalt ausfhlieklic zu einer Eintragung oder Löſchung in öffentlichen, dad Eigen- 
thum und die Belaftung von Grundftiden und felbftändigen Gereditigfeiten feititellenden Büchern 
erforderlich find, fowie die mit ſolchen Beglaubigungen verbundenen Zeugniffe über die Ver— 
tretungsbefugnib ber Betheiligten" find von der Etempelfteuer befreit (Tarifitele 770; vgl. 
Heintg ©. 676ff.), während fonftige Beglaubigungen als amtliche Zeugniffe in Brivat- 
ſachen einen Stempel von 1,50 Mark unterliegen. 

Ausfertigungen von Scriftitüden der Behörden und Beamten, einfchließlich der Notare, 
und diejenigen Ausz üge aus ben Alten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich geführten Büchern, 
Regiftern und Rechnungen, welche für Privatperfonen auf ihr Anfuchen ausgefertigt werden, unter- 
liegen regelmäßig einem Fixſtempel von 1,50 Mark; ebenfo, jedoch nicht über den zu der ftempel- 
pflitigen Urkunde ſelbſt erforderlichen Stempel Hinaus, find Duplitate von ftempelpflictigen 
Urkunden zu verfteuern. (Tarifitellen 10, 11, 16.) Bon diefen Sägen gelten indejjen verſchiedene 
Ausnahmen; neben der Beſtimmung des Tarifs, da Ausfertigungen von Beſcheiden auf Geſuche, 
Anfragen und Anträge in Privatangelegenheiten tet? ftempelfrei find, kommen vor allem die 
Vorſchriften des preuß. G.R.®. 8.29 Abſ. 1 und 8.114 Abi. 3 in Betracht. Nach der erſteren 
Vorſchrift find gerihtlige Ausfertigungen und beglaubigte Ublgriften, für deren 
Ertheilung Gerihtsgebühren (und nicht lediglich Schreibgebühren) zu entrichten find, 3. B. 
Hypotheten-, Grundſchuld⸗ und Rentenichuldbriefe, beglaubigte Abſchriften aus bem Grundbuche, 
Beſcheinigungen des Grundbuchrichters über den Inhalt des Grundbuchs (vgl. oben ©. 441) 

30« 


456 Ausführungsgefep zur G. B.O. Art. 31. 


Artifel 31. 

Im $. 25 des Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privateifenbahnen und 
Kleinbahnen und die Zwangsvollſtreckung in diefelben, vom 19. Auguft 1895 
(Gefeg-Samml. S. 499) treten an die Stelle des Abſ. 3 Sab 2 folgende Vor— 
ſchriften: 

Der Inhaber des Zinsſcheins kann gegen Aushändigung des Scheines 
den Betrag in Empfang nehmen. Sein Recht erliſcht mit dem Ablaufe 
von ſechs Monaten nach dem Eintritte der Verjährung; der Hinterleger 
iſt zur Zurücknahme berechtigt. Ein Aufgebot der Zinsſcheine findet 
nicht ſtatt. 


ſtempelfrei. Das Gleiche gilt nach z. 114 Abſ. 3 fr gerichtliche Ausfertigungen oder beglaubigte 
Abſchriften, welche von Amtswegen zur ordnungsmäßigen Erledigung eines beantragten gebühren- 
pflichtigen Geſchäfts ertheilt werden; dagegen iſt neben den Schreibgebühren „für Ausfertigungen 
oder beglaubigte Abſchriften ſtempelpflichtiger Urkunden der tarifmäßige Stempel zu erheben, falls 
die Ausfertigungen oder Abjchriften nur im Folge eines auf die Ertheilung gerichteten Antrags 
extheilt werben“ (vgl. K.G. 16 ©. 266). Stempelfrei jind danach z. B. die zu den Grunde 
alten zu fertigenden beglaubigten Abichriften der im $. 9 der &.B.D. (oben S. 166ff., vgl. 
©. 441) aufgeführten Urkunden, da ihre Anfertigung don Amiswegen erfolgen muß, ebenfo die 
beglaubigten Abfchriften der zur Ausſchließung des Auflafiungsftempel eingereichten Urkunden 
(ANg. Berf. vom 29. Februar 1896 $. 16 Iepter Nbf., vgl. oben 5. 442). Dagegen unterliegt 
zwar nicht die erfte, wohl aber jede weitere Ausfertigung einer gerichtlichen Urkunde über die 
Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts dem Duplikatſtempel nech 8. 56 des G.K. G. 


2. Aenderung des Gefehes, beir. das Pfandrecht an Privateifenbahnen und Aleinbahnen. 
Artikel 31. 
€. Art. 30. Begr. 5. 9-31. 


1. Einfluß des neuen Nechtes auf das Gejeg. 5. Dao Grundbucd über die zur Bahneinheit 

2. Begriff und Beftandtbeile der Bahneinheit. gehörigen Grunditüde. Vermerk und Wirkung 

3. Gntftehen und Aufhören derfelben. der Zugehörigfeit yur Vahneindeit 

4. Einrichtung und Führung des Bahngrund- 6. Veräußerung und Belaftung der Bahneinheit. 
buche. 


1. „Unberüßrt bleiben die fandesgefeplichen Vorſchriften über die Behnudlung der einem 
Eiſenbahn oder Keinbafnunternepmen gewidmeten Grundftüde und fonftigen Bermögens« 
gegenftände als Einheit (Bahneinheit), über die Veräußerung und Belaftung einer ſolchen Bahn 
einheit oder ihrer Beftandtheife, insbeſondere die Belajtung im falle der Ausftellung von Theil- 
ſchuldverſchteibungen auf den Inhaber, und die ſich dabei ergebenden Rechtsverhältniſſe ſowie 
über die Liquidation zum Zwede der Beiriebigung ber Gläubiger, denen ein Recht auf ab» 
gefonderte Befriedigung aus den Beftandtheilen ber Bahneinheit zufteht.“ Auf Grund biejer 
Vorſchrift des Art. 112 des E.G. z. B.6.B. und auf Grund bes $. 83 der G. B.O. (oben 
©. 337 ff.) find die grundbudredtligen Sondervorfhriften bes im Art. 31 genannten 
preuß. Geſetzes aufrechterhalten, einerlei ob fie materielle oder formellrechtlicher Natur 
find (vgl. aud die dem $. 83 der G. B.C. gleihlautende Vorfchrift des 8.2 Abi. 1 des E.G. 
3. Zw.BG. und C. P.O. 8. 871). Auch die Vorſchrift des Art. 31 ändert den 8. 25 Abf. 3 
Sap 2 nicht ab, fondern erjegt nur die Hierin ausgeſprochene Vermeifung auf ben $. 96 der 
preuß. G. B. Q. durch Vorſchriften, die deſſen Inhalt wiedergeben. Die Beitimmungen jenes 
Gefeges werden nur infofern von dem Reichsrechte berührt, als am bie Stelle der in dem Geſetz 
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in Bezug genommenen Vorſchriften des biöherigen Rechtes die entſprechenden neuen reich und 
landesgeſetzlichen Vorſchriften treten (vgl. E.G. z. B. G.B. Art. 4 und G. B.O. 8. 82 Abſ. 2, 
oben ©. 337 Erl. 3, ſowie E.G. z. gw. V. G. 8. 1 Abſ. 2 u. A.G. z. G. B. O. Art. 32). 

Bgl. zu dem Folgenden die Kommentare zu dem Geſetze vom 19. Auguſt 1895 von Eger 
(Hannover 1895) und von Gleim (Berlin 1896). 

2. Daß Gefeg vom 19. Auguft 1895 beftimmt zunächſt den Begriff und die Beftandtheile 
der Bahneinheit. Diefe befteht in der Gefammtheit der einem Bahnunternehmen gewibmeten 
Sachen umd Rechte und bildet ein aus verichtedenartigen Gegenftänden beitehendes Sonder 
vermögen, weldes redilih ein mit Immobilturqualität ausgeftattetes, untrennbares Ganzes 
bildet und als ſolches privatrechtlichen Verfügungen fowie der Zwangsvollſtredung unterliegt. 

a. Eine Bahneinheit giebt es nur bei Brivateifenbahnen, welche dem Geſetz über die 
Eifenbahnunternefmumgen vom 3. November 1838 (G.S. &. 505) unterliegen, aljo nah Mah- 
gabe und auf Grund diefes Gefeges tonzeffionirt find, und bei Kleinbahnen, deren Unter 
nehmer verpflichtet find, file die Dauer der ihnen ertheilten Genehmigung das Unternehmen zu 
betreiben (Gef. v. 1895 $. 1). „Kleinbahnen find die dem öffentlichen Verkehre dienenden 
Eifenbahnen, welde wegen ihrer geringen Bedeutung für den allgemeinen Eiſenbahnverkehr dem 
Gefege vom 3. November 1833 nicht unterliegen. Insbeſondere find Kleinbahnen der Regel 
nad folhe Bahnen, welche Hauptfählih dem örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeinde 
bezirls ober benachbarter &emeindebezirke vermitteln, fowie Bahnen, welde nicht mit Lokomotiven 
betrieben werden. Ob die Vorausfegung für die Anwendbarkeit des Geſetzes dom 3. November 
1838 vorliegt, entſcheidet auf Anrufen der Betheiligten das Staatsminifterium.“ (Gef. über 
Kleinbahnen- und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892, G.S. ©. 225, $. 1.) Diele Stlein- 
bahnen follen dann nicht unter das Geſetz von 1895 fallen, wenn ihr Unternehmer nicht betriebs- 
pflihtig iſt; nad) der minifterielen Ausführungsanweifung vom 22. Aug. 1892 zu 8. 11 de 
Geſetzes vom 28. Juli 1892 ift dem Unternehmer aber ſtets die Betriebspflicht aufzuerlegen, 
„Sofern nad) der Anſicht der genehmigenden Behörde nicht etwa die Bahn für das öffentliche 
Verkehrsintereffe ohne Werth fein jollte,“ ein Fall, der nur ganz ausnahmsweiſe vortommen 
wird, weil alle Kleinbahnen nad) der angeführten Begriffsbeftimmung dem öffentlichen Ver— 
tehre dienen; als Beifpiel führt die Anmeifung eine folhe Bahn an, welche, ohne mit dem 
Enteignungsrechte oder dem Rechte zur Benugung öffentlicher Wege auögeftattet zu fein, vor 
nehmlich PBrivatzweden des Unternegmers, zugleich aber auch nebenbei dem öffentlichen Verkehre 
zu dienen bejtimmt ift. 

Das Gefeg v. 19. Auguft 1895 findet demnad feine Anwendung auf die den Gefege 
von 1838 unterfteflten Staatsbahnen und auf alle nur dem Privatverfehre dienenden Bahnen 
mit Einfluß der Privatanſchlußbahnen (vgl. über dieſe 88. 48ff. des Gef. v. 28. Juli 1892). 

b. Jede der unter das Geſeß dv. 19. Auguft 1895 fallenden Bahnen, für melde eine 
befondere Genehmigung ertheilt iſt (ausnahmsweiſe auch zwei Bahnen zufammen, wenn nämlich 
eine Privateifenbahn nad; den Beftimmungen ber für fie ertheilten Genehmigung einheitlich mit 
einer anderen bereits beitehenden Privateifenbahn, der fog. Stammbahn, zu betreiben Hit, 8. 2 
des Gef.), „bildet mit ben bem Bahnunternehmen gewidmeten Vermögenswerthen als Einheit 
(Bahneindeit) einen Gegenftand des umbeweglihen Vermögens.“ (Gef. v. 1895 8.1.) Zur 
Bahneinheit gehören: 1. „Der Bahnkörper und die übrigen Grundftüde, welche dauernd, 
unmittelbar oder mittelbar, dem VBahnunternehmen gewidmet find"; „ſolange die Bahn nicht in 
das Vahngrundbuch eingetragen it, gelten nur biejenigen Grunbftiide, welde mit dem Bahn« 
örper zufammenhängen oder deren Widmung für da8 Bahnunternehmen jonft äußerlich 
erfennbar ift, als Theile der Bahneinheit“; „nah der Anlegung des Bahngrundbuchblaits 
gehören außerdem alle auf dem Titel defielben bezeichneten Grundftüde zur Bahneinheit“; 
2. „die für das Bahnunternehmen dauernd eingeräumten Redte an fremden Grund» 
füden"; 3. „die von dem Bahnunternehmer angelegten, zum Betriebe und zur Verwaltung 
ber Bahn erforderlichen Fonds, die Kaſſenbeſtände ber laufenden Bahnverwaltung, die 
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aus dem Betriebe des Bahnunternehmens unmittelbar erwachſenen Forderungen und die 
Anfprücde des Bahnunternehmens aus Zufiherungen Dritter, welche die Leitung von Bus 
ſchuſſen für das Bahnunternefmen zum Gegenftande Haben“; „die Entideidung darüber, ob 
ein vom Bahnunternefmer angelegter Fonds zum Betrieb und zur Verwaltung der Bahn 
erforderlich ift, fteht der Bahnauffichtsbehörde zu“; 4. „bie dem Bahnımternehmer gehörigen 
bewegligen törperlihen Sachen, welde zur Herftellung, Erhaltung ober Erneuerung ber 
Bahn oder der Bahngebäude oder zum Betriebe ded Bahnunternehmens dienen“ (vgl. zu dem 
legten Punkte die näheren Vorſchriften des 9. 4 Biff. 3 des Geſehes). Befteht bie Bahneinheit 
nad; Erlöfhen ber Genehmigung fort, weil das Bahugrundbuchblatt noch nicht geſchloſſen ift 
(og. Erl. 3), „jo wird biefelbe durch alle zur Zeit des Erlöſchens zu ihr gehörigen Gegen- 
fände und Rechte gebildet". (Gef. v. 19. Auguſt 1895 8. 4.) 

3. Ueber bad Entftehen und das Aufbören ber Bahneinheit beftimmt das Gef. im 8. 3: 
„Die Bahneinheit entfteht, ſobald die Genehmigung zur Eröffnung des Betriebes auf der ganzen 
Bahnftrede ertheilt ift und wenn die Bahn vorher in dad Bahngrundbuch eingetragen wird, 
mit dem Zeitpunkt der Eintragung. Cie hört auf mit dem Erlöfchen der Genehmigung für 
das Unternehmen, wenn jebod die Bahn im Bahngrundbuch eingetragen ift, erſt mit ber 
Schließung des Bahngrundbuchblatts.“ Dem Erlöfchen der Genehmigung fteht es gleich, „wenn 
in einer Zwangsverſteigerung ein wiederholter Verfteigerungstermin nicht zur Ertheilung eines 
Zuſchlags ($. 45 Satz 1) geführt Hat und die zur Einfeitung der Zwangsverwaltung erforder- 
liche Erflärung der Bahnauffichtsbehörde ($. 38) verfagt worden ift.“ 

4. Aus den Erl. 2 u. 3 ergiebt fih, dab die Eintragung in das Bahngrundbuch für die 
Entftehung und das Aufhören fowie für die Beſtandtheile der Bahneinheit von Bedeutung iſt; 
außerdem bildet fie die Vorbebingung für Veräußerungen und Belaftungen ber Bahneinheit 
(ef. 88. 8, 33). Die Einrihtung und die Führung des Bahngrundbuds it durch die 
89. 8—14 des Gefeges und durd die Allg. Verf. v. 19. Sepibr. 1895 (J.M. Bl. ©. 286), 
aufrechterhalten durch $. 45 der Allg. Verf., geregelt. 

a. Buftändig zur Führung des Bahngrundbuchs ift das Amtsgericht, in befien Bezirke 
die Hauptverwaltung des Bahnunternehmens ihren Sig bat, und wenn diefer außerhalb Preußens 
liegt, das durch den Quftigminifter beftimmte Amisgericht (Gef. $. 10 Abf. 2). Das Gefeg 
vom 19. Auguſt 1895 findet nämlich nach 8.59 bei Bahnen, welde nur zum Theil in Preußen 
liegen, auf die im preußifchen Gebiete befindlichen Beſtandtheile Anwendung, fofern nicht durch 
Staatsvertrag ein Anderes beftimmt ift. 

b. Wie die Grundftüde nad $. 3 der G.B.D. (oben ©. 153 Erl. 28), fo erhält au 
grundfäglih jede felbftändige Bahneinheit ein eigenes Grundbuchblatt: aber 
die Ausnahmebejtimmungen des $. 4 der G. B.O. früher $. 13 der preuß. G. B.O.) über bie 
gemeinfhaftlihen Blätter und des $. 5 der G.B.O. (8. 89. Abſ. 2 des B.G. B.) über die 
Zufchreibung als Beſtandtheil (vgl. oben ©. 155, 157) finden auf mehrere Bahneinheiten ent= 
fpredende Anwendung. Cine Vereinigung mehrerer Bahneinheiten zu einer Einheit nah Mah« 
gabe des $. 890 Abſ. 1 des 8.0.8. ift dagegen ausgeſchloffen (Gej. d. 19. Aug. 1895 $. 10 
A. 1 Sap 2, 8. 2 Abſ. 1; Begr. a.a.D. ©. 29). 

e. Das Formular für das Bahngrundbuchblatt (vgl. Gef. $. 11, Allg. Verf. 
vd. 19. September 1895 nebft dem diefer beigefügten, mit Probeeintragungen verfehenen Formular, 
ftimmt in der Einrichtung der drei Abtheilungen mit dem Formular I vom Jahre 1872 (vgl. 
oben ©. 4f., ©. 148 Erl. 4; Adilles-Streder 4. Aufl. S. 467 ff.) überein. Dagegen 
weicht die Einrichtung des Titels von der des Titelblatts dieſes Formulars erheblich ab. Der 
Titel des Bahngrundbuchblatts zerfällt in ſechs Abſchnitte. Der Abſchnitt I enthält nur die 
„Bezeichnung der Bahn“, 3. B. „die Liebfladter Lokaibahn.“ Abſchnitt II „Befchreibung des 
Bahnunternehmens“ Hat „ben Anfangs: und Endpunkt ber Vahn und den übrigen weſentlichen 
Inhalt der Genehmigung, insbefondere eine etwaige Begrenzung der Zeitdauer für dad Bahn 
unternefmen zu enthalten“ (Gef. $. 11 Sap 2). Hier ift auch anzugeben, ob die Bahn eine 
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Privateiſenbahn oder eine Kleinbahn iſt, und wenn bei Anlegung des Blattes die Genehmigung 
zur Eröffnung des Betriebs noch nicht ertheilt üft, fo ift auch dieß zw vermerken; letzterer Ver— 
mert iſt nad; Extheilung der Genehmigung zu löſchen. Abſchnitt III giebt bie „Länge ber 
Vahnftreden“ an und zwar „a) auf eigenem Grund und Boden“, „b) auf fremden Grund und 
Boden.“ Abſchnitt IV verzeichnet „zur Bahneinheit gehörige Fonds" und enthält neben den 
die fd. Nr. betreffenden Epalten eine Spalte für die Bezeichnung der Fonds und eine Spalte 
für Veränderungen und Löſchungen. Der ebenfalls in mehrere Spalten getheilte Abichnitt V 
ift zur Aufnahme der „Veftimmungen über das Untheilöverhältnik an Gegenjtänden, welche 
mehreren Bahnunternehmungen gewibmet find“, beftimmt; dahin gehören z. B. gemeinfane 
Bahnhöfe oder gemeinfame Gleisftreden, Werkitätten u. ä. Abſchnitt VI fhliehlih enthält das 
„Berzeihniß der zur Bahneinheit gehörigen Grundftüde, deren Widmung für das Bahnunter- 
nehmen nicht äußerlich erfennbar it“, und zerfällt in bie at Spalten: „Nr., nähere Bezeichnung 
des Grundftüdd, Gemarkung oder Katafiergemeinde, Bezeichnung nad dem Katafler (Rartenblatt 
oder Flur, Parzelle), Umtsgericht, Bezeichnung nad dem Grundbuche oder fonjtigen gerichtlichen 
Bude, Eintragsvermerf, Abſchreibungen.“ Das Gejeg $. 11 Abſ. 2 Ziff. 2 jchreibt nämlich 
nur bie Aufnahme der fataftermäßigen und der grundbuhmäßigen Bezeichnung derjenigen zur 
Bahneinheit gehörigen Grundftüde vor, „deren Wibmung für das Bahnunternehmen weder aus 
ihrem Zufammenhange mit dem Bahntörper noch ſonſt äußerlich ertennbar ift,“ indem es davon 
ausgeht, dab die Eintragung aller Grundftüde das Bahngrundbuch unüberſichtlich machen und 
die Buchbehörde wie auch die Eigenthümer unnöthig belaften würde, da für die Beuriheilung 
des Umfangs und der Bebeutung der Bahneinheit nicht die einzelnen Bahngrundſtücke, ſondern 
die aus Abjchnitt III’ des Titels erfichtlihe Länge der Bahnftreden maßgebend ſei. Das in 
Spalte 5 des Abſchnins VI anzuführende Amtsgericht it das Grundbuchamt, welches daB 
Grundbuch über die zur Bahneinheit gehörigen Grundftüde führt. Daffelbe Hat dem das Bahn- 
grundbuch führenden Amisgericht etwaige in dem Grundbuch eingetragene Veränderungen, 
melde die in das Bahngrundbud aufzunehmenden Angaben berügren, koftenfrei mitzutheilen, 
und lehteres Amtsgericht Hat die Veränderungen in Abfchnitt VI koftenfrei zu vermerken (Wllg. 
Berf. v. 19. Septbr. 1895 8. 2). 

Werden mehrere Bahneinheiten, fei es als felbitändige Bahneinheiten oder als 
Hauptſache und Beſtandtheil (vgl. Erl. 4b), auf einem Blatte eingetragen, fo erfolgen die 
Eintragungen auf dem Titel für jede Bahneinheit befonders; die Bahneinheiten find alsdann 
mit einer fortlaufenden, in Abſchnitt I des Titels einzutragenden Nummer zu verfehen, und 
die Eigenſchaft einer Bahn als Beftandtheil einer anderen ift durch den Zuſatz „Bejtandtheif 
von Nr. . . .“ erfennbar zu machen. Bei der zweiten und bei ben folgenden Bahneinheiten 
wird auf Geite 1 des Titels Hinter der Nummer des Grundbuchblatis vermerkt, daß es ſich 
um eine Foriſehung diefer Blattes Handelt (ebd. 9.3). Bildet eine Privateifenbahn in Gemäß 
heit ber Beftimmung des $. 2 des Gef. (oben ©. 457 Erl. 2b) mit einer Stammbahn eine 
einzige Bahneinheit, fo find die durch die Zufchreibung ber erjteren erforderlich werdenden Ein, 
tragungen auf dem Titel der Stammbahn zu bewirken und in Abſchnitt II des Titels die 
Erweiterung des Bahnunternehmens einzutragen (ebd. $. 4). 

d. Die Anlegung des Bahngrundbuchblatts erfolgt nicht von Amtswegen und 
auch nicht auf Antrag des Bahneigenthilmers, fondern auf Erfuhen der Bahnaufſichts— 
behörde. Für bie Privateifenbahnen find auf Grund des 8. 6 Nr. 6 der Verwaltungs, für 
die Staatseijenbahnen v. 15. Dezbr. 1894 (6.5. 1895 ©. 11) die Präfidenten der Kgl. Eifen» 
bahndireltionen in Gemeinſchaft mit den als ihre ftändigen Vertreter beftimmten beiden Mit- 
gliedern der Kgl. Eiſenbahndirektion (Ober-Regierungsrath, Ober-Baurath) und fir die Klein- 
bafnen find die im $. 3 (vgl. 8. 22) des Kleinbahngeſ. v. 28. Juli 1892 bezeichneten Behörden 
(Regierungspräfident oder Landrath oder Ortspolizeibehörde) Bahnaufjichtsbehörden. Das Er— 
ſuchen dieſer Behörde fept regelmäßig einen Antrag des Eigentümers voraus, welder zuläffig 
iſt, fobald die Genehmigung für das Bahnunternehmen ertheilt ift, und notwendig, wenn eime 
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Veräußerung oder Belaflung ber Bahneinheit erfolgen foll (Gef. $. 8). Ausnahmsweiſe hat 
bie Bahnaufſichtsbehörde von Amtswegen um Anlegung des Blattes zu erfuchen, nämlich 1. auf 
Grund einer Mittheilung des Amtsgerichts, dab ein Antrag auf Eintragung einer Bwangs- 
hypothet auf der Bahneinheit geftellt fei (Geſ. 8.33, vgl. unten ©. 464 Erl. 4) und 2. im Falle 
der Einfeitung einer öffentlichrechtlichen Zwangsverſteigerung (entweder wegen Nichteinhaltung 
der Baufrift oder wegen Nihterfüllung ber Bedingungen, vgl. 88. 21, 47 bes Geſ. u. 3. November 
1838) einer Privateifenbahn, für welche bie Genehmigung zur Eröffnung des Betriebs noch 
nicht ertheilt ift, deren Vermögen aljo erſt mit der Eintragung zu einer Bahneinheit wird (vgl. 
Eri 3; Gef. 3. 46). Nicht die Bahnauffichtebehörde, fondern das zur Führung des Bahn 
grundbuchs zuftändige Umtsgericht als Vollſtreckungsgericht Hat das Erfuchen um Unlegung des 
Blatted zu ftellen, wenn bei der Zwangsverſteigerung oder der Bmangsverwaltung einer Bahn- 
einheit „rücftändiges Kaufgeld als Hhpothet einzutragen ft“ (Gef. $. 34) ober, wie es noch 
dem Zw. V. G. heißen muß, die Eintragung einer Sicherungshypothek für bie Forderung gegen den 
Exfteger zu bewirken iſt (vgl. oben ©. 76, 263). Einen meiteren Fall, in dem ein Erfuden 
von Amtswegen erfolgen muß, enthält die Uebergangsbeftimmung des $. 63 des Gefehßes (betr. 
das Vorhandenfein früher ausgegebener Theiliuldverfcreibungen auf ben Inhaber). 

Das Erfuchen ber Bahnauffichtöbehörde oder des Vollitretungägerihts um Anlegung 
des Bahngrundbudblatts muß enthalten: bie Perſon bes Bahneigenthümers und die 
in Abſchnin IT des Titels „Veſchreibung des Bahnunternefmens" aufzunehmenden näheren 
Angaben (vgl. oben ©. 4585.), einſchlieblich der Erklärung, ob die Genehmigung zur Eröffnung 
des Betriebs bereits ertheilt ift oder nicht. Außerdem ift dem Erfuchen die Genehmigungsurfunde in 
Urfepeift oder Beglaubigter Abſchrift beizufügen; von ihr ift eine beglaubigte Mbfchrift zu dem 
Grundatten zu nehmen (Gef. $. 13 Abſ. 1, 8. 11 Abſ. 1, 9. 34 Abi. 1). 

©. Dagegen braudt das Erfuhen die in Abſchnitt III bis VI des Titels ein- 
zutragenden Angaben (vergl, oben ©. 459) nicht zu enthalten; diefe können vielmehr 
naditräglid eingetragen werben. Aber auch ihre Aufnahme erfolgt auf Erſuchen der Bahn 
auffichtöbehörde und zivar feibft dann, wenn daß Vollftredungsgericht die Anfegung des Blattes 
erwirlt Hat; das Grundbuhamt hat in diefem Falle von ber erfolgten Unlegung der Bahns 
auffichtsbehörde Mittgeilung zu mahen. Der Bermerf von Grundftüden auf dem Titel 
(Abſchnitt VI) fegt den Nachweis voraus, dab das Grundftüd dem Bahneigentbümer gehört 
und frei von Pfandrechten ift fowie daß bie auf dem Grundftüde laſtenden fonftigen dinglichen 
Rechte mit der Vetriebsfähigkeit der Bahn vereinbar find; deshalb find dem Erſuchen um Ein- 
tragung von Grundſtücken auch die diefen Nachweis erbringenden Urkunden beizufügen, und der 
Nadieis wird geführt durd eine beglaubigte Abſchrift des über das Grundftid geführten 
Grundbuchblatis (über den Fall, dab das Grundbuch für das Grundftüd noch nicht angelegt 
ft, vgl. Geſ 8.12 Abſ. 1 Sap 3—5 und Predari ©. 54 Erl.d) und durch die Befeinigung 
der Bahnauffihtöbehörbe, daß die in dem Grundbud eingetragenen anderen dinglichen Rechte 
als Pfandrechte mit ber Vetriebsfähigteit des Bahnunternefmens vereinbar find. Sehlen diefe 
Urtunden oder find noch ungelöfchte Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden vorhanden, 
fo ift das Erſuchen um Eintragung des Grundftüds in Abſchnitt VI des Titeld abzulehnen. 
Die Veſchaffung der erforderlichen Urkunden it Sache der Bahnauffichtsbehörde, welde den 
Bahneigenthümer zu deren Beibringung anhalten fasın. Die überreiiten Urkunden, ins- 
befondere die beglaubigte Abichrift des Grundbuchblatts, find zu den Grundakten zu nehmen. 
(Gef. 8. 13 Abſ. 2, 3, 8. 12) 

f. Das in Erl.e Gefagte findet auf die „Abänderung von Angaben bes Titels" 
fowie auf die zu den Grundakten zu madhenden Angaben gleichfalls Anwendung. Auch 
hierzu bebarf es alfo eines Erſuchens der Bahnauffichtsbehörde, der die etwaige Genehmigungs- 
urtunde in Urfchrift oder im beglaubigter Abſchriſt beizufügen ift. Troßdem ſchreibt die Allg. 
Verf. d. 19. Ceptember 1895 $. 2, wie ©. 459 Erl. c ermähnt, vor, daß don etwaigen Ver— 
änderungen in dem über das Grundftüd geführten Grundbuche dem das Bahngrundbucdh 
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führenden Aıntögerichte (nicht der Bahnaufſichtsbehörde) Mittheilung zu machen ift und dieſes 
die Veränderungen zu vermerken hat. 

„Bu ben Grundaften iſt der Betrag des zur Anlage und Yusrüftung ber Bahn ver— 
wendeten Kapitals (Baufapital) und ber Betrag ber Betriebseinnahmen und Betriebsuusgaben 
eine8 jeben Geicäftsjahres zu verzeichnen“ (Gef. 8. 11 Abſ. 3), Die Uebereinftimmung 
biefer Angaben mit den Rechnungsbüchern des Bahneigenthümers ift von ber Bahnaufſichts- 
behörbe zu befcheinigen (ebd. 8. 13 Abf. 3). Diefe Ehriftftüde find zu einem bejonderen, 
lediglich für ifre Aufnahme beitimmten Bande der Grundalten zu nehmen, dem ein Inhalts— 
verzeihnig vorauszuſchicken iſt; und auf den Echriftitüden ift die Stelle des anderen Bandes 
der Grundaften zu bezeichnen, wo ſich die auf die Aufnahme dev fraglichen Schriftitüde in bie 
Grundatten bezüglihen Ueberſendungsſchreiben, Verfügungen ꝛc. befinden (Allg. Verf. v. 
19. September 1895 2. 5). 

g. Die Schließung des Bahngrundbuhblatts erfolgt nicht auf Erſuchen ber 
Bahnaufſichtsbehörde und ebenfowenig auf Antrag des Eigenthümers, jondern durd das Amts- 
gericht von Amtswegen. Vorausſetzung ift aber jtet3 eine Mitteilung der Bahnaufſichtsbehörde 
von bem Erlöichen der Genehmigung. Auf Grund diefer Mitiheilung darf die Schließung aber 
nur dann ohne Weiteres erfolgen, wenn feine Pfandrechte im Bahngrundbud eingetragen find. 
„Eind Pfandrechte eingetragen, jo wird das Erlöſchen der Genehmigung vom Amtsgericht im 
Bahngrundbuche vermerkt und öffentlich befannt gemadt. Die Schliegung des Bahngrundbuch- 
blatt erfolgt in dieſem alle bei der Löſchung der eingetragenen Pfandrechte oder nach Ber 
endigung bes Zmangsliquibationsberfahrend oder mit Ablauf von ſechs Monaten jeit der Ber 
tanntmachung des Erlöfchens der Genehmigung, fofern bis zu diefem Zeitpunkt ein Antrag auf Ein- 
feitung ber Zwangsliquidation nicht geftellt iit, oder die geftellten Anträge dur Zurüdnahme oder 
tehtöfräftige Burücweifung erfedigt find. Werden Anträge auf Einleitung der Zwangs⸗ 
liquidation erft nad Ablauf der ſechs Monate zurüdgenommen oder rechtöfräftig zurüdgewiefen, 
fo erfolgt die Schliezung des Bahngrundbuchblatt® mit dem Zeitpunkt der Erledigung aller 
Anträge“. (Gef. 8. 14.) Die Bwangsliquidation 'iit bei dem Amtsgerichte, welches das Bahn- 
grundbuch führt, zu beantragen und bezwedt bie abgejonderte Befriedigung der Bahnpfand—⸗ 
gläubiger aus den einzelnen Beitandtheilen der Bahneinheit. Gegen den die Eröffnung abe 
Iehnenden Beſchluß fteht dem IAntragfteller bie fofortige Beſchwerde nad) Mahgabe der C.B.O. 
88. 577, 568ff. zu. Die Zwangsliquibation wird beendigt entweder durch Aufhebungsbeſchluß 
des Amisgerichts nad) der lehten Vertheilung und nad) ber Rechnungslegung des Liquidalors 
auf Antrag des Liquidators und des Ausſchuſſes der Bahnpfandgläubiger oder durch Einftellungs« 
beſchluß, wenn die Bahnpfandgläubiger der Einitellung zufliimnten; gegen dieje Beſchlüſſe findet 
die einfache Beſchwerde nach Maßgabe der C. P.O. 88. 568Ff. ftatt. Der Liguidator wird von 
dem Gericht ernannt, der Ausſchuh von der Verſammlung ber Bahnpfandgläubiger gewählt. 
Bol. Gef. 88. 48-57. 

Die erwähnte öffentlihe Bekauntmachung des Erlöfgens ber Genehmigung erfolgt, 
wie alle in dem Gefege vom 19. Auguft 1895 angeordneten öffentlichen Bekanntmachungen, durch 
mindeftens einmalige Einrüdung in den Anzeiger des Amtsblatis fowie in die durch die Etatuten 
oder die Bedingungen der Ausgabe von Theilfculdverjcreibungen beftimmten Blätter. Die 
Belanntmahung gilt als bewirtt mit dem Ablaufe des zweiten Tages nach der Ausgabe des 
die Einrüdung oder bie erfte Einrüdung enthaltenden Amtsblatts. (Gef. $. 61.) 

h. Im Uebrigen finden auf das Verfahren bei Führung der Bahngrundbücher 
die Vorſchriflen der G. B.O. nebft dem preußiſchen Ausführungebeitimmungen, einfchliehlich der 
Vorfhriften der Grundbucheinführungsgeſehe für ihren Geltungsbereich, jedoh mit Ausſchluß 
ber eitimmungen über die Anlegung ber Grundbüder, entfpredjende Anwendung (Gef. 8. 9, 
dgl. ©. 456 Erl. 1). 

5. Die Grundbuchblätter über die zur Bahneinheit gehörigen Grundftüde werden trog 
ber Anlegung des Bahngrundbuchs weitergeführt, denn letzteres bildet nur das Grundbuch für 
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die Bahneinheit, nicht fir die dazu gehörigen Grumdftüde. Um indefien die Berufung gut⸗ 
gläubiger Dritter auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs auszuichliegen, ift es erjorber- 
lich, dab die mit der Zugehörigkeit zur Bahneinheit verfnüpfte Verfügungsbeihränfung aus bem 
Grundbuch; erhellt (Gef. 8. 5 Sap 3). Deshalb ift die Eintragung dieſer Zugehörigfeit in das 
über die Örundftüde geführte Grundbuch vorgeſchrieben. 

8. Die Eintragung des Vermerkes der Zugehörigkeit zur Babneinheit als 
einer Verfügungsbefhräntung fann nad den Vorfäriften der G. B.O. 58. 13ff. jeber Zeit 
beantragt werden, auch wenn für die Yahneinheit ein Bahngrundbuchblatt noch nicht angelegt 
it. Während aber vor defien Anfegung lediglich bie fonftigen Vorſchriften des Grundbuchrechts 
in Betracht fommen, legt das Geſetß $. 15 für die Zeit „nad Anlegung des Bahngrundbuhs“ 
dem Bahneigenthümer die Verpflichtung auf, die Eintragung zu beantragen, und fchreibt unter 
beftimmten Vorausfegungen aud die Eintragung von Amtswegen vor. 

„Bon Amtswegen“ muß das das Bahngrundbuch führende Amtsgericht die Eintragung 
ei denjenigen Grundftüden „veranlajien“, welde auf dem Titel (Abichnitt VI) des Bahn- 
grundbuchblatts vermerkt find; dieſes Gericht hat alſo, wenn es felbjt dad Grundbuch über 
das betreffende Grundftüd führt, die Eintragung von Amiswegen vorzunehmen, anderenfalls 
das Grundbuhamt um bie Eintragung zu erjuchen. „Yon Amtöwegen zu vermerken“ ift ferner 
die Zugehörigleit zur Bahneinheit, wenn ein vom Buchungszwange befreites Grunditüd (oben 
©. 343ff.) in das Grundbuch aufgenommen wird: Hierbei wird natürlich Kenntniß bes Grund⸗ 
budamts von ber Zugehörigkeit vorausgeſetzt. 

Berpflihtet zur Stellung des Antrags ift ber Bahneigentyümer.  Derjelbe hat 
ein Verzeichniß der zur Bahneinheit gehörigen Grunditüde der Bahnauffichtsbehörde mitzuteilen 
und fann von diefer zur Antragftelung angehalten werben. Die Verpflichtung befteht hinſichtlich 
aller Grundſtücke, insbeſondere hinſichtlich derjenigen, welche nicht in das Bahngrundbuch ein- 
getragen find umd eingetragen zu werden brauchen (vgl. oben ©. 459 Erl.c). Ob diefe im 
Eigenihume des Yahneigenthümers ftehen oder nicht, iſt gleichgültig (vgl. dagegen über das 
Eigentfum an den in das Basngrundbuh einzutragenden Grunditüden ©. 460 Erl. de); 
letzterenfalls ift die Bewilligung des eingetragenen Eigenthümers oder deſſen rechtskräftige Ber- 
urtheilung zu biefer Bewilligung oder der Nachweis der Zugehörigkeit zur Bahneinheit erforder- 
lich (6.8.2. 38. 19, 22; CB.L. 8. 899). 

Die Eintragung felbft erfolgt in Abth. IT des Grundbuchblatts (Allg. Verf. $. 11 
Ziff. 2. 

b. Die Löfhung diefes Vermerkes (vgl. Gef. $. 15) ift ebenfalls Hinfichtlich der auf 
dem Titel des Bahngrundbuchblatts vermerken Grundftüde von dem das Bahngrundbuch 
führenden Amtögerichte von Amtswegen zu veranlafien, und aud; bezüglich der Verpflichtung 
des Bahneigenthümers, die Löſchung zu beantragen, gilt das unter a bezüglich des Eintragungs- 
antrags Gejagte. 

Die Löſchung erfolgt regelmäßig exit „nad Aufhören der Bahneinheit“, aljo nach dem 
oben ©. 458 Erl. 3 Gefagten erſt mad der Schließung des Bahngrundbuchblatts. „Bor dem 
Aufgören der Bahneinheit fann der Vermerk über die Zugehörigkeit eines Grundftüds zu 
derſelben nur mit Buftimmung der Bahnauffichtsbehörde oder des Liquidators im Falle der 
Zwangsliquidation gelöfgt werden“ (Geſ. $. 15 Abi. 3). 

c. Die Bedeutung des Vermerfes der Zugehörigkeit zur Bahneinheit Liegt 
in der Veröffentligjung ber durch diefe Zugeförigfeit herbeigeführten Berfügungsbefhräntung, 
ſodaß diefe gegen jeden Dritten geltend gemacht werben kann. Der Inhalt diefer Beſchränkung 
befteht bis zum Erlöſchen der Genehmigung darin, dab WVeräuferungen oder Belaftungen 
einzelner zur Bahneinheit gehöriger Grundftüde oder Rechte an Grunditüden ſowie Bwangs- 
vouſtredungen in die zur Bahneinheit gehörigen Gegenftände nur zufäffig find, wenn die Bahn- 
aufſichtsbehörde beſcheinigt, daß durch bie Verfügung die Vetriebsfähigfeit des Bahnunternehmens 
nicht beeinträchtigt wird bezw. daß die Vollitredung mit dieſem Betriebe vereinbar iſtz auch die 
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Verfolgung dinglicher Rechte am einzelnen zur Bahneinheit gehörigen Grundftüden oder Rechten 
an Grundftüden ift bis zum Erlöſchen der Genehmigung nur auf Grund einer entiprechenden 
Befheinigung der Bahnauffichtsbehörde zuläffig (88. 5-7, 8. 47 Abf. 1 des Gel. v. 
19. Auguft 1895). Nach dem Erlbſchen der Genehmigung befteht bis zum Aufhören der Bahn- 
einheit duch Schließung des Bahngrundbuchblatts eine Verfülgungsbeſchränkung nur zu Gunften 
der Bahnpfandgläubiger; ihnen gegenüber find, vorbehaltlih, der Wirkung des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuds, Verfügungen des Bahneineigenthlimers über einzelne Bejtandtheile 
der Vahneinheit unwirkſam, und nur zur Beitreibung eines ihnen gegenüber wirtjamen Pfand- 
rechts ift in diefem Zeitraume die Zwangsvollſtreckung in die zur Bahneinheit gehörigen Gegen- 
fände zuläfiig. Sind feine Bahnpfandgläubiger vorhanden, fo fällt mit dem Erlöfchen der 
Genehmigung jede Verfügungsbeſchränkung fort (ebd. $. 5 Sap 2, $. 19, 8. 47 Abſ. 2). 

Zur Auflaffung der einzelnen Grundftüde ift im Falle einer Bwangäfiquibation der 
Liquidator nur mit Genehmigung des Ausſchuſſes der Vahnpfandgläubiger, fowie mit Bus 
ftimmung des Bahneigenthümers oder Konkursverwalters befugt (ebd. $. 54 Abſ. 2 Sag 2; 
dgl. ©. 461 Er. Ag). 

Im Falle einer Veräußerung der Bahneinheit gehen die zu diefer gehörigen Grund⸗ 
ftüde in das Eigenthum des Erwerbers über, ohne daß es deſſen Eintragung in das über die 
Grundftüde geführte Grundbuch bedarf. Diefe Eintragung ift aber bei der Löfhung des Ver— 
merkes der Zugehörigleit zur Bahneinheit nachzuholen; Ießterer Vermerk ifi „unter gleichzeitiger * 
Eintragung eines durch eine Veräußerung ber Bahneinheit eingetragenen Eigenthumswechſeis“ 
zu löſchen (Gef. 8. 15 Abf. 1 Sag 2). “ 

Die Verpflihtung des Grundbuhamts, dad das Bahngrundbuch führende Amtsgericht von 
der Eintragung von Veränderungen Hinfihtlich der in dieſes eingetragenen Grundftüde zu 
benachrichtigen, ift oben ©. 459 und ©. 4605. ſchon erwähnt. 

6. Die Veräußerung und Belaftung der Bahneinheit jet, wie erwähnt, die vorgängige 
Antegung des Bahngrundbuchblatts voraus und erfolgt, ſoweit nicht das Gefeg v. 19. Auguft 
1895 ein Anderes beftimmt, nad) den für Grundftüde gegebenen Vorfchriften des Grundbuch- 
rechts, alſo jetzt des B.G.B., des A.G. z. B.G.B. und der am Sitze des für die Führung 
des Bahngrundbuchs zuftändigen Gerichts geltenden Vorichriften der Grundbucheinführungsgeſehe 
(&ef. 8. 16). 

& Die Uebertragung bed Eigenthums an der Bahneinheit bedarf demnach ber 
Auflaſſung und der Eintragung in das Bahngrundbud. Eine Genehmigung der Bahnaufſichts- 
behörbe ift nicht erforderlid). 

Wenn jedoch nach dem Erlöſchen der Genehmigung die Zwangsliquidation eröffnet if, fo 
tann der Liquidator die noch vorhandenen Bejtandtheile der Bahneinheit nur dann als Einheit 
veräußern und auffafjen, wenn den Erwerber die Genehmigung zum Fortbetriebe des Bahn⸗ 
unternehmens erteilt ift, und aud in diefen Falle nur mit Zujtimmung bes Ausſchuſſes der 
Vahnpfandgläubiger fowie des BahneigentHümers oder Konkursverwalters (Gej. $. 55; vgl. 
aud ©. 461 Erl. ig). 

Daß durch die Auffafjung der Bahneinheit und durch die Eintragung des Erwerber als 
Eigenthümer in das Bahngrundbuch die einzelnen dazu gehörigen Grumdftüde auf den Erwerber 
übergehen, ofne daß diejer in das über die Gruudſtücke geführte Grundbuch eingetragen wird, 
ift bereit8 (Erf. be) erwähnt. Umgefehrt ift bie Veräußerung diefer einzelnen Grundftüde an 
die Eintragung in das Bahngrundbuch nicht genüpft. Ueber Tfeilveräußerungen vgl. Eger 
a. a. O. ©. 258f. und R. Förſter ©. 270. 

b. Auch die Beftellung, Wirkung, Uebertragung und Aufhebung dinglicher 
Rechte an der Bahneinheit erfolgt nad) den gewöhnlichen Regeln des Grundbuchrechts. 
Nur folgende Befonderheiten find hervorzuheben. 

a. Die Eintragung einer Hupothet oder einer Grundſchuld ober einer 
NRentenfhuld an einer Brivateifenbahn bedarf ber Genehmigung des Miniſters der 
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öffentlichen Arbeiten (Gef. v. 3. November 1838 8. 6, Gef. v. 19. Auguſt 1895 8. 17 Cap 2; 
Begr. ©. 30). Bei einer Kleinbahn ift dagegen feine Genehmigung vorgefchrieben. 

8. Iſt zur Zeit des Antrags auf Eintragung einer Zwangshypothek in das Bahn- 
grundbuch bie Bahneinheit in dem Iepteren nicht eingetragen, fo ift der Antrag dom Amis- 
gerichte der Bahnauffihtöbehörde mitzutheilen., Nachdem Iegtere aladann um Anlegung bed Bahn- 
grundbuchs erſucht Hat (vergl. oben ©. 460 Exl.d), erfolgt bei der Anfegung die Eintragung 
der Zwangshypotheken auf Grund des vorher geftellten Untrags mit dem nad) ber Beit bes 
legteren zu beitimmenden Range (Gef. v. 19. Auguft 1895 8. 33). 

y. Die Bwangdverfteigerung ober die Zwangsverwaltung ber Bahneinheit 
feßt deren Eintragung in das Bahngrundbud nicht voraus. Vgl. oben S. 460 Erl.d. Aber 
aud wenn die Anlegung des Bahngrundbuchblatts nit erfolgt ift, Hat das Vollſtredungsgericht 
von der Etellung eines Antrags auf Zwangsverſteigerung oder Bwangsverwaltung dem Grunds 
buchrichter Mittheilung zu machen, weil biefer, wenn im Laufe des Verfahrens das Bahngrund⸗ 
buch angelegt wird, den Vermerk über biefen Antrag von Amtswegen einzutragen hat (Bei. 
8. 34 Abſ. 2. Ueber die Zwangsverfteigerung und die Zwangsverwaltung find im Uebrigen 
bie 88. 32ff. zu vergleichen. 

3. Schließlich enthält das Gefeh 88. 20ff., 62, 63 nähere Vorſchriften über Theil: 
ſchuldverſchreibungen auf ben Inhaber. Diefe find nad; 88. 1187 des BG. B. (oben 
©. 61) nur noch als Sicherungehypotheten zuläffig (Begr. ©. 30), da bie Bildung eines Briefes 
durch 8. 22 Gap 2 ausgeſchioſfen ift und daher die Eintragung einer Grundſchuld für den 
Inhaber des Grundſchuldbriefs nicht in Frage fomnıt. 

„Eine Bahnpfandfhuld Tann ohne Bezeihnung des Gläubigerd im Bahngrundbuch ein- 
getragen werden, wenn die Schuld in Theile zerlegt und die Genehmigung zur Ausftellung von 
Theilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber erteilt ift* (Gef. $. 20 Sag 1). Hinſichtlich diejer 
Genehmigung kommt jept 8. 795 des B. G. B. in Betracht (oben ©. 63 Ziff. 4 Abf. 2). 

Bei der Eintragung ber Hypothek ift die dem 8. 51 (oben ©. 292) entſprechende Bor« 
ſchrift des 8. 20 Sag 2 zu beachten. „Iſt ein Tilgungsplan vorhanden, fo bedarf es nicht der 
Angabe der Zahlungsbedingungen in der Eintragung, fondern es genügt die Verweiſung auf 
den zu den Grundaften zu nehmenden Plan“ (Gef. $. 20 Sag 3). Die Eintragung ift öffent: 
lich befannt zu mochen (ebb. 8.22 Sag 1; vgl. über die Art der Bekanntniachung oben ©. 461 
Et. g). 

Zur Löſchung von Theilihulden Hat der Eigenthüimer eine gerichtliche oder notarielle 
Urkunde über die durch ihn erfolgte Vernichtung der Theilſchuldverſchreibungen oder im Falle 
ihrer Kraftloserflärung das Ausſchlußurtheil und die Löfhungsberilligung besjenigen, der das 
Ausſchlußurtheil erwirkt hat, beizubringen; bie Beibringung diefer Urkunden wird durch die 
unter Berziht auf Zurücknahme erfolgte Hinterlegung des Vetrags ber fälligen Theilihuld 
erfept (Gel. $. 24). Binsfcheine über noch nicht Verjäßtte, aber bereits fällige Zinfen, aus- 
nahmsweiſe auch über die erft nach der Fälligfeit der Theilſchuld jällig werdenden Binfen, find 
vorzulegen, fofern ihre Vernichtung nicht nachgewieſen wird, oder ihr Betrag unter Verzicht auf 
Zurüdnahme zu Binterlegen; vgl. Gef. $. 25 und Art. 31 des A.G. „Die Löfhung der Theile 
ſchuld ift öffentlich befannt zu machen, fofern der Antrag auf Löſchung ganz oder zum Theil 
auf Hinterlegung geftüßt war“ (Gei. $. 26). 

Bu Verfügungen über die Sicherungshypothek find grundfäglic die Inhaber der 
Theilſchuldverſchreibungen, jeder hinſichtlich feiner Theilſchuld befugt. Auf Grund des $. 1189 
des B. G. B. ift außerdem die Beitellung eines Berreters für die jeweiligen Gläubiger zulällig, 
vgl. oben ©. 245 Erl. 9, 278 Er. b, 279 Erl. 2a. Nach dem Gefepe 58. 27—31 fann auch 
„bie gänzliche oder theilweiſe Aufgabe des Pfandrehts, die Einräumung eines Vorredits, die 
Gewährung einer Ctundung oder einer Ermäßigung des Zinsfuhes, der Verziht auf Sicherungs- 
maßregeln ſowie die Zuftimmung zur Einftelung des Konkursverfahrens. in einer gerichtlich 
berufenen und geleiteten Verſammlung der Gläubiger beſchloſſen werben; erforderlich iſt die 
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Artikel 32. 
Soweit in Gefegen auf Vorfchriften verwiefen ijt, weiche durch dieſes Geſetz 
außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die entfprechenden neuen Vor— 


ſchriften. 
Artikel 33. 

Die nachſtehenden Vorſchriften werden, ſoweit fie nicht ſchon in Folge Reichs- 
gefeges außer Kraft treten oder nad) der zu erlafjenden Königlichen Verordnung 
für die Anlegung der Grundbücher maßgebend bleiben, unbefchadet ber Uebergangs- 
vorjchriften, aufgehoben: 

1. die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Gejeß-Samml. ©. 446); 

2. das Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Jadegebiete vom 23. März 
1873 (Gejeß-Samml. ©. 111); 

3. das Geſetz über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von See— 
idiffen in Neuvorpommern und Rügen vom 26. Mai 1873 (Gejeg- 
Samml. €. 229) mit Yusnahme des $. 26 und des 8. 28 Nr. 4; 


Buftimmung der Mehrheit der im Termin anweſenden Gläubiger, fofern dieſer Mehrheit 
wenigftens %, der Geſammtſumme ber Vahnpfandſchuld gehört; außerdem ift die Beftätigung 
durd) Gerichtsbeihluß erforderlich, vor deſſen Rechtskraft eine endgültige Eintragung im Bahn- 
grundbuch, die ohne Vorlage ber in dem vorigen Abjape erwähnten Urkunden erfolgen kann, 
aber öffentlich bekannt zu machen ift, nicht ftattfinden darf. Diefe Vorſchriſten find jept 
durch das Reichägel. von 4. Dezember 1899, betr. die gemeinfamen Rechte der Befiger von 
Schuldverfhreibungen (oben ©. 245) erfeßt, fofern die Theilfhuldverfchreibungen diefem Geſetze 
(88. 1,2, 24) unterliegen; nur in einem zur abgefonderten Befriedigung ber Pfandgläubiger 
aus ben Vejtandtheilen der Bahneinheit beftimmten Verfahren, alfo in der Zwangsliquidation, 
finden fie nach $. 25 diefes Geſehes auch jept nod) ſtets Anmendung. 

Im $. 23 des Gefepes wird ichließli Die Umwandlung einer für einen bejtimmten 
Gläubiger eingetragenen Bahnpfandfguld in THeilfhuldverfhreibungen auf 
den Inhaber mit Zuftimmnng des Eigenthümers ausdrücklich zugelafien. Dies iſt, wie in der 
Begr. €. 30 hervorgehoben wird, auch jept noch „mit ber Maßgabe zuläffig, daB die umgemwandelte 
Bahnpfandfhuld nur als Sicherungshypothet beitellt werden kann“. DBgl. oben ©. 88f., 314 ff. 
Auch zu diefer Ummandlung bedarf es der landesherrlihen Genehmigung (B. G. B. 8. 795). 


3. Erſat der aufer Rrafı gefehten Porſchriften. 
Artitel 32. 
€. Art. 31. Begr. S. 31. 
Die Vorſchrift entſpricht der Beftimmung des Art. 4 des E.G. z. B.G.B., welche nad) 8. 82 
Abf. 2 der G. B.O. auf diefe entiprechende Anwendung findet (vgl. oben ©. 337 Erl. 3). Hinz 
ſichtlich ihrer Bedeutung und Tragweite ift auf bie Erl. zu Art. 4 bei Planck Bd. 6 ©. 17 ff. 
zu verweiſen. 


4. Aufhebung der bisherigen Grundbucgefehe. 
Artitel 33. 
€. Art. 32. Begr. 6.3136. 2.8.2.9. ©. 16. SB.2.0.H. 5.268. 
1. Wie durd) Art. 89 der AG. z. B. G.B. die Gefepe über das materiele Grundbuchrecht, 
insbefondere das Geſ. über den Eig Erw. ıc. vom 5. Mai 1872 (Art. 89 Ziff. 28), fo werden 
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4. das Geſetz über das Grundbuchwejen und die Verpfändung von See- 
ichiffen in der Provinz Schleswig-Holftein vom 27. Mai 1873 (Geſetz- 
Samml. ©. 241); 

5. das Gefeg über das Grundbuchwefen in der Provinz Hannover ꝛc. 
vom 28. Mai 1873 (Gejeg-Samml. ©. 253) mit Ausnahme des 
$. 8 und des $.14 Abf. 1; 

6. das Geſetz über das Grundbuchwefen in bem Bezirke des Appellations- 
gerichtS zu Caſſel x. vom 29. Mai 1873 (Geſetz- Samml. S. 273) 
mit Ausnahme ber $$. 45, 47; 

7. das Gejeg über da8 Grundbuchwefen in dem Bezirke des Juſtizſenats 
zu Chrenbreititein vom 30. Mai 1873 (Gejeg-Samml. S. 287) mit 
Ausnahme des $. 10; 

8. das Gefeg über das Grundbuchwejen in den Hohenzollernfchen Landen 
vom 31. Mai 1873 (Gejeg-Samml. S. 301); 

9. das Geſetz, betreffend die Abänderungen der unter Nr. 2 und 7 
genannten Gefege, vom 3. Februar 1879 (Gejeg-Samml. ©. 17); 

10. das Gefeg über das Grundbuchwefen und die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereich bes Rheiniſchen Rechts 
vom 12. April 1888 (Gefeg-Samml. S. 52) mit Ausnahme des $. 1, 


durch Art. 33 die daS formelle Grundbuchrecht enthaltenden Geſetze, nänılich die preuß. ©.B.D. 
und bie oben ©. 5f. angeführten Grundbuch-Einf. Geſetze aufgehoben, jedoch mit folgenden 
Einſchrankungen. 

2. Eine allgemeine Einſchränkung iſt durch die Worte „unbeſchadet der Uebergangs- 
vorſchriften“ zum Ausdrucke gebradt. Wie oben ©. 338 Erl. 2 erwähnt, werden duch $. 83 
der ©.8.D. inſoweit, als nach den Uebergangsvorſchriften des E.G. z. B.®.B. die bisherigen 
Geſetze in Kraft Eleiben, auch die entſprechenden Beftimmungen über das Grundbuchweſen aufrecht- 
erhalten. Daffelbe beſtimmt Art. 33 hinfichtlich der durch das A.G. aufgehobenen Geſetze. 

Als Beifpiele werden in der Begr. angeführt $. 16 Abſ. 1 und 8.50 der preuß. G. B.O. 
und aus den Grundbuch-Einf. Geſehen die.88. 6, 28, 29 des Gel. fiir das Jadegebier, 88. 11, 
12, 14, 23, 24, 29—37 des Gef. für Nenvorpommern und Rügen, 88. 34, 39 des Gef. fü 
Schleswig-Holftein, 98. 13, 16, $. 53 Nr. 1 des Gef. für Hannover, 3.3 Abi. 2, 88. 14, 2%, 
42, 43 des Gef. für Caffel, 9.13 des Gef. für Ehrenbreititein, 8. 11 des Gel. für die Hoßen- 
zollernſche Lande, 9.11 Abſ. 3, 38. 23—28 des Gel. für das Gebiet des Rhein. Rechtes und 
bie 88. 9, 17, $. 52 Abſ. 1 des Gef. für Frankfurt zc. Aus dieſen Vorſchriften find folgende 
hervorzuheben. 

& Die Beitimmung der preuß. G. B.O. 8. 16 Abj. 1 und 8. 50 (vgl. Adilles-Streder 
4. Aufl. ©. 316, 369) und der Grundbuc-Einf.Gefege für Neuvorpommern 88. 11, 12, Rhein. 
88. 19, 24 und Ehrenbreitftein $. 5, melde die chelihe und die fortgefegte Güter- 
gemeinjchaft betreffen, bleiben infomweit in Kraft, als für die Gütergemeinſchaften die bißherigen 
Gelege zufolge rt, 200 des E.G. 5. B.G.B. Geltung befalten; vgl. oben ©. 252 Abf.1. Pa 
jedoch, wie an lepterer Stelle bereits bemerkt iſt, nad) Maßgabe der Artikel 44ff. des A.G. 
3. 8.6.8. auf die vor dem 1. Januar 1900 geihlofjenen Ehen grundfäglic das B.G.B. Ans 
wendung findet, tommen diefe Beftimmungen faum nod in Betracht. 

Die oben ©. 252 angeführte Vorfehrift des Art. 69 8.2 des A.G. 5. 8.0.8, wonach die 
in Folge der Aenderung des Güterftandes durd das A.G. 5. B.G.B. erforderliche Berichtigung 
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joweit er ſich auf das Geſetz, betreffend die Berichtigung des Grund- 
itenerfatafter8 und der Grundbücher bei Auseinanderjegungen vor 
Beitätigung des Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 bezieht, jowie ber 
$$. 29, 31, 76; 

11. das Gejeg, betreffend das Grumdbuchwejen und die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiet der vormals freien Stadt 
Frankfurt fowie den vormals Großherzoglich Heffiichen und Land- 
gräflich Heffiichen Gebietätheilen der Provinz Heffen-Nafjau, vom 
19. Augujt 1895 (Gejeg-Samml. S. 481) mit Ausnahme des 8. 1, 
foweit er ſich auf das Gejeg vom 26. Juni 1875 bezieht, jowie der 
88. 4, 7, 8, des $. 21 Abſ. 2, des $. 22, des $. 72 Abſ. 2 und der 
88. 74 bis 76; 

12. das Gefeg über das Grundbuchweſen und die Zwangsvollitredung in 
das unbewegliche Vermögen im Kreife Herzogtfum Lauenburg vom 
8. Juni 1896 (Gejeg-Samml. S. 109) mit Ausnahme des $. 1, ſoweit 
er fi) auf das Gejeg vom 26. Juni 1875 bezieht, des $. 59 Abf. 2 
und des $. 61. 

Soweit die aufrecht erhaltenen Vorjchriften noch nicht in Kraft getreten jind, 
treten fie gleichzeitig mit diefem Geſetz in Kraft. 
des Grundbuchs gebüßren- und ftempelfrei erfolgt, Hat zu Zweifeln Anlaß gegeben, ob die Be- 
richtigung, entgegen der Regel des $.13 ber G.B. O., von Umtöwegen zu erfolgen babe. Diefe 
Frage ift zu verneineu; ſowohl der Wortlaut wie auch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
wogl. E. des A.G. z. 8.G.B. Art. 58 9.2, RB. d. A.H. zu dieſem Artitel S. 61) ſprechen 
dagegen. , 
b. Da die Vorſchrift des 9. 36 der G.B.D. über den Nachweis des Erbrechts ji nur 
auf die feit dem 1. Januar 1900 eingetretenen Erbfälle bezieht (oben S. 258 Erl. 4, E.G. z. 
8.9.8. At. 213, 6.8.0. $. 83; vgl. auch KG. NZ. 2A ©. 185, 236), bleibt für die früßeren 
Erbfalle bad bisherige Recht entſcheidend. gl. preuß. G.B. O. 88. 51,53 (Mdilles-Etreder 
4, Aufl. ©. 370 ff.) und die Grundbuch-Einf. Geſetze f. Jade $. 6, Neuvorpommern $. 24, Schledwig- 
Holftein 8.39, Hannover $. 13, Caſſel 8. 14, Ehrenbreititein $. 13, Hohenzollern $. 11, Rhein. 
$.11 Abſ. 3, 89.23, 20-28, Frankfurt ꝛtc. $. 17 und Lauenburg $. 13. 

c. Für die zur Beit bes Inkrafttretens des Reichsgrundbuchrechts beitehenden Mieth- 
und Vachtrechte kommen außer den oben ©. 22 Anm. 1 erwähnten Beſtimmungen die Bor- 
fchriften der Grundbud-Einf.Befepe für Neuvorpommern 8. 14, Schleswig-Holſtein $. 34, Caſſel 
8.3 Abſ. 2 und Frankfurt zc. 8.9 in Vetradt. Vgl. Achilles-Streder 4. Aufl. ©. If. 

d. Ueber die zu derſelben Zeit beſtehenden Grunddienſtbarkeiten vgl. oben ©. 50 
Ziff. I 1 und Grundbuch-Einf. Geſeß für Cafjel 9.3 Abi. 2 (Achilles-Strecker 4. Aufl. 
©. 97 f.). 

3. Eine weitere Einſchränkung von allgemeiner Bedeutung betrifft die Vorſchriften über die 
Anlegung der Grundbücher, welche für die einzelnen Landestheile in den Grundbuch-Einf. Geſetzen 
und deren Ergänzungen erlaffen find. Diefe bleiben nach der Kgl. V. O, betr. das Grundbuch- 
weſen, vom 13. November 1899 Art. 5 in Kraft, foweit nicht in den Artiten 6—14 der Kal. 
BD. Aenderungen vorgefehen find. gl. über die danad gültig bleibenden Vorſchriften die 
Erl. zu dieſen Artifen, insbefondere Exl. 1. 
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4. Schliebli find einzelne Vorſchriften der aufgehobenen Geſetze dauernd von der Auf- 
hebung außdrüdli ausgenommen. Die preuß. G.B.O. felbit fomie die Grundbud»Einf.ejepe 
für das Jadegebiet, für Schleswig-Holftein und für die Hohenzollernſchen Lande und das für 
das Zadegebiet und für Ehrenbreitftein ergangene Ergänzungsgefeg vom 3. Februar 1879, 
welches durch Art. 18 des A.G. (oben ©. 393 Erl. 3b) erfept ift, find von den in Erl. 2,3 
erwähnten allgemeinen Vorbehalten abgejehen, ausnahmslos aufgehoben (Art. 33 Ziff. 1, 2, 4, 
8, 9), dagegen find aus den Übrigen Grundbud-Einf.Gefepen folgende Beftimmungen aufrecht- 
erhalten: 

8. 8.26 und 8.23 Nr. 4 des Gefeges für Neuvorpommern und Rügen (Art.33 
Bit. 3). Nach $. 26 werden die „den Lehns- und Fideitommißbehörben übertragenen Bejugnifie 
von ben Behörden, welche die Aufficht über die Kuratel führen, und in deren Ermangelung von 
dem Appellationsgericht in Greifswald ausgeiibt“ (vgl. oben ©. 398 Erl. 2b) und nad) $. 28 
Ziff. 4 find zur Beglaubigung von Unterſchriften befugt „auf dem Lande folde zur Führung 
eined Amtsſiegels befugte öffentliche Beamte, welche damit von dem Appellationsgericht zu 
Greifswald beauftragt worden find" (vgl. oben ©. 233 Erl. 5b). Die Veitimmung des Entnurfs, 
daß aud) die den Bürgermeiftern in den Städten durch $. 28 Ziff. 3 beigelegte Beglaubigungs- 
Sefugniß befteben bleiben follte, ift von dem Abgeordnetenhaufe (vgl. StB.) wegen bes Fehlens 
eines Bebürfnifies für diefe Sondervorſchrift geitrihen. An die Etelle des Appellationsgerichts 
zu Greifswald ift das Oberlandesgeriht zu Stettin getreten (M.®. z. ©:8.©. 9.49 giff. 1): 

b. 8.8 und $. 14 Abſ. 1 des Geiepes für Hannover (Art. 33 Ziff. 5). Die Vorſchrift 
des 8. 14 Wbf. 1 überträgt für den Geltungsbereich des Ag. Sandr. bie Obliegenheiten der 
Fideitommißbehörde dem Gerichte der belegenen Sache (oben S. 398 Erl. 2b). 8.8 Abſ. 1 
hebt die Rechtenormen auf, nad welchen „die Theilung eines Bauernhojes, die Veräußerung 
einzelner Theile defielben, bie Vereinigung eines Bauerndofes mit anderen Grundſtüden“, „die 
Veräußerung oder Theilung von Vürgergütern (auch getheilten Kailhaftsgrundftüden in der 
Stadt Osnabrüd) verboten oder an bie Genehmigung einer Regiminal- oder Gerichtsbehörde 
gebunden find“, „ſoweit fie von dem fonft geltenden Rechte abweichen”; und dur 8.8 Abf. 2 
werden bie für die ſog. Höfefontrafte beftehenden befonderen Rechtsnormen, nad melden die— 
felben zu ihrer Gültigteit der Mitwirtung oder Genehmigung einer Behörde oder ber öffentlichen 
Beurkundung bedürfen, aufgehoben; 

c. 88. 45 und 47 des Gejepes für Caffel (Art. 33 Biff. 6). $. 45 lautet: „Die nad 
Maßgabe der Kurheſſ. Ablöfungsgefege — Gef. v. 3. Juni 1832 98. 15, 54, 55; Gef. v. 
31. März 1835 8.8, Gef. v. 2. April 1835, Gef. v. 26. Auguft 1848 88. 17, 20; BD. v. 
20. November 1849; Gef. d. 20. Juni 1850 — zur Ablöfung aufgehobener Grundzinfen, 
Zehnten, Dienfte, Triftabgaben und anderer Grundfajten, ſowie der aufgehobenen Lehns-, Meier- 
und fonftigen gutshertlichen Verhältnifie und ber an beren Stelle getretenen Ablöfungs- und 
Entfhädigungsfapitalien aus der Landeskreditkaſſe erborgten Darlehne behalten auch ohne Ein- 
tragung in die Grundbücher ihre bisherigen geſehlichen Pfand- und Vorzugsrechte an den ehemals 
pflihtigen Grunbftüden, ſollen jedoch, foweit fie in den General-Währſchafts- und Hupotheten=, 
ſowie fonjtigen älteren gerichtlichen Büchern unter dem Titel des Eigenthümers der pflichtigen 
Grundftüde eingetragen find, aud in die zweite Abtheilung des Grundbuch übertragen werben.“ 
Die Aufrehterhaltung biefer Vorſchrift beruht auf Art. 113, 114 des E.G. z. 8.6.8. (vgl. oben 
S. 47 f. 58), und kraft defielben Vorbehalt hat auch der 8. I des Geſehes über bie gerichtliche 
Eintragung von Grundlaften in den vormals bayer. Tandestheilen bes Bez. Caſſel v. 29. Mat 
1874 (G.S. ©. 185) Geltung behalten, wonach die für ablösbar erklärten Grundlaften fowie die 
an deren Stelle getretenen Geldanfprüde der Eintragung in die Grundbücher nidt bebürfen 
ogl. Begr. zu Art. 21 a. €. de8 A.G. 3. B. G. B.). 

Der Abf. 1 des gleichfalls aufrechterhaltenen 3.47 lautet: „Soweit eine ganze Gemarkung 
ober mehrere vormals pflichtige Grundftüce fir ein an die Stelle adgelöfter Grundlaften getzetenes 
Ablöfungs- und Entſchädigungskapital oder für ein zu defien Abtragung erborgtes Darlehn 
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ungetheilt Baften, ift der Eigenthlimer jedes ber mitverhafteten Grundftüde bereditigt, gegen 
Abtragung des auf dafielbe fallenden Untheils der Gefammtihuld defien Freigabe aus bem 
#fandverband zu beanſpruchen.“ Ueber die Feſtſtellung des Antheilsverhältnifies vgl. ebd. Abſ. 2; 

d. 9.10 des Geſ. fir Ehrenbreitftein (Urt. 33 Biff. 7): „Wenn der Schuldner im Beſitz 
der Schuldurkunde ift, dürfen Löſchungen im Grundbuch aud auf Grund einer jeden Quittung 
und Löihungsbewilligung des Gläubigers erfolgen, deffen Unterfhrift durch einen Bürgermeifter 
ober Ortövorfteher unter Beidrüdung bes Amtsſiegels beglaubigt ift;“ 

e. 88. 1, 29, 31, 76 des Gef. für dem Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechtes 
(Art. 33 Ziff. 10), aus 8. 1 jedoch nur die Beftimmung, dab das Gefeg, betr. die Berihtigung 
des Grundfteuerfatajterd und der Grundbücher bei Auseinanderjegungen vor Beflätigung des 
Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 (oben ©. 392 Erl. 6) in dem Geltungsbereihe des Rheiniſchen 
Rechtes eingeführt wird. Die Vorfhrift des 8. 29 über die Vertheilung feiter Geldrenten bei 
einer Zerftüdelung des belafteten Grunbftüds ift oben ©. 58 Anm. 3 bereitd erwähnt. Der 
8. 31 erflärt in ben Fällen des Gejeges vom 19. Mai 1851, betr. daS Verfahren in den nad 
der Gemeinhettstheilungs-D. zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen tn ben Landestheilen 
des linten Rheinufers (©.&. S. 383) nad) erfolgter Veftätigung des Theilungsplans das Land- 
gericht und in ben Fällen des %. 1 Abſ. 4 des Gefepes, betr. bie Bufammenlegung der Grund» 
ftüde im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechtes, vom 24. Mai 1885 (GiS. ©. 156) bie 
Augeinanderfegungsbehörde zu dem Erſuchen um Vornahme ber erforderlichen Eintragungen, 
hinſichtlich deren jept Art. 12 des A.G. (oben S. 389ff.) an Stelle des $. 77 ber preuß. 8.8.0. 
fraft des Art. 32 maßgebend if, für zuitänbig. Durch 8. 76 werben die die Unſchädlichteits⸗ 
zeugnifie betreffenden Gefege vom 3. März 1850 und v. 27. Zuni 1860 auf das Gebiet des 
Rheiniſchen Rechtes ausgedehnt (vgl. oben ©. 403ff.); 


1.88.1,4, 7,8, 8. 21 Abſ. 2, 8. 22, $. 72 Ubi. 2, 98. 74-76 des Gel. für Frant- 
furt und die vormals Großherzogl. Heil. und Landgräfl. Hefi. Gebietstheile (Art. 33 Ziff. 11). 
$. 1 ift nur infoweit aufrechterhalten, als er ſich auf das unter e erwähnte Gef. vom 26. Juni 
1875 bezieht. $. 4 betrifft die Unſchädlichteiszeugniſſe (dgl. oben ©. 405 Erl. 1d). 8.7 
befeitigt die bisherigen Sonderbeftimmungen, welde die Landgüterordnung fir den Reg. Bez. 
Caffel vom 1. Juli 1837 (G.S. ©. 315) $. 7 und 8. 23 Abf. 2 für den Amtsgerichtsbezirk 
Vbobl enthielt, indem er auch fir biefen Bezirt die 88. d, 6 an Stelle bes 8. 7 unb 8. 23 
Abſ. 1 an Stelle des 9. 23 Abf. 2 für anwendbar erklärt; nad $. 23 Abſ. 1 erfept eine 
gerichtliche Ausfertigung des Veichluffes des Familienraths über die Berfon des Gutsübernefmers 
und die Bedingungen der Uebernahme die Auflafjung des Landguts. Durch 8. 8 wird, ſoweit 
die V.O. v. 2. März 1867, betr. die Güterkonſolidation im Reg Bez. Wiesbaden (8.5. ©. 1462) 
Geltung Hat, die Vorſchrift des 8. 25 Abf. 2 der 8.D., betr. die Wblöfung der Servituten ꝛc. 
vom 13. Mai 1867 (6.6. ©. 716, vgl. oben ©. 390), welche die ©. 391 a. E. erwähnte fog. 
ideelle Subrepartition bi8 zum Eintritt eines Bebikrfniffes oder bis zum Antrag eines Beteiligten 
auf Ausweiſung reeller Abfindungsftüde zuläßt, für entſprechend anwendbar erklärt. Die Bes 
ftimmung des 8. 21 Abſ. 2 über die Fideikommißbehörde ift oben S. 398 Erl. 2b bereits er- 
mäßnt. Dur 8. 22 wird denjenigen, welde in Gemäßheit des 8. 41 des Großh. Hefl. Geſ., 
betr. die landwirihſchaftlichen Erbgüter, vom 11. September 1858 Einſihrechte oder Altmentationd- 
reichniſſe zu beanfpruchen Haben, das Recht gewährt, die Eintragung diefer Rechte in Abth. IT 
des Grundbuchs zu verlangen. 8, 72 Abſ. 2, 38. 74, 75 enthaltenden Vorſchriften über Gerichts- 
toften und 8. 76 über bie Bekanntmachung des Beginns des Anlegungsverfahrens und über 
den mit diefem Beitpuntt erfolgenden Uebergang der Geſchäfte des Ortsgerichts auf die Amts- 
gerichte. 

g. Schließlich find aus dem Grundbuch-Einf. Geſ. für Lauenburg (Art. 33 giff. 12) 
aufrechterhalten der 8. 1, fomeit er das unter e erwähnte Gejeg v. 26. Juni 1875 im Kreife 
Herzogtg. Sanenburg einführt, und die Koſtenvorſchriften des 8. 59 Mbf. 2 und des 8. 61. 

Agilleb-Gtreder, Grundbugorbrung. 5. Auflage. 31 
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Artikel 34. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit der Grundbuchorbnung in Kraft. 
Auf Bergwerke, die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verliehen werden, finden die Vorſchrien dieſes Geſetzes ſofort Anwendung. 
Urkundlich x. 


5. Alle nicht in den Erl. 2 bis 4 erwähnten Vorſchriften der preuß. &.B.D. und der 
Grundbud-Einf.Gefege find uufgehoben. Ueber die an deren Stelle getretenen Beftimmungen 
dgl. die Begr. Siehe auch über die Aufhebung der Beitimmungen, welche die Löſchung perjön- 
licher unvererblicher Berechtigungen ohne ben Nachweis des Todes des Berechtigten gejtatten 
(Gef. v. 28. Mat 1885 für Cafjel 8. 51, Grundbuch-Einf. Geſ. für Frankfurt zc. 8. 72 Abſ. 1, 
für Lauenburg 8. 59 Abſ. 1) KB. d. U.H. ©. 16. 

6. Die Borfhrift des Art. 33 Abſ. 2, wonad die noch nidt in Kraft 
getretenen aufrechtererhaltenen Vorſchriften gleichzeitig mit dem A.G in Kraft 
treten, ift in der Begr. zu Art. 36 des E. des U.®. z. B.G. B. erläutert. Das mehrfach 
erwähnte Gejeg vom 26. Juni 1875 (Erl 4e, f, g, ©. 392 Erl. 6) tritt in dem Geltungs- 
bereiche des Rhein. Rechtes, in bem Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt, in den vor 
mals Großherzogl. Heſſ. und Landgräfl. Heſſ. Gebietötheilen und in bem Kreife Herzogth. 
Lauenburg nad) den für dieſe Gebiete erlaffenen Grundbud:Einf.Gefegen ($. 3 Abi. 3) in 
Anſehung ber einzelnen Grundftüde erjt mit dem elften Tage nad) der Ausgabe des Aıntsblatte 
im Kraft, welches die Bekanntmachung enthält, dab für fie das Grundbuch angelegt ift. Da 
eine folde Betanntmachung Hinfitli der einzelnen Grunbftüde nicht mehr erfolgt, iſt die 
Beftimmung des 9.3 Abi. 3 ber Grundbud-Einf.Gefege durch die Vorſchriſt bes Art. 33 Abſ. 2 
erſetzt, wonach da8 Gejeg vom 26. Juni 1875, ſoweit e8 nicht vor dem 1. Januar 1900 bereite 
in Kraft getreten ift, gleichzeitig mit dem A.G. z. G. B.O., alfo nad Art. 34 Abſ. 1 gleichzeitig 
mit dem Reichsgrundbuchrecht in Kraft tritt. 


V. Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
Artikel 34. 
E. Art. 33. Begr. 6. 87. 

1. Indem Urt. 34 Abſ. 1 dad A.G. gleichzeitig mit der &B.D. in Kraft treten läßt, 
dehnt e8 die Vorſchrift des 8. 82 der G. B. O. auf die Beitimmungen des A.G. aus. Es gilt 
daher aud) für dieſe das oben ©. 336 in Erl. 1 Geſagte. Als die Unlegung betreffend werden 
in der Begr. die Art. 1, 2 und 8 genannt. 

2. Bon der Regel des Abi. 1 gilt für Bergmerte eine Ausnahme (vgl. die entſprechenden 
Vorſchriften der Grundbud-Einf.Gejege für Rhein. 8. 66 Abſ. 3, Frankfurt ıc. $. 62, Lauen⸗ 
burg $. 52). Auf die nad dem 1. Januar 1900 verliehenen Bergwerke findet das A.G. 
Art. 22. (S. 413ff.) fofort Anwendung, fie treten aljo fofort unter Grundbughreht, aud) 
wenn die Grundftide des Bezirkes, in denen fie liegen, noch nicht unter Grundbuchrecht jtehen. 
2gl. Bredari ©. 4öf. 


Königliche Berordnung, betr. das Grundbuchweſen. 
Vom 13. November 1899. (G.S. S. 519 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von. Preußen ꝛc. verordnen auf 
- Grund des Artifel 186 des Einführungsgefeges zum Bürgerlichen Geſetzbuch und 
der 88. 2, 86, 87, 90, 91 der Grundbuchordnung, was folgt: 


Artikel 1. 
Die Grundjtüde des Reichs, die Domänen und die ſonſtigen Grundftüde bes 
Staates, die Grunditüde der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, der 


Borbemerkungen. 

Die G.B.D. überläßt die Regelung derjenigen ragen, melde fie den Landesrechten vor⸗ 
behalten Hat, zum Theil landesherrlichen Verordnungen (oben ©. 336). Auf Grund biefer 
Vorbehalte ift die obige Kgl. V.O. ergangen. 

Art. 1 berußt auf der Vorſchrift des 8. 90 der G.B.O., wonach durch landesherrliche 
Verordnung beftimmte Grundftüde von dem Buchungszwange befreit werden können. Art. 2 
trifft auf Grund des 8. 2 Abſ. 2 der G. B.O. Beftimmung über daß amtliche Verzeichniß, nach 
welchem die Bezeichnung der Grunbftüde in den Grundbüchern zu erfolgen hat. Die Art. 3 
bis 14 regeln auf Grund des Art. 186 des E.G. z. B.G.B. und des $. 87 ber G. B. O. das 
Verfahren für die Unlegung der Grundbücher und beſtimmen ben eitpunkt, in welchem das 
Grundbud für einen Bezirk als angelegt anzufehen ift. Durch Art. 15 bis 33 wird auf Grund 
des Vorbehalts des 8. 91 der G. B. O. das Verfahren zum Bwede der Eintragung von Grund» 
ftüden, bie bei der Anlegung des Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten Haben, geordnet. Art. 34 
bis 36 enthalten zuſätzliche Beftimmungen über die Zuftändigfeit des Grundbuhamts zu ben 
ihm nad) der V.O. obliegenden Verrichtungen, über die Anlegung der Grundbilder im ‚Gebiete 
des vorm. Hagth. Naſſau und auf Helgoland fowie über die jährliche Bekanntmachung der Ber 
zirke, für melde die Anlegung erfolgt if. Im Art. 37 ſchließlich ift zu Gunſten von Familien 
fieitommiffen von dem Vorbehalte des $. 86 der G. B. O. Gebrauch gemacht, wonach durch 
Kal. B.O. beftimmt werden kann, dab mehrere in verfdiedenen Grundbuchamtsbezirken belegene 
Grundftüde defielben Eigenthumers ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt erhalten fönnen. 


1. Iom Budungsgwange befreite Grundküde. 
Artikel 1. 


1. Die Vorſchrift des Art. 1 beruft auf $. 90 der G. B.O. und ift oben ©. 343ff. bereits 
erläutert. Sie fteht im Weſentlichen im Einklange mit dem biöherigen Rechte; fie weicht jedoch 
ar 
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Kirchen, Klöfter und Schulen, Die öffentlichen Wege und Gewäfjer ſowie die 
Grundſtücke, welche einem dem öffentlichen Verkehre dienenden Bahnunternehmen 
gewidmet jind, erhalten ein Grundbuchblatt nur auf Antrag des Eigenthümers 
ober eines Berechtigten. 


von der Faſſung der preuß. ©B.L. $. 2 infofem ab, als fie die an leßterer Stelle nicht 
erwähnten Grundftüde des Reichs und anderer Kommunalverbände ald der Gemeinden fowie die 
Öffentliien Gewäfler ansbrüdlic nennt, ferner nicht nur die Öffentlihen Landwege, fondern alle 
Öffentlichen Wege unführt und das Wort „Eifenbagnen“ durch den Ausdrud „Grundftüde, welche 
einem benı öffentlichen Berfehre dienenden Bahnunternehmen gewidmet find“ in Uebereinftimmung 
mit 8. 90 der G. B.O. erſeßt, und ſchließlich infofern als fie, ebenfalls in Uebereinftimmung mit 
8. 90, die Anlegung des Grundbuchd von Amtswegen nie, auch nidt im Falle einer 
Veräußerung oder Belaftung zuläßt. Vgl. über dag frühere Recht Achilles» Etreder 4. Aufl. 
©. 294. 

2. Bu den obigen Erläuterungen (©. 343ff.) ift noch Folgendes Hinzuzufügen. 

a. Ueber die neben den Gemeinden in Betracht fommenden Kommunalverbände vgl. 
oben ©. 3785. Erl. 4b, 4c. Die Realgemeinden in der Prov. Hannover gehören nicht 
hierher; ihre Grunbjtüde find buchungspflictig (K. G. 17 ©. 63; a. M. Bredari ©. 55 Erl. 8b). 

b. Der Ausdrud „Kirchen“ ift im weiteften Sinne zu faflen und auf alle rechtsfähigen 
Religionsgeſellſchaften, einſchließlich z. B. ber Synagogengemeinden (vgl. oben ©. 3795. Ext. f 
und g) zu beziehen. Teren Grundjtlde find, auch fomeit fie nicht zu gottesdienſtlichen 
‚Zweden benugt werden, von dem Buchungszwange befreit. Vgl. Predari ©. 55 Erl. Be. 

©. Zu den Öffentlihen Wegen gehören insbejondere die Chaufieen (vgl. über deren 
Eigenthümer das Dotationsgel. v. 8. Juli 1875, G.S. S. 497, 8. 18), die Kreisftraßen und die 
Genteindewvege, einichließlich der Kommunikationswege, aber auch im Privateigenthune ftehende 
Wege, fofern fie für den Geineingebrauch beitimmt find (vgl. R.®. 6 ©. 207, 22 ©. 304). 
Daß fie dem Gemeingebrauche nur beſchränkt dienen, z. B. nur als Reitwege oder nur als 
Kirchenwege, fteht nicht entgegen. Ueber die Deffentlichkeit bes Weges iſt nöthigenfalls im Ber- 
waltungsjtreitverfahren zu entſcheiden (Zuftändigfeitsgef. dv. 1. Aug. 1383 8. 56 Abſ. 4 und 8); 
die Eintragung im Kaiaſter ift nicht maßgeblich (vgl. 8.B. d. 9.P. ©. 5, 6; fiehe much Katafter- 
ammeifung I vom 21. Febr. 1896 8. 64 Ziff. 8, 9). Wgl. Dernburg, Das bürgerl, Recht, 
Aufl 1901) $. 141; Regelsberger, Band. 3b. 1 $. 116, S. 430. Die in einem 
Gemeinheitstheilungs= oder Bujammenlegungsverfahren neu angelegten, der Gefammtheit der 
Interejfenten gehörigen Wege find nicht öffentlich); vgl. oben €. 3927. Erl. 7 und 8.8, 17 ©. 64. 

Wie Privateigentfum, fo find auch andere dingliche Rechte, insbeſondere auch Hypotheken 
an öffentlichen Wegen rechtlich möglich. Deshalb ift es nicht rechtsirrthümlich, wenn das 
Grundbuhamt die Iaftenfreie Abſchreibung der verfehentlich bei der Zurüdführung des Grund» 
buchs auf das Steuerbud auf das Blatt eines Nichteigenthümers eingetragenen Chaufjeeparzellen 
davon abhängig macht, daß die nad) der Zurückführung eingetragenen Hypothelengläubiger der 
Beritigung zuftimmen (Reditfpr. 2 ©. 492). 

A Ueber bie öffentlien Gemälfer vgl. EG. 5. BGB. Art. 65 (Bland Bd. 6 
©. 149), Dernburg a. a. ©. 8.136; Windfheid-Kipp Bd. 1 8. 146 Zif. 3 €. 630: 
Regelöberger a. a. D. 8. 117 ©. 431; Neubauer Zufanmenftellung des in Deutſchland 
geltenden Wafjerrechts, 1881. 

e. Dem öffentlihen Berfehre dienende Bahnunternehmungen find nit nur 
die dem Gefege vom 3. November 1838 unterftellten Stants- ober Privateifenbahnen, fondern 
auch die Kleinbahnen im Sinne des Gefepes vom 28. Juli 1892, dagegen nicht die Privats 
anſchlußbahnen und die fonftigen ledigüch Privatzweden dienenden Bahnımternefmungen. 
Etwaige Zweifel wird die Bahnaufſichtsbehörde zu entieiden Haben. gl. oben ©. 457 Erl. 2a 
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Artikel 2. 
Als amtliche Verzeichniffe der Grunditüde im Sinne des $. 2 Abſ. 2 der 
Grundbuchordnung dienen die Grund- und Gebäudejteuerbücher. 


und ©. 459 Erl. 4d. Hinſichtlich der Frage, in welches Grundbuch die Grundſtücke einzutragen 
find, kommen für bie Bahneinheiten die Beſtimmungen des Gef. vom 19. Auguſt 1895 (oben 
©. 458 Erl. 4a und b) und fir die dem Gefege vom 3. November 1838 unterflellten Staats- 
Bahnen die für fonftige Grunbftüde geltenden Vorſchriften der G. B.O. 88. 2, 4, 5 (oben ©. 149 
Et. 1, ©. 155ff.) und des A.G. Art. 1—3 (©. 360, 363 Exl. II, ©. 364 ff.) in Betracht. 

3. Bon dem Vorbehalte de 8. 90 Abſ. I Gap 2, die Grundftlde des Königs und ber 
Königl. Familie und der dafelbit genannten Fürftl. Familien von dem Buchungszwang auszu= 
nehmen, ift fein Gebrauch gemacht. 

4. Eine Ausnahme von ber Vorſchrift des Art. 1 gilt für das Gebiet des vorm. Hzgth. 
Naſſau auf Grund der B.D. vom 11. Dezember 1999 Art. 2. 

5. Vgl. im Uebrigen oben ©. 344ff. Erl. 3—6 und ©. 347 Erl. 2 fowie die Vorſchriften 
der Grundbud-Einf.Gefepe für das Gebiet des Rhein. Rechtes 9. 45, fir Frankfurt zc. 9. 37 
und für Lauenburg 8. 27 und Verordnungen für Naſſau Art. 2 u. 9 und für Helgoland 
Art. 2 u. 8 


2. Amtlides Grundkühsverzeihniß. 
Artikel 2. 

1. Die Vorſchrift des Art. 2 gründet fi auf $. 2 Abſ. 2 der G.B.O. vgl. oben ©. 149, 
180ff. Sie erhält das biöherige Recht aufrecht. Der Hypothelenordnung von 1783 war freilich, 
die Verbindung der Hypothekenbücher mit den Steuerbüchern unbelannt. Aber jhon die V. O. 
vom 31. März 1834 (©.6. ©. 47) 8. 5 beftimmte für das Herzogth. Weitfalen, dab ben 
Hypothelenbichern das Kataſter zu Grunde gelegt und die Bezeichnung der Grundſtücke im 
Katafter und in dem Flurbüchern bei dem Hypothekenbuche beibehalten werben jollte. Diefe 
Beitimmung wurde duch Kabinetöorder v. 16. Juli 1840 (J. M. Bl. ©. 250) auf die übrigen 
Theile der Prov. Weftfalen ausgedehnt. Eine entſprechende Vorſchrift enthielt das Gefeg vom 
21. März 1868 (G.S. S. 293) für Neuvorpommern und Rügen, und die preuf. G. B.O. 9. 4 
brachte dieſes Prinzip für den ganzen Umfang ihres Geltungäbereih® zur Anerkennung. Bol. 
Ayilles-Streder 4. Aufl. ©. 296ff. 

Die Berbindung des Grundbuchs mit dem Steuerbud erörtern näher Koppers, bie 
Berbindung bes Grundbuchs mit der Kataſterkarte, Berlin 1892 (Sonderabdrud aus Gruchot 36 
©. 3195); Neumann, die Verbindung des Grundbuchs mit dem Steuerbuche, Berlin 1893; 
Reufc, die Zurücführung des Grundbuchs auf die Steuerbtider, Berlin 1890; Harkfen, das 
preuß. Ratafter und feine Verbindung mit dem Grundbuche, Deſſau 1896. Siehe auch Predari 
©. 23f. 

2. Grund. und Gebäudeſteuerbücher, welche die Grundlage für die Bezeichnung der 
Grundftüde im Grundbuche bilden konnten, wurden in ben beiden weftlichen Provinzen Rhein 
land und Weftfalen bereits geführt, als die erwähnte BD. v. 31. März 1834 für das Hagth. 
Weſtfalen erging. Für diefelben Provinzen wurde jpäter das Grundſteuergeſetz vom 21. Januar 1839 
(8.6. S. 30) erlajfen. Für den ganzen bamaligen Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der 
Hohenzollernſchen Lande und des Jadegebiets, ergingen fodarm die beiden Geſetze vom 21. Mai 1861, 
betr. Die anderweite Regelung der Grunbfteuer (®.S. ©. 253), und betr. die Einfüßrung einer 
allgemeinen Gebäudefteuer (G.S. S. 317). Diefe Geſetze, von denen das erftere durch die beiden 
Verordnungen vom 12. Dezember 1864 (G. S. ©. 673, S. 683) und dad Geſetz vom 8. Februar 1867 
(G.S. S. 185) ergänzt wurde, wurden au auf die neuen Provinzen und da8 Jabegebiet aus⸗ 
gebehnt. Für die Provinzen Schleswig-Holftein, Hannover, Hefien-Rafjau und für den Kreis 
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Meifenheim erging ferner das Geſetz, betr. die Ausführung der anderweiten Regelung der Grund⸗ 
fteuer 2, vom 11. Februar 1870 (G.S. ©. 85). Vgl. auch Gejeg wegen Aufhebung birefter 
Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 (G. S. ©. 119) und Kommunalabgabengef. von demfelben 
Tage (6.6. ©. 152) 88. 24ff. Auf Grund aller erwähnten Gefege find, „um die Grundfteners 
bficher und Karten bei der Gegenwart zu erhalten”, für bie ganze Monardjie, mit Ausnahme 
der Hohenzollernichen Lande und der Infel Helgoland, an Stelle der früher gilltigen Katafter- 
anwelfungen vom 31. März 1877 am 21. Februar 1896 Anweiſungen des Finanzminiſters 
ergangen (Unmweifung I für bas Verfahren bei der Fortſchreibung ber Grundfteuerbider und 
Karten, II für das erfahren bei den Vermefiungen zur Fortſchreibung der Grundſteuerblicher 
und Starten unb III fir dad Verfahren bei der Fortſchreibung der Gebäudeſteuerrollen). 

a. Die Führung der Steuerbüücher liegt auch jetzt noch, obwohl die Grund: und 
Gebäubdeftener als Gtaatöftener nicht mehr erhoben wird, ſtaatlichen Behörden, den von den 
Kataftertontroleuren verwalteten Katafterämtern ob, da die Veranlagung und Verwaltung 
diefer Steuer vom Staate filr die Zwecke der Tommunalen Befteuerung ausgeführt wird (Gef. 
wegen Aufhebung direkter Stantäftenern v. 14. Juli 1893 $. 3 Abſ. 2). 

b. Die Steuerbücher beftehen aus dem Flurbuche. der Grundfteuermutterrole und 
ber Gebäudefteuerrolle. Das Flurbuch hat fämmtlie Liegenfhaften ded betreffenden Bezirkes 
in ihrem natürlichen Zuſammenhang und mit Angabe ihres Flächeninhalts und Reinertrags 
fowie des Eigenthümers nachzuweiſen (8.D. v. 12. Dezember 1864 8.10; Gef. v. 8. Februar 1867 
8. 6). Die Grundftenermutterrolle führt für jeden Eigenthimer in einem bejonderen 
Artitel defien fämmtlihe dem Bezirk angehörigen Liegenſchaften (einſchliehlich der Gebäude 
grundſtücke) mit Augabe ihres Flächeninhalts und Reinertrags fowie der Grumdftener auf 
(ogl. ebd.). Nur ausnahmsweiſe erhält ein Grundeigentylimer mehrere Artikel in derſelben 
Mutterrolle, nämlich ſtets wenn die Grundſtilck fid auf veridjiedenen Blättern (Artikeln) des 
Grundbuchs eingetragen finden; außerdem fünnen trog der Vereinigung auf einem Grundbud- 
blatte die für ſich bewirthfchafteten oder verpadjteten größeren Abteilungen (Vorwerke 2c., 
einer umfangreichen geſchloffenen Befigung auf befonberen Wrtiteln eingetragen werden, fofern 
befondere Nittzlichkeitsgründe bafitr ſprechen ober es von dem Eigenthümer gewünſcht wird 
(Katafteranmeifung I 8. 64. gl. über die Unlegung neuer oder bie Beibehaltung der biöherigen 
Artitel im Falle des Eigenthumswechſels ebd. 98. 26, 65, 67). Die Gebäudefteuerrolfe 
enthält unter fortlaufenden Nummern alle Gebäudegrundſtüde des Bezirkes mit Hofraum und 
Hausgarten unter Angabe der örtlichen Bezeichnung, des Eigentümers, ber Bezeichnung nach 
der Grundftenermutterrolle, der Gattung der unter Buchſtaben (Littr.) aufzuführenden einzelnen 
Gebände (3. B. Wohnhaus, Stall, Scheune), des jährlihen Nußungswerths und des Steuer- 
betrags (vgl. Gel. v. 21. Mat 1861 98. 15-18). 

Daneben Haben die Katafterämter Artitelverzeiänifie und alphabetiſche Verzeichniſſe der 
Grund und Gebäubeeigenthlimer zu führen. „Das Arttkelverzeihniß muß zu jeder Zeit 
fämmtlie Mutterrollenartitel in ihrer Nummerfolge, nebſt ber Bezeichnung nad dem Grumb- 
Bude und dem Namen, Vornamen, Stand und Wohnorte der Eigenthümer, in genauer Ueber- 
einftimmung mit der durch die Fortſchreibung berichtigten Mutterrolle vollſtändig nachweiſen“ 
(Ratafteranmeifung I $. 75). 

6. Die Steuerbücer ftügen fi auf die Katafterfarten. Für jede Gemarkung (in 
Weſtf. u. der Mheinprov. „Rataftergemeinbe“) befteht eine Starte, welche bei größeren Gemartungen 
im mehrere Kartenblätter (in Weſtf. u. der Rheinprov.: „Fluren“) zerfällt. Das Kartenblatt 
weift unter fortlaufenden Nummern bie einzelnen Barzellen nad. Unter einer Parzelle wird 
ein Stüd Landes verftanden, das demſelben Eigentgümer gehört, im Grundbuch einen befonderen 
Rechtögegenftand bildet und nad; den Vorſchriften der Katafteranweifung I 8. 64 (vgl. oben 
unter b) auf demfelben Mutterrollenartitel nachzuweiſen ift, ganz in ber nämlichen Feldlage liegt, 
bemfelben Gemeinbe-(YutS-)Bezicte angehört, von der namlichen Rulturart (Hder, Wiefe, Weide, 
Garten, Hofraum, Hausgarten :c.) tft und nicht durd; Zaun, Graben, Weg oder andere Grenzen 
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dergeftalt in für fich .beftehende Theile getrennt ift, daß ihre Zuſammengehörigkeit nicht fogleidy 

. und unbezweifelt erfannt werben kann (vgl. Satafteranweifung II $. 27). 

Iſt die Barzellennummer durch einen Bruch ausgedrüdt (4. B. Kartenblatt 3 Parz. '%%/es), 
fo deutet dies darauf bin, daß fie duch eine Kormveränderung der Gtammparzelle 
(Rortenbl. 3 Barz. 26), 3. ©. durch eine Teilung oder eine Grenzberichtigung (Anm. 138. 33ff., 
über fonftige Fälle der Neunumerirung dgl. Anw. II 8. 32), entftanden ift, denn bei einer 
Formveränderung bealten die neuen Pargellen die Bargelennummern der Stammparzelle al8 
Renner und erhalten als Zähler die nächſten, in dem betreffenden Kartenblatt (der Flux) noch 
nicht verwandten Nummern. Bei nohmaliger Yorınveränderung verſchwindet regelmäßig die 
iegtere Nummer (180), während die Nummer der urfprünglichen Stammparzelle (Urparzelle) 
als Renner beizubehalten ift; ausnahmsweiſe kann in jehr großen, ftarf getheilten Parzellen bei 
fortgefegten Theilungen bie Säßlernummer der legten Stammparzelle in den Nenner ber neuen 
Barzelle Hinter die Nummer der Urparzelle gefegt werden (3. B. */a) 100). Der Zuſatz „o“ 
beim Renner (3. B. Kartenblatt 4 Parz. *9/o.«.) befagt, dab die neue Parzelle erſt nachträglich 
. B. durch Anfchwemmung) entftanden oder fteuerpflichtig geworben ift; durch den Nenner wirb 
in diefem Falle nur die Lage der neuen Barzelle (bei Barzelle A) zur Orientkrung gelennzeidhnet. 
Der Zuſatz „x.“ ſchließlich beim Nenner (z.B. Kartenblatt 6 Parz. 90x.) läßt erfennen, daß 
diefe Parzelle aus mehreren bisherigen Parzellen oder aus Theilen von folden entftanden ift; 
alsdann wird von ben bißherigen Nummern nur eine, und zwar in der Regel die Nummer ber 
größten Parzelle fortgefüßtt. gl. Anw. II 88. 29-31. 

. Bu dem Ießten Falle ift zu bemerken, daß grundſätzlich zwei für ſich beftehende Parzellen 
oder Theile von ihnen nidt unter einer Parzellennummer aufgeführt werben hürfen, „wenn 
beide Parzellen auf verjchiedenen Blättern oder Artikeln des Grundbuch nachgewieſen ober nad 
dem Grundbuche verjchieden belaftet find oder fonft befondere Mechtägegenftände bilden. Iu 
diefem alle bleibt vielmehr jebe bißherige Parzelle als eine befondere beftehen, aud wenn fie 
mit der Nachbarparzelle demfelben Eigenthümer gehört und von gleicher Sulturart ift. Die 
Bereinigung von Abjpliffen mit den angrenzenden Barzellen ift jedoch gejlattet, 
a) wenn es fi um die Befeitigung materieller Irrtümer oder um die Uebernahme der aus 
Augeinanderfegungen (Gemeinfeitötheilungen, ertoppelungen, Konfolibationen, Grunditädg- 
zufammenlegungen 2c.) entjtandenen Veränderungen Handelt; b) wenn die Abſpliſſe unförm⸗ 
liche Figuren bilden oder jo unerheblich, find, dab ihre deutliche Darftellung im Katafter unaus- 
führbar ift, wie ſolches namentlid) bei Grenzausgieichungen, bei der Yufmelfung neu entftandener 
Bege, Eiſenbahnen ꝛc. vorzulommen pflegt. In den Füllen biefer Art ift im Flur— 
berechnungeheft (8. 36) behufs Uebernahme in den file das Yuntögericht beftimmten Auszug aus 
ben Fortſchreibungsverhandlungen (8. 39 der Satafteranweifung I) das Erforderliche zu erläutern 
und ber ®erbleib der einzelnen Parzellen und Parzelleniheile befonder® nachzuweiſen.“ 
(Anm. II 8. 28 Biff. 1, 2.) Lepteres gefchieht dadurch, daß in dem Auszug aus den vor— 
Jäufigen Fortſchreibungsverhandlungen bei jeber bißherigen Parzelle unter Unführung der Größe 
der Trennftüde angegeben wird, „zu“ welchen neuen Parzellen ihre einzelnen Trennftüde 
genommen find, und bei den neuen Parzellen, „aus“ welchen bisherigen die in ihnen vereinigten 
Trennftüde herſtammen. Inſoweit dienen die fog. „au*-Parzellen oder „aus“-Parzellen nur zum 
Nachweiſe des Verbleib der einzelnen Parzellentheile und bilden keine felbftändigen Parzellen; 
ihre Uebernahme in das Grundbuch ift alfo, genau genommen, unzuläffig, wenn fie aud z. 8. 
bei Wegeanlagen ober Wegeverbreiterungen od. ä. vorübergehend kaum zu vermeiben ift, weil 
die gleichzeitige Auflaffung und Eintragung aller zu der neuen Parzelle gehörigen Abſpliſſe 
ſchwer zu erreichen fein wird. Wenn dagegen bie „zu“s oder „auß“-Barzellen im Satafter 
ausweislich des Flurbuchsanhangs endgültig fortgeſchrieben find, müſſen fie auch in das Grund» 
buch übernommen werden. 

Keine Neunumerirung findet bei Beſtandsveränderungen ftatt, fofern mit ihnen eine 
Sormveränberung nicht verbunden ift. Cine Beitandsveränderung liegt j. B. bei bem Uebergang 
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eined Grundftücks aus einer Liegenſchaftskategorie in eine andere vor (vgl. Anw. I 88. 41ff.)- 
Im fteuerliher Beziehung zerfalen nämlich die Liegenfchaften in vier Kategorien; zur Kategorie 
A gehören die fieuerpflichtigen Ziegenfchaften, zur Kategorie B die ftenerfreien Tiegenfchaften, 
für welche trog ihrer Steuerfreiheit der Reinertrag ermittelt und angegeben ift (vgl. Kommunal» 
abgabengef. v. 14. Juli 1893 8. 24), zur Kategorie C bie wegen ihrer Benugung zu einem 
Öffentlichen Dienfte oder Gebrauch ertragloſen Liegenſchaften, für die in den Kataftern ein Rein⸗ 
ertrag nicht nachgewieſen wird (z. B. bie öffentlichen Wege, Pläge, Gewäſſer, Kirchhöfe, Schienen- 
wege der Eifenbahnen), und zur Kategorie D die Hofräume, Gebändeflähen und ber nicht über 
einen preußifen Morgen = 25 ar 53 qm großen Hauögärten, d. 5. diejenigen Grundftüde, 
die mit den Gebäuden, zu benen fie gehören, zur Gehäudefteuer veranlagt find oder veranlagt 
fein würden, wenn bie Gebäude nicht zu den ftewerfreien gehörien. Die Flächeninhalte und 
Neinerträge find bei Kategorie A mit ſchwarzer, bei Kategorie B mit rother, bei Kategorie C 
mit gruner und bei Kategorie D entweder mit ſchwarzet ober mit rother Tinte zu ſchreiben. 
Ausnahmsweiſe findet auch bei bloßen WBeftandöveränderungen eine neue Numerirung ber 
Parzellen ftatt; vgl. Anm. II 8. 32. 

d. Aus den fonftigen Beftimmungen der obigen Geſetze, Verordnungen und Katafler- 
anmweifungen find wegen ihrer Bedeutung für die Grundbücher die Vorſchriften über die fog. 
materiellen Irrthlimer hervorzuheben. Darunter find „Rechnungs und ähnliche Fehler 
ober Irrthumer hinfichtlich der Steuerpflicht oder Steuerfreiheit, der Ungabe der Flächeninhalte 
der Grunbftüde oder der Angabe der Eigentfumsverhältniffe oder Hinfichtlich der Zugehörigkeit 
ber Liegenſchaften zu den betreffenden Provinzen, Kreifen, Gemeinden oder felbftändigen Guts- 
bezirken? zu verſtehen (Anm. I 8. 1 Ziff. 10. Bol. 8.D. v. 12. Dezbr. 1864, G.S. ©. 683, 
8. 21; Gef. v. 8. Februar 1867 8. 2). Sobald folge Irrthümer entbedt werden, Hat bie 
Regierung behufs ber Berichtigung der Steuerbücher im Wege ber Fortihreibung das Erforder— 
fie von Amtswegen herbeizuführen; von ber Foriſchreibung ift den betheiligten Grund» 
eigenthümern Kenntniß zu geben (Anw. I $. 2 Biff. 5). Außerdem bebarf e8 zur Be— 
rihtigung der Angabe der Eigentbumsverhältniffe in den Steuerbüchern entweder 
der Zuftimmung der betheiligten Grundeigenthümer ober des Amtsgerichts oder der vorgängigen 
Eintragung in das Grundbuch, je nadibem es fid um Befeitigung eines Irrthums, welcher in 
der von der Wirklichteit abweihenden Darftellung der Eigenthumsgrenzen in der Gemarkungs— 
torte beruft, oder um fonftige Unrichtigkeiten hinſichtlich der Eigenthumsverhälmiſſe Hanbelt. 
In dem Iegteren Falle, „insbefondere wenn ber Irrthum darin befteht, daß ein Grundftüd in 
den GSteuerkataflern jemandem zugefchrieben ift, in deſſen Eigenthume es ſich nicht befindet, 
tann die Berihtigung des Irrthums in den Steuerlataftern nur nad) Maßgabe bed Eigentkumss 
nachweiſes im Grundbuche, oder nad) Eintragung in legterem erfolgen" (Anw. J $. 18 Ziff. 2 
Abſ. 1, vgl. ebd. Abi. 2—4). In dem erfteren Falle kann dagegen die Umſchreibung von 
Grundflächen auf einen anderen Eigenthümer ohne vorgängige Eintragung in das Grundbuch 
erfolgen (ebd. Bi. 1 Ubi. 1). Imdeflen find die in Wirtuichten vorgefundenen, von den in 
der Katafterkarte dargeftellten abweichenden Eigenthumsgrenzen nur dann für die Berichtigung 
maßgebend, „wenn nad) Lage ber Sache anzunehmen ift, da die vorhandene Abweichung durch 
einen in ber Satafterfarte enthaltenen Jrrthum veranlaßt tft und die betheiligten Grund» 
eigentfiimer damit einverftanden find, dab das Natafter nad; dem gegenwärtigen Befipftande 
berichtigt werbe. Iſt eine Einigung der Eigenthümer nicht zu erzielen, fo hat der Katafter- 
Iontroleur unter Darlegung der obwaltenden Verhältniffe und Vezeihnung der zum. Nachweiſe 
des Irrthums dienenden Urhnden die Buftimmung des Amtsgerichts zu ber beabfictigten 
Berichtigung der Eigenthumsgrenzen in ber Ratafterkarte einzuholen. Nur mit diefer Zuftimmung 
dürfen die von der Katajterfarte abweichenden Grenzen des Feldes der Fortſchreibung zu Grunde 
gelegt werden“ (Anw. II 8.12 if. 2). Eine Zuftimmung der fonftigen dinglich Berechtigten 
außer den Eigenthüinern wird nicht erfordert. Iſt es mad) Lage ber Sache zweifelhaft, ob der 
Fall einer Eigentfumdveränderung oder nur ein Irrthum im Kataſter vorliegt, fo hat ſich der 
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Kataftertonteoleur behufs Aufklärung bes Zweifels mit dem Amtsgericht in Verbindung zu fepen 
(ebd. Ziff. 4; Anw. I 8. 18 Biff. 1 Ubf. 2). 

e. Bei allen Fortſchreibungsvermeſſungen hat ber Ratafterkontroleur „bie dabei uns 
mittelbar oder als Eigenthiimer der benachbarten Grumbftüde mittelbar Betheiligten“ zur Unzeige 
der Eigenthumsgrenzen, zur Unertennung der neu entftehenden Grenzen und zum Seßen ber etwa 
erforderlichen Grenzmale vorzuladen (Anm. II 8. 9; vgl. ebd. 88.10, 11 über die Vermarktung 
ber Eigenthumägrenzen). 

3. Bon der Bebeutung der Steuerbücher für das Grundbuch ift oben S. 151j. Erl. 3 
bereits die Rede gewefen. Inwieweit die ataftermäßige Bezeichnung der Grundftüde in das 
Grundbud zu übernehmen iſt, ift durch $. 3 der Allg. Verf. und bad Erforbemik ber 
Veibringung eines Katafterauszugs und einer Karte in ben Fällen ber Abſchreibung oder Be- 
laftung eines Grundſtückstheils durch 8. 30 ebd. geregelt (vgl. über Letzteres auch oben ©. 161 ff. 
Erl. 4 u. 5). 

Die Abfhriften des Flurbuchs und der Gebäudefteuerrolle, welche den Grundbuchämtern 
mitzutheilen find, dienen als Realrepertorien fir fämmtlihe Grundftüde und Gebäude. Die 
felben enthalten Spalten für die Angabe der Nummer der Grundalten und der Gtelle des 
Grundbuchs, an der die einzelnen Parzellen und Gebäude eingetragen find. Bol. Allg. Berf. 
v. 2. Sept. 1872, J. M.Bl. ©. 178, Urt. 2, und die unten ©. 484f. Erl.1 zu Art. 5—14 
angeführten Ag. Verfiigungen ſowie Allg. Verf. für Naffau 8. 5; fiehe auch unten ©. 479 
Erf. Afe. Diefe Abichriften bilden auch werthvolle Hilfsmittel für die Grundbuchämter zur 
Seftftellung der Identität der Grunditüde, über welche Verfügungen getroffen werben follen, da 
aus dem Flurbuche die jegigen oder früheren Nachbarn hervorgehen. 

4. Die Erhaltung der Mebereinftimmung zwiſchen ben Grundbüchern und ben Gteuer- 
büdern ift durch befondere Beftinnmungen gewährleiſtet, welde durch $. 29 der Allg. Verf. 
aufrechterhalten find. In Betracht kommt neben den Katafteranmweifungen vom 21. Febr. 1896 
vor allem die Aug. Verf. v. 5. Juni 1877 (I.M.Bl. ©. 103), betr. die Erhaltung der Ueber 
einftimmung zwifhen den Grundbücern und den Gteuerfataftern. Diefe ift am ſämmtliche 
Grundbuchämter, mit Ausſchluh derer in den Hohenzollernfhen Landen (dgl. über diefe Ag. 
Verf. v. 9. Novbr. 1874, Z.M.BL. ©. 301, und Menzen in K.G. 11 ©. 449) und in ben Bes 
zirten der damaligen Wppellationsgerichte zu Kiel und Caſſel, gerichtet. Sie ift durch Verf. v. 
3. Juni 1877, IM.B. ©. 161 u. 185, mit gewifien Modifitationen auf den Bezirk Caſſel, 
durch Verfügung v. 15. Februar 1881, J.M.BL. S. 30, auch auf diejenigen Theile des Bezirkes 
Celle, in weichen fie bisher feine Geltung hatte, durch Verf. v. 15. Juni 1883, I.M.BL. ©. 190, 
auf Schleswig-Hofftein, durch Berf. v. 21. Nov. 1888, J. M. Bl. ©. 303ff., 8. 9 auf das Gebiet 
des Rheiniſchen Rechtes, durch Verf. v. 9. Nov. 1895, J. M. Bl. ©. 349, 8. 9 auf Frankfurt ꝛc. 
und durch Verf. dv. 7. Mai 1900, J. M.Bl. Hinter ©. 426, $.1 unter b auf Nafjau ausgedehnt. 
Durch Verf. v. 27. Nov. 1883, IMBL. ©. 350, iſt ihre Beachtung noch befonder8 empfohlen. 
Ergänzungen und Abänderungen hat jie durd die Verf. v. 2. Juli 1885, J. M.Bl. ©. 233, 
v. 4. Februar u. 25. März 1890, IM.BL ©. 77, 1097, und v. 11. September 1897, J. M.Bl. 
S. 239, erfahren. (Siehe auch Verf. v. 16. März 1881, J.W. Bl. ©. 111, über die Mittheilung 
einer Abfchrift der neuen Gebäudeſteuerrollen an die Amtsgerichte.) 

& Sobald auf Grund der preuß. 8.8.0. 5.4 Ubi. 3 und der Allg. Verf. v. 2. September 
1872, J.M. Bl. ©. 178 und vom 18. November 1876, I. M.Bl. €. 522 (vgl. Ahilles-Streder 
4. Aufl. ©. 297, 300, 517ff.), die Zurüdführung bes Grundbuchs auf die Grund» und Gebäudes 
fteuerbücher für einen Gemeinde (Guts⸗)bezirk erfolgt ift, hat der Katajterfontroleur dafür 
zu forgen, dab ohne Verzug alle Abweihungen unb Unvolftändigleiten in der Ber 
zeichnung der Grundftüde nach dem Grundbuch in den Grund» und Gebäudeſteuerbüchern befeitigt 
werden. Er bat zu diejen Zwede die ihm vom Amtsgerichte zufommenden Nachrichten ſtets 
rechtzeitig zu berüdfichtigen, die etwa erforderliche Auskunft einzuholen und aud) feinerfeits dem 
Amtsgerichte von allen Fortſchreibungen vollitändig Kenntniß zu geben. (Anw. II 8. 13.) 
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b. Die Grundbuhämter Haben von ben im Grundbud eingetragenen 
Eigentfumspveränderungen in jedem einzelnen Falle den Katafterfontroleur fofort 
zu benagrihtigen. Als Formulare für diefe Benachrichtigungen dienen bie Eigenthums- 
veränderungsliften (Muſter ITI zu 8. 16 der Anm. D; die Spalte 18 dieſes Formulars („Kauf- 
ober Erwerböpreis“) ift feit der Allg. Verf. v. 11. September 1897 (J. M. Bl. ©. 239) in zwei 
Unterabtheilungen („für Liegenfcaften und Gebäude“ u. „für daß bewegliche Inventar“) zerlegt. 
Den zu den Kiften erforberlicen Bedarf an Formularen hat der Katafterkontrolenr den Amts- 
gerichten zu übergeben. Inwieweit biefe Liften von ben Amtsgerichten unb inwieweit fie von 
ben Katafterämtern auszuflilen find, ergiebt ſich aus den Bemerfungen auf der Rüdfeite des 
Formulars. Die nen Hinzugefügten Unterabtheilungen der Spalte 18 find nur infoweit aus- 
zufüllen, ald die betreffenden Angaben dem Amtsgerichte befannt geworden find; kennt diefes 
nur den Erwerbspreis für die Liegenihaften einjchliehlic des Inventars, erfolgt nur eine Ein- 
tragung durd) beide Unterabtheilungen der Spalte 18 hindurch (Allg. Verf. a. a. ©.). Über das 
Verfahren ber Katafterämter nad) Eingang der Eigentfumsveränberungsliften vgl. Anw. I $$. 22, 23. 
Aus der Verpflichtung des Kataſteramts, bie auf den Grundſtücken ftehenden Gebäude, welde nicht 
nach ihrer Bezeichnung im Katafter in der Lifte angegeben find, in rother Tinte nachzutragen, ift 
nicht auf eine Verpflichtung des Grundbuchamis zu fliehen, die einzelnen Gebäude in das Grund- 
buch zu übertragen; inmiemeit der Inhalt der Steuerbücher in die Grundbücher zu übernehmen iſt, 
expiebt fi aus 8. 3 der Mg. Verf. Dagegen Hat das Grundbuchamt auf Grund der Eigentfums- 
veränderungsliften, jobald diefe von dem Katafteramte zurlidgelangt find, die neuen oder ver- 
änberten Nummern der Artitel der Grundfieuermutierrolle und der Gebäubefteuerrolle in das 
Grundbuch zu Übernefmen und aud etwaige Abweichungen in der Bezeichnung der Grundſtücke 
zu befeitigen, nachdem ſich die Unrichtigkeit der grundbuhmäßigen Bezeichnung herausgeftellt hat, 
und hierauf die Xiften fogleih den Katafterämtern zurüdzufenben. (Berf. v. 5. Juni 1877 Biff. 1; 
Verf. v. 25. März 1890, IM. ©. 109.) 

c. Während Eigentfumsveränderungen auf Grund freiilliger Veräußerungen wegen des 
Erfordernifies der Auflafiung und der Eintragung im Grundbude von den Katafterämtern nur 
auf Grund ber Eigentbumsveränderungsliften oder auf Grund einer dem Katafterfontroleur vor= 
gezeigten Urhunde über die Eintragung im Grundbud; in die Steuerlatafter eingefäirieben werden 
tönnen, find die Katafterämter befugt, Eigenthumsveränderungen außerhalb der 
Bälle freiwilliger Veräußerung ohne vorgängige Eintragung des neuen Eigenthümers 
im Grundbuch auf Grund eines gehörigen Nadweifes fortzufgireißen. (mw. I $. 16 Ziff. 2, 
8. 17.) Sole Eigentfumsveränderungen Bat, fofern fie mit einer Form» oder Beſtands- 
veränderung nicht verbunden find, der Kataftertontroleur fofort in ein auf ber Vorberfeite als 
nBeränderungsanmeldung“ zu bezeihnendes Formular der Eigenthumsveränderungsliſte 
einzutragen und eine Abſchrift von biefer dem Amtögerichte zur Kenntniknahme mitzuteilen. it 
mit ber Eigentfumsveränberumg eine Form- ober Beftandsveränderung verbunden, fo erfofgt 
die Mitteilung durch einen Yuszug aus den orläufigen Fortſchreibungsverhandlungen. Die 
Mittheilungen find zu den betreffenden Grundalten zu nehmen. (Berf. v. 5. Juni 1877 Ziff. III; 
Anm. 18. 23 Bif. 3.) 

d. In gleicher Weife haben die Katafterämter die Grundbuchämter von jeder Veränderung 
der Artikelnummern der Örundftenermutterolle oder der Nummern ber Gebäudes 
fteuerrolle zu benadrichtigen, auch wenn biefer keine Eigentfumsveränderung zu Grunde 
fiegt; insbeſondere find Fortihreibungen, die behufs der Vereinigung miehrerer Mutterrollen- 
artitel eine® und befielben Eigenthlimer8 zu einem Artikel oder behufs Berlegung eines 
Artitels in mehrere Artifel beivieht werben, durch Zufendung einer Mbidhrift der Beränderungs« 
anmeldung dem Grundbuchamte mitzutheilen. (Ber. dv. 5. Juni 1877 Biff. IV; Anm. I 
aa. 0) 

Umgetehrt „Hat auch dieſes das Katajteramt fofort zu benachrichtigen, wenn Grundftüde, die 
Bisher im Grundbuch auf verjchiedenen Blättern eingetragen waren, auf einem Blatte vereinigt 
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werben. Auf Grund biefer Mittheilung bat der Katafterfontroleur, falls die Grundftüde in der 
Mutterrolle ebenfalls auf verſchiedenen ürtikeln nachgewieſen find (vgl. oben S. 474 El. 2b), 
in Nebereinftimmung mit dem Grundbuch ihre Vereinigung auf einen Mutterrollenartitel im 
Fortfchreibungswege herbeizuführen. (Berf. a. a. D.; Anm. I $. 14.) 

e. Bon den Fortfchreibungen behufs Berichtigung materieller Irrthümer (oben ©. 476 
Erl. 24) erhält das Grundbuchamt ebenfaks von dem Katafteramte fofort Nachricht, und zwar 
duch die Mbfchrift der Veränderungsanmeldung, wenn ein Irrthum in der Ungabe des Eigen» 
thümers berihtigt wird; dieſe Berichtigung kann jedoch, wie erwähnt, mur nad Maßgabe des 
Eigenthumsnachweiſes im Grundbuch oder nad) erfolgter Eintragung in Iepterem erfolgen. Ueber 
die Berichtigung der Eigentfumsgrenzen in der Kataſterkarte befommt das Grundbuchamt einen 
Auszug aus den vorläufigen Fortſchreibungsverhandlungen, aus dem ber Flächeninhalt der durch 
die Verictigung von dem einen an den anderen Eigenthumer übergehenden Barzellentfeile im 
der oben ©. 475 Erl. 2e angegebenen Weife nachgewieſen werden muß; die Beifügung einer 
Handzeichnung ift nicht unbebingt erforderlich (vgl. Anm. 2 zu 8. 18 der Anm. I), „Auf Grund 
der Benachrichtigung fit die Berichtigung des Grundbuchs fofort durch den Grundbuchrichter zur 
verfiigen. Walten gegen bie Buläffigfeit der Uebernahme ber Veränderung in das Grundbuch) 
Bedenten ob, fo hat fi das Grundbuchamt zum Ziede der Vefeitigung derſelben mit dem 
Katafterlontroleur im Verbindung zu fegen.“ (Verf. v. 5. Juni 1877 Biff. V.) Derartige 
Bedenken tönnen nicht auf eine Schmälerung ber Rechte der Eigenthümer geſtühi werben, da 
diefe, wie oben ©. 476 Erl. 2d ermäßnt, ber Berichtigung zugeftimmt Haben müffen, und 
auch auf eime Beeintrüchtigung der Rechte der fonftigen dinglich Berechtigten nur infomeit, als 
biefe ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen können; und das iſt nad) dem 
oben €. 151f. Erl. 3b Gefagten bei Grenzberichtigungen regelmäßig ausgeſchloſſen. 

f. Außer den erwähnten, im Laufe des Jahres erfolgenden Mittheilungen werden alljährlich 
nad) erfolgtem Abfchluffe der Orund- und Gebäubefteuerbücjer, welcher am 1. Dezember fir das 
vom 1. April de folgenden Jahres ab laufende Rechnungsjahr zu beginnen und fpäteftend am 
1. März zu beendigen iſt (Anw. I $. 61), den Grundbuchämtern Slurbuhsanhänge und 
Gebäudefteuerrollenanhänge fir jeden einzelnen Gemeinder ober felbitänbigen Gutsbezirt 
von den Ratafterfontrofeuren zugefertigt. Hat die Anlegung newer Grund» oder Gebäudeſteuer— 
bücher ftattgefunden (dgl. Anw. I $. 78), fo iſt ftatt des Anhangs eine Abſchrift des neuen 
Flurbuchs oder der neuen Gebäudefteuerrolle mitzutgeilen. Sind in einem Bezirke Veränderungen 
der im Betracht fommenden Yırt für das betreffende Rechnungsjahr micht zur Seftitellung 
gelangt, fo ift hierüber eine Beſcheinigung von dem NKatafterfontrofeur auszuftellen. (Anm. I 
88. 90, 91, 98.) 

a. Zu den Anhängen und zu den Abſchriften der neuen Bücher find Formulare zu 
benugen, welche von ben Grundbuhämtern beſchafft und den Kataſterkontroleuren überwiejen 
werben. Xgl. die Mufter XXII—XXV ber Anm. I. Die Uebereinftimmung der Anhänge und 
der Abſchriften mit den Urſchriften ift durch den Katafterfonteolenr amtlich zu beſcheinigen 
Die Anfertigung der Anhänge und Abſchriften kann auch durch die Regierung erfolgen. 

In die Anhänge find nur jolde zur Fortichreibung gelommenen Veränderungen einzutragen, 
die mit einer Form» oder Beitandsveränderung oder mit einer Menderung der Nummern der 
Barzellen oder der Nummern oder bed Buchſtabens der Gebäube verbunden gemefen find, nicht 
aber folge, die lediglich einem Eigenthumswechſel unterlegen haben. In den Flurbuchsanhängen 
find die Parzellen in der burd die Nummern der SKartenblätter (Fluren) und innerhalb diefer 
durd die Bühler der Parzellennummern bedingten Reihenfolge aufzuführen. Bgl. Anm. I 
88. 92-96, 100. 

In den Formularen find jedes Mal drei Spalten (Spalten 1—23 des Flurbuchsanhangs, 
23—25 des Gebäubeftenerrollenanhangs, 14—16 der Flurbuchabſchrift, 13—15 der Gebäudes 
fteuerrollenabichrift) lediglich für dem Gebrauch des Amtsgerichts beſtimmt und dürfen ſeitens 
de3 Ratafterlontroleurd mit Eintragungen nicht verfehen werden. (Anm. I $. 97.) 
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Artikel 3. 

Für die aus der Anlage erfichtlichen Grundbuchbezirke und zur Anlegung 
des Grumdbuchd gebildeten Theile von Grundbuchbezirken (Anlegungsbezirke) ift 
das Grundbuch mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs als angelegt 
anzufehen; die bisher geführten Bücher gelten als Grundbücher im Sinne ber 
Neichögefege. 

8. Ueber das Verfahren bei ben Grundbuchämtern trifft die Verf. v. 5. Juni 1877 Ziff. VII 
folgende Vorſchriften: „Auf Grund der Flurbuchs⸗ und Gebändefteuerrollenanhänge werden die 
betreffenden Veränderungen des Katafterd, jomeit zuläffig und erforderlich, gemeindeweile in das 
Grundbud übernommen. — Der Grundbuchführer notirt in ber Abſchrift des Flurbuchs und 
der Gebäudeftenerrolle, beziehungsweiſe in den älteren Anhängen, bei allen von ben Ber- 
änderungen betroffenen Grundftüden den Jahrgang und die Nummer des neuen Anhangs und 
trägt in dem neuen Anhange bei jeder Weränderungspofition in ber betreffenden Spalte bie 
Nummer der Grundatten ein. Ferner bezeichnet der Grundbuchführer in dem neuen Anhange, 
durch Ausfülung der auf das Grundbuch hinweiſenden Spalte, diejenigen Beränderumgspofitionen, 
deren Uebernahme in das Grundbuch nicht erforderlich ift, weil entweder bie betrefiende Ber- 
ünberung bereit# im Grundbuche eingetragen ift, oder der Inhalt des auf das Katafter bin- 
weifenden Vermerkls im Grundbuche von der betreffenden Veränderung nicht berührt wird. 
Hierauf prüft der Grundbuchrichter die übrigen Veränderungdpofitionen und verfügt deren eher» 
nahme in das Grundbuch, foweit dieſelbe zuläffig ift. Diejenigen Pofitionen, deren Uebernahme 
auf Grund des Anhanges überhaupt nicht oder erft nach Befeitigung etwaiger Anftände erfolgen 
tann, find in der Verfügung fpeziell zu bezeichnen. — Veränderungen melden zugleich eine 
im Grundbucde noch nicht vermerkte Eigentfumsveränderung zu Grunde liegt, dürfen lediglich 
anf Grund der Anhänge nit in das Grundbuch übernommen werden. Sind — insbejondere 
bei Fortſchreibungen wegen „materiellen Irrthums“ — Zweifel darliber vorhanden, ob eine der- 
artige Veränderung vorliegt, oder fann eine an ſich zur Uebernahme in das Grundbuch geeignete 
Veränderung wegen anderweiter Anftände einſtweilen nicht in das Grundbuch übernommen werden, 
fo hat ſich der Grundbuchrichter zunächſt behufs Aufllärung ber Sache mit dem Kataſterkontroleut 
in Verbindung zu fegen. Someit das Grundbud, auf Grund der Anhänge oder durch die 
fpäter erfolgende Eintragung ber Eigentfumäveränderung, in Uebereinftinnmung mit dem Katafter 
gebracht ift, wird in den Anhängen bei den betrefienden Veränderungspofitionen die auf die 
Eintragung im Grundbuche vermeifende Spalte von dem Grundbucjführer außgefült. Go lange 
die Differenz zwiſchen dem Katafter und dem Grundbuche nicht durch Berichtigung des Grund» 
buchs gehoben ift, darf die bezeichnete Spalte in den Anhängen nicht zur Ausfüllung gebracht 
werben.“ 

g. Ueber die Grundfäge, nad welden die im Befige mehrerer Eigenthümer 
befindliden Gebäude zur Gebäudeftener zu veranlagen find, vgl. Alg. Ber. v. 
11. Oftober 1877 (J. M.Bl. ©. 213; Udilles-Streder 4. Aufl. ©. 532). 


3. Beibehaltung der bisherigen Grundbüder. Anlegung der Grundblder. 
Hagträglige Eintragung nicht gebugter Grundküce. 


a. Beibehaltung der bisherigen Grundbücher. 
Artitel 3, 4. 
1. Die Voricriften der Art. 3, 4 ſußen auf Art. 186 des E.G. z. B.G. B. und auf $. 87 


der G.B.O. Vgl. oben ©. 336 Erl. I und S. 341 ff. Ihre Bedeutung befteht vor allem darin, 
dag mit dem 1. Januar 1900 in den angeführten Bezirken dag Reichsgrundbuchrecht, ſowohl 
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Artikel 4. 

In den Landestheilen, in welchen die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
Geſetz⸗ Samml. S. 446) durch befondere Gefege eingeführt ift, finden die Vor— 
ſchriften des Artifel 3 auch auf diejenigen in der Anlage nicht aufgeführten 
Grundbuchbezirke und Anlegungsbezirfe Anwendung, in Anfehung deren vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch das Amtsblatt befannt gemacht 
ift, daß das Grundbuch als angelegt anzujehen fei. Wusgenommen jind jedoch 
die zu dem Bezirke gehörenden Grundſtücke, die ein Grundbuchblatt von Amts- 
wegen erhalten müfien, aber noch nicht erhalten haben; diefe Grundftüce find in 
der Bekanntmachung zu bezeichnen. 

Die Bekanntmachung erfolgt nach der Anweifung des Jujtizminifters. 





das formelle wie das materielle, im Kraft getreten ift (vgl. oben S. 10, 35, 336), fowie daf 
die bisherigen Grundbücher weitergeführt werden. Ueber die durch das neue Recht veranlaßten 
Aenderungen der bisherigen Bücher dgl. Allg. Verf. 88. 27, 38. 

2. Mit dem 1. Januar 1900 ift das Grundbuchrecht in Kraft getreten einmal nad Art. 3 
in ben in ber Anlage zu dev Kgl. V. O. aufgeführten Grundbud- und Anlegungsbezirken, außer- 
dem nad Art. 4 in benjenigen Bezirken, in Anfehung deren vor dem 1. Januar 1900 durch 
die Amtsblätter bekanut gemacht fit, dab dad Grundbuch als angelegt anzufehen fei. Diefe 
Belanntmahungen mußten nad) Maßgabe der auf Grund des Abf. 2 des Art. 4 erlafienen 
Allg. Verf. vom 18. November 1899 (J. M. Bl. ©. 347) ſpäteſtens durch eine am 16. Dezember 
1839 zur Ausgabe gelangende Nummer des Amtsblatts, und zwar einheitlich fir alle zw 
demfelben Regierungsbezirte gehörigen Bezirke erfolgen. 

Da nad) Art. 186 Ubi. 2 des EG. z. B.G. B. das Inkrafttreten des Grundbuchrechts für 
einen Bezirk nicht dadurch bedingt ift, daß bereits alle buchungspflichtigen Grundftüde ein 
Grundbuchblatt erhalten haben, ftand der Bekanntmachung nicht entgegen, daß einzelne Grund» 
ftüde nod nit gebucht waren. Für diefe fol aber das Grundbuchrecht nach Art. 4 Gap 2 
nicht mit dem 1. Januar 1900 in Kraft treten, und zwar nad) der Faſſung dieſes Sahes ſelbſt 
dann nicht, wenn fie, entgegen der Vorſchrift des Schlußhalbſatzes des Abſ. 1, in der Belannt- 
machung nicht als ausgenommen bezeichnet find. Ch diefe Beſtimmung mit der Vorſchrift des 
Art. 186 N6f.2 des EG. z. B.G.B. vereinbar oder ob auß ber Ieteren zu entnehmen ift, daß 
nur die in ber Befanntmachung als ausgenommen bezeichneten Grundſtücke erft jpäter unter 
Grundbuchrecht treten, hängt von der Auslegung der Worte „beftimmte Grundftüde“ im Art. 186 
Abſ. 2 ab; große prattiiche Bedeutung wird diefe Zweifelfrage nicht Haben, da in der Bekannt— 
machung nit leicht ein nicht gebuchtes Grundftücd unerwähnt bleiben wird und da nad} Art. 15 
Abſ. 2 das Grundbuchrecht auch für die ausgenommenen Grundftüde ſpäteſtens nach 2 Jahren 
in Kraft tritt. Die ausgenommenen Grundftüde waren nad; der Allg. Verf. vom 18. November 
1899 if. 2 Abſ. 3 „deutlich, in der Regel mit ben Kartenblatt- (Flur) und Barzellennummern 
und nach der Reihenfolge diejer Nummern zu bezeihnen;“ „bei Grundftüden, die aus einer 
größeren Anzahl von Katafterparzellen beftehen, ſowie bei ungetheilten oder in der Theilung 
begriffenen Gemeinheiten genügt die Angabe ber Artifeinummern der Grunbdftenermutterrolfe.” 
Auf die von dem Budungszwange nad) Art. 1 befreiten Grunditiide bezieht ſich die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 4 Sap 2 nicht; fie jtehen feit dem 1. Januar 1900 unter Grundbuchredt. 

Die Grundbuchbezirke und die Anlegungsbezirke, für welche auf Grund des Urt. 4 die 
Anfegung des Grundbuchs vor dem 1. Januar 1900 befannt gemacht ift, find durch bie 
Bekanntmachung v. 25. Januar 1900 (G.S. ©. 19) veröffentlicht. 

3. Ausweislich der (hier nicht abgebrudten) Anlage zu Art. 3 der Kgl. BD. (berichtigt 
durch Allg. Verf. dv. 2%. Dezember 1899, G.S. S. 657) und der Allg. Verf. vom 25. Januar 
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1200 tft mit dem 1. Januar 1900 dad Grundbuchrecht für alle preußiſchen Bezirte bes 
Kammergerihtsbezirkes und der Oberlandesgerichtsbezirke Königsberg, Marien- 
werber, Stettin, Bofen, Breslau, Naumburg, Hamm und Jena in Kraft getreten. 
Faſt völlig fteht feit derjelben Zeit der Oberlandesgerihtsbezirt Kiel unter Grundbuch- 
tet; nur im Sanbesgeridht&bezirt Altona war die Grundbuhanlegung für die Infel Helgoland. 
für die Gemeinde Wentorf (Amtsgericht Schwarzenbeh), für den Bezirk des Amtsgerichts Lauen- 
burg und für Theile ber Amtsgerichtöbezirte Mölln, Rapeburg und Steinhorſt noch wicht erfolgt. 
Im SO berlandesgerihtsbezirte Celle gilt das Reichsgrundbuchrecht feit dem 1. Januar 
1900 für den ganzen Umfang der Landgerichisbezirte Aurich (einſchließlich des Jadegebiets), 
Hildesheim, Lüneburg, Stade und Verden; im Landgerichtöbezirte Göttingen find Theile ber 
Umtögerichtöbezirte Göttingen (Gemeinde Landolfshaufen), Herzberg (Hattorf und Schwarzfelb), 
Münden (Hemeln, Niederſcheden, Oberſa eden), Oſterode (Schwiegershaufen und Oſterode), Duder⸗ 
ſtadt und Gieboldehauſen ausgenommen, ebenſo im Landgerichtsbezirke Hannover die Gemeinde- 
bezirte Bockeloh und Cronboſtel des Amisgerichts Neuſtadt a. R. und Fiſchbeck des Amtsgerichts 
Oldendorf, und im Landgerichtsbezirk Osnabrüd Theile der Amtsgerichtsbezirke Meppen (Weſuwe). 
Berfeubrüd und Neuenhaus. Im Cberlandesgerihtsbezirte Caffel iſt die Grundbuch- 
anlegung am 1. Januar 1900 in dem ganzen Landgerichtsbezirte Hanau vollendet gewejen; 
aud dem Landgerichtöbezirte Caſſel waren noch Theile der Amtsgerichtöbezirte Abterode (Bode- 
tode), Biſchhauſen, Caſſel (Oberzwehren, Rothenditmold), Hofgeismar (Eberſchub), Obertaufungen 
(Sbertaufungen), Sontra (Heyerode), Wipenhaufen und Zierenberg (Gemeindebez. Bierenberg) 
und aus dem Landgerichtöbezirte Marburg Theile der Amtsgerichtsbezirle Homberg (Gemeindebez. 
Homberg), Treyfa (Gilferberg), Ziegenhain (Ropperhaufen), Battenberg, Biedenkopf, Gladenbach 
und Vohl rüdjtändig. In dem Oberlandesgerihtsbezirfe Frankfurt a. M. ift das 
Reichsgrundbuchrecht am 1. Januar 1900 in dem ganzen Landgerichtsbezirke Hedingen, in dem 
Amtsgerichtöbezirten Braunfels, Ehringshaufen und Weglar des Landgerichts Limburg, Alten 
tirchen, Asbach, Daaden, Dierdorf, Eprenbreitftein, Kirchen, Linz, Neuwied und Wiſſen des 
Landgerichts Neuwied fowie in Theilen der Amtsgerichte Frankfurt a. M. und Homburg vor 
der Höhe im Kraft getreten. In dem Oberlandesgeridtsbezirte Cöln ſchüehlich gelten 
die Grundbücher feit dem 1. Januar 1900 als angelegt für den ganzen Umfang der Landgerichts⸗ 
bezirte Bonn, Eleve, Eöln, Elberfeld und Saarbrüden mit Ausnahme bes Bezirke 
Enzen, Piffenheim und Echwerfen in dem erfigenannten Bezirke, mit fernerer Ausnahme einiger 
Theile ber Amtsgerichtsbezixte Bergheim (nur Bez. Niederembt), Gummersbach und Kerpen 
(26. Cöln) und mit Ausnahme der Bezirke Beaumarais-Bicard, Berus, Ensdorf, Lisdorf, 
Schaffhauſen, St. Barbara und Wallerfangen im Amtsgerichtsbezirke Saarlouis (L.G. Saar- 
brüden); ferner innerhalb des Landgerichtsbezirles Aachen in den Amtsgerichtsbezirten Eupen, 
Eſchweiler, Montjoie, Stolberg und Gt. Bith, fat volftändig in den Amtsgerichtsbezirten 
Blankenheim (ausgenommen Bez. Dahlen), Düren, Erkelenz, Geilenkirchen (ausgenommen Be;. 
Uebach), Jülich (ausgenommen Bez. Seigersdorf) und Malmeby und in einer Anzahl von 
Bezirken der Amtsgerichte Aachen, Aldenhoven, Gemünd, Heinberg und Wegberg; innerhalb des 
Landgerichtsbezirkes Coblenz in den Amtsgerichtöbezirten Andernach, Boppard, Caitellaun, 
Eoblenz, Kirchberg, Kirn, Kreuznach, Meifenheim, Münftermaifeld, Simmern, Sobernheim und 
Stromberg, in dem größten Theile der Amtsgerihtsbezirte Adenau, Ahrweiler (ausgenommen 
Bez. Ahrweiler und Blasmweiler), Cohem (ausgenommen Bez. Uelmen), St. Goar, Sinzig 
(ausgenommen Bez. Bodendorf) und Trarbad) (ausgenommen Ravensbeuren) ſowie in Theilen 
der Amtsgerichtobezirle Mayen unb Reli; innerhalb bes Sandgerichtsbegirted Düffeldorf in 
den NAmtögerichtöbezirten Erefeld, Düfjeldorf, Gerresheim, M. Gladdach, Neuß, Opladen, 
Ratingen und Uerdingen fowie in Teilen der Amtsgerichtöbezirte Grevenbroich, Odentirchen, 
Rheydt und PVierfen; innerhalb des Landgerichtsbezirles Trier in den Amtsgerichtsbezirken 
Merzig, Neuerburg, Perl und Saarburg. in dem größten Theile der Amtsgerichtsbezirke Bern- 
cafel (ausgenommen nur Bez. Maring-Roviand), Bitburg, Hillecheim (mit Ausnahme der 
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Artikel 5. 

Für die übrigen Bezirke der im Art. + bezeichneten Landestheile bejtimmt 
fi) das Verfahren zur Anlegung der Grundbücher nad) den für bie einzelnen 
Landestheile erlafjenen bisherigen Vorſchriften, joweit nicht in den Artikeln 6 
bis 14 Aenderungen vorgefehen find. 


Artikel 6. ‚ 

Soweit in ben bisherigen Gejegen auf die Beſtimmungen der durch jie ein- 
geführten Geſetze über das Grundbuchweſen verwieſen ijt, treten an deren Stelle 
die entjprechenden Vorſchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs, des zugehörigen Ein- 
führungagejeges und der Grundbuchordnung jowie die entjprechenden zur Ausführung 
und Ergänzung dieſer Gejege erlafjenen Vorſchriften. 


Artikel 7. 

Wer die ihm obliegende Anmeldung verjäumt, verliert nach Maßgabe der 
bisherigen Gefege fein Vorzugsrecht vor anderen Berechtigten. Im Uebrigen er- 
leidet er den Nechtönachtheil, daß das Grundbuch ohne Rücficht auf fein Recht 
angelegt wird. 


Bez. Hilleshein und Rockestyll), Prüm, Rhaunen, Trier und Wadern jowie in Theilen der 
Amtsgerichtsbezirte Daun, Hermesteil, Neumagen, Marweiler und Wittlich. 

4. In dem Laufe des Jahres 1900 ift nad Bekanntmachung vom 26. Januar 1901 
G.S. ©. 13) die Anlegung des Grundbuchs für einzelne Bezirke der nahbenannten 
Amtsgerichte durch die Amtsblätter auf Grund bes Art. 14 der Kgl. BO. bekannt gemacht, 
wie im Anſchluß am das in Erl. 3 Gefagte fhon Hier zu erwähnen iſt: Schwarzenbek 
(Gemeindebez. Wentorf), Rapeburg und Lauenburg im Landgerihtöbezirt Altona; Giebolde- 
haufen und Göttingen (Bemeindebez. Landolfshaufen) bes Landgerichtsbezirtes Göttingen; Cafiel 
(&emeindebez. Rothenditmold); Battenberg, Biedenkopf, Gladenbah, Treyja (Gemeindebez, 
Gilferberg), Böhl und Biegenhain (Gemeindebez. Ropperhauſen) im Landgerichtöbezirte Marburg; 
Frankfurt a. M.; Geilenfichen und Gemünd bes Landgerichtöbez. Aachen; Bonn (Bez. Piffen- 
heim); Adenau im Landgerichtsbez. Coblenz; Saarlouis (Bez. Berus u. Schafihaujen) im 
Landgerichtsbez. Saarbrilden; Bitburg, Daun, Hermesteil, Neumagen, Rhaunen, Trier, Wadern 
und Wittlich im Landgerichtsbez. Trier. 

5. Während für die in Erl. 3 erwähnten Bezirke die Grundbüder nad dem alten Formular 
— vorbehaltlich der Vorſchriften im $. 27 Abſ. 2, 3 der Allg. Verf. — weitergeführt werden, muß 
in den in Erl. 4 erwähnten Bezirfen das Grundbud nad dem neuen Zormular eingerichtet 
fein, jelöft wenn die Anlegung vor dem 1. Januar 1900 bereits begonnen Haben follte. Denn 
aur für diejenigen Bezirke, für welche das Grundbuch auf Grund der Art. 3, 4 als am 1. Januar 
1900 angelegt anzujehen ift, find die bisher geführten Bitcher für Grumdbücer im Sinne der 
Reichsgeſehe erllärt. Bon der Wirkung eines Verftoßes gegen dieſe Vorſchrift tft oben S. 148 
Erl. 5 bereitö die Rede geweſen. 


b. Anlegung ber Grundbücher, außer in Naſſau und Helgoland. 
Artitel 5—14. 


4. Für das Verfahren zur Unlegung ber Grundbücher in den oben S. 5f. angeführten 
Zandestheilen, in benen bie preuß. ©.8.O. durch befonbere Befepe eingeführt ift, bleiben grund 
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Der Wiederholung einer vor der Verkündigung diefer Verordnung erfolgten 
Bekanntmachung der Ausſchlußfriſt bedarf es nicht. 


Artikel 8. 
In den Fällen, in denen nad) den bisherigen Gejegen eine Vormerkung ein- 
zutragen ift, wird ein Widerfpruch eingetragen. 


Artikel 9. 

Soweit nad; den Vorjchriften de3 Bürgerlichen Gefegbuchs und der Grund- 
buchordnung im Grundbuch auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werben fann, kann bei der Anlegung des Grundbuchs auf die der Eintragung zu 
Grunde liegende Urkunde Bezug genommen werden. 


Artikel 10. 

Iſt nad) den bisherigen Gejegen auf Grund einer Anmeldung weder das 
angemeldete Recht noch eine Vormerkung einzutragen, jo hat der Anmeldende dem 
Grundbuchamt innerhalb einer von diefem zu bejtimmenden Frift die Erhebung 
der Klage zur Zeftitellung feines Rechtes nachzuweifen, widrigenfalls das Recht bei 
der Anlegung des Grundbuchs nicht berüdjichtigt wird. 

Iſt bei der Anlegung des Grundbuchblatts die Friit noch nicht abgelaufen 
ober im Falle rechtzeitigen Nachweifes der Klageerhebung der Rechtzftreit noch 
anhängig, jo iſt zu Gunften des Anmeldenden ein Widerjpruch einzutragen. Der 
Widerſpruch wird auf Antrag gelöicht, wenn die Klage nicht rechtzeitig erhoben 
ober zurüdgenommen oder rechtöfräftig zurückgewieſen wird; die Stoften der Löſchung 
hat der Anmeldende zu tragen. 

Die Vorfehriften der Abf. 1, 2 finden emtiprechende Anwendung, wenn ein 
angemeldetes Recht nicht in vollem Umfange nad) Maßgabe der Anmeldung ein- 
getragen wird. 

Täglich die bisherigen Borjeriften maßgebend. Nach Art. 15 finden bieje auch auf das Ber- 
fahren zum Bmede ber Eintragung von Grundftiden, die bei der Mnlegung bed Grundbuchs 
ein Blatt nicht erhalten haben, entfprehende Anwendung, fo dab aud für die nad Art. 3, 4 
bereit völlig unter Grundbuchrecht ftehenden unter den erwähnten Landestheilen (mie 3. B. 
Neuvorpommern und Rügen, das Jadegebiet, die Hohenzollernihen Lande) die Unlegungs- 
vorſchriften noch Bedeutung Haben fünnen. Diefe Vorſchriften find in den im rt. 33 des A.G 
(oben ©. 465ff.) Ziff. 2-8, 10 - 12 angeführten Einführungsgefegen und den dieſe abändernden 
ober ergänzenden Geſetzen enthalten; daneben fommen einige Allg. Verfügungen in Betradt. 
Dgl. a. für das Jadegebiet Gef. vom 23. März 1873 (G.S. ©. 111) 38. 9—26 und die für 
bie Brov. Hannover ergangenen Ag. Verfügungen (vgl. unter d); b. für Neuporpommern 
und Rügen Gel. vom 26. Mai 1873 (G.S. ©. 229) 39. 29-37, 51 und Gef., betr. die Ein- 
führung von Grund» und Hypothekenbüchern zc. ebendafelbit v. 21. März 1868 (G.S. ©. 29% 
88. 141--155; Initeuftion v. 9. Juni 1868 (IMB. S. 185); c. für die Prov. Schleswig: 
Hoflftein Geſ. vom 27. Mai 1873 (G.S. ©. 241) 98. 4—27 und Gef., betr. die Abänberungen 
von Beftimmungen dieſes Gejeges vom 31. Januar 1879 (G.S. S. 12) Urt. I, II; Ag. Beri. 
vom 28. Auguft 1876 (J. M. Bl. ©. 152) und v. 14. Dezember 1881 (J. M. Bl. ©. 328); vgl. 
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Artifel 11. 

Soweit zur Eintragung des Eigenthümer nach den bisherigen Geſetzen die 
Beſcheinigung oder Glaubhaftmahung des Eigenthumsbefiges genügt, muß bei 
juriftifchen Perfonen der Eigenbefig durch Zeugnifie ftantlicher Behörden oder 
techtöfräftige Entfeheidungen nachgewiefen werden. Dies gilt aud) dann, wenn die 
Eintragung auf Grund der Erfigung erfolgen foll. 

Die Vorfchriften des Abf. 1 finden infoweit feine Anwendung, als vor der 
Verfündigung diefer Verordnung der Beginn der Ausfchlußfrift ſchon beftimmt ift. 


Artikel 12. 

Das Grundbuchhlatt wird auch dann angelegt, wenn nad) den bißherigen 
Gejegen wegen eines Streites um da3 Eigenthum oder ein das Eigenthum be- 
ſchränkendes Recht die Anlegung zu unterbleiben hat. In dieſem alle ift nach dem 
Ermefjen des Grundbuchamts einer der ftreitenden Theile als Eigenthümer und 
zugleich zu Gunften des oder der Gegner ein Widerſpruch einzutragen; ebenfo 
bejtimmt fi) nad) dem Ermeſſen des Grundbuchamts, ob die Eigenthums- 
beſchränkung unter gleichzeitiger Aufnahme eines Widerfpruchs oder nur ein 
Widerjprudy wegen der Eigenthumsbeſchränkung einzutragen ift. 


Artikel 13. 
Wird für eine in das Grundbuch aufzunehmende Hypothek die Ertheilung 
eines Hppothefenbrief3 nicht beantragt, fo ift im Grundbuche zu vermerken, daß 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen ift. 


Artikel 14. 

Sit die Anlegung des Grundbuchs für einen Grundbuchbezirk oder einen 
Anlegungsbezirk im Wefentlichen vollendet, jo wird dies nad) Anweifung des 
Juſtizminiſters im Amtsblatte befannt gemacht. 

Mit dem Beginne des elften Tages nad) der Ausgabe des Amtsblatts iſt 
das Grundbuch für den Bezirk ala angelegt anzufehen. Ausgenommen find jedoch 
die zu dem Bezirke gehörenden Grundftüde, die ein Grundbuchblatt von Amts- 
wegen erhalten müffen, aber noch nicht erhalten Haben; diefe Grundftüce find in 
der Betanntmachung zu bezeichnen. 

Eine Bekanntmachung der erfolgten Anlegung von Grundbuchblättern und 
Artikeln nach Maßgabe der bisherigen Geſetze findet nicht mehr ftatt. 


Seeftern«Bauly, das Grundbuchrecht für die Prov. Schleswig-Holftein (Kiel 1874) und 
Schwartz, dad Grundbuchrecht der Prov. Schleswig-Holftein zc. (Kiel 1385); d. fiir die Prov. 
Hannover Gef, vom 28. Mai 1873 (G.S. ©. 253) 88. 24—52 und Geſ., betr. Abänderungen 
von Beftimmungen dieſes Geſetzes vom 29. Januar 1879 (G.S. ©. 11); Allg. Verf. vom 
24. September 1873 (J.M. Bl. ©. 259), vom 24. November 1874 (I.M.Bl. ©. 331), vom 
16. Februar 1877 (IMBI. S. 29) und vom 14. Dezember 1881 (I.MBL. ©. 328); dgl. 
Harriehaufen, das Grundbuchrecht in der Prob. Hannover (Celle 1884); e. für den Bezirk 
des Wppellationsgerihts zu Caſſel, mit Ausſchluß bes Amtsgerichtsbez. u Gef. vom 
Agtlles-Streder, Grundbugorbnung. 5. Auflage 
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29. Mai 1873 (8.6. ©. 273) 98. 22—30, 4043 und Geſ. beit. die Ergänzung biefes Gefepes 
vom 28. Mai 1885 (G.S. ©. 175); Ag. Verf. v. 9. Mat 1874 (J. M.Bl. ©. 141) und vom 
22. Juni 1876 (I.M.Bl. ©. 129); vgl. Beters, die preuß. Grundbuchgeſetze v. 5. Mai 1872 
und deren Einführung im Gebiete des kurheſſ. Rechts (Caſſel 1873), Seelig, da8 Gef. über 
das Grundbuchweſen v. 29. Mai 1873 ꝛc. (Cafiel 1873, 1874), Theobald, die Geſehe über 
dad Grundbuchweſen im Bezirt des vorm. App. Gerichts Caſſel (Caſſel 2. Aufl. 1891), Blathner, 
Sachenrecht mit befonderer Rüdficgt auf das Kurfürſtenthum Hefien (Marburg 1875); f., für den 
Bez. des Juftizfenats zu Ehrenbreitftein Gel. vom 30. Mai 1873 (G.S. ©. 287) 88. 14—41; 
Allg. Berf. v. 31. Oktober 1873 (I.M.BL. ©. 293); g. für die Hohenzollernfhen Lande 
Gef. vom 31. Mat 1873 (©.©. ©. 301) 88. 14—20; Wllg. Verf. vom 23. September 1873 
(J. M.Bl. ©. 259) und vom 9. November 1874 (J. M. Bl. ©. 301); h. filr den Geltungsbereich 
bed Rheinifhen Rechtes Gef. vom 12. April 1888 (G.S. ©. 52) 98. 42ff. und Gef. vom 
14. Juli 1893 (6.6. ©. 185); Allg. Verf. vom 21. November 1888 (I-M.BL. S. 303), vom 
3. Oftober 1889 (ebd. ©. 204), vom 7. März 1892 (ebd. S. 86) und vom 23. November 1895 
(ebd. ©. 410); dgl. Mügel, das Rheiniſche Grundbuchrecht (2. Aufl, Berlin 1892) und 
Menzen, Rhein. Grundbuchreht (Bonn 1889); i. für das Gebiet der vormals freien Stadt 
Frankfurt ſowie die vormals Großherzogl. Hefliihen und Landgräfl. Heſſiſchen 
Gebietstheile der Prov. Heſſen-Naſſau Gef. v. 19. Auguſt 1895 (G.S. ©. 481) 88. 20ff.: 
Aug. Verf. v. 9. Nobember 1895 (I-M.BL. ©. 349); k. für den Kreis Herzogtfum Lauenburg 
Gef. v. 8. Juni 1896 (8.6. ©. 109) 88. 20ff, Wlg. Verf. vom 14. September 1896. 

2. Die vorfichenden Vorſchriften find wicht uneingeſchränkt aufrechterhalten, vielmehr 
werben fie durch bie Artikel 6—14 in verfchiedenen Punkten abgeändert. 

a. Zunädft teifft Art. 6 die allgemeine Beſtimmung, dab an Stelle der durch daß neue 
Recht befeitigten gefeglichen Beſtimmungen, auf welde in den Anlegungsvorſchriften verwiejen 
iſt, die entſprechenden Vorſchriften des neuen Rechtes treten. Dieſe Vorſchrift entipricht der 
des Art. 4 des E.G. z. B.C.B. (6.B.D. $. 82 Abf. 2) und des Art. 32 des A.G. (vgl. oben 
©. 337 und S. 465). 

b. Art, 7 regelt die Folgen der Verſäumuug ber erforberlihen Aumeldung einheitlich. 
Ber die ihm nad Maßgabe ber Anlegungsvorichriften obliegende Anmeldung unterlägt, erleidet 
überal den Rechtsnachtheil, daß fein Recht bei der Anlegung nicht berüdfichtigt wird; außerdem 
verliert er „nad; Maßgabe der bißherigen Geſetze“ (Schlesw.-Holſtein 9. 13, Hannover 8. 34, 
Geſ. v. 28. Mat 1885 für Caſſel 8. 23, Ehrenbreititein $. 33, Rhein. 8. 53, Frankfurt $. 43, 
Lauenburg 8. 33) fein Vorzugsrecht vor anderen Berechtigten, regelmäßig vor den reditjeitig 
angemeldeten und eingetragenen Rechten. Bon biefem Verlufte des Vorzugsrechts abgejehen, 
tritt nicht fon mit der Verfäumung der Anmeldefrift ein Redjtöverluft ein, fonbern erft auf 
Grund des öffentlichen Glaubens dee Grundbuchs gegenüber Erwerben, welche Rechte an dem 
Grundftüd oder an einem eingetragenen Rechte nad) dem Inkrafttreten des Grundbuchrehts 
erworben Haben 8.8.8. 8. 892). Den Iepteren Nachtheil erleidet aud) derjenige, weicher die 
ihm obliegende Anmeldung nicht verfäumt Hat, defien Recht aber nicht eingetragen ift, da alle 
Erwerber, welche nad dem Inkrafttreten des Reichsgrundbuchrechts Rechte an dem Grunditüde 
oder an Rechten an diefem erworben haben, ſich auf die Vorſchrift des 8. 892 des B.G.B. ber 
rufen fönnen. Bgl. Predari ©. 39f. 

Die Vorſchrift des Art. 7 Abſ. 2 erklärt eine Wiederholung einer vor dem 13. Nov. 1892 
esfolgten Bekanntmachung der Ausſchlußfriſt für überflüffig, obwohl in ihr nicht die durch Art. 7, 
fondern die durch daß bisherige Recht vorgefehenen Rechtsnachtheile bekannt gemacht find. Da— 
gegen muß jede fpätere Bekanntmachung jene enthalten. 

e. Die den Eigenthumsnachweis betrefienden Vorſchriften ber Grundbuch: Einf.Gefege bleiben 
im Allgemeinen unverändert beftehen. Nur für juriftifche Berfonen gilt nad Art. 11 eine 
Ausnahme. Soweit nad dem bisherigen Gefepen (3. B. Lauenburg $. 38, Frantfurt $. 48, 
Rhein. 8. 57, Hannover 8. 29, Schlesw.-Holjtein $. 9) zur Eintragung des Eigenthumers die 
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Beſcheinigung oder Glaubhaftmachung des Eigenthumsbefiges genügt, müffen juriſtiſche Perſonen 
ihren Eigenbefig (vgl. B.G. B. $. 872) „durch Zeugniſſe ſtaatlicher Behörden oder rechtskräftige 
Entſcheidungen“ nachweiſen; anderer Mittel der Glaubhaftmachung, insbeſondere Eigenbefig- 
beſcheinigungen des Gemeindevorſtandes, reichen nicht aus, auch nicht zum Nachweiſe der Erſitzung. 
Bgl. ©. 494 Erl. c und für bie Uebergangszeit Art. 11 Abſ. 2. 

d. Bei Streitigkeiten über die einzutragenden Rechte find zwei Fälle aus einander 
zu halten: 

a. Bei einem Gtreite um das Eigenthum oder ein das Eigenthum be— 
ſchräntendes Recht (3.8. Lehnd-, Fideitommiheigenichaft, Nacherbrecht 2c.) war nad) den biß- 
herigen Gefegen, ſei es ſtets oder wenigſtens, wenn vechtzeitig der Rechtsſtreit anhängig gemacht 
war, die Unlegung des Grundbuchs bis zur rechtskräftigen Entſcheidung auszufegen (vgl. Jade 
8.21, Schleswig-Holſtein 8. 16, Hannover 8. 39, Ehrendreitſtein $. 40, Mhein. 8.59, Franffurt 
8. 49, Lauenburg 8. 40). Dies ift durch Art. 12 geändert. Jept kann die Anlegung des 
Grundbuch wog des Streites erfolgen. In dem Falle des Streites über das Eigenthum felbit 
hat dad Grundbuchamt zu ermefien, welcher der ftreitenden Theile als Eigentgümer einzutragen 
ift; zugleich aber ift zu Gunften bes oder der Gegner ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs einzutragen. Dreht ſich der Streit um ein das Eigenthum beſchränkendes Net, jo 
iſt nad dem Ermeſſen des Grundbuchauits entweder ein Widerſpruch zu Gunſten der behaupteten 
Beichränfung oder dieſe Ieptere jelbft und zugleich ein Widerſpruch gegen ihr Beſtehen 
einzutragen. Durd jede diefer Eintragungsarten werben bie Rechte aller Betheiligten gegen 
bie mit dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs verbundenen Gefahren genügend gefichert. 

8. Sind beſchränkte binglihe Rechte jtreitig, fo entſcheiden in erjler Linie die 
Vorſchriften der Grundbud-Einf.Gefege, ob und unter welden Vorausfegungen fie bei ber 
Grundbuchanlegung zu berüdfictigen find. In zwei Punkten find diefe jedod durch die Kgl. 
BD. Art. 8, 40 abgeändert. Der Terminologie des B.G.B. entfpredend (vgl. oben ©. 25f.) 
wird in allen den Fällen, in denen nad den biäherigen Gefegen eine Bormerkung einzus 
tragen ift, ein Widerfpruc eingetragen, ba durch dieſe Vermerte nicht obligatorijche 
Anſprüche auf die Veftellung, die Aufhebung oder die Wenderung binglicer Rechte geſichert, 
fondern entweder ein angeblich beftehendes angemelbetes Recht vorläufig eingetragen oder die 
von dem Eigenthümer behauptete Tilgung eine eingetragenen Rechtes oder die angebliche Un— 
richtigkeit des im Grundbuche vermerften Rangverhältnifjes veröffentlicht werden fol. Vgl. Jade 
88. 17, 25, 26, Schleswig-Holftein 8%. 19, 21, 25, Hannover 8. 42, 44—46, Caſſel 8. 30 des 
Gef. v. 2. Mai 1885 (fiehe auch A.®, z. BGB. Art. 33 $. 3), Chrenbreitftein 88. 37, 38, 
Rhein. 88. 62—64, Frankfurt 88. 53, 55, 59, Lauenburg 88. 44, 45, 49. Liegen aber die aus 
biefen Beltimmungen erfichtlichen Vorausſehungen ber Eintragung eines Widerſpruchs (an Stelle 
der bisherigen Vormerkung) zu Gunften eines angemeldeten Rechtes nicht vor und barf aud 
dad Recht jelbit nad Maßgabe der Anlegungsvorſchriften nicht oder nicht im vollen Umfange 
eingetragen werben, fo hat das Grundbuchamt dem Anmeldenden eine Friſt zur Erhebung 
der Klage auf Feftftellung feines Rechtes zu beftimmen und, wenn bie 
Klage rechtzeitig erhoben und noch nicht erledigt ift oder mod) rechtzeitig erhoben werden kann, 
einen Widerſpruch zu Gunften des angemeldeten Rechtes einzutragen. Bgl. Art. 10 Abſ. 1-3. 

e. Ueber den Inhalt ber Gintragungsvermerte treffen die Artikel 9 und 13 zwei neue 
Beitimmungen. 

a, Urt 9 geftattet die Bezugnahme auf die ber Eintragung zu Grunde liegende Urkunde, 
foweit nad) den Vorfchriften des B.G.B. und der BD. auf die Eintragungsbewilligung Bezug 
genommen werden fann. Inwieweit Letzteres zuläffig ift, iſt oben ©. 167 Erl. 2b, ©. 187 Vorbm. 
v2, 6. 291 und S. 339 Erl. 4 erörtert. Die der Eintragung zu Grunde liegende Urkunde ift 3. B. 
der Webergabevertrag, in welhem ber Nießbrauch oder ber Ulteniheil beitellt it, die Hypotheken— 
urtunde ıc. Cine beftinmte Form der Urkunde bildet feine Worausfegung für die Bezugnahme; 
erforderlich ift nur, daß die Ucfunde nad) Mafgabe des bisherigen Rechtes und der Örumbbud- 
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Einf.-Geſetze eine geeignete Grundlage für die Eintragung bildet, jei e8 daß fie nad; den bid- 
herigen Vorſchriften zur Beftellung des Rechtes ausreicht ober daß nad Maßgabe dieſer Bor- 
ſchriften auf Grund ber Urkunde die zu der Beftellung erforderliche Eintragung in öffentliche 
Bücher erfolgt ift oder daß durch fie das Beſtehen des Rechtes oder der Berfligungsbeichräntung 
inſoweit glaubhaft gemacht ift, daß daraufhin nach den Vorſchriften der Einf.-Geſetze die Eintragung 
des Rechtes oder der Verflügungsbeichräntung felbit oder eines Widerſpruchs zu erfolgen hat. 

Die Urkunden, auf welche in dem Eintragungsvermerfe Bezug genommen ift, müſſen nad) 
8.9 der ©B.D. und $. 35 der Allg. Verf. zu den Grumdalten genommen werden, bamit bie 
Interefienten fie einfehen fönnen (.B.O. $. 11); andernfalls Tann ihr Inhalt nicht als mit- 
eingetragen gelten (vgl. ©. 167 Erl. 2b a. E.). 

8. Bei der Eintragung der Hypothelen iſt nach Art. 13 zu vermerken, daß die Ertheilung 
des Hypothetenbriefö ausgeſchloſſen ift. Dies entſpricht den Vorſchriften des B.G.B., wonach 
die Hypothefen mit Ausnahme der Sicherungshypotheken Briefhypotheten find, wenn nicht jener 
Vermerk im Grundbuch eingetragen iſt (vgl. oben ©. 62 Ziff. 3), und den oben ©. 73f. an 
geführten Veftimmungen des A.G. z. B.G.B. Art. 33. 

Die Vorſchrift bes Art. 13 gift jedoch nicht ausnahmslos, Die Grundbuch-Einf.Geſetze 
für das Jadegebiet $.24, für Schleswig«Holftein $. 18, flir Hannover 8. 41, für Rhein. $. 61, 
für Frankfurt 8. 61 und für Lauenburg $. 51 geben dem Gläubiger der zur Beit der Anlegung 
beftehenden Hypotheken das Recht, unter Einreijung der alten Hypotbelenurfunden oder für 
Rhein. der mit dem Einfhreibungsvermerte verfehenen Schuldurtunden die Ausfertigung von 
Hypothefenbriefen zu beantragen. Diefer Antrag ift nad Art. 33 des A.G. 3. B.G.B. (oben 
©. 74, vgl. die Begr. zu biefem Art. Ziff. 2) nur bis zum Beitpunfte, zu welchem das Grund- 
buch als angelegt anzujehen it, zufäffig. (Bgl. Art. 33 $. 2 Mbf. 2 Sap 1 über die Koften- 
freißeit der Ertheilung des Briefes in dieſem Falle, für Cafiel außerdem ebd. 8. 3 Biff. 4.) 
Wird der Antrag rechtzeitig geftellt, fo iſt die Hypothel als Briefhypothet, alfo ohne den obigen 
Vermerk einzutragen und ber Brief nach ber Unlegung des Grundbuchs zu ertheilen. Beim 
Mangel des Antrags des Gläubiger muß dagegen die Hypothek als Buchhypothek eingetragen 
werben umb ihre fpätere Umwandlung in eine Briefhypothek kann nur nad) Maßgabe des Reichd- 
rechts, die Eintragung biefer Umwandlung im Grundbuch alfo nicht auf einfeitigen Antrag 
des Gläubiger, fondern mur auf Grund von Verilligungen des Gläubigers und des Eigen- 
tHümerd erfolgen (vgl. oben ©. 88, ©. 210 Erl. 3, Entſch 2 ©. 36 — 8.6. RE. 2A ©. 117 
= Redtipr. 2 ©. 322). 

Weitere Ausnahmen find in der Kgl. BD. nicht ermäßnt. Bon felbft verfteht es fid aber, 
baß bei Sicherungshypothelen der Vermerk fehlen kann, weil biefe ſtets Buchhypotheken find 
(8.6.8. 8. 1185). Cine weitere jelbftverftändlige Ausnahme ift für Gefammtäypothelen zu 
machen, mit denen außer den Grundftüden, für welche das Grundbuch angelegt wird, andere 
fon unter Grundbuchrecht ſtehende Grundftüde belaftet find. Sofern bie Hypothet auf diefen als 
Brieſhypothet eingetragen ift, darf fie in dem neu angelegten Grundbuche nicht als Buchhypothet 
bezeichnet werben; benn eine Geſammthypothek kann nit auf einem Grundſtück als Buchhypothet 
und auf einem anderen al3 Briefhypothek laſten. gl. Entf. 2 ©. 94 — Redtipr. 2 ©. 493. 

7. Im Uebrigen gelten für den Inhalt des Eintragungsvermerfes diefelben Vorſchriften, 
melde für die Eintragungen nach dem Intrafttreten des Grundbuchrechts maßgeblich find, ind- 
befondere auch die 88. 45, 46, 48-53 der ©.8.D. (vgl. oben ©. 187 ff. Borbm. V, ©. 2795.) 
und die Beftimmungen ber Allg. Verf. Ueber die Angabe der Grundlage der Eintragung bes 
Eigentümer vgl. ©. 511 Erl. 4 zu 88. 5—14 der Allg. Berf. 

f. Schlieglih ändert Art. 14 die Vorjehriften über die Belanntmadung der Bollendung 
der Grundbuchanlegung und damit über das Inkrafttreten bes Grundbuchrechts. Auf Grund 
des Urt. 186 des E.G. z. 8.6.8. (oben ©. 336 Erl. 1a) erfolgt jene Belanntmahung nicht 
mehr für die einzelnen Grunbbuchblätter, fondern nur für Grundbuchbezieke oder für Anfegungs- 
bezirke. Die Bekanntmachung geidieht feitend des Grundbuchamts durch das Amtsblatt des 
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Artikel 15. 

Auf das Verfahren zum Ziwede der Eintragung von Grundſtücken, die bei der 
Anlegung des Grundbuch ein Blatt nicht erhalten haben, finden in den im Artikel 4 
bezeichneten Zandestheilen, mit Ausnahme der im Artifel 16 Abſ. 2 genannten Be- 
zirfe, die Vorjchriften der Artifel 5 bis 13 entiprechende Anwendung. Eine öffent 
fiche Bekanntmachung des Beginn bes Verfahrens oder der erfolgten Anlegung 
des Blattes ſowie die wiederholte Beitimmung einer Ausfchlußfrift findet nicht ftatt. 

Nach dem Ablaufe von zwei Jahren feit der Zeit, zu welcher das Grundbud) 
für den Bezirk als angelegt anzujehen ift, gift, unbeſchadet der Vorfchriften des 
Abſ. 1, die Anlegung für die dort bezeichneten Grundftüce auch dann als erfolgt, 
wenn fie ein Blatt noch nicht erhalten haben. 


Artikel 16. 
Ergiebt fih im urjprünglichen Geltungsbereiche der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872, dab ein Grundftüd ein Grundbuchblatt noch nicht erhalten hat, 
jo erfolgt die Anlegung des Blattes von Amtswegen, joweit nicht nach Artikel 1 








betreffenden Bezirkes; daneben find alljährlich im Monat Januar durch den Jufttzminifter in 
der Gefeg- Sammlung die Bezirke zu veröffentlichen, für melde mährend des vorhergehenden 
Kalenderjahrs die Anlegung erfolgt ift (gl. V. O. Art. 36). Die Ieptere Bekanntmachung ift für 
das Inkrafttreten bes Grundbuchrechts ohne Bedeutung; diefed tritt mit dem Beginne des elften 
Tages nad) der Uusgabe des Amtsblattd fr den ganzen Bezirk in Kraft. Ausgenommen find 
jedoch auch Hier, wie nad) rt. 4 af 2 die buhungspflichtigen, aber noch nicht gebuchten Grund- 
jrüde; dieſe find als folde in der Bekanntmachung zu bezeichnen. gl. hierzu oben ©. 481 Erl. 2. 

Die Bekanntmachung fol „nad Anmweifung des Juſtizminiſters“ erfolgen, Diefe ift in 
ber Nr. 5 der Allg. Verf. v. 18. November 1899 (J. M. Bl. ©. 347) enthalten: „Die im Art. 14 
der Verordnung vom 13. d. M. vorgefehene Belanntmahung fit, fobald die Anlegung des 
Grundbuchs für einen Grundbuchbezirk oder einen Anlegungsbezirt im Weſentlichen vollendet 
it, von dem Grundbuchamte dahin zu erlaflen, dab für den Bezirk das Grundbuch mit dem 
Beginne bes elften Tages nad) der Ausgabe des Amtsblatts als angelegt anzufehen iſt; gegebenen- 
falls find die nach Art. 14 Abſ. 2 Sap 2 der Verordnung ausgenommenen Grundſtücke bejonders 
zu bezeichnen. Die Vorfäriften unter Nr. 2 Abſ. 3 und unter Nr. 3 Abf. 2 finden Anwendung. 
Betrifft die Bekanntmachung den legten Anlegungsbezirk eines Grundbuchbezirkes, fo ift dies 
in ber Belanntmadung anzugeben.“ Der Inhalt der Nr. 2 Abi. 3 ift oben ©. 481 Erl. 2 
mitgeteilt; Ne. 3 bj. 2 lauter: „Das Amtsgericht hat die orbnungsmäßige Ausführung 
der Belanntmahung nadzuprüfen.“ 

Ueber ben Beitpunft des Inkrafttretens des Grundbuchrechts für die ausgenommenen 
Grundftüde dgl. Art. 15 Abſ. 2. 


e. Nachträgliche Eintragung nicht gebuchter Grundſtücke. 


Artifel 15—33. 

1. Auf Grund bes Borbehalts im 9.91 der ©.B.D. (oben ©. 346) regeln die Art. 15—33 
das Berfahren zum Bwede der Eintragung von Grundftüden, die bei der Anlegung des Grund» 
buchs ein Blatt nicht erhalten haben; und zwar trifjt Art. 15 Veftimmungen für die oben 
©. 5 aufgeführten Landestheile, in benen die preuß. G. B.O. durch befondere Gefege eingeführt 
iſt — jedoch mit Ausnahme der im Urt. 16 Abſ. 2 genannten Theile der Prov. Hannover 
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ein Antrag erforderlich ift; für die Anlegung find die Vorfchriften der Artifel 17 
bis 33 maßgebend. 

Das Gleiche gilt für Oftfriesland und Harlingerland, für die Niedergrafichaft 
Lingen und für die ehemals Münfterjchen Ortichaften der Provinz Hannover. 


Artikel 17. 
Das Grundbuchamt Hat die Katajterbehörde um Ertheilung eines beglaubigten 
Auszugs aus dem Steuerbuche zu erjuchen. 


Artikel 18. 
Ueber Befig und Eigenthum find zu vernehmen: 
1. der im Steuerbuch eingetragene Befiger oder dejien Erben, 
2. diejenigen, welche von den unter 1 Genannten als Eigenthümer be- 
zeichnet werden ober für deren Eigenthum fich Anzeichen ergeben. 

It der Aufenthalt einer diefer Perfonen unbekannt oder außerhalb bes 
Deutfchen Reiche, jo kann deren Vernehmung unterbleiben. Ein dem Grundbud;- 
amte befannter Vertreter ift zu vernehmen. 

Das Grundbuhamt kann von der Vernehmung einzelner Miteigenthümer 
Abftand nehmen, wenn es die von den übrigen abgegebenen Erklärungen für zu- 
treffend und genügend hält. Den nicht vernommenen Miteigenthümern ijt mit- 
zutheifen, welche Eintragungen auf Grund der Erklärungen der anderen Mit- 
eigenthümer in Ausficht genommen find. 


Artikel 19. 

Wer das Eigentfum in Anfpruch nimmt, Hat auf Verlangen des Grundbud)- 
amts feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, den Rechtsgrund anzugeben, 
vermöge deſſen er das Eigenthum erworben hat, und die fich darauf beziehenden 
Urkunden vorzulegen jowie andere Beweiſe anzuzeigen. 


(Sftfriesland, Harlingerland, Niedergrafih. Lingen und Münſterſche Ortſchaften) —, während 
Art. 16—33 für den urfprünglichen Geltungsbereik ber, preuß. ©.B.D. und bieje Theile der 
Prov. Hannover gelten. Daß diefe letzteren Gebietötheile dem urſprünglichen Geltungsbereiche 
ber preuß. ©.B.D. gleich behandelt werden, erklärt fi daraus, daß fie zu dem Geltungsbereihe 
bes Allg. Landrechts gehören und bereits feit 1815 im Befige von Hypothetenbuchern finb, wie 
fie die Hnpothelen-Orbnung vom 20. Dezember 1783 vorſchrieb (vgl. Achilles-Strecker 
4. Aufl. ©. 19). 

Die Vorſchriften der Art. 18—83 finden auf alle Grundftüde Anwendung, welche bei 
der Grundbuchanlegung fein Blatt erhalten haben, ohne Unterſchied, ob fie bei der Anlegung 
abfihtfih ausgenommen und in den erftermähnten Landestheilen in ber Bekanntmachung der 
Grundbuchanlegung ald noch nicht gebucht bejonders aufgeführt find oder nicht, ob fie dem 
Buchungszwange unterliegen oder von dieſem befreit find. Auch auf die früher eingetragenen 
und aus dem Grundbuch ausgeſchiedenen nicht buchungspflichtigen Grumdftüde find fie ent 
Iprechend anzuwenden, weil nad Art. 27 des A.G. z. 8.6.8. (oben ©. 43 unter g) ein 
Eigenthumswechſel ohne Eintragung eintreten fann (vgl. 8.G. 2 ©. 170; a. M. Bredari 
©. 41). Bol. ©. 347 Erl. 2. Daffelbe gilt in dem urjprünglichen Geltungsbereidhe der preuß. 
G. B.O. für Parzellen, welche vor dem 1. Oktober 1872 verfehentlih ohne Unlegung eines 
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Artikel 20. 
Als Eigenthümer ift in das Grundbuch einzutragen: 
1. wer das Grundſtück in einer gerichtlichen Zwangsverſteigerung er— 
ftanden hat; 
2. wer das Grundſtück im Eigenbefige hat und entweber 
a) durch Urkunden, Verfügungen oder Beicheinigungen öffentlicher 
Behörden oder durch Zeugen glaubhaft macht, daß er allein oder 
unter Hinzurechnung ber Befißzeit feines Nechtsvorgängers das 
Grundſtück ſchon vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejeg- 
buch3 feit vierundvierzig Jahren oder auf Grund eines nach dem 
Allgemeinen Landrecht Theil I Titel 9 8.579 zur Erlangung des 
Eigenthums geeigneten, wenngleich dem Inhalt oder der Form nach 
ungültigen, Titel3 feit zehn Jahren im Eigenbefige gehabt Hat, oder 
b) nachweift, dak er vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejeh- 
buchs den Eigenbefig des Grundſtücks auf Grund eines zum Er- 
werbe des Eigenthums nad den Vorfchriften des Allgemeinen 
Landrechts an fich geeigneten, dem Inhalt und der Form nad) 
gültigen Titels erlangt Bat, und außerdem 
entweder darthut, dat jchon fein unmittelbarer Vorbefiger einen 
zum Erwerbe be3 Eigentbums nad) den damals geltenden Ge— 
fegen am fich geeigneten Titel für fich gehabt hat, 
oder durch Urkunden, Zeugen ober Bejcheinigungen öffentlicher 
Behörden glaubhaft macht, daß er und fein Vorbeſitzer das 
Grundſtück vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs ſchon im Ganzen zehn Jahre lang beſeſſen haben; 
die Vorfehriften des Artikel 11 Abſ. 1 finden entfprechende An- 
wendung; 
3. wer nad) Maßgabe der Artikel 21 bis 27 ein Ausſchlußurtheil er 
wirkt hat. 


anderen Foliums abgejchrieben find, weil auch auf fie vor dem 1. Oktober 1872 Rechte ohne 
Eintragung erivorben werden fonnten (Johow 5 8.178, K. G. a. a. O.); fpäter ausgefchiedene 
budungspflihtige Grundftüde find dagegen ohne weiteres Verfahren wieder einzutragen. 

2. In dem Geltungöbereihe der Grundbud-Einf.Gefeke von 1873, 1888, 1895 und 1896 
oben ©. 5 und ©. 465ff,) — mit Uusnahme der erwähnten Gebietötheile ber Prob. 
Hannover — finden auf die nachträgliche Eintragung von Grundftüden die ©. 483 ff. erwähnten 
Anlegungsvorſchriften entiprechende Anwendung; jedoch wirb weder ber Beginn des Verfahrens 
nod bie erfolgte Anlegung des Blattes im Amtsblatt öffentlich bekannt gemacht; aud eine Be— 
ftimmung einer Ausſchlußfriſt für dieje Grundftüde unterbleibt, die für ben ganzen Bezirk 
Heftimmte Ausſchlußfriſt bezieht fih auf alle, aud 3. B. auf bie nicht buchungspflichtigen 
Grundftüde. 

Da die Bekanntmachung der Anlegung im Amtsblatte nicht erfolgt, tritt für das Grund⸗ 
Ttüd, fiir welches nachträglich ein Grundbuchblatt angelegt wird, wenn es bisher als buchungs⸗ 
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Artikel 21. 
Perfonen, die, ohne ſich im Befige des Grundftüds zu befinden, das Eigen- 
thum für ſich in Anfpruch nehmen, können im Wege des Aufgebotäverfahrens 
mit ihrem Nechte ausgeſchloſſen werden. 


Artikel 22. 
Zuftändig iſt das Gericht, in deſſen Bezirke das Grundſtück befegen ift. 


Artikel 23. 
Antragsberechtigt iſt der Eigenbefier des Grundſtücks. 


Artikel 24. 
Der Antragfteller Hat zur Begründung des Antrags: 

1. entweder eine Beſcheinigung der Ortsbehörde darüber beizubringen, 
daß er das Grundſtück im Cigenbefige Hat, oder den Erwerb des 
Grundſtücks duch eine öffentliche Urkunde zu bejcheinigen; 

2. einen beglaubigten Auszug aus dem Steuerbuch über dad Grundjtüd 
beizufügen; 

3. ein Verzeichnig der ihm befannten Perfonen, die das Eigenthum an 
dem Grundftüde für fich in Anſpruch nehmen, mit Angabe ihres 
Wohnort vorzulegen und zu verfichern, daß ihm andere Perſonen 
ber bezeichneten Art nicht befannt find. 


Artikel 25. 
In das Aufgebot ift aufzunehmen: 
1. die Bezeichnung der Lage, der Beichaffenheit und der Größe des 
Grundſtücks nad) dem Steuerbuche; 
2. die Aufforderung an die Perfonen, welche das Eigenthum in Anſpruch 
nehmen, ihr Recht fpäteften® im Aufgebotstermin anzumelden, widrigen- 
falls ihre Ausſchließung erfolgen werde. 


pflichtiges, aber nicht gebuchtes nah Art. 4 Abſ. 1 Satz 2 oder Art. 14 Abſ. 2 Sag 2 (oben 
©. 481 u. ©. 485) noch nit unter Grundbuchrecht ſtand, dieſes ohne Weiteres mit der An— 
fegung in Kraft. Wenn aber die Anlegung nicht innerhalb zwei Jahren feit dem Inkraft— 
treten bes Grundbuchrechts für ben Bezirk erfolgt, fo tritt das Grundftüd, auch ohne dab 
es ein Blatt erhalten Hat, unter Grundbuchrecht. Died ift der Inhalt des Urt. 15 Abſ. 2. 
Aus der etwas unbdeutlihen Faflung der Vorfchrift ift nicht zu entnehmen, dab das Grundbuch 
für bie anfangs nicht gebuchten, aber buchungspflichtigen Grundſtüde ftet3 erft mit dem Ablaufe 
der zwei Jahre als angelegt gilt, ofme Ridficht darauf, ob fie ein Blatt ſchon früher erhalten 
haben ober nidt. Vielmehr folgt aus den Worten „unbeſchadet der Borfchriften des Abf. 1“, 
daß das Grundbuchreht ſchon vor Ablauf der zwei Jahre in Kraft tritt, wenn die Anlegung 
des Grundbuchs gemäß Abf. 1 bereit früher erfolgt ift. Die Bezirke, fiir welche die zwei Jahre 
in dem vorhergehenden Kalenderjahre abgelaufen find, werden aljährlih im Januar in der 
Gejegfammlung durch den Juſtizminiſter veröffentlicht (Art. 36 Abſ. 2). 
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Artifel 26. 
Das Aufgebot joll den vom Antragfteller angezeigten Berjonen, deren Wohn- 
ort befannt ift, von Amtswegen mitgetheilt werben. 


Artikel 27. 
In dem Ausjchlußurtheile find die Nechte der vom Antragfteller angezeigten 
Perfonen vorzubehalten, auch wenn fie nicht angemeldet find. 


Artifel 28. 

Die Anlegung des Grundbuchblatts erfolgt, unbeſchadet der Vorſchriften des 
Artikel 29 Abi. 2, wenn der nach Artikel 20 zur Eintragung bes Eigenthums 
erforderliche Nachweis geführt ift. 

Im Falle des Artikel 20 Nr. 3 hat das Grumdbuchamt, wenn in dem 
Ausſchlußurtheil ein Necht vorbehalten ift, demjenigen, zu deſſen Gunften der 
Vorbehalt gemacht ift, eine Frift zu beftimmen. Die Anlegung des Blattes erfolgt 
nad dem Ablaufe der Frift ohne Rücjicht auf das Recht, wenn derjenige, welchem 
die Friſt beftimmt ift, nicht vorher eine einftweilige Verfügung beibringt, durch 
welche die Eintragung eines Widerſpruchs zu feinen Gunjten angeordnet wird. 

Eine Befanntmachung der Anlegung de3 Blattes findet nicht ftatt. 


Artikel 29. 
Außer dem Falle des Artikel 28 Abſ. 2 werden Rechte an dem Grundſtücke 
bei der Anlegung des Grundbuchblatts nur berüdfichtigt, wenn jie bei dem Grund- 
buchamt angemeldet find. Zur Eintragung eines Nechtes ift erforderlich, daß es 


3. Die Vorſchriften der Art. 16--32, welche die nachträglige Eintragung von Grundſtücken 
in dem urfprüngliden Geltungsbereihe der preuß. G. B. O. und in den in Erl. 1 erwähnten 
Hannoverfhen Gebietötheilen regeln, find an die Stelle ber durch 8.133 ber preuß. G. B. O. 
und $. 55 bed Grundbuch⸗Einf. Geſ. für Hannover aufrechterhaltenen, in den einzelnen Provinzen 
ergangenen Sonderbeftimmungen (vgl. unten Erl. 3e) fowie an die Stelle der 88. 134—140 
ber preuß. ©.B.D. getreten (vgl. Achtlles-Strecker 4. Aufl. ©. 457 ff.); von ben letzteren weichen 
fie in mehrfacher Hinſicht ab. 

a. Während früher die Anlegung des Grundbuchblatt® nur auf Antrag erfolgte und der 
Anteogfteller einen beglaubigten Auszug aus dem Gteuerbuce beizubringen Hatte, ift dad Ver⸗ 
fahren jeßt, foweit es fi um die Eintragung buchungspflichtiger Grundftüde handelt, von 
Amtswegen einzuleiten und der Auszug aus dem Gteuerbude von dem 
Grundbuhamte zu befhaffen; von dem lehteren Sage macht die Kgl. V.O. aud) fur bie 
nicht buchungspflichtigen Grundftiide feine Ausnahme. Bgl. Yet. 15, 17 umd über den Antrag 
bei den nicht buchungspflichtigen Grundftüden oben ©. 345f. Erl. 4 und b. 

b. Neu ift ferner die Vorſchrift des Art. 18 über die Bernehmung bed im Steuer— 
bud eingetragenen Beſitzers ober feiner Erben fowie des von ihnen als Eigenthümer 
bezeicjneten oder des muthmaßlihen Eigenthitmers, fomeit nicht Art. 18 Abſ. 2, 3 Ausnahmen 
zulaſſen. Diefe find von dem Grundbuchamte zu laden; bie Befolgung der Ladung fann durch 
Ordnungsſtrafe bi zum Betrage von 150 Mark erziwungen werben (Art. 32); der Feſtſetzung 
der Ordmungsitrafe muß deren Androhung vorausgehen (freim. ©.®. 8. 33, preuh. frei. ©.®. 
Art. 1, oben S. 312 Exl. 5 Abf. 2). 
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fi) auf eine von dem Eigenthümer außgeftellte öffentliche Urkunde gründet oder 
von dem Eigenthümer anerfannt wird. 

Der Eigenthümer ift über die Anerkennung zu vernehmen. Beſtreitet er das 
angemeldete Recht, jo Hat das Grundbuchamt dem Anmeldenden eine Frift zu 
beftimmen. Nach dem Ablaufe der Friſt erfolgt die Anlegung des Blattes ohne 
Nüdficht auf das Recht, wenn der Anmeldende nicht vorher eine einftweilige 
Verfügung beibringt, durch welche die Eintragung eines Widerſpruchs zu feinen 
Gunften angeordnet wird. 

Artikel 30. 


Für die Rangordnung der in das Grundbuch aufzunehmenden Rechte bleiben, 
foweit fie durch bejondere für einzelne Qandestheile erlafjene Gefege beftimmt iſt, 
diefe Gefege maßgebend. Im Uebrigen regelt ſich die Rangordnung nach den zur 
Zeit der Entftehung der Rechte geltenden Gejegen und, wenn fie hiernach nicht 
beitimmt werben fann, nach der Zeitfolge der Anmeldungen. 


Artikel 31. 

Das Grundbuchamt fanı Zeugen laden und eibfich ober eidesjtattlicd, ver- 
nehmen. 

Artikel 32. 

Das Grundbuhamt kann die Vefolgung einer Ladung jowie die Erfüllung 
jeder dem Geladenen auferlegten Verpflichtung durch Gelditrafen bi zum Gejammt- 
betrage von einhundertfünfzig Mark erzivingen, auch die im Artifel 20 bezeichneten 
Nachweiſungen auf Kojten der Säumigen beichaffen. 


Artikel 33. 
Die für das Bergrecht erlafjenen bejonderen Bejtimmungen bleiben un= 
berührt. 


Bon dem Erforderniſſe der Vernehmung macht die Kgl. V. O. (anders als bie Grundbuch⸗ 
Einf.Gefege für Rhein. $. 45, Sranffurt $. 37 und Lauenburg $. 27 ſowie die Kgl. 8.O. für 
Naffau Art. 9 und für Helgoland Urt. 8) aud für die Eintragung nicht buchungspflichtiger 
Grundftüde feine Ausnahme; der von Predari ©. 42 für zuläffig erflärte ſchriftliche Verkehr 
mit den betheiligten öffentlihen Behörden an Stelle der Vernehmung iſt daher bedenklich. 

Hinfitlih des Inhalts der Vernehmung ift Art. 19 und Art. 29 Abſ. 2 zu beachten. 
Auch die danach erforderlichen Ungaben kann das Grundbuchamt durch die erwähnte Orbnungss 
ffrafe nad) Axt. 32 erzwingen. 

©. Die in Art. 20 aufgeftellten Borausfegungen für bie Eintragung des Eigen= 
thümers ftimmen mit dem biöherigen Rechte (preuß. &.B.D. 8. 135) im Wefentlihen überein. 
Ausdrüdlich hervorgehoben ift, anders als im 8. 135 Biff. 3 der preuß. G. B. O., unter 2a die 
Buläffigteit der Hinzurechnung ber Befipzeit des Rechtsvorgängers (ebenjo ſchon für das frühere 
Recht K.G. 9 S. 75). Von Bedeutung ift die im Schluhfage unter Ziff. 2 des Art. 20 für 
anwendbar erflärte Vorfchrift des Art. 11, wonach bei juriftiihen Perſonen der Eigenbefig 
nur durch Beugnifie ſtaatlicher Behörden oder durch rechtskräftige Entſcheidungen nachgewieſen 
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werben fann, Beugnifie von Gemeindebehörden (Magiftrat, Gemeindevoritand) oder fonjtigen 
Kommunalbehörden (z. B. Landeödireftor) genügen alfo nicht mehr. Bol. 8.G.N.E. 2A ©. 290. 

Da feit dem 1. Januar 1900 Eigentfum an ben Hier in Betracht fommenden, ſämmtlich 
unter Reichsrecht jtehenden Grundftüden durch Mechtögefhäft nur noch im Wege der Auflaffung 
erworben werden kann, darf bie Eintragung des Eigenbefigers auf Grund des im Art. 20 Bifi.2 
zugelaſſenen Nachweiſes nur erfolgen, wenn bie glaubhaft zu machenden oder nachzuweiſenden 
Vorausfegungen bereitd vor dem Inkrafttreten des B.G.B. vorlagen. Dies ift im Art. 20 aus- 
drücklich hervorgehoben. 

Dad Aufgebotsverfahren zur Erwirtung des im Art. 20 Abf. 3 erwähnten Ausſchluß- 
urtheild iſt duch Art, 21—27 näher geregelt. Zufländig ift nicht das Grundbuchamt, fondern 
das im Art. 22 genannte Antögericht. 

Zur Beſchaffung ber erforberlihen Nachweiſe kann das Grundbuhamt den muthmaßlichen 
Eigenthümer oder ben Eigenthumsprätendenten durch die oben erwähnte Ordnungsftrafe anhalten; 
es fann auch die im Art. 20 bezeichneten Nachweiſungen auf Koften des Säumigen beidaffen 
(Art. 32). Außerdem ift e8 befugt, Zeugen zu laden und eidlich ober eidesſtatilich auch über 
die Eigentfumdfrage zu vernehmen. Ueber die Beeidigung enticheidet das Ermeſſen des Gerichts; 
im Uebrigen finden die Vorſchriften der C.P.O. über ben Beugenbeweis und das Verfahren 
bei Abnahme von Eiden entſprechende Anwendung (freim. G.G. 8. 15, preuß. freiw. &.®. 
At. 1. 

Val. im Uebrigen Udilles-Streder 4. Aufl. ©. 458ff. und Predari ©. 42ff.; ferner 
&.G. 14 S. 94 über die Zuläffigteit der Ausftelung von Eigenbefipbeieinigungen des Fistus 
durch dieſelbe Abtheifung der Regierung, welche die Anlegung bes Grundbuchblatis betreibt, und 
88. 5 ©. 111 über die Zuftändigfeit der Gemeindebehörben zu Eigenbefigbejjeinigungen (jeht 
nur noch zw Gunften phyfiicher Berfonen), teogbem fie von der Aufſichtsbehörde angemwiefen 
find, deren Genehmigung zu der Ausftellung einzuolen; jchliehlih R.G. 6 ©. 83 über die 
Unzuläfjigleit der Nachprilfung des thatſächlichen Inhalts der Beſitzbeſcheinigungen durch den 
Grundbuchrichter. 

d. Ueber ben Beitpunft der Anlegung bes Grundbuchblatts vgl. Art. 28. 

©. Das Verfahren bient in erfter Linie zur Ermittelung des Eigentümers. Nach dem 
Borhandenfein dingliher Rechte Hat das Grundbuchamt nicht zu forſchen. Diefe werden 
nur berüdjiätigt, wenn fie entweder in dem Ausſchlußurtheile, durch welches der Eigenthums— 
nachweis gefiihrt ıpird, vorbehalten (dgl. Art. 27) oder bei dem Grundbuchamt angemeldet find, 
und ihre Eintragung ſetzt voraus, daß fie fi entweder auf eine von dem Eigenthümer aus: 
geftellte öffentliche Urkunde gründen oder von dem Eigenthümer anerfannt find; eine öffentlich, 
beglaubigte Urkunde ift ber Öffentlichen nicht gleichgeftellt. Ein Widerfprud zu ihren Gunften 
wird nur auf Grund einer einftweiligen Verfügung eingetragen. Ueber das Verfahren vgl. 
Art. 28 Abf. 2, Art. 29 Abf. 2. Auch im dem Falle des Art. 28 Abſ. 2 wird es einer Friſt⸗ 
bejtimmung nicht bebilrfen, wenn ber Eigenthümer da8 Recht anerkennt, während andererfeits 
die im Art. 29 Abſ. 2 vorgefchriebene Vernehmung des Eigenthilmer8 beim Borhandenfein 
einer öffentlichen Urtunde (ebenfo wie biöher, preuß. G. B. O. $. 137) nicht erforderlich ift. gl. 
Predari ©. 44 und über die Rekognitionshypothelen be früheren Rechtes Achilles-Strecker 
4. Aufl. ©. 4627. 

Zür die Rangordnung ber in das Grundbuch aufzunehmenden Rechte bleiben 
in erſter Linie die im Uebrigen befeitigten Sonderbeitinmungen ber einzelnen Landedtheile maß— 
geblih; im deren Ermangelung regelt fich die Rangorbnung nad) den zur Beit ber Entiteung 
der Rechte geltenden Gejegen und, wenn fie hiernach nicht beſtimmt werden kann, nad) der 
Beitfolge der Anmeldungen (Urt. 30). Die für bie einzelnen Vandestheile exfaffenen Geſebe 
find: 1) Patent wegen Einrichtung des Hypothekenweſens in den mit den Preußiſchen Staaten 
wieder vereinigten Provinzen jenſeits der Elbe und Wefer, namentli in ber Altmark, im 
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Artikel 34. 
Für die nach diefer Verordnung dem Grundbuchamt obfiegenden Verrichtungen 
iſt bis zum Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Amtögericht zuftändig, 
welche3 nach der bezeichneten Zeit als Grundbuchamt zuftändig fein wird. 


Herzogtfum Magdeburg mit dem Saal-Kreife, im Fürſtenthum Halberjtabt, in den Grafſchaften 
Hohenftein, Mansfeld und Wernigerode, im vormaligen Stift Quedlinburg, im Fürſtenthum 
Eichsfeld und defien Depenbenzen, in der Stadt und dem Gebiet Erfurt, in den Städten Mühl- 
Haufen und Nordhaufen, in den Furſtenthümern Minden, Münfter und Paderborn, den Graf⸗ 
fhaften Mark, Mavensberg, Tedlenburg, und der oberen Graficaft Lingen, in den Herzogs 
thümern Kleve und Geldern, dem Fürſtenthum Moers, den Grafihaften Efien und Werden und 
dem vormaligen Stift Eiten, vom 22. Mai 1815, G.S. ©. 185; 2) Patent wegen Bieder- 
berftellung des Hnpothelenweiens in dem Großherzogthum ofen, bem Cufms oder Michelauſchen 
Kreife und der Stadt Thorn vom 4. April 1818, GS. ©. 20; 3) V.O. vom 25. Mai 1818 
8.4, G.E. ©. 45; 4) BD. wegen Einrichtung bes Hypothekenweſens in dem mit ben Preußiſchen 
Staaten vereinigten Herzogthum Sachſen, vom 16. Juni 1820, &.€. ©. 101; 5) Patent wegen 
Einführung des Allgemeinen Landrechts und der Algemeinen Gerichtsordnung in das Herzog- 
thum Weftphalen, das Fürſtenthum Siegen mit den Aemtern Burbach ımd Neuenkirchen ($reien- 
und Hüden-Gnmd) und die Grafihaften Wittgenftein-Wittgenftein und BWittgenftein-Berfeburg, 
dom 21. Juni 1825 88. 6ff., G.S. ©. 153; 6) V.O. wegen Einrichtung des Hypothekenweſens 
in den unter 5) genannten Landestheilen vom 31. März 1834, G.S. ©. 47; 7) B.D. wegen 
eined allgemeinen Aufrufs der im 8. 20 der 8.D. vom 31 März 1834 (unter 6) bezeichneten 
Realberechtigten, vom 22. März 1844 (©.E. ©. 71); 8) V.O. megen Heritellung des Hypo— 
thefenwefens in DOftfriesland vom 29. September 1817 8. 18, Gef. betr. die Berichtigung des 
Befigtiteld von Grundjtüden durch Ebiktallabung für die Brov. Tftfriesland und das Harlinger- 
land v. 29. Oftober 1848 (Hannov. G. S. III ©. 61) und Gef., betr. die Einrichtung und Ird- 
nung des Hypothekenweſens in der Nicdergrafihaft Lingen und in den bamit vereinigten vor- 
mals Münſterſchen Ortidaften vom 26. Mai I845 (Hannov. G.S. I ©. 457). 

4. Die Vorſchriften der Art. 16-32 finden nur auf Grundftücde Anwendung. „Die für 
das Bergrecht erlafienen befonderen Veitimmungen bleiben unberüßrt.“ (Urt. 33.) Diefe find: 
a) Infteuftion für die SKgl. Bergämter zu Bodum und Eſſen, wegen Einrichtung und Bes 
arbeitung bed Hypothekenweſens, vom 21. Eeptember 1832 (Jahrb. 40 ©. 226); b) V. O., betr. 
die Einrichtung des Berg- Hypothekenweſens in dem Herzogtfum Weftfalen, dem Fürſtenth. 
Siegen mit ben Aemtern Vurbach und Neuenkirchen (Freien- und Hückenſchen Grund) und den 
Graffhaften Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenftein-Berleburg, vom 28. Februar 1845, ©. 
©. 100; e) Inſtruktion für bie Ausführung ber BD. vom 28. Februar 1845, betr. die Ein- 
richtung des Berg Hypothekenweſens in dem Bezirke bes Kgl. Berggerichts zu Siegen, von 
21. März 1845, J. M.Bl. ©. 78. 








d. Zuftändiges Grundbugamt. 


Artikel 34. 

Art. 34 regelt nur die Zuftändigkeit für die Zeit vor dem 1. Januar 1900. Für die 
fpätere Zeit fommen bie Vorſchriften der Art. I—3 bes A.G. (oben ©. 363 Erl. IT, S. 364if.) 
ohne Weiteres zur Anwendung (vergl. ©. 336 Erl. 1b, ©. 470 Erl. I). Bon diefen fommt 
für das Verfahren zum Zwecke der Anlegung der Grundbücher nur die Vorſchrift des Art. 1 
und, falls ein Örundjtild in ben Bezirken mehrerer Grundbuchämter belegen ift, die des Art ? 
in Betracht, da eine Zufhreibung und eine Vereinigung erſt nad) dem Inkrafttreten des Reichs: 
grundbuchrechts hinſichtlich aller beteiligten Grundftüde möglich ift (oben ©. 158 Erl. 2 a. E.. 
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Artikel 35. 
Die Anlegung ber Grundbücher für das Gebiet des vormaligen Herzogthums 
Nafjau und die Injel Helgoland wird durch befondere Verordnung geregelt. 


Artikel 36. 

Solange nicht für alle Grundbuchbezirke der Monarchie dag Grundbuch als 
angelegt anzufehen ift, hat der Juftizminifter alljährlich im Monat Januar die 
Bezirke, für die während des vorhergehenden Kalenderjahr die. Anlegung erfolgt 
iſt, in der Gefeg-Sammlung befannt zu machen. 

In gleicher Weife find die Bezirke befannt zu machen, für welche das Grund- 
buch aud in Anfehung der von der Anlegung urſprünglich ausgenommenen 
Grundjtüde nad) Artifel 15 Abſ. 2 als angelegt gilt. 


Im Falle der nachträglichen Eintragung eines unter Grundbuchrecht ftehenden, noch nicht ge= 
buchten Grunditüds können aud die für den Fall ber Vereinigung und der Zufhreibung ges 
gebenen Vorſchriften ber Art. 2 und 3 zur Anwendung gelangen, da bie vorgängige Eintragung 
der zu vereinigenden Parzellen oder des al Beltandtheil zuguichreibenden Grunbftüds in dem 
Grundbuche des Grundbuhamts, in defien Bezirke fie belegen find, nicht vorgeſchrieben iſt (vgl. 
oben ©. 159 Erl. 4 Abſ. 2). 


e. Grundbudanlegung in Naſſau und Helgoland. 
Artitel 35. 

Die Verordnungen find inzwifchen ergangen. Vgl. Kgl. V.O., betr. die Anfegung der 
Grundbücer im Gebiete de vormaligen Herzogthums Nafjau, vom 11. Dezember 1899, G.S. 
€. 595 (dazu Allg. Verf. vom 7. Mai 1900, betr. dad Grundbuchweſen in biefem Gebiete, 
IMDB. Hinter ©. 426) und Kgl. B.D., betr. die Anlegung des Grundbuds für die Inſel 
Helgoland, v. 10. April 1900 (G.S. ©. 111). Durch diefe Verordnungen (Naſſau Art. 39, 
Helgoland Art. 29) ift auch das Verfahren zum Bivede ber Eintragung von Grundftitden, bie 
bei der Anlegung des Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten haben, in einer der Vorfchrift des 
Art. 15 entſprechenden Weife geregelt. 


f. Jährliche Befanntmahung der Grundbudanlegung in ber Gejeg- Sammlung. 
Artitel 36. 

Zur Ausführung der oben S. 489 Erl. f und ©. 492 Erl. 2 bereits erwähnten Vorſchrift 
des Art. 36 ift die Allg. Verf. v. 18. November 1899 (J. M.Bl. ©. 347) Nr. 6 ergangen: 
„5. Solange nidt fir alle zu dem Bezirt eines Grundbuchamts gehörenden Grundbuchbezirte 
und Anlegungsbezirfe das Grundbuch als angelegt anzufehen ift, Hat das Grundbuchamt all⸗ 
jährlich bis zum 15. Dezember den Landgerichtspräſidenten ein Verzeichniß der Bezirke ein— 
zureichen, für die während des Kalenderjahrs die Unlegung des Grundbuchs befannt gemadt 
worden ift; in dem Verzeichniß ift die Nummer des Amtsblatts anzugeben, durch welches bie 
Bekanntmachung erfolgt ift. Eine nachträglich bis zum Schluſſe bes Jahres bewirkte Bekannt- 
madung iſt dem Landgerichtspräſidenten unverzüglich anzuzeigen.“ 

Auf Grund des Art. 36 find die oben ©. 481ff. Erl. 2, 4 erwähnten Bekanntmachungen 
vom 25. Januar 1900 (G.S. ©. 19) und vom 26. Januar 1901 (G.S. ©. 13) ergangen. 
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Artikel 37. 

Die Vorſchrift des S. 4 der Grundbuchordnung findet auf mehrere zu einem 
Zamilienfideitommifje gehörende Grundjtüde au dann Anwendung, wenn fie in 
den Bezirken verfchiedener Grundbuchämter belegen jind. Tas zuitändige Grund- 
buchamt ift nad $. 20 des Ausführungsgejeges zum Gerichtöverfafjungsgeiege zu 
bejtimmen. 


Urkundlich unter Unjerer Höchſteigenhändigen Unterjhrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 13. November 1899. 


(L. 8) Bilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. 
Schr. v. Hammerftein. Schönitedt. Brefeld. v. Goßler. 
Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. Tirpig, Stube. 
Schr. v. ARheinbaben. 


4. Gemeinfgaftliges Grundbugblatt für Familienfdeiksmmiße. 


Artikel 37. 
Die Vorſchrift des Art. 37 ftügt ſich auf 8. 86 der G.B.Q. (oben ©. 341) und verbantt 
ihre Aufnahme ben in der Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes bei Berathung des A. G. (K.B. 


8. W.9. ©. 2) ausgeſprochenen Wünfden. al. oben ©. 156 Erl. 3b und über dem Inhalt 
des 8. 20 des MG. 3. ©:B.0. oben ©. 364 Ci. 2. 


Allgemeine Berfügung vom 20. Honember 1899 
zur Ausführung der Grundbuchorduung. 
(Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt ©. 349 ff.) 


Auf Grund des 8. 1 Abf. 2 und ber SS. 93 bis 97 der Grundbuchordnung 
ſowie des Artikel 29 des Ausführungsgejeges vom ZH. September 1899 (Gejeg- 
Samml. ©. 307) wird Folgendes angeordnet: 


I. Grundbüder. 
&1. 
Für jeden Gemeindebezirt oder felbjtändigen Gutsbezirt und, wenn ein 
Gemeindebezirk zum Zwede der Grundbuchanlegung in mehrere Bezirke getheilt 


Borbemertungen. 

1. Die Allg. Verf. trifft vor allem die im 8. 1 Abf. 2 ber G. B. O. (oben ©. 147ff.) der 
Landesjuftizverwaltung übertragenen Anorbnungen über die Einrichtung der Grundbücher und 
über das damit im Bufammenhange ftehende Verfahren. Im ihr ift jerner von ben Vorbehalten 
ber 88. 93—97 der ©.8.D. (oben ©. 348ff.) Gebrauch gemacht, indem Vorſchriften über Eins 
fit der Grundbücher und die Extheilung von Wbfchriften (Mg. Verf. 88. 32, 33), über die 
Grundakten (98. 34—36), über die Zuläffigfeit der Verweiſung auf andere Akten ($. 35 Abſ. 2), 
über die Abſchreibung und Velaftung von Grundftüdäteilen (8. 30) und über den Inhalt des 
Hypotheten⸗ und Grundſchuldbriefs (88. 37—42) getroffen finb. Much von der dur Art. 29 
des A.G. 3. G. B.O. ertheilten Befugniß zur Aenderung ber landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Einrichtung der Grundbücher, melde neben ber ©.B.D. in Kraft bleiben, hat ber Yuftize 
minifter, wie oben ©. 427 bereits erwähnt, in der Allg. Verf. Gebrauch gemacht. 

2. Ein Berftoß gegen die Vorſchriften der Allg. Verf. begründet die Beſchwerde und bie 
weitere Beſchwerde (oben ©. 330 Exl. 2a). Dagegen hat er die Nichtigkeit der Eintragung 
regelmäßig nicht zur Folge. Vgl. oben ©. 143 Erl. 5. 


I. Grundbüder. 
büher nad; Bezirken, Aumerirung der Bände und Blätter. 
1,2 
4. Die Bejtimmung des $. I Abf. 1 Satz 1 über bie bezirköweife Einrichtung der Grund» 
bücher entſpricht ber Vorſchrift des $. 2 Abf. 1 der G. B.O. und iſt oben ©. 149 bereits er- 


1. &inrigtung der Er: 
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ift, für jeden Anlegungsbezirk wird ein Grundbuch eingerichtet. Tas Grundbuch 
kann aus mehreren Bänden beitehen, die Bände erhalten fortlaufende Nummern. 

Inwieweit in das Grundbuch eines Bezirkes bei Bildung gemeinſchaftlicher 
Grundbuchblätter Grundftücde mitaufgenommen werden fünnen, die in anderen 
Bezirken belegen find, beftimmt ſich nad) $. 4 der Grundbuchordnung und Artifel 37 
der Verordnung, betreffend das Grundbuchweien, vom 13. November 1899 (Gejek- 
Samml. ©. 519). 

8.2. 
Die Grundbuchblätter erhalten fortlaufende Nummern. 


8.3. 
Zur Bezeichnung der Grundftüde find im Grundbuche nach dem Inhalte der 
Steuerbücher anzugeben: 
1. der Name ber Gemarkung: 


Örtert. Won dem bißherigen Rechte (preuß. G.B. O. 8. 1) weicht fie infoferm ab, als fie die 
beſonderen GrundfteuersErfebungsbezirte nit erwähnt und die Eintheilung eines Ge- 
meinbebezirfeß in mehrere Anlegungsöbezirke vorfieht. Bis zur Wuflöfung jener Bezirke, 
zu denen größere Komplexe von Liegenfdaften vereinigt waren, die feinem Gemeinde oder 
felbftänbigen Gutsbezirk angehörten (Gef., betr. die definitive Untervertheilung und Erhebung der 
Grundftener in den fedh8 öftlicen Provinzen, vom 8. Februar 1867, ©.G. ©. 185, 8. 3), 
werden die für fie angelegten Grundbücher beibehalten (Allg. Verf. $. 28 Abf. 1). Die An— 
legungäbezirte werden nad Anweiſung des Juftizminifiers (Grundbuch-Einf. Geſ. f. Frankfurt 
8. 30, für Lauenburg 8. 21) oder des Oberlandesgerihtspräfidenten (BD. für Nafjau Art. 31 
beftimmt und abgegrenzt. 

Ueber den Zufammenhang der Vorſchrift des $. 1 Abſ. 2 mit der des Abſ. 1 Gap 1 
vgl. oben ©, 149 Erl. 1, ©. 150 Erl. 2b und ©. 156 Erf. 3b und über die im $. 1 nicht 
befonder8 erwähnten Fälle der Zuſchreibung und der Bereinigung ©. 150 Erl. 2e und 
€. 157 ff. 

Keine Anwendung findet die Vorfehrift des $. 1 Gap 1 auf Bergwerke; nad $. 23 iit 
für die im Bezirk eines Grundbuchamts belegenen Bergwerke ein befonderes Grundbuch ein- 
äurichten. 

2. Die Vorſchriften, dab die Bände bes Grundbuchs für den einzelnen Bezirk ſowie die 
Grundbuchblätter fortlaufende Nummern erhalten (8. 1 Abj. 1 Sag 2, $. 2), enthalten keine 
Neuerung (vgl. preuß. ©.B.D. $. 1 Abſ. 2, Adilles-Streder 4. Aufl. ©. 294 Erl. 3. Die 
Grundbuchblätter find nit etwa nur innerhalb ber einzelnen Bände, fondern durch alle Bände 
des Bezirkes Hindurc fortlaufend zu numeriren, fodaß in bem zweiten und jedem folgenden 
Bande nit wieder mit Blatt Nr. 1 begonnen werden darf. Auch wenn auf Grund der Vor— 
ſchrift des $. 27 Abſ. 2 der Allg. Verf. in einen Bezirke, defien Grundbuch bisher nach For- 
mular IT eingerichtet war, in einen neuen Bande das neue Formular benupt wird, ift die 
Numerirung der Blätter richtiger nicht von neuem zu beginnen, fondern mit ber auf die legte 
verwandte Artifefnummer folgenden Zahl fortzufegen. 


2. Bejeichnung der Grundfüke im Grundbude. 


8.3. 
1. Die auf 8.2 Abſ. 2 der ©.B.O. (oben ©. 150) und Art. 2 der Kgl. B.O. (oben 
©. 473) beruhenden Vorſchriften des $. 3 enthalten wichtige Neuerungen gegenüber dem früheren 
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2. die Nummern des Kartenblatt3 (der Flur) und der Parzelle; 

3. die Artifelnummer der Grundfteuermutterrolle, die Nummer der 
Gebäudefteuerrolle; 

4. bie Wirthſchaftsart (Ader, Wiefe, Garten, Wohnhaus, Wohnhaus mit 
Hofraum und Hausgarten x.) und die Lage (Straße, Hausnummer 
oder die fonftige ortsübliche Bezeichnung); 

5. die Größe; ift die Größe aus den Steuerbüchern nicht erfichtlich, jo 

ift dies anzugeben; 

. der ftaatfich ermittelte Orumdfteugrreinertrag und Gebäubefteuer- 
nugungswerth, in den Hohenzollernſchen Landen ber Steueranichlag 
(das Grund- und Gebäudeiteuerfapital). 

Beſteht ein Grundftücd aus mehreren Katafterparzellen, fo kann die im Abf. 1 

Nr. 2 vorgejchriebene Angabe der Kartenblatt- und Parzellennummern unterbleiben, 

menn wegen ber Zahl der Parzellen das Grundbuch nach dem Ermefjen des 

Grundbuchamts umüberfichtlich werden würde und die Parzellen nach Ausweis 

eines bei den Grundakten befindlichen beglaubigten Auszug® aus der Grundfteuer- 

mutterrolfe in biefer auf einem oder mehreren Artikeln nachgewieſen find, die 
andere Parzellen nicht umfafjen. Das Grundbuchamt kann die Katafterbehörde 
um bie Ertheilung des Auszugs, erforderfichenfall® auch um die vorherige Ein- 
tragung des Grundſtücks auf einem oder mehreren bejonderen Mutterrollenartifeln 
von Amtöwegen erfuchen. 

Statt der im Abj. 1 Nr. 4 vorgefchriebenen Angabe genügt in den Fällen 
des Ab. 2 die Angabe des Gefammtnamens des Grunditüds (Rittergut x, Bauer- 
hof y ac). \ 


© 


Rechte (vgl. Adilles-Streder 4. Aufl. ©. 306ff., 467ff.), indem fie die bisher nur beim 
Formular II erforderliche Uebernahme der vollen Bezeichnung ber Grundfrüde aus dem Flur— 
buch, insbefondere auch; der Angabe der Gemarkung, der Nummern des Kartenblatt8 (der Flur) 
und der Parzelle anordnen. Die Angabe der Artikelnummer ber Grundfteuermutterrolle und 
der Nummer ber Gebäudefteuerrolle genügt alfo nicht mehr; fie iſt aber auch jept noc erforder 
lich und findet in dem Verzeichniſſe der Grundſtücke (nicht mehr in ber Aufſchrift des Formulars I 
ober auf dem Titel des Formulars IT) ihren Blag. 

Aus der Gebäudeitenerrolle ift außer ber Nummer nur bie Straße und Hausnummer 
oder die fonftige ortsilbfihie Bezeichnung des Gebäudegrundftüds und der Gebäudefteuer- 
nutzungswerth zu übertragen, nicht aud) die einzelnen Gebäude, welche die Gebäubefteuers 
rolfe unter Buchſtaben aufführt (vgl. oben S. 474 Erl. 2b), es genügt alfo z. B. als Ein- 
tragung in Spalte 7 bed eriten Abſchnitts des Beſtandverzeichniſſes „Hofraum mit Wohnweſen 
Haus Nr. 8“ (vgl. Bredari ©. 32), und im Spalte 10 ift mur der Gejammtbetrag des &e- 
bãudeſteuernutzungswerths aller auf dem Grundftüde ftehenden Gebäude anzugeben. Diefe Ans 
gaben bürfen aber, obwohl es an einer Ausnahmebeftimmung fehlt, dann nicht in das Grund» 
buch übertragen werben, wenn die Gebäude ausnahmsweiſe nicht dem Eigenthümer gehören 
follten (vgl. oben ©. 15); denn fie Bilden in dieſem Sale feine Beftandtheile des Grundftücs, 
jondern bewegliche Sachen, deren Rechtsverhältnifie zur Aufnahme in das Grundbuch nicht be— 
ftimmt find, und ihre Aufnahme ift geeignet, Täufjungen über ben Werth des Grundſtücks zu 

Agilies-Streder, Grumdbuhorbnung. 5. Kuflage. 83 
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bewirken, denen gegenüber eine Berufung auf dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, wie 
oben ©. 15 erwähnt, nicht zuläffig ift. 

Bgl. im Uebrigen über die regelmäßig aufzunehmenden Angaben hinſichtlich der Grund— 
ftüde 9.3 Abſ. 1 und das amtliche Formular. Siehe auch oben ©. 476 Erl. c a. E. über die 
Frage, melde Grundftlide grundftenerpflihtig und welche zur Gebäudeſteuer veranlagt find; bei 
eriteren ift nad 8. 3 Abſ. 1 Bi. 6 der Meinertrag (auch jept noch in Thalern und Hundert 
theilen von Thalern, vgl. 8.&. 2 ©. 87) und bei dieſen der Nupungswerth (in Dark) anzugeben. 

2. Bon der Regel der 8. 3 Abſ. 1 gilt nit für jeden Fall der Eintragung mehrerer 
Grundftüde als ein einheitliches Ganzes eine Ausnahme. Auch in den Fällen der Ber- 
einigung und der Bufcreibung find regelmäßig bie Kartenblatte und Parzelen-Nummern 
der einzelnen Parzellen anzugeben; für dieſen Fall gilt nur das Befondere, dab bie 
Barzellen unter einer laufenden Nummer aufzuführen und nur ihre Gejammtgröße ſowie 
der Gefammtbeirag des Reinertrags und des Nuhungéswerihs anzugeben ift (Wlg. Verf. 8. 8 
Abf. 1 Sap 2, Abf. 2 Sag 2; vgl. das amiliche Formular Beſtandsverzeichniß I Ifb. 
Mr. 6, 7, 8, Rechtſpr. 3 ©. 45 u. D. Jur. Z. 1901 ©. 330); nad dem Wortlaute der Bor- 
ſchrift des 8. 8 Abſ. 2 Sap 2 ift die getrennte Angabe der Größe und des Meinertrags 
ober des Nutzungswerths der einzelnen Parzellen nicht eiwa unnöthig, fondern unzuläffig, da 
die Parzellen nur noch als ein Grundftüd in Betraht tommen (vgl. ©. 159 Ext. 5). Aus: 
nahmsweiſe kann jedod unter den im $. 3 Ab. 2 angeführten Vorausfegungen bie im 3. 3 
Abf. 1 Nr. 2 vorgejchriebene Angabe der Kartenblatt- und Parzellennummern unterbleiben und 
ftatt der ebd. unter Nr. 4 vorgeſchriebenen Angabe nur der Gejammtname des Grundjtüds 
(Rittergut, Bauerhof 2c.) angegeben werben. ' Diefe Vorausfegungen find, 1) daß ein Grund» 
ftüd aus mehreren Katafterparzellen beiteht, daß alfo die Iegteren ein einheitlihes Ganzes 
bilden, 2) daß durch die Eintragung aller Parzellen wegen beren Zahl das Grundbuch nad) dem 
Ermefien des Grundbuchamts, welches dabei die gefammten Umftände des Einzelfalls zu beritd- 
fitigen hat, unüberfihtlih werden würde, 3) daß der oder die Artifel der Grundſteuermutter— 
rolle, auf welchen bie Parzellen verzeichnet find, andere Parzellen nicht enthalten, und 4) daß ſich 
ein beglaubigte Auszug aus der Grundſteuermutterrolle über den oder bie betrefienden Artitel 
bei den Grundakten befindet. Diefe letzteren beiden Vorausfegungen, welche für die Eintragung 
der Gutöfomplere nad) der preuß. G.B. O. $. 4 Abſ. 1 Gas 3 (vgl. Uhilles-Streder 4. Aufl. 
©. 299f. Erl. 4, 5) nicht aufgeftellt waren, bienen der Spezialifirung des in dem Grundbuche 
nur dur Angabe ber Artilelnummer der Grundftenermutterrolle und des Gejammtnamens des 
Grundftüds (fowie der Gefammtgröße und des Gejammtreinertrags) bezeichneten Grundſtücks; 
da ber ober die Artikel weitere Parzellen nicht aufweiſen, genügt die Angabe der Artitelnunmer, 
um Die zu dem Grunbftüde gehörigen Parzellen zu kennzeichnen; damit das Grundbuchauit 
aber fi von dem Borhandenfein diefer Vorausſetzung überzeugen und auch ſeinerſeits die ein= 
zelnen Parzellen jeder Zeit feftftellen kann, iſt das Vorhandenſein des Auszugs aus der Grund 
fteuermutterrolle zur Bebingung gemacht. Diefer Auszug kann von Amtswegen eingeforbert 
werben; aud zu dem Erſuchen um vorherige Vereinigung der Barzellen auf einem oder mehreren 
befonberen, d. 5. andere Parzellen nicht umfafienden Mutterrollenartifeln ift das Grundbuhamt 
für zuftändig erklärt. Ch das Katafteramt dieſem lepteren Erjuchen Folge leiften muß, bejtimmt 
fi) nad) den für die Katafterbehörden erlaſſenen Vorſchriften; die Borausfegungen, unter denen 
nad ber Katafteranweifung I vom 21. Februar 1896 $. 64 Grunditüde befielben Cigen- 
thumers auf verſchiedenen Artikeln nachzuweifen find, find oben ©. 474 Erl. 2b erwähnt. 

Aus dem Gelagten ergiebt ſich ohne Weiteres, daß die unter 3) und 4) angefüßrten 
Vorausfegungen nicht nur bei der Eintragung des Grundftüds, fondern fortdauernd vorhanden 
fein müjien, daß alfo auch fpäter feine weiteren, nicht zu bem Grunditüde gehörigen Parzellen 
auf den oder bie Grundſteuermutterrollen-Artikel eingetragen werden dürfen fowie daß der bei 
den Grundaften befindliche Katafterauszug ftet® auf dem Laufenden zu erhalten ift. Daß das 
Katafteramt weitere Parzellen auf demfelben Artitel einträgt, ift nach der angeführten Vorſchrift 
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8.4. 

Zur Bezeichnung der Berechtigten find im Grundbuch anzugeben: 
1. bei natürlichen Perfonen der Name (Vorname, Familienname), ber 
Stand, der Beruf fowie der Wohnort und, ſoweit diefe Angaben nicht 
thunlich oder nicht ausreichend find, ambere die Berechtigten deutlich 

fennzeichnende Merkmale; 

2. bei Handelögejellihaften, bei eingetragenen Genofjenfchaften und juri- 
ftifchen Perfonen anderer Art die Firma oder der Name und der Sip. 
Bei Eintragungen für den Fiskus, eine Gemeinde oder eine fonftige juriftifche 
Perjon des öffentlichen Rechtes fann auf Antrag des Berechtigten derjenige Theil 


der Kataſteranweiſung dadurch am fiherften zu verhindern, daß das Grundbuchamt die Ein— 
tragung weiterer felbitändiger Grundftüde auf demfelben Grundbuchblatte wegen Beforgnik der 
Verwirrung (G. B. O. $. 4) ablehnt; font muß es ſich vor diejer Eintragung vergewiſſern, ob 
das Satafteramt die Parzellen trog ihrer Eintragung auf demfelben Grundbuchblatt auf einem 
anderen Artitel verzeichnen wird. Coll eine neue Parzelle dem einheitlichen Grundftüde zu— 
geihrieben werben, fo muß biefe auf den oder einen der obigen Artifef übertragen und die 
Mebertragung durch einen zu den Grundalten einzufordernden neuen Kataſterauszug nadj- 
gewiejen werben; vielleicht darf ſich das Grundbuchamt aud; mit dem alten Auszuge begnügen, 
es muß dann aber bie neue Parzelle felbft nachtragen und dafür forgen, daß dieſe auf dem be- 
treffenden Artitel der Grundfteuermutterrofle verzeichnet wird. Das lehtere Verfahren läßt ſich 
durch eine analoge Ausdehnung der für Abſchreibungen getroffenen Beftimmung des 8. 8 Abf. 7 
Sag 3 rechtfertigen; durch fie ift dem Grundbuchamt aufgegeben, eine ganz oder theilweife ab- 
geichriebene Parzelle in dem Auszuge roth zw unterftreihen und eine bei dem Grundftlide vers 
bleibende Reftparzelle am Schlujie neu einzutragen. 

3. Die aus Erl. 1 und 2 erſichtlichen Neuerungen gegenüber den Vorſchriften der preuß. 
G. B.O. über die Bezeihnung der Orundftüde im Grundbuch, alfo insbefondere die Eintragung 
der Gemarkung und der Nummern des Kartenblatts und ber Parzellen fowie, falls die Voraus— 
fegungen des Abſ. 2 vorliegen, die Sorge für die Eintragung der einzelnen Parzellen auf 
einem ober mehreren befonderen Mutterrollenartiteln und die Beihaffung des Auszugs find 
aud bei der Fortführung der bisherigen Bücher zu beachten. Die biefen Vorſchriften ent— 
ſprechende Bezeichnung ift „almäblih von Amtswegen zu bewirken“; eine Ausnahme ift nur 
für die Angabe der Gemarkung zugelaffen, wenn diefe denfelben Namen hat, wie der emeindes, 
jelbftändige Gut: oder befondere Grundſteuer-Erhebungsbezirk. (Allg. Verf. 8. 28 Abf. 2.) 
Für die Eintragung der fehlenden Wermerfe wird bei den nad) Formular I angelegten Grund 
büdern die Spalte „Beitandtheile” auf dem Titelblatte benügt werden müſſen. Vgl. unten 
©. 522 Erl. 2. . 

4, Ueber die Eintragung ber einem Bergwerk oder einer jelbftändigen Kohlenabbau⸗ 
gerechtigkeit zugeichriebenen Grundftüde vgl. 8.24 Abſ. 2. 


3. Bereihnung der Berehtigten im Grundbude. 


54. 
1. Bon ber Bezeichnung der Berechtigten im Grundbuch iſt bereits oben ©. 188 ff. 
Borbm. 3 die Rede gewejen. Im Uebrigen bebürfen die Beitimmungen bes $. 4 Abi. 1 
feiner Erläuterung. Vgl. auch Rechtſpr. 2 ©. 198 über die Zuläffigteit einer Eintragung für 
die Sonderfirma einer Biveigniederlafjung (9.6.8. 8. 50 Abſ. 3). 
33* 
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jeines Vermögens, zu welchem das eingetragene Grundftüd oder Necht gehört, 
ober bie Zwedbeitimmung des Grundſtücks oder des Mechtes durch einen dem 
Namen des Berechtigten in Klammern beizufügenden Zufag bezeichnet werben. 
Eine nad) Maßgabe des Gefeges, betreffend die durch ein Auseinanderjegungs- 
verfahren begründeten gemeinfchaftlicden Angelegenheiten, vom 2. Aprif 1887 mit 
einer Vertretung ausgeſtattete Gejammtheit der Betheiligten kann als Berechtigte 
eingetragen werden, ohne daß es ber Bezeichnung der einzelnen Beteiligten bedarf. 


8.5. 
Die Grundbuchblätter werden nad) dem in Anlage A enthaltenen, mit Probe- 
eintragungen verjehenen Formular eingerichtet. 
Jedes Blatt befteht aus der Aufichrift, dem Beſtandsverzeichniß und drei 
Abtheilungen. 


2. Bei einer Mehrheit ber Berechtigten ift am derfelben Stelle, wo dieſe einzutragen 
find, ihr Antheilverhältniß in Bruchtheilen oder das für die Gemeinſchaft maßgebende Rechts- 
verhältnis (G. B.O. 8. 48, oben ©. 236f.) anzugeben; bei Miteigenthümern ift diefe Angabe 
alfo in Spalte 1 ber erften Abtheilung (bei dem biöherigen Formular II auf dem Titelblatt) 
einzutragen (Allg. Berf. 8.10 Biff. 1, 8. 28 Abf. 6). 

3. Die Vorſchrift des 8.4 Abſ. 2 fteht im Bufammenhange mit $. 64 Biff. 5 der 
Kataſteranweiſung I vom 21. Februar 1896: „Fisfalifhe Grundftüde erhalten die Bezeichnung 
„Königlich, Preudiſcher Staat“ oder „Deutfces Reich“ mit Beifügung der Verwaltung, worunter 
fie ftehen, z. B. Tomänenvermaltung, Sorftverwaltung, Garnifonverwaltung, Eifenbahn- 
verwaltung u. ſ. m.; für jede Verwaltung ijt ein befonderer Mutterrollenartitel anzulegen.“ 
Sie weicht aber von biefer barin ab, daß fie ſich nicht nur auf den Fiskus, fondern auf alle 
Verfonen des öffentlichen Rechtes, nit mur auf bie Eintragung des Eigenthümers, ſondern 
auch auf bie fonftigen Bereötigten bezieht, andererſeits aber den Zuſat nur „auf Antrag bes 
Beredhtigten“ geflattet. 

4. Ueber Abſ. 3 vgl. oben ©. 393 Erl. 7. Die von den Generalkommiſſionen häufig 
beantragte Eintragung ber Vertretungsbefugniß des Gemeindevorftandes kann nicht in Abth. II 
des Grundbuchblatts, ſondern nur in Abth. I Spalte 1 (bei den: bisherigen Sormular II auf 
dem Titel) erfolgen, z. B. in der Faſſung: „Die durch den Gemeindenorftand zu X. vertretene 
Geſammtheit der an dem Yuseinanderfegungsverfahren von X. Betheiligten.“ 

5. Für Naſſau teifft die Allg. Verf. v. 7. Mai 1900 3. 1 unter a eine Eonderbejtimmung 
über die Bezeichnung ber Eigentgümer von Grundftüden, die der Leibzucht des überlebenden 
Ehegatten nad Naſſauiſchem Rechte unterliegen. 


4. Ginrihtung der Grundbublätter und Perfahren bei Eintragungen. 


a. Einrihtung des neuen Formulars. Eintragungen in die einzelnen Ab— 
theilungen und Spalten. 


88. 5-16. 
1. Das neue Formular iſt bereits oben ©. 148 Erl. 4 im Allgemeinen dharakterijirt. 
Durch bafjelbe werben die Formulare I und II der preuß. G. B. O. verdrängt, foweit fie nicht 
nad) $. 27 noch) weiterzuführen find. Daneben beftehen aber no Befonderheiten für 
Vergwerte und felbftänbige Kohlenabbaugerechtigleiten (8. 24), insbefonbere fur Vergwerte mit 
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8 6. 

In der Auffchrift find das Amtsgericht, der Bezirk ($. 1 Abf. 1), der Kreis, 
zu dem der Bezirk gehört, ſowie die Nummern des Bandes und des Blattes 
anzugeben. 

Gehört der Bezirk zu einem Stadtfreife, jo ift die Angabe des Kreiſes nicht 
erforderlich. 

8.7. 

Das Beſtandsverzeichniß zerfällt in das Verzeichnig der Grundftücde und 

das Verzeichniß der mit dem Eigenthume verbundenen Rechte. 


88. 

In dem Verzeichniffe der Grundjtüde ift die Spalte 1 für die Angabe ber 
laufenden Nummer des Grunditüds bejtimmt. Ein aus mehreren Katajterparzellen 
beitehendes Grundftüd ift unter einer Nummer aufzuführen. 

Die Spalten 3 bis 10 dienen zur Aufnahme der im 8. 3 vorgejchriebenen 
Angaben. Im Falle des Abſ. 1 Sag 2 ijt nur die Gejammtgröße ſowie ber 
Gejammtbetrag de3 Grunbdfteuerreinertrags und des Gebäudefteuernugungswerths 
anzugeben. 

In Spalte 12 jind einzutragen: 

1. der Vermerf über die Eintragung des urjprünglichen Beſtandes des 
Blattes (Zeit der Eintragung, Nummer des biöherigen Blattes ꝛc.); 

2. die Webertragung eines Grundftüds auf das Blatt; foll das Grundſtück 
mit einem auf dem Blatte bereits eingetragenen Grundſtücke vereinigt 
oder einem folchen Grundftüd als Beſtandtheil zugejchrieben werden 
(BGB. $. 890, GB.D. $. 5), jo iſt auch dies anzugeben; 

3. die Vereinigung mehrerer auf dem Blatte eingetragenen Grundftüde 
zu einem Grundftüde ſowie die Zufchreibung eines folhen Grundſtücks 
zu einem anderen als Beftandtheil; 

4. die Vermerfe, durch welche bisherige Grundſtückstheile als felbftändige 
Grundſtücke eingetragen werden, insbeſondere im Falle des 8. 6 Sag 1 
der Grundbuchordnung, jofern in diefem Falle nicht der Theil auf 
ein anderes Blatt übertragen wird; 

5. die Vermerfe über VBerichtigungen der Beitandsangaben. 

In den Fällen der Vereinigung und der Zufchreibung (Abj. 3 Nr. 2, 3) find 
die ſich auf die betHeifigten Grundſtücke beziehenden Eintragungen in den Spalten 1 


unbeweglichen Antheilen der Gewerken ($. 25), für die Hütten in der Grafihaft Sayn-Alten- 
fichen ($. 26), für Anerbengüter (88. 21, 43) und fir Hauberge (8. 44, BD. für Nafjau 
Art. 49; und auch Hinfichtlic, der Bahngrundbücher find die bisherigen Beitimmungen aufrecht- 
erhalten ($. 45). 

2. Die Einritung des neuen Formulars und das bei den Eintragungen im feine einzelnen 
Abtheilungen und Spalten zu beobachtende Verfahren ergiebt ſich aus 88. 5—20 ber Allg. Verf 
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bis 10 roth zu unterftreichen. Das durch die Vereinigung oder Zufchreibung 
entitehende Grundſtück ift unter einer nenen laufenden Nummer einzutragen; 
neben diefer Nummer ijt in Spalte 2 auf die biöherigen laufenden Nummern ber 
betheiligten Grundftüce zu verweifen (vergl. die Probeeintragung in Spalte 2 des 
Verzeichniffes der Grundftüde zu Nr. 3, 8 der Spalte 1). 

In den Fällen des Abſ. 3 Nr. 4 find die Grundtücstheile unter neuen 
laufenden Nummern einzutragen; neben diejen Nummern ift in Spalte 2 auf die 
bisherige laufende Nummer des Grundftüds zu verweilen. Die ſich auf das 
Grundſtück beziehenden bisherigen Eintragungen jind in den Spalten 1 bis 10 
voth zu unterftreichen. 

Die Spalte 14 ift bejtimmt: 

1. für die nicht unter Abſ. 3 Nr. 4 fallenden Abjchreibungen; 
2. für die Eintragung des Ausſcheidens eines Grundſtücks oder eines 
Grundftücstgeil® aus dem Grundbuche (G.B.D. $.90 Abſ. 2). 

Wird ein Grundftüc ganz abgefchrieben, jo find die fich auf das Grundjtüd 
beziehenden bisherigen Eintragungen in ben Spalten 1 bis 12 fowie die aus- 
ſchließlich das abgeichriebene Grundſtück betreffenden Vermerke in den drei Ab- 
theilungen roth zu unterftreichen. Wird ein Grunditüctstheil abgejchrieben, fo finden 
die Vorſchriften des Abi. 5 entfprechende Anwendung. Iſt im Iegteren Falle das 
Grundſtück nach Maßgabe des $.3 Ab. 2 bezeichnet, fo iit auch in dem Auszug 
aus der Meutterrolle die Abfchreibung zu vermerfen; eine ganz oder theilweiſe 
abgefchriebene Parzelle iſt roth zu unterftreichen, eine bei dem Grunditüde ver- 
bleibende Reftparzelle ijt am Schluffe neu einzutragen. Dieje Vorfchriften gelten 
auch für die Fälle des Abſ. 6 Nr. 2. 

Bei Eintragungen in den Spalten 12, 14 ift in den Spalten 11, 13 auf 
die laufende Nımmer des von der Eintragung betroffenen Grundſtücks zu verweijen. 


$9. 

Der zweite Abjchnitt des Beſtandsverzeichniſſes ijt für die Vermerke über 
Rechte, die den jeweiligen Eigenthümer eines auf dem Blatte verzeichneten Grund- 
ſtücks zuftehen, fowie über die Aenderung oder die Aufhebung eines folchen Rechtes 
(GBD. g. 8, Ausf.Geſ. z. GB.T. Artikel 12 Ab. 2 Nr. 2) beftimmt. Im Falle 
der Löſchung find in den Spalten 1 bis 4 die jich auf das geldjchte Recht 
beziehenden Eintragungen roth zu unterjtreichen. 


und aus dem Mufter Anlage A. Den Brobeeintragungen in die ber Allg. Berf. bei- 
gefügten Mufter ift diefelbe rehtlihe Bedeutung zuzuerkennen wie den Ber 
ftinmungen der Ag. Berf. felbft; ein Verſtoß gegen die aus jenen erfichtlichen Anordnungen 
rechtfertigt alfo die Beſchwerde und bie weitere Beichwerde (K.G. N.F. 2A ©. 142, ©. 174). 

3. Bon bem bisherigen Grundbuchformular I weicht das neue vor allem dadurd) ab, dab 
an bie Stelle des Titeld die Aufſchrift und das Beftandsverzeichniß getreten ift. 

a. Ueber den Inhalt der Aufſchrift dgl. $. 6 und das amtliche Mufter. Die gleichen 
Angaben waren fon nad) dem früheren Rechte oben auf dem Titelblatte des Formulars I 
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g. 10. 
In die erfte Abtheilung find einzutragen: 

1. in Spalte 1 der Eigenthümer, bei Miteigenthümern auch) die im 8. 48 
der Grundbuchordnung vorgejchriebene Angabe; 

2. in Spalte 2 die laufende Nummer der Grundftüde, auf die ſich die 
in Spalte 3 enthaltenen Eintragungen beziehen; 

3. in Spalte 3 der Tag der Auflaffung oder die anderweitige Grundlage 
der Eintragung (Erbichein, Teftament, Zufchlagsbeichluß, Bewilligung 
der Berichtigung des Grundbuch, Erfuchen der Auseinanderfegungs- 
behörde um die Berichtigung, Enteignungsbejchluß 2c.), der Verzicht 
auf das Eigenthum an einem Grundftüde (B.G.B. $. 928 Abf. 1) 
und der Tag der Eintragung; 

4. in Spalte 4 auf Antrag de3 Eigenthümers der Erwerböpreis, der durch 
eine öffentliche Taxe feitgeftellte Schägungswerth und bei Gebäuden 
die Feuerverficherungsjumme unter Hinweis auf die laufende Nummer 
bes Grundftüds und met Angabe des für den Preis, die Schägung 
oder die Verficherung maßgebenden Zeitpunkts. 

Bei der Eintragung eines neuen Eigenthümers find die fich auf, 
den bisher eingetragenen Eigenthümer beziehenden Vermerke in den’ 
Spalten 1 bis 3 roth zu unterftreichen. 


8. 11. 
In der zweiten Abtheilung dienen bie Spalten 1 bis 3 zur Eintragung: 

1. der das Grundftüc belaftenden Rechte mit Ausnahme von Hypotheken, 
Grundſchulden und Rentenjchulden, insbefondere auch der im 8. 1010 
Ab. 1 und im $. 2044 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Belaftungen des Antheils eines Miteigenthümerd oder Miterben; 

2. der Beichränfungen des Verfügungsrechts des Eigenthümers, insbeſondere 
durch die Fideilommißeigenfchaft des Grundſtücks (Ausf.Geſ. z. ©.B.D. 
Artikel 15 Ab. 1 Say 2), durch das Recht eines Nacherben (G.B.D. 
$. 52) ober die Ernennung eines Teftamentsvollftreders (6.B.D. $. 53), 
durch die Anordnung der Zwangsverjteigerung oder Zwangsverwaltung 
des Grundſtücks (Geſetz über die Zmangsverfteigerung 2c. $. 19 Abſ. 1, 


wie des Formulars II zu machen. Außerdem ift nad) den Landgäterorbnungen für bie Prov. 
Brandenburg vom 10. Jufi 1883 (G.S. ©. 111) 8. 3 Abf. 3, für die Prov. Schlefien vom 
24. April 1884 (G.S. ©. 121) 8. 3 Ubf. 3, für die Brov. Schleswig- Holſtein mit Ausnahme 
des Kreiſes Herzogth. Lauenburg vom 2. April 1886 (B.C. ©. 117) 9. 3 Abſ. 3 und für den 
Neg.Bez. Caffel mit Ausnahme des Kreiſes Rinteln vom 1. Juli 1887 (©.S. ©. 315) 8. 5 
Abf. 5 bei den in der Landgüterrolle eingetragenen Grunditiiden die Nummer des Rollenblatts 
in ber Auffchrift zu vermerten, damit das Grundbuchamt bei fpäteren Eintragungen in das 
Grundbuch, insbefondere bei Abfchreibungen und Bufcreibungen (vgl. $. 6 ber letzterwähnten 
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$. 146 Abſ. 1), durch ein vom Konkursgericht erlaffenes Veräußerunge- 
verbot oder durch die Eröffnung be3 Konkursverfahrens über das Ver- 
mögen des Eigenthümers (K.D. 8. 113), durch die Vermerke oder Vor— 
merfungen nach $. 59 der Verordnung wegen des Geſchäftsbetriebs in 
den Angelegenheiten ber Gemeinheitstheilungen ıc. vom 30. Juni 1834, 
nad) $. 12 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung 
von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 und nad) 8.23 Abi. 3 Nr. 1 
des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anfiedelungs- 
gütern, vom 8. Juni 1896 fowie durch die Zugehörigkeit zu einer Bahn⸗ 
einheit (Gejeg, betreffend das Pfandrecht an Privateijenbahnen x., 
vom 19. Auguft 1895 8.15 Abf. 1); 

3. der Vormerfung über ein eingeleitetes Enteignungsverjahren (Ent- 
eignungsgefeg vom 11. Juni 1874 8. 24 Abi. 4); 

4. ber vertragsmäßigen Feitftellung der Höhe einer für einen Ueberbau 
ober einen Nothiveg zu entrichtenden Rente ſowie des Verzicht? auf 
die Rente (3.6.8. $. 914 Abſ. 2, 8.917 Abi. 2). 

In die Spalten 4, 5 find die Veränderungen der in den Spalten 1 bis 3 
vermerften Rechte und Beſchränkungen einzutragen, Hierher gehören insbeſondere 
die Aenderung des Rangverhältnifes (B.G.B. 8. 880), die nachträgliche Anlegung 
eines befonderen Grundbuchblatts für eim Erbbaurecht (G.B.D. $.7 Abſ. 2), die 
Mitbelaftung eines anderen Grundſtücks in den Fällen des 9.49 Abſ. 1 Sag 2 
der Grundbuchorbnung fowie die Beſchränkung des Berechtigten in der Verfügung 
über ein in den Spalten 1 bis 3 eingetragenes Recht (3.6.8. $. 892), auch wenn 
die Beſchränkung nicht erſt nachträglich eintritt. 

Die Löſchung einer Veränderung erfolgt in Spalte 6, die Loſchung der in 
den Spalten 1 bis 3 eingetragenen Rechte oder Beſchränkungen in den Spalten 7, 8. 


2.12. 

In der dritten Abtheilung dienen die Spalten 1 bis 4 zur Eintragung der 
Hypothefen, Grundichulden und Rentenjchulden. 

In die Spalten 5 bis 7 find die Veränderungen eines jolchen Rechtes einzu= 
tragen. Hierher gehören insbejondere die Aenderung des Rangverhältnifies (B. GB. 
$. 880), die Beichränfung des Berechtigten in der Verfügung über das Necht 
(8.6.8. $. 292), auch wenn die Beichränfung nicht erjt nachträglich eintritt, die 


und $. 8 der übrigen Lanbgüterorbnungen) bie erforderliche Eintragung in die Landgüterrolle 
bewirkt. 

Ueber weitere in die Aufſchrift gehörige Vermerte vergl. Allg. Verf. $. 18 Abſ. 2, 8. 20 
(Verweis auf das bisherige Grundbuchblait) und $. 24 (Beidreibung der Bergwerke und 
felbftändigen Kohlenabbaugerehtigteiten). 

b. Der erfte Abſchnitt des Veſtandsverzeichniſſes, das Verzeichniß der Grundftüde 
ift in feiner Einrichtung der Abtheilung I des Formulars II ähnlich; er zerfäht aber nicht, wie 
diefe, in 10, fondern in 14 Spalten. Im Gegenjage zu der Abth. I des Formulars IE ent- 
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nachträgliche Ausſchließung der Ertheilung eines Briefes oder die Aufhebung der 
Ausſchließung (B.G. B. 8. 1116 Ab. 2, 3), eine Wenderung in Anfehung der Ver— 
zinfung, der Zahlungszeit ober bed Zahlungsorts (B.GB. $. 1119), die Ueber- 
tragung, Pfändung oder Verpfändung des Rechtes (B.G.B. 3. 1154 Abf. 2,3, 
88. 1192, 1199; C.P.O. $$. 830, 837), der Verzicht des Berechtigten (B.G.B. 
$. 1168), die Wenderung der Forderung, für welche die Hypothek beiteht (B.G.B. 
$. 1180), die Umwandlung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld (8.9.8. 
$$. 1177, 1186, 1198, 1203), die Mitbelaftung eines anderen Grundſtücks in 
den Fällen des $.49 Abſ. 1 Sag 2 der Grundbuchordnung fowie die Ertheilung 
eines neuen Briefes (G.B.D. $. 68 Abſ. 3). 

Die Löſchung einer Veränderung erfolgt in Spalte 8, die Löſchung ber 
Nechte in den Spalten 9 bis 11. 


*. 18. 

Die in Spalte 3 der zweiten und in den Spalten 3, 4 der dritten Abtheilung 
erfolgenden Eintragungen erhalten in jeder Abtheilung fortlaufende Nummern. 
Bei der Eintragung ijt das von ihr betroffene Grundftüd in Spalte 2 mit ber 
laufenden Nummer, die es im Beftandsverzeichniffe führt, zu bezeichnen. 

Bei Vermerken über Veränderungen und bei Löfchungen ift auf die laufende 
Nummer der Eintragung zu verweijen. 

Wird eine Eintragung ganz gelöfcht, fo ift fie roth zu umterjtreichen. 

Wird eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld tHeilweije 
gelöfcht, jo it in Spalte 3 der gelöfchte Theil von dem Betrage abzufchreiben. 


8. 14. 
Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt: 

1. wenn die Vormerkung den Anſpruch auf Uebertragung des Eigenthums 
betrifft, in den Spalten 1 bis 3 der zweiten Abtheilung; 

2. wenn bie Vormerfung den Anſpruch auf Einräumung eines anderen 
Rechtes an dem Grundftücte betrifft, im der für die Eintragung des 
Rechtes beſtimmten Abtheilung und Spalte; 

3. in ben übrigen Fällen in ber für Veränderungen bejtimmten Spalte der 
AdtHeilung, in welcher das von der Vormerkung betroffene Recht ein- 
getragen iſt. 


hält das Werzeichniß ber Grundftüde feine Spalte für „Ermwerböpreis, Werth und Berfiherung“ ; 
diefe findet ſich jept in Abth. I (Spalte 4); außerdem find bie beiden Spalten 4 und 5 „Lage“ 
und „Rulturart“ des Formulars II in die eine Spalte „Wirtöfcaftsart und Lage“ verjhmolzen. 
Dagegen enthält das neue Formular, ftatt ber einen Spalte 7 bes biöherigen Formulars IL, 
‚zwei getrennte Spalten (9, 10) für Grundſteuerreinertrag und Gebäudefteuernugungswerth und 
zwei weitere Spalten (5, 6) für die Arjifelnummer der Grundftenermutterrolle und die Nummer 
der Gebäudefteuerrole, welde beim Fornular II auf dem Titel vermerkt wurden, und ſchließ— 
lich finden fi in dem neuen Formular (ftatt einer) vier Spalten für die Angabe der laufenden 
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In den Fällen des Ab. 1 Nr. 2, 3 ift bei der Eintragung der Vormerkung 
die rechte Hälfte der Spalte für die endgültige Eintragung frei zu laſſen. 

Soweit die Eintragung der Vormerkung durch die endgültige Eintragung 
ihre Bedeutung verliert, ift fie roth zu unterjtreichen. 

Diefe Vorichriften finden auf die Eintragung eines Widerſpruchs entjprechende 
Anwendung. . 

15 

Sind für eine Eintragung mehrere Spalten desjelben Abſchnitts ober der- 
jelben Abteilung beftimmt, jo gelten die fämmtlichen Vermerke im Sinne des 
$. 45 der Grundbuchordnung nur als eine Eintragung. 


8. 16. 

Die Eintragungen find deutlich und ohne Abkürzungen zu fchreiben; in dem 
Grundbuche darf nicht? radirt oder ſonſt unlejerlich gemacht werden. 

Bei Reallaften, insbejondere Rentenbanfrenten, ſowie bei Hypothefen, Grund- 
ſchulden und Rentenſchulden find die in dag Grundbuch) einzutragenden Geldbeträge 
(888. $. 1107, 8. 1115 Abſ. 1, 8.1190 Abſ. 1, 88. 1192, 1199) in den Ber- 
‚merfen über die Eintragung bes Rechtes mit Buchſtaben zu ſchreiben. Das Gleiche 
gilt für die Eintragung einer Veränderung oder einer Löfchung bezüglich eines 
Theilbetrags eines Nechtes fowie im Falle des $. 882 des Bürgerlichen Gefegbuchs 
für die Eintragung des Höchſtbetrags des Wertherſatzes. 


Nummer der Grundftüde, nämlich außer der eriten Spalte die Spalten 11 und 13 vor den 
Eintragungsvermerfen in Spalte 12 und vor den Abſchreibungen in Spalte 14 (vgl. 8. 8 
Schlußabfag) und die Spalte 2 „bisherige laufende Nummer der Grundftüde“ In 
dieſe Spalte wird die frügere Nummer des Grundftüds in ben Fällen ber Theilung, ber Bus 
ſchreibung und der Vereinigung eingetragen; während nad der preuß. G. B. O. 8. 63 bei ber 
Abveräußerung eines Grundftüdstheild bie auf dem Artikel verbleibende Reftparzelle und bei 
einer Zheilung ohne Veräußerung bie Trennftüde mit der früheren laufenden Nummer und 
dem Zufag eines Buchſtabens (Nr. 4a, Nr. 4b) eingeſchrieben wurden, erhält jegt jedes Trenn⸗ 
ftüd fowie jedes buch Zuſchreibung oder durch Vereinigung entftehende Grundftüd eine neue 
‚laufende Nummer, und dab dad Grundftüd einen Theil eines früher eingetragen geweſenen, 
jet roth unterftrichenen Grundſtücks bilbet oder aus mehreren ſolchen Grundftüden zufammen- 
geſetzt iſt, ergiebt ſich aus der Eintragung der laufenden Nummern diefer früheren Grundftikde 
in Spalte 2. Bgl. Ang. Verf. 8. 8 Abi. 4 Sag 2, Abſ. 5 Sap 1, Abf. 7 Cap 2 und bie 
Brobeeintragung im Verzeichniſſe der Grumdftüde zu Ifd. Nr. 3, 6 und 8. 

Auf Grund des 8. 27 Abf. 3 ift diefe Neuerung auch bei ben fortzufüßrenden alten 
Grundbücern zur Anwendung zu bringen, vielleicht in ber Weife, daß die bisherige laufende 
Nummer in Klammern hinter oder unter bie neue gefeßt wird. 

Bol. im Uebrigen über die Eintragungen in das „Verzeichniß der Grundſtücke“ $. 3 nebſt 
Erl. (oben S. 500ff.) und das amtliche Mufter fowie unten Erl. 4, 6, 7, 9. 

©. Der zweite Abſchnitt des Beſtandsverzeichniſſes ift für die Vermerke über bie 
fubjettiv-dingliden Rechte beitimmt. Vgl. Allg: Verf. $. 5, das amtliche Mufter und 
oben ©. 164ff. fowie über die Stelle ihrer Eintragung in den bißherigen Grundbüchern 9. 28 
Abſ. 5. 


88. 5-16. Eintichtung der Grundbugpblätter. Verfahren bet Eintragungen. 511 


4. Für das Verfahren bei ber Eintragung bes Eigentfumsübergangs iſt zu unterſcheiden, 
ob er mit der Ueberiragung eine Grunbftüd® auf ein neues Blatt verbunden iſt oder nicht. 
Bird der Erwerber auf dem bisherigen Blatte als neuer Eigenthümer ein- 
getragen, fo findet mır eine Eintragung in die erfte Abtheilung de Grunbbuchblatts, 
Spalten 1—3, ftatt; dieſe entjpricht im ihrer Eintheilung der erften Abtheilung des bisherigen 
Formulars I; die Hauptabweihung beiteht darin, daß die laufende Nummer ber Eigenthums— 
eintragungen fortfält, dagegen eine die lfd. Numnier der Grundftüce angebende Spalte (Spalte 2) 
eingefügt ift. Findet dagegen eine Uebertragung bed Grundftüds auf ein 
anderes Blatt jtatt, fei e8 weil ber Erwerber nicht alle auf dem bisherigen Blatte vers 
zeichneten Grundftüde erwirbt oder weil das neu erworbene mit feinem übrigen Grundbeſitz 
auf einem Blatte vereinigt werden foil, fo ift — außer der Abſchreibung des Grundftüd® von 
dem bisßerigen Blatte (gl. Erf. 7) — auf dem Blaue des Erwerbers eine Eintragung ſowohl 
in Abth. I wie aud im erſten Abfchnitte des Beſtandsverzeichniſſes erforderlich. Letztere allein 
genügt nicht, insbeſondere auch nicht in dem lepterwähnten Falle der Uebertragung des Grund- 
ftüds auf ein Blatt, auf dem der Erwerber bereits als Eigenthümer eingetragen fteht; denn 
der Vermerk in Spalte 14, 12 des Verzeichniſſes der Grundftde bekundet nur die Uebertragung 
des Grundftüds auf das Blatt, für die Eintragung bed Eigenthumswechſels ift die Abth. I 
bejtimmt. Wird ein Grundftüd ohne EigenthHumsänderung von einem Blatte 
auf ein anderes übertragen, fo bebarf es neben der Cintragung des Nebertragungd- 
vermerfe8 in den Spalten 11, 12 des Verzeichniſſes der Grundftüde zwar nicht eines neuen 
Vermerkes über die Eigentfumsänderung in Abth. I, wohl aber der Uebertragung des auf dem 
bisherigen Blatte ftehenden Vermerfes über den Eigentfumßerwerb auf das neue Blatt, damit 
aus diefem erſichtlich ift, warn und durch welchen Rechtsalt der eingetragene Eigenthümer das 
auf dieſes Blatt ohne Eigenthumswechſel übertragene Grundſtück erworben Hat. Vgl. ben zweiten 
Eintragungsvermerf, vom 24. Februar 1903, in Spalte 3 der erften Abtheilung des Mufters. 

Der Eintragung in Spalte 11, 12 des Verzeichniſſes der Grundftüde entfpricht bei dem 
bisherigen Formular I die Eintragung auf dem Titel und der Eintragung in Abth. I 
Spalte 2, 3 die in Spalte 3 berfelben Abtheilung bes Formular I, während bei ben bis— 
herigen Formular IT beide Vermerke in Spalte 8 der Abth. I gehören. Bergl. 8. 28 Abſ. 4 
umd Erf. 2 zu 98.27, 28. 

Bei jeder Eigentfumaänberung ift nad) $. 10 Ziff. 3 außer dem Tage der Eintragung 
(vergl. G. B. O. $. 45, oben ©. 279) „ber Tag der Auflaffung oder die anderweitige 
Grundlage der Eintragung (Exbfheln, Teftament, Zufclagsbeihluß, Bewiligung der 
Veriätigung des Grundbuchs, Erſuchen der Auseinanderjepungsbehörde um die Berichtigung, 
Enteignungsbeigluß 2c.)" anzugeben. Dadurch wird eine Ctreitfrage des Bißherigen Rechtes 
(ogl. Adilles-Streder 4. Aufl. ©. 310 Erl. 2) erlebigt und zugleich die Eintragung bes der 
Auflafjung zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts, des ſog. „Erwerbögrundes”, melde die preuß. 
©8.D. 8. 10 auf Antrag des Eigenihfimers vorfchrieb, für unzuläffig ertlärt. Diefe Vorſchrift 
des 8. 10 findet nad) der Probeeintragung (vgl. die erſte Eintragung in Abth. I) auch bei der 
Grundbudanlegung Anwendung. Bei diefer bildet aber die Grundlage der Eintragung 
häufig nicht ein einzelner Rechtsakt, fondern eine Reihe von Umftänden (5. B. vorgelegte Ur— 
kunden, Eigenbefigbefceinigungen, Beugenausfagen); in folden Fällen wird bie Grundlage 
ſchwer anzugeben und etwa folgender Eintragungsvermerk fir genügend zu erachten fein: „Bei 
Anlegung des Grundbuchs auf Grund der Verhandlungen zu den Grundalten eingetragen 
am...“ Eine gleiche allgemeine Formel wird ſich häufig empfehlen, wenn bei ber Grund» 
buchanlegung gleichzeitig verfchiebene Grundftüde auf einem Blatte eingetragen werden, meil 
die rechtlich wenig bedeutfame Angabe ber Grundlage der eriten Eintragung für jedes einzelne 
Grunbjtüd da8 Grundbuch unnöthig füllen und unüberjichtlid machen würde, 

5. Im Gegenfage zu der Grundlage der Eintragung ift der Erwerbapreis, ber Schätungs- 
werth und bie Feuerverſicherungsſumme nicht von Amtswegen, fondern nur auf Antrag, des 
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EigentHümers einzutragen ($. 10 Ziff. 4). Dies fteht mit dem bisherigen Rechte (preuß. G.B. O. 
$. 10) im Einflange. Die Eintragung, insbefondere auch die des Erwerbspreijes, kann 
nicht nur bei der Auflafjung, fondern auch ſpäter beantragt werben; es bedarf aber feines 
urlundlichen Nachweiſes ober einer beglaubigten Erklärung bes Veräußerers. Iſt ber Preis in 
einer Summe für mehrere Grundftüde vereinbart, fo kann er nur dann eingetragen werben, 
wenn alle Grundftüde auf dem nämlihen Blatte ftehen. Ein für unbeweglie und für bemeg- 
lihe Sachen zufammen verabredeter Preis ijt nicht eintragungsfähi, 

Der Shägungswerth muß durch eine „öffentliche Tage“ d. 5. durd) eine unter öffent- 
licher Autorität aufgenommene, z. B. gerichtliche ober landſchaftliche Taxe (8.G. 3 S. 105) feit- 
geftelt fein. Die Feuerverſicherungsſumme fann eingetragen werden, mag bie Berfiherung 
bei einem öffentlien Inſtitut oder bei einer inlänbiihen oder einer ausländiſchen Privat 
gejelfchaft genommen fein. Die Eintragung erfolgt auf Grund einer amtlichen Beſcheinigung 
ober der Polize, deren Beglaubigung nicht durchaus nothwendig iſt (vgl. oben ©. 179 Vorbm. II). 

Da bie Frage, was ein Grundftück werth ift, immer nur für eine beſtimmte Zeit beant= 
wortet werben kann, fo fhreibt die Allg. Verf. in Uebereinftimmung mit ber preuß. &.B.D. $. 10 
bie Angabe des fir den Preis, die Schähung oder die Verfiherung maßgebenden Zeitpunkts vor. 
Bol. die Brobeeintragungen in Spalte 4 ber Abth. I. 

6. Eigenartig ift die Art und Weiſe der Eintragung einer Zufhreibung als Beſtaudtheil 
oder eimer Bereinigung mehrerer Grunbftüde. Vgl. oben ©. 157ff., insbefondere Erl. 4 und 
Erl. 5 Abſ. 3 (über die Zuftändigkeit auch A.G. Art. 2, 3, ©. 864ff.) fomie Ag. Verf. $. 8 
Abſ. 1 Sag 2, Abſ. 3 Ziff. 2, 3 und Abſ. 4 umd die Probeeintcagung zu Ifb. Nr. 1-3, 6-8 
des Verzeichniſſes der Grundftüde Spalten 1—12. Ob eine Zuſchreibung oder eine Vereinigung 
vorliegt, muß aus Spalte 12 (bei dem bisherigen Formular I aus dem Titel und bei Formular IT 
aus Spalte 8 der Abth. I, 9. 28 Mbf. 4, Exl. 2 zu 89. 27, 28) erhellen. 

Wie oben ©. 160 Erl. 5 bereit erwähnt ift, ift die vorgeſchriebene Eintragung der al 
Beſtandtheil zuzuſchreibenden Parzelle und der zu einem Ganzen zu vereinigenden Grundftüde 
zunachſt als jelbftändige Parzellen, felbft wenn zur Zeit ihrer Eintragung auf dem betreffenden 
Blatte die Zuſchreibung oder die Vereinigung bereit3 beantragt war, für bie Eintragung ber 
Rechte von Werth, mit denen der Beſtandtheil oder die zu vereinigenden Grundjtüde zur Zeit 
der Bufchreibung oder ber Wereinigung belaftet find. Deshalb wird aud bei der jpäreren 
Uebertragung des Gefammtgrundfiüds auf ein neues Blatt jebenfalla in dem 
Falle einer bejonderen Belaftung dieſer Beſtandtheile deren getrennte‘ Eintragung unter gleid- 
zeitiger Löſchung und Eintragung als Gefammtgrundftüd erforderlich fein, weil es fonft an einer 
geundbucmäßigen Bezeichnung bes belafteten Grundftüids fehlen würde. Wenn alfo 5. B. das 
in dem Mufter unter Ifd. Nr. 8 eingetragene Grundftüd aufgelafjen und auf ein neues Blatt 
übertragen werden würde, jo würden, wenn Nr. 6 oder Nr. 7 belaſtet wären, auf das neue 
Blatt unter Ifd. Nr. 1—3 in den Spalten 1—9 die Eintragungen unter fd. Nr. 6-8 (und 
zwar Nr. 6, 7 roth unterftrichen), von Band I Blatt Nr. 12 zu übertragen und in Spalten 11, 
12 des neuen Blatted etwa zu vermerken fein: „i, 2, 3. Nr. 3, entitanden durch Vereinigung 
don Nr. 1 und 2 zu einem Grundftüde, von Band I Blatt Nr. 12 Hierher übertragen amt..." 

7. Der Vermerk über die Theilung eines Grundftüds ohne gleichzeitige Uebertragung eines 
Trennſtücks auf ein anderes Blatt (vgl. oben ©. 160ff.) wird — anders als früher bei dem 
Formular II (vgl. da8 der preuß. G. B. O. beigefügte Mufter Abth. 1 zu Ifd. Nr. 8) — nicht 
in die Spalte „Abfhreibungen”, fondern in Spalte 11, 12 des Verzeichniſſes der Grunditüde 
eingetragen (lg. Verf. 8. 8 bl. 3 Ziff. 4 und Abſ. 5). Wenn dagegen ein Theil auf ein 
anderes Blatt übertragen wird, erfolgt die Eintragung des Vermerkes in die Spalten 13, 14 
und nicht in die Spalten 11, 12. gl. die Probeeintragung zu Ifd. Nr. 4, 6. Das Keptere 
gilt auch bei Abſchreibungen ganzer Grundjtüde und bei dem Ausſcheiden eineg von dem 
Buchungszwange befreiten Grundſtucts oder Grundftüdstheils aus dem Grundbuche (vgl. S. 345f. 
Erl. 5). Das Nähere ergiebt ſich aus 8. 8 Abi. 6, 7. 








88. 5—16. Einrichtung der Grumdbuchblätter. Verfahren bei Eintragungen. 513 


Ueber die Eintragung biefer Vermerke in die bisherigen Bücher vgl. 9. 28 Abſ. 3, 4. 

8. Die Aufgabe des Eigenthums wird in die Spalten 2, 3 der Abth. I eingetragen. Der 
Name des Eigenthumers tft nicht roth zu unterftreichen; dies gefchieht erft, wenn ber Fiskus als 
Eigentümer eingetragen wird. Auch eine Abfchreibung des Grundſtücks von dem Blatte des 
bisherigen Eigenthümers, falls diejes ein gemeinfchaftliches fein follte, ift nicht borgefchrieben. 
Vgl. oben ©. 43f. Ziff. 4a und Allg. Verf. 9. 10 Abf. 1 Biff. 3 und Abſ. 2. 

In den bisherigen Grundbüchern muß die Eintragung der Aufgabe in der Spalte „Zeit 
und Grund des Erwerbes“ der Abt. I erfolgen. 

9. Vermerke über Berihtigungen der Beſtandsaugaben, insbefondere auf Grund der 
Flurbuchs⸗ und Gebäudefteuerrollenangänge gehören in bie Spalten 11, 12 des Berzeichnifjes 
der Grundftüde (8. 8 Abi. 3 Ziff. 5). Bei dem bißherigen Formular I erfolgen fie-auf dem 
Titel, bei Formular II in Spalte 3 (nicht, wie bißher vielfach üblich, in Spalte 10) der Abth. I 
(& 28 Abſ. 4). 

10. Die Eintragung binglier Rechte erfolgt in Abth. II oder Abth. ALL; in Abth. III 
gehören die Hypothelen, Grundfhulden und Rentenfhulden, in Abth. II die übrigen ding» 
lichen Rede. 

a. Das neue Formular weicht in beiden Abtheilungen II und III von den bisherigen 
Formularen in mehreren Punkten ab. Cine Abweichung von dem bisherigen Formular I liegt 
darin, daß beide Mbtheilungen eine Spalte „Id. Nr. ber belafteten Grundftüde" (Spalte 2, 
Allg. Verf. $. 13 Gap 2) enthalten, wie fie auch bei dem biöherigen Formular II (aber als 
Spalte 3) beſtand. Im der Abtheilung II fehlt außerdem die Spalte „Betrag“. Bgl. im 
Mebrigen das amtliche Mufter. 

Ander® ald bei dem bisherigen Formular II findet in Spalte 3 der Abth. IT und in 
Spalte 4 der Abth. III eine nohmalige Aufführung der belafteten Parzellen nicht ftatt; dieſe 
werden nur in der Spalte 2 vermertt. 

Schließlich erhellt aus den Probeeintragungen, daß die Veränderungen und Löſchungen 
nicht neben ber von ihnen betroffenen Poſt, fondern ohne Rüdjicht auf deren Nummer in der 
Reihenfolge der Eintragung der Veränderungen oder Löſchungen felbt gebucht werden; es wird 
nur auf die Laufende Nummer der Poſt hingewieſen (8. 13 Abf. 2). 

b. Die Eintragungen in der Spalte 3 der Abth, II und in den Spalten 3 und 4 ber 
Abth. III erhalten in jeder Abtheilung fortlaufende Nummern (Allg. Berf. 
$. 13 Abf. 1). 

©. Die in das Grundbuch einzutragenden Geldbeträge find bei Reallaſten, ins— 
befondere Aentenbantrenten, bet Hypotheten, Grundſchulden und Nentenfhulden, bei den nur 
einen Theilbetrag betreffenden Veränderungen oder Löſchungen und bei der Eintragung des 
Hödjitbetrags des Wertherjages (8.6.8. $. 882, oben ©. 22) in den Gpalten 3, 5, 8 
der Abth. IT und in den Spalten 4, 7, 11 der Abth. III in Buchſtaben zu ſchreiben 
(Ang. Verf. 8. 16 Abſ. 2). 

d. Ueber die im $. 11 Ziff. 1 befonders hervorgehobenen Belaftungen des Untheils 
eines Miteigenthümers oder Miterben vgl. oben ©. 18ff. und über die ebd. Biff. 4 er= 
mwähnte Rente für einen Ueberbau oder einen Nothweg ©. 21. 

11. Der Ort fir die Eintragung pon Verfügungsbeſchränkungen richtet ſich nach der Ein- 
tragung des Mechtes, defien Inhaber in der Verfilgung beſchränkt wird. Beſchränkungen des 
Verfügungsrechts des Eigenthümers werden in den Spalten 1—3 der Abth. II, Beſchränkungen 
des Berechtigten in der Verfiigung über ein in Abth. IT Spalten 1-3 eingetragenes Reit in 
den Spalten 4, 5 derfelben Abtheilung und Beſchränkungen des Hnpothelen-, Grundſchuld⸗ oder 
Rentenſchuldgläubigers in der Verfügung über fein Recht in den Spalten 5—7 der Abth. III 
eingetragen. Ob bie Beſchränkung gleichzeitig mit der Eintragung des Rechtes oder erft nach— 
träglich eingetragen wird, macht für die Stelle der Eintragung feinen Unterjdied; zur Ein- 
tragung der Verfügungsbeſchränkung eines anderen dinglich Berechtigten ald des Eigenthümers 
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ift ftetö die Spalte „Veränderungen“ beftimmt. Bgl. Allg. Verf. 8.11 Abf. 1 Ziff. 2 und Abi. 2, 
8. 12 Abſ. 2. 

Ueber die einzelnen Verfügungsbeihräntungen vgl. 8. 11 Abf. 1 Ziff. 2 und oben ©. 23ff., 
©. 119ff., außerdem über die Yideilommißeigenfhaft S. 395Fff., über den Vermerk des Rechtes 
des Nacherben ©. 293, über ben Vermerk ber Ernennung eines Teitamentsvollitreders S. 294, 
über den Bmangsverfteigerungs-, Zwangsverwaltungs- und Konkursvermerk und das von dem 
Konkursgericht erlafiene Veräußerungsverbot ©. 262]. Der 3. 59 ber B.D. vom 30. Jumi 1834 
ift oben ©. 392 Ext. 6, der Inhalt des 8. 12 Abſ. 3 bes Geſetzes vom 7. Juli 1891 oben 
©. 387 Erl. 4 Abf. 2 und ber des $. 23 Abſ. 3 Nr. 1 des Geſetzes vom 8. Juni 1896 ©. 383 
Abf. 2 mitgetheilt. Bon der Zugehörigteit zu einer Bahneinheit ift oben ©. 461ff. Erl. 5 die 
Rede geweſen. 

Die im $. 11 Ziff. 3 erwähnte Vormerkung über ein eingeleitetes Enteignungs— 
verfahren ift von dem Grundbuchamt ohne weiteren Antrag einzutragen, fobald das Grund» 
buchamt dem Unterneßmer auf Grund der Feitftellung des Gegenftandes der Enteignung durch 
den Bezirksausſchuß oder einer fonftigen Beſcheinigung ber Regierung einen beglaubigten Aus— 
zug aus dem Grundbuch über das zu enteignende Grundſtück ertheilt. Die Löſchung der 
Vormerkung erfolgt mit vollzogener Enteignung, d. 5. nad) Eingang des Erſuchens des Bezirks- 
ausſchuſſes um Eintragung des Eigenthumsiibergangs auf Grund des Enteignungsbeſchluſſes, 
oder auf beſonderes Erſuchen des Bezirlsausſchuſſes. Während der Dauer des Enteignungs- 
verfahrens Hat das Grundbuchamt von jeder an dem Grumbdftüd eintretenden Rechtsänderung, 
welche für bie Vertretung des Grundftüds oder für die Auszahlung der Entfdädigung von 
Bedeutung ift, von Amtswegen der Enteignungsbehörde Nachricht zu geben. gl. Gef. über die 
Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 (G.S. ©. 221) $. 24 Abſ. 3, 4 fowie 
oben ©. 266 und Allg. Verf. $. 30 Abſ. 4. 

42. Die Eintragung ber Bormerkungen und Widerſprüche ift dur die Allg. Verf. $. 14 
und bie Probeeintragungen Abth. II Nr. 4, Abth. III Nr. 3 geregelt. Diefe Vorſchriften 
ftimmen mit dem bißherinen Rechte (preuß. ©.8.D. 8. 88, Achilles-Strecker 4. Aufl. ©. 410) 
überein. Die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung einer Hypothek (B.G. B. 
8.1179, oben ©. 71) ift nad) Analogie der Vorſchrift des 8.12 Ab. 2 über bie Verfugungs⸗ 
beſchränkungen (©. 513 Erl. 11) ſtets in bie Spalten 5—7 der Abth. III einzutragen (a. M. 
L.G. Hanau im Recht 1901 ©. 45). 

43. Ueber die in bie Spalten 4, 5 ber Abth. II und bie Spalten 5-—7 der Abth. III 
einzuteagenden Veränderungen vgl. $. 11 Abf. 2 und $. 12 Ubi. 2 ſowie über die Aenderung 
des Rangverhältnifjes oben ©. 283ff., insbeſondere Erf. 8, über den Vermerk ber nachträglichen 
Anlegung eines befonderen Grundbuchblatts für das Erbbaurecht oben ©. 164 Erf. 4, über den 
Vermerk der Mitbelaftung S. 289ff. und über die Veränderungen bei ben Hypotheken, Grund» 
ſchulden und Rentenfhulden oben ©. 74—92, 110ff., 314f., ©. 319 Erl. 3. 

Daß die erfte Veränderung, welche in der betreffenden Abtheilung des Grundbuchblatts 
eingetragen wird, ſteis Hinter der Poſt fd. Nr. 1 zu buchen iſt, aud wenn fie fi) auf eine 
andere Bot bezieht, und daß die folgende Veränderung ummittelbar darunter eingetragen 
werben fol, ift oben Erl. 108 a. €. bereit erwähnt. 

14. Lepteres gilt aud von den Löfchungen der in Abth. II Spalten 1 bis 3 und in 
Abth. III Spalten 1 bis 4 eingetragenen Laften und Verfügungsbefchräntungen. Dieſe Löſchungen 
werden in ben Spalten 7, 8 der Abt. II und den Epalten 9—11 der Abth. III vermerkt, 
während Spalte 6 der Abth. II und Spalte 8 der Abth. III für die Löſchung einer eingetragenen 
Veränderung beftimmt ift (Allg. Verf. 8. 11 Abſ. 3, $. 12 Abf. 3). 

Bei einer Theillöfhung einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld ift der 
gelöfchte Theilbetrag in Spalte 3 abzufgreiben und in Spalte 11 mit Buchſtaben zu ſchreiben: 
vgl. die Probeeintragungen zu Ifb. Nr. 1, 2 und 7 ber Abth. III. Letzteres, aber nicht Erſteres 
gilt auch bei Theilisſchungen von Reallaften; Theillöſchungen der in Abth. II eingetragenen 
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g 17. 

Sind alle auf einem Blatte eingetragenen Grundftüce abgejchrieben oder aus 
dem Grundbuch, auögefchieden, jo ift das Blatt zu fchließen. 

18. 

Geht die Zuftändigkeit für die Führung eines Grundbuchblatts auf ein anderes 
Grundbuchamt über, jo iit das bisherige Blatt zu ſchließen; dem anderen Grund- 
buchamte find die Grundaften zu überjenden, nachdem die wörtliche Weberein- 
ftimmung der Tabelle ($. 34 Abſ. 2) mit dem Grundbuchblatte von dem Richter 
und dem Gerichtsjchreiber beſcheinigt iſt. 

Im der Aufſchrift des neuen Blattes ift auf das bisherige Blatt zu verweilen. 
Gelöfchte Eintragungen werden in das neue Blatt inſoweit übernommen, als dies 
zum PBerjtändnifje der noch gültigen Eintragungen erforderlich erfcheint; im 
Uebrigen find aus der zweiten und der britten Abtheilung nur die Nummern ber 
Eintragungen mit dem Vermerke „Gelöfcht“ zu übernehmen. Die Uebereinitimmung 
des Inhalts des neuen Blattes mit dem Inhalte des bisherigen Blattes ift in 
jedem Abſchnitt und jeder Abtheilung von dem Richter und dem Gerichtsjchreiber 
zu bejcheinigen. 

Sind in dem neuen Blatte die Spalten eines Abſchnitts oder einer Abtheilung 
nicht gleich weit ausgefüllt, jo find die leer gebliebenen Stellen zu durchkreuzen. 


Rechte erfolgen ſtets nur durch Eintragung des Löſchungsvermerles in die Spalten 7 und 8 
(Ag. Verf. 9. 13 Abſ. H. 

Bei jeder völligen Löſchung einer Eintragung, ſei es einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenſchuld, eines fonjtigen dinglichen Rechtes, einer Verfügungsbeihränfung oder 
einer Veränderung wird bie gelöfchte Eintragung voth unterftrihen (Allg. Verf. $. 13 Abf. 3). 
Das Gleiche gilt von den nicht mehr in Betracht kommenden Eintragungsvermerfen in dem 
Beitandöverzeihniß und in der Abth. I ſowie von den Vormerkungen und Widerfprüchen, welche 
ihre Bedeutung durch die endgilltige Eintragung verloren haben; vgl. $. 8 Abſ. 4, 5, 7,8. 9 
Sag 2, 8. 10 Abf. 2, 8.14 Abſ. 3, 4. Bei der Abfchreibung eine Grundftüds find außerdem 
die ausſchließlich das abgeſchriebene Grundftüd betreffenden Vermerle in den drei Abtheilungen 
roth zu unterftreihen, da fie mit dem abgejchriebenen Grundftüd auf deſſen neues Blatt über- 
tragen werden ($. 8 Abſ. 7 Sap 1). 

15. Schließlich beftimmt 8.,15, daß, wenn für eine Eintragung mehrere Spalten deſſelben 
Abſchnitts oder derſelben Abtheilung beftimmt find, die jämmtligen Vermerke im Sinne des 
8.45 der G. B. O. nur als eine Eintragung gelten (vgl. oben S. 280 Erl. 4), und $. 16 Abi. 1, 
daß die Eintragungen deutlich und one Abkürzungen zu [reiben find und in bem Grundbuche 
nichts radirt ober fonft unleſerlich gemacht werden darſ. 


b. Schließung und Umſchreibung eines Grundbuchblatts. 
88. 17-20. 

1. Die Gründe für bie Schliegung eines Grundbuchblatts bilden nad 98. 17, 18 die 
Abſchreibung aller auf dem Blatte eingetragenen Grundſtücke oder deren Ausſcheiden aus dem 
Grundbudje (vgl. ©.B.D. 8. 90, oben ©. 34h Erl. 5) und der Uebergang der Zuftändigteit für 
die Führung des Grundbuhblatts auf ein anderes Grundbuhamt. Daneben geitattet $. 20 die 
Umfhreibung eines Grundbuchblatts, weil diefes unüberſichtlich geworden ift, ſowohl auf Grund 
eines formlofen Antrags des Eigenthümers als auch von Amtswegen. 
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$. 19. 

Die Schliegung eines Grundbuchblatts erfolgt durch Eintragung des 
Schliegungsvermerfes in der Aufichrift ſowie am Schluffe der Eintragungen in 
den beiden Abjchnitten des Beſtandsverzeichniſſes und ben drei Abtheilungen; die 
Vorſchrift des $. 18 Abf. 3 findet entjprechende Anwendung. 


In dem auf die Auffchrift zu fegenden Vermerk ift der Grund der Schließung 
anzugeben. 
8. 20. 
Iſt ein Grundbuchblatt unüberfichtlich geworden, jo kann e3 auf Antrag bes 
Eigenthümers oder von Amtewegen umgefchrieben werben. Die Vorjchriften des 
$. 18 Ab. 2, 3 und des $. 19 finden entjprechende Anwendung. 


Eine der Iegteren Vorſchrift entſprechende Bejtimmung fehlte in dem biöherigen Rechte. 
Vgl. dagegen über die Schließung in den Fällen der Abſchreibung aller Grundftüde und des 
Zuſtändigkeitswechſels preuß. ©.8.D. 88. 27, 62, 72 und über die Schließung im- Falle bes 
Ausſcheidens aus dem Grundbuche K.G. 7 ©. 91. Daneben ſchrieb $. 5 der preuß. ©.B.O. die 
Schließung des Blattes eines Zubehörtüdß „gegen weitere Eintragungen“ vor, und ließ im 
diejem Falle die Wiedereröffnung des geichloffenen Blattes nad; Aufpebung der Zubehöreigenſchaft 
zu (Uhilles-Gtreder ©. 302, 8.8. 16 ©. 82. 

Wie oben ©. 160 Erl. 6 bereit erwähnt, hat die Allg. Verf. dieſe letztere Art der 
Schliegung nicht übernommen; vielmehr fällt der Fall der Zufhreibung eines Grundjtüds als 
Beſtandtheil eines anderen ebenfo wie der ber Bereinigung unter 8. 17, wenn ein Wechſel in 
der Buftändigkeit nicht eintritt, und unter 3. 18, wenn die Führung des Grundbuds über das 
Hauptgrundftüd oder über das vereinigte Grundftüd gemäß Art. 2, 3 des A.G. (oben S. 364 ff.) 
einem anderen Grundbuchamt obliegt als bemjenigen, welches bisher über den Beſtandtheil oder 
über das eine der beiden vereinigten Grunbftüde das Grundbuch geführt Hat. Xgl. oben ©. 366. 

Son dem Falle der Bufchreibung abgefehen, fann eine Wenderung in der Zu— 
ftändigfeit des Grundbuhamts durch die Beitimmung des zuftändigen Grundbudamts 
gemäß 8. 20 des A.G. z. ©.8.®. (oben ©. 364f., insbeſondere in dem Falle des Art. 37 ber 
Kol. B.D., oben ©. 498) ſowie bei einer Aenderung ber Gerichtsbezitke eintreten. 

2. Das Berfahren bei der Schliefung und Umſchreibung ift duch 8. 19 geregelt. Da— 
neben fommt für den Fall der Umfchreibung $. 18 Abſ. 2, 3 und für den Fall der Schliefung 
bei einem Zuſtändigkeitswechſel 8. 18 Abſ. 1-3 in Betradit. 

a. In allen Fällen, au in dem der Umfchreibung, ift die Schließung des bisherigen 
Grundbuchblatts — entſprechend der bisherigen Praxis (Achilles-Strecker 4. Aufl. S. 392) — 
duch Eintragung eines Schließungsbermerkes in der Aufſchrift ſowie am Schluſſe der Ein- 
tragungen in den beiden Abjchnitten bed Beſtandsverzeichniſſes und in jeder der drei Abtheilungen 
erfennbar zu machen und die bisherigen Eintragungen find auf Grund des 8. 8 Abi. 7 Gap 1 
woben ©. 515 Erf. 14) roth zu umterftreihien. Bugleid it, was bisher nicht üblich war, der 
über dem Schliegungsvermerte befindliche leere Raum in einzelnen Spalten eines Abſchnitts oder 
einer Abtheilung zu durchtreuzen und in dem auf die Auffchrift zu fegenden Schliehungsvermerte 
der Grund der Schließung anzugeben; während alſo in ben Abſchnitten des Beftandsverzeichnifies 
und in den drei Abtheilungen der Vermerk: „Geichloffen am...” genügt, muß es in ber Aufe 
ſchrift 3. B. heißen; „Nach Abſchreibung aller Grundftüde geſchloſſen am...” oder „Wegen 
Unüberfichtlicteit umgefchrieben am...“ 

b. Die im Falle der Umfhreibung erforderlihen Eintragungen auf dem 
neuen Blatte ergeben fih aus 9.18 Abf. 2, 3. Dem unter a erwähnten Schliegungsvermert 
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g 21. 

Das in Anlage A enthaltene Formular tritt aud) für die Eintragung von 
Agerbengütern im Sinne des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- 
und Anfiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Gefeg-Samml. ©. 124) an die Stelle 
des im 8.3 Sa 1 daſelbſt vorgefchriebenen Formulars I der Grundbuchorbnung 
vom 5. Mai 1872. Jedoch bewendet ed dabei, daß jedes Anerbengut ein befonderes 
Grundbuchhlatt erhält (Gejeg vom 8. Juni 1896 8.3 Satz 3; GB.O. 8.82 
Abſ. 2; Einf.-Gef. z. B.G.B. Artikel 4). 

In Spalte 7 des Verzeichnifjes der Grundſtücke ift einzutragen: Anerbengut 
Nr. x (Angabe der Hausnummer in der Gemeinde). Die Anerbengutseigenjchaft 
wird in der zweiten Wbtheilung eingetragen. 


entſpricht die Beſcheinigung der Uebereinftimmung des Inhalts des neuen Blattes mit dem des 
bisherigen Blattes (8. 13 Abſ. 2 Sag 3, Abſ. 3). Anders als jener ift diefe, wie jelbftverftänblich, 
nit in die Aufſchrift zu fegen; Bier ift aber auf das bisherige Blatt zu verweiſen (8. 18 
Abf. 2 Sag 1). Ueber die Uebernahme der gelöfchten Eintragungen vgl. $. 18 Abi. 2 Sag 2. 
Zu übertragen ift 3. B. in dem alle ber Rangänderung bie zurüdtretende Poft trog ihrer 
Löſchung, da durch diefe die Rangänderung nicht ihre Wirkung verliert und auf Grund der 
Vorſchrift, daß die Zwiſchenpoſten durch die Rangänderung nicht berührt werben (B. G. B. 8. 880 
Abſ. 5, vgl. Pland Bd. 3 ©. 90 Erl. 4b), die zurüctretende Poſt trotz ihrer Löſchung noch von 
Bedeutung für bie Wirkung der Rangänderung ifl. Ein weiterer Fall der Uebertragung einer 
gelöfhten Eintragung iſt oben ©. 512 Exl. 6 erwähnt. 

©. Bei einer Aenderung in der Zuftändigkeit gelten neben ben unter a ber 
ſprochenen Vorichriften des $. 19 über die Art der Schließung bes bisherigen Grundbuchblatts 
die unter b erwähnten Beftimmungen über die Eintragungen auf dem neuen Blatte und außer» 
dem die Vorſchriften des $. 18 Mbf. 1 über die Ueberfendung der Grundakten nad) der Be— 
ſcheinigung der wörtlichen Webereinitimmung der Tabelle mit dem Grundbuchblatte. Daß die 
Vorſchriften des $. 18 nicht anzuwenden find, wenn das bisherige Blatt weitere Grundftüde 
enthält, bezüglich deren die Zuſtändigkeit unverändert bleibt, ift oben ©. 366 Erl. 2 Abi. 2 
bereit erwähnt. 


5. Grundbüder für Anerbengüter. 
8. 21. 

1. Für bie Unerbengüter im Sinne des oben S. 387 Erl. 4 Ubf. 1 und ©. 388 Abf. 2 
erwähnten Geſetzes vom 8. Juni 1896 beftimmt 8. 3 dieſes Geſetzes: „Jedes Anerbengut erhält 
ein eigenes Grundbuchblatt nad Formular I der Grundbudordnung. Die Anerbengutseigenſchaft 
wird in der IT. Abtheilung eingetragen. Die Vorſchrift des $. 13 der Grundbuchordnung findet 
auf Anerbengüter feine Anwendung.“ Bon biefen Beftimmungen wird bie erfte buch 8. 21 
Abſ. 1 Sag 1 auf Grund des Urt. 29 des A.G. (oben ©. 427) abgeändert, während die zweite 
durch $. 21 Abſ. 2 Sag 2 und die dritte, welche die Unlegung eined gemeinfchaftlihen Grund» 
buchblatts verbietet (vgl. ©. 156 Erl. 3 a. E.) durch $.21 Abſ. 1 Sag 2 aufrecht erhalten wird. 

Außerdem regelt $ 21 Abf. 2 Sag 1 bie Angabe des Gefammtnamens bes Grundftüds 
gemäß 8.3 Abſ. 3 der Udg. Verf. 

2. Ueber die Anerbengilter im Sinne des Gefeges, betr. das Anerbenreht in der Prov. 
Beitfalen x. vom 2. Juli 1898 vgl. Allg. Verf. 8. 43. 
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8. 22. 

Die Vorſchriften der 88. 1 bis 20 finden auf Bergwerfe, jelbftändige Kohlen- 
abbau-Gerechtigkeiten und andere Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundftüde 
beziehenden Vorſchriften gelten, entſprechende Anwendung, foweit nicht in den 
88. 23 bis 26 ein Anderes beitimmt ift. 


8. 28. 

Für die im Bezirk eines Grundbuchamts belegenen Bergwerke ift ein beſonderes 
Grundbuch einzurichten. 

8. 24. 

Bei Bergwerken und felbitändigen Kohlenabbau-Gerechtigleiten ift in die 
Aufſchrift eine Beichreibung aufzunehmen, die ben weſentlichen Inhalt der Ber- 
feihungsurfunde oder des ſonſtigen Berechtigungstitels angiebt. 

Für die dem Bergwerk oder der Kohlenabbau-Gerechtigfeit zugejchriebenen 
Grundjtüde gelten die Vorſchriften des 8.3. Die Vorjchriften des $. 8 Abi. 4 
finden auf diefe Grundſtücke feine Anwendung. 


8. 25. 

Für Bergwerke mit unbeweglichen Antheilen der Gewerken (Kuzen) behält 
es bei dem im $. 6 Abſ. 3 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 vor- 
geichriebenen Formulare (bisher Formular II) mit folgenden Maßgaben jein 
Bewenden: 

J 1. Der Unterabſchnitt IL des Titels iſt für die dem Bergwerk als Be— 
ftandtheil zugejchriebenen Grundftüde beftinnmt; die Vorjchriften des 
8. 24 Abſ. 2 finden Anwendung. 

2. Die Vermerfe über die mit dem Bergwerkseigenthume verbundenen 
Rechte (G.B.O. 8. 8; Ausf.-Gef. z. G.B.O. Artikel 22) find in einem 
hinter dem Unterabjchnitte IL des Titels einzufchiebenden neuen Unter- 
abſchnitt III aufzunehmen: der bisherige Unterabichnitt III erhält die 
Biffer IV. 

3. Die dritte Abtheilung iſt auch für die Eintragung von Rentenſchulden 
bejtimmt. 

In der erften Abtheilung ift die Anzahl der Kuze, die den einzelnen Gewerfen 
gehören, anzugeben. 


6. Grundbliher für Bergmerke und Bereligungen. 
88. 2228. 

1. Auf die Bergwerke, die felbitändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten und andere Berech- 
tigungen, für melde die fi auf Grundftide beziebenden Vorſchriften gelten, insbeſondere alfo 
für das Erbbaureht und die oben ©. 418ff. befprodenen jelbftändigen Gerechtigkeiten, finden 
die Beſtimmungen der 88. 1—20 entipredende Anwendung, jedod mit einigen Ausnahmen. 
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8. 26. 

Für die Hütten in der Grafſchaft Sayn-Altenfirchen verbleibt e8 bei dem 
Formular, welches für fie durch das Gejeg über das Grumdbuchwejen in dem 
Bezirke de3 Juſtizſenats zu Ehrenbreitjtein vom 30. Mai 1873 (Geſetz-Samml. 
©. 296 ff.) vorgefchrieben ift; die Vorjchriften des 8. 25 Abſ. 1 finden Anwendung. 


Nur für die Gewerfihaften des älteren Rechtes und für die Hütten in der Graffhaft Sayn— 
Altentirchen kommen bejondere Formulare zur Anwendung. 

2. Für alle Bergwerte und für die ſelbſtändigen ſtohlenabbau Gerechtigkeiten gelten bie 
Beſtimmungen der 88. 23, 24. Nah 8. 23 ift für bie im Grundbuchamtsbezirke belegenen 
Bergwerte ein befonderes Grundbuch einzurichten, während für bie Geredjtigleiten in bem Grund» 
buche des Gemeinde, jelbftändigen Gutd- oder Anlegungsbezirkes, in dem fie ihren Sit Haben, 
Blätter anzulegen find, und 8. 24 regelt den Inhalt ber Auffchrift und des erften Abfchnitts 
des Beſtandsverzeichniſſes der für Bergwerle und ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigleiten an- 
gelegten Blätter. Die Einrichtung dieſes Abſchnitts und die Vorſchriften des 8.3 der Allg. Verf. 
pafien nur fir Grundftüde, nicht für Bergwerke und Gerechtigkeiten; deshalb finden bie letzteren 
nur auf die dem Bergwerk oder der Kohlenabbau-&erechtigteit zugeſchriebenen Grundflüde An⸗ 
wendung, während die Bergwerke und bie Gerechtigfeiten jelbit in dem Verzeichniſſe der Grund- 
ftütde Spalten 2—10 ohne Rüdficht auf die einzelnen Spalten einzutragen und bei den Berg- 
werten und dem felbftändigen Kohlenabbau-Gerechtigteiten eine den wefentlihen Inhalt des 
Berechtigungstitels wiedergebende Beihreibung in die Auffcrift aufzunehmen iſt. Auch die 
Vorſchriſt des 8. 8 Abf. 4 (oben ©. 512 Erf. 6) über die Urt der Eintragung ber Zuſchreibung 
und der Bereinigung paßt nur auf die Verbindung mehrerer Grundftiide zu einem Ganzen 
und ift daher auf die Zufchreibung eines Grundſtüds als Veitandtheil eines Bergwerkes oder 
einer Kohlenabbau-Gerechtigfeit für unanmendbar erklärt; werden mehrere Grundſtücke diefen 
zugeſchrieben, fo find fie als Einzelgrundftüde zu buchen. 

3. Weber die vor dem Inkrafttreten des Allg. Berggeſetzes begründeten Gewerkidaften 
vgl. oben ©. 415 Erl. b und ©. 425 Erl. 2. Für die Bergwerke, deren Eigenthümer eine 
ſolche Gewerlſchaft bilden, behält es bei dem Formular III ber preuß. G. B. O. ($. 6 Abf. 3, 
8. 17) fein Bewenden (vgl. Achilles-Gtreder 4. Aufl. ©. 482ff), jedoch mit den aus $. 25 
erfihtlihen Wenderungen. Danad zerfällt jept der Titel dieſes Formulars in vier Unter» 
abſchnitte: I „Beichreibung des generellen Eigenthums“, II die dem Bergwerk als Bejtandtheil 
zugeichriebenen Grumdftüde (über deren Eintragungsweife gemäß 8. 25 Ziff. 1 vgl. Eıl.2 a. €); 
III die mit dem Bergwerkseigenthume verbundenen Rechte; IV „dauernde Laften, Beſchränkungen 
des Eigenthums und dingliche Rechte, welhe auf dem ganzen Bergwerk haften“. Außer dem 
Titel enthält das Formular IIT drei Abtheilungen; Abth. I nennt die Gewerken, Zeit und 
Grund des Erwerbs, bie Anzahl der dem einzelnen Gewerfen gehörigen Kurze ($. 25 Uhl. 2) 
und den Werth; Abth. II und III find für die Verfügungsbefchräntungen und Laften und für 
die Hypothelen, Grundfhulden und Rentenſchulden beftimmt, welche nicht auf dem ganzen 
Bergwerte, fondern nur auf einzelnen Kuren laften. Die eriten beiden Spalten ber beiden 
legten Abtheilungen führen die Nummer, unter welcher der Antheil in Abth. I eingetragen iſt, 
und außerdem die jog. Primorbialnummer an; unter lehterer ift die Nummer zu berftehen, 
welche ber Antheil bei feiner erſten Eintragung in Abth. I erhalten Hat. Diefe Primordial- 
nummer, welde aud in Abth. I Spalte 2 eingetragen wird, entipricht alfo ber in Spalte 2 
des Berzeichniffes der Grundftüde in dem neuen Grundbuchformular anzugebenden bisherigen 
laufenden Nummer der Grundftüde. Weräußert ein Gewerke einen Theil feiner Kuxe, jo ift 
ſeine bisherige Eintragung in Abth. I roth zu unterſtreichen und der Erwerber unter Angabe 
der Zahl feiner Kuxe fowie aud der Veräußerer unter Angabe ber Anzahl ber ihm verbliebenen 

Bar 
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8. 27. 

Die bisher geführten Bücher, die nach den Artikeln 3, 4 der Verordnung, 
betreffend das Grundbuchwejen, vom 13. November 1899 als Grundbücher im 
Sinne der Reichögefege gelten, werden fortgeführt. 

Sind die Bücher noch nicht eingebunden, fo find neu anzulegende Grundbuch- 
blätter nad) den neuen Vorfchriften einzurichten. Das Gleiche gilt für die Grund- 
buchblätter in neu anzulegenden Bänden. 

Auf die Fortführung der bisherigen Bücher finden die Vorfehriften der SS. 1 
bis 4, 6, 8 bis 19, 22 bi® 26 mit ben im $. 28 beitimmten Maßgaben ent- 
fprechende Anwendung. 

8. 28. 

Soweit die bisherigen Bücher für bejondere Grundfteuer-Erhebungsbezirfe 
angelegt find, behält es bis zur Auflöfung ber Bezirke bei diejer Einrichtung fein 
Bewenden. 

Sind die Grundſtücke bisher nicht nach Maßgabe der Vorſchriften des 8. 3 
Ab. 1 Nr. 1 bis 3, Abſ. 2 bezeichnet, fo ift diefe Bezeichnung allmählich von 
Amtöwegen zu bewirken. Der Angabe der Gemarkung bedarf es nicht, wenn dieje 
denjelben Namen hat wie der Bezirk, für den das Grundbuch eingerichtet ift. 

Die Eintragungen erhalten an der in ben bisherigen ormularen bafür 
geeigneten Stelle ihren Pla. 


Kuze unter zwei neuen laufenden Nummern, neben denen die Primordialnummer anzugeben 
it, einzutragen, Xgl. im Uebrigen da8 Formular (Acilles-Streder 4. Aufl. S. 482ff.). 

4. Den aus $. 25 Abſ. 1 erfictlichen Yenderungen ift nad) $. 26 auch das bisherige 
Formular für die Hütten in der Graffhaft Sayn-Altenkirhen unterworfen. Dieſes Formular 
berußt auf 8. 21 des Grundbud-Einf.Gef. für Ehrenbreitftein umd iſt diefem Geſetz als Anlage A 
beigefügt. 

5. Die biöherigen Grundbücher über Bergwerke und Geredhtigfeiten werden gemäh 8. 27 
unter entjprechender Anwendung der neuen Vorſchriften, insbejondere auch ber 88. 22—26, 
weitergeführt. Bgl. 98. 27, 38. 


7. Yortführung der bisherigen Büder. 
88. 27, 28. 

1. Die Fortführung der bisher geführten Bücher, welche nad) der Kgl. V.O. Art. 3, 4 
als Grundbüder im Sinne der Neichögefepe gelten (vgl. oben ©. 480f.) ift zumädft durch 
$. 27 Ubf. 2 beichräntt. In den Bezirken, in denen das Reichögrundbuchreht am 1. Januar 
1900 in Kraft getreten ift, darf mit fortbauernd dad alte Formular verwendet werden; 
anbererfeitd find auch nicht alle neu anzulegenden Grundbuchblätter nad; dem neuen Formular 
einzuriten. Es ift vielmehr zu untericeiden, ob die Grundbücher bereitd eingebunden jind 
ober nicht. Letzterenfalls fommt das neue Formular für jedes neu anzufegende Grundbuchblatt 
zur Anwendung; nad dem 1. Januar 1900 muß alfo in diefem Kalle für jebe Eintragung auf 
einem neu angelegten Blatte das neue Formular verwendet werden. Sind die Bücher dagegen 
am 1. Januar 1900 bereits eingebunden gewejen, fo werden die in den Bänden vorhandenen, 
noch nicht bejchriebenen Blätter noch aufgebraudt; neue Bände dürfen dagegen nur nad dem 
neuen Formular eingerichtet fein. Auch zur Fortfegung der Eintragungen auf den nad) dem 
alten Formular eingerichteten Blättern darf nicht ein neuer Band mit altem Formular ver» 
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Die im 8.8 Abſ. 3 bezeichneten Eintragungen erfolgen bei dem bisherigen 
Formular I auf dem Titel, bei dem bisherigen Formular II in Spalte 8 ber 
erften Abtheilung. 

Die Eintragung der im $. 9 bezeichneten Wermerfe erfolgt bei Formular I 
auf dem Titel, bei Formular II in der erften Abtheilung, unter Verweifung auf die 
faufende Nummer de3 Grundſtücks, deffen jeweiligem Eigenthümer das Recht zujteht. 

Die im 8. 10 Abſ. 1 Nr. 1 bezeichnete Eintragung erfolgt bei Formular II 
auf dem Titel. 

Reicht in den bisherigen Formularen der Raum für die in das Beſtands— 
verzeichnig des neuen Formulars aufzunehmenden Vermerfe nicht aus, jo find an 
der geeigneten Stelle des bisherigen Formulars Einlagebogen mit dem Grundbuche 
feſt zu verbinden, die der Einrichtung des Vejtandaverzeichnifies im neuen Formular 
entjprechen; auf dem Einlagebogen ift die Stelle des bisherigen Formulars, zu 
welcher der Bogen gehört, ſowie die Zeit der Einfügung anzugeben. Diefe Vor— 
fchriften finden feine Anwendung, wenn das Grundbuchblatt durch die Einfügung 
des Einlagebogens unüberfichtlich werben würde; in diefem Falle ift nach Maßgabe 
des $. 20 zu verfahren. 

Die Auffichtsbehörden fönnen zum Zwecke der Anpaffung der bisherigen 
Bücher an dag neue Formular weitere Anordnungen treffen. 


wendet werden; $. 27 Abſ. 2 Sap 2 ſchreibt allgemein vor, da „bie Grundbuchblätter in 
neu anzulegenben Bänden“, nicht nur die neu anzulegenden Blätter nad) den neuen Vorſchriften 
einzurichten find. 

Ueber die Wirkung eines Verftoßes gegen dieſe Vorſchrift dgl. oben ©. 148 Ex. 5. 

2. Die Fortführung der bißherigen Bücher erfolgt aber nicht nad; den bisherigen Ber 
fimmungen, fondern unter entiprehender Anwendung der neuen Borjäriften. Die im Ein- 
zelnen recht zweifelhafte Frage, an welcher Stelle die neu vorgefhriebenen Eintragungen in bie 
alten Formulare einzufhalten find, wird zunädft im 8. 28 Abſ. 3 allgemein dahin beant- 
wortet: „Die Eintragungen erhalten an der in dem bisherigen Formularen dafür geeigneten 
Stelle ihren Plag." Daneben werden in den drei folgenden Abſätzen Einzelfragen entſchieden; 
Abf. 4 giebt die Stelle an für die im neuen Formular in Spalte 12 des Verzeichniſſes der 
Grunditide einzuſchteibenden Vermerke über die Uebertragung der Grumbitüde auf das Blatt, 
über Zufcreibung, Bereinigung und Theilung und über Berichtigungen ber Beftandsangaben 
(8. 8 bi. 3, vgl. oben ©. 511ff. Ext. 4, 6, 7 und 9); Abi. 5 betrifft die Eintragung der 
ſubjettiv- dinglichen Rechte. welche nach $. 9 in den zweiten Abſchnitt des Beſtandsverzeichniſſes 
gehören; nad Abf. 6 ſchließlich ift in dem bisherigen Formular II der Eigenthümer und, wenn 
mehrere Miteigenthlimer vorhanden find, deren Antheile in Bruchtheilen oder das für die Ge— 
meinfchaft maßgebenbe Nechtöverhältnik auf dem Titel anzugeben, während die nach $. 10 
Bit. 3 im Die erfte Abtheilung des Formulars gehörigen Eintragungen über den Grund des 
Erwerbs und den Verzicht, ebenjo wie die foeben erwähnten Uebertragungs-, Zuſchreibungs-, 
Vereinigungs⸗ und Theilungsvermerfe fowie die Vermerke über die Berichtigung der Beſtands- 
angaben in Spalte 8 der Abth. I des Formulars II und ber Erwerbspreis und der Werth 
(8. 10 Ziff. 4) in Spalte 9 ebd. gehören. 

Top biefer Sondervorſchriften bleiben nod erhebliche Zweifel, namentlich Hinfichtlic, der 
Eintragungen, welche nad; dem neuen Formular in das Beftandsverzeichnik gehören. Diefe 
werben recht ſchwer in das bisherige Formular I einzufgalten fein. Zweifelhaft ift vor allem, 
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$. 29. 
Für das Verfahren behufs Erhaltung der Uebereinjtimmung zwifchen den 
Grundbüchern und den Steuerbüchern bleiben, unbeſchadet der Vorjchriften des 
$.3 Abf. 2, die bisherigen Beitimmungen maßgebend. 
8. 30. 
Ein Theil eines Grundſtücks foll von diefem nur abgefchrieben werben, wenn 
ein beglaubigter Auszug aus dem Steuerbuche fowie eine von dem Fortichreibungs- 





an welder Stelle die in Spalte 12 des Verzeichniſſes der Grundfrüde des neuen Formulars 
gehörigen, in dem vorigen Abfag erwähnten Vermerke emzuſchreiben find; vielleicht läßt ſich die 
bisherige Epalte „Abjdreibungen“ in zwei Theile zerlegen, ſodaß die bisherige Unterfpalte 
„Bezeichnung des Theilftüds“ für die Aufnahme der in Spalte 11 und 12 des neuen For— 
mulars gehörigen Vermerke eingerichtet wird, während die Unterfpalte „Grunditenermutterrolle“ 
als Spalte 13 und die beiden legten Unteripalten des bisherigen Formulars als Epalte 14 
des neuen Formulars benugt werden; durch bie vielen, bie beiden legten Unterfpalten wieder 
theifenden Striche umd durch die erforberliche Berichtigung der Ueberfchriften ber bisherigen Spalten 
wird freilich die Ueberfichtlichteit feiden. Auch bie Einihaltung der Kartenblatt und Parzellen- 
nummern, der Nummern der Gebäudeiteuerrolle, der Wirthſchaftsart und Lage ſowie nöthigen- 
faus au der Gemarkung (vgl. $. 28 Abſ. 2 Sap 2) der einzelnen Grunditüde in die biöherige 
Spalte „Beitandtheile“-wird in einer überſichtlichen Weife ſchwer zu ermöglichen fein. Im $. 28 
Abi. 7 iſt desgalb bie Einflgung von Einlagebogen vorgefegen, die der Einrichtung des 
Beitandsverzeichnifje8 im neuen Formular entfpredhen; dieje find feft mit dem Grundbuche zu 
verbinden und nıit dem Vermerte der Stelle des bisherigen Formulars, zu welcher fie gehören, 
und der Zeit der Einfügung zu verfehen. Aber auch dieſes Verfahren iſt bedenklich, da die 
Heritellung einer feften Verbindung ſchwer ausführbar und die Ueberſichtlichteit des Grundbuch 
blaits meiften® durch die Einfügung gefährdet werben wird. Alsdann bleibt ſchließlich die Um— 
iäreibung des Grundbuchblatts auf ein nach dem neuen Formular eingerichtetes Blatt ($. 28 
Abſ. 7 a. E., 8.20); Hoffentlich wird von diefer Maßregel recht häufig Gebrauch gemacht. 

3. Weber 8. 28 Abf. 1 vgl. oben ©. 500 Ext. 1 und über $. 28 Abi. 2 oben ©. 503 Erl. 3. 

gl. im Uebrigen über die Stelle der einzelnen Eintragungen die Erl. zu ben 88. 5—16, 
oben ©. 504ff. 





8. Schaltung der Hebereinfimmung zwifgen den Grundbügern und den Pieuerbüdern. 
8.2. 

Bol. die Erl. zu Art. 2 der Kgl. B.O., insbeſondere Erl. 4, oben ©. 477. Siehe audı 
die Ausführunge-Berf, v. 2. September 1872 zu 9. 4 der ©.8.0. vom 5. Mat 1872 (I.M.BL 
©. 178) und die (durch Verf. vom 6. Juni 1890 abgeänderte) Alg. Verf. vom 18. November 
1876, betr. die Burüdflhrung des Grundbuchs auf die Steuerblicher (IMDB. €. 222), ab- 
gebrudt bei Achilles: Streder 4. Aufl. S. 517, 522ff., und für bie Sandestheile, in denen die 
preuß. ©.B.D. fpäter eingeführt ift, die oben ©. 484f. Ext. 1 angeführten Allg. Verfügungen 
fowie für Naſſau Alg. Verf. v. 7. Mai 1900 8. 1 unter b. 








9. Abfreibung und Belaftung eines Grundküihstheils. 
8. 30. 
1. Die Borfchrift des $. 30 fußt auf $. 96 der G.B.O. (5. 349) und iſt oben ©. 151 
Erl. 38 und ©, 160ff., insbefondere ©. 16? Erl. 4, 5 bereit beiproden. Dem find nur 
wenige Bemerkungen -hinzujufiigen. 
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beamten beglaubigte Karte vorgelegt wird, aus denen die Größe und Die Lage des 
Theiles erfichtlich find; der Theil muß im Steuerbuch unter einer befonderen 
Nummer verzeichnet fein, es ſei denn, daß nach dem Ermefjen der Grundfteuer- 
behörbe die beutfiche Darftellung der Nummer in der Karte unausführbar ift. 
Der Vorlegung einer Karte bedarf e3 nicht, wenn bei der Abfchreibung eine 
Aenderung der Karte nicht eintritt. 

Die Vorfehriften des Abi. 1 über die Vorlegung einer Karte finden ent 
ſprechende Anwendung, wenn ein Grundftüdstheil ohne Abjchreibung mit einer 
Dienftbarfeit oder Reallaſt belaftet werden ſoll (G.B.D. 8. 6 Sa 2). 

Für die Ertheilung des Auszugs und der Karte gelten die für den Fall des 
$.58 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 erlafjenen Anweifungen. 

Der Vorlegung des Auszugs und der Karte bedarf es nicht zu Abichreibungen, 
die auf Erfuchen einer Auseinanderfegungsbehörde auf Grund eines von ihr 
beitätigten Rezeſſes oder auf Erſuchen ber zuftändigen Behörde auf Grund eines 
Enteignungsbejchlufies erfolgen follen. 


2. Nach der Vorſchrift des zweiten Halbfages des Abſ. 1 Sap 1 entſcheidet lediglich 
das Ermeflen bed Kataſteramts über die Frage, ob der Grundftüdstheil eine be— 
fondere Barzellennummer nit erhalten kann, weil die deutliche Darftellung biefer 
Nummer in der Karte unandführbar it. Weder in diefem Falle noch in den übrigen oben 
©. 475 Ubj. 3 erwähnten Fällen, in denen in der Ratafteranmeifung II vom 21. Februar 1896 
8. 28 bie Bereinigung von Abipfifien mit den angrenzenden Parzellen geftattet ift, obwohl fie 
verſchieden belaftet find oder fonft befonbere Mechtögegenftänbe bilden, fann das Grundbuhamt 
die bejondere Numerirung bes Trennftüds fordern. Es muß vielmehr duch Verhandlungen 
mit den beteiligten Berechtigten, insbeſondere duch Erwirkung von Haftentlafjungserflärungen 
ober von Eintragungsberoilligungen die gleiche Rechtslage für bad Trennftüd Herbeiführen; der 
Eintritt des Trennftüds in die Haltung für die Hypothelen, welche auf der Parzelle laſten, mit 
der jenes im Katafter zu einer Parzelle vereinigt ift, wird auf Grund der Vorſchrift des 8. 1131 
des B.G.B. (oben ©. 159 Erl. 5) am Einfachſten dadurch zu erzielen fein, dak der Eigenthümer 
jenes Trennftüd dieſer Parzelle ald Beſtandtheil zufcreiben läht. In dem Iepterwäßnten Falle 
fteht der Eintragung des Trennitüd® als „zus“ oder „aus.“ Parzelle auf Grund der Vorfchrift 
des 8. 8 Abſ. 4 über die Eintragung in ben Füllen der Bufchreibung und Bereinigung (oben 
&. 512 Er. 6) fein Vedenken entgegen, da das Grundbuch durch die fofortige Röfhung des 
Trennftüds und die Eintragung de neuen Geſammtgrundſtüds mit dem Satafter in Ueber 
einftimmung gebracht wird. Xgl. im Uebrigen über die Zuläffigkeit der Eintragung der „zus“ 
‚ober „aus⸗“ Parzellen oben ©. 475 Abſ. 3 a. E. 

3. Die durch Abſ. 3 aufrechterhaltenen Anweifungen über die Anfertigung des Auszugs 
und ber Karte find int $. 39 Biff. 2 und im $.-40 der Katafteranweifung I vom 21. Februar 
1896 enthalten. Danach ſind zwei Fälle zu unterſcheiden. 

a. Bei einer Abfhreibung ohne Formveränderung, alfo in dem alle bes 8. 30 
Abſ. 1 Sap 2, „ift der Audzug nad dem Mufter VI oder IX und, wenn die betreffenden 
Grundftüde im laufenden Jahre bereit einer anderen Fortſchreibung unterlegen haben, die im 
das Katajter felbft noch nicht übergegangen ift, dem Mufter VIII oder X zu 8. 69 der Katajter« 
onmeifung V auözufertigen. In dem Auszuge find aber die auf den neuen Erwerber über 
gehenden und die dem Veräußerer verbleibenden Kutafterparzellen je für ſich aufzuführen, auch 
im Flacheninhalt und Reinertrag gefonbert aufzurechnen“. (Anm. I 8. 40 Ziff. 9. gl. Berf. 
v. 21. Juni 1885, J. M. Bl. ©. 233.) Die erwähnten Mufter find die Formulare für Auszüge 
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8. 31. 
Die Eintragung eines Eigenthümers ift außer den im $. 55 der Grundbuch- 
ordnung bezeichneten Betheiligten der Grundſteuerbehörde befannt zu machen. 
Die beftehenden Vorfchriften, nach welchen andere Behörden von Eintragungen 
in das Grundbuch zu benachrichtigten find, bleiben unberührt. 


aus der Grunbdfteuermutterrolle (oder der Gebäudeſteuerrolle) und für Auszüge aus den Grund— 
feuerfortfreibungsverhandlungen (ober den &ebäudefteuerforticreibungsverhandlungen). 

b. In den übrigen Fällen hat der Kataſterkontroleur den Betheiligten einen Auszug 
aus den vorläufigen Fortſchreibungsverhandlungen (Mufter VIII zu $. 39 der Anw. I) und 
eine Karte in Form einer Handzeihnung zu ertheilen. Sind die nen entitandenen Parzellen 
aus Theilen verſchiedenet Befigftüde zufammengefeßt (vgl. Anıw. II $. 28, oben ©. 475), fo tit 
ber Uriprung ber einzelnen Theile mit Angabe ihres Flächeninhalts in dem Auszug und ber 
Karte erfichtlich zu mahen. Auf ber Karte und in dem Auszug ift vom Katafterfontroleur 
ausdrüdlic zu vermerken, daß die Ausfertigung zum Bwede der Grundbuchberidtigung aus den 
vorläufigen Fortfreibungsverhandlungen erfolgt fet, und dafs die Fortfejreibung auf den neuen 
EigentHümer in den Grundſteuerbüchern felbft erſt nad erfolgter Berichtigung des Grundbuchs 
werde bewirft werden. (Antw. I 8. 39 Ziff. 2.) Der Auszug enthält auf der linken Geite den 
bisherigen Beitand nad näherer Vorſchrift des 8. 40 Biff. 2, 3 der Anw. I und rechtsſeitig 
zunächſt die abgezweigte Beſitzung nad; ihren einzelnen Flurbuchsparzellen und darauf das 
Reftgrundftüd. Unterhalb des Nachweiſes über Bertheilung der Liegenfchaften ift die Vertheilung 
der Gebäude nachzuweiſen, umd zwar ift im neuen Beſtand unter Ungabe der Parzellen, auf 
denen bie Gebäude ftehen, erfichtlih zu machen, welde Gebäude bei dem Reftgrundftüde ver— 
bleiben und welche an den (zu nennenden) Erwerber übergehen. Sollen von berfelben Bes 
figung gleidjzeitig mehrere Abzweigungen ftattfinden, fo iſt in der Megel nur dem Veräußerer 
ein bie ganze zerftüdelte Befigung und alle Ubzweigungen nachweiſender Auszug nebit Hand» 
zeijmung zu ertheilen, dagegen jedem Trennftüdserwerber ein Muszug, worin unkeſeinig die zu 
gerftildelnbe Vefipung fummarifch, redtäfeitig Die an ben bemeffenden Erwerber übergehenden 
Flurbuchsparzellen einzeln nachgewieſen werben, und eine Beichnung, die ebenfalls nur die 
letzteren allein umfaßt. Den neu gebildeten Artilelnummern der Mutterrolle und ben neuen 
Nummern der Gebäubefteuerrolle ift unter des Linie die Bezeichnung N. E. (= neuer Eigene 
tSlimer) beizufügen. gl. Anw. I $. 40 Ziff. 18. 

Die Karte braudt von dem Forifchreibungsbeamten nit angefertigt, fondern nur be 
glaubigt fein; vgl. Mg. Verf. vom 17. Nuguft 1888 (AP.BL. ©. 199). 

4. Ueber die im Abſ. 4 erwähnten Ausnahınen vgl. oben ©. 389. fowie ©. 266 und 
©. 514 El. 11. . 


10. Bekanntmachung der Eintragungen, 


$. 31. 

1. Durch 3. 31 Abf. 1 wird die Vorſqhrift des $. 55 der 6.8.0. (oben ©. 297ff.) ergänzt, 
indem in Uebereinftimmung mit dem bisherigen Rechte (preub. G. B. O. 8. 57) dem Grundburh- 
amte die Verpflichtung auferlegt wird, „die Eintragung eines Eigenthümers“ der Grund— 
ftenerbehörde befannt zu machen. Wgl. Hierliber oben ©. 478 Exl. 4b. 

2. Nicht aufrechterhalten ift dagegen die weitere Vorſchrift des 8. 57 der preuß. G.B. O., 
daß die Eintragung eines Eigenthümerd im Falle von Abzweigungen dem Landrath oder dem 
Magiftrat mitzutheilen ift. Die Verpflichtung zu dieſer ſchon früher überflüffig gewordenen 
Benachrichtigung, welche fi aus der Buftändigleit des Landraths oder des Magiſtrats zur 
Verteilung der auf dem Grundtüde laſtenden Abgaben erklärte (vgl. Adilles-Streder 
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4. Aufl. ©. 379 Erl. 2e und oben ©. 58 Anm. 3), ift in Folge der Aufhebung der preuß. 
GB.D. duch Art. 33 Ziff. 1 des A. G. weggefallen. 

3. Dagegen finb auch jest noch auf Grund von Sondervorfcriften, melde durch 8. 31 
Abſ. 2 aufrechterhalten find, folgende Behörden zu benachrichtigen: 

a. die Enteignungsbehörde auf Grund des Enteignungsgefeges vom 11. Juni 1874 
8. 24 Abi. 4, oben ©. 514 Erl. 11 Abſ. 3; 

b. daß Amtsgericht, welches das Bahngrundbuch führt, gemäß der Ang. Berf. vom 
19. September 1895 8. 2, oben ©. 459 Abſ. 1 a. E.; 

c. von der Eintragung und vor ber Löſchung der Unerbengutseigenihaft, von der bie 
Anerbengutseigenfchaft begründenden Bufchreibung fowie von jeder Abſchreibung die Generals 
tommiffion, in deren Bezirke das Anerbengut belegen ift, auf Grund des Gefeges, betr. das 
Anerbenrecht bei Renten- und Anfiedelungsgätern vom 8. Juni 1896 $. 9 und ber Spezial- 
tommiffar auf Grund des @efepes, betr. das Anerbenrecht bei Landgütern in der Prov. Weit: 
falen x. vom 2. Juli 1298 8. 7, 8. 11 a. €. (vgl. oben ©. 887ff.); 

d. Der Vorſteher der Hauberggenofjenfchaft von der Veränderung in dein Eigenthume 
der Antheile an einem Hauberg auf Grund der Haubergordnungen für ben Kreis Siegen vom 
17. März 1879 (8.6. ©. 228) $. 10 und für dem Kreis Alienkirchen vom 9. April 1890 
G.S. ©. 55) $. 11 und der Voritefer der Jahnſchaft und der Konfortenftüde im Streife 
Dlpe von den eingetragenen Eigentfumsveränderungen auf Grund bed Geſehes, betr. bie 
Regelung der Forſtverhältniſſe für das ehemalige Juſtizamt Olpe im Kreife Olpe, Reg. Bez. 
Arnsberg, vom 3, Yuguft 1897 (®.S. ©. 285) 8. 17 Abſ. 2, 8. 24 Abſ. 1; 

©. die vorgefepte Dienftbehörde des Schuldners von der Eintragung einer gwangs⸗ 
Hypothek auf ein Pfarr⸗ oder ein Schulhaus oder ein anderes zum öffentlichen Dienfte oder 
Gebraude beftimmtes Grunditüd einer Körperichaft, Stiftung oder Anftalt des öffentlichen Rechtes 
ober einer unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde jtehenden Körperſchaft oder Stiftung 
durch Mittheilung der Eintragung auf Grund der Alg. Berf. v. 9. Dezember 1899 (3.M.BL. 
©. 802) Bif. 1; 

$. Die Steuerbehörbe auf Grund der Allg. Verf., betr. die von den Amtsgerichten den 
Steuerbehörden behufs Veranlagung der Einkommens- und ber Ergänzungsfteuer zu machenden 
Mitteilungen, vom 15. November 1894 (I.M.Bl. ©. 314), ergänzt und abgeändert durch die 
Allg. Berj. v. 24. Auguſt 1895 (IM.BI. ©. 263), 15. Dezember 1896 (I.M.B. ©. 364) und 
25. Mat 1900 (IMB. ©. 428). Diefe Ang. Berf. gilt fir die ganze Monarchie mit Audr 
nahme der Hohenzolernfchen Lande und der Infel Helgoland, des Amtsgerichts I Berlin ſowie 
derjenigen Amtögerichte, bei welchen nad Bereinbarung zwiihen dem Landgerichtspräfidenten 
und dem Vorfigenden der Veranlagungstommiffion eine fortlaufende Einficht der Grundbicher 
und fonftigen gerichtlichen Bücher ftattfindet (8. 13). Die Steuerbehörden erhalten nicht nur 
Mittheilungen über Eintragungen in den Grundbüchern ($$. 1—7 der Allg. Verf.) und in 
anderen gerichtlichen Büchern (vgl. 8. 8 ebb.), fondern auch über Verhandlungen ber nicht 
ftreitigen Gerichtsbarkeit durch Ueberfendung einer auszugsweiſen Ubfchrift des Beurfundungss 
vegifterd, welche die in Spalte 8 dieſes Regiiterd mit „St“ bezeichneten Eintragungen umfaßt 
(ogl. unten ©. 533 Erl. 8 a. €. zu 8. 34—36). 

Die Vorſchriften über die Mittheilung der Einfchreibungen in den Grundbüchern lauten: 
ng. 1. Der Steuerbehörde ift von alfen Einfchreibungen im Grundbuche Mittheilung zu machen, 
welche betreffen: 4. die Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld, fowie eines Altentheils, 
eines Nießbrauchs, einer Rente oder eines fonftigen Rechts auf wieberfehrende Hebungen. Aus— 
geſchloſſen von der Mittheilung bleiben Kautionshypotheken, Arreſte, Vormerkungen, alle im 
Verwaltungdzwangsverfahren erfolgten Eintragungen, insbejondere Eintragungen von Gerichts- 
toften, Eigenthumsbeſchränkungen, Grundgerechtigkeiten, Mieth- oder Pachtrechte, ferner Ueber⸗ 
tragungen von Rechten bei Uebertragung von Grundftüden auf ein anderes Blatt oder einen 
andern Artikel und Eintragungen eines bereit eingetragenen Rechts auf ein anderes Grumdftüc 
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zur Mithaft. Dagegen ift von der Umjchreibung einer Kautionshupothet oder Bormerkung im 
eine endgilftige Eintragung Mittheilung zu machen. 2. Umfhreibungen eines unter 1 
bezeichneten Rechts auf einen neuen Erwerber, mag es ſich dabei um das ganze Recht oder nur 
einen Theil defielben handeln und die Umſchreibung auf Abtretung, Erwerb von Todeswegen, 
Ueberweifung an Zahlungsſtatt oder einem fonftigen Erwerbögrunde beruhen. Nicht mitzutheilen 
find Verfügungsbeihräntungen, Verpfändungen, Borredhtdeinräumungen. 3. Veränderungen 
des BZinsfußes eingetragener Hypotheken ober Grundſchulden. 4. Die gänzliche oder 
theilweiſe Löf hung eines unter 1 bezeichneten Rechts. Entlafungen eines Grundftlds aus 
der Mithaft find nicht mitzutheilen. — 8. 2. Die im 8. 1 vorgeſchriebene Mittheilung unter: 
bleibt bei Hnpotheten und Grundſchulden, welche den Betrag von 300 Mark nicht überfteigen, 
und bei Rechten auf wiederfehrende Hebungen, wenn der Jahreswerth der Leiftung 25 Mart 
nicht überfteigt. Bei tbeilweifen Umfcreibungen und Löſchungen entſcheidet der Betrag, welcher 
umgeſchrieben oder gelöfcht wird. Werben mehrere Poften gleichzeitig gelöfcht oder auf einen 
neuen Beredhtigten umgefchrieben, fo emticheidet der Geſammtbetrag der Umſchreibung oder 
Löfhung. — 8. 3. Die Mitteilung erfolgt nad) dem nachſtehend abgedrudten Mufter A. Die 
Ausfilllung der Formulare, melde ben Gerichten von den Gteuerbehörben geliefert werben, 
Hiegt dem Gerichtsſchreiber ob, welcher die Einſchreibung in das Grundbuch vorgenommen hat. 
Sie hat unmittelbar nah Bewirtung der Eintragungen im Tagebucde zu erfolgen. Die Mit 
theilung ift vom Gerichtsihreiber unter Ausfülung des Datums zu umterjchreiben. Die in 
Spalte 1 des Tagebuchs verzeichneten laufenden Nummern find, fobald die Ausfüllung eines 
Formulars erfolgt ift, zu unterftreichen. Ergiebt ſich bei der von dem Gerichtsſchreiber hinſichtlich 
jeder Einſchreibungsverfügung vorzunehmenden Prüfung, daB es nad dem Inhalte der vor- 
genommenen Eintragungen einer Mittheifung nicht bedarf, fo ilt die betreffende Nummer mit 
einem Kreuze zu verjehen. — 8. 4. Für jede Einfdreibungsverfügung ift ein Formular 
auszufüllen. Diefe Beftimmung findet aud dann Anwendung, wenn es fih um Eintragungen 
auf im Miteigenthume ftehende Grundftüde handelt; es find alsdann die Namen der mehreren 
Miteigenthümer an ber fr die Bezeihnung des Eigenthümers vorgeſehenen Stelle anzugeben, 
während unter „Bemerkungen“ ein Hinweis darauf, daß Miteigentäum vorliegt, aufzunehmen 
üt. Betrifft eine Einſchreibungsverfügung Eintragungen auf mehreren, im Eigentum ver- 
fchiedener Perjonen ftehenden Grundftüden, fo ift in der Megel für jeden Eigentümer ein 
beſonderes Formular auszufüllen. Es bebarf jedod nur einer Mittbeilung, wenn die mehreren 
Eigenthümer in dem Verhältniß von Ehegatten oder von Eltern und Kindern, welche berfelben 
Haushaltung angehören, jtehen. Außerdem genügt eine Wittheilung, wenn fämmtlihe in die 
Spalten 1 bis 6 anfzunehmende Angaben fi gleihmäßig auf alle in Betracht kommenden 
Eigenthümer beziehen, aljo wenn eine und dieſelbe Poft auf den mehreren Grundſtücken zur 
Mithaft eingetragen wird, oder bei einer auf den mehreren Grunditüden zur Mithaft eingetragenen 
Poſt eine Veränderung oder Löfhung eingetragen wird. In allen Fällen, in welden eine Mit- 
theilung bezüglih der Eintragungen auf Grundſtücken verſchiedener Eigenthümer ausgefertigt 
wird, find in der Weiſe, wie es die probemeife Ausfüllung des Formulars ergiebt, die Namen 
der Eigenthlimer und die grundbuchmäßige Bezeichnung bes belafteten Grunbbefiges im Kopie 
des Formulars anzugeben; einer Ungabe, auf melden ber Eigenthümer ſich die einzelnen 
Grundbuchblätter oder Artilel beziehen, bedarf e8 nicht. Handelt es fid um often, melde zur 
Mithaft eingetragen find, fo fft dies unter „Bemerkungen“ anzugeben. Sind mehrere Mit- 
theilungen auszufilllen, weil der Inhalt der Einfchreibung bei den verſchiedenen Eigenthümern 
nicht ober nicht volftändig übereinftimmt, wenn z. B. von 2 auf dem Grunditüde des A ein» 
getragenen Hypotefen nur eine auf dem Grundftüde des B zur Gefammthaft eingetragen wird, 
fo ift in jeder der Mittheilungen unter „Bemerkungen“ auf die andere zu verweilen. Erfolgt 
gleichzeitig mit der den Gegenitand der Mittheilung bildenden Einſchreibung die Eintragung 
eined neuen Eigenthilmers, fo ift nur der Name bes legteren, nicht auch berjenige de früheren 
Eigenthümers anzugeben. — $. 5. Bei der Angabe des Datums der Einfcreibung ift zur 
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$. 32. 

Die Einficht des Grundbuchs ift öffentlichen Behörden und den von ihnen 
beauftragten Beamten geftattet, ohne daß es der Darlegung eines berechtigten 
Interefjes bedarf. 

Notare, die das Grundbuch) im Auftrage des Eigenthümers oder eines ſonſt 
zur Einficht Berechtigten einfehen wollen, brauchen den Auftrag nicht nachzuweiſen. 

Someit nach Abf. 1,2 die Einficht des Grundbuchs geftattet ift, kann eine 
Abjchrift gefordert werden; die Abjchrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. 


8. 33. 

Soll eine beglaubigte Abſchrift nur von einem Theile des Grundbuchblatts 
ertheilt werden, fo find in die Abfchrift diejenigen Eintragungen aufzunehmen, 
welche den Gegenjtand betreffen, auf den fich die Abjchrift beziehen fol. In dem 
Beglanbigungsvermerf ift der Gegenftand anzugeben und zu bezeugen, daß weitere 
den Gegenftand betreffende Eintragungen in dem Grundbuche nicht enthalten find. 


Kennzeichnung, ob e8 fih um eine Eintragung, Umſchreibung, Veränderung des Zinsfußes oder 
Löſchung handelt, das betreffende Wort zu unterſtreichen. Erfolgen gleichzeitig mehrere Ein— 
ſchreibungen verſchiedener Art, fo hat die Unterftreihung bei jedem ber entſprechenden Worte 
ftattzufinden. — 8. 6. Bei Neueintragungen werden nur bie Spalten 1 bis 3 ausgefüllt. Bei 
Umfgreibungen, Veränderungen des Zinsfußes und Löichungen werden die Spalten 1 bis 3 
nad dem Inhalte des Grundbuchs vor der Eintragung der Veränderung oder ber Löſchung, bie 
Spalten 4 bis 6 nad) der in ben Weberichriften gegebenen Anleitung ausgefilllt. Rechte auf 
wieberfehrende Hebungen find in Spalte 3 kurz zu bezeichnen (Mitentheil, Rente ıc.). Als 
Jahreswerth berfelben ift in Spalte 3 der ber Koftenberechnung zu Grunde gelegte jährliche 
Werth anzugeben. — 8.7. Die Mittheilungen find nad Tagebuchsnummern geordnet in einer 
Mappe aufzubewahren und in beftimmten Zeiträumen dem Borfigenden der Veranlagungs- 
tommiffton ohne Anſchreiben zu überfenden. Weber die Beiträume, in denen die Weberjendung 
zu gefehen, ſowie darüber, ob bie Ueberfendung mittels ber Poſt oder in anderer Weiſe zu 
erfolgen Bat, ift von dem Landgerihtöpräfidenten nad; Verftändigung mit dem Borfigenden der 
Veranlagungstommiifion Bejtimmung zu treffen. Die Ueberfendung erfolgt an ben Borjigenben 
derjenigen Veranlagungstommiffion, in deren Bezirk das Amtsgericht feinen Sig hat. Gehört 
der Bezirk des Amtsgerichts zu den Bezirken mehrerer Veranlagungstommiffionen, fo können 
abweihende Anordnungen von dem Präfidenten des Landgericht? im Einvernehmen mit den 
Vorfigenden der VBeranlagungstommilfionen getroffen werben.“ 

Behufs Veranlagung fommunaler Umſatzſteuern erhalten die Stadtverwaltungen keine . 
Mittgeilungen über Eigentfumgveränderungen von den Amisgerichten; dagegen können fie nad 
88. 32, 36 der Allg. Verf. die Grundbücher und Grundakten durd; Gemeindebeamte einfehen laſſen. 
Vgl. Verf. v. 6. April 1899 (Preuß. Archiv ©. 102). 


11. Einſicht des Grundbuchs und Abfgriften. 
88. 32, 38. 

1. Die Vorſchrift des 8. 32 gründet ſich auf den im 8. 93 der &.8.D. (©. 348) gemachten 
Vorbehalt und fit oben ©. 172ff. bereit# erörtert; vgl. ©. 172 Erl. b und c umd zu $. 32 
Abi. 2 ©. 174 Erl. 
2. Die Beſtimmung des $. 33 fieht mit der Vorſchrift bes Art. 7 Ab. 2 des AG. 
(S. 373) im Bufammenhang und ift oben ©. 376 Erl. 4 ſchon erwähnt, 
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II. Grundatten. 


$. 34. 

Für jedes Grundbuchblatt werden beſondere Grundakten gehalten. 

Bei den Grundaften ift eine Tabelle zu halten, die mit dem Blatte wörtlich 
übereinftimmen muß. Die Sorge für die Uebereinftimmung Tiegt dem Richter 
und dem Gerichtsfchreiber ob. 

$. 35. 

Die Urkunden und Abfchriften, die nach $. 9 der Grundbuchordnung von 
dem Grundbuchamt aufzubewahren find, werden zu ben Grundaften genommen. 

Iſt eine Urkunde, auf die eine Eintragung fi) grünbet oder Bezug nimmt, 
in anderen ber Vernichtung nicht unterliegenden Aften des das Grundbuch führenden 
Amtögericht3 enthalten, fo genügt ftatt der Aufbewahrung einer beglaubigten Ab- 
fchrift der Urfunde eine Verweiſung auf die anderen Aften. 


8. 36. 

Die Einfiht von Grundatten ift, auch ſoweit es ſich nicht um die im $. 11 
Abſ. 1 Sa 2 der Grundbuchordnung bezeichneten Urkunden handelt, Jedem 
geftattet, der ein berechtigtes Interefje darlegt. Die Vorſchriften des $. 32 Ab. 1,2 
finden auf die Einficht der Grundakten entjprechende Anwendung. 

Someit die Einficht geitattet iſt, kann eine Abfchrift gefordert werden; bie 
Abſchrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. 


II. Zureauverwaltung. Insbeſondere Grundatten. 
88. 3436. 

1. Die Beftimmungen der 88. 34-36 berufen auf 89. 94, 95 der G.B. O. (oben ©. 3485.) 
und werden durch die Vorſchriften ber Geſchäfts-O. für die Gerichtsichreibereien der Amts— 
gerichte vom 26. November 1899, insbeſondere 88. 48—51 ergänzt. Diefe find an die Stelle 
der Beitimmungen der Alg. Verfügungen vom 14. November 1872 (J. M.Bl. ©. 302), die 
Bureauverwaltung bei ben Grundbuchämtern betreffend, und vom 14. Oftober 1874 (J. M.Bl. 
©. 273), betr. da8 von den Grundbuchführern zu Haltende Tagebuch und die daraus für die 
Gejchäftsüberfichten zu entnehmenden Angaben (abgebrudt bei Adilles-Streder 4. Aufl. 

. ©. 534ff.) fowie der fir die einzelnen Landestheile ergangenen entſprechenden Vorſchriften ge— 
treten. Xgl. oben ©. 363 Erl. 8. 

2. Im Allgemeinen gilt für die Burenuverwaltung bei den Grundbuchämtern dafielbe 
wie für die übrigen Abtheilungen der Gerihtöfchreibereien der Amtsgerichte. Unter den all» 
gemeinen Vorſchriften der Geſchäfts-O. find nur wenige Eonberbeitimmungen für Grundbud- 
jachen enthalten. Dahin gehören dor allem die oben S. 368 rl. 5 angeführten Vorſchriften 
über ben Eingangsvermerf. Ferner ift in der Auffcrift auf dem im Hausflur anzubringenden 
Briefkaſten darauf hinzuweiſen, daß Schriftitide in Grundbuchſachen auf der Gerichtsſchreiberei 
abzugeben find (Geidäfts-D. 8. 3 Abf. 7). Nicht nur für Grundbugfaden, fondern auch für 
fonftige Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit und foweit fonft für den Verkehr des 
Publitums mit dem Richter beftimmte Tage und Stunden fefigefegt find, gilt bie Beftimmung, 
daß die Sprechtage und Spreditunden duch Anſchlag an der Gerichtätafel und an den Thüren 
der Geichäftsräume erſichtlich zu machen find (ebd. 8. 2 Abf. 2). Im gleicher Weife find auch 
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die Sprechſtunden ber Gerichtsſchreiberei, welche der Landgerichtspräfident feitzufegen Hat, bekannt 
zu maden; für Rechtsanwälte und Notare, bie fih in Perfon auf der Gerichtsſchreiberei ein» 
finden, gilt die Beſchränkung auf dieſe Sprechſtunden nicht (ebd. 8.3 Abf. 2, 3)... 

Bgl. im Uebrigen die Beitimmungen der Geſchäfts-O. 88. 1ff., insbefondere 8. 12 über 
bie jelbftändigen Amtshandlungen der Gerichtsſchreiber, $. 13 über die Vollztefung der richter⸗ 
lich angeordneten Schreiben, 8. 14 über die Borlegung der Eingänge, $. 15 über die Orbnung 
der in ber Bearbeitung befindlichen Schriftflüde, 8. 16 über die Ausführung der Verfügungen 
und Beſchlüſſe, $. 18 über dad Aktenausgabebuch und die Attenverſendungsbelege. 

3. Wie oben ©. 166 und ©. 348 bereit erwähnt, hat das Reichsrecht Vorſchrifien über 
die Führung von Grundakten und über deren Einficht nicht getroffen, fonbern biefe ben Landes- 
juftigverwaltungen überlafien. Bon biefem Vorbehalte des $. 94 der &.8.D. ift in den 88. 34 
und 36 Gebrauch gemadt. 

a. Nach $. 34 Abſ. 1 find für jehes Grundbuhblatt befondere Grundalten 
zu halten. Gemeinfame Grundaften für mehrere Blätter find demnach unzuläffig. „Someit für 
gewiſſe Grumbftüde ein Grundbuchblatt weder angelegt noch in ber Anlegung begriffen ift, 
werden bie auf ſolche Grundſtücke fich beziehenden Schriften gemeindeweife zu Sammelatten ver- 
einigt“ (Geſchäfis ⸗ O 8.48 Wbf. 7; vgl. über Sammelatten ebd. 8.7 Ubf. 2). 

Bann im Anlegungsverfahren die Grundaften anzulegen find, beftimmt ſich auch jegt noch 
nah den Beftimmungen ber für die einzelnen Landetheile erlafjenen Allg. Verfügungen (vgl. 
oben ©. 484f.), 3. B. Allg. Verf. v. 16. Februar 1877 (J. M. Bl. ©. 29) fir Hannover Ziff. III, 
v. 21. November 1888 für Rhein. 8. 16, v. 9. November 1895 für Frankfurt zc. $. 3 umd 
vom 7. Mai 1900 für Naffau 8. 4. : 

b. „Sür die Grundalten dient als Altenzeichen die Bezeichnung des Grundbuchs nad 
Bezirk, Band und Blatt. Vergwerksakten erhalten den Zuſatz Bgm.“ (Geſchäfts-O. 5.7 Abſ. 4). 

e. Zu den Grundakten find alle auf das Grundbudblatt ſich beziehenden 
Schriften zu nehmen (ebb. 8. 48 Abf. 1), imsbejondere auch die Urkunden und Abſchriften, 
die nad 8.9 der G. B. O. von dem Grundbuhamt aufzubewahren find (Allg. Verf. $. 35 Abſ. 1). 
Vgl. über Ieptere oben ©. 166ff. und über die Beitimmung des $. 35 Abſ. 2, welche die 
Verweifung auf andere Alten ftatt der Aufbewahrung auf Grund des Vorbehalts de 
$. 95 ber ©.8.D. zuläßt, oben ©. 168 Erl. 4, ©. 254 Erl. 1 und ©. 349. Zu den ber 
Vernichtung nicht unterliegenden Alten gehören u.a. alle Schriftftüde über Erbſcheine, 
Zeugnijje über Ernennung eines Teſtamentsvollſtrecers, über die Fortfegung der Gütergemein- 
ſchaft fowie die in ben 88. 37, 38 der G.B.D, erwähnten Zeugniſſe, Befcheinigungen über die 
Berechtigung des Fideilommißfolgers, Cheverträge, Auseinanderfegungsverträge unter Miterben 
oder Theilnefmern an einer Gütergemeinſchaft, Erbverzichte; ferner Notariatsregifter und 
Notariatsakten, Verfügungen von Todeswegen ſowie die darauf bezüglihen Alten, Regifter und 
Bücher; die Rezegausfertigungen, die Handels, Vereins-, Güterrechts:, Genoſſenſchafts⸗ u. ä. 
Regiſter; die Aften über Lehngüter, Fideifommifje und Stiftungen (Allg. Verf. v. 6. September 
1900, IMDB. €. 569, $. 9). 

d. Ein befonders wichtiger Theil der Grundakten bildet die Tabelle, welde den Inhalt 
des Grundbuchblatis wörtlich wiederzugeben Hat. Diefelbe ift „in einem Umſchlag von ſtarkem 
Papiere zu beiten und unter dem Dedel des legten Aftenbandes zu verwahren“ (GeihäftsD. 
8.48 Abſ. 9. Sie wird alfo nicht in die Grundalten eingeheftet. Vgl. im Webrigen oben 
©. 372 letzter Abſaß und ©. 373 Erl. 2b. Dafelbft ift auch bereit bie wichtige Vorſchrift des 
8. 34 Abſ. 2 Sap 2 erwähnt, dab die Sorge flr die Uebereinftimmung der Tabelle mit dem 
Grundbuchblatte dem Richter und bem Gerichtsſchreiber obliegt. 

Nach der Allg. Verf. v. 5. April 1895 (J. M. Bl. ©. 125) Bif. I 14 und Ziff. III Haben 
regelmäßig die Gerichtsſchreiber und nicht die Kanzleibeamten die Eintragungen in die Tabellen 
vorzunehmen, ſoweit fie nicht durch den Grundbuchrichter bewirkt werben. 
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e. In bdenfelben Umſchlag wie die Tabelle und zwar von diefer ift, nad) der Geſchäfts-O. 
8. 48 Abſ. 3 Sap 2 dad Wohnungsblatt zu Heften. Ueber dieſes beſtimmt die Geſchäfts-O. 
ebd. Eap 1: „Iſt eine nähere Angabe über die Wohnung eined Berechtigten gemacht worden 
ober zeigt ein Berechtigter die Veränderung feiner Wohnung oder die Beſtellung eines Ver— 
treter8 ober Zuftellungsbevollmädtigten zu den Grundaften an, ober wird die Wohnungs- 
änberung eined Berechtigten, eines Bertreterd oder Zuftellungsbevollmäditigten dem Grundbuch- 
amt anderweit in hinlänglich ſicherer Weife befannt, jo find diefe Ungabeu auf einem befonderen 
Blatte (Wohnungsblatt) zu vermerken.” Bgl. oben Erl.c a. E. 

f. Ein Attenregifter Geſchäfts-⸗O. 8. 9) wird über bie Grundalten nicht geführt. „Das 
Grundbuc vertritt das Altenregiſter“ (ebd. 8.48 Abſ. 1 Cap 2). 

g- Im Uebrigen gelten für die Grundalten die allgemeinen Vorſchriften der Geſchäfts-O. 
über die Behandlung der Alten; 8. 48 Abſ. 4 der Geſchäfts-O. enthält nur die zufägliche Be— 
ſtimmung: „Die Chliegung des Grundbuchblatts ift auf dem Aktenbedel erkennbar zu machen.“ 
Bol. Geſchäfts-O. 8.7 Abſ. 9-16 und 8. 8. 

h. Durch 8. 36 wird fhließlih das Recht auf Einfiht und auf Abſchriften, 
welches die ©.8.D. $. 11 und die Allg. Verf. 8. 32 Abf. 1, 2 (oben S. 171ff. und ©. 597) 
hinſichtlich des Grundbuchs, der darin zur Ergänzung einer Eintragung in Bezug genommenen 
Urkunden und der noch nicht erledigten Eintragungsanträge gewährt, auf Grund des Vorbehalts 
bes 8. 94 ber G. B. O. (oben ©. 348) auf den gefammten Inhalt der Grundalten ausgedehnt. 
Wie oben ©. 363 Ubf. 1 bereit® erwähnt, findet $. 34 des freim. G.G. auf Grundbuchſachen 
feine Anwendung (vgl. 8.8. N.5.2A 5.273 — Entſch. 1 S. 200 — Rechtjpr. 2 S. 2%). 

4. „Die Abfchriften des Flurbuchs und der Gebäudeſteuerrolle und die aljährlih den 
Anıtögerichten zugehenden Flurbuchs · und Gebänbefteuerrollen-Anhänge und Artitelverzeihnifie 
find mit den ſich darauf beziehenden Schriften zu befonderen Generalaften zu nehmen, welde 
für jeden Grundbuchbezirt getrennt zu halten find. Einer Inhaltsüberjicht (9. 8 Abſ. 14) ber 
darf es für dieſe Generafakten nicht.“ (Geſchäfts-O. 8. 48 Abſ. 5.) „Zur Kontrole ber im 
Abf. 5 bezeichneten Eingänge ift für ben Gerichtsbezirt ein gemeinſchaſtliches Generalattenftüc 
zu Halten. Mit diefem ift alljährlich eine Ueberſicht vorzulegen, aus der ſich der Eingang und 
Die Exlebigung der Rollenanhänge und Verzeichniſſe ergiebt.“ (Ebd. Abſ. 6.) Vgl. oben €. 477 
Erl. 3 und ©. 479 Erl. f und über die Xrtifelverzeihnifie ©. 474 Erl. 2b. 

5. Die Berwahrung der nicht zu den Grundalten zu nehmenden Urkunden ift durch 
8. 49 ber Geſchäfts-O. geregelt: „1. Müſſen Urkunden längere Beit bei dem Gericht aufbewahrt 
werben, ohne daß fie zu den Örunbalten geheftet werden fünnen, fo find fie in einem Umſchlage 
zur befonderen Verwahrung zu nehmen. Auf dem Umfchlag ift die Gefchäftenummer bed 
Schriftſtücks, mittelft defien die Einlieferung der Urkunden zu den Grundalten erfolgt it, an— 
äugeben. — 2. Die Annahme der Urkunde zur befonderen Verwahrung und demnächſt aud die 
Herausgabe aus der Verwahrung wird in den Grundakten auf dem Nummernverzeinifje ver- 
merkt; die Vefheinigung tiber die Herausgabe gelangt zu den Grundaften, ihre Orbnungs- 
nummer ift auf dem Schriftftlide, mit dem die Urkunde eingeliefert ift, zu vermerfen. — 3. Die 
beſonders verwahrten Urkunden befinden ſich unter dem Verſchluſſe des Grundbuchführers.“ 

6. „Für den Bezirk des Gerichts ift ein alphabetiſches Eigenthümerverzeichniß zu führen. 
Es bat folgende Spalten: 1. Laufende Nummer, 2. Zu: und Vorname, Beruf und Wohnort 
bes Eigenthlimers, 3. Hinweis auf das Grundbuch, a) Grundbuhbezirt, b) Band, c) Blatt, 
4, Bemerkungen.“ (Geichäftd-D. 8. 5U Abſ. 1.) „Das Eigenthiimerverzeihniß Tann, fofern die 
örtlichen Verhältniſſe dies wünſchenswerth erſcheinen lafien, für jeden Grundbuchbezirk gefondert 
geführt werben.“ (Ebd. Abi. 2.) „Jeder Eigenthünter ift in dafjelbe Eigenthümerverzeihnik 
nur einmal aufzunehmen. Neben feinem Namen wird auf die Grundbuchblätter verwiejen.“ 
(Ebd. Abi. 3.) „Wird auf einem der Blätter ein anderer Eigenthümer eingetragen oder wirb 
ein Grundbuchblatt geſchloſſen, fo ift der Hinweis auf dieſes Blatt roth zu unterſtreichen.“ 
(Ed. Abf. 4.) „Sind fämmtliche Vermerte in Spalte 3 gelöfcht, fo ift aud die Eintragung in 
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Spalte 2 roth zu umterjtreihen.“ (Ebd. Abf. 5.) „In den Hohenzollernſchen Landen und 
in dem Bezirke des vormaligen Juſtizſenats zu Ehrenbreititein verbleibt e8 bei den ber 
ftehenden Anorbnungen über die Einrichtung der Namenverzeihnifie (Allgemeine Verfügungen 
vom 23. September 1873 — Juſtiz-Miniſt⸗-Vl. S. 259 — und vom 31. Oftober 1873 — 
Zuftiz-Minift.-Bl. ©. 293). (Ebd. Abi. 6.) Im Hohenzollern wird das Namendverzeich« 
niß für jeden dur das Primärkataſter dargeftellten Steuerbezirt und in Chrenbreitftein 
für den Bezirk jeber Stataftergemeinde geführt; der Hinweiſung auf die Gemarkung bedarf 
€8 daher in diefen Bezirten nicht. Beſonderheiten gelten aud für Naffau; vgl. Allg. Berf. v. 
7. Mai 1900 8. 6. 

7. Die Verpflichtung bes Grundbucflihrers zur Fügrung eines Tagebuchs über die von 
ihm im Grundbuche bewirkten Einfchreibungen ift jet durch z. 51 der Geſchäfts-O. und bie 
Erläuterungen zu dem biefer beigefügten Formular 21 geregelt (vgl. über das frühere Recht 
Ag. Verf, v. 14. November 1872, ZM.BL. ©. 302, 8. 11, v. 14. Oftober 1874, IMEBL 
€. 273, und v. 4. Mat 1888, J. M.Sl. ©. 120). „Tas Tagebuch dient zur Ermittelung der 
in den Geichäftsüberfichten darzuftellenden jtatiftifhen Angaben und bietet den Steuerbehörden 
die Unterlage für die Prüfung derjenigen Anfäge, welde die Stempelabgaben für Auflafjungen 
berühren“ (Weihäfts-D. $. 51 Mbf. 2; vgl. zu lehterem Punfte oben ©. 447 Erl. 6). Es zer- 
fält in 7 Spalten. 

Die erfte Spalte „Eintragungdverfigungen“ ift in fünf Unterfpaften eingetheilt: a. jährlich 
fortlaufende Nummer, b. Tag der Verfügung oder des Erſuchens, e. Tag, an dem der Antrag 
ober das Erſuchen eingegangen ift, d. Crdnungsnummer, e. Grundaften. Im dieſe Spalte hat 
der Grundbuchführer alle ihm zugehenden Einfcreibungsverfügungen, mit Ausnahme derjenigen, 
beren Inhalt auf die Spalten 2 bis 6 feinen Bezug Hat, beim Empfange zu verzeichnen, während 
die übrigen Spalten nad der Erledigung der Verfügung durch die Einſchreibung im Grundbuch 
ausgefüllt werben. Die Ausfüllung der legten Spalten mit Zahlen unterbleibt, wenn für noch 
nicht gebuchte Grundftüde ein neues Blatt angelegt wird; in dieſem Zalle ift die ergehende 
Verfügung nur in Spalte 1 zu verzeichnen und in ben Spalten 2—4 nur eine O0 einzufchreiben 
($iff. 8 der Erläuterungen zum Formular 21). 

„In Spalte 2 wird die Zahl der Blätter angegeben, auf denen mittelit einer Eintragung 
des neuen Eigenthümers oder mittelfi eine® Webertragungsvermerle® endgültige Eigenthums— 
Übergänge irgenb welcher Art eingeſchrieben worden find. Bei der Einfchreibung des Eigen» 
thumsüberganged mittelt eines Uebertragungsvermerfe3 wird nur dasjenige Blatt gezäßlt, auf 
welches bie Webertragung erfolgt iſt.“ (Ziff. 2 ebd.) 

Die Spalte 3 „Webertragungen“, welche bei jeder Uebertragung von Grundjtüden auf ein 
anderes Blatt auszufüllen ift, zerfält in zwei Unterfpalten: a. Zahl der auf andere Blätter 
übertragenen Grunbftüde, b. Zahl der mit den Grunbftüden übertragenen Poften. „As Poſt 
(Unterfpalte b) gilt jeder in der eriten Hauptſpalte der II. und III. Abtheilung des Blattes, 
von welden aus die Webertragung erfolgt ift, unter einer bejonderen Nummer enthaltene Eine 
tragungsvermerf, ohne Verüdfihtigung der in der zweiten Hauptipalte (Veränderungen) ent— 
Haltenen Vermerke. Bei der Feftftellung der in Unterfpalte b einzutragenden Zahlen werben für 
eine gleichzeitig auf mehrere Blätter übertragene Poſt jo viele Poften gerechnet, als Blätter bei 
der Uebertragung der Poſt in Betracht konımen.“ (Ziff. 3 Abf. > ebd.) 

In Spalte 4 „Eintragungen in Abth. II und III, mit Ausſchluß der Uebertragungs- und 
Löſchungsvermerke“, melde ebenfalls in zwei Unteripalten getheilt ift, wird „jeder beſonders 
unterzeichnete, in bie IL. oder III. Ubtheilung des Blattes eingetragene Vermerk gezählt, gleidh- 
viel, ob er der erſten oder der zweiten Hauptfpalte angehört. Dabei follen jedod die nur auf 
einem Blatte bewirften Eintragungövermerfe von denjenigen gefchieden werden, welche gleichzeitig 
auf mehreren Blättern einzujcreiben find. Zum Nachweife der erfteren dient die Unterjpalte a, 
zum Nadjweife ber fepteren die Unterfpafte b. Für eine gleichzeitig auf mehreren Blättern ber 
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wirkte Eintragung werden fo viele Eintragungen gerechnet, al Blätter bei der Einfhreibung im 
Betracht kommen“. (Biff. 4 ebd.) 

In Spalte 5 „Löfhungen“ wird „jeder Löſchungsvermerk gezählt, welcher der II. oder 
III. AbtHeilung des Grundbuchblatts angehört, gleichviel, ob er ſich auf eine Eintragung in der 
erften oder in der zweiten Hauptſpalte bezieht. Für einen gleichzeitig auf verſchiedenen Blättern 
eingetragenen Löſchungsvermert werden fo viele Löſchungen gezählt, als Blätter bei ber Ein— 
ſchreibung in Beiracht fommen“. (Ziff. 5 ebd.) 

Spalte 6 trägt bie Meberichrift „Zahl der Blätter, auf denen Eintragungen bewirkt find, 
melde die Zurüdführung des vorhandenen Grundbuchs auf bie Steuerbücher betreffen“. Hier 
„ſind auch bie zur Erhaltung ber Uebereinftimmung zwiſchen dem Grundbuch und bem Steuer- 
buch erfolgenden Nachtragungen zur Darftellung zu bringen“. (Biff. 6 ebd.) 

Die Spalte 7 ſchließlich trägt die Ueberſchrift „Auflafjungen“ und zerfällt in fünf Untere 
fpalten; a. Bezeichnung des aufgelaffenen Grunditüds nad dem Grundbude, b. Name und 
Wohnort des Veräußerers, c, Name und Wohnort des Erwerbers, d. angegebener Grundftiids- 
wertb, e. fonftige Bemerkungen für die Steuerbehörde (a) Grundfteuerreinertrag, b) Gebäudeiteuer- 
nugungswertß, c) lepter Erwerbspreis, d) Feuerverfi—erungsfumme, e) Taxwerth). Diefe Spalte 
dient zum Nachweiſe ber ftattgehabten Auflafjungen und gleichzeitig zur Aufftellung der an die 
Steuerbehörbe zu überfendenden Nachweiſungen (oben ©. 447 Erl. 6 Abſ. 2). Zur Aufnahme 
der diefer mitzutheilenden Angaben find die Unteripalten 7d und 7e beftimmt. Die Bedeutung 
der im ber Unterfpalte e anzugebenden Werthe ift dadurch erfennbar zu maden,«bab ihnen der 
entfpredjende, in ber Meberfcheift erfichtliche Buchitabe (ogl. a)—e) in der obigen Klammer) vor⸗ 
angeitellt wird; bie Feuerverſicherungsſumme und ber Tarıverth werden nur angegeben, falls fie 
im Grundbuche vermerkt find. „Iſt eine Urkunde über das ber Veräußerung zu Grunde liegende 
Rechtsgeſchaft vorgelegt und deshalb die Verſteuerung der Auflaffung nicht auf Grund einer 
Werthangabe bewirkt worden, jo find bie Unterfpalten 7b bis Te durch wagerechte Striche auß- 
zufüllen; in Spalte 7a ift der Vermerk „Aufl.“ einzuftellen; bie Grundbuchbezeichnung bes 
aufgelafjenen Grunditüds ift in diefem Falle in Spalte 7a nur dann anzugeben, wenn fie von 
der in Spalte 1 vermerften Nummer der Grundaften abweicht.“ (Ziff. 7 ebb.) 

8. Neben dem Tagebuche bat der Grundbucführer das Beurkunbungsregifter zu führen, 
welches zur Aufnahme derjenigen Handlungen in Angelegenheiten ber fceimiligen Gertäitäbarteit 
beſtimmt ift, für welche nicht befonbere Vorſchriften gegeben oder befondere Regiſter angeordnet 
find, jedoch mit Ausſchluß „der vor dem Grundbuhamte beurfundeten Auflaffungsertlärungen“; 
dagegen werden „Verhandlungen, die mit einer Auflafjungsverhandlung verbunden find“, „in 
das Beurfunbungsregifter ebenfo eingetragen, wie wenn fie ohne Verbindung mit der Auflafjung 
beurtundet wären“ (Gefdäft-D. 8. 44 Abf. 1, Abſ. 3 Cap 2). 

Das Beurkundungsregifter (Formular 19) zerfält in 8 Spalten: 1. Tag der Beurkundung 
ober de3 Einganges ber erften Schrift, 2. Name, Beruf und Wohnort der Betheiligten, 3. Be— 
zeichnung der Angelegenheit bei Ausfilung der Spalte I oder IV (Unterjpalten 5a oder dd), 
4. Werth des Gegenftandes, 5. jährlich fortlaufende Nummer der 1. Verträge und einjeitigen 
Wilenserflärungen (Unterjpalte 5a), II. Beglaubigungen von Unterſchriften ober Handzeichen, 
Sicherſtellungen ber Zeit bei Privaturkunden (Unterfpalte 5b), III. freiwilligen Berfteigerungen 
oder öffentlichen Verpachtungen von Grunditiiden und fonjtigen Gegenftänden, auf welche die 
fi auf Grumdftüde begiehenden Vorſchriften Anwendung finden (Unterfpalte 5c), IV. ſonſtigen 
gerichtlichen Veurkundungen und Eniſcheidungen (Unterfpalte 5d), 6. „Darunter blohe Ein 
tragungs⸗ und Löfhungsanträge und »bewilligungen in Grundbud: und Schiffspfandſachen, 
7. Ubgegeben zu a. Grundakten, b. fonftigen Alten, 8. Bemerkungen“. 

Ueber die Ausfüllung der Spalte 5 beftimmt die Geſchäfis-O. Folgendes: „In bem Be— 
urtundungsregifter erhält jede ber Spalten 5a bis 5d eine bejonbere Nummernfolge; jede Ber- 
handlung bildet nicht mehr als eine Nummer“ (Geſchäfts-O. 8. 44 Abf. 2). „Unter I werben 
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die gerichtlich beurkundeten Verträge und einfeitigen Willenserflärungen unter Lebenden ein- 
getragen, mögen fie felbftändig oder aus Anlaß der Bearbeitung einer anderen Rechtsangelegen⸗ 
heit (Vormundſchafts⸗, Nachlaßſache) aufgenommen fein“ (ebd. Abf. 3 Cap 1), insbefondere auch 
die Verhandlungen, welche mit einer Auflafjungsverhandlung verbunden find. „Unter II werden 
die Beglaubigungen von Unterfchriften und Handzeihen nur dann eingetragen, wenn fie eine 
jelbjtändige richterliche Handlung darſtellen, dagegen nidt, wenn die Veglaubigung mur bie 
Vorbereitung für eine weitere richterlihe Thätigkeit bildet” (ebd. Abſ. 5). Unter IV find alle 
nit unter I bis III genannten „richterlihen Beurkundungen und Entſcheidungen in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit einzutragen, die außerhalb eines anhängigen Verfahrens vor— 
genommen vder beantragt werden und für die in diefer Gefchäftsorbnung weder ein beſonderes 
Regifter (3. B. das Rechtshülfe- Vormundſchaſts-⸗, Nablah-, Familienreitsregifter) nod ein 
bejondered General- oder Sammelattenstüd (z. 8. Abſ. 17, 18) beſtimmt ift“ (ebd. Abſ. 7); 
vgl. ebd. Abf. 8. 

„Urkunden, welche lediglich die Einigung über eine in das Grundbuch eingetragene Rechts- 
änderung oder nur die Ertiarung über die Aufgabe eines in das Grundbuch eingetragenen 
Rechtes zum Inhalt Haben (B.G.B. 88. 873, 875), find unter I einzutragen, aber in Spalte 6 
durch einen ſentrechten Strich zu bezeichnen und beſonders zu zäßfen; das Gleiche gift von den 
entſprechenden Urkunden in Schiffspfandfagen. Bei anderen Handlungen in Grundbud« und 
Schiffspfandſachen iſt die unter I oder IV eingeftellte Nummer zu unterftreichen; daß Unter- 
freien kaun unterbleiben, falls die Gerichtsſchreibereiabtheilung nur Sachen biefer Art bes 
arbeitet. Bei Beglaubigungen von Unterferiften oder Handzeihen finden biefe Vorſchriften 
feine Anwendung" (ebd. Abf. 12). i 

In Epalte 7a oder 7b ift die Abgabe ber Urkunden zu den Grundalten oder zu ben 
amberen Uften duch Angabe des Uftenzeihend zu vermerken (ebd. Abſ. 11). Bal. ebd. 
Abſ. 13—19. 

Durch den Vermert „St.“ in Spalte 8 find bei ber Eintragung in das Regifter diejenigen 
Verhandlungen erfennbar zu machen, von welhen nad) ber Allg. Verf. vom 15. November 1894 
«oben ©. 5% Erf. f) 88. 9—11 der Steuerbehörbde Mittheilung zu maden ift (ebb. Abſ. 20). 
Hierbei find die gerichtlich aufgenommenen Urkunden, auf Grund deren Eintragungen in das 
Grundbuch erfolgen follen, nur infoweit zu berüdfihtigen, als nicht ihr Inhalt dur eine Mit- 
theilung der Eintragungen in da® Grundbuch zur Kenntniß der Steuerbehörde gebracht wirb 
(Allg. Verf. v. 25. Mai 1900, IM.BL. ©. 428), und nicht mitzutheilen find z. B. Verhand- 
Lungen, bei denen der Werth des Gegenftandes nach den für ben Anſatz der Gerichtskoſten maß- 
gebenden Vorfehriften dreihundert Mart nicht überfteigt (Allg. Verf. v. 24. Auguft 1895, I.M.BL. 
©. %3), Volmahten u. a. Das der Steuerbehörbe mitzutheilende Berzeichniß befteht aus 
einer auszugsweiſen Abfchrift des Beurkundungsregifterd, welche bie mit „St.“ bezeichneten Ein- 
tragungen umfaßt. Dieſes Verzeichniß hat der Gerichtöichreiber in den von dem aufſichts- 
führenden Richter beftimmten Zwifchenräumen durch bie Kanzlei herſtellen zu laſſen und mit 
der Beſcheinigung der Richtigken zu verfehen. Im Beurkundungsregiſter iſt zu vermerken, bis 
zu welder Eintragung das Verzeichniß aufgeftellt ift. Vgl. Allg. Verf. v. 15. November 1894 
88. 9-11 und v. 15. Dezember 1896 (I.M.BL. ©. 364). 

9. Nicht in das Veurkundungsregifter, jonbern in das Negifter für Radlah- nub Theilungs- 
ſachen (Formular Nr. 23) unter IX find die Verfahren behufs Ausftellung eines Erbſcheins 
oder ähnlicher Zeugnifie, z. B. über die Fortfegung der Glitergemeinfcdaft, über die Beiugniffe 
des Teftamentsvolltreder8 ober ber in ben 88. 37, 38 der &.B.D. (oben S. 259ff.) erwähnten 
Zeugniſſe einzutragen (Geſchäfts-O. $. 56 Ubi. 6). 

10. Außer der bereits mehrfad erwähnten Verpflihtung zur Mittheilung ber Verzeichniffe 
an bie Steuerbehörde (oben Erl. 8 a. E. und ©. 525 Erl. f) find den Grundbuhämtern noch 
weitere Pflichten durch befonbere Allgemeine Verfügungen auferlegt. 
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a. Behufs Ermittelung der Beträge der jährlich zur Eintragung und Löſchung gelangenden 
Hupothefen ift durch die Allg. Verf. v. 15. Juli 1886, betr. die Aufftelung jährliher Rad- 
weifungen über Eintragung und Löſchung von Hypotheken (J. M.Bl. ©. 251, abgeändert 
bezügt. Biff. 12 durd; Aug. Verf. v. 22. Oftober 1885, JMD. ©. 354, dgl. auch für Rhein. 
Allg. Verf. v. 21. November 1888 8. 9) den Grundbuhämtern die Verpflichtung auferlegt, für 
jedes Etatsjahr eine Nachweiſung aufzuftellen und die gehörig aufgerechneten und abgefchlofienen 
Nahmeifungen bis zum 1. Juli jeden Jahres mittelit Briefumſchlags dem Oberlandesgerichts- 
präfibenten einzufenden, welcher fie dem Minifter für Landmirtäfdaft, Domänen und Forften 
einzureichen hat (Allg. Verf. v. 15. Jufi 1885 Ziff. 24). Die Ag. Verf. zerfällt in vier Theile, 
I. allgemeine Beftimmungen, II. Beftimmungen für den Geltungsbereich der Grundbugorduung, 
mit Ausfhluß ber in dem Grundbuch noch nicht eingetragenen Grundjtüde, III. Beftimmungen 
für die im Geltungsbereich der Grundbuchordnung nod) nicht eingetragenen Grundftüde, ſowie 
für die übrigen Landestheile, IV. Schlußbeftimmungen. B 

Die allgemeinen Beftimmungen lauten: „1. Vom 1. April 1886 ab hat jedes Amts- 
gericht jährlich eine Nachweiſung über die Beträge der in den Grund» bezw. Hypothekenbüchern 
feines Bezirks im Laufe des Etatsjahres, alfo in ber Zeit vom 1. April jedes Jahres bis zum 
31. März des folgenden Jahres eingetragenen und gelöfcten Hypotheken aufzuftellen. Bei 
Amtsgerichten, an welchen mehrere Abtheilungen bei Aufftelungen dieſer Nachweiſungen ber 
theiligt find, können die legteren für jede Abteilung gefondert aufgeftellt werden. — 2. Bei der 
Aufftellung bleiben Hypothefen an Bergwerken und an fonftigen nicht in Grundftüden beitehenden 
Gegenftänden außer Berlidfihtigung. — 3. Die Beträge der Eintragungen und Löfhungen ſind 
nad ftäbtifgen und ländlichen Bezirken getrennt in die Nachweiſungen aufzunehmen. Untere 
fheidungen der Hypotheten nad) anderen Merkmalen finden nicht ftatt. — 4. Als ftädtifhe Be— 
äiefe im Sinn diefer Verfügung gelten die ftädtifchen Gemeinbebezirte, ſowie außerdem die- 
jenigen Gemeinde und felbftändigen Gutsbezirke des platten Landes, in welchen bie Grundſtücks- 
werthe durch andere Beziehungen als den Betrieb der Landwirthichaft bedingt werben, indbejondere 
Bader, Kurs, Vergnilgungs-, Fabrikorte, vorftädtiihe Oxtfcaften u. dergl. m. — 5. Außer 
Berüdfichtigung bleiben: a. dauernde Laſten und Befchräntungen des Eigentbums, b. Aniprüde, 
deren Geldbetrag aus dem Eintragungsvermert nicht erſichtlich ift, c. Eintragungen, welche den 
Betrag der Hypothek unberügrt laſſen (Wbtretungen, Ueberweifungen zc.). — 6. Renten, fojern 
diefelben als Hypotheken eingetragen find, werben zum zwanzigfachen Betrage im Kapital ums 
gerechnet. Vormerkungen und Kautionsbypotheten find nach dem Betrage, eventuell nad bem 
Höchftbetrage der zu fichernden Forderung zu beredinen. Daffelbe giit von Arreften, welde in 
einer anberen Form, als der einer Vormerkung, eingetragen find. — 7. Die Beträge find ftets 
in vollen Mark fo abzurunden, da 50 Pf. und mehr gleich einer Mark gerechnet, Beträge unter 
50 Pfennigen aber nicht in Anſatz gebracht werden.“ 

„I. Beftimmungen für den Geltungsbereih der Grundbuhordnung, mit 
Ausſchluß der in dem Grundbuch noch nit eingetragenen Grundftüde. 8. Zu 
den Hypothefen im Sinne diefer Verfügung find auch Grundidulden zu rechnen. — 9. Hypotheken 
an Grundftüden, welche im Grumdbud als Zubehör eines Bergwerk oder in der Grafſchaft 
Sayn-Altentichen als Zubehör einer Hütte eingetragen find, bleiben außer Verüdfihtigung. — 
10. Die Aufftellung der Nachweiſungen erfolgt nad dem anliegenden Formular. — 11. Die 
Beträge der Eintragungen und Löſchungen find in chronologiſcher Reihenfolge in die Nachweiſung 
einzufchreiben. Die Einſchreibung ift auf Grund des Tagebuch und unmittelbar nad; der in 
dieſem erfolgten Einſchreibung zu bewirten. — 12. Sind Grundftlide, melde zum Theil in 
einem ftädtijchen, zum andern Theil in einem ländlichen Bezirk liegen, auf einem Grundbuchblatt 
verzeichnet, fo find die Beträge der Eintragungen und Löfhungen, je nachdem das Grundbuch, 
in weldem das Grundbuchblatt enthalten ift, einen ſtädtiſchen oder einen ländlichen Bezirk 
betrifft, in bie zweite bezw. dritte oder in die vierte bezw. fünfte Spalte der Nachweiſung aufe 
zunehmen. — 13. Bei Geſammtſchulden, welche auf mehreren Grundbuchblättern oder Artikeln 
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deſſelben Amtsgerichts eingetragen oder gelöfcht werben follen, ift in folgender Weife zu ver 
fahren: a. Wenn die mehreren Grundbuchblätter oder Artifel in Grundbüchern enthalten find, 
welche entweder fämmtlid, jtädtiiche oder fämmtlic ländliche Bezirke betreffen, fo ift der volle 
Betrag der Eintragung oder Löſchung nur einmal in die Nachweiſung aufzunehmen. b. Sind 
die mehreren Grundbuchblätter ober Urtifel in Grundbücern enthalten, melde zum Theil 
„Häbtifce, zum anderen Theil ländliche Bezirte betreffen, fo Hat der Grundbuchführer nach einem 
ungefähren Ueberſchlage unter Zugrundelegung des Grundftenerreinerirages und ber Hälfte des 
Gebäubeftenernugungsmwertäß, in ben Hohenzollernſchen Landen unter Bugrundelegung bes 
Grund» und Gebäubefteuerfapitals, eine Vertheifung vorzunehmen. Iſt die Vertheilung nicht 
ansführbar, oder mit Schwierigkeiten verknüpft, fo ift fir jede Befipgattung die Hälfte des ein- 
getragenen oder gelöſchten Betrages aufzunehmen. — 14. Wenn bie mehreren Grundbuchblätter 
ober Artifel zum Theil in Grundblchern des Amtsgerichts, zu einem anderen Theil in Grund⸗ 
bücjern eines ober mehrerer anderer Amtsgerichte enthalten find, fo iſt eine ber Anzahl der 
mehreren Amtögerichte entipredhenden uote des zur Eintragung oder Löſchung gelangten Bes 
trages in bie Nachweiſung aufzunehmen und dies durch den Vermerk „Ya“ oder „Ya“ ıc. im 
der Spalte 6 anzudeuten. Der Umftand, da die Eintragung bezw. die Löſchung von dem 
anderen Amtsgerichte bereit3 bewirkt oder nicht bewirkt ift, bleibt außer Berüchſichtigung. 
Betreffen die Grundbücher zum Theil ſtädtiſche, zum Theil ländliche Bezirke, jo ift außerdem 
bie Vorſchrift unter Nr. 13b zu beachten. — 15. Wird eine bereits im Grundbuch eingetragene 
Hypothek nachträglich auf andere Grundftüce eingetragen, fo ift der Betrag in die Nachweiſung 
nicht aufzunehmen, fondern nur in der Spalte 6 mit dem Hinzufügen anzugeben, daß es ſich 
um eine naditrägfihe Eintragung Handel. — 16. Werden die Nadweifungen für mehrere Ab 
theifungen des Amisgerichts gejondert aufgeftelt, fo finden entſprechende Anwendung: a. bie 
Vorfgriften der Nr. 13 auf Gefammtidulden, welche auf Grundbuchblättern oder Artikeln 
derjelben Abtheifung eingetragen oder gelöfcht find, b. die Vorſchriften der Nr. 14 auf bie 
Säle, im weichen bie mehreren Grundbuchblätter oder Axtifel zum Theil in Grundbüchern 
eine8 oder mehrerer anderer Amtsgerichte oder einer oder mehrerer anderer Abtheilungen 
befielben Amtsgerichts enthalten find. — 17. Werben die auf mehreren Grunbftüden ein- 
getragenen Hypotgefen nicht für alle Grundftüte gleichzeitig gelöfät, fo ift der Betrag in bie 
Nacweifung nicht aufzunehmen, fondern nur in Gpalte 6 mit dem Hinzufilgen anzugeben, 
daß für die Schuld andere Grundflüde noch verhaftet bleiben. Die Aufnahme des Betrages 
in die Nachweiſung erfolgt nah Löſchung der Schuld auf dem legten, für diefelbe verhaftet 
‚gebliebenen Grundftüde.” 

Bl. auch die bei Schwarg, Preuß. Grumdbuchr. (Berlin 1893) Bd. 2 ©. 384f. ab» 
gebrudten Verfügungen vom 16. Mai 1888, 26. März 1869 und 20. März 1890. 

b. Unter dem 11. Januar 1896 (J. M. Bl. ©. 16) ift ferner folgende Allg. Berf., betr. 
die Aufftelung jährlicher Rachweilungen über den ESigenthumswechſel an Grundftüden, welde 
bauptfächlih zur Land. oder Forſtwirthſchaft dienen, ergangen: „Auf Wunſch des Heren 
Minifters fiir Landwirthichaft, Domänen und Forften fol der jährlihe Eigenthuniswechſel an 
Grundftüden, welde hauptfählih zur Land» oder Forſtwirthſchaft dienen, ermittelt werden. 
Für die Vornahme ber Ermittelungen wird den Amisgerichten, mit Ausnahme ber Amtsgerichte 
im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts, die nachſtehende Anweiſung ertheilt: 1. Vom 
1. April 1896 ab hat jedes Amisgericht für feinen Bezirk jährlich eine Nachweiſung über die 
Zahl der im Laufe des Etatsjahres gelegentlich der Eintragung eines Eigenthumsüberganges 
in das Grundbuch (Stodcbuch ꝛc.) zu feiner Kenntniß gelangten Eigenthumswechſel an ſolchen 
Grundſtucken aufzuftellen, melde Hauptfählih zur Lande oder Forſtwirthſchaft dienen und 
minbeftens 2 ha geoß find. Bei Umtägerihten, an welchen mehrere Abtheilungen bei Mufftellung 
biefer Nachweiſungen beibelligt find, können die Iepteren für jede Abthellung gefondert aufe 
geitellt werden. — 2. Die Aufftellung der Nachweiſung erfolgt nad dem anliegenden Formular. 
Gehören zu einem Amtsgerichtsbezirke mehrere Kreiſe (Oberamtsbezirke), fo ift für jeben Kreis 
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(Oberamtöbezirt) eine bejondere Nachweiſung aufzuftellen. — 3. Die Eintragung in die Nach- 
weifung iſt durch den Grundbuchführer unmittelbar nad} der betreffenden Eintragung in das 
Grundbuch (Stodbuh ꝛc.) duch Einzeihnung eines ſenkrechten Strichs zu bewirken. Der 
Amisrichter hat die Nichtigkeit der Eintragungen zu überwaden. — 4. Die Eintragung hat 
mit thunlicfter Genauigkeit zu erfolgen. Bei etwaigen Zweifeln über die Art der Ein- 
tragung find die bei Gericht erſchienenen Vetheiligten über die einfhlagenden Verhälmiſſe zu 
befragen. Rüdfragen und Ermittelungen find möglichſt zu vermeiben. Insbeſondere hat, wenn 
bie Größe des Grundftüds nicht genau feftfteht, die Eintragung in eine der nad) den vor— 
handenen Unterlagen in Betracht tommenden Spalten der Nachweiſung nad ungefährem Ermeſſen 
zu erfolgen. Eintragungen in die Spalten 15 und 16 find nur dann zu bewirfen, wenn jeder 
Anhalt für die Größe des Grundftüds fehlt. — 5. Gehen mehrere, hauptſächlich zur Land- ober 
Forſtwirthſchaft dienende, in demfelben Gemeinbe-(Guts-) Bezirk belegene Grundftüde deſſelben 
EigentHümers oder gehen mehrere Theile folder Grundſtücke gleichzeitig in da8 Eigenthum der- 
felben anderen Perſon oder derfelben anderen Perſonen fiber, fo iſt, aud wenn die Grundſtücke 
auf verfchiedenen Blättern oder Artifeln eingetragen fichen, nur eine Eintragung zu bewirken. 
Die Flächen ber mehreren Grundftüde find in diefem Falle zufammen zu redinen, und es it 
der Eigenthumswechſel in die ber Gefammtfläche entſprechende Spalte einzutragen. — 6. Gehen 
mehrere, Hauptfächlich zur Land» oder Forftwirthfchaft dienende, in demſelben Gemeinde (Guts:) 
Vezirk belegene Grundftüde defielben Eigenthümers, oder gehen mehrere Theile folder Grund- 
ſtücke gleichzeitig in das Eigenthum verfchiedener anderer Perſonen über, fo ift eine ber Zahl 
ber Eigenthumsübergänge entipredende Zahl von Eintragungen zu bewirken und der Sachverhalt 
bei einer jeden Eintragung durch einen Vermerk (5. B. „Beritüdelung“) in der Spalte 
„Bemerktungen“ erfihtlih zu maden. — 7. Grundftüde von Eheleuten find in den Fällen der 
Biffern 5 und 6 als ſolche bdefielben Eigenthümerd anzufehen. — 8. Geht nur ein Theil eines 
Grundftüds in das Eigentfum einer anderen Perfon über, fo ift ein entiprechender Vermerk 
(4. 8. „Abverfauf“) in die Spalte „Bemerfangen“ einzutragen. — 9. Die Begründung, Ueber- 
tragung und Beendigung des Miteigentgums iſt, unbeſchadet der Beſtimmung unter Biffer 10, 
gleichfalls in die Nachweiſung einzutragen; dabei ift in die Spalte „Bemerkungen“ das Wort 
„Miteigentjum“ einzuſchreiben. Wird Miteigentgum gleichzeitig für mehrere Berfonen begründet 
ober an mehrere Perfonen übertragen oder gehen gleichzeitig mehrere Miteigentfumsantheile an 
eine Perſon über, jo erfolgt nur eine Eintragung. Die Eintragung erfolgt in diejenige Spalte, 
welche der Gejanmtfläche bes Grundftüds entipricht. Gehört zu einem Grundftüd ein Antheil 
an Grundflächen, welche bei einer Gemeinheitätheilung gemeinfchaftlich geblieben find, jo iſt 
biefer Antheil bei ber Eintragung nicht zu berüdjichtigen. — 10. Der Eigentfumsübergang, 
welcher durch Eintritt oder Auflöfung der ehelichen Gittergemeinfchaft bewirkt wird, ift in die 
Nachweiſung nicht einzutragen. — 11. Iſt der Uebergang des Eigenthums auf Vliterben bereits 
in die Nachweiſung eingetragen, fo ift, wenn fie einem von ihnen ober dem überlebenden Ehe- 
gatten das Grundftüd übereignen, fein neuer Eigenthumswechſel, andernfalls ein folder in 
Spalte b einzutragen. Iſt der Uebergang des Eigenthums auf Miterben noch nicht in die 
Nachweiſung eingetragen, fo ift, wenn fie einem von ihnen ober dem überfebenden Ehegatten 
das Grundſtück übereignen, nur ein Eigenthumswechſel in Spalte a, andernfalls noch ‘ein zweiter 
in Spalte b einzutragen. — 12. Die gehörig aufgerechneten und abgeſchloſſenen Nahweifungen 
find bis zum 1. Juli jeden Jahres, zuerft bis zum 1. Juli 1897, mittelft Briefumfchlages dem 
Oberlandesgerichtspräfidenten und fodann von diefem dem Herrn Minifter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forften unmittelbar einzureichen. Die Amtsgerichte tım Bezirk des Oberlandes- 
gericht in Jena haben die Einreihung ber Nachweiſungen unmittelbar bei dem Herrn Minijter 
für Landwirthichaft, Domänen und Forſten zu bewirlen. — 13. Die Oberlandesgerichts- 
präfibenten können, ſoweit fie ed für erforderfih erachten, zur Ausführung diefer Verfügung 
nähere Weifungen erlajien. Sie haben indefien bei ſolchen Anweiſungen, melde für die Ber- 
gleihbarkeit der Statiftit von Bedeutung find, vorher dem Juſtizminiſter zu berichten.” 
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IH. Hypotheten-, Grundſchuld⸗, Rentenſchuldbrief. 


8. 37. 
Der im $. 57 ber Grundbuchordnung bezeichnete Auszug aus dem Grund- 
buche joll außer den dort vorgefchriebenen Angaben enthalten: 
1. die Größe, den Grundftenerreinertrag, den Gebäudeſteuernutzungswerth 
des Grundftüds; 
2. die legten im Grundbuche vermerften Erwerbapreife, falls der Erwerb 
nicht zehn Jahre zurüdliegt, ſowie die etwa eingetragenen Schätzungs- 
ober Verficherungsfummen mit Angabe des Jahres. 


$. 38. 

Die Hypothefenbriefe find am Kopfe mit dem Königlich Preußifchen Adler 
und einer Ueberfchrift zu verfehen, welche die Bezeichnung „Preußifcher Hypotheken⸗ 
brief“ und die Angabe der Hypothek enthält, über bie der Brief ertheilt wird; 
die Hypothek ift nach dem Grundbuche, den Nummern des Bandes und bes Blattes, 
der Eintragungsnummer und dem Geldbetrage zu bezeichnen. 

In den Brief find in nachſtehender Reihenfolge aufzunehmen: 

1. ber Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen nad; Maßgabe 
des $. 57 Abf. 2 Nr. 3 und des 8.58 Abf. 2 der Grundbuchorbnung; 

2. die Bezeichnung des belafteten Grundſtücks oder der belafteten Grund- 
ftüde nach dem Inhalte des Grundbuchs, mit Einfchluß der im 8. 37 
borgejchriebenen Angaben; 

3. die Bezeichnung des Eigenthümers; 

4. die furze Bezeichnung ber Eintragungen, welche der Hypothek im 
Nange vorgehen oder gleichftehen, unter Angabe des Zinsſatzes, wenn 
diefer fünf vom Hundert überfteigt. 

Der Hypothefenbrief über eine Gefammthypothef (G.B.D. 8. 59 Abſ. 1) fowie 
die nachträglich auf ihm gejegten Vermerke find nur von einem Richter und von 
einem Gerichtöjchreiber zu unterjchreiben. 

Die Vorfchriften der Abf. 1 bis 3 finden auf Grundſchuldbriefe und Renten- 
ſchuldbriefe entfprechende Anwendung. In der Ueberjchrift eines Rentenſchuldbriefs 
iſt nur der Betrag der einzelnen Jahresleiſtung, nicht der Betrag der Ablöfungs- 


fumme anzugeben. 
’ 





III. Hypotheten., Grundfhuld., Rentenihuldbrief. 
88. 37-12. 

1. Die Borfriften der 98. 37—42 find oben ©. 300ff. bereit? erwähnt. Mol. ind- 
befondere über bie auf $. 97 ber ©,8.C. (©. 301 Vorbm. 3, ©. 349) beruhende Beſtimmung 
des $. 37 ©. 302 Erl. 2e und S. 303 Erl. 3 (ſowie über die Angabe der Größe, des Grund» 
ſteuerreinertrags und des Gebäudeſteuernutzungswerths im Grundbuch Allg. Verf. 8. 3 Ziff. 5, 
6 und 8. 8 Abſ. 2, oben S. 501 und S. 505, und über den Erwerböpreis, die Schägungs- 
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$. 39. 

In den Fällen des 8.13 Abf. 4 ift auf dem Briefe der Betrag, für welchen 
das Necht noch befteht, neben der in ber Ueberjchrift enthaltenen Angabe des 
Nechtes durch den Vermerk erfichtlich zu machen: 

Noch gültig auf (Angabe des Betrags). 

Im gleicher Weife iſt bei der Herftellung eines Theilhypothefen-, Theilgrund- 
ſchuld⸗ oder Theilrentenſchuldbriefs auf dem bisherigen Briefe der Betrag erfichtlich 
zu machen, auf den fich der Brief noch bezieht. 


. $. 40. 
Zür die Hypothefen-, Grundfhuld- und Rentenjchuldbriefe dienen die Anlagen 
B bis G ala Mufter. 
2.4. 
Die im $. 58 Abj. 1 und im $. 59 Abſ. 2 der Grundbuchordnung vor- 
geichriebene Verbindung von Urkunden erfolgt durch Schnur und Siegel. 


g. 42. 

In den Fällen des 8. 69 der Grundbuchordnung iſt der Brief in der Weiſe 
unbrauchbar zu machen, daß, nachdem die bei dem Nechte bewirkte Eintragung 
auf dem Briefe vermerkt ijt (G.B.D. $. 62), der Vermerk über die erfte Eintragung 
des Rechtes durchftrichen und der Brief mit Einfchnitten verjehen wird. 

Der Brief ijt nad) Befolgung der Vorjchrift des $. 69 Sag 2 der Grundbuch- 
ordnung zurüdzugeben, fofern nicht aus bejonderen Gründen die Zurückbehaltung 
des Briefes bei den Grundakten angemefjen erjcheint. 


IV. Schlußbeftimmungen. 


$. 48. 
Die Eintragung der Anerbengutseigenfchaft bei Anerbengütern im Sinne des 
Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht in der Provinz Weitfalen und in den Kreiſen 
Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg, Ruhrort und Mühlheim a. d. Ruhr, 


ober Verfiherungsjumme oben S. 511 Erf. 5), über $. 38 Abſ. 1 oben S. 302 Erl. 2a und 2b, 
über 8. 38 Abf. 2 ©. 304 Erl. 3 a. E. und ©. 307 Erl. 2, über $. 38 Abſ. 3 €. 374 Erf. 1, 
über $. 38 Abf. 4 ©. 320f.; ferner über die ebenfalls auf 8. 97 der G.B.O. fußende Be— 
ftimmung des 8. 39 oben ©. 311 Erl. 5 und S. 312 Erl. 4, über 8. 41 ©. 306 Erl. 3 und 
€. 307 Erl. 3 und über &. 42 ©. 319 Erl.2 u. 3. 

Eine Sondervorichrift befteht für Naſſau; durh 8. 1c ber Allg. Verf. v. 7. Mai 100 
hat $. 37 der Allg. Verf. den Zufap erhalten: „Wird eine Schätung des Feldgerichts oder der 
an jeine Stelle tretenden Ortsbehörde vorgelegt, fo ift fie mit dem Briefe zu verbinden.“ 

2. Ueber die Bedeutung der dem $. 40 beigefügten Mufter vgl. oben ©. 506 Erl. 2. 














8. 44. Schlußbeſtimmungen. 539 


vom 2. Juli 1898 (Gejeg-Samml. S. 139) bleibt der Regelung durch befondere 
Anweifung vorbehalten. 
8. 44. 

Die befonderen Beftimmungen über die Einrichtung der Grundbücher für die 
Hauberge im Kreife Altenkirchen (Haubergordnung vom 9. April 1890, Geſetz- 
Samml. ©. 55, 8.8 Abf. 2) fowie für die Jahnſchaften und Konfortenftüde im 
Streife Dipe (Gefeg, betreffend die Regelung der Forftverhältnifie für das ehemalige 
Juſtizamt Olpe ꝛc, vom 3. Auguft 1897, Geſetz-Samml. ©. 285, $. 18 Abſ. 2, 
8.24 Abſ. 1) bleiben unberührt. 


IV. Schlußbeftimmungen. 
1. Grundbüder für Anerbengüter in der Provinz MWeifalen ıc. 


8. 88. ö 

1. Während bei den Anerbengütern im Sinne des Gefeges vom 8. Juni 1896 nad) $. 21 
der Alg. Verf. (oben ©. 517) die Linerbengutseigenſchaft in der zweiten Abtheilung eingetragen 
wird, beitimmt das oben ©. 388 Abſ. 3 erwähnte Gefeg vom 2. Juli 1898 im 8. 3 Abſ. 2 
Sag 1: „Die Anerbengutseigenfhaft wird auf dem Zitelblatte eingetragen.“ Die Regelung 
diefer Eintragung iſt durch $. 43 einer befonderen Anmeifung vorbehalten. 

2. Diefe ift duch Allg. Verf. v. 22. Januar 1900 (J. M. Bl. ©. 34) in folgender Weife 
erfolgt: „1. Die fih auf die Anerbengutseigenſchaft beziehenden Eintragungen erfolgen bei 
Grundbuchblättern, welde nad) dem neuen Formular (Z.M.Bl. 1899 ©. 359) eingerichtet find, 
in der Auficrift nad) Maßgabe des anliegenden mit Probeeintragungen verjehenen Formulars, 
— 2. Sollen mehrere Unerbengüter auf demfelben Blatte eingetragen werden, fo ift der Raum 
durch einen ſenkrechten Strich zu theilen und für jedes der Güter eine Hälfte zu verwenden. — 
3. Reicht der Raum in der Aufſchrift für die Eintragungen nicht aus, fo find diefe am Schluſſe 
bes Grundbuchblatts Hinter ber dritten Abtheilung fortzufegen. In der Tabelle kann eine 
Hinter ber Aufſchrift einzufügende Einlage für bie Fortſetzung der Eintragungen verwendet 
werden. — 4. In Spalte 1 des Formulars find die laufenden Nummern, welde bie von der 
Eintragung betroffenen Grundftüde in dem Verzeichniſſe der Grundftüde führen, einzeln aufzus 
führen. Betrifft bie Eintragung eine größere Unzahl von Grundjtüden, fo ift eine Zufammen» 
faflung der Nummern zuläffig (vgl. die Probeeintragungen). Wird die Anerbengutseigenſchaft 
gelöjcht, fo find die Nummern ber von der Löſchung betroffenen Grundſtücke in Spalte 1 roth 
au unterſtreichen; find die Nummern in Spalte 1 nicht einzeln aufgefüßtt, fo iſt die Bisherige 
Angabe der Nummern roth zu unterftreichen und der Beſtand der nicht von der Löſchung 
betroffenen Grundtide nad; Maßgabe der Probeeintragungen erſichtlich zu machen.“ 


2. Grundbüger für Jauberge, Jahnſchaften und Aonfertentühe. 
84. 


Neben den durch $. 44 aufrechterhaltenen Sonbervorfchriften über die Einrichtung der 
Grundbücher für die dafelbft aufgeführten gemeinfdaftlichen Holzungen, deren Rechtöverhältnifie 
durch die genannten Gefege geregelt find, beftehen auch befondere Vorſchriften fir die Hauberge 
im Dilltreis und im Oberweterwalbtreife; vgl. die Haubergordnung für den Dillkreis und 
herweiterwalbtreid vom 4. Junt 1887 (8.6. ©. 289), Kgl. BD. fr Naſſau vom 
11. Dezember 1899 Art. 44, Allg. Verf. für Naffau vom 7. Mai 1900 8. 29. 


540 Algemeine Verfügung zur Ausführung der 6.8.0. 8. 45. 


8. 45. 

Zür die Einrichtung der Bahngrundbücher und -grumbaften behält es bei 
den Vorjchriften der 88. 10, 11 des Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privat- 
eifenbafnen und Kleinbahnen und die Zwangsvollſtreckung in diefelben, vom 
19. Auguft 1895 (Gejeg-Samml. ©. 499) und der allgemeinen Verfügung vom 
19. September 1895 (Juft.-Minift.-Bl. ©. 286) fein Beenden. 

Berlin, den 20. November 1899. . 

Der Yuftizminijter. 
Schönſtedt. 


3. Bahngrundbäger. 
8.8. 


Die durch $. 45 aufrechterhaltenen Borfchriften find oben S. 456ff., insbefondere S. 458Ff. 
Erl. 4 bereits beſprochen. 


Formulare. 541 
Anlage 4.) 
Amtögeriht Lobau. 


Grundbuch 


von 


Buchhain, Areis Krefeld, 


Band I Blatt Nr. 12. 


*) Die mit *) angefügten Anmerkungen bilden einen Theil der Allg. Verfügung. 
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Wirthſchafts· 
art und 
Lage. 





Größe. 






Grundftüde. 
Parzelle 





Laufende Nummer der 
Grundftüde. 
Grundfteuermutterrolle. 
Gebändefteuerrolle. 
Grundfteuerreinertrag. 





Rartenblatt (Flur) 
Gebäudeftenernupungsiwerth. 


Bisherige laufende Nummer der 
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*) Die punftirten Linien bedeuten rothe Striche. 
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Grundſtũcke. 
Beſtand und Zuſchreibungen. Abſchreibungen. 
x 
3 
Pi & 
B Es 
& &s 
3 s® 
& ss 
® E) 
= Pr 
* & 
11. | 12. 13. 44. 
R 420 _ 
1. | Bei Anfegung des Grundbuchs eingetragen| 4. WVon Nr. 4 die Parzelle 55 über- 











am 3. Auguft 1901. 

h Fiſcher Neumann 

| Nr. 2 nach Abſchreibung von Band I Blatt 
Nr. 20 der Nr. r als Beitandtheil zu- 
geihrieben und Nr. 1 mit Nr. 2 unter 

| Nr. 3 neu eingetragen am 24. Februar 

1903. 

Fiſcher Neumann 
Von Band I Blatt Nr. 17 hierher über- 
tragen am 4. Auguſt 1904. 





Fiſcher Neumann 
vBon Band IV Blatt Nr. 20 des Grund⸗ 
16 i en am 
12. Juni 1908. 





Nr. 7 von Band II Blatt Nr. 32 hierher 
übertragen und in Folge Bereinigung 
mit Nr. 6 unter 8 als ein Grundftüd 
eingetragen am 3. Mai 1910. 

; Sifger Neumann 





| 





tragen nad) Band II Blatt Nr. 50 

am 18. Oftober 1908. Reft: lau— 

fende Nr. 6. 
Fiſcher 


Neumann 


Uebertragen nad; Band III Blatt 
Nr. 117 des Grundbuchs von 
Bruhl am 3, Mai 1910. 

Fiſcher Neumann. 
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I. Berzeichniß der mit dem Eigenthume 


verbundenen Rechte. 








Laufende Nummer der Eintragung. 


8 
S 
2 
63 
8 
5 
5 
& 
& 
8 
a 


Bezeihnung des Rechtes. 


Löfhungen. 





» 


He} 


» 





Die auf dem Grundftüde Buchhain Karten- 


blatt 10 Parzelle 5 (Band I Blatt 
Nr. 15) in Mbtheilung II Wr. 3 ein⸗ 
getragene jährliche Rente von 200 Mart 
hier vermerft am 10. September 1901. 
Fiſcher Neumann 


Das auf dem Grundſtücke Buchhain Karten⸗ 


blatt 2.Parzeüe 114 (Band I Blatt 
ein: 
gene Wegerecht bet der gufſchrei⸗ 
bung von Mr. 2 fier vermerft am 
24. Februar 1903. " 


Fifger Neumann 











Nr. 2 gelöſcht am 15. 
Dttober 1904. 
Fiſcher 


Neumann 
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Erſte Abtheiluug. 


















x 

* 

ER 

ES Erwerbspreis. Werth. 
Eigenthümer. Er Grund des Erwerbes. Verzicht. Feuerverſicherungs⸗ 

28 funme. 

38 

3 

& 

2. 


Landwirt Friedrich 1. Bei der Anlegung des Grundbuchs auf| Bu Nr. 1: 
51500 Mart Kauf- 
preis vom 20. Sep⸗ 





4901. “ | tember 1895 einge: . 
Po tragen am 3. Auguft 
Fiſchet Neumann 1901. 
. .2:.|Mufgtofen und Band I Batı Pr. 20 an|  yanaen 





übertragen am 24. Gebruar 1903. 
Hilger  Reuman 





Bauer Heinrich | 3. Aufgelaſſen und eingetragen am 5. April | Bu Wr. 3: 
Schmidt 1904, Wohnhaus und 
in Buchhain. Fifger Neumann BVirthichaftsgebäude 
am 30. April 1904 
4. Aufgelaſſen und eingetragen am 4. Auguft| verſichert mit 8400 


1904. Matt, 
Fiſcher Neumann Eingetragen am 
5. Mat 1904. 

Die Ehefrau des|3,4.| Auf Grund des Zeugnifjes des Königlichen Fiſcher 
Heinrich Schmidt, Amtsgerichts zu Lobau vom 7. Ro] geumann 
Sophie geborene vember eingetragen am 23. November 
Buſſe, als Mit 1907. 

eigenthumerin Fiſcher Neumann 


traft ehelicher 
Gütergemeinfeaft.| 5. | Die Ehefrau Schmidt auf Grund des Erb⸗ 
{eins vom 5. Febrnar 1908, der Eher 

mann, traf — — 
eingetragen am 12. Juni 1908. 
gifger 








7. Aufgelaſſen am 2. und eingetragen am 
3. Mat 1910. 


Fiſcher Neumann 
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Zweite 








Laſten und Beſchränkungen. 


Zur laufenden 
tragung. 


Laufende Nummer ber 
belafteten Grundſtücke. 
*| Nummer der Ein- 


Raufende Nummer der 
Eintragung, 









Bilde Reumann 


2. 3. |Ein lebenslängliches Wohnungsrecht für ben Landwirth Friedrich 
Gerber in Buchhain nad Maßgabe der Bewilligung vom 5. 
30. März 1904. Der Hödftbetrag des Erſahes für den Fall 
des Erlöſchens durch den Zuſchlag ift auf eintaufend Mark fefte 
gelegt. Zur Löfgung des Rechtes foll der Nachweis des Todes 
des Bereftigten genügen. Vorbehalten ift ber Bortang für 
eine fpäter einzutragende Hypothek von breitaufend Mark nebit 
fünf vom Hundert Binfen. Eingetragen am 5. April 1904. 
Fiſcher Neumann 





Ein See 
feld unter Bezugnahme auf bie Bewilligung vom 3. März 1906 


eingetragen am 4. April 1: 
Fiſcher 











tember eingetragen am. 3. Dftober. 1908. 





Neumann 


5. | 8. [Ein Erbbaurecht nad Mahgabe der Bewilligung vom 15. Auguft 
1910 für den Gaftwirth Wilgelm Schröder in Gerfeld ein 
getragen am 17. Yuguft 1910. 


Sifger Neumann 
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Abtheilung. 
J Veränderungen. u . Löſchungen. 
Pr 
| ©es 
Eintragung. Sihung | ©” B 
„Er 
© 5 
&® 
_ 5. 6. 7. 8 
Der vorbehaltene Vorrang vor biefem Rechte 1. Gelöſcht am 
tft der in Abtheilung III Nr. 4 ein= 5. April 1904. 
getragenen Hupothef eingeräumt. Ein⸗ Fiſcher 
getragen am 16. Oktober 1905. Neumann 
Fiſcher Neumann 
4. Gelöſcht am 


Fir das Erbbaurecht iſt das Blatt Nr. 86 
in Band III dieſes Grundbuchs ans 
gelegt. Eingetragen am 5. Februar 
1912. 

Fiſch er Neumann 








5. Juli 1909. 
Fiſcher 


Neumann 


Gelöfht am 
17. Auguft 1910. 
Fiſcher 


Neumann 
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Neuntaufend Mark Darlehen mit fünf vom Hundert 
jährlich feit 1. Mpril 1896 verzinslid unb 
ſechs Monate nad Kündigung rüdzahlbar für 
den Schantwirih Wilhelm Peters in Schwarz- 
bach bei der Anfegung des Grundbuche eine 
getragen am 3. Auguft 1901. 


Fiſcher Neumann 


Sicherungshypothet für eine am 1. April 1904 
zahlbare Baufgelbforberung von breitaufend= 
dreihundert Mark für den Maſchinenfabrikanten 
Karl Frand in Lobau eingetragen am 12. 
Juni 1908. 


Fiſcher Neumann 





Vormerkung zur Siche-⸗Umgeſchrieben in eine 
"zu Y p "Hypothef füreineRaufs 
geldforderung von fünf- 
dundert Mart nebſt vier 
vom Hundertjahrlichen 
Binfen feit dem Mai 
Karl Müller in Ser | 1965 fürdenkaufmann 
feld unter Bezugnahme | Karl Miller in See⸗ 
auf "die ”einftweilige | feld unter Bezugnahme 
Berfügung des König | auf das rechtöträftige 
lichen Sandgeridjtö zu |  Urtheil des Königlichen 
N. vomi., eingetragen | Landgerichtözu N. vom 
anı 3 ruat 6. Zuni 1905 eingetra⸗ 
3 Suli 1908. 




















gen am 


Fiſcher Neumann 





| 


— | Dreitaufend Mark Darlehen mit fünf vom Hundert 
jährlich feit dem 1. Oftober 1905 verginslich, 
für die Landwirthſchaftliche Kreditbant, Aktien- 
ejelfchaft, in Hannover. Die Eigenthümer 
jaben ſich der fofortigen Zwangsvollſtrecung 
in ber Reife untertoorfen, daß fie gegen ben 
jeweiligen Eigenthümer zuläffig fein fol. Unter 
jezugnahme auf die Bewilligung vom 24. Seps 
— 1905 eingetragen mit dem Borrange 
vor dem in Abtheilung II Nr. 2 eingetragenen 
Wohnungsrecht am 16. Oftober 1905. 


Fiſcher Neumann 
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Abtheilung. 
J Veränderungen. Löſchungen. 
Ks | 
BEE 1 
FEN 
Eintragung Loſchung. En Beirag. | 
— 1 
3* 
E63 
I 41a 
9. 10. ii 11. 
1 
Der Reftbettag von zweitaufendaditgundert 2. | 500 | Fünfhundert Mark ger 
Mark umgewandelt in eine gewößnlice | Töidit am 4. April 
Hypothek für ein mit fünf vom Hundert | 1904. 
jährlich feit dem 1. April 1904 verzind- Fiſcher Neumann 
liches Darlehen für den Fabrilbeſiher 1 
Karl Grand in Lobau eingetragen am 1. | 4000 | —Biertaufeub Warte 
4. April 1904. | Hypothek des Wil: 
Tiger Neumann | Beim Beters ger 
| iuöſcht am 6. Januar 
Fünftaufend Mark mit dem Borrange vor I| 1905. 
dem Refte mebft den Binfen feit dem 1. Ot: IFifger Neumann 
tober 1904 abgetreten an den Schmied 
Heinrich Starkin Hannover. Eingetragen | n 
am 24. Dftober 1904. 3. || 500 — re 
Fiſcher Neumann I Sifger Neumann 
Ningeförisen für die Landwirthſchaftliche 
Krebitbant, Aftiengefellfaft, in Hannover i 
mit der Maßgabe, dat an bie Stelle der 4. |) 2000 | — | Bmeitaufend Mark ge⸗ 
bisherigen Forderungen eine mit fünf vom löſcht am 10. De 
Hundert jährlich feit dem 1. Oktober 1905 zember 1907. 
verzinsliche Darlehnsforberung gefept ült. Fiſcher Neumann 
Die Eigenthümer Haben fi) der fofortigen 
Bwangsvolftvedung in der Weile unter- . . 
worfen, baß fie gegen ben jeweiligen Eigen- 6. || 1000 | — Gelöſcht am 4. April 
thümer zuläffig fein fol. Unter Bezug- | 1912. 
nahme auf die Bewilligung dom 24. Sep: Fiſcher Neumann 
tember eingetragen am 16. Oftober 1905. 
Fiſcher Neumann 7. || 2500 | — || Bweitaufendfünfgun- 
dert Mark Ublö- 
Ueber dieſe Hypotheken ift der Gläubigerin | fungsfumme und 
ein gemeinſchaftlicher Brief ertheilt. Eins! einhundertzehn 
getragen am 20. DOftober 1905. Mart jahrliche Ren- 
Fiſcher Neumann tenſchuld gelöſcht am 
16. Ottober 1916. 
Fifher Neumann 





Agilles-Streder, Grundbugordnung. 5. Auflage. 
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55 3 E21 
8 |8 Er 
hal Vol WERE ZU EEE 41% 
1.12% 3. 4. 5 6. 
5.| 3 50 —Sicherungetypothet zum Hödftbetrage von fünf| 6. | 1000| — 
Hundert Mark für den Bimmermeifter Her- | 
mann Zander in Eeefeld eingetragen am J 
4. Wärz 1908. 
Bilder Neumann 
6|3.| mo |— \ 
Hubert jährlich feit dem 1. April 1908 ver: \ 
zinslich und drei Monate nad) Kündigung N 
zahlbar für den Rentier Friedrich Klein in \ 
Hannover. Die Ertfeilung eines Briefes ift h 
ausgefchlofien. Eingeiragen/am 7. April 1908. 
gie Neumann 
2.3 | |ömeigundertfünfundaditgig Mast vom 4. Mir] °° | 0 — 
1912 an jährlich am 1. April zahlbare Renten: | 
6000 I—| ſchuld, ablösbat mit fehstaufend Mart, für | 
— 30 | — die Kirchengemeinde in Hoddorf mit dem Bor- a 
3500 1 range vor den unter Nr. 5 eingetragenen fünfe 
hundert Mark eingetragen am 4. April 1912. 
Fiſcher Neumann 
5. 800 — 
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Diefe Hypothek ift in Folge Verzichts des 
Gläubigerd vom 7. Januar 1910 als 
Grundſchuld für den Bauer Heinrich 
Schmidt in Buchhain und feine Ehe 
frau Sophie, geborene Buffe, umgefchrieben 
am 7. Januar. 1910. 


Fiſcher Neumann 


Bor dieſer Grundſchuld iſt ber unter N.7 
eingetragenen Rentenſchuld der Vorrang 
eingeräumt. Eingetragen am 4. April 1912. 

Fiſcher Neumann 
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auf 4000 
2obau, den 


24. Diüober 
1904, 


(Untere 
fariften.)‘) 
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Anlage B. 
(Adler.) 
Preußiſcher Hypothekenbrief 
über 


die in dem Grundbuche von Buchhain (Areis Seefeld) Band I Klatt Ar. 12 
Abtheilung II Ar. 1 eingetragenen 9000 Mark. 


Inhalt der Eintragung: 
Nr. 1: 9000 (neuntanfend) Mark Darlehen, mit fünf vom Hundert jährlich feit 
dem 1. April 1896 verzinslich und ſechs Monate nach Kündigung rüdzahlbar, für 
den Schankwirth Wilhelm Peters in Schwarzbach eingetragen am 3. Auguft 1901. 


Belaftetes Grundftüd: 

Der im Beſtandsverzeichniß unter Nr. 1 verzeichnete, in ber Gemarkung 
Buchhain belegene Bauerhof Nr. 8 von 41 ha 67 a 09 qm mit 373,29 Thlr. 
Grundſteuerreinertrag und 136 Mark Gebäubeftenernugungswerth; Grundfteuer- 
mutterrolle Art. 3, Gebändefteuerrolle Nr. 27. 

Kaufpreis im Jahre 1895: 51500 Marf. 


Eigenthümer: 
Landwirth Friedrich Gerber in Buchhain. 


Borgehende oder gleichftehende Eintragungen: 
Abtheilung II: Nr. 1 ein Altentheil mit gleichem Nange; 
Abtheifung III: feine. 
Zobau, den 6. Auguft 1901. 
Königliches Amtsgericht. 
(Siegel) (Unterfchriften.)**) 


Dem jeweiligen Eigenthümer des im Beſtandsverzeichniß unter Nr. 1 be= 
zeichneten Grundftüds fteht die auf dem Grundſtücke Buchhain Kartenblatt 10 
Parzelle 5 (Band I Blatt Nr. 15) in Abtheilung II Nr. 3 eingetragene jährliche 


*) Bird im Falle des 8.39 Abſ. 2 der Ulgemeinen Verfügung zur Ausführung der 
Grundbuchordnung der dort vorgefchriebene Vermerk nicht von dem Grundbuchamte, fondem von 
einem anderen Amtsgericht ober einem Notar auf ben Brief gefept, jo genügt die Unterfchrift 
des Richters oder des Notars. 

**) Eine über bie Forderung ausgeſtellte Urkunde iſt mit dem Briefe durch Schnur und 
Siegel zu verbinden. Erſtredt ſich der Inhalt der Urkunde auch auf andere Angelegengeiten, fo 
genügt ein öffentlich beglaubigter Auszug. 


- Hypothekenbrief. 568 


Rente von 200 Mark zu. Dieſe Rente iſt auf dem Blatte des erſtgenannten 
Grundſtücks am 10. September 1901 vermerkt worden. 

Dem im Beſtandsverzeichniß unter Nr. 1 verzeichneten belaſteten Grundſtück 
iſt am 24. Februar 1903 der ebenda unter Nr. 2 verzeichnete, im Dorfe Buchhain 
belegene Garten Kartenblatt 2 Parzelle 110 von 34 a 86 qm mit 7,68 Thlr. 
Orumdfteuerreinertrag als Beftandtheil zugefchrieben und vermerkt worden, daß 
dem jeweiligen Eigenthümer des Gartens das auf dem Grundftüde Buchhain 
Kartenblatt 2 Parzelle 114 (Band I Blatt Nr. 37) in Abtheilung II Nr. 1 ein- 
getragene Wegerecht zujteht. In Folge der Zufchreibung ift das befaftete Grundjtüc 
unter Nr. 3 des Beftandsverzeichnifjes, wie folgt, neu eingetragen worden: 

Der in der Gemarkung Buchhain belegene Bauerhof Nr. 8 von 42 ha 
01a 95 qm mit 380,97 Thlr. Grumbdfteuerreinertrag und 136 Marf 
Gebäubefteuernugungswerth; Grundfteuermutterrolfe Art. 3, Gebäude— 
fteuerrolle Nr. 27. 

Robau, den 3. März 1904. 


Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) (Unterfchriften ) 


Feuerverficherungsfunme für das Wohnhaus und die Wirthfchaftsgebäude im 
Jahre 1904: 8400 Mark. 
Loban, den 5. Mai 1904. 
Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) (Unterjriften.) 


Von den vorftehenden 9000 Mark find 5000 (fünftaufend) Mark mit dem 
Vorrange vor dem Nefte nebjt den Zinſen feit dem 1. Dftober 1904 abgetreten 
an den Schmied Heinrich Stark in Hannover. Die Abtretung ift im Grundbuch 
eingetragen. Für den abgetretenen Betrag ift ein Theilhypothefenbrief Hergeitellt 
worben. 

Lobau, den 24. Dftober 1904. 

Königliches Amtsgericht. 
(Stegel.) (Unterfegriften.)*) 


*) Wird der Theilhypothelenbrief nicht von bem Grundbuchamte, ſondern von einem anderen 
Antsgeriht ober einem Notar hergeftellt, fo ift der Vermert über die Herftellung des Hupothelens 
brief nur von dem Richter ober dem Notar zu unterſchreiben. 
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Anlage (. 
(Adler.) 
Preußiſcher Theilhupothekenbrief 
über 


5000 Mark Theilbetrag der in dem Grundbuche von Suchhain (Kreis Zerfeld) 
Band I Klatt Ur. 12 Abtheilung III Ur. 1 eingetragenen 9000 Mark. 


Der bisherige Brief über die Hypothek von 9000 Mark lautet, wie folgt: 
(folgt Abichrift des bisherigen Briefes und der auf dieſem befindlichen 
Bermerfe mit Ausſchluß des Vermerkes über die Theilabtretung.) 

Die vorftehende Abſchrift ftimmt mit der Urfchrift überein. 

Von den 9000 Mark find dem Schmied Heinrich Stark in Hannover 5000 
(fünftaujend) Mark nebft den Zinfen feit dem 1. Oftober 1904 mit dem Vorrange 
vor dem Refte abgetreten. Die Abtretung ift im Grundbuch, eingetragen. 

Ueber die 5000 (fünftaufend) Mark ift diefer Theilhypothefenbrief Hergeftellt 
worden. Die Herjtellung ift auf dem bisherigen Briefe vermerft. 

Lobau, den 26. Dftober 1904. 

Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) . (Unterjgriften.)*) 


*) Iſt mit dem bisherigen Briefe eine Schuldurkunde verbunden, fo iſt eine beglaubigte 
Abſchrift der Urkunde nicht in den Theilhypothelenbrief aufzunehmen, fondern mit ihm durch 
Schnur und Siegel zu verbinden. Vergl. wegen ber Unterfchriften die Anmerkung auf S. 370 
[in diefer Ausgabe ©. 553]. 
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Anlage D. 
(Adler.) 
Preußiſcher Hupothekenbrief 
über 


Re die In dem Grundbuche von Buchhain (Kreis Seefeld) Sand I Blatt Hr. 17 Ab- 
essen, den theilung III Ur. 1 und ebenda Klatt Hr. 26 Abtheilung III Mr. '3 fowie in dem 
zoban, ben theilung Tr, Jund 


A Grundbuche von Zeefeld (Kreis "ref Ba VI Blatt Mr. 35 Abtheilung III 


u Ar. 6 eingetragene Geſammthypothek von 7000 Mark. 








Inhalt der Eintragung: 
7000 (fiebentaufend) Mark Kaufpreis mit viereinhald vom Hundert jährlichen, 
am 1. April und 1. Dftober zu entrichtenden Zinfen feit dem 1. April 1908, 
zahlbar ſechs Monate nach Kündigung, die nur zum 1. April und 1. Oftober, 
dem Gläubiger im Falle pünktlicher Zinszahlung früheftens zum 1. April 1918 
geftattet ift, für den Landwirtd Karl Friedrich in Buchhain eingetragen am 


5. April 1908. 
Belaftete Grundftüde: 


1. Buchhain Bd. I Bl. Nr. 17: 
a) Das im Bejtandsverzeichniß unter Nr. 1 verzeichnete, im Dorfe m 


hain belegene Wohnhaus mit Hofraum Kartenblatt 2 Parzelle 22 


von 6a 17 qm mit 36 Mark Gebäubeitenernugungswerth; Grund» 
fteuermutterrolle Art. 63, Gebäudefteuerrolle Nr. 61; 
Feuerverſicherungsſumme im Jahre 1902: 4200 Marf. 

b) Der im Beftandöverzeichniß unter Nr. 3 verzeichnete, in der Gemarkung 
Buchhain in der großen Huben belegene Ader Kartenblatt 1 Parzelle 46 
von 22 ha 18 a 40 qm mit 89,94 Thlr. Grundjteuerreinertrag; 
Grundjteuermutterrolle Art. 63. 

2. Buchhain Bd. I Bl. Nr. 26: Das im Beftandsverzeichnig unter Nr. 7 ver- 
zeichnete, im Oberfelde der Gemarkung Buchhain belegene Stück Acker, Wiefe, 
und Weide, Kartenblatt 2 Parzellen = u, 29 von 3ha 08a 91 qm 
mit 16,13 Thlr. Grumdfteuerreinertrag, Grundſteuermutterrolle Art. 63.*) 

3. Seefeld Bd. VI BL. Nr. 35: Der im Beſtandsverzeichniß unter Nr. 4 
verzeichnete, in ber Gemarfung Seefeld an ber Feldmark Greben belegene 


®) Bei dem Grumbdftiide Nr. 2 bilden die aufgeführten Ratafterparzellen ein Grundftikt. 
Würde es ſich bei jeder von ihnen um ein felbftändiges Grundftüd handeln, fo wäre wie bei 
Nr. 1 zu verfahren. 
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Ader Kartenblatt 5 Parzelle 76 von 3 ha 12a 10 qm mit 10,15 Thlr. 
Grundftenerreinertrag, Grundftenermutterrolle Art. 32. - 


Eigenthümer: 
Zu Nr. 1, 2: Schankwirth Karl Zimmermann in Buchhain. 
Zu Nr. 3: derfelbe und feine Chefran Marie Luife Zimmermann, geborene 

Schulze, in Buchhain, je zur Hälfte. 

Borgehende oder gleicäftehende Eintragungen: 
Auf Nr. 1a: . 

Abtheilung I: Nr. 1 ein Altentheil mit gleichem Range. 
Auf Nr. 1b: 

feine. 

Auf Nr. 2: 

Abteilung II: Nr. 2 ein Wegerecht, P 

Abteilung IT: Nr. 2 500 (fünfgundert) Mark, } im Range vorgehen, 
Auf Nr. 3: 

feine. 

Lobau, den 7. April 1908. 

Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) ö nterſchriften.) 

1000 (eintauſend) Mark find gelöſcht worden. Der Reſt von 6000 (ſechs- 
tauſend) Mark iſt mit den Zinſen ſeit dem 1. Januar 1913 dem Kaufmann Emil 
Kunge in Seefeld abgetreten. Die Abtretung ift im Grundbuch eingetragen. 

Lobau, den 25. März 1913. 

Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) (Unterfchriften.) 

Die Hypothek ift auf dem oben unter Nr. 2 aufgeführten Grundftüd in dem 
Grundbuche von Buchhain Band I Blatt Nr. 26 gelöfcht, nachträglich aber auch 
im Grundbuche von Seefeld Band VII Blatt Nr. 42 Abtheilung IT Nr. 1 ein- 
getragen worden. Dieſes neubelaftete Grundſtück ift die im Beſtandsverzeichniß 
unter Nr. 3 verzeichnete in ber Gemarkung Seefeld an der Feldmark Greben 
belegene Holzung Rartenblatt 5 Parzelle 77 von 2 ha 71 a 30 qm mit 6,33 Thlr. 
Grundfteuerreinertrag, Grundjtenermutterrolle Art. 67. 

Eigenthümer des neu belafteten Grundftüds: Schankwirth Karl Zimmermann 
und feine Ehefrau Marie Luife Zimmermann, geborene Schulze, in Buchhain 
je zur Hälfte, 

Vorgehende oder gleichitehende Eintragungen find auf dem neu belafteten 
Grundftüde nicht vorhanden. 

Lobau, den 10. Oftober 1916. 

. Königliches Amtsgericht. 
Siegel.) (Unterfäeiften.) 
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Anlage E. 
(Adler.) 
Areußiſcher hupothekenbrief 
über 


aus die im dem Grundbuche von Buchhain (Areis Seefeld) Band I Blatt Ar. 12 


Sao uns 
3000, ur 


soun Der Dart. 


doban, den 
0: Deyember 


197. 


(Untere 
Ihriften.) 


Abtheilung III Mr. 1, 2, 4 eingetragenen 5000, 2800 und 3000, zufammen 
10800 Mark. 





Inhalt der Eintragungen: 

Nr. 1: 5000 (fünftaufend) Mark Neftbetrag der am 3. Auguſt 1901 eins 
getragenen 9000 Marf. 

Nr. 2: 2800 (zweitaufendachthundert) Mart Reſtbetrag der am 12. Juni 1903 
eingetragenen 3300 Mark. 

Die Hypothefen Nr. 1, 2 find am 16. Oktober 1905 für die landwirthſchaft- 
liche Kreditbant, Aftiengejellichaft, in Hannover mit der Maßgabe umgefchrieben, 
daß an die Stelle der bisherigen Forderungen eine Darlehnsforderung von gleichem 
Betrage geſetzt ift. 

Nr. 4: 3000 (dreitanfend) Mark Darlehen für die Landmwirthichaftliche 
Kreditbant, Aktiengefellfchaft, in Hannover eingetragen am 16. Oftober 1905. 

Die Darlehen (Nr. 1, 2, 4) find mit fünf vom Hundert jährlich feit dem 
1. Oftober 1905 in halbjährigen, am 1. April und 1. Oktober zahlbaren Beträgen 
verzinglidh und ſechs Monate nad Kündigung rüdzahlbar. Die Kündigung ift 
nur zum 1. April und 1. Oftober geitattet. Werden die Binfen pünktlich, d. h. 
jpäteftend am 10. April und 10. Dftober gezahlt, fo fann die Gläubigerin nicht 
früher al zum 1. Dftober 1910 fündigen. Erfolgt die Zinszahlung nicht pünktlich, 
jo find die Darlehen fofort fällig; für diefen Fall haben fich die Eigenthümer 
der fofortigen Zwangsvollſtreckung in der Weife unterworfen, daß fie gegen den 
jeweiligen Eigenthümer zuläffig fein fol. 


Belaſtetes Grundftüd: 


Der im Beſtandsverzeichniß unter Nr. 3 verzeichnete, in der Gemarkung 
Buchhain belegene Bauerhof Nr. 8 von 42 ha 01 a 95 qm mit 380,97 Thlr. 
Grundfteuerreinertrag und 136 Mark Gebäudejtenernugungsmwerth; Grundſteuer⸗ 
mutterrolle Art. 3, Gebäudeſteuerrolle Nr. 27. 
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Kaufpreis für den Bauerhof ohne den ihm zugefchriebenen, im Beſtands- 
verzeichniß unter Nr. 2 verzeichneten Garten im Jahre 1895: 51500 Mart. 
Zeuerverficherungsfumme im Jahre 1904: 8400 Mark. 


Eigentümer: 
Bauer Heinrich Schmidt und feine Ehefran Sophie Schmidt, geborene 
Buſſe, in Buchhain in eheficher Gütergemeinfchaft. 


Borgehende oder gleichftehende Eintragungen: 
Keine. 


Diefer Hypothefenbrief tritt für die in Abtheilung III Nr. 1 eingetragene 
Reſthypothek von 5000 Marf an die Stelle des bisherigen Briefes. 
Lobau, den 20. Dftober 1905. 
Königliches Amtsgericht. 
(Stegel.) (Unterfgriften.) 


Bon den in Abtheilung II Nr. 1 noch eingetragenen 5000 Mark find 2000 
(smeitaufend) Mark gelöfcht worden. 


Zobau, den 10. Dezember 1907. 
Königliches Amtsgericht. 
Ziegel.) (Unterfhriften.) 
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Anlage F. 
(Abler.) 


Areußiſcher Grumdfchuldbrief 


die in dem Grnndbuche von Zeefeld (Areis Zeefeld) Band VI Blatt Nr. 25 
Abtheilung III Ar. 7 eingetragenen 2000 Mark. 


Inhalt der Eintragung: 

Nr. 7: 2000 (zweitaufend) Mark Grundſchuld, mit fünf vom Hundert jährlich 
feit dem 1. Oftober 1903 in halbjährigen, am 1. April und 1. Oftober zahlbaren 
Beträgen verzinslich, drei Monate nad) Kündigung, die jedem Theil nur zu dem 
Schluffe eines Kafendervierteljahrs zufteht, zahlbar, für den Rentier Wilhelm 
Korn in Grünbufch eingetragen am 11. Oftober 1903. Das Kapital und bie 
Binfen find am jeweiligen Wohnfite des Gläubigers zu zahlen. 


Belaſtetes Grundftüd: 

Das im Beſtandsverzeichniß unter Nr. 5 verzeichnete, im Dorfe Seefeld 
belegene Wohnhaus mit Hofraum und Garten Kartenblatt 2 Parzelle u nn 
von 28 a 79 qm mit 1,11 Thlr. Grumdfteuerreinertrag und 90 Mark Gebäube- 
ſteuernutzungswerth; Grundftenermutterrolle Art. 4, Gebäubefteuerrolfle Nr. 65. 


Eigenthümer: 
Schlächtermeifter Heinrich Kraufe in Seefeld. 


Vorgehende oder gleihfiehende Eintragungen: 

Abtheilung II: Nr. 2 ein Iebenslängliches Wohnungsrecht, 

Abtheilung II: Nr. 5 500 (fünfhundert) Mark, 
Nr. 6 1000 (eintaufend) Mark 

Lobau, ben 13. Oftober 1903. 

Königliches Amtsgericht. 
(Siegel. nterſchriften.) 

Die Grundſchuld von 2000 Mark iſt mit den Zinſen ſeit dem 1. April 1906 
abgetreten an den Kaufmann Hermann Funke in Hannover und umgewandelt 
in eine Hypothek für eine vom 1. April 1906 an jährlich mit fünfeinhalb vom 
Hundert verzinsliche, ſechs Wochen nach Kündigung rückzahlbare Darlehnsforderung 
von 2000 Mark; die Kündigung iſt nur zu dem erſten Tage eines Kalenderviertel- 
jahrs geitattet. Die Abtretung und die Umwandlung find im Grundbud) eingetragen, 

Lobau, den 6. April 1906. 

Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) " Unterſchriften.) 


im Range vor⸗ 
gehend. 
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Anlage 6. 
(Adler) 
Preußiſcher Rentenſchuldbrief 
über 
aussen die im Grundbuche von Buchhain (Areis Seefeld) Band I Blatt Ur. 12 
Ki Abtheilung III Hr. 7 eingetragene Rentenfhuld von 285 Mark. 
ablößbar mit 
25 
N Inhalt der Eintragung: 


en) Nr. 7: 285 (zweihundertundfünfundachtzig) Mark vom 1. April 1912 an 
jährlich am 1. April zahlbare Rentenſchuld, ablösbar mit jechstaufend Mark, für 
die Kirchengemeinde in Hochborf eingetragen am 4. April 1912. 


Belaftetes Grundftüd: 
(wie in Anlage E). 


Eigentümer: 
(ebenfo). 


Borgehende und’) gleihhftehende Eintragungen: 
Abtheilung II: ein Iebenslängliches Wohnungsrecht; 
Abtheilung II: Nr. 1 3000 (dreitaufend) Mark, im Range 
Nr. 2 2800 (zweitauſendachthundert) Darf, [ vorgehend. 
Nr. 4 3000 (dreitaufend) Mark J 


Zobau, den 6. April 1912. 
Königliches Amtögericht. 
Siegel.) (Unterfchriften.) 


110 (einhundertzehn) Mark jährliche Rentenſchuld mit einer Ablöfungsjumme 
von 2500 (zweitaufendfünfgundert) Mark find gelöfcht worden. 
Zobau, den 16. Dftober 1916. 
Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) Unterfgriften.) 





») In den übrigen Formularen heißt e8 „oder“. 


Nachträge und Berihtigungen. 


Zum I. Theile (vgl. 5. 352F.). 


. 14 vorlepter Abſatz ift ftatt „die Grundftüde find beftimmt“ zu Iefen: „Die Grundbücher 


find beftimmt*. 


. 14 Anm. 1. Vgl. Rechtſpr. 3 ©. 45 über die Frage, warn Grundftüde, die vor dem 


1. Januar 1900 in einem nad dem preuß. Formular I eingerichteten Grundbud) 
eingetragen find, als ein oder al3 mehrere felbftändige Grunditüde anzufehen find. 


. 18 Anm. 1. Der Sag, daß ber Eintragung nicht bedürftige Rechtsverhältniſſe nicht ein- 


zutragen find, daß Selbſtverſtändliches und Ueberflüffiges nicht in das Grundbuch 
gehört, iſt von der Nechtfprehung ftänbig feftgehalten. Vgl. z. B. Rechtſpr. 2 ©. 46 
— K.G. N.F. 2A ©. 165, Rechtſpr. 2 ©. 196 ıc. 


. 18 Anm, 4. Wegen ihrer obligatoriichen Natur find z.B. nicht eintragungsfähig der Ver— 


zit eines Grundftüdseigenthümers für fi und feine Rechtsnachfolger zu Gunften des 
Eifenbahnfistus auf Entſchädigung für alle Nachtheile, welche durch und in Folge des 
Betriebs der Eiſenbahn und ber Anlage der Bahn dem Grundftüd erwachſen möchten, 
(K. G. N.F. 2A ©. 310), ferner die von dem Erwerber eines Grundftüds zu Gunften 
der verlaufenden Stadtgemeinde übernommene Verpflichtung, 518 zu einem beftimmten 
Tage ein Wohngaus auf dem Grundftüde zu errichten, die Entwäferung des Grund⸗ 
ſtücis zu beforgen u. ä.; aud) die Verpflichtung, das Grunditild nur in einer Entfernung 
von 5m von der Chaufiee zu bebauen, ijt nur als beſchränkte perfönliche Dienftbarkeit 
oder zu Gunften eines anderen Grundftlld® als Grunddienftbarteit eintragungsfähig 
Rechtſpr. 2 S. 489 = Seuff. Arch. 56 Nr. 103 ©. 177). Pol. Redtfpr. 3 S. 96. 


©. 20 drittlegte Reife. Ueber die Eintragungsunfähigkeit der Wiederfaufsrehte vgl, Recht- 


RAR 


— 


ſprechung 2 a. a. O. 


21 Abſ. 3. Gegen die Anficht des Reichsgerichts (Seuff. Ar. 56 Nr. 149 S. 260 =D. 


Jur.-Zeitg. 1901 ©. 334), daß unter den ein Grundſtück belaſtenden Rechten, welche 
durch Art. 184 des E. G. z. B. G. B. aufrecht erhalten find, nur folde verftanden werben 
tönnten, welche im Grundbud) eingetragen feien, vgl. Hab icht in ber D. Jur-Beitg. 
1901 ©. 333. 


. 23 Anm. 4. Vol. auch Gentralblatt 1 ©. 395. 
. 24 Anm. 2. Siehe Centralblatt 1 ©. 515, 667. 
. 25f, ©. 130ff. Ueber die Unzuläffigkeit der Eintragung eines Widerſpruchs gegen einen 


Widerſpruch oder gegen eine Vormerkung, weil ſich der Öffentliche Glaube bes Grund» 
Buchs nicht auf diefe erftredt, vgl. RG. N.Z. 1A ©. 217, 2A ©. 286, Rechtſor. 2 ©. 59. 


. 29 Anm. 5. Vgl. K.G. NE. 2A ©. 306. 
. 31 am Schluſſe von e. Dagegen bedarf es der Auflafjung, wenn bei der Auseinander⸗ 


fegung nad Auflöfung der Gütergemeinfaft bie Ehegatten Bruchtheile an den zit dem 
Gefanımtgute gehörenden Grumdftilden erwerben wollen; diefe fallen ihnen nicht von 
felbft zu gleichen Bruchtfeifen zu. Pland Bb. 3 ©. 165. 
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©. 32 Anm. 7. Daß die Vorſchrift des 8. 142 bes H G. B. auf den Fall ber vertragsmäßigen 
-Uebertragung bes Gefchäfts mit Aktiven und Paffiven auf einen ber bisherigen offenen. 
Geſellſchafter nicht analog anzumenden, dab vielmehr in diefem Falle die Auflafiung 
zur Uebertragung ber Geſellſchaftsgrundſtücke erforderlich ift, hat aud das D.L.G. 
Hamburg (Entf. 2 ©. 146 — Rechtſpr. 3 ©. 34) entſchieden. 

©. 33 Anm. 1. Nah K.G. N.F. 2A ©. 294 findet 8. 306 des 9.8.8. Teine Anwendung, 
wenn bie aufnehmende Geſellſchaft ihren Sig im Auslande hat. 

©. 35 Anm. 5. Bol. Wolff, die ungeredtfertigte Löfgung, im Archiv für cioififtifche Praxis 
Bd. 91 5.372. 

©. 38 Anm. 3. Vol. über die Anflafjungserffärungen bei Verſteigerungen Centralblatt 1 
©. 393, 404. 

©. 38 Anm. 4. Die Entſcheidung des D.2.®. Colmar ift auch im Centralbl. 1 ©. 9 abgedrudt. 
gl. auch ebd. ©. 299, 391, 764 und 2 ©. 77, 0. 

©. 39 Anm. 1. Ebenjo Pland Bd. 3 ©. 163 Ertl. 1. 

©. 39 Anm. 2. Ebenſo Pland 3.3 ©. 163 Erl. 2b und Schröder im Eentralbl. 1 ©. 492. 

©. 39 Anm. 5 961.2 a. E. Bol. jedoch über die Stempeldere_inung in dem Iepteren Falle 
Zarifftelle 25d Abf. 3 zum preuß. Stempeljteuergef. (S. 450 Abf. 1). 

©. 40 Anm. 2. Ebenſo Bland Bd. 3 ©. 164. 

©. 40 Unm. 3. Ebenfo Bland Bd. 3 ©. 165. 

©. 4dff., 352. Eine weitere Ausnahme von dem Erforbernifje der Auflafiung macht die 
Landgüterordnung für den Reg.-Bez. Caſſel vom 1. Juli 1887 (G.S. ©. 315) $. 23 
(ogl. ©. 469 El. f). 

43 Biff. da. Vol. Pland Bb. 3 ©. 178ff. 

44 Bi. 4b. Bl. Pland Bd. 3 ©. 170. 

. 50 Anm. 3 0. €. Bol. auch Eccius in Gruch. 45 ©. 736ff. 

©. 51 Wbf.1. dur die Uebergangszeit kommt noch die Ausnahmevorſchrift des Grundbuch- 
Einf.-Gef. für Caffel 9.3 Abſ. 2 in Betracht, wonad Verträge über Grundgerehtig- 
keiten dingliche Wirkſamleit nur durch Eintragung im Grundbuch erlangen. 

51 Anm. 4. Der Anficht des Kammergerichts über die Unzuläſſigkeit der Eintragung einer 
Grunddienſtbarkeit bei Identität des Eigenthümers bes herrſchenden und des dienenden 
Grundftüds, von der das D.L.G. Hamburg abweichen wollte, hat fih das R.G. 47 
©. 202 = Seuff. Ardiv 56 Nr. 151 ©. 268 angeſchloſſen. 

©. 55 Anm. 2. Die Verpflihtung zu einer einmaligen Handlung (3. B. die Verpflichtung, 
den Altentheiler ftandedgemäß beerdigen zu laffen) kann auch bei Leibgedingen nicht 
den Gegenftand eines dinglichen Rechtes bilden, fondern nur durch eine Hypothel 
dinglich gefihert werden. Eccius in Gruch. 45 ©. 736. 

&.-56. Die Pflicht des jeweiligen Eigenthümers eines Gutes zur Inftandfaltung einer Brüde 
bildet zwar eine Reallaſt, fie ift aber als folde nad) 8. 91 des preuß. Ablöfungs- 
gefepes vom 2. März 1850 unzuläffig und kann nur in Form einer Rente ober einer 
Sicherungshypothek in das Grundbuch eingetragen werden. Reditipr. 2 ©. 413. 

Die Belaftung eines Grundftüds mit einer Reallaft des Inhalts, daß an den- 
jenigen, zu deſſen Gunften die Belajtung erfolgt, eine beftimmte jährliche Rente 
während einer gewifjen Reihe von Jahren aus dem Grundſtücke zu entrichten fit. ers 
ſcheint auch dann zuläffig, wenn die Rente der Verzinfung und Tilgung eines dem 
Grundftüdseigenthümer gegebenen Kapitals dient. Die Parteien haben zwiſchen den 
verjchiedenen Formen der Grundftüdsbelaftung die Wahl, Der Grundbuchrichter 
Tann nicht geltend maden, daß mur eine amortifirbare Grundſchuld einzutragen fei. 
Auch die Ablöfungsbedingungen find einzutragen. K. G. N.F. 2A ©. 312; Redtipr. 2 
©. 49. 
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. 67 Iegter Abſatz. Da unter ber Reichswährung im 8. 28 der G.B.D. bie j 


Nachtrüge und Berichtigungen. 568 


. 61. Wegen des grundfäglichen Unterſchieds im Weſen der beiden Belaftungsarten einerfeits 


und der Einpeitlicteit der Geſammthypoihet andererfeits fann eine Hypothet nicht 
auf dem einen belaſteten Grunbdftiid als Verlehrshypothel und auf dem anderen 
als Sigjerungshypothet eingetragen werben. Entf. (R.I.N.)2 S 4 — Regtipr. 2 
S. 403. 


. 65 Abſ. 1. Wie bei der Hypothet muß auch bei der Vormerkung zur Sicherung des An— 


ſpruchs auf Einräumung einer Hypothek der Betrag der Forderung im Grundbuch ans 
gegeben werben. Rechtſpr. 2 ©. 3. 


. 65 Abf. 2. Ueber bie hypothekariſchen Darlehen der Kreditanftalten vgl. S. 408 ff. und 


über die der Hhpothefenbanten S. 411 ff. Erl. 5. 


. 66 Anm. 2. Vol. Grohmann im Sächſ. Archiv 8b. 11 (1901) ©. 299 über die Form 


ber Eintragung von Koften, die über $. 1118 des B.G. B. hinausgehen. 

weilig geltende 
Neihswährung zu verftehen it, ift die Abrede nicht eintragungsfähig, dab fir den 
Fall einer Währungtänderung die Hypothekenſchuld mit den jegigen Reichegoldinüngen 
oder, wenn folche nicht mehr vorhanden find, mit anderen (ausländiſchen) Goldmünzen 
zu einem jenen entſprechenden Feingehalte getilgt werden fol. K.G. N.F. 24 ©. 322 
= Nedtipr. 2 ©. 364. 





. 69 Anm. 5. Ueber das Fortbeſtehen eines unter der Herrfchaft des A.L. R. begründeten 


antichretiichen Pfandrechts auf Grund des Art, 184 des EG. z. B.G.B. vgl. RG. 47 
©. 56. 


. TV Ziff. 5. Ueber die Unanwendbarkeit der Vorſchrift des 8. 800 der E.B.D. auf Marimal- 


hypothelen, weil e8 an der im 8. 794 Ziff. 5 der C.P. O. geforderten Beftimmtheit der 
Summe mangelt, vgl. Centralbl. 1 ©. 863. 

71. Daß der Eigenthümer ſich auf Grund des $. 1179 des 3.0.8. zur Löſchung der Hinfs 
tigen Eigenthiimerhypothef auch dem Gläubiger der beixefienden Poſt jelbft gegenüber 
verpflichten Tann, beftreitet Saar im Recht 1901 ©. 170. 


. TI Anm. 6, S. 353. Ebenfo Eentralbl. 1 ©. 214. 
. 73 Anm. 1. AM. Centralbl. 1 ©. 696, weil ein genereller Verzicht auf die urkundliche 


Liquidität als ein das publiziftiihe Intereſſe berügrender Beweisvertrag nicht rechts- 
wirkſam fei. 


. 73 Ziff. IV. Bu den beftehenden Pfandrechten, welche nad) Art.192 des E.G. z. V. G. B. als 


Hypotheten des neuen Rechtes gelten, gehört eine unter der Herrſchaft bes früheren 
bayer. Rechtes auf Grund des gejeplichen Titels erworbene Hypothek der Kinder für 
ihre Anfprüche in Anſehung des der elterlihen Verwaltung unterworfenen Vermögens 
(Seuff. Vi ſ Rechtsanwendung 86. Jahrg. 1901 ©. 287). Dagegen findet nicht Art.192, 
fondern Art. 184 des E.G. 5. 8.6.8. (©. 46 Ziff. VI) Anwendung auf eine nad} dem 
bisherigen preuß. Rechte im Wege der Zwangsvollſtreckung für eine Geldforderung 
eingetragene Vormerkung (R.G. im Rechtſpr. 2 ©. 402; dagegen Habicht im 
Mecht 1901 ©. 334) und auf ein unter der Herrfchaft des A.L.R. begründetes antis 
hretifcjes Pfandrecht (R.®. 47 ©. 56). Eine preußiſchrechtliche Kautionshypothek, bei 
der die Entftehung einer geficherten Forderung ausgeſchloſſen ift, gehört ebenfals nicht 
zu ben bejtehenden Pfandrediten im Sinne des Art. 192 und wird nicht zur Eigen- 
thmerhypothet (Seuff. Arch. 56 Nr. 152 ©. 274; dgl. auch ©. 353 zu ©. 73 
Anm. 2 und Gentralbl. 1 ©. 768). 

Vgl. ferner R.G. 47 ©. 158 über die Anwendung des $. 896 des B. G. B. auf 
Briefhypothelen bes biäherigen preußiſchen Rechtes und R.G. 47 ©. 229 über bie 
Unanmendbarteit des $. 892 des B.G. B. auf einen vor bem Inkrafttreten bes 8.0.8. 
vollzogenen Erwerb einer Hypothel. 
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Auf den älteren Hypothefenurkunden über die jept als Buchhypothelen geltenden 
früheren Pfandrechte find die bet diefen erfolgenden Eintragungen nicht zu vermerken; 
ihre Vorlage ift alfo nicht erforderfih. Bartſch in Eentralbl. 2 ©. 4. 


. 75 Anm. 1. Im letterer Hinſicht a. DM. 8.G. im der D. Jur.-geitg. 1901 ©. 213 und 


in Zur. Wod. 1901 ©. 239. 


. 82 Anm. 6. Bol. auch Rechtſpr. 2 ©. 318, ©. 412; Centralbl. 1 ©. 191, 397, 449; 


Grifebad in der D. Jur.-Zeitg. 1901 ©. 207. 


. 84 Anm. 1. Bgl. auch Redtipr. 2 ©. 320. 
. 88 Biff. III. 1. Zu der Inhaltsänderung genügt bei Identität von Gläubiger und Eigen- 


thümer an Stelle des Vertrags die einfeitige Ummandlungserklärung. Rechtſpr. 2 
©. 319; TZurnausförfter 1 ©. 804. 


94ff. Vgl. Scherer, Zwangshyp. ber 88. 866, 867 der E.B.D., in der Jur. Wochenſchr. 


1901 ©. 298. 


. 95 Anm. 4. MUebereinftimmend bezüglich des Verfahrens und ber Beſchwerde R.G. im 


Centralbl. 2 ©. 113. 
93 Am. 1. Uebereinftimmend Redtipr. 3 ©. 15 und Heslenfeld im Centralbl. 2 ©. 1. 


. 98 Anm. 2. Uebereinftimmend D.L.G. Dresden in Seuff. Ar. 56 Nr. 190 ©. 334 


und R.G. (Beihl. des V. C.S. v. 17. Juni 1901) im Centralbl. 2 ©. 113. 1. M. 
Eentralbl. 1 S. 121, 2 ©.5 u. S. 109. 


. 98 Anm. 3. A. M. Speiswinkel im Gentralbl. 1 ©. 952. 
. 99 Abjag 3. Uebereinftimmend Entih. (R.IA.) 2 S. 87 — KG. NF. 24 6.36 — 


Nehtipr. 2 ©. 356. Auf Grund eines bie (in Fahrnißgemeinſchaft lebenden) Ehe- 
gatten als Gefammifchuldner verurtheilenden Schulbtitels kann nit eine Gefammt- 
hypothet auf die Grundftüde jedes Ehegatten und außerdem auf die zum ehelichen 
Geſammitgute gehörigen Grundftüde eingetragen werden; auf dem Gondergute darf 
nur foviel von der Schuldfumme eingetragen werben, ald davon im Berhältnifie zu 
dem betrefjenden Schuldner nicht auf dem Geſammtgut eingetragen wird, Entſch. 
(RI.A) 2 S. 97 — Rechtſpr. 2 ©. 406. 

100 zu e. Eine anderweite Eintragung bei der Sicherungshypothek ift von der Bei— 
bringung des Vermerled auf den Titel nicht abhängig. Der Vermerk dient nicht 
zur Legitimation des Gläubigerd und kann, wenn er irgendwie befeitigt ift, jeder 
Zeit erneuert werben. Rechtſpr. 2 S. 405. 


100 Ziff. 7. Der Vollftredungsgläubiger hat nicht das Recht, an Stelle ber Eintragung 
einer Sicherungshypothel die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung ded An— 
ſpruchs auf Einräumung einer ſolchen Hypothet zu fordern. Entſch. (K.J.A.) 2 
5.9 — K.G. NF 2A ©. 3M. 

Eine vor dem 1. Januar 1900 eingetragene Judilatsvormerkung ift nad altem 
Rechte zu beurtheifen und fann nicht ohne Hinzutritt eines neuen vollſtredbaren 
Titeld gegen dem jegigen Eigenthlimer lediglich auf Grund des 8. 866 Abſ. 3 Sap 2 
der E.B.D. in eine Sicherungshypothek umgeſchrieben werben. Nedtipr. 2 ©. 402. 
Dagegen Habicht im Recht 1901 ©. 334. 

104 Anm. 2. Bergl. Seuff. Bl. f. Rechtsanwendung 66. Jahrg. (1901) ©. 59, 149, 169 
über die Sicherung der ärarialiſchen fog. Holzgelder in Bayern. 

113 Ziff. 2 Abſ. 1 a. E. Zur Löſchung einer gepfändeten und zur Einziehung über 
wiefenen Hypothek bedarf es nicht außer der Löfhungsbewilligung des Pfändungs: 
gläubiger der Einwilligung des urſprünglichen Gläubigerd. K.G. im Gentralbl, | 
©. 279. 
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©. 121 Abſ. 2 Sag 2. Uebereinftimmend K.G. in Entf. 2 ©. 139. 
©. 127 Anm. 2. Bol. Pland Bd. 3 ©. 166 Erl. 4 und über bie Buläffigteit der Nuke 
laſſung unter einer Rechtsbedingung auch Entſch.2 S. 85 — Rechtſpr. 2 ©. 321. 
©. 133 Anm, 2. Ueber die Anwendung der Vorſchriften des $. 1115 Abſ. 1 des B.G.B. (©. 188 
Abſ. 2) auf Bormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothel 
vgl. Rechiſpr. 3 ©. 3. 
€. 138, 353, Nachzutragen find unter Ziff. 2: Philler, Handausgabe der deutſchen G.B.O. 
nebft einer ſyſtematiſchen Darftellung des materiellen Liegenſchaftsrechts und den preuß. 
Ausfügrungsbeftimmungen, Berlin (Liebmann) 1901, und Brachvogel und Fry— 
dryhomicz, Handbuch des Grundbuchrechts, Berlin (Wahlen) 1901; ferner unter 
Ziff. 4: v. Mandry, Das Grunbbuchwefen in Württ, Tübingen 1901, und Bier— 
mann, Widerfprud und Bormerkung nad deutſchem Grundbuchrecht, Jena 1901. 
Die 2, Aufl. ift von Sime&on erſchienen und von Klumpp tim Erfceinen begriffen. 
Unter Ziff. 5 find nadzufügen: Förfter, Die oberſtrichterlichen Eutſcheidungen in 
Grundbuchſachen des neuen Rechts, in der D. Jur.-Beitg. 1901 ©. 244, 269, und Wolff, 
Die ungerehtfertigte Löſchung, im Archiv f. eiviliftifche Praxis Bd. 91 ©. 366. 
©. 145 vorlegte Reihe. Ebenfo Pland 8.3 ©. 163 Erl. 2a und 2b. 
©. 147 El. 10. Rgl. Centralblatt 1 ©. 514. 
©. 152 Erl. 3b Abſ. 1. Vgl. über das frühere preuß. Recht auch R.G. 47 ©. 276. 
Ebd. Abſ. 3. Xgl. Über die Berichtigung des Grundbuchs durch Abſchreibung von Chauffees 
parzellen, welde irrthümlich auf daB Blatt eines Nichteigenthümers eingetragen waren, 
Rechtſpr. 2 ©. 492 (oben ©. 472 Erl. 20) und 3 ©. 33; in dem Ießteren Falle war 
die irrthümlich auf den Namen einer Eiſenbahngeſellſchaft im Grundbuch eingetragene 
Barzelle mit dem Grundbefige dieſer Geſellſchaft dem Fiskus, welcher deren ganzes 
Vermögen erworben Hatte, aufgelafien. Das K.G. hat die Berichtigung des Grund- 
buchs durch Abfchreibung von Amtswegen, ohne Rüdauflaffung, für zuläffig erklärt, 
weil ber Fistus fih auf dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht berufen kann, 
ba er aud) in bie paffiven Beziehungen ber Geſeliſchaft eingetreten ift. 
©. 158 Erl. 2. Wenn mehrere Grundftüde als Einhett gebucht find, kann ein weiteres Grund⸗ 
ftüd nur dem einheitlichen Gutsverbande, nicht einem der dazu gehörigen Grunbftüde 
(3. B. einem Vorwerk) als Beftandtheil zugefchrieben werden. Redtipr. 2 ©. 407. 
©. 160 Erf. 2. Nach der Anfiht des D.L.G. Dresden, Ent. (R.JF.U.) 2 ©. 104, ift die Ein- 
tragung eines Vorkaufsrechts auf dem ganzen Grundſtück unter Beſchränkung ber Aus- 
übung dieſes Rechtes auf beftimmte Grundftüdstheile nad) Analogie des $. 1026 des 
B. .zuläffig und $.6 in einem ſolchen Falle unanwendbar. Vgl. auch Centralbl. 1S. 862. 
©. 173 drittlepte Reihe, S. 354. Die Entſch. 1 ©. 210 iſt, wie in der Rechtſpr. 2 ©. 225, 
auch R.G. N.F. 2A 5.273 abgedrudt. 
€. 181, 354. Ebenſo Entf. 2 ©. 48 in RG. N.F. 2A ©. 297. Die Anfiht des D.L.G,. 
Braunfhweig (Seuff. Ur. 56 Nr. 142 ©. 254), daß durch ein rechtskräftiges Urtheil 
auch der Eintragungdantrag erjegt werden könne, dürfte mit der Natur des 14ntrags 
(gl. ©. 180, 193 Ext. 3) unvereinbar fein. 
©. 183 Erl. b Abf.1 a. E. Dagegen kann dem Grundbuchanıte micht durch einftweilige Ver⸗ 
fügung des Prozeßgerichts aufgegeben werden, eine Eintragung bis zur Entſcheidung 
des Medtöftreits über bie Gültigleit der Eintragungsbemilligung zu unterlaffen. 
Eentralbl. 1 ©. 118, 244. 
©. 183 Erl. a Abſ. 2 a. E. tft hinzuzufügen: 3. ®. bei einer einftweiligen Verfügung auf Ein- 
tragung einer Verfügungsbeſchränkung; vgl. R.G. in Gruch. 45 ©. 632. 

186. Bgl. über bie Brüfungspflicht des Grundbuchamts noch Centralbl. 1 S. 109, 117,764; 
2 &.119. Siehe aud unten die Nachträge zu S. 237 Erl. 3d. 
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©. 187 Abſ. 1. Dad Grundbuchamt iſt auch nicht verpflichtet, ſich von einem anderen Gericht 
Alten kommen zu laſſen. Redtfpr. 2 ©. 409. 
Abſ. 2 Sag 1. Val. Eentralbl. 1 ©. 244. 
©. 188 Borbm. 3. Ueber die Bezeichnung des Gläubigers, indbefondere bei Sicherungs= 
hypotheten für Forderungen aus Inhaber» und Orberpapieren vgl. Entidh. 2 ©. 147. 
©. 189 Abf.1 a. E Siehe auch Entf. 2 ©. 116. 
©. 190 Vorbem. VL. Die im Abſ. 3 des 9. 16 des frei m. ©.®. geregelte Bekanntmachung zu 
Protokoll ift auch zuläffig, wenn mit der Bekanntmachung ber Lauf einer Frift be— 
gimmt. Sie erfordert bei dem Mangel jeder näheren Beftimmung nichts weiter, als 
daß die Verfiigung münbli den Anweſenden bekannt gemacht und biefe Belannt- 
machung amtlich in einem von dem Richter oder dem Gerichtsicreiber aufgenommenen 
Vrotolole bezeugt wird. Entih. (RIM) 2 ©. 53. 
©. 191 Vorbem. VII. Gegen bie Berfagung des Armenrechts in Angelegenheiten ber freim. 
Gerichtsbarkeit findet die Beſchwerde nad 88. 19ff. des freiw. G.G. (mit nad) der 
EBD.) ftatt. .G. N.F. 2A ©.184. Vgl. auch oben ©. 95 Biff. 1 und Eentralbt. 1 
S. 762 über die Frage, ob das für den Rechtsſtreit ertheilte Armenrecht auch von der 
Entrichtung von Gebühren und Auslagen in Grundbuchſachen entbindet. 
192 Erl. 2. Vgl. Brud im Eentralbl. 1 ©. 751. 
198 Erl. 6 Abſ. 1. Bgl. Eentralbl. 1 ©. 411. 
201 Abſ. 2 a. €. Bgl. aber Reditipr. 3 ©. 410. 
204 Erl. 2e a. E. Vgl. Q.G. N.F. 24 ©. = Rechtſpr. 2 ©. 390 = Seuff. Ach. 56 
Nr. 193 ©. Ai. 
©. 205 Erl. 1 Abſ. 1. Nach Eentraldl. 1 S.221 ift auf Grund des 9.16 Abſ. 1 auch ein 
Antrag auf Eintragung einer Briefhypothek und auf Aushändigung bes Briefes „für 
den Fall, dab die vorftehenden Poften gelöft find“, an ben Gläubiger unzuläffig, 
weil ber Antrag auf Eintragung einer Briefhypothek erſt mit ber Mushändigung bes 
Briefe erledigt wird. . 
©. 205 leßter Ubfag erfter Sag. Vgl. Rechtſpr. 2 ©. 489 und Eentralbl.1 ©. 4. 
S. 213 Erl. 2. gl. Pland Wb. 3 ©. 162f. Ueber das Verhältniß der Auflafjung zur Ein- 
teagungsberwiligung vgl. Centralbl. 1 ©. 652, 855, 2 ©. 82. 
©. 213 Erl.2c. Eine Auflafjung durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht iſt nicht nichtig, 
fondern unterliegt ber Vorſchrift des 8. 177 des B.B.8.; bie Genehmigung des 
Bertretenen iſt eine (zuläffige, vgl. ©. 127 Anm. 2) Rechtsbedingung. Entſch. 
(RIU)2 ©. 85 = Redtipr. 2 ©. 321. Auch die Vertretung der beiden Auflafjungs- 
betheifigten durch denfelben Bevollmächtigten ift unter den Vorausſetzungen bes $. 181 
de 8.6.8. (oben ©. 237 Erl. 3b) zuläffie. RC. NS. 2A ©, 292 — Meftipr. 2 
©. 493; Bland Bd. 3 ©. 163 Erl. 2b. 
©. 215 Erl.1 0. E. Die Löſchung von Rechten, welche unter einer auffhiebenden Bedingung 
eingetragen und durch Ausfall ber Bedingung Binfällig geworden find, iſt eine Be— 
richtigung des Grundbuchs (Centralbl. 1 ©. 767). 
. 216 am Ende des vorlepten Abſatzes iſt nachzufügen: Bgl. Saar im Recht 1901 ©. 43, 
und in ber lehten Reihe der Geite in der Klammer: vgl. Wolff im Recht 1900 ©. 389. 
S. 219 Erl.3 zu 9.25. Die Löſchung erfolgt als Alt der Vollſtrecung der die einftweilige 
Verfügung aufhebenden Entſcheidung. Vollſtrecungsſchuldner ift der Vorgemerkte; ihm 
gegenüber müflen die Borausfegungen der Zwangsvollſtreckung newahrt fein. Gehört 
der vorgemerfte Anfpruch zum eingebrachten Gute der Gläubigerin, jo muß bie Ent« 
ſcheidung aud dem Ehemanne gegenüber vollftredbar fein (E.P.D. 8. 739); es genügt 
aber, daß nad; Inhalt der Entfcheidung die Frau den Rechtsſtreit „im Beiſtand ihres 
Mannes“ geführt Hat. Rechtfpr. 3 ©. 4. 
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. 225 Abſ. 1 a. E. Die im Nachtrage S. 354 angeführte Entſch. 2 S. 50 iſt auch K. G. N.F. 


2A 6.281 abgebrudt. Bol. auch Rechtſpr. 2 ©. 412. 


. 225 Erl.2b. Vgl den Nachtrag zu ©. 67. 
. 227 Erl. 28, Die Bewilligung der pfandfreien Abſchreibung eines Trennftüds feitens des 


Hypothefengläubigers bedarf ber Form bed 8.29 Gap 1 (Gentralbf. 1 ©. 514), ebenfo 
eine zur Grundbuchberichtigung erforderliche Erklärung (ebd. ©. 927, a. M. ebd. ©. 618). 


. 228 Erl. 4b Abf.1. Durch das Meichögef., betr. die frei. Gerichtöbarkeit ꝛc. in Heer 


und Marine, vom 28. Mai 1901 (R.&.BI. ©. 185) find ferner „im Felde“ die Kriegs⸗ 
gerichtsräthe und Oberfriegögerichtöräthe für zuftänbig erklärt. 


. 231 Abſ. 3 am Schluffe. A. M. au D.L.G. Dresden (Mehtipr. 3 6.72). Nad der 


Anfiht diefes Gerichts genügt auch jept noch die Formel: „vorgelefen, genehmigt, 
unterſchrieben“. — Unrichtige Angabe des Tages macht das Protokoll nichtig 
Enſch. 2 S. 119). 


. 231 Abſ. 4. Im der 8. Reihe iſt Hinter „Rechtſpr. 1 ©. 408* einzuſchalten: Centrafbt. 1 


©. 55, 685. 


. 232 zweite Reihe. Vgl. gegen biefe Entid. des K.G. Rausnig im Recht 1901 ©. 36. 


Siege auch Centralbl. 1 ©. 700, 841. 


. 232 Erl. d. Die Vorlage der Urſchrift eines von einem anderen Amtögericht aufgenom- 


menen Prototoliß genügt trog ber Vorfhrift des rt. 42 des preuß. freim. GG. 
Gentralbl. 1 ©. 447. 


. 233 Erl. 5b. Mafgebend für die Beantwortung ber Buitändigfeitsfrage ift daB Landes- 


geieß des Staates, in dem die Beglaubigung ftattgefunden Kat. gl. ©. 229 bj. 3 
und Gentralbl. 2 ©. 121. 


. 234 Abſ. 2. Vgl. Joſef im Centralbl. 1 ©. 841 über die Beurkundung bon Erklärungen 


oder bie Unterfhriftsbeglaubigungen geſchäftsbeſchränkter Perſonen. 


©. 235 Erl.5 a. E. Ebenſo Entſch. (R.I.A) 2 ©. 101 = Rechtſpr. 2 S. 497. 


@ 


. 235 Erl. 6. Ueber ben Begriff der Offenfundigleit vgl. Centralbl. 1 ©. 528. 


©. 237 Exl.3b. Vgl. den Nachtrag zu ©. 213 Erl. 2e, Entſch. 2 ©. 110 und Central» 
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Blatt 1 ©. 969. 


. 237 Erl.3e Sag 4. U. M. Jofef im Eentralbl. 1 ©. 840 ff. 
. 237 Erl.3d. Ueber die Prüfung des Umfangs der Vollmacht vgl. Centralbl. 1 ©. 969, 


980 und Rechtſpr. 3 S. 6. Nach der lepteren Entfceidung des K.G. ift der Grund» 
buchrichter nicht verpflichtet zu prüfen, ob der Beauftragte bei dem obligatoriſchen 
Kaufalgefäfte dem ihm ertheilten Auftrag erfüllt Hat; er kann daher eine Vollmacht 
zur Auflafjung, die mit der Einſchränkung ertheilt it, daß der Kaufalvertrag mit dem 
Auftrag übereinftimme, zurüdweifen und die Vorlage einer Vollmacht mit beftimmter 
Vertretungsmacht verlangen. B 

Die Vertretungsmacht de eine Eintragung beivilligenden Vertreters muß noch zu 
der Beit ber Beglaubigung feiner Unterſchrift beftanden Haben; erft in diefem Nugen- 
blick ift die beglaubigte Erklärung abgegeben. K.G. N.F.2A ©. 276 — Rechtſpr. 2 
©. 390 — Seuff. Ar. 56 Nr. 193 ©. 341. 

238 Abf. 2 Reihe 7. Im Gegenfage zu dem K.G. Hält das D.L.®. Hamburg (Centralbl. 1 
©. 503) die Beſcheinigung des Notare, dab ihm die Urſchrift der Vollmacht vorgelegen 
habe, fiir genügend. 

238 Abſ. 4 Sag 1. Vgl. Eccius in Gruch. 45 ©. 498 gegen v. Rujama ebd. ©. 498, 
fowie Centralbl. 1 ©. 978. 

239 vorlegter Abfap. Die Zuftimmung des Eigenthümers zu einer Mangänderung bildet 
wie Ieptere felbjt feine Verfügung über das Grumbftüd, fonbern nur über das zurück 
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tretende Recht an dieſem. Daher bedarf es, wenn das belaſtete Grundſtück zu dem 
ehelichen Geſammtgute gehört, nur der Zuſtimmung des Ehemanns, und nicht der 
Einwiligung der Ehefrau, Diefe gehört and mict zu den Baffinbetfeiligten im 
Sinne des 8.40. Entſch. (K. J.A.) 2 S. 99. 


. 240 Abſ. 2 lehter Sag. Abweichend v. Kujawa in Gruch. 45 ©. 497. 
. 241 Erl. y. Die Pflegihaft für einen unbelannten Beteiligten (8.8.8. $. 1913) darf 


nur in befien Intereſſe eingeleitet werben. Rechtſpr. 2 ©. 346, 474; Centralbl.1 ©. 904. 
Bei einem vor 1900 eingetretenen Erbfall iſt eine Pflegihaft auf Grund des B. G. B. 
88.1960 ff. unzuläſſig. Rechtſpr.2 ©. 346 (vgl. ©. 258 Erl. 4). Ueber die Boraus- 
fegungen der Pflegſchaft für eine Leibesfrucht vgl. Entih. 2 ©. 116 umb über bie einer 
Nachlaßpflegſchaft aus 8. 1961 ebd. ©. 120. 


. 248 Abi. 4. Bol. über die Unzuläffigteit der einfeitigen Zurücknahme eines von beiben 


Theilen geftellten Eintragungsantrag noch Centralbl. 1 ©. 116, 963. 


252 Mbf. 1a. E. Diefe Berichtigung erfolgt aber nicht von Amtswegen. Bgl. ©. 466 Erl. 2a. 
252 El. 3 Abſ. 1 a. E. Bgl. auch Centralbl. 1 ©. 772. 


. 253 Erl. e Abſ. 2. Streit herrſcht über die Frage, ob ein in Gütergemeinſchaft Iebender 


Ehemann bei dem Erwerb eines Grundftüds die Eintragung einer Hypothek für ben 
Kaufgelbreft auf Grund der Vereinbarungen in dem Kaufvertrag ohne Einwilligung der 
Ehefrau bewilligen kann. Das K.G. NZ. 2A ©. 316 — Entſch. (RI.A) 2 ©. 89 
bat dieſe Frage bejaht (vgl. auch Centralbl. 1 ©. 764, 2 ©. 118), weil das Grund» 
ftüd nur mit der Belaftung Gefammtgut wirb und ohne diefe überhaupt nicht ber 
gütergemeinfdaftlihen Wermögensmafje zuwachſen mwirbe. U. M. Bayer. Oberftes 
Landeägeriht in Hedtipr. 2 ©. 361 und D.L.G. Eolmar im Centralbl. 1 ©. 49 
(vgl. auch ebd. ©. 400). — Bgl. auch den Nachtrag zu ©. 239. 


. 256 Ab. 1 a. E. Letzterenfalls muß die Abſchrift der Niederlegungsverhandlung bem 


Grundbuchamte mit vorgelegt werben. Rechtſpr. 2 ©. 409. 


. 258 Erl. 4. Weber die Unanmwendbarteit des $. 36 auf bie vor 1900 eingetretenen Erbfälle 


dgl. noch KG. NF. 2A 6.185, 5.236, Nedtfpr. 2 S. 470, Centralbl. 1 ©. 130, 
©. 142, 2 ©. 128, ſowie oben ©. 467 rl. 2b. 

266 El. 2. Bor allem ift die Buläffigkeit der begehrten Eintragung zu prüfen. 
Rechtſpr. 3 ©. 3. 

269 Erl. 2 Abſ. 1. 8.40 Abſ. 1 findet aud Anwendung, wenn ber nidt eingetragene 
Hupothefengläubiger die Hypothek vor dem 1. Januar 1900 ohne Eintragung erworben 
hat ( Centralbl. 1 ©. 224). Dagegen kann der Inhaber einer eingetragenen Firma 
nad) deren Erlöfhen Eintragungen ohne vorgängige Eintragung feines bürgerlichen 
Namens bewilligen, da 8. 40 Abſ. 1 für den Fall ber Menderung Iediglich des Namens 
des eingetragenen Berechtigten feine Anwendung findet (ebd. ©. 773; vgl. aber S. 189 
vorlepter Ab). 

269 Exl. 2 Abſ. 2. In denjenigen Fällen, in denen ber Ehemann felbftändig über das 
Gefammtgut verfügen Tann, bedarf es nicht der vorgängigen Eintragung beider Ehe- 
gatten an Stelle des allein eingetragenen Ehemanns in das Grundbuch, da die Bor 
ſchrift des 9.40 Abſ. 1 mit 8.19 im Bufammenhange fteht und nad) ihrem gwede 
(vgl. Erl. 1b) unanwendbar ift, wenn da8 Grundbuchamt die Legitimation bes nicht 
eingetragenen Berechtigten nicht zu prüfen hat. Entſch. (R.J.A.) 2 ©. 99. Ueber die 
Anwendung des 8.40 Abſ. 1 auf den Fall der fortgefepten Gütergemeinſchaft vgl 
Gentralbl. 1 ©. 522. Siehe auch die abweichende Anficht des L.G. Tilfit ebd. ©. 125. 


. 270 Erl. 2. Ueber die Anwendbarkeit des $. 40 auf Eigenthümerhypothelen vgl. Dronte 


im Centralbl. 1 ©. 963, andererfeits Büthe im Recht 1901 ©. 219 und über die 
Löſchung der Hypothet auf Grund einer Quittung Centralbl. 1 &. 618, 653, 928. 
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. 271 Ubf. 4. Bol. über die zweijelhafte Frage, ob die Quittung ob. ä. bem Anerkenntnifje 


gleihzuftellen ift, Schweiger im Gruch. 45 ©. 558 und L. G. Zilfit im Centralbl. 1 
©. 219, andererſeits Dronke ebd. ©. 955 und LG. Edln ebd. ©. 969. 

333 Erl. Ta Abſ. 1. Die Rangänderung kann nad ber Anſicht des K.G. NF. 2A ©. 306 
auf die einfeitige Bewilligung und Beantragung des zurüdtretenden Berechtigten (mit 
Zuftimmung des Eigenthümers) eingetragen werben, bevor die Hypothet, welche im 
Range vortreten fol, eingetragen iſt. — Auch bei Bormerfungen zur Sicherung bed 
Anſpruchs auf Einräumung eines binglichen Rechtes, z. B. einer Hypothek, it die 
Nangänderung zuläſſig. Entih.2 ©. 145. 

284 El. 7b. Siehe auch Redtipr. 2 ©. 509. 

284 fechäte Reihe von unten. Statt „empfohlen“ lies „angeordnet“. Bgl. ©. 506 Er. 2. 

288 Erl. 4 Abſ. 2. Die Angabe der Bruchtheile der Erwerber oder des für die Bemeins 
ſchaft maßgebenden Rechtsverhältniſſes ift kein wefentlicher Beſtandtheil der Auflaſſungs- 
ertlärungen. Centralbl. 1 ©. 967. 

292 Erl.1. Ueber die Anwendung der Vorſchrift des $. 51 auf Hypotheken für in- 
bofjabele Theilſchuldverſchreibungen vgl. Entſch. 2 ©. 147. 


. 296 Erl. 2. Nach der Anfiht des DL.G. Dresden (Seuff. Arch. 56 Nr. 190 ©. 334) 


iſt eine Zwangshypothek, welche für zwei fälſchlich zuſammengerechnete vollſtredbare 
Forderungen von je 300 Mark aus verſchledenen Schuldtiteln eingetragen iſt, feine 
ihrem Inhalte nach unzuläffige Eintragung. 

296 Exl. 3 Abſ. 1. Bol, Wolff, die ungerehtfertigte Löſchung, im Archiv f. civiliſtiſche 
Braxis Bd. 91 S. 366, und Saar, die Berbefierung unrichtiger Grundbucheinträge, 
im Gentralbl. 1 ©. 902, 

298 Erl. co. Bon der Eintragung eines Eigenthumswechſels find nah einer Eutſch. bes 
KG. (Redtfpr. 2 ©. 492) die Hypothekengläubiger nicht zu benachrichtigen, weil ihr 
Recht durch die Eintragung nicht betroffen wird. 

310 Abſ. 1 a. E. Ebenfo Entih. (R.IU)2 S. 83 — RG. N.F. 24 S. 830 — 
rRechtſpt. 2 ©. 273. 

310 Abſ. 2. Dies gilt and, wenn die Theilhypothet als Grundſchuld auf den Eigenthiimer 
übergeht (8.6.8. 8. 1177 Wbf. 1; a. M. Büthe tm Recht 1901 ©. 193, welcher fih 
für die Bildung eines felbftändigen Grundſchuldbriefs in diefem Falle ausſpricht); bei 
der Bildung bes Theilbriefs find oben die Vorſchriften des 8. 65 zu beobachten. 

310 Abf. 3 Uebereinftimmend Centralbl. 1 &. 972. 

310 Erl. 4. Die beglaubigte Abſchrift des Hypothelenbriefs ift von der der Schulburkunde 
zu trennen. Jede bildet eine befondere Urkunde. Bol. 8. 61 Abi. 2 Gap 3 und das 
der Ullg. Berf. beigefügte Dufter C. K.G. im J. M.Bl. 1901 ©. 146 — Rechtſpr. 2 
©. 496 — Entid. 2 ©. 141. 

312 Erl. 5. gl. auch K.G. N.F. 2A ©. 286. 

315 El. 2 0. €. Bgl. die Naditräge zu ©. 82 Anm. 6. 

317 El. 1 a. E. Vgl. Centralbl. 1 S. 656. 

324 Erl. 1 a. €. Einzurüden Hinter „Entf. 1 ©. 210°: — 8.6. N.F. 2A 6. 273 — 
Rechtſpr. 2 ©. 225. Gegen eine Entſcheidung des Grundbuchamis ift auch lediglich 
wegen des Roftenpuntt® nad) Erledigung ber Hauptfadhe die Beſchwerde zuläffig, 
wenn dieſe fi darauf gründet, daß die Entfdeidung zur Hauptſache unrichtig fei. 
Ent. 2 ©. 142. 


. 335 Erl. 3 zu 8.71. Ueber die Buläffigleit der Beſchwerde gegen Bwifenverfügungen 


dgl. noch Centralbl. 1 ©. 522, 2 ©. 9. 
338 Erl. 1a. E. zu 8.75. A. M. Keßler im Eentralbl. 1 ©. 269. 
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©. 329. Den im Beſchwerdeweg ergangenen Entſcheidungen kommt keine formale Rechtskraft 
zu. Die Grundbuchämter können die fachliche Prüfung eines Antrags nicht deshalb 
ablefnen, weil in der, Sache früher eine entgegengejepte Eutſcheidung ergangen und 
unaufechtbar geworden fei. QG. 6 ©. 10; Rechtſpr. 2 ©. 498. 

©. 332 Exl. 3a Abſ. 2. Bgl. Werner im Recht 1901 ©. 275 über die Frage, ob das Ober- 
landesgericht bei der Entſcheidung der weiteren Beſchwerde aus 8.27 der freim. ©.®. 
ungehindert von der Auslegung abgehen darf, welche bie Entſcheidung eineß anderen 
Oberlandesgericht3 einer grundbuchrechtlichen Vorſchrift hat angebeihen lafien, und 
umgefebrt. 

. 334 Erl. 1 Abſ. 2. Wird die weitere Beſchwerde von einem Notar, der nicht nah 8. 15 
den Eintragungsantrag geftellt hat, als Bevollmächtigten eingelegt, fo bedarf es ber 
Unterzeichnung durch einen Rechtsanwalt. Entid. 2 ©. 107. 

©. 353 neunte Reihe. Statt „S. 71 Anm. 2 lies: ©. 71 Anm. 6. 


@ 


Zum IL Theile. 
363 Abj. 1 a. €. ift einzurüden: Entſch. (R.I.U.) 1 &.200 = 8.6.0.5. 2A ©. 273 
= Redtipr. 2 ©. 225. 
363 Erl. 8 a. €. Bol. S. 528ff. 
365 Erl. 3a. Gegen die Entſch. des K.G. vgl. Rausnig im Recht 1901 ©. 6. 
378 Erl. 4a. In der vierten Reihe ift in der Klammer einzufcalten: Rechtſpr. 3 ©. 6. 
379 Exl. f. Ueber bie Vorausfegungen des Eigenthumserwerbs einer Kirchengemeinde an 
einem zum Begräbnihplape gewidmeten Grunbftüde vgl. Q. G. N.F. 2A ©. 297 und 
über die Veräußerung von Grundftüden, die einer Kirchengemeinde als Pfarrwohnungen 
von Dritten zugewenbet find, ebd. ©. 303. 
381 Erl. ka. E. Bol. auch Centralbl. 1 ©. 411. 
382 Erl. 2 Abf. 1. Für Caſſel vgl. die im Grundb.-Einf.-Gef. $. 45 (6. 468 Erl. c) 
angeführten Ablöfungsgefege. 
. 391 letzte Reihe. In der Klammer find noch folgende, bie ideelle Subrepartition zulafiende 
gefeßliche Beftimmungen einzuſchalten: 8.D., betr. die Ablöfung der Servituten ıc. für 
das vormalige Kurfürſtenth. Hefien, vom 13. Mai 1867 (G.S. ©. 716) 9.25 Abſ. 2, 
Grundb.-Einf.-Gef. f. Frankfurt 8.8 (©. 469 Exl.f), U.C. 5. 8.6.8. Art. 36 Abf. 2. 
409. In der 2. Reihe ift Binter „R.G. 16 ©. 136“ hinzuzufügen: Centrafbl. 1 ©. 411. 
S. 451 feste Reihe von unten. Cinzurüden in der Klammer hinter „Gewährsmangels“: 
dgl. R.®. 47 ©. 3083. 
©. 455. Die erfle Reihe des legten Abfages muß beginnen: „Ausfertigungen von nicht 
ſtempelpflichtigen Schriftſtüden (vgl. R.G. 47 ©. 343)". 
©. 469 Erl. ca E. Vgl. über die fortdauernde Gültigkeit des 8.12 der Hefi. BD. v. 
27. April 1767, betr. die Errichtung einer Brandkaſſe, K.G. im Eentralbl. 2 ©. 123. 
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Sadregifter. 
«Die Zahlen verweifen auf die Geiten, die eingellammerten Zahlen und Buchftaben auf die 
Anmerkungen, Grläuterungen oder Vorbemerkungen.) 





A. 


Abbaurecht 17, 29, 33, 47, 143, 150, 163, 
167, 212 ff., 216, 292, 339, 413. 
“nn. Eintragung der 9. im Grundbuch 


Abfindbungsplan 163, 391. 
Adhanden gekommene Grundbücher 347. 
Ablömmlinge. Die künftigen A. einer Befon 
als Berechtigte 188f., 566. Koſten 
A. als Eigenthümer 


Seg ung von 

3 . 

Ablehnung der Grundbuchbeamten 169 f., der 
Gerichtöperfonen ber Beſchwerdeinſtanzen 335. 

Ablöfung von Reallaſten und Dienftbarleiten 
56 (3, 4), 58, 340, 388, 390 f., 468 (o), 469, 
570; von Rentenfgulden 6: 64. 

Ablöfungsrenten 340, 385 ff. 

Adig ſunzſumme bei Rentenſchulden 64, 820, 


——————— auf eine Hwwothel 80 ff. 
Abjhreibung von Grundftüden 156, 160, 506, 
512; von Theilen 161 f., 349, 506, 512, 
522, 567. 

Abſchriften der vorzulegenden Urkunden 168, 
232, aus den Grumdalten und Grundbüchern 
171 ff., 348, 374 ff, 527, 528, 530; der Ur« 
tunden bei Bildung von Theilhypothelenbriefen 
309 f.; „eoglaubigte A. 3745]. Koften 441, 
Stempel 455 f. 

FH jolute Birtung der dinglichen Rechte 1. 


Ab ſtrakte Watır "ber. Einigung ꝛc. 29, 168; 
ber SGrundſchuld 60. 

Abftrakter Vertrag 29. 

Abtheilungen des Grundbuchblatts Af., 148, 
a Fr 507 fi., 545 ff.; des Amisgerichtä 

Abtretung der Hypotheken und Grundfhulben 
77 ff, 220 ff.; des perfönlichen Unfpruds Bei 
der —— 78 (1), des re 
auf Herausgabe des Briefes 75 (2), 7° 
durch Wormerkungen oder Widerfprüde e 
fiherten Rechte 136; Cintragungsfähigteit 





des vertragsmäßigen Abtretungsverbots bei 

Hypotheten 2. 70. Stempel 4527., 454. 

Siehe Uebertragun; 
Astzetungberklärung SBf., 220. 
Anrrüuberung von Theilen 


a 

Aenberung der durch die Hypothek geficherten 
oben 90, 315, 509. ß 

Agn ſortaufsrecht 54 (4). 

ale ve freimilligen Geriäitsbartett 142, 145 fi., 
228, 230 ff, 322. 

Atten 166, 168, 233, 349, 528ff. Siehe 
Grumbatten. 

Aitiengefeißaften 33, 40, 189, 249, 355. 


ernsbelbeiigte 196 f. 

Atzefiortiche Natur ve Oypothel 59 ff., 305, des 
Viandredts 118 f. 

Süimentationdveiäuifle 469 (f). 

Alleinerbe 27: 

Allgemeines Bansrest 2. 

Allodifizirtes Lehen 129. 

Alluvion 42. 

Altenburg 13. 

Altentheil 50, 57, 111, 167, 287, 291, 340, 
562. Löihung 217 ff. Koften 437, 439. 

Alterdzulagelaffe für evangel. Geiſtliche 380. 

Amortiſationsdarlehen der landſchaftl. Kredit: 
anftalten 44Uf., der Hypothelenbanten 413. 

Amortifationsgelehe 242, 340. 


der —E 14, 
150 ff., 162, 343. 


Amtsgericht ald Grundbuchamt 142, 360, 505; 
als höhere Inftanz über den Grundbuchämtern 
350f. Siehe Gericht. 

Amtsletal 195, 354. 

Amtspfitäten 176. 

Amtsriäter. Siehe Grundbuchrichter, Grund⸗ 
buchbeamte. 

Amtöverbänbe 379. 

Amtswegen. Eintcagungen von A. 192 f., 421, 
423, 566; Berichtigungen 295 ff., 569; Ber 
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merfe auf den gopotbetenbriefen x. 311; 
Einforbern der Briefe 311 f. 

Analphabete 230 ff. \ 

Aneigunng eines Grundſtücks 43, 562. 

Anerbengüter 387 fi., 517, 525, 539. 

Anerbenreht 21, 54 (4), 156 (c), 340, 354, 
387 fi., 508, 525. 

Auerlenutniß einer traft Geſetzes erfolgten 
Uebertragung der Hupothefenforderung oder 
Grundfguld 221, 271, 569. 

Anfangstan der Berzinfung einer Hypothel 
ober einer Grundſchuld 66. . 

Anfehtung ber Einigung 29, des biefer zu 
Grunde liegenden obligatorifhen Rechts- 
eihäfts 29, 83 

Anhalt 13. 


432, 201 f., auf eine 
jerichtigung 118, 201, 


Eintragung 200, 
n Rechtes 


215; auf Veftellung eines bingli 
202 


Anftalt des Öffentlichen Rechtes 62, 77, 109, 
340, 444 (8), 525; Hirdfiche U. 190, 379. 

Antheil an einem Grundftüd ober Rechte 15, 
18ff., 36f., 39, 99 (1), 286ff., 356, 504 (2). 

Autichreſe 69, 563. 

Antrag ald Borausfegung einer Eintragung 
180, 191 fi; ung des Cintragunge« 


antrags 193 f.; Zeitpunft_ feines Gens | 


ur Stellung desfelben 


1 ad . 354; Imbalt des 


195 fj., 19 


felben 187f. 224 ff. 566; Form 235; Burlid= | 


nahme 247. Unträge mit Borbehalt 205, 566; 
Reihenfolge der Erledigung mehrerer Ans 
träge 206. Ungerechtfertigter U. 207 ff. 4. 
auf Eintragung einer Judikatshypothet 100, 
236; auf Zöldung einer Hnpothet ober 
Grundſchuld 197, 203, 222, 224; auf An⸗ 
legung eines Grunbbudblatts für ein nicht 
bucungspflihtiges Grundftüd und auf Aus⸗ 
budung deselben 345; auf Ergänzung des 
Hupothefenbriefß 304 (4). Koften 439 (c). 

Antrogäbereitigte 198 ff., 198f., 203 ff., 305, 
354. 


% prinzip 4, 180, 191 ff. 
Anwaltszwang für weitere Beſchwerde 334, 570. 





Sachregiſter. (Citirmethode: 78 (1) bedeutet Sefte 78 Anm. 1.) 


Apstheterprivilegien 419. 

Arbeitöanftalten 431, 444. 

Armenanftalten 431 f., 444 iA). 

Armenregt 191, 431, 444, 566. 

Arreft auf Grundftüde, Arreſthypothelen 94 ff., 
564; während des Konfurfes 121; gegen Bor- 
erben 124. 

Ürreftbefehle 96, 102, 104, 108, 109, 130. 

Artikel, Grundbucartitel 4f., 153. Artikel der 
Örundftenermutterrolle 474 ff. 501. 

Artitelverzeiänig 474, 530. 

Atteft. Siehe Beugnib. 

Aufdenubrung von Urfunden bei dem Grund⸗ 
buchamt 166ff., 349, 528, 530. 

Aufgabeerllärung 28f., 35, 143 (c); Aufgabe 
des Eigentfums 44, 143 (c), 513 (8), 562. 

Aufgebot, Aufgebotsverfahren. Eigentyums- 
erwerb auf Grund eines Aufgebots 44, 562; U. 
bes unbefannten Berechtigien beim vorlaufs⸗ 
rechte ðd, beim Wiederfaufsredhte bei Renten- 
gutern 55 (1), bei den Reallajten 59, bei 

ypotheken und Grundſchulden 86 ff., 93: 
"U. des Hypotheken⸗ ober Grundfhuldbriefs 
79 (1), 276, 317; der Eigentfumsprätendenten 
behufs nachtrãglicher Anlegung eines Grund⸗ 
buchblatts 492 ff. 

Aufhebung ber Rechte an Gru 28f., 
34}, 143; bes Erbbaurehts 46, 164 (‘ 
des Hypothelen · und Grundſchuldrechis 92ff., 
222fj.; der Meallaften 53, des Riekbrauds 
und Pfandrechts an Rechten 118 f., einer Ge 
meinfhaft 18. 

Auflafſung 37 ff., 45, 143, 212f., 246, 345, 
426 (c), 469 (f), 507, 511, 566; Exforbernifie 
der Muflafjung 37f., 144, 213, 352, 354, 
381 f., 562, 569; Berurtheilung zu derſelben 
39, 181, 354, 562; Aufl. von Zrennftüden 
162; örtl. Zuftändigteit des Grunbbuchamts 
145, 565; Pflicht zur Entgegennahme der 
Aufl. 213 (3). Koften 435 f., 438, Sicherftellung. 
der Koften 433. Stempel 448 ff., 532. 

Auflafiungspretstol 144, 213, 227. 

Auflöfende Bedingungen 84, 125, 126. 

Aufnahme von Eintrogungs- und Löihungs- 
bewilligungen und =anträgen 226 fj. 

EN Grundbudblatts 504 ff., 515, 

Auffiht über die Grundbuhämter 142, 322, 
350f., 362. 


Auselmanberfegung einer Gemeinfhaft 18ff. 
inöbefondere der Erben« und @ütergemeins 
fänft 2597, 300, 398, 31 f, 061. Stempel 


Auseinanberfegungsbehörbe 58 (3), 162, 266, 
385 ff., 404 ff., 464. 


Auseinanderjefungäplen 42, 163, 392. 

Auseinanberfegungsverfahren 42, 163, 340, 
344, 345, 385 fi, 389 ff., 469. Gebühren ⸗ 
freißeit 432, 

Auseinanderfegungdverträge 103, 449 f. 

Ausfertigung, volitredbare 104ff., gerichilicher 
und notarieller Protofolle 2327., 306, 374 fi. 
Stempel 443, 455 f., 570. 






Sachregifter. 


Ausführungsbefiimmungen 11 ff. 

Ausbändigung der Urkunden 191, 308f.; 
Hppothefen- oder Grundſchuldbriefs ol. 
8, 308, als Bedingung des Erwerbs des 
Rechtes 75, als Form ber Abtretung 78f., 
der Berpfändung 114, der Pfändung 115. 

Auskunft au dem Grundbuch oder den Grund» 
aften 173, 565. 

Auslagen 431 fu 442 (7). 

Ausländer 242, 256, 340. 

Ausländifge Grundftüde 158, Behörden 267, 
Vereine 243, Urteile 102, öffentlie Ur— 
kunden 229, 354; gefepliche Güterftände 252. 

Ausjheiden, Ausſchli— eines Geſell⸗ 
ſchafters 32. Stempel 449. 

Ausiheiden eines nicht buchungspflichtigen 
Srunbftüds aus dem Grundbuche 345, 506. 
Koften 429, 438 (b), 440 (h). 

Ausſchliehung der Grundbuchbeamten 169, der 
Gericht8perfonen ber Beichwerbeinftangen 335. 

Ausfhlugurtheil 44, 86ff., 276, 317. 

on licher Bertauf bes belafteten Grund« 
ftid8 69. 

Austaufh von Feldestheilen 414, 420 fi. 

Auszug aus dem Grundbude 173, 376, 527, 
als Theil des Hypothetenbriefs 303f. 537; 
aus Urkunden 306, 375 f.; aus dem Steuer⸗ 
Bude 162, 522 ff, Koſten 441 (m), ‚Stempel 


“um. ‚Siehe Altentheil. 
Avuifion 4: 
B. 
Baben 6, 13. 
—X8 340, 456 ff, 508. Koſten 429, 
e). 
Bahngrunbbuß 458 ff, 525, 540. Koften 430, 


Behneruhite 34, 47 ff., 472. 

Banntehte 17, 

Bänerlihe —* rede 2ıf. 

Baugeleifäuften, ‚Baugenoftenfäften. Ge 
bührenfreideit 

Bäume 16, 45. 

Bansrbuungen 383 f. 

Bauunternehmer. Anſpruch auf Sicherungs- 
hypothet 62, 77, 353, 

et 0 45, 62, 77. Siehe Gebäude. 
jayern 

Beamte. Seht auf Einfiht des Grundbuchs zc. 
Fe 627, 528. Giehe Grundbuchbeamte, 

jbeanıte. 

Ben fandung einer beantragten Eintragung 
186, 187, 207ff.; bed Gtempelanfapes ar. 

Bedeutung bes Eintrogun antrags 193 f.; 
Hupotheten- und Grundichulbbri 00. dicke 


Wirkung. 

Bedingung 24f., 33, 35, 45f., 84, 113, 126f., 
205, 566. Ungutfgti von Bed. bei der Auf- 
lafiung ıc. 38, 43,46, 127, 565, 566; bebingte 
Berzinfung ber Hhpothefen und Grundfgulden 
65; bedingter Anjprud auf Eintragung als 
Gramdlage einer Vormerkung 26, 127.. Be⸗ 
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dingte Anträge 205, bebingte Bewilligungen 
211. often 429, 439 (c). Siehe Rüdzahlungs- 
bedingungen, auflöfende Bedingungen. 

Befreiung vom Buchungszwange 15, 343ff., 47 iff. 

Befriedigung ber dyeeiget x. 79ff.83 ff.. 
aus dem Grundftüd: 

Befriftung 25, 33, 3, er 43, 65, 84, 113, 
126f., 205, 211, 217ff._ Siebe Bedingung. 

Seulaubigte —2 Siehe Abfchriften. 

Beglaubigu: Erforbernig der öffentlichen 
Bed Yet, Begl. von Unterferiften und 

Sandgeicen hen 2331, 250, 355, 371, 468 (a), 

369 (d), 567; A "rhunden inländifcer oder 
ausländifcher öffentlicher Behörben 229, 364; 
ber Vollmachten 236, 238; ber Abichriften 
374 fi., 527. often 439 (b, c), 441 (p). 
Stempel 455. 

Beglaubigungsform, Beglaubigungsvermert 


[2 
Bearäbuihitätte 21, 570. 
Begründung der Rechte an Grundſtücken 28 ff., 
45, 47, 50ff., 54, 57, 74ff.; von Nieß⸗ 
brauch und Pfandrecht an Beten 114 ff. 
Behändigung von Urkunden 191, 308 f. 
Bebörben 129, 172, 228 f., 262 j., 298, 323, 
334, 377 fi, 527. Siehe Exju 
Beiftand 62, 77, 146, 239 f., 264, 568. 
Belauntmagung ber Entfeidungen des Grund⸗ 
budamts 190 f., 566; der zurückweiſenden 
Verfügungen 208; der Eintragungen 297 ff., 
524 ff. 56 der Entf—heidungendes; ſeſchwerde⸗ 
geriche 328, 329 f., 333 (4); ber Grund» 
uchanlegung 481 ff., 485, deal. 491f., 497. 
Belaftung des Grunditüds 18 ff.; eine® Erb» 
baurechts, Erbpaditredits oder Abbaurechts 
46 f.; ber Rechte an Grundſtücken 18, 110 ff., 
220 ff.; ideeller Antheile 15, 18ff., 36f., 
286f., 289; eines reellen Theile 14f., 160ff.,. 
349, 522, 565. Eintragung 507 fi. Koften 
429, 439 (ec). Siehe Berhuperungsverbot. 
Belaftungsertlärung 221; Form 227 fi. 
Benadriätigung. Siehe "Befanntmahung. 
Berathung 146. 
Bereötigter. Ba des 8. im Grund» 


buch 188 ff., 50: 
— it 527, 528. 
47. 






Bersreitlihe Gebrauchs und Nugungsrechte 3, 


wer derle 4, 150, 413 ff, 2 425 ff, 
470 (2), 500, 518 ff. Koften 442. 
Bergwerköantheile 339, 415, 425 fi. 
veygeruan 33 (4), 42 (2), 339, 414, 
Berichtigung des Grundbuchs 25, 27, 20 ff., 
198ff., 214ff., 339f., 566, 567; ungerecht⸗ 
fertigter Eintragungen von! Antöwegen 29d if., 
569, durch bie Belgmerbeintungen 324; ber 
Beftandsangaben 505, 513. 
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Berihtigungdaniprud 118, 201, 215. 

Berliner Stabtiynode 380. 

Berufögenoffenfdaften 245. 

Beieinigen. Siehe Glaubhaftmachen. 

Beihlagnahme des Grundftiidd 122; des Ber- 
mögens 24, 130. Siege Swangsverfteigerung, 
Bmwangsvollitredung, Pfändung. 

— perſonliche Dienſtbarkeiten 50 ff., 


— Siehe Berfügungsbeichrän- 


— 95, 170, 174, 322—335, 351, 564; 
meitere Beſchw. 330, 351. Belchwerbe I im 
Auffihtswege 142, 330 (1), 362; in Koſten⸗ 
ſachen und Stempelangel ienpeiten 191, 330 
(@), 437 (6), 447 (6). Quläffigteit der 8. 
324, 569; der weiteren 330, 570. Be 
fugniß zur Erhebung 323; Buftänbigteit 325, 
Se 335, 351; Ente, legung 328, 333, 570; 
SEHR 327, 330; Wirkungen 327 ff., 
334,569, 570. B. wegen gefeptwibriger Reihen» 

ge der Eintragungen 207 (5). Mit 8. 
—XR Entſcheidungen als Titel zur 
—— 102. Koften 432 (y), 


( 

Beihnirherett 323. 

Bent 20, 33, 44, 81. 

Befigtonftitut 75 (2), 2. 

Beligtitelberitigung 

Belondere Stelle im Grundiude 152 ff., 342. 

Beflerungsanftalten 431, 444 (8). 

Beftendöveränderung im Katafter 475 ff. 

Beltandäverzeihnik 504 ff., 

Beſtandtheile des EL 15f, 98, 452; 
Zuſchreibung als Beit. 157 ff., 164, 505 f., 
512, 516, 519, 565. 

Beittmmte Bezeihmung des Bereditigten 188 ff., 
der Summe ber Önpotbelen- und Srund- 
ſchuldforderung 59, 225. 

Betheiligte bei einer Eintragung 177, 195 fi., 
210 f., 568, 569; bei einer —ãe 230. 

Betrag von mehr als dreifundert Mark als 
een ber Bimangs- und Nrrefts 
hypothei 97 f., 363, 564. 

Beurkundung. Koften 439 (b, c). Siehe Urs 
funden. 

Benrkundungäregifter 532. 

Bevollmäctigte 100, 174, 197, 236 f., 47 f., 
327, 566, 567. 

Bevormundete Perfonen 240, 264. 

Beweisaufnahme durch Grundbuhamt 187, 
566, durd; Beſchwerdegericht 329 (1). 

Beweiöftüde 187. 

Bewilligung einer ee dern 180, 209 fi.; 
Inhalt 224ff., 352, 3 Form 226ff. 

Bezeiänung des Gamoftüids im Grundbuch 
450f., 342fj., 500ff., 520; in ber Ein⸗ 
tragungsbewilligung ober dem Antrage 224; 
HP, Berechtigten 188ff.; eines Geidbetrags 


Bezirke. Cinzihtung der Grundbücher nad 
Bez. 149 f., 341, , 505. 
Berirlöausihuß 266, 379. 
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geaiettueebänbe STR. ei ei 

ugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
und fonftige Urkunden 65, 167, 187 f., 291, 
303, 305, 352, 354, 484, A87 f.; ; auf Regifter 
und Atten 168, 233, 254, 349, 528 f.; auf 
die Sapung 408. 

Bildung iefe 300 ff. 

Bisthümer 379. Berne 431f. 

Blauloabtretung 79, 22: 

Blinde 230, 234. 

Bobenenengnife 16, 93. 

Srauufäneig 6 , 13. 


Bremen 
Briefpppotketen, Briefgrundiäulden 62 f., 
Kan En 78 f., 114, 210f, 220. 


flicht 443. 
niheil. 


fen A. 
Budführer 170, 172, 176. 
Buanpäfie Grunbfiüde 43, 153, SISH., 


Bübuerreht 16, 47, 163. 
Bürge. Erwerb der Sppatset 81. 


Surgſchaft. Stempel 45: 
Buchhypotheten, rabfguiber 62f., 78, 
Eintragung 211. 





114f., 133, 210f., 488. 
Qureauverwaltung 363, 528 ff. 
Buße 103, 105. 


€. 
safıl er 2 (2), 56 (4), 74, 466 ff., 485 fi., 


Gihiltemmern, Giviljenate 335. 
Constitatam possessorlum. 


Sie * 
tonſtitut. u 


Darlegung des berechtigten Intereſſes 172. 

Darlehusforberung 83, 133. 

Datum der Eintragung 279f., 281; ber Hypo= 
theten- und Grundſchuldbriefe 302. 

Defekte eines Beamten 265 f. 

Deig behorde 266. 

Deichlaften 383. 

Setteratseiihe Wiek der Ein 27. 
ei to! ſirkung der ttragungen 27. 

Denkiärift 9. 

SEE eng ut 
jegenben;. tragung der fünf 
einer beitimmten Berfon ald Berechtigte Pe 

Deutſche Sprache 146, 230f., 234, 355. 

Dienftauffiht 362. 

Dieuftbarkeiten 47 fi., 161, 344 f. 

Dienftbehörbe, die vorgefepte, 525. 

Dienftfiegel 234, 302, 311, 370. 

Dinglide Rechte 18 ff, Entitehung, Leber 
tragung, Inhaltsänderung und Aufhebung 
der dingl. R. 28 ff.; Eintragung im Grund» 
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bude 507 ff, 513; Eintragung im Ans 

SENT "an u 
er )- je jung. 

Diözefen 379. sone 
Dispage 103. 
Dispofitionsniehbraud 49, 352. 
Dolmetiher 146, 230 ff., 355, 362, 371. 
Domänen 378, 471. 
Domänen-Amortifationsrenten 22 (2), 385 f. 
Doppelte Eintragung eines Grundftüds in 

das Grundbuch 154. 
Draintrungsanlage 387. 
Drittſchuldner 115 ff., 201 f. 
Drohung 29. 
Dulbung der Zmwangsvolftredung 107 f. 
Dupiitate. Shempet 455. 
Durdfahrt 288. 
Durchſtreichung des Eintragungsvermertes 285. 


€. 


Ehtheit öffentlicher Urkunden 229. 

Ehe in ihrem Einfluß auf die Verfügungs- 
befugniß 24, 251 ff., 257, 566, 567, 568. 
Ehefrauen 24, 106. Siehe Gütergemeinfcaft. 
Eheleute. Zwangsvollſtreckung gegen biefe 106 f., 

253ff., 257, 566. 
eneliars Güterreht 251ff., 257, 466 (2), 


Ehemann. Deſſen Vermaltungs- und Nutzungs⸗ 
tet 20, 24, 252, 568. 

Ehevertrag 24 (2), 21 ff. 

Ehrenbreitftein 5, 466 ff., 486 fi, 519, 531. 

Eibeöflatt. Verfigerung an E. 

Pr) 
igenhändige Unt: ft 

Eigenthum 36ff. 


231. 


Eigenthümer. Beftellung von Rechten an Grund- 


fhüden 3. ©. des Cigenthümers 34; Ein- 
tagung des Eigenthümers 216, 260f., 393f., 
507, 511; Koften diefer Eintragung 438. 

Eigenthämer-Grunbfhuld 82 ff., Hr 

Eigentöümer-pupothe??, 75, 82f., 117f., 564, | 

ei Siherungs- und Kautionsbhpotheken 61, 

62, 353, 563; Verzicht auf die Eig Hyp. 71; 
Erforderniß der Eintragung des Eigenthümers 
HH Perfugungen über bie Eig. Hyp. 270, 271, 


Eigenthümerverzeichnib 530. 

Eigenthumsbeſchränkungen. Siehe Berfügungs- 
deſchrantungen. 

Eigenihumserwerb, Eigenthumsübergang 37 ff., 
212f., 511, 562; jährliche Nachwetfung über 
den Eigenthumswechſel 535 f. 

Eigenthumsnachweis im Anlegungdverfahren 
486 (c), 491, 494 f. 

Eigentbumsveränderungstifte 478. 

Eiufahrt 158, 288. 

Einführungsgejege. Einführung ber preuß. 
Grundbuchgejege vom 5. Mat 1872 in die 
©ebietstheile des gemeinen und des rheiniſchen 
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Eingangävermert 194ff., 367 f. 

Eingeſchriebene Hülfstafle 244. 

Einigung über den Eintritt einer Rechts⸗ 
änderung 28 ff., 143, 215, beim Eigenthums- 
erwerb 3rff., 212F., bei SVeftellung und 
Mebertragung eines Erbbaurechts, eines Erb⸗ 
pachtrechts und Abbaurechts 45—47, 212ff. 

Einlagebogen 521 f. 

Einiegung ber Beſchwerden 326, 333f. Be: 
fugniß dazu 323. 

Einreden gegenüber der Grundſchuld und der 
Hupothet 60ff., 70, 86, gegenüber Bor 
mertungen 136. 

Einrihtung der Grumndblider 4, 10, 147ff., 
422, 424, 427, 499 f., 504 fi. 

Einfchräntungen bes Eigenthums. Siehe Ver- 
fügungsbeichräntungen. 

Ginihreibungen in das Grundbuch 179. Siehe 
Eintragung, Löſchung. 

Einfiht des Grundbuchs und der Grunbalten 
171f., 348, 363, 527, 528, 570, @ebühren- 
freiheit 441 (o). 

Einfigreht 469 (A). 

Einftellung der Zwangsvolftredung. Wirkung 
auf die Juditkatshypothelen 88, 110. 

Giaftmeitige Anordnung des Beſchwerdegerichts 


Einftweilige Verfügung als Grundlage einer 
Eintragung 183ff., 565, insbeſondere einer Vor⸗ 
merkung oder eines Widerſpruchs 131f., 219; 
Loſchung einer ſoicen Eintragung 219; ald 
Grundlage einer Judikatshypothet 102. 

Einthetlung des Grunbbuchblatts, des Artikels 
af, 147,, 604 ff. 

Eintragungen. Begriff 179, 269, 274, 324, 
345 (da), Wirkung im Allgemeinen 27ff.; 
Imbalt 187 ff. 2: nah ihrem Inhalt 
unzuläffige E 295f. Worgängige Eintragung 
bed Baflivbetheiligten 23, 39, 180, 213f., 
208f., 355, 391, 400 (7a), 568. €, von 
Amtswegen 192f. Ausführung der E. 371 ff. 

Eintragungdantrag 173, 191ff., 224ff.; Form 
235f., 370; Burldnaßme 247. Erjag durch 
Urtheil 565. Siehe Antrag. 

Eintragungäbefehl 187. 

Eintragungsbewilligung 180, 209ff.; 
Voraugfegung der Redtsänderung 29, 226; 
Inhalt 224fj., 352, 364, 567; Form 226 ff. 
368. Stoiten 439. Gtempel 465. 

Sintengungäfähige Rechtsverhältniſſe 17 ff., 561; 
Nebenabreden bei ber Hypothek ıc. 64ff., 6Bff. 

Eintragungsformel 225, 372. 

Eintragungstoften 66 (3), 101. 

Eintragungspringip 1—3, 28. 

Eintragungdverfügung 187, 279, 297, 871 ff. 

Eintragungsvermert 187 ff., 2795, 372. 

Eintrittöret 81. 

Einwand der nicht empfangenen Valuta 133, 
236, 270 (3). 

Eijenbahnen 340, 344, 378, 472. 

Eifenerze. Recht auf Gewinnung von €, im 
Herzogth. Schleſien und in der Grafſchaft 
Gag 55 (1), 413, 420. 


feine 
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Eibzollgeriht 108, 1m 

Eljat-Lothringen 6, 

rcige Gem dach ‚265, 568, Nupniegung 
EL 

Endgältige Eintragung eines durch Bormerkung 
oder Widerſpruch geficherten Rechtes 219. 

Enbtermin 84, 120. 

Enteignung 35, 41, 54 (4), 162, 508, 514. 
Gebührenfreiheit 432; Stempelfreigeit 445. 

Enteignungöbehörbe 266, 525. 

eu - jnungsreht 21, 340. 
nt 


162, 223. 

Entfgeibung des Grundbuhamts 187, bes 
Beichwerdegerichtd 328Ff., 332 f. 

Entftehung der ©, 
Grundftüden 27ff.; ber Gnpotbefen- und 
Grundihulden 74. Siehe Begründung. 

Entwürfe der G. B. O. 7ff., bed preuß. A.G. 11. 

Erbabfindungsrente 388. 

Erbaußeinanderiehung 259ff., 350, 355, 381f. 
Koften 438. 

Erbbaurecht 16, 29, 33, 4 ff. 143, 150, 163f., 
212ff., 216, 246, 260f., 350, 381 f., 508. 
Erbfolge 30, 255f., 259, 467, 568. Koften 

438 (b). Stempel 449. 

Erbe. Ausnahme von bem Srforbernifie der 
vorgängigen Eintragung 271 ff. 

Erbengemeinihaft 30, 36f., Zu, Babt 381f. 

Erbgüter 395, 469 (f). 

Erbleihegut 129, 395 f. 

Erbpadtgut 129, 395 f. 

Erbpadtreht 16, 29, 33, 47, 143, 150, 163f., 
167, 212ff., 216, 292, 339, 413. 

Erbſchaft. Eiehe Nadlafı egenſtände. 

Erbjchaftstauf 30, 352. Ckempel 449, 

Erbiein 167, 2007., 256, 259 ff., 293 f., 381 f. 
467, 568. 

Erdftammgüter 54 (4). 

Erbftollengereihtigkeiten 416. 

Erbtheilung 259 ff., 350. 

Erduerträge 256 fi. 

Erbjindgut 129, 395 f. 

Sroänzung des Inhalts bes Hypothefenbriefs 


Grhökung des Hins ſahes 89f., 353. 

Erinnerungen in Katenfaden 437 (6), ü 
Stempelſachen 447 (6). 

Grienndarfeit der dinglichen Rechte 1. 

Erklärungen. Yorm der zu einer Eintragung 
erforderlichen €. 226f. Ext. des Eigen 
thümers, daß eine Schuldurtunde nicht aus⸗ 
geitellt jei 306. 

Eriaß der Forderung als Entftefungsgrund 
der Eigenthümerhypothet. Siehe Gesicht. 

Grlöfgen der Rechte an Grunbftäden 28ff., 
34f, 46, 52, 55; buch die Smangöver- 
fteigerung dee Grunbftüds 35, Bäff., 263; 
der ber Hypoche zu Grunde liegenden 
Forderung 83f.; der Hypotheken und Grund⸗ 
{hulden 92ff.; von Niepbraud) und Pfand 
recht an Rechten 118. 


itirmethode: 












Ermeflen des Geundbuchamts bei Ertheilung 


jung eines Trennftids aus der Mithaft | 
i 


., ber Rechte an | 
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der Erlaubnig zur Einſicht ıc. 
Beanftandung eines Antrags 208. 
Ermittelungen bes Srundbugamis 187, des 
Beſchwerdegerichts 329 (1). 
Erneuerung der Sopatgelen- ‚ober Grundſchuld⸗ 
briefe 317ff., 869. 
Errungenfhaftögemeinfchaft 254. Siehe Bitter 
gemeinſchaft. 
Erſatauſpruch als Vorausſeung des Erwerbs 
der Hypothek oder Grundſchuld ðO ff., 84ff., 91. 
Erſitzung 33f., 44. 
Erfucen zuftändiger Behörden 180, 194, 211, 
224, WA., 288, 385 fi., 398 f. 
, 378 f., 412 5), 


Erwerböbeihräntungen 
422 (d). 

Erwerbögrund, Eintragung 511. Koften 438 
(b), 440 (h). 

Erwerböprei. intragung 507, 511 (5). 
Koften 438 (b), 440 (bi. Angabe im 
Briefe 537. 

Erzeugniffe des Grundftüds 16, 93. 

Exceptio. Siehe Einreden, Einwand. 

Eriftenz. Nachweis der €. des einzutragenden 
Berechtigten 189. 


172; bei 





8. 


Fähigkeit der Grundbuchbeamten 142. 
Unfähigteit. 

Fahrgerechtigkeiten 17, 419, 420. 

Sahrläffigteit 176 ff., 3761. 

Fahrnißgemeinſchaft 254, 257. Siehe Güter 
gemeinfchaft. 

Sälligfeit des Ainfprußs aus der Hypothek oder 
der Grundſchuld bt 

— — 266, 397 f., 468, 


de Nenſdeitommi Eigenſchaft 24f., 388 f. 
— Koſten 429, 437, 439 (ec). Stempel 
44 

Famtlienfidettommihfolger 31, 258, 271, 399. 

Gemitienfeitammigut 129, 156 (b), 385 ff., 


gamienfbitonmitest 21, 69, 339, 395 fi. 
Familienrath 240, 469 (f}. 

milienſchluß 396 fi. 399, 401. 

‚auftpfand. Siehe Pfandrecht. 
Feldes iheile. Austauſch von F. 414, 3. # 
Senerverfiherungsiumme 507, 511 (5), 5: 
Koften 438 (b), 440 (h). 
Brite: nbftintion. Siehe Nach⸗ 


Glurlarerbe, Siehe Borerbe, 

Firma 106, 189, 250, 286, 503; eines Einzel- 
taufmanns 189. 

Fijchereiberechtigung 419. 

Fijchereirecht 1 340. 

Jibius. Erwerb des Vermögens einer juri- 
ftiihen Verſon 31; Eigentfumsübertragung 
durch Areale "a3; Aneignungsreht 43; 
ee — 77, 340; Grundftüde des 

i8tus 343f., 471; Beräußerung von einer 


Siehe 
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statio fisci an eine andere 41; Haftung des 
Fiskus für Werfegen der Beamten 75ff., 
Br f.; Vertretung 243, 378, 570; Zparge 

vollftredung gegen den Fistus 409, 
Büßzenfreißet 431. Bezeichnung des F. im 
Grundbuche 503 f. 

Flachenab ſchuitte. Sermeflung und Rartirung 
162, 391 (c), 475, 522 fi 

Tläheninbalt 151f. 

Blur 474, 501. 

Slurbud 151, 474. 5; 

Flurbuchsauhũuge 152, io, 530. 

Flurtarie 9, 151, 474 fi. 

Slußbett 42, 340, 

‚lafinfel 42, 340. 
‚orberung als Grundlage der Hnpothet do ff. 
v4, 74, 78 (1), 83ff., 9Of., 305, 314ff.; des 
Pfandrechts 118f. 

Form ber Einigung zc. 29; der Grundbücher 
147; des Xeräußerungsgeichäfts 168, 350; 
des Nachweiſes ber Borausfepungen ber Eins 
tragungen 226ff., 368ff., 567, des Ein- 

he und ber Volimact 238 ff., 
der Burüdnahme des Antrags und der 
Folmadit 247f., 369; ber Erflärung über 
Bereinigung und Bufcreibun, 158; des 
Verzichts auf Venadhrichtigung ds; der Bes 
ftimmung über Aushändigung ber Briefe 
308, 369; der Crllärung über Nichts 
vorandenfein einer Schuldurfunde 306; der 
Zuftimmung zur Ausftellung eines gemein- 
fhaftlichen Dypothekenbriefs 316; des An⸗ 
ag auf Eintragung ober Ausbugjung eines 
Bndungefreien tundftüd® 346; ber Bes 
fanntmadungen, Buftellungen und Behän- 
bigungen 190f., 309, 566; der Erſuchen 266; 
der Beſchwerden 326, 333F., 570. 
rmelle Rechtökraft der Eintragungen 28. 
Emulare um Grundbuch 4 [, 347 ff, 483 
(8), 50 f- Bergwerte 
422; igteiten 424; zum 
Spann und Grunde ildbrief 301, 538, 


Formveränderung 475 fi., 523. 

vortgeſeie Sütergemeinfhaft 31, 36, 357, 
259. Siehe Gütergemeinfaft. 

Gorttetfende Nummer der Einfchreibungen 289. 

Fortireibungen 474 fi. 

% ihreibungsbenmte 162, 474. 

ortſchreibungsgebühr 440. 

Oengmentarifer Charakter der G.B. O. 

Frautfurt a. M. 5, 233, 466 fi., 473 (5), 486 ff. 

Sranzöfifhes Immobilienrechi 6. 

Freiturbereitigungen 384, 416 (d). 

Sreitwillige Gerictäbarteit. Borſchriften des 
freim. &.@. 142, 145ff., 228, 230ff., 322, 
362 f., 567. 

Greiwillige Beräußetung 3. 

Sriften. Berechnung 20. Beſchwerdefriſt 326 
(4), 334. Sriftbeitimmung bet Beanftandung 
eine Antrags 208f. Friſt für die Stempels 
verwenbung 445, 448, 452. 


(Gitirmethobe: 178 (7) bedeutet Seite 178 Erl. 7.) 
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undbücher 151. 
ufion zweier Altiengeſellſchaften 33, 562. 


Gebäude 15, 34, 45, 67, 474, 478 (b), 480 
(g). 501, 524; Verlidfichtigung bei Werth- 
beredinung 436. 

Gebäubeheuerbüger 4, 151, 478 ff. 

Grnäubehtenerungungäwert 501, 502, 505, 


Gehänbetenerrofie 474 ff, 501, 524, 530. 

gehänbefteurrzokenanpänge 479 f., 539. 
Gebraudöredte im Bergrecht 3, 416. 

Gebrehlige 241. 

Geriätstoften 437 ff, Stempels 

jebühren 447 ff. 
— 41 (7), i ff. 
Gefahrdung als — einer einſt⸗ 


weiligen Ve ing 1: 
Gegenleiftung. enatfeitung zur Angabe 
gegen eine &. 182. 


einer Willenserklarun 

Gegensormund 240, 265. 

Geiftestrantheit 241. Siege Germäftsfäbigteit. 

Geldbetrag ber Hypothet zc. BÖf., An- 
[Mn in Hislaemäbrung 225, mit — 

— — als Borausſetzung ber Judilats⸗ 
— 96, als Gegenſtand des Pfandrechts 

112 ff, 201 


Geltungägebiet” der BBR. 337, der preuß. 
Srundbuchgefege 5 

Geltungstermin he "SB. 336f. Siehe 
Inkrafttreten. 

Gemartung 474, 500, 520. 

Gemeinbeberetigungen 165, 419. 

Gemeindebezirk 149, 499. 

Gemeinden 344, 444 (B), 471, 5031. 

Gemeinbenupen 419. 

Gemeine Lalten 2, 3, 382 ff. 

Gemeinheitötheilung 21, 35, 42, 163, 340, 
389 ff, 469, 508. 

Gemeiuſchaft 18Ff., 286 ff., 504, Gemeinſchaft zur 
gefammten Hand 36f., 286ff. Siehe Aus- 
— ung, Erbengemeinſchaft, Guter⸗ 
em 

—— — Rechte 286ff., 504 (2), 507, 
* — enheiten, durch ein Auseiander⸗ 

jahren begründet 340, 344, 345, 
h 2 f., en (e), 504. 

"| @eneniashiiäeesefnemenegnptieten 

. Formular 5: 

we ferien Blatt 158 ff., 341, 342, 400 

7b), 498, 


Genehmigung einer Auffihtsbehörbe 186, 239 ff. 

Generaltommiffton 224, 385 ff., 525. 

Genofienihaften 40, 103, 189, "250, 355, 503. 

Genoflenihaftsregifter 250, 254. 

Geretigteiten 16, 150, 163f., 339, 418 ff. 
Siehe felbftändige ©. 

Gertät. —3* feit —* die Auflaffung 38, 
für, Aufnahme 3 Urkunden 2287., 
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für Beglaubigung 233, für Herftellung von 
Theilöipoigelenbriefen 3 der. Derfietung vo 

Geriätsafiefloren ais Grundbucirichter 360. 

Geritöferien 147. 

Gert 397. (6), 191, 266, 335, 428f. 


469 (f, 8). 
Geriäthiäreise 104 10h, 170, 172, 195, 230ff., 


302, 306, 
367, 515, 526, Ys 
Geriätöfggreibergehüffen or 
Gerißtöfiegel 232, 234, 306. Siehe Siegel, 
Stempel. 
Gerihtiprade 146, 362. 
Gerichts ſiand des Fistus 177 (6). 
Geritöftelle. Auflafjung zc. außerhalb der⸗ 
felben 354, 370. 
Geriätötage 213, 370 (4). 
Gefammteigentfum 36f., 286ff. 
Geſammtgrundſchuld. Siehe Geſammthypothek. 
Geſammtgut. Siehe Gütergemeinfchaft. 
Gefammthandsverhältnik 36f., 286 ff. 
Gelammißnpsibet &, 83ff., ff, 98f., 307, 


12, 
— — ———— 307, 312 ff. Formular 


———— — Siehe Rechtsnachfolger. 
Gejammtiäuldner 81. s 
Gefandte 229. 

Gejhäftöfähigteit 23, 28, 186, 234, 237, 369. 

Geiäitslotal 195, 354. 

Geidäftsordnung 528 ff. 

Geihäftsvertheilung 290, 835, 361. 

@ejdihte 1ff. — —— der 8.8.0. 

6ff., des preuß. U.®. 11f. 

Gejäwaberaubitenre 228, 233. 

Gefellihaft 36, 242f. Ausſcheiden eines 
Geſeliſchafters 32, 352, 562, Stempel 449[.; 
Mebertragung von Grundtüden auf die Geſ. 
und von Gejelfchaftögrundftüden auf die Ges 
felfehafter 39f., 352, 562, Stempel 449f.; 
Smangevolftredung in das Geſellſchafts⸗ 

ermögen 107, in Antheile an diefem 287. 

erilacn mit beiränfter Haftung 40, 


Gefelflaftöverträge. Stempel 449 f. 

Geſetz über den Eigenthumserwerb etc., preuß. 3 ff. 
Gejeglie Eigentjumsbelchräntungen 23f. 
a Hprach auf eine Eintragung 26 


er eier 9 Woerauch 51. 
Gelehlige Sortanfäredte 54f. 
Gefeglie Zinfen 65. 
Getrennted Güterreit 251 ff. 
Gewalthaber 239ff., 265. 
Gewäfler 15, 344, 472. 
Gewerbeberetigungen 17. 
Gewerbegerite 103 ff. 
Gewerte 4, 32 (7). 
Gewertiaften32 (7), 40f., 415,418, 425 ff.,519. 
Gewinnender Theil 196. 
Glaubhaft mahen 132, 172, 183. 
Gläubiger. Bezeichnung des Gläubiger im 
Grundbuche 188 ff., 566. 
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Gleißjgeitige Anweſenheit bei ber Auflaffung :c. 
375. 213; gl. Berlegung ‚Deriieener 
traguny Partie 206, 280 

Golan 63. 

Gotteöbtenft. Recht zur Benugung eines 
Blaged in einen dem öffentlichen ©. ges 
widmeten Gebäude 21. 

Grenzen 152, 475 ff. 479. 

Größe ber Grunbftüde 225, Angabe im Grund⸗ 
buche 151 ., 501. 

Grubenfelber. Theifung von Gr. 414, 420 ff. 

Grubenvorftand 426 (e). 

Grunbatten 166 ff, 348, 372, 501, 515, 525ff. 
Bahngrundalten 461. 

Srmbsus 147 ff., 427, 504 ff. Siehe Grund⸗ 


bücher, 

Grundbudämter 141 ff., 3607. Verfaſſung 
142, 360 ff.; fachliche Auftändigt feit 142f.: 
örtliche —— 145, 36 

Grundbudertitel 

Grundbudbeamte ſie of, 175 ff., 
279f., 302, 360 ff., 367 fi. 

Grundbuäbelirte 149f., 341, 499, 505. 

Grundbudblatt 152Ff., 504 #. 520 ff. 841 ff. 
gemeinfcaftl. 156ff., 341, 342, 400, 498, 
500; für Erbbaurechte zc. 163F., 413, 808, 
515f., für Bergwerie und felbitändige Ge- 
techtigfeiten 413ff., 518 ff. 

Grundbuchführer 170, 172, 176, 360, 515, 526, 
528 ff., 537. Siehe Grundbuchbeamte, Ger 
richtsſ hreiber. 

Grundbuchordnung, preuß. 3ff., 465. 

Grun dbuqhrichter 170, 172, oc 195, 280, 
302, 312, 360 ff, 367 ff, 515, 528, 537. 
Stel N deſſelben bei der Judilatshypothet 
Yf., 564. Siehe Grundbuchbeamte. 

Grundbuchſyſtem 3, 7. 

Grundbüder. Form und Einrichtung ber 
Grundbüder 4f., 147ff.; Beibehaltung bis⸗ 
heriger Bücher 341ff., 480 fi, 503, 510 fi, 

20 fi.; Amlegung 10, 336, 488 f.; Wiedere 
berftellung 347. Siehe Grundbud, Grund⸗ 
buchblatt. 

Grundbienfibarteiten, Grundgerechtigkeiten 
3, Ks 340, 467, 562. Koften 437, 439, 
446. 


Grundfrebitanflalten. Siehe Kreditanftalten. 

Grunblaften 468 Cr 

Grundfäße. Siehe Prinzipien. 

Grundſchuld. Geſchichtliches 3; Begrifi 59f.; 
Verfchiedenpeit von ber dypothet 59f.; Ent- 
fteßung des Grundihuldrechts 74; Srund 
ſchuld für den Inhaber des Briefeß 63, fiehe 
Inhabergrundſchuld; für den Sgentjämer 63. 
Im Uebrigen fieße Sypothet. 

Grundſchuldoͤrief 300, 320, 537 f.; Aus⸗ 
handigung 75, 3085; Inhalt 320, 301f., 

373f.; Crmeuerung 317; Unbraud- 
Barmadung 319; ®orlegung 277f, 295 
rechtliche edeuning des —E 
76, 78, 114f., 300. Formular 559. Eiehe 
Hppothefenbrief. 
Grumbfteuerbücer 4, 151, 478 ff. 


19, 
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Grundfteuererhebungsbezirt 500, 520. 

Grunbftenermutterrolle 474 ff. 501, 524. 

Grunbftenerreinertrag 501, 502, 505, 537. 

Grundftüd. Begriff 14, 561; Bezeichnung im 
Örunbbuche 150ff., 342ff., 500 ff., 520; in 

intragungsbemwilligung oder dem Antrage 
Br in bem Onpothefenbriete 302, 303; Bes 
ſchränkungen in dem Erwerbe von Grund 
ftüden 242, 340. 

Geundfetbeit 160ff., 505 f., 510 (b), 512 
a, 5 565. 





eeiremekidah, gütergemeinfcjaftliche Ehe, 


31, 36f., 107, 253, 255f., 257, 259ff., 286, 
288, 350, 355, 381 f., 466 (a), 561, 568; 
Koften 438 (b). 
Güterredht, eheliches 251 ff. 
Güterrechtöregifter Zb1f., 254. 
Gütertrennung 251. 
Gutäbezirte 444 (8), 499. 
Gutstompleg 502. 


Haftung fir ferſehen der Grundbuchbeamten 

Hamburg 14, 28. 

andelsgeſchäft 106. 

anbetögefenfhuft 32, Bob, 39, 189, 249f., 
355, 503. Stempel 4491. 

jandelötammern 381. 

anbelöregifter 106, 2497., 254. 

anblungsunfähigfeit 23, "28, 186, 237. 

anbwerfätammer 244. 

jandzeihen 238f. 

ambzeiinung. Siehe Karı 

annoner 5, 54 (4), 56 an 58 (8), 74, 466 ff., 


annoverſche Laudeskreditanſtalt 71 (1), 410. 
arlinger Land 74 (3), 490, 496. 
auberggenofienihaft 266, 525. 
jaubergorbnung 266, 525, 539. 
ausfideitommiß, König. 400 (8). 
äuslerreht 16, 4 
anöberfaflungen ae, oo &. 
etlung der mangelnden Form durch die Aufs 
laffung 168 (2). 
eiratbötonfens 243. 
elgsland 6, 12, 56 (4), 473 (5), 497. 
errenloſe Grundftüde 43. 
errnhutiſche Brüdergemeinde 380. 
efien 5, 13, 233, 466 ff., 473 (6), 486 ff. 
Siehe Raffel, Naffan, Frankfurt. 

ginberufie der Eintragung 18Öff., 207ff. 
öhftbetrag bes Erſahes für den Ball des 
Erlöfchens des dinglihen Rechtes durch den 
Zuſchlag 22, 510 Ei 16); 9. bei Ultimat- 
Bnpothek 61, 89f.; bei Arzeftäypothefen %. 
ohenzollernſche Lande 5, 56 (4), 486 ff. 531. 
olagelber in Bayern 564. 
olzungen, gemeinſchaftliche 392 (7). 
ofpitäler 444 (B). 
ülfäbaue 416, Gi. 
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ütten 422 (e), 519. 
upothet. Geidihtlices 1ff.; Begriff 59f.; 
Vergleich mit der Grundiculd BYf.; Arten 
„ 852; Nebenabreden 64fi., 353; Ent» 
Fehung der Hnpothet 74M.; Eintragung der» 
felben 188, 352, 808 f.; Uebertragung 77ff., 
220ff., 259ff., 509; Webergang kraft Gefepes 
79f.; Inhaltsänderung f., 509; Rang⸗ 
änderung 92; Erlöſchen 92ff.; Verpfändun, 
unb Pfändung und Belaftung mit Niebbrau 
110ff., 509. du einem Familienfibeitonmifje 
2. gehörige $. 395 f. 9. der Kreditanftalte 
408 fj., 570; der Hypothekenbanken 412f. 
Berthberechmun 436. Koſten 439. Stempel 


ine 244. 


Hypothelenbrief 300320, —R Bedeutung 
desſelben 274, 300; für den Erwerb der Hy⸗ 
pothet 75; für die Abtretung 79; die Ver⸗ 
pfändung 114; bie Pfändung 115ff.; Inhalt 
301 ff., 349, 356, 373 6,5 Wısthliehun ung der 
Erteilung 63, 210, 276, 485, 488, h09;. 
orlage 180, 274ff., 295; Herbeiſchaffung 
276f.; Aushändigung —* nadträgliche 
Bermerte 304, 311ff., 374, 669; Erneuerung. 
317 fi., 569; Unbraubarmadung 319; ve 
ber Subitatssypotget 100; nadträglihe 
Bildung befielber 301, 509; Uebergangd- 
vorſchriften 73f.; über Pfandbriefbarlehen 
411. Koſten 429, 430, 441. Formulare 
552 


ppothetensrbnung von 1783 2, 352. 
ppothefenpfänbung 110ff., 564. 
ppothefentitel, geieglicher, 26 (1), 62, 77, 340. 
wpothetenurtunde 2, A, 564. 
ppothelenverpfändung 110 ff. 


2. 
“fl 


534 ff. 
0. Siehe Antheil. 


Rechten 165, 46, 
150, 163, 413 ff. 
Zudofament. Siehe Orderpapiere. 
Inhabergrundſchuld 63, 70, 76, 73, 112, 114, 
116, 144, 245, 277, 3* 321. 
ZInpaberpapiere 61f., 63, 76, 78, 112, 
114, 116, 144, 245, 278, 292, 566. 
Inhan der Bingligen Rechte 22fj.; des Eigen- 
thun8 36; des Erbbauredhtd 45; ber Dienft= 
barfeiten 47 ff.; bes Borlaufsrechts 53; ber 
Dpbotßeten, Grundfgulden, Rentenihulden 
Niekbrauh an Rechten und des 
Benbreite 111; der Eintragungen 187 ff... 
279, der Eintragungsanträge 197f., 2257,; 
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der Eintragungsbemwilligung 224ff., 352, | 
354; der Hypothelen⸗ unb mdſchuldbriefe 
301 ff.. 318, 320. 

Inhaltsänberung der Rechte 28ff., 210, 353; 
der Dienftbarteiten 52; der Reallaften 57f.; | 
der Hypotheken und Grundſchulden 88ff., 
314 ff., 564. 

Iufrafttreten der GB.O. 10, 141 (6), 153, 
336, 481, 489, 492; des materiellen Grund⸗ 
bucjrecht8 3b f.. 153, 481; des U.B. 3. ©.8.D. 
470, der dur das A. G. aufrechterhaltenen 
Borfhriften 470 (8). 

Aunungen, unnsieustäfe, Junnugsver · 
bände 103, 244. 





inftrumentözeugen 230 fi. 

Anterefie an Einfiht 2c. 171 ff. 527, 528. 

Irrthuin als Grund der Anfechtung ber 

Einigung 29, der Auflaffung 216; materiellen 

3. in den Stenerbüchern 476, Ana 480. 
ubitatöhypothet 62, 88, B4ff., 2: 
uriftifhe Perjonen 34, 189f., 241 ff, 344, 
dus. Uebergan⸗ ihres Vermögen aufben iona 
ober, inen Tonfgen Anfailbereilgten 31. 

Jus ad rem 3. 

Jus oforendl 81. 

Iufttgminifter. Veitimmung des zuſtändigen 
Orundbugamts 364. Beräußerungsbefugniß 





A. 


Kalendertag bei Zwangsvollſtrecung 104, 109. 
Kalt in Hannover 414 (1). 

Kammergericit (Oberlanbesgericht) in Berlin 

332 f., 364. 

Kapitalabfindung 390 f. 

Karte 151, 162, 391 0, 5235. Koften 440. 
Rartenblatt ATäf., 50 i. 

Kartirung der Grundftüde 9, 

Aafıl 5; —* &, 56 (4, 74, en, 485 ff., 


Rafknkuratır 43 ff. 
Katafter 151f., 154, 473 ff. 
Retaterauszug 5227. Koften 440. Stempel 


Rufnfergemeinde 94. 

Ratafterlarte 151f., 162, 474 ff. 

Kata ſterkontroleur 58 * 440, 474 ff. 
Kaufverträge. Frempel 44 8 f. 

Kaufalgeihäft 29. 

Rauttonshypntheten 61f., 73, 82, 89, 352, 353, 


—2* 15f. 


Alnder in elterliher Gewalt 239f., 241. 

ſKirchen 190, 344, 379 [., 383, 472: @ebühren- 
freiheit 431. Stempelfreiheit 444. 

Kirchengemeinden 190, 379f., 570. 





Kleinbahnen 340, 456 fi., 472. 


Nleintinderbewabranftalten 444 (A). 
Rloftergrundftüd 344, 472. 

nappſchaftsvereine 444 (A. 

Koburg-Botha 6, 13. 

Robifitationsprinzip 7, 8, 9, 10, 141, 337 f. 
Kohlenabbaugerechtigkeiten 163, 413, 416 fi., 


f 
rieütee Berfafiung der Grundbuhämter 


Roloniatgefetjäaften 2 
Rommandigeieiliünft, he Handelsgefell- 


Rommunalbehörbe als Grundbudhamt 142. 
Rommunelftänbtiiie Grundfrebitanftalten 408, 


Kommunalberbänbe 43, 344, 471. 

Kommunalwege 344. 

Konfufton fein Erlöfungsgrund der Rechte 
an Grundftüden 34, anders bei Nießbrauch 
und Pfandredt an eingetragenen Rechten 118, 
fowie bei Rüdftänden von Binfen ꝛc. 57, 
82, 94. Siebe Beeinigung 

Konturderöffnung. Einfluß der 8. auf vorher 
bewilligte und beantragte Eintragungen 119f., 
auf Bormertungen 136; auf die Berfügungs- 
befugniß des Gemeinfhulbners 120f., 565. 

Konkursgericht 102 ff. 121, 265, 508. 

Konkurdgläubiger 120f. 

Ronturömafle 120f., 189. 

Ronturdtabelle 1025. 

Ronturöverfahren 120. 

Konturävermert 121, 265, 508. 

KRonlursverwalter 103, 245, 265. 

Ronfenspriugip, formeiles 4, 180, 209 ff. 283, 
303; materielle8 186. 

Renfoiisation mehrerer Bergwerke 414, 420, 


Ronfortenftüde 525, 539. 

KRonftitutive, dellaratoriſche Wirkung der Ein- 
tragungen 27. 

Kouſulargericht 102, 229, 232, 233, 337. 

Konjuln 229, 232, 233, 234. 

Ronvalehzenzprinzip 268 . 

Ronventionalfirafe 64, 65. 

Körperſchaft des öffentlichen Rechtes 62, 77, 
109, 175 ff., 340, 525. 

Rorporationen. Siehe Vereine, juriſtiſche 


Berfonen. \ 

Korreal-Hupothelen« und Grundſchulden. Siehe 
Gejammthypotheten. 

Koſten 65f., 5 94, 104, 104, 114, 116, 191, 
372, 428 fi., 563. 

Roftenfeiekungsbeiluk 102f., 108. 

KRoftenforberung als irgenftanb der Zwangs 
einteagung 97f., 101f., 435. 

Kofteniäuldner AS fl. 

Kraftloserflärung der Urkunden, ſiehe Auf: 
gebotöverfahren; der Vollmacht 238, 

Krantenanflalten 431, 444 (B). 

Krantentaflen 244. 

Krebitanftalten, Krebitinftitute 65, 67, 68, 352, 
408; Iandidaftliche oder  aiterihaftl. 68 (2), 
71 (1), 103, 105, 341, 408 ff. 
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Nrebitbireftton 404 ff. 

Krebitwerträge. Stempel 453. 

Kreife 379, 505. 

Kriegsgerichtsrath 567. 

NRulturart 152, 225. 

Kündigung, Künbigungsfrift, Beſchräntung bes 
Kündigungsrehts 66f., 340; bei Darlehen 
der Hhpothefenbanfen 412. Stempel für 


Abänderung der Kündigungäbebingungen 455.. 


Künbigungstoften 65. 78, 116. 
Küfteret 190. Gebührenfreiheit 431. 
Kurze 4, 415, 425 ff., 518f. 


2 

Rage der Örunditüde 225. Angabe im Grund» 
bude 151f., 501. * 

Zagerbu 151. 

Landabfindung 391. 

Landesherren landesherrl. Familien 338, 344, 
400 (8), 473 (3). 

Landesjuftizuerwaltung 11, 141, 147, 151, 
453, 155, 162, 166, 168f., 1725., 285, 348f. 

Landestommunalverband 378. 

Landeskulturrenten 131 (2), 276, 283f., 387. 

Landeötulturrentenbanten 266, 387. 

Landesrechtliche Beftimmungen 10ff., 141, 142, 
147, 151, 163, 232, 276, 301, 312, 337— 351, 
357 


7. 

Landgemeinden 379. 

Landgericht als Beſchwerdegericht 325. Be 
fimmang des zuftändigen Grundbuchamis 


364. 

Landgüterordnungen 469 (N), 507, 562. 

Landrath 266, 524. 

Landſchaftliche Kreditanftalten 68 (2, 71 (1), 
341, 408 ff. 


Landſeen 15. 

Landſtrahen 344. 

Landwirthihaftsfammern 381, 384. 

Laſten, öffentliche 22. 

Lauenburg 6, 56 (4), 467 ff., 473 (5), 486 ff. 

Lebensalter, Lebenszeit. Löſchung zeitlich bes 
ſchraniter Rechte 217f., 470 (); Werth 
berehnung 437, 446. 

Legaliſation 229, 355. Gebührenfreiheit 432. 

Legalitätäprinzip 4, 185. 

Legatar. Siehe Vermächtniß. 

Legitimation eines Vertreters 236 ff. 

geattimationsprüfung 186, 189. 
egitimationsurkunden 167. 

Lehenrecht 21, 54, 69, 339, 400 f. 

Lehnsbehörde 401, 468. 

Lehnseigenihaft als Beſchränkung des Eigen- 
thumsrehts 25, 129, 401 (2). Koflen 429, 
437, 439 (c). 

Lehnsfoiger 31, 258f., 401 (2). 

Lehnsgut 129, 395 f., 400 f. 

Leibesfrudt 189, 241, 568. 

Keibgebinge. Siehe Leibzucht, Altentheil. 

Leibrenten 111. 

Leibzucht 50, 291, 340, 504 (5), 562. Siehe 
Atentheil. 





Bestwillige Berfügungen 256 ff., 260; Ein 
räumung der Berfügungdbefugnik 49, 352, 

Lex eommissoria 68}. 

Kiegenfhoftäfategarien in den Steuerblihern 
476. 


Lingen 74 (3), 490, 496. 

Lippe-Detmold 6, 14. 

Liquidatoren 241, 2495. 

Literatur 137, 353, 565, 569; der Judilats⸗ 
hypothek 95 (2), 564; über die Erfuchen der 
quseinanberfebungabehörben 385; über die 
Verbindung des dbud® mit den Steuer- 
büdjern 473 (1), der Einf.Gejepe 485 f. (für 
Naſſau 138). 

gitigtofität eines Grundftüds 128F., 135 (8). 

Löſchung als Vorausſetzung des Erlöjhens der 
Rechte an Grundftüden 28f.; Ausnahmen 
34f.; der Öypotheen und Grundidulden 92ff., 
222; der biefe belaftenden Rechte 223; der 

jepfändeten u. zur Einziehung überwiejenen 
Yp. 564; der Wormerkungen und Wiber- 
fprüche 137, 219,566; bermach Eintragung einer 
Vormerkung eingetragenen Laften 134ff., 
215; der unvererbliden oder fonit zeitlich 
befcjränften Redjte 217 ff., 470 (5); Löfhung 
inhaltlich unzuläffiger Eintragungen von 
Amtswegen 295, überfliffiger Eintragungen 
auf Grund ber Rezeſſe 393; der Pfandbrief- 
darlehen 411; der Kohlenabbaugerechtigkeilen 
418. Borausfegung der 2. in Chrenbreititein 
469 (d). Form der 2. 285, 346 (5b), 506, 
508 ff, 514 (14); Unbrauchbarmachung ber 
Briefe bei der 2. 319. Koften 440. 
Falhungsantrag 196f,, 222, 224. Stempel 


Löfhungsbewiligung 210f., 222. Koſten 
439 (c). 


Löfhungsfähige Quittung 215, 271. 
Löihungsvermert 285. 

Lotal des Grundbuchamts 195, 354. 
Lübeck 14. 


Magiftrat 524. 

Maorkfteine 41. 

Materielle Irrthümer im Kataſter 476, 479, 
4 


Materielleg Konſensprinzip 186. 

Materielles Grundbuchrecht 14ff. 143 ff., 1937. 

Maerimalbypotheten 6Lf., 82, 89, 116. 

Medienburg 13, 17 (1). 

Mehrheit von Eintragungsanträgen 205, 206 ff., 
280 ff.; von Berechtigten 286 ff., 504 (2); von 
Büchern 341 ff. 

Meiergut 129, 395 f. 

Meiningen 13. 

Meliorationdbarlehn 340. 

Meltorationsgenofienihaften 383 f. 

Mehbuden-Gerechtigteiten 419, 424. 

Mebregifter 151. 

Wieth: und Padtzinfen 93. 


Agtlles>Streder, Grumdbugordnung. 5. Muflage 38 
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der Eintragungsbewilligung 224ff.. 352, | 
354; der Oupothefen» und Grunbfeniföbriefe | 
301 fr. 318, 320. 

Inbaltsänberung der Rechte 28ff., 210, 353; 
der Dienftbarteiten 52; bev eallaften D7f.; 
der Hnpothelen und Grundjchuiden 88fl., 
314 fi... 564. 

afttreten der G.B.O. 10, 141 (6), 153, 

6 f., 481, 489, 492; des materiellen Grund⸗ 
buchrechts 35f., 153, 481; des A. G. 5. ©.B.D. 
470, der durch das 10. aufrechterhaltenen 
Borfäriften 470 (6). 

Zanungen, Funungdausfhüfle, Innungsver · 
bande 103, 244. 

Infei 42, 340. 

In tripnen 6. 

Inſflitute, kirchliche 190. 

An 230 ff. 
imtereffe an Einficht 2c. 171 ff., 527, 528, 

Irrthum als Grund der Anfechtung ber 
Einigung 29, der Wuflaffung 216; materiellen ! 
2. in den Steuerbüchern 476, 479, 480. 

Judilatobupothet 62, 88, 94ff., 2 

Juriſtiſche Beriouen 34, 189f., 2a ff, 344, 
503. Webergang ihres Bermögen aufben !isfus 
ober einen fon| —2 Anfallderechtigten 31. 

Jus ad rem 3. B 

Jus offerendi 81. 

Yuftigminifter. Veitimmung bes zuftändigen 
Grunbbugamts 364. Beräußerungsbefugnik 
378. 





8. 


Kalendertag bei Zwangsvollſtredung 104, 109. 
Kali in Hannover 414 (1). 
Aummerseriit (Oberlandesgeriht) in Berlin 


Rapitalabfindung 390 f. 

Karte 151, 162, ur 9 523. Koften 440. 
Rartenblatt 4Taf, 

NKartirung der Ende 9, 151. 

Aulel 3, 5, ne &, 56 (A), 74, 466 fi., 485 f., 
Aufeakmater 431 ff. 

Kataſter 151f., 154, 473 fi. 

Auiefterankiug 822. Koften 440. Stempel 


Relafergemeinbe 474, 

Katafterlarte 151f., 162, 474 ff. 

Kata ſter koutroleur 58 Dr Fu 474 ff. 
Kaufverträge. Stempel 448 

Kaufalgeihäft 29. 

Ranttonshypotheten 61f., 73, 82,89, 352, 353, 


geergetäum 15f. 


Kinder in efterliher Gewalt 239f., 241. 
Kirdien 190, 344, 379 f., 383, 472. Geblhren- 

freiheit 431. Stempelfreil it 444. 
Kirchengemeinden 190, 3797., 570. 
Nleinbahnen 340, 456 ff., 472. 





(Citirmethode: 78 (1) bebeutet Seite 78 Anm. 1.) 


Nieintinderbewahranftalten 441 (A). 
Rloftergrundftüd 344, 472. 
Nnappidaftövereine 444 (A. 

Koburg · Gotha 6, 13. 

Kopifitationäpringip 7, 3, 9, 10, 141, 337 f. 
Kahlenebbangersätigtrten 163, 413, 416. 


23 ff, 518 
Ratrgieitär Berfafiung der Grundbudhämter 


Kalanialg jellfhaften 243. 
Kommenditgeellihaft. Siehe Handelsgefell- 


Saft. 
Kommunalbehörbe als Grundbuchamt 142. 
Rom munelfänbtiiie Grundfreditanftalten 408, 


Rommunalverbänbe 43, 344, 471 f. 

Konfuen ten eilig d der Rech 
'onfufien fein Erldſchungsgrund der te 
an Grundftüden 34, anders bei Riekbraud 
unb Pfandredt an eingetragenen Redjten 118, 
ſowie bei Rüdjtänden von Zinfen ꝛc. 57, 
82, 94. Siehe Vereinigui igung. 

Konturderöffnung. Einfluß der K. auf vorher 
bewilligte und beantragte Eintragungen 1191, 
auf Bormertungen 136; auf die Berfügungs- 
befugniß des Gemeinfhulbners 120f., 565. 

Konkursgericht 102 ff. 121, 265, 508. 

Ronfarsstäubiger 120f. 

Kontursmafle 120f. 1: 

Konkurstabelle 1027. 

Kontursverfahren 120. 

Konturävermert 121, 265, 508. 

Konkurdverwalter 103, 245, 265. 

Konfenäprinzip, formelles 4, 180, 209 ff., 283, 
303; materieled 186. 

Rezieiination mehrerer Vergwerte 414, 420, 

2 


Konfortenftüde 525, 539. 

Kouftitutise, deflaratorifhe Wirkung der Ein- 
tragungen 27. 

Konfulargerit 102, 229, 232, 233, 337. 

Konfuln ya. 232, 233, 234. 

Konnaleßzenzpringip 268f. 

Konventionalftrafe 64, 65. 

Körperidaft des öffentlichen Rechtes 62, 77, 
109, 175ff., 340, 525. 


KRorporstionen. Siehe Vereine, juriftifche 
Berfonen. 
Korreal-Hypotheten und Grundſchulden. Siehe 


Geſammthypotheken. 

Koſten 65f., 28, Fu 101, 404, 114, 116, 191. 
372, 428 fi, 

—— 102f., 108. 

Roftenforberung als Gegenftand der Zwangs 
eintragung 97f, 101f., 435. 

Koftenfhulbner 428 fi. 

Kraftloderflärung der Urkunden, 
gebotöverfahren; ber Vollmacht 2 

Krantenanftelten 431, 444 (B). 

Krantentaflen 244. 

Krebitanftalten, Krebitinftitute 65, 67, 68, 352, 
408; landſchaftliche oder ritterſchafil. 68 (2), 
7ı dd), 103, 105, 341, 408 ff. 


fie Auf 


Sachregiſter. (Citirmethode: 178 (7) bedeutet Geite 178 Ext. 7.) 


Krebitbireltion 404 fi. 

Krebitverträge. Stempel 453. 

Kreife 379, 505. 

Kriegsgerichtsrath 567. 

NKulturart 152, 225. 

Kündigung, Künbigungsfrift, Beichräntung des 
Kündigungsredits 66f., 340; bei Darlehen 
der Hppothefenbanten 412. Stempel für 
Abänderung Der Sinbigungsbebingungen 455. 

Kündigungstoften 65. 78, 116. 

Küfterei 190. Gebüktenfeifet 431. 

Kuze 4, 415, 425 fi., 518. 


2. 


Rage der Grundftüde 225. Angabe im Grund- 
buche 151f., 501. + 

Lagerdu 151. 

Landabfindung 391. 

Zandeöherren, Iandeshertl. Familien 338, 344, 
400 (8), 473 (3). 

Landes juſtizverwaitung 11, 141, 147, 151, 
153, 155, 162, 166, 168f., 172f., 285, 3481. 

Bandestommunalverband 378. 

Landestulturrenten 131 (2), 276, 283f., 387. 

Landeötulturrentenbanten 266, 387. 

Landesrechtliche Beftimmungen 1Off., 141, 142, 
147, Fra 163, 232, 276, 301, 312, 337— 351, 
357 ff. 

Landgemeinden 379. 

Bandgericht als Beſchwerdegericht 325. Ber 
kinmung des zuftändigen Grundbuchamts 


—— 469 (f), 507, 562. 

Landrath 2 

—S Rrebitantaten 68 (2), 71 (0), 
4, 408 ff. 


gandieen 15. 

Landitraßen 344. 

Landwirihſchaftskammern 381, 384. 

Laften, öffentliche 22. 

Lauenburg 6, 56 (4), 467 ff., 473 (5), 486 ff. 

Rehendalter, Lebenszeit. Zöfgjung zeitlich bes 
Ihräntter Rechte 217ff., 470 (); Werthe 
berechnung 437, 446. 

Regalifation 229, 355, „ Sebührenfreipeit 432, 

Legalitätsprinzip 4, 

Legatar. Siehe —E 

Zegitimatton eines Vertreters 236 ff. 

Legitimationsprüfung 186, 189. 

Legitimationsurfunden 167. 

Lehenrecht 21, 54, 69, 339, 400f. 

Lehnsbehörde 401, 468. 

Lehnseigenſchaft als Beſchränkung des Eigen- 
thumsrehts 25, 129, 401 (2). Koften 429, 
437, 439 (c). 

2ehnfolger 31, 258f., 401 (2). 

2ehnägut 129, 395 f, 400f. 

Leides frucht 189, 241, 568. 

geibgebinge, Siehe Leibzuqht, Altentheil. 

Leibrenten 111. 

Leibzucht 50, 291, 340, 504 (5), 562. Siehe 
Altentheil. 
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Bestiwillige Verfügungen 255ff., 260; Ein 
täumung der Berfigungöbehigni 49, 352. 

Lex commissoria 6: 

———— in den Steuerbüchern 


Lingen 74 (3), 490, 496. 

Lippe-Detmold 6, 14. 

Liquidatoren 241, 2495. 

Literatur 137, 353, 565, 569; der Judilats⸗ 
bypothet 95 (2), 564; Über die Erfuden der 
Auseinanderfegungsbehörben 385, über die 
Berbindung des Grundbuchs mit den Steuer⸗ 
büchern 473 (1), ber Einf.Gefege 485 f. (für 
Nafiau 138). 

Sitigiofität eines Grundftüds 128f., 135 (3). 

Löſchung als Vorausſetzung des Erlöfchens der 
Rechte an Grundftüden 28ff.ʒ Ausnahmen 
34f.; der Hypotheken und Grundſchulden o2ff. 

% ber bieje belaftenden Rechte 223; der 
pländeten u. zur Einziehung überwiejenen 

Ss 564; der Bormerhungen und Wider 

prüche 137,219, 566; der nach Eintragung einer 

Vormerkung eingetragenen Laſten 134ff., 

215; der unvererblien oder ſonſt zeitlich 

bejcränkten Rechte 217 f., 470 (6); Löfhung 

inhaltlich unzuläffiger intra, ungen von 

Amtewegen 295, Überfaff iger Eintragungen 

auf Grund der Rezeffe 343; der Pfandbrief- 

barlegen 411; der Roblenabbaugeredhtigfeiten 

418. Borausfeung der 2. in Cprenbreitftein 

469 (d). Form ber 2. 285, 346 (5b), 506, 

; Unbraudbarmagjung der 

2.319. Roften 440 

zälgungsantrag 196f., 222, 224. Stempel 








Löfsungsbewilligung 210f., 222. Koſten 


9 (d). 
Söfdunnöfäbige Puittung 215, 271. 
Löjhungsvermerk 2: 
Lotal des Grundbuchemts 195, 354. 
Lübeck 14. 


Magiftrat 524. 

Mortfteine 41. 

Materielle Irrthümer im Katafter 476, 479, 
480. 


Materielled Konfendprinzip 186. 

Materielles Grundbuchrecht 14ff., 143ff. 193. 

Marimalhypotheten 61f., 82, 89, 116. 

Medienburg 13, 17 (1). 

Mehrheit von Eintragungsanträgen 205, 206 ff., 
280 ff.; von Beredhtigten 286 fj., 504 (2); von 
Büchern 341 ff. 

Meiergut 129, 395. 

Meiningen 13. 

Meliorationsbarlehn 340. 

Neliorationdgenofienihaften 383 f. 

Mehbuden · Gerechtigkeiien 419, 424. 

Mehregifter 151. 

Mieth- und Pachtzinſen 93. 


Ayilies-Streder, Grundbuchordnumg. 5. Auflage. 38 
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Miethe 3, 20, 21f., 467. 

Militärbehörbe 109, 243. 

Vilitarfistus 243. 

zitär erſon 109. 

jährigteit 239. Siehe Setsätetsiget 
ei Siehe Abbaurecht. 

Mitbelaftung 289 ff., 508, a 

Mitberehtigte 286 f. 

Mitbürgen 81. 

Biteigenihämer 34, 39, 158, 286 ff, 504 @), 


Ailcaenthum 16, 367., 39, 158, 286 ff., 356; 
befondere Belaftung der Diteigenifums- 
antheile (Regelung der Benupung, Ausſchluß 
der Kündigung 2c.) I8ff. Koften 429, 439 (c). 

Wieden 30, 36f., 54, 250, Zi1ff., 2361. 

jläubiger 286ff., 289. 

zu ft. Entloffung eined Tremmitids aus 
der Mithaft 162; Vermerk der Mithaft im 
Grundbuch 28 —* 

Mittheilung. Siehe Belanntmagung. 

Mühlengereätigteiten 17. 

Mühlenreht 21, 340. 

Münbdel 240, 264. 

Mündliche Verhandlung 146. 

Mündlichteit der Erklärungen bei der Auf 


fafjung 38. 
— Drtfegaften in der Prob. Hannover 
74 (3), 490, 496. 


Sachregiſter. 


N. 
Rachbarrecht 20. 
Nacerbe 24f., 30, 49, 106, 123ff., 189, 241; 
Eintragung 293, 507. Soften 429, 439 (eo). 
Rahlabgegenftände, Nachlaßgrundſtücke 19, 30, 
a 54, 107, 122, 124, 256, 259 ff. Stempel 


—* gericht 241, ze, Fall 265, 381 f. 
Nadlı N äubiger 121f, 1 
Radial Buioeh, — 121f, 


Bahfänpehuung 108, 

Rachweifungen. Verpflichtung der Grund- 
budämter zur Aufftellung jährliher Nach⸗ 
weilungen 534 ff. 

Nüherredit. Siehe Retraktrecht. 

Namensänderung im Grundbuche 568. 

Namentlihe Bezeichnung des Vollſtrelungs- 
Gläubigerd und »Cculdnerd 106 ff.; des 
Berechtigten im Grundbuche 188, 503. 

Nasciturus 189. 

Raflan Er 12, 467 fi., 473 (5), 497, 504 (6), 

522, 531 


Redenapreben bei Hypotheklen und Grunde 
ſchulden 64 ff. 

Nebenbeftimmungen aus Verträgen oder letzt⸗ 
wiligen Verfügungen 192. 

Rebeneiftungen a Ser Hypothek zc. 65, 78, 
82, 94, 114, 408. 

Keen und Rügen 5, 466 ff, 473 
1), 484 

Nichtigkeit der Einigung 28; des Rechtögeichäfts, | 





(Eitirmethode: 78 (1) bedeutet Seite 78 Anm. 1.) 


welches der Einigung zu Grunde liegt, 29, 
83; ber Auflafjung 216; der öffentlichen 
Urkunden 230ff., 355. Keine Nichtigfeit der 
Eintragung wegen Fehlens des Antrags oder 
der Eintragungsbemilligung 29, 193, 210. 
Niederflagung von Koften 431 (a), 432 @). 
Riekbraud 48ff, 107, 110ff., 217, 223; mit 
Berfügungebefugni 49, 352. Koſten 437, 


Notar, Zuftändigfeit für Auflafjung 38, u 
Aufnahme öffentlicher Urkunden 228f.: 
geglausigung 233; 233; get Aufnahme —— 
barer Urkunden 102, 105, 108; zu use 
einanderfegungen 261; zur Herftellung von 
Theılhypothetenbriefen” 3095. Einſicht des 
Grundbuch ꝛc. 174, 527; Antrags und Be- 
ſchwerderecht 203 ff. 248, 354, 566, 570; 
notarielle Bolmadt zu Auflaſſungen ꝛtc. 
246, Befanntmadung der beantragten Ein- 
tragungen 297. 

Nothweg 21, 508. 


. Notizen aus dem Grundbuche ober den Grund⸗ 


alten 173. 

Rotorietät 235. 

Numerirung ber Parzellen 474 ff., 523, der 
Grundftüde 505; der Srundbuhbände und 
Grundbuchblattet 500; ber einzelnen Boften 
289 (7), 509 ($. 43). 

ARukungsreite, vererbliche und übertragbare 17, 


®. 

Oberbergamt 266, Fu 420 ff. 

Obereigenthum 129, 2 

Obertriegägerichtärath 5 

Oberlandesgericht 331ff., , 351, 364. 

Oberſtes Landesgericht 332f., 335, 351. 

Obligatoriſche Rechte nicht eintragungsfähig 18, 
20; Verfllgungsbeſchränkungen 24; Verträge 
29, 83; Anſprüche auf Eintragung 201 ff. 

Deffentlihe Laſten 22, 382 ff.; Urkunden 228 fj., 
355, 369ff.; Beglaubigung 233f., 371; 
Sammlung 241; Behörden 228, 377 ff.; 
Bege und Gemäfler 344, 383, 472; Anz 
ftalten und Kaffen 431; Tage 507, 512. 

Deffentliher Glaube des Grundbuds 3, 22, 
2%, 27, 55 (4), 70, 76, 78 (4), 101, 122ff., 
128, 152, 177, 194, 218, 226, 318, 340, 
395, 397, 565; bes Erbſcheins 256; des 
geugmifies über die —— des 

eſtamentsvollſtreclers 258 (3b). 
Oeffentliches Jutereſſe Zerit gungsbelchrãn⸗ 
tungen im öffentlihen Int. 2; 

Deffentlighteit der Sedtsneshkimife des Grund» 
befigeö 1, bes grundbuchs 171 fj., ber Grunde 
akien 173, der Verhandlungen por dem Grund⸗ 
huchamte 146. 

Deffentlihteitöpringtp 1, 2, 153, 171. 

Offenbarungseid 312. 

Dffentundigteit 235, 567. 

Sffulatverfahren 192. Siehe Amtöwegen. 

Dffisier 243. 





Sadıregifter. (Eitirmethode: 178 (7) bedeutet Seite 178 Exl. 7.) 


rtupation., Siehe Aneignung. 

Oldenburg 6, 13. 

DOrberpapiere Bin 70, 78, 412, 114, 116, 
245, 278, 566, 569. 

Orbnungäftrafen 146, 266, 312, 394, 493, 494. 

Orbnungsverjäriften 140, 144, 145, 153f., 
161, 193, 207, 213, 269, 274, 280. 

DOrganifation der Grundbuchämter 10, 142 (2). 

Orientirungsnummer im Ratafter 475. 

Ort für die Aufnahme von Urkunden 370. 

Ortsgerichte 233, 469 (f). 

DOrtöfrantentafle 244. 

Dftfrießland 74 (3), 490, 496. 


Pacht 3, 20, 21 f., 467. 

Badtzinfen als, Gegenftand ber Saftung für 
Hypothelen und Grundihulden 9: 

gelfnsebeiite 195 f., 210f., Fr 
jarohialverbände 380. 

Parzelle 474 f., 501. 

Batronatölaften 384. 
atronatsrechte 165. 
erſönliche Dienftbarketten 48, 50 ff. 

Perfönlide ‚Forderung als Grundlage ber 
Hypothet 59ff., 64, 74, 78 (1), an 305, 
des Bfandrehts 118f. 

Ferfönlier Schuldner. Erwerb ber Hypothek 


Berlintigen Erißeinen ber Parteien bei der 
Auflaffın; 
jerjonalfoli in os, 
jerjonalfernituten 48 ff. 

Petroleum 420. 
fandbriefdarlehen 408 ff., 570. 
anbbriefe 68, 408 f. 
fandbudfyftem 3, 6. 
ffandrecht 110ff, 200ff, 223, am einer 
Forderung auf Uebereignung eines Grund⸗ 
jtüds 62, 75f., 114, 201. Bertöberednung 
436, 446. 

Pfändung 110ff, 1909ff, 564; eines Anſpruchs 
auf Webertzagung eine® Grundftüd 7öf., 
201; des Antheils eines Miterben, eines 
Befelfhafters 287. 

Biarren, Piarrvermögen 190, 383, 525, 570. 
Gebührenfreiheit 431. 
farrwittweuthum 190. 
fleger 62, 77, 241, 264, 568. 
fichttheilsanfprud 108. 

Pflichtverlegungen der Grundbuchbeamten 
175ff., 316. 
lanüberweifungsatteft 392. 
läge 344. 

Tenum des Reichsgerichts 335. 

joligeibehörbe 189. 

jolizeipräfidium zu Berlin 266. 

oftgrundftüde 244. 

räbtalfervituten 3, 47ff., 340. 

lenation der Eintragungsanträge ıc. 194 ff., 
7f. 
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Breußifcher Hypothefenbrief 302. 

Breubifches Recht, älteres 2ff.; Ausfügrungs- 
beftimmungen 11f. 

Brimorbialnummer 519. 

Prinzipien. Bublizitäts- oder Eintragungs- 
prinzip 1—3, 28f.: Legalit 
185; materielle8 Konſensprinzip 18 

ip 4, 180, 209ff., 283, 308; 

prinzip 4, 150, 161; Antrags⸗ 

ing, 5 100, 191 ff.: formelles Bubfizitäts- 

prinzip 17 

Bi! Siehe Rangänderung. 












rioritätsprinzip 280 ff. 
rivateifenbahnen 456 ff., 472. 
watfürftenrecht 69, 259, 338. 

®rivatverlauf 69. 

Privatzehntrechte 416, 

Er 188. 

Tape onaunger. Rechtliche Bedeutung 
gSrntefatlonen des älteren Rechtes 2, 25. 
Protokolle der Grundbuhämter 167, 227, 

368ff.; Eingangsvermerf auf ben Prot. 194 ., 

367%; materiellrechtl. Bedeutung eines Ver⸗ 

ftoße8 gegen die Formporſchriften 144, 226. 

Brot. über Beurkundungen 231f.; über Ver⸗ 

theilungstermin 264 ; Einlegung der Beſchwerde 

zu Protofoll 326, 333. 
Brovinzialverbände 378. 

Brozehagenten 174. 

Fracht gericht. Buftändigfeit zu Erſuchen 262; 
au Beidwerden 323. 

Brozebtoften als Gegenftand der Bwangsein- 
tragung 97, 101f. 

Brüfungspflicht des Grundbuchrichters 4, 185 ff. 
214, 354, 565, 567 ; bei ber Jubitatshupotbef 
100; gegenüber Erſuchen zuftändiger Ber 
hörden 266, 391, 394 (3), 568. 

Publizitätspringip 1, 2, 3, 171. 


®. 


Qualififatton der Grundbuchbeamten 142, 3607. 
Quittung 84 (1), 215, 270, 271, 569. 


R. 


Nadiren 510 (8.16). 

Rangänberung 281., 92, 143, 210, 283 f., 508, 
567, 569, 

Rangerbuung der auf demfelben Grundſtück 

eingetragenen Rechte 194, 280 ff.; der Theil 

forderungen 71, 80, 81, 82; der durch Vor— 
merhung gefiherten Medite 134; im An 
legungsverfahren 494, 495. 

Nangverhältnik 281 ff., 508. 

Rangvorbehalt 2827. 

Nealfolium 155. 

Nealgemeinden in Hannover 379 (e), 384, 
391, 472 (2a). 

Realgewerbeberetigung 17, 340, 419. 
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Nealtaften 535ff, 64, 161, 340, 406, 562. 
Koften 437, 439. 

Nealobligation 60. 

Nealrepertorien 477 (3). 

Redt zur Sache 3. 

Rehtsänderung, Vorausfegungen der R. 27ff.; 
Ausnahmen 30ff. 

Rehtsanwälte 103, 146, 174, 334. 

Rechtsbedingung 127, 565, 566. 

Nechtögeihäft. Das einer Eintragungsbeivile 
tigung zu Grunde Tip jende MR. 167F., 246. 

Redtshäusigteit 25, 107, 1981. 

Nehtshülfe 147, 565. 

Rectötonfulenten 174. 

Reghtskräftiges Urtheil als Erſatz der Fe einer 
Retsänberung ober Eintragung erfor lichen 
Willenserflärung 29, 32 (2, 132, 181f., 
211, 277, 308, 352, 565. 

Nedtömittel der Beicjwerbe. Siehe Beſchwerde. 

Rechtönacfolger 104f., 128, 135, 182, 217}. 

Rechtsnorm 330. 

Netöverhältnifie, eintragungsfähige, 17. 

WNeelle Theile 14, 39, 151, 160ff., 349. 

Referendare 360. 





übergang auf das deutſche 
Auberung 243; Grundftärfe 


Rehsabel 339. 

Neihsbant 244. 

Neichsfistus 243, 344. 

Reichsgericht ‚Suftänbigteit für weitere Be 
fhwerbe 332f., 

— — — ——— über die G.B.O. 9. 

Neihawährung 6Aff., 67, 96, 225, 563. 

Reihenfolge der Einigung und Eintragung 29, 
564, der Eintragungen 194, 280ff.; der Er- 
ledigung der Unträge 206. 

Reinertrag 151. 

Setagnitionbgengen 231, 355. 

Relative Unfähigkeit der Grundbuchbeamten 
169, ber Richter, Notare 2c. bei Beurfundungen 
2307, 371; ber beglaubigenden Beamten 
234; ber Gerichtöperjonen ber Beſchwerde⸗ 
inftanzen 335. 

Religionsgeſellſchaften. Stempelfreiheit 444. 

Renten beim Ueberbau ober Nothwege 21, 5U8. 
Siehe Ablöfungs- und Amortifationsrenten, 
auch Reallaften. 

Rentenbanten 58 (3), 266, 385 ff. 

Rentenbantrenten 22 (2), 385 f., 406, 408 (8). 

Nentengüter 21, 53 ff. 339, 352, 337 fi. 406, 
508. Siehe Bicderfaufsredt. 

Rentenſchuld do ff., insbeſondere 63f., 66. Im 
— en fiehe Grundſchuld, Hypothel, Brief- 
ppothel. 

Renienſchuldbrief 320, 537 f. Formular 560. 
Siehe Grund chuidbrieß 

Repräfentaut einer Gewerkſchaft 426 (e). 

Nequifitign. Siehe Erſuchen. 

Reſolutivbediugung. Siehe auflöfende Ber 
dingung. 

Reirekireht 54. 





(Gitirmethode: 78 (1) bedeutet Seite 78 Anm. 1.) 


Reuß 14. 

Revenüenhypotheten 69, 73. 

Negefie 385 ff., 469. Siehe Auseinanderfegungs- 
behörben. 

wi Recht 5, 58 (3), 74, 127 Br 131 

(2), 156 (b), 466 ff., 473 (5), 486 fi. 

Rheinſchifffahrtsgerichte 103, 105. 

Nheinproving 54 (4). 

Nicterlihe Veräußerungsverbote 129. 

Ritlerſchaftliche Exbftammgiiter im Herzogth. 
Sremen mu (4); Rrebitanftalten 68 PX 4 ) 


—8 Recht 1 
Rath, unterftreichen 508 ff, 515 (14), 516 (2a), 


m Zuureni 127 (3), 131 (2). 

Rüdgabe eingereichter Urkunden 308, 372. 

Nüdgriff des Staates gegen den Grundbud= 
beamten 178, 376 f. 

Nüdftände von Reallaſten 57; von Binfen und 
fonftigen Nebenleiftungen 78, 82, 94, 114; 

von zeitlich beihräntten Rechten 2177. 

Rüreht Tungäbedingungen 66ff., 72; Ber 
änderung derſelben 89 f., 509; bei Darlepen der 
Suporbe fenbanten 412. Stempel 453, 454, 

5. 


5. 
Sachſen 6, 13; Prov. Sachſen 58 (3). 
Sand 420. u N 9 


Satzung einer Krebitanftalt 65, 352, 408 ff. 

Schabenderjagklage 177. 

Schätungswerth. intra; X 507, 511 6) 
537. Roften 438 (b), h). 

Schaumburg-Bippe 6, 14. 

Sceingeihäft 29. 

—— 242. Stempel 448. 

Satebbmanndvergleite 103, 105. 

Shieböiprüde 

Seifen btengerrätigteit 17, 419. 

Shirnen-Gerehtigleiten 1m 3 

Sölefien 55 (1), 58 (3), 413, 420, 433. 

eanie, Selen 5, 56 8 @), 363 (IT), 

Säliegung eines Blaites 154, 159f., 164, 
515 ff, 530; für Koblenabbangerechtigfeiten 
418, für Bergwerte 421, 423; eines Bahn- 

rundbugiblatt8 461. 
Shlüflelgewalt 251. 

Schnur 538, 

Schreibgebühren 442 (7). 

Shreibunfundige 230 fi. 

Schreibzeuge 2305. 

Schuldgrund bei der Hypothek 60, 352. 

Schulbdübernahme 80. 

Schuldurtunde. Verbindung mit dem Hypo- 
thetenbriefe 305, 315, 318, 320. SKoften 
439 (ec), 41 (1). 

Säuldverhältntg bei Hypothek 60ff., 352. 

Sqhuidverſchreibungen auf den Inhaber. Siehe 





Sachregiſter. 


Inhaberpapiere. Stempel der Schuldver⸗ 
fchreibungen 453 ſ. 

Schürfunternefmungen 416. 

Schulen 344, 380, 383, 472, 525. Gebühren- 
freiheit 431 f.; Stempelfeiget 444. 

Schutzwaldungen 383 

Schwarzburg-Rui mabt 14. 

Schwarzburg · Sondershauſen 6, 13. 

Säuhgebiete 229, 337. 

Seib — Geredttigfeiten 164, 339, 413, 
418 f., 423 ff. 5185. Koſten 442. 

Separationsreich. Siehe Augeinanderfegungs« 
verfahren. 

GSequefter 76, 201f. 

Sequeftratton. Siehe Buangsnermaltung. 

Serpituten. Siehe Dienftbarl 

et bei der Zmangsvollitredung 
104 ff., 108, 

Siäerftelung der Staatskaſſe wegen der Koften- 
und Stempelforderung 433. Stempel für 
Sicherftellung von Rechten 453, 454 f. 

a 60 ff, 73ff., 82, 88, 9ff., 

Siegel des Grundbuhamts 302, 311 f. 538, 
des beglaubigenden Beamten 234, unter ger 
richtlichen oder notariellen Urkunden 370. 

Sielreht 21, 340. 

Simulation 29. 

Einenlerfuhscher. Siehe Rechtsnachfolger. 

Sitzung 1. 

half 146. 

Sondernanfolger. Siehe Rechtsnachfſolger. 

Spalten d. Örundbuchblatts 5, 505fr., 510 (8.15). 

Sparlafien 242, 381. 

Sperruermerfe 25. 

Speztalttätäpringip 4, 150, 

Spezialtommifiare 385, vis, ie, 394, 525. 

Speztalvollmant 237. 

Sprade. Der deutihen Sprache niht Mächtige 
230, 234, 355. 

Spreden. Am Sprechen Berhinderte 230, 234. 

Spredftunden, Sprechtage 528 f. 

Staat. Uebertragung von Grundeigenthum 
auf einen Kommanalverband 2. 43; Ber- 
trelung 243, 378, 570. Giehe Fiskus. 

Stantdanwaltigaft 177, 437 (5). 

Staatöverträge 267. 

Stabigemeinden 379. J 

Stammgutseigeuſchaft 25, 129, 401 (3). 

Stammgutönadfolger 31, 258, 401 (3). 

Eiummgutäreht 21, 54, sg, 339, 400 f. 
Steinfalge in Hannover 414 (1). 

Stellvertreter. Siehe Vertretung. 

Stempel 234, 370. Unterfdjied von Siegel 302. 

Stempelabgaben 32 (7), 39 (5), 191, 442 ff. 
Vollmachiſtempel 246, 455. 

Stempelfreiheit 41 (7), S44f. 

Steueranfhlag 501. 

Steuerbehörbe 174, 525 ff., 533. 
Gteuerbüner 4, 151, 163, 473 ff., 500 ff., 522. 
Koſten 4: 
Stiftung 8 

des Vermögens auf den Fiskus 31. Ge 








(Eittemethobe: 178 (7) bedeutet Seite 178 Erl. 7.) 


7, 109, 243, 525. Uebergang , 
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bührenfreiheit der milden St. 431f., Stempels 
freibeit 444 (A). 

Stodwerte 15f., 45. 

Stodwerköeigenthum 16. 

Strafgericht 265. 

Strafgerihtlihe Entſcheidungen als vollſtred⸗ 
bare Schuldtitel 103, 

Straßen 344. 

Strahenbautoften 38-4. 

Straßenfluhtlinie 42. 

Streit über die örtliche Zuftändigfett 365, 570, 
im Aintegu ngöverfahren 487. 

Stumme 230, 234. 

Stunbung der Koſten 431. 

Suarez 2. 

Subhaftatton. Siehe Bmangsverfteigerung. 

Sub jeltiv · dingliche Rechte 16, 34, 45, 
4164 fi., 214, 506, 510. 

Subrepartition, ideelle 391, 469 (f), 570. 

Eubfibiarttät der Haftpflicht für Pflichtver⸗ 
lehungen der Grundbuchbeamien 177. 

Subftitutionen. Siehe Nacherbe. 

Sühneverfahren 102. 

Superfizied 45, 419. 

Synagogengemeinden 380, 444, 472 (b). 

ESynbiten der Krebitanftalten 410. 

Synobalorbnungen 379. 

Synodalverbände 580. Gebührenfreiheit 431 f. 





T. 


Tabelle im Konkurſe 102ff. Grundbuchtabelle 
372 f., 515 (8. 18), 5281. 
Tabularerfigung 33. 
Tag der Eintragung 279f., 281, 507. 
Tagebud hr Pi 
Taube, Tau umme 230, 234, 369. 
Zauſchung 29. 
Tanfverträge 437 (h), 439 (b), 449, 
Temporifirende Zmifchenverfügungen 208. 
Termin. Siehe Beriftung. 
Teftament 167, 255 ff., 293f., 568. 
Teſtamentsvollſtrecker 247., 106, 108, 125 f., 
257f., 273, 298; Eintragung 294, 507. 
Theil eines Grundftüdes ET 160 ff. 406 fi., 
522 ff. Siehe Untheil, Belaftung, Theilung. 
Thetlabtretung 79 (1), 309f., 356. 
Theilhypothet 71, 80, 81, 83, 85, 92, 283, 
569. Inhaber = Theilhypotheten und -Cheil- 
grundſchulden 292, 321. 
Theilhypothetendrief 79 (1), 309, 316 (2), 
356, 538, 569, Yormular 554. 
:heilfäfgung 312 (4), 509 (9.13), 514 (14). 
Toritfäuttoerfäreibungen 245, 279, 292, 456, 
4 


Theilung der Grundftüde 52. (Dienftbarfeiten), 
56 (1), 575. (Reallaften, 144 (d), 151, 162, 
47, 505, 510 (b), 512, 522ff, von @ruben- 
feldern 414, 420 ff. 

Thetlungdbefhräntungen oder :verbote 24, 156, 
160, 340, 389, 392 (7), 468 (b). 

Theilungsplan 76, 103, 262ff., 469, 
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Theilgeifion 79 (1), 3097. 

Ihermalquellen in Wiesbaden 419. 

Thon 420. 

Thronlehen 401. 

Tilgung der Hupothek ꝛc. 79}, 83f., 93. 

Tilgungsbedingungen 72. Siehe Rildzahlungs- 
bebingungen. 

Zuetblart es Grundbuchblatts, des Artikels 

Titulus u. modus acquirendi 4. 

Tod des Berechtigten 34, 207ff.; des Voll⸗ 
ſtrecungsſchuldners 106, 182, 273. 

Tradition 1, 2. 

Tranäflription_6. 

Trennftüde. Siehe Theil, Entlafjung. 

Treuhänder 245, 277fj., 279. 

Irigonometrifge Markfteine 41. 


U. 

ueberbau 21, 508. 

Uehergabe bes Briefes 75, 80f. 114ff. Siehe 
Tradition. 

Uebergabevertrag. 
Stempel 449, 

Mepergang, des Eigenthums 37ff.; der dinge 
Tihen Redte 28#.; ber Hnpolßelen und 
Grundſchulden 77 ff. 

Uebergangsvorſchriften 35f., 44, 46, 53, 73f.; 
75 (1), 82 (6), 84 (2), 89, 119, 130, 137, 
178 (8), 252, 258 (4), 294 (6), 338 (2), 353, 
466 f., 561, 563 f. 

Uebertragung der Rechte an Grundſtüden 28 ff.; 
des Eigenſhums 37ff., 344; des Erbbau- 
rechts, Erbpachtrechts und Abbaurechts 46, 
47; bes Vorkaufsrechts 54; der Reallaſten 
57; der Hnpothefen und Grundfdulden 77ff., 
220ff. ;eines ganzenVermögeng,eines Handeis⸗ 
geihäfts 106; eines Pfandrechts 118, 220ff.; 
der durch Wormerfungen oder Widerſprüche 
gefiherten Rechte 136; ber Rechte ber Er— 
werber aus Beräußerungsgeidäften 449. 

Ueberweifung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
113ff. 116f., 199ff., 221, 564; des Kaufe 
geldẽ eines fubhaftirten Grundftüds 

Ueberweifungsbefhluß 221, 271. 

Ultimathypotheten 61f. 

Umfagftener 174, 527. 

Umſchreibung eines Grundbuchblatts 515 ff. 

Umwandlung einer Briefhypothet in eine Buch⸗ 
hypothek, einer Werfehrähypothet in eine 
Sicherungshypothel, einer Hypothek in eine 
Seundfhuld 2c. 88ff., 91, 210, 310, 314, 353, 
509. Stempel 454. 

Unbetannte Betheiligte 241, 568. 

Unbeweglide Sachen 14ff., 46; Vergwerkd- 
antheile 339. 

Unbraugbarmahung ber Briefe 319f., 538, 

Unfähigkeit, relative, der Grundbuchbeamten 
169f.; ber Richter, Notare ꝛc. bei Ber 
urtundungen 230fj.; der beglaubigenden 
Beamten 234; der Gerichtöperfonen ber Be— 
ſchwerdeinſtanzen 335. 


Koften 436, 438 (b), 
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Ungebühr 146. 

Ungewißheit über bie örtliche Buftändigfeit 
365, 570. 

Ungültigteit der Nuflafjung oder jonfligen 
Einigung 28f., 83, 216; der durd_eine 
Hypothek gefiherten Forderung 83. Siehe 
Nichtigkeit. 

Univerfalfideitommiß. Siehe Naderbe. 

Univerjalfucceffion. Siebe Rechtsnachfolger. 

Univerfitäten. Gtempelireiheit 444. 

ne areit des Grundbuds 215. Siehe Bes 
richtigung. 

Unſchäblichkeits zeugniſſe 35, 58, 276, 341, 402 ff., 
424, 469. Koſten 433. 

Untereigenthümer 129, 395 f. 

Untergang eines Grundſtilcls, eines Gebäudes 
34, 46; ber Pfandforderung 119. 

Unterwerfung unter fofortige Zmangsvoll- 
ftredung 70, 102, 188, 355, 563. 

Unterzeihnung des Eingangsvermerfes 195; 
ber Einfhreibungen im Grundbuch 279f., 
373; der Hypotheken⸗ und Grundſquldbriefe 
302, 3731.; der Vermerfe auf diefen 311f., 
374; gerictliher und notarieller Urkunden 
231; der Unträge 236; ber Beichwerde- 
ſchriften 326. 

Unvererbliche Rechte 217 ff. 

Unwiberrufligtelt ber Einigung ıc. 143f. 

Unzuläffige Eintragungen 295 7., 569. 

Urkunden als Grundlage der Eintragungen 
167, 228ff., 369fj., 528; U. auf bie eine 
Eintragung Bezug nimmt 167, 173, 528; 
U. über das einer Eintragungsbewilligung 
zu Orunde liegende Ntechtsgeihäft 167; über 
Die durch Hnpothe gefiherte Gorberung 305 fj., 
315, 318, 320; ‚geriäutihe und notarielle 
230ff., 369f., 374fj., 567; als vollitredbare 
Titel 302; öffentfihe U. 228 ff., 355; 
öffentlid) beglaubigte 233ff., 371; der Reich®= 
tonfuln 232,234; Berrctigungdes Glaubigers 
zum Einfordern der Urkunden 116, 200f. 
276f.; Aufbewahrung der Urt. 166ff., 349, 
528, 530; Aushänbigung der Urfunden 308f., 
372; Zurüdhaltung der Urt. bis zur Koften- 
zahlung 433. Gebühren fir gerichtl. Urt. 
Kr 8, 439. Stempelpflitige Urt. 443, 


Urſchrift oder Abfchrift 168, 232, 256 f., 567. 
Urtheile 102 ff., 181. 
Urtheilsformel 105. 


u. 
Bäterlige Gewalt 2397., 265; Nupniehung 20, 
107. 


Veränderungen 508ff. 514 (13). Koften 439 (d), 
Stempel 453 ff. Siehe Inhaltsänderumg. 
Beränberungsanmelbung 478 f. 
Beranlagungstommilfien. Mittgeilungen an 
die 8. 525 ff., 533. 
Beräußerungsbeigräntungen 340, 


Sachregiſter. (Citirmethode: 178 (7) bedeutet Seite 178 Erl. 7.) 


Beränferungsverbote 24f., 129f., 183, 216, 
265, 389, 508; Nichtigteit der Vereinbarungen 
peiinen Hypothefengläubiger u. Eigenthümer, 

ab dieſer nicht veräußern oder belaften, 
daß jener nicht veräußern dürfe 68f. 

Beräußerungdvertrag. Form u. Verpflichtung 
Aur Borlage 168, :50. Stempel 448 f. 

Verbindung der Grundbücher mit den Steuer 
büdern 150fj. 

Berein 189, 241ff., 352; Webergang des Ber- 
einsvermögens auf ben Fiskus oder einen 
andern Unfallberehtigten 31; Zwangsvoll⸗ 
ftredung gegen V. 107. 

Vereinigte Civilfenate des Reichsgerichts 335. 

Bereinigung von Forderung und Schuld in 
ber Perſon des perfönlihen Schuldners der 
Hypothet79f., 84; von Hypothet (Grundſchuld) 
und Eigenthum 82ff. Siehe Konfufion. Bers 
einigung mehrerer Grumdftiide 157ff., 364, 
505f., 510, 512, 516. . mehrerer Bar« 
zellen im Katafter 475. 

Bereinigungsbeichränfungen oder =verbote 340. 

Bereinsregifter 242, 250, 254. 

Bereinzelungsverbot 156 (b). 

Berfahren bei Eintragungen auf mehrere Grund⸗ 
ſtücke, insbeſ. wenn dieſe in verſchiedenen 
Grundbudamtsbezirten liegen, 290f. 

Berfaflung der Grundbuchämier 142. 

Berfügung über ein Grundſtüd oder ein Recht 
239, 355, 567; 3. von Todesmegen 25ff., 
260, 293 f. 

Berfügungen auf bie Einfhreibungsanträge 187. 
Siehe Eintragungsverfügung. 

a Mr \ ießbraucherd, dem 

ie Verfügungsbefugniß letztwillig eingeräumt 
ift, 49, 352. 

Berfügungsbeihräntungen 3, 23 ff, 27 (3), 

119ff., 161, 216, 352, 507ff., 513. KXoften 


439 (d). 

Bergleihe 230. Stempel 450. Siehe vollitred- 
bare Vergleiche. 

Verhinderung des zuftändigen Gerichts 365. 

Verjährung der eingetragenen und der nicht 
eingetragenen Rechte 27, 35; der Dienitbar- 
feiten 52; der Reallaftrüdftände 57 (2); ber 
vorgemerlten Anfpriche 136; des Schadens- 
erſahanſpruchs gegen den Staat 177. 

Bertehrähypothet 60, 563. 

Berfoppelungdverfahren 389}. Auflaffung und 
Belaftung der Grundftücde während befielben 


Berlierender Theil 195f. 

Berloren aegangene Grundbücher 347. 

Bermädtnik, Vermägtnignehmer 30, 189, 258. 

Zermerl bes Zeitpuntts des Eingangs 194fj. 

Bermerte auf dem Hypotheken⸗ und Grund» 
ſchuldbriefen 304, 311 f., 318, 407 (7), 569. 
Koften 441. 

Bermögensbeſchlagnahme 24. 

Bermögensftrafen 103, 105. 

Bermuthung für das Beftehen des eingetragenen 
Redtes 27. 
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Berpfändung der Rechte an Grundſtücken 114ff. 
Stempel 452 ff. 

Berpfändungserklärung 220 ff. 

Verſehen der Grundbuchbeamten 178 ff. 

Sean ber Gebäude des belafleten Grund⸗ 


Berfiherungsanftalten 244. 

Berfiherungsforberungen 93. 

Berfiherungsgefellihaiten 383. 

Berforgungsanftalten 444 (2). 

Berkaatlihung einer Aftiengejellichaft 33. 

Berfteigerung. Form ber Auflafjung bei einer 
Berft. 38. 

Berfteigerungsvermert 174, Siehe 
Bwangöverfteigerung. 

Bertheilung ber Reallaften und Renten im 
Falle von Barzellirungen 58; einer Gefammt- 
hiypothet ꝛc. 91, 143 (c), 313; der vollſtred⸗ 
baren Geldforderung auf bie einzelnen Grund» 
ftüde 98f. 

Bertheilungstermin 264. 

Bertragäftempel 454. , 

Bertragsftrafe 64, 65. 

Vertrauensperſon 369. 

Bertreter für den jeweiligen Gläubiger 70, 182, 
245, 277f., 279. 

Bertretung 194, 197, 237ff., 2495, 2975, 
327, 566, 567; der Gewerkfchaften 426 (e). 
Siehe Benollmädhtigte. Vertretung der Grund» 
buchrichter 361. 

Berurtheilung zur Wbgabe einer Erklärung. 
Siehe rechtöfräftiged Ürtheil, vorläufig vo 
ftredbare Verurtheilung. 

Verwahrung. Siehe Aufbewahrung. 

Berwaltungszwangdverfabren 104, 266, 312. 

Berweifung auf Alten 168f., 349, 528f. Siehe 
Bezugnahme. 

Berwirrung 156, 158. 

Berzeiänig der Grundftilde 14, 150ff., 343, 
473f1., 505, 508. 

Bersiht_ auf Rechte an Grundſtücken 28 ff., 509, 
auf Eigenthum 44, 507, 513 (Koften 429); 
auf Nüditände von Meallaften 57, auf 
Hypotheken und Grundſchulden 86, 92ff., 
143 (6), auf Niehbraud) und Pjandredit an 
Rechten 118, auf eine fünitige Eigenthümers 
hypothel 71; auf Bekanntmachung der Eins 
tragung 299; auf die Bildung des Hypothelen⸗ 
brieſs 62f., 301; auf befien Borfage 72, 563. 

Verzögerungen im Gefchäftsbetrieb 322 (1). 

Beraugäzinfen 65. 

Biabufte 45. 

Bollmacht 49, 167, 232, 236ff., 247, 308, 566, 
567; Stempel 246, 445, 449, 455. Koften 
437 (h), 439. 

Bollſtreckbare Ausfertigung des Urtheils oder 
fonftigen Titel als Worausfegung der 
Biwangsvollfttedung, insbejondere der Judi- 
tatshypothet 104ff.; des zur Eintragungss 

bewilligung 2c. verurtheilenden Erkenntniſſes 

182; belbforberun en 94, 201f; Schuld- 

aut as 102; Urkunden 102f; Vergleiche 


262ff. 
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Bollſtredbarteit des Urtheils oder fonftigen 
Schuldtitels für und gegen ben Rechtsnach⸗ 
folger ober fonftigen Dritten 104ff., 124 (2), 

128f., 135 (8), 566; gegen ben Nadlabe 
verwalter 122. 

Bollftreckungsbefehle 94, 97, 102. 

Bollftredungägeriht 262j., 276. 

Bollftretungöflanfel 104ff., 184. 

Bolfftredungstitel 94, 100, 102Fff., 200. 

Bolftredungsurtheil 102. 

Bolljiehung der einftweiligen Verfügung 184. 

Boraus 388. 

Borausfegungen ber Eintragungen 179 ff.; 
der Eintragung eines Widerſpruchs oder einer 
Bormertung 131ff.; der Zwangsvollſtredung 
102f.; der einftmweiligen Verfügungen 183. 
Nachweis der Worausfegungen ber Ein: 
tragungen 226ff. 

Vorbehalt. Urtheile unter Borbehalt 102; Un- 
träge mit ®. 205, 566. 

Borbehalte zu Gunften des Landesrechts 10f., 
17, 21, 35, 52, 56, 337—351. 

Borbehaltögut 251 ff. 

Borerbe 49, 106, 123ff., 293. Siehe Nacherbe. 

Borgängige Eintragung des Bafjivbetheiligten 
208 ff., 355, 391 (ce), 400 (7a), 568. 

Bortauförehte 2, 3. 53ff., 388, 565. 

Borlage des Hupotgefen- oder Grundſchuld⸗ 
briefß 2c. 180 (d), 274, 391 (c), 407 (2), 
418 (3b), 4225.; der Schuldurfunde 305; de& 
Beräußerungsvertrags 350. 

Borläufig vollſtrecbbare Schuldtitel 102; Ber- 
urtheilung zur Angabe einer Willenserklärung 
132, 181 (A), 219. 

Borlegung. Siehe Vorlage. 

Bormerkungen. Begriff 25f., 130; Eintragung 
131 ff., 219, 272, 275; Ort im Grundbude 
133 (2), 509 ($. 14), 514; Wirkungen 27, 
126 (4), 129, 134 ff. 215; Uebertragung 136; 
Loſchung 137, 219, 566; Eintragung auf 
Orunbftüdätheilen 161; auf Anordnung des 
Beſchwerdegerichts 328; zur Sicherung des 
Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothek 
653, 565, 569; zur Sicherung bes Anfpruds 
auf &öihung 71, 211, 275, 355, 514, 503; 
bei Jubitatshupotheten 100f., 563, 564; 
während deö Konturfes 171; 3. ©. beanftan- 
beter Anträge 209; bei Anlegung des Grund 
Buchs 484, 487. Koften 439 (d), 440 (g)- 

Bormund 62, 77, 240, 264. 

Bormunbfhaftsgeriht 2397, 253; zuftändig 
zum Erfuhen um Eintragung einer Sicher 
rungsbypothet 62, 77, 264. 

Borrang der Reitjorderung des Hypotheken⸗ 
gläubiger8 vor der Theilhypothel des Eigen« 
thümers, perſönlichen Schuldners ꝛc. 71, 80, 
81, 83, 85, 353, 563. 

Borreätseinräumung 162. Koſten 436, Stempel 
454. Giehe Rangänderung. 

Borſatz 176. 

Vorſchuß⸗, Zuſatze und Nachſchußberechnung im 
Genoſſenſchaftͤonkurſe 103. 











Borſchuß zur Dedung der Gerichtsloſten 433, 
446 (4). 


Borfigender. Mitwirkung bet Ertheilung der 
Volftredungstlaufel 104 f. 

Borftand der Anwalskammer 105; der Ber 
eine und anderer juriſtiſcher Berjonen 241 5.; 
der Handelögefellicjaften 249f., 355. 


W. 


Währung. Siehe Reichswährung. 

Waiſenhaͤuſer 451 ſ., 444 (A). 

Valdeck und Pyrmont 6, 

Baldgenofienfhaften 34 

Waldſchutzgericht 266, 

Baflergenofienichaften 
433, 439 (0). 

aßerrecht 21, 340. 

Siehe Orderpapier. 

Wege 344, 472. 

Wegeverband in Hannover 379 (c). 

Beimar 6, 14. 

Weitere Beſchwerde 323, 330f. Siehe Be 
ſchwerde. 

Werte, mit dem Grundſtück verbundene 15. 










E13 
Koiten 438. 
, 384. Koften 4%, 


Werthberechnung 435 ff., 446. 


Werthieftfehung 322, 435 ff., 446f. 

BWefentlihe Vorſchriften 104, 148f., 1537, 
301. Siehe Ordnungsvorſchriften. 

Beftfalen 54 (4), 156 (b), 473. 

Widerruf der Vollmacht 247. 

Widerſprüche gegen die Richtigleit des Grund: 
buchs 25i., 1307, 352, 485, 487, ; 
Vorausſetzungen ihrer Eintragung 13 
Stelle ihrer Gintengung 510 (8. 14) 
Eintragung auf Grundftüdstheilen 161; ®: 
lage des Briefes bei ihrer Eintragung 274ff. 
Birfungen 133; Webertragung 136; Loſchung 
137, 219, 566; zur Erhaltung von Gin- 
veben 70; 3. ©. des Nadherben 125: megen 
Nihtauszahlung des Darlehns 133, AM, 
36; 3. ©. beanftandeter Anträge 204: 
Eintragung von Amtswegen bei Geſetzes- 
verlegungen 295f.; auf Anordnung des 
Beihwerdegerichts 324, 328; Widerlprudh 
gegen bie Loſchung zeitlich beichräntter Rechte 
217f. Soiten 439 (d), 440 (f, @). 

Wiebereintragung irrig gelöfchter Boften 296 (3). 

WWiederherftellung zerjtörter Grundbücher 347. 

Wiederiaufsrecht 20, 131, 561; bei Renten: 
ütern 21, 34 (7), 53 (3), 54 (4), 55 (1), 39. 

Wiederfehrende Nutzungen oder Leiftungen. 
Werthberechnung 437, 446. W. Geldleiſtung: 
Stempel Beſ 

Wiesbaden 56 (4) 

Winteltonfulenten 174. 

Wirkung der Eintragungen 27, 221; der 
Zwangshypotheten 100 ff.; eines Beritoßes 
jegen bie Vorfchriften des formellen Grund 
—— 140, 144, 145, 148f., 1531. 195, 
301 ff. 








Sachıregifier. (Citirmethobe: 178 (7) bedeutet Seite 178 Erl. 7). 


Wirthſchaftsart der Grundſtücke 251 f., 501. 
ohnungöblatt 298, 530. 

Wohnungsrecht 50, 217. 

Bürttemberg 6, 12. 


3. 


ahlung. Siehe Befriedigung. 

ahlungsbefehl_94, 97, 102. 

ablungsort, Zahlungszeit 67, 82, 89, 509. 

ablungspfliät des Eigenihumers 60 (3). 
Zeitbeftimmungen 24f., 45 f., 205, 211, 217 ff.; 

bei der Auflafjung 38, 43, 46. 


gain der Anträge f 






eitlich befchräntte Rechte a 

eitpumkt des Eingangs ber Eintragungs- 
anträge 194f.; der Eintragungen 279]. 
eriäneben ber Briefe 319. 

eifion. Siehe Abtretung, Hebertragung. 

Zeugen bei der Beurkundung von Rechts- 
geſchäften 230, 355; bei der Beglaubigung 
Fe 234; im Anlegungsverfahren 
494f. 

Zeugnih aus dem Handeld- oder Güterrechts- 
tegifter 167, 249f., 251f., aus bem Bereind- 
regiſter 242, 250, aus dem Genofjenichaftd- 
regifter 250, des Nachlaßgerichts fiber fort- 
gelebte Gütergemeinfhaftund über Teſtaments⸗ 
voljtredung 2575., 294; über Auseinander- 
fegung 259 ff., 350, 381f.; der Rechtskraft 
181 (8). 

Zinſen 57, 60 (2), 61, 65f., 78, 82, 89f., 114, 
10 353, 509. Stempel für Binsänderungen 
4 


Zinserhöhung 80 f., 353, 509. Ctempel 455. 
infeszinfen 66. 
indlofigfeit 65. 
insquittungsfcheine 321. 
insrüdftände 78, 82, 94, 114, 116. 
insfag. Cintragung 65F.; Erhöhung des 
Binsfages 897, 509. Angabe im Hypotheten» 
brieje 304, 537. 
Zinsſchein 456. 
jinävermert bei der Kautionshypothek 61. 
inszahlungstermine 66. . 
Zubehörftüde 93, 157f. Siehe Beftandttheil. 
Zug um Zug. Zznegung einer Leiſtung 


ug um Zug 109, 3 
—— — Beſchwerde 322, 324, 330, 
569. 


ae Siehe Innungen, 

jurücknahme des Antrags auf Eintragung 247, 
568. Koiten 432 (y), 438, 442 (8). 

Zurüdbehaltung von Urkunden bis zur Koften- 
aahlung 433. 

Zurüdführuug des Grundbuchs auf die Steuer- 
bücher 477, 522. Koften 440 (e). 

Zurüdweifung unbegrindeter Anträge 207 f. 

Zufammenlegung von Grundftiiden 21, 35, 
42, 163, 340, 389 ff. 

Zufammenlegungsverbot 24. 
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Zufammenrenung mehrerer Anſprilche bei 
Biwangshhpotheten 98, 353. 
ſatzberechnung 103. 
uſchiag ar de Zwangsverſteigerung 35, 41, 

Zuſchreibung 157 ff., 365 f., 505 f., 510, 512, 
516, 518 f., 565. 
euheneiehen 408 f., 570. 
uftändigfeit der Amtsgerichte zur Führung 
des Grundbuchs 142, 360, 496; jachl. Zuft. 
ber Grundbudämter 142ff.; Bril. Zuft. derf. 
145, 158f., 363 ff., 496, 565; Wedjel in 
diefer Zuft. 515}. für den Singangs- 
vermerf 195, 367 f.; Zuft. fir die Auflaffung 
38, 145; für Erſuchen um Eintragungen 
in das Grundbud 262ff., 469 (e): But. 
vu Aufnahme öffentlicher Urkunden 228 f., 

67; zur Beglaubigung 233, 468 (8), 469 (d), 
567; Zuft. des Nachlaßgerichts 256, 257, 261; 
zum Eriaß einftweiliger Verfligungen 183; 
zur Klage gegen den Staat wegen Berfehen der 
Beamten 177; zur Ausftellung von Erb- 
feinen 256; zur Ertheilung ber Hypotheten⸗ 
Briefe ac. 361; zur Serftellung von Theil: 
hypothetenbriefen 309: für die Veſchwerde 
325; für bie weitere Befdhiwerbe 331 ff., 570; 
der Beamten fir die Aufnahme der Bros 
tofolle 368 ff.; für die Eintragungen in das 
Grundbuch 371 ff. 

Zuftelung als Worausfegung der Zwangs- 
vollfiredung 108; in Grundbuchfachen 1891. 

Quftellungsbevollmädhtigter 298. 

Zuftimmung des Drittberedtigien zu einer 
Rehtsänderung 28f. 89ff:, 94, 118, 143 (d), 
21U; der gleich: und nachftehenben Berechtigten 
9Off., 210; des EigentGümer8 zur Aufhebung 
der Hnpotbel oder Grundihuld oder zur 
Verjhlechterung ihres Ranges 28, 92, 143 
(4), 180 (d), 210, 222f.; des HYpothefen- 
gläubigers zc. zur Löſchung eine die Hypo= 
thef ıc. belaftenden Rechtes 223; Form 227. 

A nungen von Todeswegen 242. 
wangseiniragung vollſtteckbarer Geld⸗ 
forderungen 94ff.; des Eigentuümers 198. 

Zwengähypothefen 62, 88, vn, 273, 353, 

eo Antrag 236. Zw. auf Bahneinheiten 


Zwangbliquidation einer Bahneinheit 456, 
461, 462 (b) 

Zwangäpflit zur Befiktitelberichtigung 2, 180, 
192, 198, 394; zur Vorlage des Hnpotefen- 
brief 312. 

Awangsreihte 17, 340. 

—ã—ã— 103, 136. 

wangsverfteigerung 35, 200; Eigenthums—⸗ 
erwerb im Wege der Im. 41; Wirkung ber 
Beſchlagnahme 122; Recht des Grundſchuid⸗ 
und Hnpothefengläubiger8 auf Zw. 69; Ein- 
tragungen in das undbuch auf Grund 
einer Zw. 62, 76f., 174, 262ff., 507; Bw. 
gegen den nicht eingetragenen Eigenthilmer 

Fi Zw. einer Bahneinheit 460, 464. Koften 

436. 





590 Sachregiſter. (Citirmethode: 


Zwangsperwaltung 69, 122, 174, 200. 264, 
, 411, 507. Zip. einer Bahneinden 460, 

464. Noften 433. 

Zwangsvollſtreckung. Borausiegungen 1U2 ff.; 
Arten 94, 97; Recht bes ‚Hupothetenz und 
Grundichufdgläubigers auf Zw. in di 
Anteil eines Miteigenthümers 37; in das 
FH ee 407, 243, 2867: gegen 
Miterben 30f. ;_ in ben Basics 
4074., 122; gegen FRA 124f.; 
Vereine 2421.; ‚gegen Ehegatten 107, 23 
257; Einftellung 88, 94; Eintragungen im 
Bere der Zw. nad ber Konkurderöffnung 
121; Zw. auf Erwirtung der Herausgabe 
von” Urkunden 116. Zm.Recht der Kredit⸗ 
anpalten 411; Zw. in Bahneindeiten 460, 












78 (4) bedeutet Seite 78 Anm. 1.) 


Zwangsvollſtreckungsklauſel in gerichtlichen 
oder notariellen Urkunden. Zuläffigfeit der 
Eintragung derfelben in das Grundbuch; 70, 
188, 355, 563. Siehe vollſtredbare Urkunden. 

Zwangsvollfirelungstoften als Gegenftand der 
Zudilatshnpothet 101 f. 

Zweifel des beurtundenden Beamten an ber 
Gültigkeit des Geſchäfts 369 (3a), 371 (da). 

Sneie,Oupotbefenbriet Siehe Theilhypothelen⸗ 
brief. 

Zwingende Natur der ſachenrechtlichen Bors 
ſchriften 18, 22. 

Seiaenieheber der Hypothel oder der Grund» 


gurigenpafen bei ber Rangänderung 283. 
Zwifenverfügungen 208, 325 (3), 570. 


derroſs & Biemfen, Wittenberg. 
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